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Aus der fünfzigjährigenGeschichtedesVer- 
eins der deutschen Strafanstaltsbeamten 

1864——1914 

von Pfarrer Schai rer in Tübingen, evangei. Strafanstalts¬ 
geistlicher a. D. 

Als der Verfasser durch die 47 Bände der Blätter für Ge¬ 
fängniskunde und allerlei Aktenstaub dahinwanderte, um 
den Geist einer 50 jährigen Geschichte zu sich und anderen 
reden zu lassen, da ist ihm manch einmal das Wort Goethes 
durch den Sinn gegangen: „Jeder Weg zum rechten Zwecke 
ist auch recht in jeder Strecke“. Zum rechten Zwecke der 
rechte Weg: das war es doch auf der ganzen Wegstrecke von 
1864—1914, von Bruchsal bis Hamburg. 

I. 

1. Da ist schon der Ort genannt, an dem die Wiege unserer 
Gemeinschaft stand, Bruchsal im Badener Land. Um die Mitte 
des letzten Jahrhunderts lebte hier in dem Herzen eines edel¬ 
sinnigen Landesherrn und seiner weitsichtigen Berater ein 
starker Wille zur Gefängnisverbesserung. Der Wille wurde 
zur Tat, die Tat war das Zellengefängnis in Bruchsal, — ge¬ 
rade auf der Linie gelegen, auf der überhaupt um jene Zeit eine 
mächtige Welle der Gefängnisreform dahinzog, — Karlsruhe, 
Heidelberg mit dem Lehrstuhl Mi t term ai e rs, Frankfurt, 1846 
die Herberge des ersten internationalen Gefängniskongresses. 
Das „Mekka“ der Gefängnisleute, — so hieß es dazumal oft von 
der Stätte des ersten ausschließlichen Zellengefängnisses großen 
Stils auf deutschem Boden; man kam nach Mekka zum Pro¬ 
pheten. Und wiederum: von Mekka ging der Prophet aus,vom 
Sammelpunkt der begeisternde Sammelruf, die Losung zum 
Zusammenschluß für alle guten Geister und Kräfte, die in 
Deutschland der Gefängnisverbesserung zugewandt waren. 

Auch bei uns waren ja die Gewissen wach geworden. Ehr¬ 
lich mühte man sich in Nord und Süd, möglichst schnell und 
weit abzurücken von dem beschämenden Nullpunkte, auf dem 
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im allgemeinen die Sache des Gefängnisses und der Gefangenen 
noch um die Jahrhundertwende gestanden war. Aber auch auf 
diesem Felde wuchs und reifte die üble Frucht der deutschen 
Zerrissenheit und Zersplitterung. Da saß man mit allem seinem 
guten Willen ohne Fühlung und Zusammenhang hinter den 
vielen Grenzlinien der buntscheckigen deutschen Landkarte. 
Man sah allenfalls hinauf zu dem oder jenem leuchtendenNamen, 
der Sammlung bedeutete: — Mitterm aier, Dr. Julius, 
Johann Hinrich Wiehern; — Mitterm aier nachmals, wie 
wir sehen werden, mit den Anfängen unseres Vereins aufs engste 
verbunden, die beiden anderen durch innige, sinnige Beziehungen 
verknüpft mit der Stätte der goldenen Jubelfeier. In Hamburg 
sagte der hochbetagte edle Menschenfreund Julius: ,,ich sitze 
hier und warte auf meinen letzten Freund“, bis dieser Freund 
kam im Jahre 1862; vor den Toren Hamburgs liegt das Grab 
Wi eher ns und das „Rauhe Haus“, sein Denkmal aere peren- 
nius. Aber, wie sagte einmal K ro h n e auf einer unserer Tagun¬ 
gen: „Es geht doch nichts über die gemeinsame Arbeit“! Was 
der noch so ehrfürchtige und lernbegierige Blick der Einzelnen 
und Vereinzelten auf ferne Führer nicht zustande bringt, leistet 
sie: lebendigen Austausch der Erfahrungen, Ausgleich der Mei¬ 
nungen, das sichere Auffinden der richtigen Linie, auf der ein 
gesunder Fortschritt weitergeht. Sie hilft zu kräftigen Mannes¬ 
schritten dem guten Ziele zu; ohne sie gibt es nur unsichere, 
ungleichmäßige Kinderschritte, mit denen man mühselig hinten 
drein hinkt, wie man ja auch tatsächlich, namentlich den 
angelsächsischen Nationen gegenüber, mit der Zeit ins Hinter¬ 
treffen gekommen war. 

Aus Erwägungen dieser Art sind nun in Bruchsal Taten 
geworden. In dem Mustergefängnis waltete unter dem da¬ 
maligen Direktor Ekert das Muster einer Beamtenkonferenz, 
ein Stab von Männern, die in treuem Zusammenschluß ein¬ 
helligster Arbeit zu der gemeinsamen Sache standen, — eine 
Konferenz, die an das Idealbild gemahnt, wie es W i ehern, 
oder auch auf unserer Freiburger Versammlung Direktor Kopp 
so herzbewegend und ans Gewissen dringend gezeichnet hat. ln 
diesem Kreise ist wiederholt durch den Verwalter Bauer das 
Wort des Zusammenschlusses laut geworden. Zunächst war 
dabei nur an zwanglose Zusammenkünfte geselliger Art mit 
Berufsgenossen gedacht, die in erreichbarer Nähe wohnten. 
Wann, wo, wie oft, in welcher Zahl man so zusammen kam, 
ließ sich nicht mehr ermitteln. Im Jahre 1863 ging diese Zu¬ 
sammenkunft zu den württembergischen Amtsgenossen nach 
Stuttgart hinüber mit der ausgesprochenen Absicht, dem etwas 
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lockeren Gebilde nunmehr eine festere Form und durch 
geordnete Verhandlungen über Gegenstände aus dem gemein¬ 
samen Berufsleben reicheren Inhalt und vermehrte Anziehungs¬ 
kraft zu verleihen. Dem entsprechend wurden diesmal die 
Einladungen weiter ausgedehnt. Die Versammlung, die am 
27. Mai 1863 stattfand, war von 46 Teilnehmern besucht, 18 
aus Württemberg, 12 aus Baden, 6 aus Bayern, je ein Besucher 
aus Hessen und Nassau; dazu kamen noch 7 Mitglieder des 
K. Württ. Strafanstaltenkollegiums und der Vorstand der 
Württ. Zentralleitung des Wohltätigkeitsvereins. Verhandelt 
wurde über die Frage „des Aufseherpersonals“ auf Grund eines 
Berichts des Hausgeistlichen Pfarrer Kös 11 i n-Stuttgart. So¬ 
dann wurde das Stuttgarter Pönitentiarhaus und von einzelnen 
am nächsten Tage auch noch das damalige Arbeitshaus in 
Ludwigsburg besichtigt. Die Versammlung klang aus in einem 
geselligen Zusammensein. Also schon hier die vier Hauptele¬ 
mente aller künftigen Versammlungen, — Teilnahme von Ver¬ 
tretern Vorgesetzter Behörden, Verhandlungen, Besichtigungen, 
Geselligkeit. Man hat denn auch mit einem gewissen sach¬ 
lichen Recht längere Zeit die Stuttgarter Tagung, diesen vor¬ 
bildlichen Typus aller nachfolgenden, als die erste der Ver- 
eiiisversammlungen gezählt. Voller Befriedigung über die wohl¬ 
gelungene Veranstaltung ging man auseinander mit der be¬ 
schlußmäßigen Absicht, im nächsten Jahre wieder zusammen¬ 
zukommen und zwar in Bruchsal, sowie mit dem Auftrag an 
einen gewählten Ausschuß, die Versammlung, namentlich aber 
die zu beratenden Gegenstände, vorzubereiten und. alles 
Nötige den Teilnehmern bekannt zu geben. 

Die Versammlung fand am 18. und 19. Mai 1864 unter der 
Leitung Ekertsin Bruchsal statt. Es hatte sich ein über alles 
Erwarten großer Kreis von 77 Teilnehmern zusammengefunden, 
darunter vier Gäste aus Preußen, drei aus der Schweiz. Ein 
besonderes Gepräge verlieh die in hohem Maße ehrende, dabei 
für die Sache werbende Anteilnahme der badischen Regierung. 
Sie hatte einen eigenen Vertreter, den Direktor im badischen 
Justizministerium, Dr. Junghanns, abgeordnet; nicht minder 
gab sie durch Übung hervorragend liberaler Gastfreundschaft 
der Versammlung erhöhten Festgehalt und schuf dadurch zu¬ 
gleich einen immer wieder zur Nachfolge reizenden Vorgang 
für die Städte und Staaten, bei denen man späterhin zu Gaste 
war. Es fanden sorgfältig vorbereitete Verhandlungen statt 
„über die guten und schlimmen Seiten des Zellengefängnisses, 
insbesondere für weibliche Sträflinge vom religiös-sittlichen 
Standpunkte aus“, „über die Beschäftigung der Gefangenen“, 
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„über die Notwendigkeit gemeinsamer Normen für Aufstellung 
der Strafanstalten-Statistik“. Besonders die Erörterung des 
letztgenannten Gegenstandes gab einen trefflichen Tatsachen- 
beleg für die Dringlichkeit der Hauptaufgabe, deren Lösung 
der Versammlung zukam, der am 18. Mai erfolgten Gründung 
des „Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten“. Diese 
Gründung vollzog sich unter einmütigster Zustimmung, deren 
unverkennbar warmer und echter Herzton die Frage des all¬ 
gemein und dringend gefühlten Bedürfnisses jedem Zweifel 
entrückte. Ekert, der Hauptredner in der Verhandlung, die 
den Verein ins Leben rief, konnte die „allseitige freudige Auf¬ 
nahme des Gedankens“ feststellen. Der Vater des Gedankens 
war aber im Grunde niemand, als er selber. Nach seinen Ge¬ 
danken und Vorschlägen bekam der Verein schon damals die 
Gestalt, die er, allseitig erprobt und bewährt, in sein zweites 
Halbjahrhundert hinübernimmt. Die praktische Grundrich¬ 
tung, — der Verein eine Gemeinschaft der Praktiker, die 
ihre Erfahrungen Zusammenlegen, um Grundsätze für die 
Gefängnispraxis herauszuarbeiten, um vor allem gemein¬ 
same Normen auf dem Gebiete des deutschen Gefängnis¬ 
wesens anzubahnen, — sodann die beiden Hauptmittler 
der Gemeinschaft, die Zeitschrift und die Versammlungen: 
so stand es schon in dem Bauplan eingezeichnet, der von Ekert 
mit der Wärme eines Vaters zu seinem Lieblingskinde vorge¬ 
legt, von der Versammlung einstimmig angenommen und als¬ 
bald zur Ausführung gebracht wurde. Sofort nach der Grün¬ 
dung trat man in die Verhandlung über die oben genannten 
Gegenstände ein, d. h. das erste der Gemeinschaftsmittel, die 
Versammlung, trat in Wirksamkeit; das andere, die Zeitschrift, 
fast unmittelbar darauf: das erste Heft der Blätter für Gefäng¬ 
niskunde erschien noch im Oktober 1864, der Dezember des 
Jahres legte den Mitgliedern das zweite, der Februar 1865 das 
dritte Heft in die Hände. 

Der Höhepunkt des 18. Mai war aber doch wohl der Augen¬ 
blick, als es hieß: „Das ganze Deutschland soll es sein“, als 
unter Aufgabe mancher ernsten, in der Stille gehegten Bedenken 
die nur für Süddeutschland (Baden, Württemberg, Bayern, 
Hessen und Nassau) vorgesehene Vereinigung auf dringendes 
Bitten vor allem der norddeutschen Gäste den weiten Horizont 
des großen deutschen Vaterlandes erhielt. Da griff Bismarcks 
Seherwort voll Friedensgehalts tief in die Herzen hinein: 
„Der Main keine Scheidewand, sondern ein Rechen, der das 
Wasser ungehindert durchläßt“. Mit dem hohen Ton eines 
Propheten reihte Ekert das eben geschaffene Werk ein in den 
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Kreis deutscher Einheitsbestrebungen: „Auch wir werden in 
friedlicher Eintracht Bausteine zu den Grundfesten tragen, 
auf denen dereinst ersteht der herrliche Bau, — Gott möge es 
segnen —, ein ganzes, großes, ein einziges deutsches Vaterland“. 
Das war in demselben Jahre, in dem es hoch im Norden um 
„Schleswig-Holstein meerumschlungen“ ging, in dem die 
Kanonen die Einleitung spielten zu der weltgeschichtlichen 
Symphonie, deren Finale der 2. September 1870 und der 
18. Januar 1871 waren. So schwang schon in der ersten Stunde 
der neu geschaffenen Gemeinschaft tief und stark der nationale 
Grundton mit, der in dem einer so ernsten vaterländischen Auf¬ 
gabe dienendenVerein allezeit Heimatrecht gehabt hat und haben 
wird. Er war immer des freudigsten Widerhalls sicher, wo 
überall er angeschlagen wurde, — ob in einer der mächtig an¬ 
fassenden, emporreißenden Tischreden Krohnes, oder dort 
in Berlin', wo am Sedanstag 1874 Illing der begeisterte Herold 
des nationalen Empfindens war, oder in der Stunde, in der wir 
am 4. Juli 1903 nach der Stuttgarter Versammlung tief er¬ 
griffen dort unter dem Adlertor auf dem Hohenzollern standen, 
dem Kaiser in der Ferne unsern Gruß entboten und in die 
Weite schauten — räumlich und geschichtlich — „vom Fels 
zum Meer“. 

Auf einen weiteren Höhepunkt der Bruchsaler Tagung führt 
die Erinnerung an einen schon Genannten, an Professor Dr. Carl 
Joseph Anton Mittermaier von Heidelberg, den „Nestor 
der Jurisprudenz“ und, setzen wir dazu, auch der Gefängnis¬ 
wissenschaft,—den „Vater Mittermaier“, wie er auch in unserem 
Kreise genannt wurde, als man dem Heimgegangenen in Dres¬ 
den aus bewegtem Herzen kommende Worte unvergänglicher 
Dankbarkeit widmete. Mehr, als in weiteren Kreisen bekannt, 
sind seine Gedanken, ist sein erprobter Rat in die Werdezeit 
und in die Jugendgeschichte des Vereins verflochten. In den 
alten Vereinsakten finden sich nicht wenige bezeichnende Briefe 
seiner Hand an Ekert, die von einem regen Gedankenaustausch 
der beiden Männer gerade um jene Zeit Zeugnis geben. In 
Bruchsal ist er dem jungen Verein Pate gestanden. Mit 
welcher inneren, überzeugten Anteilnahme, bekunden seine 
eigenen Worte: „Ich verspreche mir von dem Verein, der heute 
gegründet werden soll, bezw. von dieser aus Männern der 
Praxis zusammengesetzten Versammlung weit mehr Ersprieß¬ 
liches, als bisher von allen Gefängniskongressen, deren Haupt- 

1 Anm. d. Verf.: Die Versammlungen werden der Kürze halber häufig 
nur mit Nennung des Ortsnamens zitiert, z. B. Berlin, Nürnberg, Dresden I 
und II, Stuttgart I und II etc. 



tätigkeit im Halten schöner Reden bestand, erzielt wurde“. 
Das Gewicht dieses Zeugnisses vermag die Erinnerung daran 
nur zu verstärken, daß das Worte dessen sind, der selbst den 
schon genannten ersten internationalen Gefängniskongreß in 
Frankfurt geleitet hatte. Sein Patengeschenk war der Vor¬ 
trag über „den Stand der Frage betreffs des Wertes und der 
Bedingungen, unter denen auf eine erfolgreiche Wirksamkeit 
der Einzelhaft gerechnet werden kann“. Daß er diese grund¬ 
legende, ebenso tief grabende, als weit ausschauende Kund¬ 
gebung nur als Erörterungsredner zu einem anderen Referate 
laut werden ließ, mag nur nebenbei erwähnt werden als Zeichen 
der Bescheidenheit, die sich allezeit im Geleite echter Größe 
findet. Was er da ausführte, ist nichts Geringeres, als ein groß¬ 
zügiges Programm der gesamten Gefängnisverbesserung über¬ 
haupt. Vom Standort der Einzelhaft beleuchtet er von hoher 
Warte wie mit einem Scheinwerfer das Arbeitsfeld, das der 
junge Verein in Arbeit zu nehmen eben sich anschickte. Mi tter- 
maier wurde in Bruchsal das erste Ehrenmitglied des Vereins, 
eine Tatsache, die dieser Ehrung für alle Zeiten eine besondere 
Note und Kurshöhe zu verleihen geeignet war. Unmittelbar 
vor der Dresdener Versammlung ist er heinigegangen, am 
28. Mai 1867, — der zweite der Zahl nach, der Bedeutung nach 
aber wohl der erste und größte, dem die Blätter für Gefängnis¬ 
kunde im Nekrolog den Palmzweig dankbaren Gedenkens 
aufs Grab legten. „Tu es noster“: so dürfen auch die Gefäng¬ 
nisleute ihn allezeit grüßen,— ihn, der nicht nur wissenschaftlich 
in Wort und Schrift ein halbes Jahrhundert lang für ihre Sache 
eintrat, der auch, wenn ich so sagen darf, in Person und Charak¬ 
ter das Prinzip des Strafvollzugs verkörperte, den unbedingten 
Ernst der Gerechtigkeit und die warmherzige, zu dem Geringen, 
Kleinen und Schwachen sich in Erbarmen neigende Liebe. 
Tief bewegt und bewegend rief er in Bruchsal in unserem Kreise 
aus: „Es ist unchristlich, an der Besserungsfähigkeit der Men¬ 
schen zu zweifeln“. Dieser Sinn ist in seinem Leben Tat und 
Wirklichkeit geworden. Ist doch z. B. der große Strafrechts¬ 
lehrer, der dabei ein Muster von Selbstlosigkeit, Liebenswürdig¬ 
keit und Einfachheit war, bis in sein höchstes Alter allwöchent¬ 
lich in das Heidelberger Waisenhaus gegangen, um in seinem 
Teil auch etwas Licht und Wärme hineinzutragen in das 
Leben der armen Waisenkinder. 

2. Hochgemuten Sinnes trennte man sich am 19. Mai auf 
dem Schloß in Heidelberg, — auf Wiedersehen im Monat Mai 
des nächsten Jahres. Zu diesem Wiedersehen kam es erst nach 
drei Jahren in Dresden. Hier fand die zweite Versammlung 
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vom 3.-5. September 1867 statt. Der September ist von da 
an der Versammlungsmonat geblieben, bis man in Braun- 
schweig 1894 wieder vom Herbst zum Frühling zurückkehrte. 
Im Jahre 1866 waren es die politischen Ereignisse, 1865 innere 
Gründe, die eine frühere Abhaltung der Versammlung unmög¬ 
lich machten. Diese Zwischenzeit von drei Jahren war viel¬ 
leicht die schwerste Zeit des Vereins. Man machte auch hier 
die Erfahrung, daß es leichter ist, in einer weihevollen Erstlings¬ 
stunde für einen glücklichen und notwendigen Gedanken Be¬ 
geisterung zu wecken, als der jungen Sache in gründlicher und 
allseitiger Durcharbeitung bis ins einzelne und kleinste wetter¬ 
festen Bestand und bleibende Magnetkraft zu geben. Das 
zeigte sich bald. Begeisterte Zustimmung in gehobenen Feier¬ 
stunden, wie man sie in Bruchsal erlebt hatte, ebenso das gewiß 
reichlich verdiente, den Bruchsalern allerseits ehrlich und voll 
entgegengebrachte Vertrauen, bei ihnen sei die ganze Sache in 
den besten Händen, ist bälder geleistet und leichter aufge¬ 
bracht, als ernste, dienst- und opferwillige Mitarbeit. Ohne sie 
aber ging es nicht. Nicht nur aus dem persönlichen Grunde, weil 
die in ihrem Amte reich beschäftigten Gründer des Vereins 
schon mit Rücksicht auf die Fülle der zu leistenden Arbeit die 
breitere Schulter, die sich willig unter die Last hinunterschob, 
auf die Länge nicht entbehren konnten, sondern vor allem auch 
aus Gründen, die in der Sache lagen. Das Ganze ruhte doch 
auf dem Gedanken der gemeinsamen Arbeit. Sie war das un¬ 
entbehrliche und unersetzliche Lebenselement, sie gerade die 
neue Kraft, die man dem Fortschritte dienstbar machen wollte. 
Ein lebendiger Austausch und Ausgleich der auf den ver¬ 
schiedenen Arbeitsfeldern gemachten Erfahrungen und sich 
regenden Gedanken konnte nur stattfinden, wenn diese sich 
zusammenfanden, d. h. mitgeteilt und ausgesprochen wurden. 
Diese Mitarbeit aber stellte sich zunächst keineswegs in dem 
wünschenswerten Maße ein. Dadurch wurde z. B. die Vor¬ 
bereitung der für 1865 vorgesehenen Versammlung zu einer 
Art von Leidensgeschichte. Ort und Zeit der Versammlung 
waren schon bestimmt. Man sollte und wollte sich in Dresden 
am 13. und 14. September 1865 versammeln. Die sächsische 
Regierung war außerordentlich entgegen gekommen. Um so 
schmerzlicher, ja peinlicher war es, daß sich die Notwendigkeit 
herausstellte, alles wieder abzusagen. Es fehlte einmal an Stoff, 
da von auswärts nur ein Antrag eingegangen war, der aber 
wieder zurückgezogen wurde. Auch das Interesse an der Zu¬ 
sammenkunft stellte sich nicht in erwünschtem Maße ein. Im 
Februar war die Versammlung ausgeschrieben worden, bis 
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zum 6. Mai hatten sich nur 40 Teilnehmer angemeldet. So 
blieb nichts anderes übrig als Abbestellung und Vertagung 
auf bessere Zeiten. Ein Glück, daß die sächsische Regierung 
auch nachher wieder das weitgehendste Entgegenkommen be¬ 
zeigte. Sie hat sich auch zwei Jahre später aufs neue zur Ver¬ 
fügung gestellt mit gleich gutem Willen und ungemindertem 
Vertrauen. 

Diese drei Jahre zwischen Bruchsal und Dresden waren aber 
trotzdem eine Zeit reichsten Segens für den Verein, — auch 
sie in besonderem Sinne ein Stück des Weges, der ,,recht ist 
in jeder Strecke“. Es waren Jahre der Geduld, aber auch Jahre 
ernsthafter, gesammelter, nicht entmutigter Arbeit, die von 
dem Ausschuß geleistet wurde. Man mühte sich unverdrossen 
und erfolgreich, noch einmal alle Lebensfragen der neu ge¬ 
gründeten Gemeinschaft gründlich durchzudenken, das Schiff, 
das so guten Stapellauf gehabt hatte, bis ins einzelne durch¬ 
zuprüfen und weiter einzurichten, ln den spärlichen Akten, 
die aus der ersten Zeit noch vorhanden sind, stößt man auf 
reiche Spuren dieser mannigfach nach Anknüpfung suchenden, 
um Mitarbeit werbenden, der Ausgestaltung gewidmeten 
Tätigkeit, die ohne Ermüden vor allem Ekert leistete. An 
die Öffentlichkeit trat bis zu einem gewissen Grade diese stille 
Arbeit in der am 13. und 14. September 1865 — in den Tagen, 
an denen man in Dresden hatte Zusammenkommen wollen, — 
in Bruchsal abgehaltenen Auschußsitzung, die ohne jeden 
festlichen Beiton ausschließlich der Arbeit gewidmet war. 
Dieser Sitzung verdankte man vor allem den Satzungsent¬ 
wurf, dem die inzwischen gemachten Erfahrungen mannig¬ 
fach zugute kamen. Die Satzung wurde in Dresden 
verabschiedet. Nicht minder war die meisterhafte und sorg¬ 
fältige Vorbereitung der Dresdener Versammlung die ausge¬ 
reifte Frucht der langen Frist, die gegen die ursprüngliche Ab¬ 
sicht zu Gebote stand. So kam es in Dresden zu einem nach 
allen Seiten glücklichen Gelingen. 

Nach mühevoller und ermüdender Talwanderung war man 
wieder auf der Höhe angelangt. Mit der Satzung war nun der 
Verein im Besitz einer wohl ausgedachten Lebens- und Ar¬ 
beitsordnung. Die Ausrüstung für den weiteren Weg war voll¬ 
endet. Damit hatte die Zeit der Anfänge, die Jugendzeit, ihr 
Ende erreicht. 

3. Und nun geht der Weg auf der Höhe weiter. Er bringt 
in gesundem Fortgang innere Vertiefung, äußeres Wachstum, 
mit beidem steigende Wertschätzung und Beachtung und bald 
auch Nachfolge auf seinen bewährten Wegen. So wurde mit 
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ausdrücklicher Bezugnahme auf das deutsche Vorbild am 
27. Mai 1867 der schweizerische Verein für Straf- und Gefängnis- 
vvesen gegründet. Wenn sodann allein in den Jahren 1865—1878 
in Italien, Frankreich, Skandinavien drei Zeitschriften und 
nach dem Zuschnitt unseres Vereins zwei Gesellschaften mit 
regelmäßig erscheinenden Vereinsorganen ins Leben getreten 
sind, so war ohne Zweifel bei alledem mittelbar oder unmittel¬ 
bar der deutsche Vorgang mitbestimmend. Wenn endlich dem 
Gründer des Vereins die Ehrenmitgliedschaft des Schweizer 
Vereins, die Stellung eines korrespondierenden Mitglieds, z. B. 
der Howard Association in London und der Societe generale 
des prisons in Paris, übertragen worden ist, — wenn der lang¬ 
jährige Generalsekretär der genannten Londoner Gesellschaft, 
William Tallack, der fast universalistische Kenner des Ge¬ 
fängniswesens aller Länder — in seiner Art ein, wenn nicht 
der first man auf diesem Gebiet, — in lebhaftem Verkehr mit 
dem Vereinsvorstande stand, durch wertvolle Mitteilungen das 
Organ mannigfaltig befruchtete und bereicherte und die Er¬ 
nennung zum Ehrenmitglied durch die Darmstädter Versamm¬ 
lung als hohe Ehre einschätzte, so sind das nicht nur Beweise 
füf die unermüdlichen Bemühungen der Vereinsleitung, wert¬ 
volle Beziehungen auch nach außen anzuknüpfen und sorgsam 
zu pflegen, sondern auch sprechende Zeugnisse für das Ansehen, 
dessen sich der Verein und seine Arbeit in wachsendem Maße 
bis ins ferne Ausland erfreuen durfte. 

Störungen und Stürme, die tiefer eingegriffen oder gar den 
Bestand des Vereins in Frage gestellt hätten, sind ihm ferne ge¬ 
blieben. Einmal nur ist eine bedrohliche Wolke am Horizont 
aufgestiegen, die sich aber wieder verzog, ohne daß es zu einer 
Entladung kommen durfte. Der Übergang Ekerts an die neue 
Strafanstalt in Freiburg i. B., deren Neueinrichtung wesentlich 
ihm oblag, hatte zur Folge, daß in den Jahren 1878—1879 die 
Vereinstätigkeit einigermaßen ins Stocken kam. Im Zu¬ 
sammenhang damit war im Norden tatsächlich die Gründung 
eines eigenen norddeutschen Vereins „auf dem Grabe“ des 
deutschen Vereins erörtert worden. Inzwischen aber hatte 
der Puls des Vereinslebens wieder seinen regelmäßigen 
Schlag bekommen, und der schon Totgesagte lebte wieder. 
Ganz besonders waren es „die alten treuen Stützen im 
Norden“, Wirth und Krohne in Berlin, Lütge in Han¬ 
nover und andere, die den Plan vereitelten und das ge¬ 
schichtswidrige Wiederaufreißen der Maingrenze verhinderten. 
Aber alles in allein hat man Schritt für Schritt das Bild einer 
stetigen, ungestörten und gedeihlichen Entwicklung, die im 
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gleichmäßigen Zweitakt der Zeitschrift und der Versammlungen 
durch die Jahrzehnte schreitet. Ein der Sache förderlicher 
Gang der Dinge, wenn er auch dem Geschichtsschreiber die 
Aufgabe nicht gerade erleichtert. Dieser kommt immer besser 
auf seine Rechnung, wenn es nicht immer so ebenmäßig auf 
schnurgerader Straße weiterläuft, sondern auch jezuweilen 
bergauf und bergab und um scharfe kritische Ecken herum 
geht. Dieser Wohlstand eines ruhigen und gesunden Fort¬ 
gangs ist in besonderem Maße denen zu verdanken, die in allen 
den Jahrzehnten die Leitung in den Händen hatten, dem Aus¬ 
schuß und vor allem seinen Leitern. 

Der Ausschuß mit seinen anfänglich 11, von 1865 an 12, 
von 1894 an 24 Mitgliedern, die je mehr und mehr dem ganzen 
Vereinsgebiet und den verschiedenen im höheren Gefängnis¬ 
dienste vertretenen Berufsständen entnommen wurden, be¬ 
traute in der ersten Zeit mit dem Wesentlichen der Geschäfts¬ 
führung einen engeren Ausschuß. Dieser bestand vorwiegend 
aus den Bruchsaler Beamten, die schon durch ihre hervor¬ 
ragende Betätigung bei der Gründung um der Sache willen 
so lange im Vordergrund stehen mußten, bis alles in gutem 
Gange war, und alle, auch die entfernteren Mitglieder, in gleich¬ 
mäßigere Beteiligung an der Arbeit eintreten konnten. Diese 
Unterscheidung eines engeren und eines weiteren Ausschusses 
ist bald ganz zurückgetreten. Schon in der ersten Satzung hat 
sie keine Stelle mehr gefunden. Eine besondere Bedeutung 
kam dem Ausschuß namentlich in der oben erwähnten „stillen 
Zeit“ zwischen Bruchsal und Dresden zu, sodann regelmäßig 
im Zusammenhang mit den Versammlungen. Zumal seit der 
ersten Stuttgarter Tagung 1877 sind diese für die Ausschuß¬ 
mitglieder durch die eingehendste Vorberatung der einzelnen 
Verhandlungsgegenstände zu Zeiten aufopferndster Mühe¬ 
waltung geworden. Dem Ausschuß gebührt die ungeschmä¬ 
lerte Anerkennung, zu allen Zeiten der guten Sache aufs sach¬ 
kundigste und wirksamste gedient zu haben mit willigem 
Einsatz der besten Kräfte, sowie in förderlichstem Einver¬ 
nehmen mit den Leitern des Vereins. 

Als besonders günstiges Geschick ist es zu preisen, daß 
der Verein in 50 Jahren nur dreimal Vorstandswechsel ge¬ 
habt hat, — dazu den letzten unter diesen erst vor wenigen 
Jahren, so daß wir den gegenwärtigen Leiter des Vereins, 
Direktor Schwandner, obwohl er auch schon tüchtig hat 
heranhalten müssen, als eine noch so gut wie unverbrauchte 
Kraft einschätzen und ihm auf der Höhe des Jubeljahres in 
guter Hoffnung zurufen können das treu gemeinte „in multos 
annos“. — 
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Vom Jahre 1864—1892, also im ganzen 28 Jahre lang, hat 
der unvergessliche „Vater des Vereins“, Direktor Ekert, die 
Hand am Steuer halten dürfen, — der sorgsame Wächter über 
den Geist und den Fortgang des Ganzen, der sichere Führer 
dem klar erfaßten Ziele zu. Das ungewöhnliche Maß von Ar¬ 
beitsleistung, das die Vereinsleitung, die Schriftleitung, die 
Vorbereitung der Versammlungen, die unablässigen Bemü¬ 
hungen um Mehrung des Vereinsreiches, die Anknüpfung und 
Pflege immer neuer Beziehungen und Verbindungen bis über 
das Meer hinüber mit sich bringt, kann nur unterschätzt, nicht 
überschätzt werden. Ekert hat mit einer ans begeisterter Hin¬ 
gabe geflossenen Opferwilligkcit fast ein Menschenalter hindurch 
die ganze Last ohne Ermüden getragen. Wenn nach dem sil¬ 
bernen Jubeltage das Wort fiel: „Ekert ist der Verein, der 
Verein ist Ekert“, so war das nicht etwa gemeint im Sinne 
einer von dem schlichten, einfachen Manne niemals begehrten, 
die freie Meinung und Bewegung anderer einschnürenden 
Machtübung, sondern zur Kennzeichnung des persönlichen 
Gepräges, das er seinem Lebenswerk geben durfte, und der 
Innigkeit, mit der er mit der Sache verwachsen war. Im Ver¬ 
lauf der Jahre sind ihm reiche Ehrungen zugefallen, der Ehren¬ 
doktorhut der Rechtsfakultät in Freiburg, Ehrenmitglied- 
schaften mancherlei Art, Orden und Ehrenzeichen. Der be¬ 
scheidene Mann hat sie nicht gesucht, aber wohl verdient. Am 
3. Juni 1892 ist er heimgegangen. Er starb an einem Nerven¬ 
leiden, das schon länger an seiner Kraft gezehrt hatte, — wir 
sagen „inserviendo consumtus“, denn „der Gefängnisdienst 
braucht und verbraucht Nerven“. Dem Verein der deutschen 
Strafanstaltsbeamten ist viel genommen worden, als der Tod 
dem Gründer den Führerstab aus der Hand nahm. 

Sein Nachfolger im Vereinsamt hat bezeugt, es sei alle 
Zeit „ein einzig geartetes Gefühl der Sicherheit“ gewesen, das 
man unter Ekert gehabt habe. Daß nach seinem Hingang 
dem Verein dieses Gefühl der Sicherheit nicht abhanden ge¬ 
kommen ist, ist das Verdienst seiner drei Nachfolger. Sie haben 
durch feinfühlige Einempfindung in den Geist ihres Vorgängers 
und seines Werkes, durch gleich opferwillige Hingabe an die 
immerdar wachsenden Aufgaben dem Werk eine ungestörte 
und förderliche Weiterentwicklung gesichert, wobei aber jeder 
wiederum durch ausgeprägte Eigenart dem Fortgang der Sache 
ein wertvoll belebendes Element zuführte. Nach Ekerts Tod 
waren die Augen auf Krohne gerichtet, schon damals eine 
Art „persönlichen Wahrzeichens des Vereins“, den Mann über¬ 
ragender Sachkunde und treffsicherer Handhabung der Form, 
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den hinreißenden Redner, den Retter nicht nur einer mit Ent¬ 
gleisung bedrohten Debatte, den treuen Dienst- und Gefolgs¬ 
mann der gemeinsamen Sache von Anfang an. Schon hatten 
sich die Mitglieder des Ausschusses auf ihn vereinigt, als seine 
Berufung in das mit der Vereinsleitung kaum verträgliche Amt 
des Dezernenten für das Gefängniswesen im preußischen Mini¬ 
sterium des Innern in letzter Stunde den Ausschuß nötigte, 
auf ihn zu verzichten. 

So trat nun an Ekerts Stelle der Direktor von Plötzensee, 
Dr. Wirth, — auch einer der Getreuen, der in allezeit reger, 
hingebender Beteiligung an der Vereinsarbeit von den ersten 
Tagen an mit dabei gewesen war. Er hat schon ^lem ersten 
Ausschuß als Mitglied angehört. Die schweren Bedenken, die 
er namentlich angesichts eines selten umfänglichen Amtes 
gegen die Übernahme der Leitung hatte, überwand schließlich 
doch „die Liebe, die er zu dem Verein seit 28 Jahren im Herzen 
trug“. Am 1. Oktober 1892 trat er in die Geschäfte ein und 
nahm u. a. sofort und nachdrücklich die Fertigung des General¬ 
registers in die Hand, das einen bequemen Zugang bahnte zu 
den in den „grünen Blättern“ niedergelegten Schätzen. Dring¬ 
liche Rücksicht auf sein schon vorgerücktes Alter war es vor 
allem, was ihn veranlaßte, gegen Ende des Jahres 1898, bald 
nach der Darmstädter Versammlung, zurückzutreten. Er 
rtarb am 12. Mai 1907. Die Vereinszeitschrift hat in ihrem Ne¬ 
krolog seiner reichen Verdienste um den Verein und seiner 
goldechten Treue in schuldiger Dankbarkeit gedacht. 

Vom Beginn des Jahres 1899 hatte Dr. von Engelberg, 
Direktor der Strafanstalt in Mannheim, die Leitung in den 
Händen. Die in seine Dienstzeit fallende erfolgreiche An¬ 
fassung der schwierigsten Probleme, die in der Zeit liegen, so¬ 
wie die Mehrung und Kräftigung des Vereins durch ungeahnte 
Zunahme der Mitgliederzahl sind bleibend wertvolle Früchte 
der Ära von Engelberg. Sie sind ohne Zweifel zum guten 
Teile der nicht gewöhnlichen Geistbeweglichkeit, Verbind¬ 
lichkeit und Formsicherheit zu verdanken, die er in den Dienst 
des Vereins gestellt hat. Seine Beförderung zum Ministerial¬ 
rat und Vortragenden Rat im Ministerium der Justiz in Karls¬ 
ruhe brachte die Nötigung mit sich, im Jahre 1909 die Leitung 
des Vereins niederzulegen. 

Sie ging über an Direktor Schwandner in Ludwigsburg, 
den Mann, dem der Ausschuß einstimmig vollstes und jetzt 
schon reichlich bewährtes Vertrauen entgegengebracht hat. 
Im übrigen hat der Lebende das Vorrecht, mit dem Geschichts¬ 
schreiber unvermengt zu bleiben. Dieses Recht soll auch in 
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diesem Fall in keiner Weise verkürzt werden. Das hindert 
aber nicht den Wunsch von Herzen, daß sein Walten an der 
Spitze des Vereins noch recht lange nicht „der Geschichte an¬ 
gehören“ möge, — sowie den Ausdruck der zweifelsfreien Zu¬ 
versicht, daß zur Freude für den künftigen Historiker unter 
seiner kraftvollen und zielbewußten Leitung das Werk weiter¬ 
hin gedeihen und um einen neuen Erweis des Satzes reicher 
werden werde, daß der Segen des rechten „Wegs zum rechten 
Zwecke“ nicht zuletzt den Händen zu verdanken ist, die das 
Steuer führen. 

Dies in kurzem Aufriß das Werden und der Fortgang im 
großen und allgemeinen in den ersten 50 Jahren. 

II. 

Dem reiht sich an ein Blick in den Lebensbetrieb des Ver¬ 
eins nach seinen wesentlichsten Seiten, — mit anderen Worten, 
wenn ich das maritime Bild wieder aufgreifen darf, die Ver¬ 
anstaltung eines Rundgangs auf dem Fahrzeug. Wir sehen 
auf die Regel und Ordnung, unter der alles steht, — die Satzung; 
wir achten auf die Gemeinschaft der Menschen an Bord, — die 
Mitgliedschaft; wir gehen in den Maschinenraum und schauen 
die beiden Hauptkräfte, die das Ganze vorwärtstreiben, — die 
Zeitschrift und die Versammlungen. 

1. Die erste Satzung brachte das Jahr 1867. So kam erst 
drei volle Jahre nach dem Bau und Bezug des Hauses die Regel 
und Ordnung, nach der in dem Hause gelebt wurde. Ekert 
hatte bei der Vereinsgründung die Losung ausgegeben: „keine 
Statuten“, „kein gegliederter Organismus“, „keine Vorstände 
und Beamten“, „nur ein geschäftsführender Ausschuß“, — 
also, das war zweifellos der treibende Gedanke, keinerlei Be¬ 
schwer mit entbehrlichem Paragraphen- und Formelwerk. 
Die ganze Kraft sollte frei bleiben für die Sache. Ekert hätte 
diesem Lieblingsgedanken gerne auch den Namen „Verein“ 
geopfert und in Ähnlichkeit mit dem Juristentag einem anderen 
Titel zugestimmt, der noch weniger auf eine straffe Gliederung 
und Verfassung eingestellt schien. Aber das ungeschriebene 
Recht mußte bald dem geschriebenen weichen. Schon in 
Bruchsal wurden eine ganze Reihe von notwendigen Be¬ 
stimmungen getroffen, die unausweichlich zu begrifflicher 
Umgrenzung und formulierter Festlegung führen mußten. 
Der engere und der weitere Ausschuß machte sich denn bald an 
die Arbeit. Ihr kamen nun die Erfahrungen der ersten Vereins- 
jahre zu statten, eine erwünschte Nebenfolge jener ursprüng- 
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liehen, nunmehr fallen gelassenen Absicht. Auf Grund einer 
gründlichen und einige wertvolle Änderungen und Weiterbil¬ 
dungen ein tragenden Beratung brachte die Versammlung in 
Dresden den Entwurf des Ausschusses zur endgiltigen Verab¬ 
schiedung. Endgiltig — mit dem Blick nicht nur nach rückwärts, 
sondern auch nach vorne. Stimmen, die gelegentlich — so in Ber¬ 
lin 1874 — laut wurden und tiefgehende Änderung der Satzung 
verlangten, fanden allezeit entschlossenen Widerstand. Im 
Verein lebt heute noch der Geist der in ihrer Durchsichtigkeit, 
Einfachheit und weisen Beschränkung auf das Notwendige 
wirklich mustergiltigen 16 Sätze, — ihr Geist, wenn auch nicht 
der Buchstabe. Neue Bedürfnisse und Erfahrungen brachten 
da und dort Änderungen und Nachbesserungen, von denen 
nach Bedürfnis je an der geeigneten Stelle eingehender die 
Rede sein wird, — so die wiederholte Erweiterung des Mit¬ 
gliederrechts, die Vermehrung der Zahl der Ausschußmit¬ 
glieder von 18 auf 24, die Erhöhung des Mitgliederbcitrags 
von 3 auf 4 M., den Verzicht auf die Verhandlung in Abtei¬ 
lungen, die zweimal den tatsächlichen Verhältnissen neu an¬ 
gepaßte Bestimmung der Fristen, innerhalb deren die Vereins¬ 
tagungen stattfinden sollen. Auch die äußerlich betrachtet 
umfassendste Änderung im Jahre 1905 auf der zweiten Dres¬ 
dener Versammlung hat wohl den Buchstaben fast durchweg 
geändert, — es sind aus 16 Sätzen 33 geworden —, nicht aber 
den Geist. Dieser lebt auch in dem neuen Satzungsgebilde 
weiter. Der Verfasser des in Dresden verabschiedeten Ent¬ 
wurfs, von Engelherg, bezeugt bei dem Anlaß, daß man sich 
bei den alten, sehr einfachen Statuten im allgemeinen ganz 
wohl befunden habe; es habe nur der Wunsch zu der neuen 
Fassung geführt, Statuten zu bekommen, die dem Verein in 
Anpassung an das neue bürgerliche Recht die Rechtsfähigkeit 
garantieren und den Eintrag nach dem bürgerlichen Gesetz¬ 
buch ermöglichen. Der dahin gehende Auftrag wurde dem Aus¬ 
schuß schon in Nürnberg 1901 erteilt, die Beratung über den 
Entwurf wurde in Stuttgart 1903 „wegen Zeitmangels“ auf 
die nächste Versammlung vertagt, — schon dies ein Beweis 
dafür, daß das Neue wesentlich auf dem Gebiete der Form lag, 
den Geist und das Grundsätzliche jedoch nicht antastete. 

Besonders dankbare Erwähnung verdient vor allem eine 
Änderung, — die neue, bestimmtere Fassung des Vereins¬ 
zweckes, dessen weit ausschauender Horizont nunmehr gegen 
jeden Versuch der Einengung aus formalistischen Gründen 
in unzweideutiger Weise gesichert ist. Die erste Satzung ent¬ 
hielt in § 1 neben dem „lebendigen Meinungsaustausch und 
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dem persönlichen Verkehr unter den deutschen Strafanstalts¬ 
beamten“ nur eine sachliche Zweckbestimmung, — die näm¬ 
lich, ,,auf dem gesamten Gebiet des Gefängniswesens den 
Forderungen nach einheitlicher Entwicklung immer größere An¬ 
erkennung zu verschaffen“. Dieser ausschließlichen Betonung 
des Einheitsgedankens gegenüber war schon in Bruchsal der 
Ruf nach einer allgemeineren Fassung laut geworden. Durch 
sie sollte das Ziel der Vereinheitlichung in keiner Weise aus¬ 
geschlossen, dabei aber doch ein größeres und weiteres Arbeits¬ 
feld einwandsfrei abgesteckt werden. Wie richtig die dieser 
Einrede zu Grunde hegende Empfindung war, zeigt ein 
Zwischenfall auf der Versammlung in Bremen. Da kam der 
Bericht Illings, des Vortragenden Rates im preußischen Mini¬ 
sterium des Innern, zum Vortrag über „die Ursache der Ver¬ 
mehrung der Verbrechen und namentlich der „Recidivität“, 
der in das Gebiet der Vorbeugung hinausgriff namentlich durch 
nachdrückliche Betonung des Alkoholelends und der gesetz¬ 
lichen Maßnahmen, die dem Notstand entgegenzustellen 
wären. Also doch eine Frage, die jedem Gefängnispraktiker 
tagtäglich auf die Finger brennt. Da wurde nun einerseits von 
akademischer Seite durch Professor Berner-Berlin jede Er¬ 
örterung über den § 51 des deutschen Strafgesetzbuches (die 
u. a. auch durch hohe Grade der Trunkenheit hervorgerufene 
Bewußtlosigkeit als Strafausschließungsgrund) für ganz un¬ 
zulässig erklärt, da „eine jnterpretation der Gesetze seitens 
dieser Versammlung einen Übergriff in ein ihr fremdes Gebiet 
darstelle“. Aber nicht nur das. Direktor Wirth-Berlin stellte 
mit dem Volleinsatz von Temperament, das in diesem Falle 
nicht ganz innerhalb der Grenzen des Sachlichen blieb, den An¬ 
trag auf Übergang zur Tagesordnung, da nach § 1 der Satzungen 
unser Verein gar nicht zuständig sei. Die Angelegenheit habe 
doch mit dem „Streben nach einheitlicher Entwicklung auf 
dem Gebiete des Gefängniswesens“ nichts zu tun. Durch Ver¬ 
handlung über den Vortrag Illings setze man sich der Ge¬ 
fahr der Lächerlichkeit aus, sowie ernsten Verwicklungen für 
die Zukunft des Vereins. Damit war, wie Illing mit Recht 
betonte, die grundsätzliche Frage aufgerollt, ob „wir überhaupt 
befugt sind, alle die Fragen zu erörtern, welche mit der Ent¬ 
stehung des Verbrechens im Zusammenhänge stehen“, — 
überhaupt, wie beigefügt werden darf, in die Behandlung von 
Gegenständen einzutreten, die, obwohl in engstem sachlichem 
Zusammenhang mit dem Gefängniswesen stehend, doch formell 
nicht gedeckt werden können durch den Buchstaben der genann¬ 
ten Zweckbestimmung im ersten Paragraphen der Satzungen. 
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Die Mehrheit der Versammlung lehnte die Tagesordnung ab, 
nahm wenigstens den grundlegenden Leitsatz des Bericht¬ 
erstatters an und trat dem warm und überzeugend begrün¬ 
deten Antrag Kroll ne bei, wonach der ganze Gegenstand zur 
Verhandlung auf der nächsten Versammlung gründlich vor¬ 
bereitet werden solle. Mit vollem Recht: wir dürfen uns unter 
keinen Umständen die Lichter abdecken lassen, die aus dem 
Gefängnis in das Volksleben hinausfallen und vielfach ver¬ 
nachlässigte Pflichtenkreise in unvergleichlicher Weise be¬ 
leuchten. Der Verein hat auch tatsächlich nach dieser Seite 
allezeit seine Pflicht getan. Es sei erinnert an die Zulassung der 
doch nur mittelbar mit dem Gefängnisstrafvollzugin Verbindung 
stehenden Kreise der Fürsorgeerziehung und der Entlassenenfür- 
sorge in die Mitgliedschaft. Es sei hingewiesen auf die innige 
Verbindung, die in der Zeitschrift und in den Versammlungen 
z. B. mit der Rheinisch-westfälischen Gefängnisgesellschaft 
allezeit zutage trat, auf den zweimaligen Versuch gemein¬ 
samer Tagung mit dem Verband der deutschen Schutzvereine, 
dessen öftere Wiederholung sich nur aus praktischen Gründen 
nicht empfohlen hat. Und was jenen absonderlichen Versuch, 
dem Verein die Erörterung und Auslegung von Gesetzen grund¬ 
sätzlich zu verschließen, betrifft, so ist man über ihn tatsächlich 
zur Tagesordnung übergegangen. Der flüchtigste Kenner der 
Vereinsgeschichte weiß z. B. von den eingehenden Bemühungen 
um den Vorentwurf zu einem neuen deutschen Strafgesetz¬ 
buch und um das Zustandekommen eines Strafvollzugsge¬ 
setzes. Daß diese Bemühungen den maßgebenden Stellen und 
Persönlichkeiten durchaus willkommen sind, zeigt z. B. die 
Äußerung von Tisch endorfs, des Vertreters des Reichsjustiz¬ 
amtes, auf der Stuttgarter Versammlung im Jahre 1903. Er 
sprach hier die Hoffnung aus, daß der Verein „vielleicht noch 
mehr als bisher schon geschehen, diese Fragen (Reform des 
Strafrechts und ähnliche) zum Gegenstand der Verhandlungen 
mache und damit den reichen Schatz von Erfahrungen für 
die ersprießlichste Lösung aller dieser Fragen zur Verfügung 
stelle“. 

Dieser weite Horizont — das hat sich doch damals in Bremen 
gezeigt — war formell nicht gedeckt durch die erste Satzung. 
Also hat die neue Satzung der Sache einen wertvollen Dienst 
geleistet, wenn sie das Recht des Vereins auf das weitere Ar¬ 
beitsfeld bleibend und ausreichend sicherstellte. — 

2. Wir wenden uns allem dem zu, was mit der Mitglied¬ 
schaft im Zusammenhang steht. Die Bewegung der Mit¬ 
gliederzahl zeigt im allgemeinen einen durch Stillstand oder 
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auch gelegentlichen Rückgang nicht wesentlich und bleibend 
unterbrochenen Aufstieg, dessen bezeichnendste Haltepunkte 
auch hier ihre Stätte finden sollen. Bei der Gründung im 
Jahre 1864 scharten sich 77 Mitglieder um den Vereinsge¬ 
danken, aus denen noch im Verlauf desselben Jahres 311 ge¬ 
worden sind. Im Jahre 1867 wurden es wesentlich durch den 
kräftigen Einsatz des Zugangs aus Österreich 523; im Jahre 
1882 war man bei 720 angekommen. Ekert, dessen uner¬ 
müdlich und findig nach immer neuen Mitteln und Wegen aus¬ 
schauendes Werben an der ganzen bis dahin erreichten Auf- 
wärtsbewegung ganz wesentlich beteiligt war, glaubte, wie er 
sich wiederholt ausspricht, nun in der Hauptsache die mögliche 
Grenze nach oben erreicht und den Zeitpunkt gekommen, von 
dem an man unter Verzicht auf Eroberung von Neuland im 
wesentlichen auf Erhaltung des Erreichten Bedacht zu nehmen 
habe. Vom Jahre 1883—1898 bewegen sich denn die Zahlen 
durchweg in dem Rahmen von 600—700, mit dem Tiefpunkt 
von 605 im Jahre 1892, — ein Bild, das sicher nicht außer Zu¬ 
sammenhang steht mit der erwähnten Annahme Ekerts und 
dem damit gegebenen Nachlassen der auf weiteren Mitglieder¬ 
zuwachs gerichteten Tätigkeit. Mit dem neuen Jahrhundert 
aber setzt eine kräftige Aufwärtsbewegung ein, die in großem 
Schrittmaß bis zu 1220 im Jahre 1908 emporschreitet. Diese 
rasche und bedeutende Zunahme ist ohne Zweifel ganz wesent¬ 
lich das Verdienst von Engelbergs, der jener Ansicht von 
der nunmehr erreichten oberen Grenze nicht beitrat und aufs 
neue eine eindringliche Werbearbeit in Angriff nahm. Er 
suchte mit bestem Erfolg, in planmäßiger Weise namentlich 
korporative Mitglieder, Vereine, Gerichtsbehörden, vor allem 
Staatsanwaltschaften, aber, auch andere Beamtungen zu ge¬ 
winnen, — ein Bestreben, das sein Nachfolger in der Vorstand¬ 
schaft mit allem Nachdruck aufnahm und fortsetzte. Trotzdem 
ist seit etwa vier Jahren nicht nur ein Stillstand, sondern sogar 
ein nicht ganz unbedeutender Rückgang auf 1150 Mitglieder 
im Jahre 1911, auf 1080 im Jahre 1913 eingetreten, — sicher¬ 
lich aus ganz natürlichen Gründen. Eine so nachhaltige und plan¬ 
mäßige Werbearbeit hat an sich schon in der Regel einen gewis¬ 
sen Rückschlag und Rückgang zur selbstverständlichen Folge. 
Wer so eifrig an die Türen klopft und so warm und geschickt 
sich an die Leute heranmacht, wird immer auch manch einen 
gewinnen, der nicht mehr als nur halb willig ist und sich darum 
bei gegebener Gelegenheit wieder zurückzieht. Dazu kommt 
noch ein weiteres. Unter den 1080 Mitgliedern, mit denen der 
Verein in das zweite Halbjahrhundert eintritt, befinden sicli 
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nicht viel weniger als 400 korporative Mitglieder, die im wesent¬ 
lichen in den letzten zehn Jahren beigetreten sind. Ein ge¬ 
wiß nur dankenswerter Gewinn schon mit Rücksicht auf das 
Vereinsorgan, für das gerade auf diesem Wege eine wesentlich 
größere Öffentlichkeit gewonnen wird. Dabei wird aber doch 
in manchen Fällen mit der Begleiterscheinung zu rechnen sein, 
daß diesem und jenem Mitgliede die ihm von amtswcgen auf 
den Tisch gelegten grünen Hefte das Aufgeben der persön¬ 
lichen Mitgliedschaft sicherlich nicht erschweren. — 

Die den Stand von 1. Oktober 1913 darstellende Mitglieder¬ 
liste zeigt eine erfreuliche Beteiligung aus allen Gauen des 
deutschen Reiches, die aber doch nicht eine gleichmäßig be¬ 
friedigende genannt werden kann. Zum Beleg nur einige in 
bunter Reihe aufgeführte Stichproben, denen je die betreffende 
Bevölkerungszahl nach den Statistischen Jahrbüchern für 
das Deutsche Reich 1913 in Klammer begesetzt ist. Es kommen 
auf Baden (2 142833) 107 Mitglieder, auf Württemberg (2437574) 
115, auf Bayern (6 887 291) 131, auf Elsaß-Lothringen 
(1 874 014) 32, auf Preußen (40 165 219) 431, auf das König¬ 
reich Sachsen (4 806 661) 67, das Großherzogtum Sachsen 
(417 149) 3, das Herzogtum Braunschweig (494 339) 8, Ham¬ 
burg (1 014 664) 20 Mitglieder. Darnach ergeben sich einmal 
doch wesentlich günstigere Verhältniszahlen für die süd¬ 
deutschen Bundesstaaten, unter denen wieder das Mutterland 
des Vereins, Baden, mit dem württembergischen Nachbar 
vorangeht. Andererseits tritt überhaupt eine so erhebliche 
Verschiedenheit zutage, daß immer noch ein Erntegang in 
das Vereinsgebiet mit Erfolg gewagt werden kann und die An¬ 
mutung des jetzigen Vorstandes, jedes Mitglied werbe ein 
weiteres Mitglied, sich gewiß im allgemeinen in den Grenzen 
des Möglichen bewegt. Wenn gerade die Vorstände des Ver¬ 
eins, der eine wie der andere, immer neu zur Unterstützung 
ihrer eigenen Bemühungen gerade nach der Seite der Ge¬ 
winnung von Mitgliedern aufgemuntert haben, so haben sie 
das getan in der Überzeugung, daß es auch da heißt: ,,die 
Persönlichkeit ist alles“. So kann Ekert gleich in den An¬ 
fängen das leuchtende Beispiel des Direktors Elvers von 
Leuchtenberg hervorheben, der in Mittel- und Norddeutsch¬ 
land mit besonderer Rührigkeit und reichem Erfolge für die 
gute Sache gewirkt habe. Dieser Elvers war nach allem über¬ 
haupt das Muster eines Vereinsmitgliedes. Bei den alten Ver¬ 
einsakten befindet sich ein umfängliches Schriftenbündel, das 
in hunderten von Nummern den bei Elvers aufgelaufenen und 
von ihm selber sorgfältig geordneten Briefeinlauf in Sachen 
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unseres Vereins enthält und wenigstens annähernd vermuten 
läßt, an wie viele Türen der Mann geklopft hat. Neben ihm 
verdient erwähnt zu werden der österreichische Justizminister 
von Hye-Gluneck, der durch persönliche Bemühungen und 
amtlichen Einfluß in dem Jahre 1866/67 dem Verein aus 
Österreich annähernd 200 Mitglieder zuführte. Rühmliche 
Vorbilder, die um Nachfolge werben. 

Ein Wort in diesem Zusammenhang über das bemerkens¬ 
werte Verhältnis der österreichischen Berufsgenossen zu dem 
deutschen Vereine. Als es in Bruchsal am 18. Mai 1864 hieß: 
„das ganze Deutschland soll es sein“, so bedeutete dieses ganze 
Deutschland das große Deutschland, wie es in dem deutschen 
Bunde geeinigt war, also mit dem selbstverständlichen Ein¬ 
schluß der österreichischen Brüder. Nun ist am 14. Juni 1866 
der deutsche Bund ins Grab gestiegen, und in den Julitagen 
1866 hat die Weltgeschichte auf der Wahlstatt das Siegel auf 
dieses Grab gelegt. Und doch blieben auf dem Boden unserer 
gemeinsamen Sache die Hände ineinander geschlungen, ln 
Dresden 1867 konnte der Rechenschaftsbericht von den ge¬ 
nannten politischen Ereignissen sagen: ,,sie haben auf den Ver¬ 
ein keineswegs einen schlimmen Einfluß geübt; man war aller¬ 
seits der Ansicht, daß darin ein Anlaß zur Trennung und Spal¬ 
tung durchaus nicht liegt“. Mit zum Erhebendsten in der ganzen 
Vereinsgeschichte gehört die Tatsache, daß gerade in der Zeit 
der weltgeschichtlichen Auseinandersetzung, man möchte 
sagen, unter den Kanonen von Sadowa, das schon genannte 
Mitglied des österreichischen Staatsministeriums ein so tat¬ 
kräftiger Mehrer des Vereins geworden ist. Ein wertvolles 
Unterpfand und ein klangvoller Auftakt für die seitdem immer 
neu betätigte Nibelungentreue zwischen dem deutschen Reich 
und der befreundeten Donaumonarchie! Das Verhältnis zu 
Österreich fand denn auch in allen den 50 Jahren die sorgfäl¬ 
tigste Pflege, die allezeit freundlichste und ehrlichste Erwiderung 
fand. So erfreute sich die Zeitschrift fortgesetzt dankens¬ 
wertester Mitarbeit seitens hervorragender österreichischer 
Fachgenossen. Immer wieder durfte man die österreichischen 
Brüder auf den Vereinsversammlungen willkommen heißen. 
An der so erfreulichen Beschickung der Versammlungen durch 
Regierungsvertreter hat auch Österreich seinen Anteil. Man 
durfte wiederholt Vertreter der Justizministerien in Wien 
und Budapest, des Landesausschusses des Erzherzogtums 
Österreich, der kroatisch-slawonischen Landesregierung be¬ 
grüßen. Es entsprach denn auch ganz den beiderseitigen 
Gefühlen und Stimmungen, wenn im Jahre 1883 die Versamm- 
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lung, dankbar für die erwünschte Einladung, in der Kaiser¬ 
stadt an der Donau Einkehr hielt. Den Teilnehmern an dieser 
Versammlung wird die reiche Ehrung des Vereins, seines Aus¬ 
schusses und des Vorstandes durch den Kaiser,’ durch die 
höchsten Staatsbehörden und die ausgezeichnete Gastfreund¬ 
schaft für immer in Erinnerung blieben, die die Tage von Wien 
verschönte. Trotzdem ist der Stand der Mitglieder aus Öster¬ 
reich immer mehr und nicht unwesentlich zurückgegangen, 
— von 193 im Jahre 1867 Schritt für Schritt auf 70 im Jahre 
1913. Am 9. Juli 1908 wurde sodann ein eigener „Verein der 
Verwaltungsbeamten der österreichischen Strafanstalten und 
Gerichtsgefängnisse“ gegründet. Dieser Gang der Dinge in 
dem großen Nachbarreiche ist geschichtlich sehr wohl zu be¬ 
greifen, vor allem aus der Sonderart und der Eigenständigkeit 
seiner Rechtsentwicklung. Alles das aber unbeschadet der fort¬ 
dauernden Geistesgemeinschaft in allen den Fragen, die unseren 
Verein beschäftigen. Ihr hat der Vertreter des österreichischen 
Justizministers in Mannheim programmatischen Ausdruck ge¬ 
geben. Diese Geistesgemeinschaft findet ihren Ausdruck ferner 
in den bleibenden Beziehungen der österreichischen Berufs¬ 
genossen zu dem deutschen Vereine. Seit der Gründung eines 
eigenen Vereins hat doch dte Zahl unserer österreichischen 
Mitglieder nur ganz unerheblich abgenommen. Im Jahre 
1911 konnte unser Vorstand an der zweiten Versammlung 
des österreichischen Vereins teilnehmen. Er hat neben den er¬ 
hebendsten Eindrücken die Versicherung mitgebracht, daß 
die Liebe und Anhänglichkeit dem älteren Bruder gegenüber 
nicht erkaltet ist. Nach Mannheim hat Marcovich-Graz, 
von lange her unser rühriger Mitarbeiter in Wort und Schrift 
und im Ausschuß, namens des österreichischen Vereins als 
Brudergruß die Losung mitgebracht, bei der es allezeit bleiben 
soll: „treue Waffenbrüderschaft im Kampf gegen das Ver¬ 
brechen und im Kampfe gegen die Verwahrlosung“. 

Eine beachtenswerte Geschichte haben auch die Beziehungen 
zu unsern Schweizer Nachbarn. Bei der Gründung des Ver¬ 
eins in Bruchsal waren drei hervorragende Fachgenossen der 
Schweiz anwesend. Als nun gegen die ursprüngliche Absicht 
die Türen weit aufgemacht wurden für das ganze Deutschland, 
da haben auch sie um Gastrecht gebeten und darum, „daß 
man sie wenigstens in Teilnahme halte“. Sie wurden dann zu 
Ehrenmitgliedern ernannt, eine Ehrung, die dem von einer 
Seite beabsichtigten Antrag, auch die Schweizer Gefängnis¬ 
beamten in den Verein aufzunehmen, zuvorkam. Im Jahre 
1867 wurde, wie schon an anderem Orte erwähnt, in Zürich 
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der „Schweizerische Verein für Straf- und Gefängniswesen“ 
gegründet, der dauernd die freundlichsten Beziehungen zu 
unserem Verein unterhält. An dem 25 jährigen Jubeltag in Frei¬ 
burg stellten sich die Schweizer mit einer Glückwunschadresse 
und einem Ehrenbecher ein, eine Auszeichnung, zu deren Er¬ 
widerung das Jubiläum des Schweizer Vereins im Jahre 1892 
erwünschten Anlaß gab. Wenn die beiden ersten Vorstände 
Ekert und Wirth, zu Ehrenmitgliedern des schweizerischen 
Vereins ernannt wurden, wenn der letztere namentlich neuer¬ 
dings wiederholt Vertreter zu unseren Versammlungen ent¬ 
sandte, wenn nach Mannheim auch der schweizerische Bundes¬ 
rat den Bundesanwalt Dr. 0. Kronauer abordnete, so sind 
das weitere Zeichen nicht nur der besten Beziehungen, sondern 
auch der vollen Wertschätzung der im deutschen Verein ge¬ 
leisteten Arbeit seitens des zur Zeit in einer mächtigen Vor¬ 
wärtsentwicklung des Rechtslebens stehenden Nachbarlandes. 

Ein interessantes Bild bietet auch die Geschichte der Be¬ 
rechtigung zur Mitgliedschaft. Da ging es aus der Enge in die 
Weite. Man wollte, „einen Verein von Fachgenossen bilden 
und die Ansichten und Meinungen der Praktiker austauschen“. 
Da hatte man nun anfangs die Sorge, man könnte durch die 
Eröffnung der Mitgliedschaft für Leute, die nicht im strengen 
Sinne Fachgenossen waren und nicht in unmittelbarer Be¬ 
ziehung zum praktischen Strafvollzüge standen, unter Um¬ 
ständen mehr und mehr von dem „praktischen Boden“ ab¬ 
gedrängt werden. Namentlich wurde, unbeschadet der grund¬ 
sätzlich freundlichsten Stellung zu der Hochschulwissenschaft 
— „unserer Lehrmeisterin“ — und ihren Vertretern, die Mög¬ 
lichkeit erwogen, ob nicht am Ende durch die Erteilung der 
vollen Mitgliedschaft an die akademischen Lehrer der Rechts¬ 
wissenschaft ein Übergewicht der theoretischen und abstrakten 
Stimmungen hereingetragen und damit der praktischen Rich¬ 
tung des Vereins ein Schaden zugefügt werden könnte. Aber 
schon in den ersten Stadien der Entwicklung setzt das Be¬ 
streben ein, Zug um Zug die Türöffnung zu erweitern. Schon 
bei der Vorberatung der ersten Satzungen wird von dem wei¬ 
teren Ausschuß über den Vorschlag des engeren Ausschusses 
hinausgeschritten, indem neben den höheren Beamten der 
Strafanstalten und den Beamten ihrer Aufsichtsbehörden auch 
„alle Verwaltungs- und Gerichtsbeamten, die zu dem Ge¬ 
fängniswesen in dienstlicher Beziehung stehen“, Mitglieds¬ 
fähigkeit erhalten sollen. Ebenso wird gleichzeitig den 
deutschen Strafrechtslehrern wenigstens die Möglichkeit eröff¬ 
net, an den Vereinsversammlungen teilnehmen zu können. 
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Das förmliche Mitgliedsrecht teilt ihnen die Dresdener Ver¬ 
sammlung 1867 zu —, im Unterschied von den ,,Vorständen der 
Landes- und Provinzialgefängnis- und Schutzvereine“, denen 
nun der Zuhörerraum bei den Versammlungen eingeräumt 
wird. Wien befreit die letzteren aus dieser Stellung im Vorhof 
und erteilt auch ihnen auf Grund eines vom Ausschuß selbst 
gestellten Antrages die Möglichkeit der Mitgliedschaft. Ihnen 
folgen in Braunschweig „die höheren Beamten der Arbeits¬ 
und Besserungshäuser und die Beamten ihrer Aufsichtsbe¬ 
hörden“, — also eine offene Türe für weite Kreise der inneren 
Verwaltung. Die neue Satzung vom Jahre 1905 bringt die 
Bewegung zum Abschluß durch die Beifügung „ohne Unter¬ 
schied des Geschlechtes“, die auch den Frauen den Zugang er¬ 
öffnet, sodann durch förmliche Zulassung der mit dem Straf¬ 
anstaltenwesen mittelbar oder unmittelbar in Verbindung und 
Fühlung stehenden Kollektivpersonen, die allerdings teilweise 
schon früher Aufnahme gesucht und gefunden hatten, — end¬ 
lich durch die Gewährung einer Blankovollmacht an den Aus¬ 
schuss, „Personen, welche auf dem Gebiet des Strafvollzugs, 
der Zwangserziehung und des Schutzwesens eine besondere 
praktische oder literarische Tätigkeit entfaltet haben“, in den 
Verein aufzunehmen. So ist die auch nicht mehr mit einer 
nationalen Eingrenzung belastete Möglichkeit der Mitglied¬ 
schaft eröffnet für jeden Gebildeten, den wirkliches Interesse zu 
der Sache des Vereins hinzieht. Damit ist die Losung zum Voll¬ 
zug gekommen, die Wach 1905 in Dresden ausgab: „Wir 
wollen doch nicht engherzig sein und unsere Arme möglichst 
weit ausbreiten“. Die so geschaffene Sachlage findet ihren 
Ausdruck in der Tatsache, daß z. B. gegenwärtig vier Aus¬ 
länder, sodann ein Kaufmann und fünf Frauen dem Verein 
angehören. Die letzteren (zwei Oberinnen, zwei Hauslehrerinnen, 
eine Buchhalterin), nachdem im Einklang mit dem modernen 
Vormarsch der Frauenfrage, gewiß auch nicht ohne Einfluß 
unseres Vereins und seines Eintretens für die „weibliche 
Linie“, in den Weiberanstalten verschiedener deutscher Bundes¬ 
staaten wohlgelungene Versuche mit der Verwendung von 
Frauen im Gefängnisbeamtendienst gemacht worden sind. Diese 
Frauen mit denen, die nach ihnen kommen, sind berufen, 
das gute Recht der Frau zur Mitarbeit im Gefängnis zu Ehren 
zu bringen in den lange fast verlassenen Spuren einer Elisabeth 
Fry und ihrer Vorgängerin auf deutschem Boden, jener strafen¬ 
den Frau, die schon vor Jahrhunderten mit ihrem Worte 
„Straf ist min Hand, doch guet ist min Gemuet“ nicht nur die 
beherrschende Losung ihres eigenen Wirkens ausgesprochen 
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hat, sondern auch eine Prophetin des modernen Strafvollzugs 
geworden ist. — Wenn den Gründern des Vereins die Sorge, 
es möchte durch die Mitgliedschaft der Hochschulrechtslehrer 
die praktische Grundlinie des Vereins möglicherweise umge¬ 
bogen werden, anfänglich eine gewisse zögernde Zurückhaltung 
nahelegte, so hat ihnen die Entwicklung der Dinge nicht Recht 
gegeben. Die Hochschullehrer haben zahlenmäßig immer eine 
verschwindende Minderheit gebildet, — gegenwärtig 17 unter 
1080. ln der kleinen Zahl aber finden wir immer die Leuchten 
der strafrechtlichen Wissenschaft, — ich nenne nur die Namen 
Mittermaier, Vater und Sohn, von Jagemann, Wahlberg, 
von Kirchen heim, Wach, von Liszt, von Lilienthal, 
— quot noinina, tot pondera! Im umgekehrten Verhältnis 
zu ihrer Zahl stand allezeit die Bedeutung ihrer selbstlosen Mit¬ 
arbeit, sei es in der Zeitschrift, sei es in der Leitung oderim 
Verhandlungsverlauf der Versammlungen. Dieser Mitarbeit 
verdankt der Verein reiche Förderung und Vertiefung und ohne 
Zweifel mit zu einem guten Teil die geistige Höhe, auf der er 
unbestritten steht. Die Wertung dieser Verdienste fand immer 
wieder darin sichtbaren Ausdruck, daß die Hochschulkreise 
fast durchweg einen wesentlichen Teil der Ehrenmitglieder¬ 
liste inne hatten. 

Im Besitze der Ehrenmitgliedschaft, deren Kurs durch 
spärliches Haushalten mit Fug und Recht immer auf einer ge¬ 
bührenden Höhe erhalten wurde, sind gegenwärtig acht hoch¬ 
verdiente Männer, — alle in Wahrheit Exzellenzen, wenn auch 
nur zwei von ihnen es dem Namen nach sind: Dr. von Breit¬ 
ling, Wiirtt. Ministerpräsident a. D. in Stuttgart, Dr. Guil- 
laume, Direktor des eidgenössischen statistischen Bureaus 
in Bern, Hürbin, Strafanstaltsdirektor in Lenzburg, Dr. von 
Jagemann, Wirk!. Geheimer Rat und ordentlicher Professor 
in Heidelberg, Scheffer, Pastor in Marburg in Hessen, Dr. 
von Wach, Geheimrat, Professor in Leipzig, Dr. Huebsch, 
Ministerialdirektor und Staatsrat in Karlsruhe, von Baum- 
gärtl, Ministerialdirektor a. D. in München. 

Ehe wir von allem dem, was mit der Mitgliedschaft zu¬ 
sammenhängt, Abschied nehmen, gilt cs noch, mit dem Rech¬ 
ner, seinen Büchern und Zahlen kurze Zwiesprache zu halten. 
Der Kreis der Mitglieder ist ja doch die Hauptquelle, aus der 
die Kasse schöpft, nicht weniger das Feld, das mit durch ihre 
Hilfsdienste geistig bereichert wird. Da bekommen wir vor 
allem das Bild eines durchaus geordneten Haushaltens, dasauf 
den Vereinsversammlungen allezeit aufs beste vor dem scharfen 
Auge der Rechnungsprüfung bestand; — sodann den Eindruck 
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eines weisen Haushaltens, das bescheidene Mittel in reiche 
geistige Werte umzusetzen mit Erfolg bemüht war. Es mögen 
hier nur einige zusammenfassende, auf die Hunderte ab- oder 
auch aufgerundete Zahlen aus den abgeschlossenen Rechnungen 
der Jahre 1864 —1912 ihre Stelle finden. Trocken, wie alle 
Zahlen, dabei aber doch bezeichnend genug. „Zahlen sind 
Strahlen“, die tiefe Lebenszusammenhänge überraschend er¬ 
hellen und nicht selten in -das geistige und sittliche Leben 
scharfe Lichter werfen. Die Gesamteinnahme, bez. Gesamt¬ 
ausgabe in den genannten Jahren beträgt 215 300, bez. 207 600, 
— richtiger vielleicht 176 700, bez. 166 300 M., wenn man näm¬ 
lich- die Summe der meist nur vorübergehend angelegten und 
nach Bedarf wieder abgehobenen Kapitalwerte in Abzug bringt, 
die ja doch mehr oder weniger den Charakter durchlaufender 
Posten haben. Die geringe Spannung zwischen Einnahme und 
Ausgabe zeigt, daß es nie auf das Sammeln von Schätzen ab¬ 
gesehen war, vielmehr darauf, den Mitgliedern in der Form von 
geistigen Werten so weit als möglich den Vollbetrag der Ein¬ 
nahmen zuzuführen. Die Gesamtsumme der Auslagen für die 
Verwaltung (Kassenführung, Bedienung u. ä.) im Betrag von 
nicht ganz 18000 M. offenbart ein hohes Maß von hingebender, 
opferwilliger Leistung um der Sache willen, — nicht weniger 
der Blick auf den Gesamtbetrag der schriftstellerischen Hono¬ 
rare mit 12 100 M., von denen auf das erste Vierteljahrhundert 
8500, auf das zweite nur noch 3600 M. entfallen. Die Gesamt¬ 
ausgabe für die Zeitschrift beträgt 131 900 M., — nicht un¬ 
erheblich mehr, als die Gesamteinnahme aus den Mitglieder¬ 
beiträgen mit 129 500 M., — Beweis dafür, daß der von Anfang 
an durch Ekert kundgegebene und allerseits gebilligte Wille 
reichlich zum Vollzüge kam, die Mitglieder in Form des Jahres¬ 
beitrages nur mit den Selbstkosten des Vereinsorganes zu be¬ 
lasten. Dieses Weniger fand mehr als reichlichen Ausgleich 
durch den Verkauf älterer Hefte im Gesamtbetrag von 2700 M. 
und durch den buchhändlerischen Vertrieb des Verlags mit 
insgesamt mehr als 21 500 M. Gerade die ursprünglich sehr be¬ 
langlose buchhändlerische Nachfrage ist seit dem Anfang dieses 
Jahrhunderts ganz erheblich gestiegen, ln einzelnen Jahren 
ergaben sich Einnahmebeträge von nahezu 900 M., — eine be¬ 
sonders ideell in hohem Maße erfreuliche Tatsache, die das 
wachsende öffentliche Interesse an der Arbeit des Vereins 
erweist. Im übrigen haben Zinseneinnahmen von zusammen 
15 500 M. und Zuschüsse mit insgesamt 7300 M. Kasse und 
Rechner in zureichender Leistungsfähigkeit erhalten, — die 
letzteren zumeist Beitragsleistungen der Städte und Staaten, 
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bei denen die Versammlungen gastfreundliche Aufnahme fan¬ 
den. Die Berechnung der immer sehr bescheidenen Vermögens¬ 
überschüsse kann seit langem nicht mehr von Zuwachs, wohl 
aber von Abnahme berichten. Auch der Verein hat in seinem 
Teile die Last zu tragen, mit der die allgemeine Preiserhöhung 
namentlich die Herausgabe der zudem immer umfänglicheren 
Zeitschrift beschwert. „Je dicker die Hefte, um so dünner der 
Beutel“: dies der knappe und zutreffende Ausdruck für die 
Sachlage, wie ihn der gegenwärtige Vereinsleiter geprägt hat. 
Die Frage liegt doch nicht so fern, ob diese Lage der Dinge 
nicht früher oder später von Einfluß sein muß auf die Bemessung 
des vergleichsweise sehr bescheidenen, nur einmal von 3 auf 
4 M. erhöhten Mitgliederbeitrages. Sollte die Zeit in dieser 
Richtung eine kleine Mehrbelastung bringen, so wird dies nach 
der sorgfältigen Gebahrung des Vereins auch in diesen äußeren 
Dingen während der ersten 50 Jahre nur geschehen aus dring¬ 
lichen Gründen und sicher nur zum Besten der Sache und damit 
auch der Vereinsmitglieder. 

3. Die Vereinszeitschrift. Die Geburtsstunde des 
Vereins war auch die der „Blätter für Gefängniskunde“. Die 
Zeitschrift war, wie schon erwähnt, Vorgängerin für andere, 
selbst aber ohne Vorgänge. Die lange zuvor eingegangenen 
wertvollen „Jahrbücher der Straf- und Rettungsanstalten“ von 
Dr. Julius hatten im Grunde doch einen anderen Charakter. 
Umsomehr ist der Verein mit seinen Gründern zu beglückwün¬ 
schen, wenn dieser, man wird wohl sagen können, entscheidende 
Schritt auf den ersten Wurf so wohl gelungen ist. Der Erfolg 
hat der Vereinsleitung das volle Recht gegeben, wenn sie sich 
gegen vereinzelte Versuche, die den Grundcharakter der Zeit¬ 
schrift bedrohten, durchweg ablehnend verhielt, — so gegen die 
beiden in Nürnberg 1901 im Ausschuß verhandelten Anträge, 
„ein besonderes Blatt für die Bürobeamten“ — ins Leben zu 
rufen, — sodann, „die Blätter für Gefängniskunde einem an¬ 
deren Verlag zu übertragen behufs Erweiterung des. Inhalts, 
oder einer anderen wissenschaftlichen Zeitschrift anzugliedern“. 

Gerade in letzterer Hinsicht hat der Gründer schon in 
Bruchsal mit praktischem Feingefühl für das allein Ersprieß¬ 
liche die Sache in die richtige Bahn geleitet. Es standen ja 
allerdings zunächst die beiden Wege offen: entweder die Ver¬ 
bindung mit einer derschon bestehenden wissenschaftlichen Zeit¬ 
schriften, z. B. der Holtzendorffschen Strafrechtszeitung, 
dem Gerichtssaal, der Groß sehen Strafrechtspflege, der Ge¬ 
richtszeitung, — oder aber die Gründung einer eigenen Zeit¬ 
schrift. Der letztere Weg war ohne Zweifel der dornenvollere 
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und gewagtere. Aber er allein sicherte das wünschenswerte 
Maß von Selbständigkeit und die ungehemmte Möglichkeit 
eigenständiger Entwicklung, während der andere den Verein 
sehr leicht in die Gefahr einer hemmenden Abhängigkeit und 
in die mißliche Lage eines vom Gnadenbrote lebenden An¬ 
hängsels hätte bringen können. 

Mit gleichem Glück und Geschick hat man auch im übrigen 
sofort das Richtige und bis heute Bewährte hinsichtlich der 
ganzen äußeren und inneren Gestaltung gefunden. 

Damit ist natürlich nicht gesagt, daß man nicht allezeit gerne 
bei der Erfahrung in die Schule gegangen wäre, wann und wo 
es irgend nötig und nützlich schien, und zumal in äußeren 
Dingen bereitwillig dieses und jenes verbessert hätte. So hatte 
man von Anfang an den Grundsatz der „zwanglosen Hefte“, 
der auch noch in der Satzung bis heute festgehalten ist wenig¬ 
stens dem Buchstaben nach. In Wahrheit ist er mit der Zeit 
sehr gelockert worden. Man hat sich nach und nach hinüber¬ 
entwickelt zu immer größerer Gleichmäßigkeit und Regel¬ 
mäßigkeit, bis man nun vom 40. Bande an ausgesprochener¬ 
weise bei dem Dreiheftestandard angelangt ist. Sodann gab 
es lange Zeit die den regelmäßigen Lieferungen beigegebenen, 
in der Regel mit eigener Seitenzählung versehenen Sonder¬ 
hefte, die die Zugänglichkeit des Stoffes keineswegs erleichtern. 
Beispielsweise enthält der 4. Band neben vier ordentlichen 
Heften noch drei umfängliche Zutaten, ein „Separatheft“, ein 
„Extraheft“, ein „zugegebenes Heft“. Davon ist man mit der 
Zeit in der Hauptsache abgekommen zum Besten der Sache. 
Einzelne Ausnahmen bestätigen auch hier die Regel. Die 
neueren Jahrgänge sind nun ein klar übersichtliches und durch¬ 
sichtiges Ganzes mit fortlaufenden Seitenzahlen. Aber im 
allgemeinen bestanden die Blätter für Gefängniskunde auf dem 
durch den glücklichen Anfang erworbenen Rechtstitel, in allem 
wesentlichen zu bleiben, was sie waren. Sie sind immer noch die¬ 
selben wie in der ersten Zeit nach Kleid, Schrift, Titel und 
Format. Auch der Verlagsort ist immer noch Heidelberg, nur 
der Druck ist aus erklärlichen Gründen etliche Male der Vor¬ 
standschaft nachgezogen von Bruchsal nach Freiburg, Berlin, 
Mannheim. 

Und wie im Äußeren, so auch in der ganzen inneren Ein¬ 
richtung. Es sind immer vier Zuflüsse gewesen, die den Strom 
gespeist haben. Einmal der Bericht im weitesten Sinne: — die 
Umschau auf dem Gebiet des Tatsächlichen, die mit den Be¬ 
richten über das Bruchsaler Zellengefängnis eröffneten Wan¬ 
derungen durch das Reich des Strafvollzugs und seine Grenz- 
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gebiete, die Schilderung der Dinge von ehedem und von heute 
im In- und Ausland, in einzelnen Landesteilen und in ganzen 
Ländern, in einzelnen Anstalten, nach den verschiedenen Seiten 
des Gefängnisbetriebs, — die Gesetze und Ordnungen, Ober¬ 
leitung und Angestellte, die Haftsysteme, der Arbeitsbetrieb, 
das Gebäude, Brot und Kleidung, die Gesundheits- und Körper¬ 
pflege in gesunden und kranken Tagen, Geistiges und Geist¬ 
liches. — Sodann in zweiter Linie die weiterführende, die Er¬ 
fahrung ausnützende Arbeit: was soll und muß werden? Wo 
müssen wir und wie können wir weiter kommen ? Wie erreichen 
wir ,,die Ausgestaltung eins wirksamen und zweckmäßigen 
Strafvollzugs“? Hieher gehören alle, ob in den Gutachten für 
die Vereinsversammlungen, oder in eigenen Abhandlungen 
niedergelegten, nach vorne gerichteten, dem Ideal zustrebenden 
Verbesserungsgedanken. — Der dritte Zufluß, Hand in Hand mit 
dem Wachstum und der Vertiefung des öffentlichen Interesses 
immer mehr anschwellend und ein breiteres Bett grabend, die 
Literatur. Das Schrifttum des In- und Auslandes erfreute sich 
von jeher sorgfältigster, umsichtigster Pflege und Beachtung. 
Immer neue Wasseradern wurden gesucht und zugeleitet, selbst 
aus dem Gebiet der Tagespresse, soweit sie, — und es geschieht 
dies in immer steigendem Maße—, die Aufmerksamkeit ihrer 
Leser dem Gefängniswesen zuwendet. Der eingehenden Ein¬ 
zelbeurteilung geht, mit dein 33. Band einsetzend, die in regel¬ 
mäßigen Abständen erscheinende besonders wertvolle, dem 
Ziele der Vollständigkeit erfolgreich nahe kommende Biblio¬ 
graphie zur Seite, — ein hoch einzuschätzendes Verdienst des 
Professors Dr. von Kirchenheim, Heidelberg. — Endlich alles 
das, was in die Häuslichkeit des Vereins hineinführt und fort¬ 
laufend über den Fortgang des Ganzen, über Kommen und 
Gehen berichtet: die zumeist den Versammlungsprotokoilen 
einverleibten Geschäftsberichte des Vorsitzenden, die Kassen¬ 
berichte, die Mitgliederverzeichnisse, die „Personalnach¬ 
richten“, nicht zu vergessen den allezeit mit viel Pietät und Dank¬ 
barkeit sorgsam geführten Nekrolog, dessen tiefer Gemütswert 
neuerdings durch die Beigabe treffender Bildnisse eine dankens¬ 
werte Erhöhung erfahren hat. Für jeden, der in unserm Vereine 
sich wirklich häuslich und mit innerer Teilnahme eingerichtet 
hat, schwingt gerade in den Personalnachrichten ein tiefer 
Gemütston mit, der ihnen einen hohen Gemeinschaftswert ver¬ 
leiht. Wenn der Bote die grünen Hefte ins Haus bringt, da 
wird es vielen gehen wie mir. Sie werden es halten wie mit 
ihrer Lieblingszeitung und bei allem Interesse für das Sach¬ 
liche doch zuerst nach den letzten Seiten greifen mit ihrem 
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persönlichen Inhalt, — auch wenn sie nichts enthalten als 
Namenreihen und trockene Notizen. Aber diese wecken Er¬ 
innerungen und Bilder voller Leben auf; man freut sich, wenn 
da ein lieber Weggenosse so oder so weiter gekommen ist, man 
trauert, „ist einer unserer Brüder nun geschieden“. Man spürt 
da immer wieder neu, wie man zusammengehört, und wie mäch¬ 
tig und innig der gemeinsame „Weg zum rechten Zwecke“ bis 
über das Grab hinaus verbindet. 

Hier ist weder Ort noch Zeit, im einzelnen den weiten 
Kreis dessen auszuschreiten, was diese vier Rinnsale in das 
Flußbett der Zeitschrift hineingetragen haben. Es könnte doch 
nur das Hauptsächlichste zum Aufruf gelangen und auch das 
nur in trockener Gruppierung und Aufzählung. Diese könnte 
den Wettbewerb nicht aufnehmen mit dem trefflichen General¬ 
register, das für die ersten 26 Bände im Jahre 1894 zustande 
kam, im Jahre 1907 fortgeführt wurde und nun einen unent¬ 
behrlichen Führer durch die ersten 40 Bände darstellt. 

Dafür aber ein Wort über den Geist, der den Wanderer 
auf dem Wege durch die stattliche Reihe der Bände umweht. 
Da ist der erste große Eindruck der einer reichen Mannig¬ 
faltigkeit der Tonlage, die schon bedingt ist durch die Ver¬ 
schiedenheit des Stoffes: es ist ein anderes, ob einer etwa eine 
Frage von weittragender Grundsätzlichkeit erörtert, oder ob 
er eine kleine und kleinste Einzelfrage behandelt, vielleicht 
auch im leichtgeschürzten Erzählerton ein Ereignis berichtet, 
sei es eines der frohen, oder eines der ernsten, katastrophischen 
Gefängniserlebnisse, die immer wieder erweisen, daß das Leben 
der im Gefängnis Arbeitenden unter Umständen blutiger Opfer¬ 
dienst ist. Dort Dienst der Könige, die am Grundriß und an 
den Fundamenten arbeiten, hier schlichte Kärrnersarbeit, die 
Stein und Mörtel hinaufträgt auf das Baugerüst. Wie wertvoll 
und unentbehrlich nicht nur jene, sondern auch diese Arbeit 
ist, zeigt die Tatsache, daß, wie leicht zu erweisen in unserem 
Falle, nicht selten die „Könige", die Führer, nach der Karre 
gegriffen und willig auch kleine und kleinste Dienste geleistet 
haben. 

Aber, — und dies ist der zweite große Eindruck — , bei aller 
dieser Mannigfaltigkeit der Sachen, der Art der Behandlung, 
der Tonlage, und auch des Wertes, das das Einzelne für das 
Ganze hat, doch durch alles hindurch ein Geist, — der Geist 
vornehmer Sachlichkeit. Man hat sich, wie billig, allezeit offen 
und ehrlich ausgesprochen; die Dialektik der Gegensätze 
hat sich fröhlich ausleben und auswirken dürfen, aber es ging 
immer auf die Sache. Um die Sache und nur um sie hat es sich 
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gehandelt auch in den wenigen Fällen, in denen lebhafte Tem¬ 
peramente sich doch recht nahe bis an die Grenze des Er¬ 
wünschten heranwagten, wenn z. B. einmal zwei Anstaltsgeist¬ 
liche bei grundsätzlich verschiedener Auffassung des Seelsorge¬ 
dienstes in Rede und Gegenrede etwas lebhaft wurden, — oder 
in der schon oben erwähnten Angelegenheit Wi r th- Illing, 
oder in jener Fehde aus der allerfrühesten Jugendzeit des Ver¬ 
eins, mit der gleich die ersten Anfänge der Zeitschrift eine 
nicht gerade liebsame Belastung erfahren haben. Es handelte 
sich um die Abwehr der Angriffe des Professors Röder-Heidel¬ 
berg auf den Bruchsaler Gefängnisbetrieb. Da sind doch recht 
deutliche Untertöne persönlicher Art namentlich in soweit laut 
geworden, als es sich um die Person des um Bruchsal und das 
Gefängniswesen überhaupt hochverdienten früheren Bruchsaler 
Direktors Fii ßli n handelte, den man, offenbar nicht mit Recht, 
als Spiritus rector des Angriffs hinter den Kulissen vermutete. 
Es ging aber auch da ohne Zweifel im Grunde doch auf die 
Sache, und jene Töne fanden bald versöhnenden Ausklang in 
dem ehrenden Nachruf, den die Blätter für Gefängniskunde 
dem dahingeschiedenen Füßlin widmeten. 

So haben wir, auch wenn wir den langen Weg der grünen 
Blätter überblicken, das Bild eines ungestörten, gesunden 
Werdegangs. In dessen Verlauf sind sie allezeit gewesen „ein 
Sprachrohr“ und damit ein ganz unentbehrlicher Mittler, 
Hüter und Pfleger der Gemeinschaft für die Vereinsmitglieder, 
der auch dann im Dienste und auf dem Posten steht, wenn und 
solange die persönliche Berührung Auge in Auge in den Ver¬ 
sammlungen nicht möglich ist, — ein Ort der Aussprache für 
die Gefängnispraktiker und für die wissenschaftlichen Autori¬ 
täten. Sie haben sich ehrlich und mit Erfolg bemüht, den stetig 
wachsenden Anforderungen gerecht zu werden. Sie sind damit 
geworden ein unersetzliches Archiv der deutschen Gefängnis¬ 
kunde und, wenn ich aus dem Titel eines Standard-Werkes, 
das einem anderen Wissensgebiet angehört, einige Attribute 
entnehmen darf, eine „Bibliotheka universalis, integra, uni- 
formis, commoda, oeconomica“ des Gefängniswesens, wobei 
es wohl gestattet sein wird, das Wort „integra“ nicht nur quan¬ 
titativ, sondern auch ethisch zu deuten. 

Zum Erweis der Wertschätzung, deren sich die Zeitschrift 
in immer zunehmendem Maß erfreuen darf, möge nur auf einige 
Tatsachen hingewiesen werden, — einmal auf den immer mehr 
sich entwickelnden Austauschverkehr mit dem Vereine seitens 
verwandter Arbeitsgemeinschaften im In- und Auslande, — so¬ 
dann auf die oben schon erwähnte beträchtliche Zunahme der 
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buchhändlerischen Nachfrage, endlich auf die steigende An¬ 
teilnahme der wissenschaftlichen Kreise. Diese bekundet sich 
nicht nur darin, daß gerade ihre in vorderster Linie stehenden 
Vertreter sich gerne in unseren Blättern vernehmen lassen, son¬ 
dern z. B. auch in der bezeichnenden engen Fühlung, in der das 
neueste Werk über Gefängniskunde, die treffliche „Einführung 
in die Gefängniskunde“ von Kriegsmann, in reichlichster, 
durch das ganze Buch hindurchgehender Bezugnahme mit 
unserer Zeitschrift steht. 

Alles das aber dank der alle Zeit auf der Höhe stehenden 
und ohne Ermüden bemühten Schriftleitung seitens der Vor¬ 
sitzenden des Vereines, sowie der Mitarbeit, die sich immer mehr 
eingestellt hat. 

Die Vorsitzenden des Vereines walten der Redaktion nicht 
kraft ihres Hauptamtes im Verein, sondern infolge ausdrücklicher 
Betrauung durch den Ausschuß Fall für Fall. Umsomehr ge¬ 
bührt ihnen der uneingeschränkte Dank für die großen Opfer 
an Zeit und Mühe, die sie, einer wie der andere, für diese Seite 
des Vereinslebens gebracht haben. Diese Opfer lernt wohl der 
erst recht einschätzen, der durch Kenntnisnahme der Akten 
einen Blick hinter den Vorhang hat werfen dürfen. Und welcher 
Gewinn für die Ruhe und Gleichmäßigkeit des Fortganges 
liegt nur in der Tatsache beschlossen, daß der Gründer des Ver¬ 
eins Ekert 26 Jahrgänge der Zeitschrift herausgeben konnte; 
Band 27—31, 32—43, 44—47 fallen in die Zeit seiner Nach¬ 
folger Wirth, von Engelberg, Schwandner. 

An treuer, verdienstvoller Mitarbeit hat es immer weniger 
gefehlt. Wohl hat namentlich Ekert, zumal in den ersten 
Zeiten, und zwar oft recht dringend zur Mitarbeit aufrufen 
müssen. Er und mehr oder weniger auch seine Nachfolger 
könnten mancherlei von den Nöten eines vergeblich nach Bei¬ 
hilfe ausschauenden Schriftleiters erzählen und davon, wie 
schwer es oft ist in deutschen Landen, Herr zu werden über die 
Scheu vor öffentlichem Hervortreten und gerade die Leute 
zum Reden zu bringen, die wirklich etwas zu sagen hätten. 
Aber mit dcrZeit ist es auch da besser geworden. Zu den Getreuen, 
die sich allezeit freudig um die Fahne der Zeitschrift scharten, 
sind immer wieder neue Kräfte hinzugekommen, und in den 
Bitten der Vorstände um Mitarbeit ist mehr und mehr der 
schmerzliche Klageton stille geworden. — 

4. Die Versammlungen. Und nun von der ersten zur 
zweiten Triebkraft in der Gemeinschaft, von der Zeitschrift zu den 
Versammlungen, — beide von denselben kundigen Händen ge¬ 
baut, erhalten und zusammengestimmt, beide auf einander an- 
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gewiesen. Ohne die Versammlung, ohne die für sie geleistete 
Vorarbeit und Nacharbeit würde der Zeitschrift das Rückgrat 
fehlen, ohne diese Dienstleistung der Zeitschrift wären die Ver¬ 
sammlungen ein Versuch mit untauglichen Mitteln. Versamm¬ 
lung und Zeitschrift sind allezeit in gleichem Maße unentbehr¬ 
liche Lebensbedingungen für den Verein gewesen, — beide 
darum vom ersten Anfang an in unzertrennlicher Gemein¬ 
schaft, die Zeitschrift die Tochter der ersten Versammlung, 
- beide mit vereinigten Kräften das Ganze in gutem Fahr¬ 
wasser weiterführend. 

Die Versammlung war allezeit eine Wanderversammlung. 
Ihre Wirkung konnte dadurch nur gewinnen, daß sie mit ihrer 
Magnet- und Werbekraft in den verschiedensten Teilen des 
Vereinsgebietes einsetzte. Ihr Weg ging vom Fels zum Meer, 
von den Gestaden des deutschen Stromes bis zur Elbe und der 
schönen blauen Donau. Je dreimal fand sie Aufnahme im 
Mutterlande Baden (Bruchsal 1864, Freiburg 1889, Mannheim 
1911), sowie in Preußen (Berlin 1874, Frankfurt a. M. 1886, 
Köln 1908), — je zweimal in Bayern (München 1871, Nürnberg 
1901), in Württemberg (Stuttgart 1877 und 1903), in Sachsen 
(Dresden 1867 und 1905),—je einmal in Hessen(Darmstadt 1898), 
Braunschweig (Braunschweig 1894), in Österreich (Wien 1883), 
in Bremen (1880). Als siebzehnte reiht sich an die Jubiläums¬ 
versammlung in Hamburg 1914. Das Leben der Gefängnisleute 
verläuft - und zwar nicht nur räumlich - in einer besonderen, 
durch Mauern und Gitter, Schloß und Riegel, allerlei Zwang und 
Bann eingekreisten Enge. Darum begrüßen wir es immer wieder, 
wenn die Zusammenkünfte uns in die Ferne und Weite führen 
zu neuen Menschen und Bildern, in eine Welt voll neuer 
Eindrücke und Horizonte, Einblicke und Ausblicke. Was der 
Ruf zur Tagfahrt immer wieder bringt, ist eine gerade in diesem 
Falle besonders wünschenswerte Auffrischung und Auslösung. 
Sie kommt nicht nur den Personen zugute, sondern eben da¬ 
mit der gemeinsamen Sache. Darum freuen wir uns unserer 
Versammlung, eben weil sie Wanderversammlung ist. 

Man wird es schon aus dem angegebenen Grunde begreif¬ 
lich finden, wenn je und je Wünsche laut geworden sind nach 
häufigerem Wiedersehen. Die Vereinsleitung stand im Anfang 
ganz auf der Seite dieses Verlangens. So war im ersten 
Satzungsentwurf für „jedes Jahr“ eine Versammlung vorge¬ 
sehen. Bei der Verabschiedung des Entwurfs in Dresden hieß 
es schon: „in der Regel alle zwei Jahre“ — „ausnahmsweise 
auch erst im dritten Jahre,“ — in Braunschweig 1894 wurde 
aus der Ausnahme die Regel. Es lautete nun: „in der Regel 
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alle drei Jahre“. Das ist heute noch der Stand der Dinge. 
Das triennium hat sich in reichlicher Erfahrung erprobt. Mit 
dieser Fristbestimmung bleibt man innerhalb der Grenzen des 
Möglichen und auch aus anderen, rein sachlichen Gründen 
Wünschenswerten, ln der ersten Anfangszeit hatte man doch die 
Schwierigkeit und die große Mühe, die mit der allseitigen inneren 
und äußeren Vorbereitung einer derartigen Versammlung ver¬ 
bunden sind, die Bereitwilligkeit zur Übernahme von geistigen 
Leistungen, auch die Opfer materieller Art, die den Einzelnen, 
dem Verein, den Regierungen und den gastfreundlichen 
Staaten und Gemeinden erwachsen, nicht richtig eingeschätzt, 
— lauter Umstände, die eine allzuhäufige Wiederholung als 
nicht Tätlich erscheinen lassen, ganz abgesehen von dem doch 
auch recht ins Gewicht fallenden Umstand, daß eine seltenere 
Zusammenkunft die Wahrscheinlichkeit einer reicheren und 
freudigeren Teilnahme, größerer Eindrücklichkeit und nach¬ 
haltigerer Wirkung für sich hat. In Wirklichkeit ist in der 
Regel auch die dreijährige Frist eingehalten worden, in einem 
Fall (Dresden I, München 1867/1871) lag ein Zeitraum von 
vier Jahren dazwischen, — das deutsche Vaterland hatte anno 
70 doch noch wichtigere Arbeit —, in einem anderen Falle stand 
es sogar fünf Jahre an (Freiburg, Braunschweig 1889/94) im 
Zusammenhang mit dem Tode Ekerts und mit anderen Ur¬ 
sachen. Andererseits hat die freilassende und zureichende 
Bewegungsmöglichkeit gewährende Bestimmung ,,in der Regel“ 
es in einzelnen Fällen auch ermöglicht, unter dringlichen sach¬ 
lichen Umständen schon nach zwei Jahren wieder zusammenzu¬ 
kommen, so in Stuttgart 1903 und Dresden 1905. 

Die Versammlungen können insgesamt als wohlgelungen 
bezeichnet werden. In den Versammlungsberichten finden 
sich nur gute Zeugnisse, die, ob sie je nach dem Temperament 
des Ausstellers vom Positiv „befriedigend“, „glücklich ab¬ 
gelaufen“ durch verschiedene Mittelstufen zum Superlativ 
„nur eine Stimme der Befriedigung und Dankbarkeit“, „der 
Eindruck wahrhaft überwältigend“, „glänzender Verlauf“ auf¬ 
steigen, doch durchweg das besagen, daß auch nicht eine Ver¬ 
sammlung als Mißerfolg zu bezeichnen ist, vielmehr jede ein¬ 
zelne in ihrem Teile zu einem freudigen Rückblick einladet. 

Das kommt auch zum Ausdruck in der Teilnahme, die die 
Versammlungen gefunden haben. Die Teilnehmerzahl zeigt 
ja ein mannigfaches Schwanken, das im einzelnen Falle durch 
mancherlei Verhältnisse begründet erscheint. Da ist z. B. von 
großer Bedeutung die größere oder geringere Zugkraft der Ver¬ 
handlungsgegenstände, oder auch die mehr oder weniger 
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peripherische Lage des Versammlungsortes, die unter Um¬ 
ständen die Mehrzahl zu weiten Reisen nötigt, auch die zu¬ 
fällig einmal weniger günstige Zeit der Versammlung. Aber 
im allgemeinen zeigt die Teilnehmerzahl einen erfreulichen 
Fortschritt von 77, der zugleich niedersten Anfangsziffer in 
Bruchsal, zu 244 und 218, den bisherigen Schlußziffern in 
Köln und Mannheim, — ein Fortschritt, der die steigende 
Zugkraft der Zusammenkünfte und die wachsende Aner¬ 
kennung ihrer Leistungen und ihres Gemeinschaftswertes ver¬ 
sinnbildlicht. 

Diesen Eindruck vermag die Tatsache nur zu verstärken, 
daß unter den Teilnehmern in immer größerer Zahl die Ver¬ 
treter der Regierungen sich eingefunden haben. Ein einziger 
in Bruchsal, in Braunschweig schon acht („soviel wie noch nie“), 
die neuesten Zahlen sind 16 und 20, darunter wiederholt zu 
gleicher Zeit je ein Vertreter des Reichsjustizamtes, der preu¬ 
ßischen Ministerien des Innern und der Justiz, sodann ver¬ 
schiedene Vertreter der österreichischen Landesregierungen, 
aus Luxemburg, einmal ein Vertreter des Schweizerischen 
Bundesrates. Diese berufenen Berater der Staatsgewalt in 
den Angelegenheiten des Strafrechts und Strafvollzugs 
sind es ja vor allem, auf die wir zu rechnen haben, wenn aus 
unseren Gedanken und Beschlüssen Wirklichkeit werden soll. 
Die steigende Aufmerksamkeit, der die Beratungen des Vereines 
gerade von dieser Seite sich zu erfreuen haben, sind eine be¬ 
sonders wertvolle Bekundung der Tatsache, daß auf den Ver¬ 
sammlungen beachtenswerte, gute Arbeit geleistet wird. 

Und zwar dank der umsichtigen Vorbereitung und der 
tüchtigen, überlegenen Leitung der Verhandlungen. 

In dem Vorwort zu dem Bericht über die Darmstädter Ver¬ 
sammlung gibt Wirth in launiger Weise einen Einblick in die 
große Mühewaltung für den Vorsitzenden, die die Vorberei¬ 
tungsgeschäfte mit sich bringen, — schon nach der äußeren Seite, 
nicht weniger aber nach der noch wesentlicheren inneren Seite, 
wobei es sich um die Sicherstellung eines reichen und bleibenden 
geistigen Ertrages handelt. Hierher gehört vor allem die recht¬ 
zeitige Bereitstellung der sachverständigen Gutachten. Durch 
sie soll jedem Teilnehmer schon geraume Zeit vor der Ver¬ 
sammlung die völlige Beherrschung des zur Verhandlung 
stehenden Stoffes, der möglichen Fragestellungen und Lösungen 
vermittelt und dadurch soweit als irgend möglich eine zuver¬ 
lässige Unterlage zur Bildung eines treffsicheren Urteils gegeben 
werden, das die mündliche Berichterstattung und Erörterung 
nur noch auszureifen hätte. Die schon in der ersten Zusammen- 
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knuff in Stuttgart 1863 vorgesehene, seit Dresden 1867 übliche 
Begutachtung kam anfänglich nur den Hauptfragen zugute. 
Je nach dem Mab der Wichtigkeit, der Umfänglichkeit, der 
Strittigkeit des Problems schwanken die Gutachten in der 
Zahl von 1 II. In gewiß nur förderlicher Weise griffen sie 
mit der Zeit auch auf kleinere und unwesentlichere Fragen über, 
so (laß neuerdings kaum mehr ein Gegenstand ohne diese Vor¬ 
bereitung zur Verhandlung kommt. Gerade bei der schon 
namhaft gemachten Verhandlung über die Anträge Illing in 
Bremen kam es in der gewiß guten Sache zwar zu einer der 
immer wenig erquicklichen, langatmigen Geschäftsordnungs¬ 
debatten, dafür aber um so weniger zu einem befriedigenden 
inhaltlichen Abschluß, — wesentlich aus dem Grunde, weil 
die Vorbereitung durch Gutachten nicht vorangegangen war. 
Von 1877 (Stuttgart) an fand, wie schon früher im Vorüber¬ 
gehen erwähnt wurde, die Vorbereitung der Verhandlungen 
noch eine weitere, besonders wertvolle Vertiefung. In eingehen¬ 
den Beratungen des Ausschusses, an denen, wenn irgend mög¬ 
lich, auch der vorgesehene Verhandlungsleiter und die Bericht¬ 
erstatter teilnehmen, werden die Leitsätze der letzteren ver¬ 
handelt, unter Umständen umgearbeitet und dann als Leit¬ 
sätze des Ausschusses vorgelegt, — ein weiterer Weg, der, 
ohne die Freiheit und Geistbeweglichkeit der mündlichen Er¬ 
örterung irgendwie einzuschränken, erfahrungsgemäß wohl 
geeignet ist, für einen guten und sicheren Ertrag der Verhand¬ 
lungen verstärkte Sicherheit zu geben, unter gleichzeitiger 
Ausschaltung mancher wohl entbehrlichen Hin- und Her- 
rede, die sich nicht selten nur an die formale Fassung von nicht 
ganz eindeutigen Worten und Begriffen in den Leitsätzen haftet. 

liier ist der Ort. auch der Geschäftsordnung Erwähnung zu 
tun. Mau begegnet häufig dem Ausdruck: ..die Braunschweiger 
Geschäftsordnung“. Der Braunschweiger Versammlung 1894 
wird damit eine Ehre angetan, die nicht voll verdient ist. In 
Wahrheit ist die Geschäftsordnung in der Hauptsache seit 
Bruchsal in Kraft. Braunschweig hat eigentlich nur in einem 
Nebenpunkte ein Neues gebracht, die Forderung der Wort¬ 
meldung beim Schriftführer, ln ihrer in keinem Punkte mehr¬ 
deutigen Klarheit und Einfachheit, ihrer durchaus praktischen 
und der Förderung der Geschäfte dienlichen Abzielung auf 
möglichste Pt .Visum. Knappheit und Kürze der rednerischen 
Betätigung seitens der auf Leitsätze und freien mündlichen 


\ v't ::ag \oa höchstens einer halben Stunde festgelegten Be¬ 


statte: und der mit einem Höchstzeitmaß von 
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Ordnung sich immer als ein durchaus brauchbares Werkzeug 
erwiesen. 

An dieser Stelle sei noch einer weiteren Änderung gedacht, 
die weniger die Verhandlungsordnung im engsten Sinne, als 
den Geschäftsgang der Versammlung im allgemeinen betrifft, 
ln Dresden (1867) wurde die den Vollversammlungen zur Seite 
gehende Beratung in drei Abteilungen (der Verwaltungsbeam¬ 
ten, Ärzte, Geistlichen und Lehrer) als Regel aufgestellt. Aber 
die Beratung in Abteilungen hat sich nicht bewährt. Sie be¬ 
deutete nicht nur eine vermehrte Arbeitslast besonders für 
die leitenden Persönlichkeiten, sondern durch die Zersplitterung 
der Kräfte auch eine empfindliche Schädigung der Vollbera- 
tungen. In München wurde zwar nochmals der Versuch ge¬ 
macht, dem kränkelnden Gebilde neues Leben einzuhauchen, 
und es wurde in der Tat in Berlin wieder in Abteilungen be¬ 
raten. Aber schon in der nächsten Versammlung in Stuttgart 
konnte keine Abteilungsberatung stattfinden „wegen Mangels 
an Teilnahme“. Diese Erfahrungen führten zu dem Beschluß 
in Braunschweig, wonach aus der Regel die unter Umständen 
mögliche Ausnahme gemacht wurde. Die Abteilungsberatungen 
sind in der Folge eingeschlafen. In der neuen Satzung führen 
sie noch das Stilleben eines rudimentären Organes, das wohl nie 
wieder in Tätigkeit treten wird. Der an sich durchaus lobens¬ 
werte Gedanke von Besprechungen der drei Gruppen von Fach¬ 
genossen im engeren Sinne wäre nur durchführbar, wenn ihnen 
eine von Vollberatungen ganz freie Zeit eingeräumt werden 
könnte. Dies ist aber innerhalb des den Versammlungen zu¬ 
gemessenen Zeitrahmens ohne schädlichen Zusammenstoß mit 
den Vollberatungen ganz undenkbar. 

Hand in Hand mit der sorgsamen Vorbereitung führte eine 
ihrer Aufgabe gewachsene, nicht selten glänzende Leitung die 
Versammlungen auf die Höhe guten Gelingens. Es war ein 
glücklicher, vielfach auch anderwärts bewährter Gedanke, 
daß der Leiter der Versammlung nicht von Hause aus der Vor¬ 
sitzende des Vereins war, sondern Fall für Fall gewählt wurde. 
Daß bei der ersten Versammlung in Bruchsal diese Wahl den 
Vereinsvorsitzenden Ekert traf, war ebenso erwünscht als 
notwendig, weil damals er eigentlich der einzige berufene Ver¬ 
treter und Verkündiger des wesentlich in ihm ausgereiften 
Vereinsgedankens war. In allen folgenden Versammlungen 
waren es nicht die ohnedem während der Tagungen mit über¬ 
reicher Gelegenheit zur Betätigung vor und hinter dem Vor¬ 
hang bedachten Leiter des Vereins, die das Steuer in der Hand 
hielten, sondern andere Persönlichkeiten, die das Vollmaß von 
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innerer Anteilnahme, von erfrischender Unmittelbarkeit in 
den Dienst ihrer Aufgabe stellen konnten, eben weil dem 
Alltagsbetriebe des Vereins mit seinen zumal während der Ver¬ 
sammlungen besonders gehäuften Sorgen und Rücksichten 
keinerlei Rechtsanspruch an ihre Kraft zukam. Es ist in allen 
Fällen gelungen, Männer von hervorragender Bedeutung zu 
gewinnen, Führer auf den Gebieten der Strafrechtswissenschaft 
und der Strafrechtsverwaltung. Drei von ihnen, Geh. Re¬ 
gierungsrat Stein mann von Berlin, Oberstaatsanwalt Dr. 
von Hat ti ngberg-Wien, Staatsrat Dr. von Köstlin- 
Stuttgart, hatten den Vorsitz in je einer Versammlung und 
zwar in München, bez. Wien und Braunschweig, — alle drei 
in selbstverleugnender Übernahme und trefflicher Ausrichtung 
des Dienstes, der um so höher einzuschätzen ist, als sie — zum 
Teil erst in letzter Stunde — in entstandene Lücken einge¬ 
treten sind. Die drei weiteren leiteten je vier Versammlungen, 
Geueralstaatsanwalt Dr. von Sch war tze-Dresden die Ver¬ 
sammlungen in Dresden I, Berlin, Stuttgart I, Bremen, Geh. Rat 
Professor Dr. von Wach-Leipzig die in Darmstadt, Nürnberg, 
Stuttgart II, Dresden II, Wirkl. Geh. Rat Professor Dr. von 
I agem a n n- Heidelberg als vormaliger Ministerialrat von Karls¬ 
ruhe die Versammlungen in Frankfurt a. M. und Freiburg, 
sodann wieder die beiden letzten Zusammenkünfte in Köln 
und Mannheim.nachdem er von dem Berliner Gesandtschafts¬ 
posten in die badische Heimat und damit zu seiner schon vom 
Vater ererbten ..alten Liebe“ zum Gefängniswesen zurück¬ 
gekehrt war. Für den in Mannheim ausgesprochenen Wunsch, 
daß er der Führer auch durch die Verhandlungen in Hamburg 
sein möge, wie er es ehedem in Freiburg bei der silbernen Jubel¬ 
feier gewesen ist. erhoffen wir männiglich in aufrichtiger Ver¬ 


ehrung und Dankbarkeit gute Erfüllung. 

Beim Blick auf diese Männer und die von ihnen geleisteten 
Dunste drängen sich vor allem zwei Eindrücke auf. — einmal 
die deutliche persönliche Note, die sie. zumal die drei letzt¬ 
genannten. ..die Lebenslänglichen", wie jedem von ihnen ge¬ 
wünscht wurde, den von ihnen geleiteten Versammlungen 
gaben. Dieses persönliche Gepräge aufzuspüren und nachzu- 
fuP.Ivn gehört mit zum Reizvollsten beim Gang durch die nicht 
selten eintönigen Gefilde der Vereinsgeschichte. Sodann das 
a.len Gemeinsame: die überlegene Beherrschung der Form und 
des Stoffes, mit der sie in meisterhafter Weise vorhandene 
Gegensätze ausrngieichcn. die so gern ins Peripherische und 
-Abseits l regende abirrenden Verhandlungen wieder in die 
H.v.rtba'n; :nruek:u!e:ten. die nicht selten fast unheilbar ver- 
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wickelten Fäden spielend zu entwirren und auch aus schwierigen 
Lagen heraus alles zu einem guten Ziele zu führen wußten. 
Selbst, wenn vielleicht das im einzelnen Falle nur dadurch zu 
erreichen war, daß vom Präsidententisch aus einmal über die 
Zuständigkeit der formalen Geschäftsleitung hinausgegangen 
und allen zum Dank und dem Ganzen zum Nutzen ins Sachliche 
eingegriffen werden mußte. Da war, um nur einen Schulfall 
namhaft zu machen, jene Verhandlung in Stuttgart im Jahre 
1903 über das Strafensystem, eine mit seltenen Schwierigkeiten 
belastete und heiß umstrittene Frage. Man war allerwärts in 
banger Sorge: wird man zu einem guten Ziele kommen und 
die befriedigende Mittellinie finden? Die Gegensätze stießen 
auch, wie nicht anders zu erwarten war, hart aufeinander. Da 
griff im entscheidenden Augenblick der Vorsitzende ein. Er 
legte das Werkzeug der Geschäftsordnung eine Weile aus den 
Händen und redete zur Sache. Und in den Händen Wach’s 
„sind wir alle mit einander gewesen wie weiches Wachs“, und 
das von Havarie ernstlich bedrohte Schiff gelangte glücklich 
und unversehrt in den Hafen. 

Wohlbedachte Vorbereitung und Leitung sicherten so 
allen Versammlungen einen fast gleichmäßig glücklichen Ver¬ 
lauf. Der Natur der Sache nach zeigt sich dagegen eine reiche 
Mannigfaltigkeit und lebenswahre Verschiedenheit, wenn man 
die inhaltliche, sachliche Bedeutung der einzelnen Zusammen¬ 
künfte in Vergleich stellt. Da stehen neben gediegenem Mittel¬ 
gebirge ragende Hochgipfel: Tagungen von besonderer Be¬ 
deutung für das Leben des Vereins, die Tage der Gründung in 
Bruchsal, sodann Dresden I, das dem Ganzen Ordnung und 
Satzung gab, Freiburg mit dem festlichen Rückblick auf das 
erste Vierteljahrhundert, Hamburg, das dem silbernen Jubel¬ 
kranz den goldenen zufügt; — des weiteren Versammlungen, 
die zu den entscheidenden Grundfragen im Strafrecht und 
Strafvollzug Stellung nahmen, die gesetzliche Regelung des 
Strafvollzugs, die bundesrätlichen Grundsätze, das Strafen¬ 
system, den Vorentwurf zu einem neuen Strafgesetzbuch er¬ 
örterten, oder den durch das Ganze gehenden goldenen Faden 
der Einzelhaft aufgriffen und erfolgreich weiter spannen. — 
Daneben aber auch wieder Versammlungen, die sich mehr 
mit der Kleinarbeit in Einzelfragen des Gefängnisbetriebs be¬ 
gnügten und notwendige, wertvolle Dienste leisteten, indem 
sie z. B. die Anrede der Gefangenen, die Bewegung in freier 
Luft, die körperliche Reinigung, überhaupt die Körperpflege 
nach allen ihren Seiten, die Frage der Beköstigung, der Selbst¬ 
verpflegung u. ä. in Behandlung nahmen. Also, wie überall im 
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Leben, große und kleine Tage nebeneinander; die einen aber mit 
den anderen geben ein Bild einhelliger dem Großen und Grund¬ 
sätzlichen ernstlich zugewandter, dabei aber auch das Kleine 
und Kleinste nicht außer acht lassender Arbeit, die sich der 
Volksgemeinschaft und ihren gefährdeten Gliedern zum Dienst 
der Gerechtigkeit und der Liebe im Gewissen verpflichtet 
weiß. Ich wüßte kaum ein Gebiet des Gefängniswesens, das 
in den Versammlungen nicht schon in Arbeit genommen worden 
wäre, — abgesehen vielleicht von der geistlichen und kirch¬ 
lichen Seite, der religiösen Seelenpflege. Aber ihre öffentliche 
Erörterung in einer unserer Versammlungen wäre aus nahe¬ 
liegenden Gründen mit so eigentümlichen Schwierigkeiten 
verknüpft, daß gerade die Vertreter und Freunde der kirch¬ 
lichen Arbeit und der Seelsorge im Gefängnis es nicht etwa 
als Nichtachtung empfinden, sondern eher als Zeichen von 
Zartgefühl verdanken werden, wenn auch künftighin die 
Öffentlichkeit der Vereinstagungen diese und ähnliche Fragen 
von der Tagesordnung stillschweigend ferne hält. 

Ehe wir die Rückschau auf die Versammlungen abschließen, 
nur eines noch, das nicht übergangen werden darf: das Ge¬ 
denken an die Stunden festlich gehobener Geselligkeit, die die 
Zusammenkünfte verschönte. Nur in Frankfurt fehlte die Bei¬ 
gabe derartiger Veranstaltungen; es heißt darüber: „Repräsen¬ 
tation von Staat und Gemeinde wurde weder verlangt noch 
gewährt“. Die Versammlungen sind, zumal für die Führer in 
der Vereins- und Verhandlungsleitung, sowie für den Aus¬ 
schuß ernste Arbeitstage. Um so dankenswerter war es, wenn 
liebenswürdige Gastfreundschaft dafür besorgt war, daß mutatis 
mutandis etwas von dem Glanze des Wortes auf sie über¬ 
strahlte: „saure Wochen, frohe Feste“. In dankbarster Er¬ 
innerung sind und bleiben doch bei allen Teilnehmern ver¬ 
ankert alle die guten Stunden im Reiche auserlesener Tonkunst, 
oder im Tempel der Thalia, oder an gastlich und festlich ge¬ 
decktem, durch geistige Darbietungen gewürztem Tische, — 
ganz besonders aber die Tage, die in die Weite führten und die 
Perlen deutschen Landes zur Schau boten, — jene Fahrten im 
lachenden Sonnenlicht auf den Fluten des Rheins, der Weser, 
der Elbe, des Starnberger Sees, — jene Wege in das heimelige 
Halbdunkel deutschen Waldes im Schwarzwald, Odenwald, 
Harz, oder hinauf auf Höhen von weiten Natur- und Ge¬ 
schichtshorizonten, das Heidelberger Schloß und die ragende 
Hochwacht des Hohenzollern. Bei den meisten dieser Wander¬ 
fahrten hieß es im Einklang mit der grundsätzlich praktischen 
Richtung des Vereins: utile cum dulci, — d. h. es wurde, wo 
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irgend möglich, die Besichtigung einer Strafanstalt oder eines 
Arbeitshauses mitgenommen. Den höchsten Wert aber trugen 
diese Tage doch dadurch ein, daß an ihnen in ganz be¬ 
sonderem Sinne der nicht zuletzt auch auf „den persönlichen 
Verkehr der deutschen Strafanstaltsbeamten“ gerichtete Wille 
der Satzung zum förderlichsten Vollzüge kam. 

IN. 

Welches ist der Ertrag und Erfolg der Arbeit, die in den 
50 Jahren geleistet worden ist? Diese Arbeit war alle Zeit 
geistige Arbeit, Gedankenarbeit. Ihr Ertrag kann schon darum 
nicht in Formeln und Zahlen gefaßt, sie kann nicht abgemessen, 
sondern nur abgeschätzt werden. Wir veranstalten zu dem 
Zwecke zunächst ein Verhör und dann einen Augenschein; 
d.h. wir erkundigen uns zunächst nach zuverlässigen Zeugnissen 
über die Arbeit, dann sehen wir das Werk selbst an und fragen 
uns, ob zwischen ihm und den Zeugnissen ein Einklang be¬ 
steht. 

1. Zuerst die Zeugnisse. Da richtet sich der Blick vor allem 
auf die Regierungen im Reich und in den einzelnen Bundes¬ 
staaten. Ihnen steht es zu, die Vereinsarbeit in die Wirklichkeit 
überzuführen, in Gesetze und Verwaltungsvorschriften, auch 
in Holz, Stein und Eisenwerk der Gefängnisbauten zu ver¬ 
wandeln. Ohne ihre Mitwirkung wäre die ganze Arbeit eine 
„Sisyphusarbeit“, ein „Pflügen auf Felsengrund“, ein un¬ 
fruchtbares Ausspinnen von Gedanken, denen der Weg in das 
Reich der Wirklichkeit so gut wie verschlossen wäre. Wie 
steht es nun mit dem Urteil, der Stimmung und Stellung dieser 
Regierungen dem Verein gegenüber? Die Geschichte ant¬ 
wortet darauf, indem sie Zeugnis ablegt von einem allezeit un¬ 
getrübten, von allem Vertrauen getragenen Verhältnis hin 
und her. Diese Sachlage ist, wie es nicht anders sein kann, 
zum wesentlichen Teile das Verdienst des Vereins selber. Er 
hat dieses Wohlwollen und Vertrauen sich erarbeitet schon 
durch die ganze Art und Weise, wie er seine Stellung zu den 
Regierungen allezeit aufgefaßt, gestaltet und gepflegt hat. 
Wirksamkeit immer nur für die Sache, Wirksamkeit immer 
nur durch die Sache: diese Doppellosung ist der Inbegriff 
der ebenso weisen, als vornehmen, ehrlichen Taktik, die das 
ganze Verhältnis zu den regierenden Kreisen regelte und ver¬ 
edelte. 

Immer nur für die Sache: das Absehen war jederzeit nur 
auf die Sache, niemals aber auf das Persönliche der Strafan- 
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staltsbeamten gerichtet. Man kam nie zusammen zur „Ver¬ 
tretung von Standesinteressen“; niemals war weder mittelbar 
noch unmittelbar von Gehalts-, Titel- und Rangfragen die Rede. 
Gewiß ist nicht selten und dann immer mit aller Wärme für 
die Besserstellung von Bediensteten eingetreten worden, aber 
es hat sich dabei immer um den niederen Gefängnisdienst, vor 
allem um Wohl und Wehe der Aufseher gehandelt. Nur einmal 
fand ich in den grünen Blättern, wie verloren unter anderem 
Tabellenwerk, eine zahlenmäßige Aufstellung über die Gehalts¬ 
verhältnisse der höheren Strafanstaltsbeamten in verschiedenen 
Staaten. Aber es knüpft sich kein Wort der Erörterung daran, 
es werden keinerlei Folgerungen und Forderungen aus dem 
Zahlenbild abgeleitet, wiewohl es ein deutliches Zeugnis ab¬ 
legt fi'ir die Unsicherheit, Ungleichmäßigkeit, Unebenbürtig¬ 
keit, die vielfach immer noch, zum Teil bis in die neueren 
Zeiten herein auf den äußeren Verhältnissen der Beamten laste¬ 
ten. Man hatte im übrigen allerwärts das Mögliche tun wollen, um 
den endgültigen Bruch mit dem grauenhaften System der vor¬ 
maligen Vernichtungstheorie recht deutlich zu machen. Aber in 
der Einschätzung und Stellung der Strafanstaltsbeamten zitterte 
da und dort doch noch lange etwas nach von dem Kerker¬ 
meister der alten Zeit. Wenn es auch in dem Stücke mit der 
Zeit im Durchschnitt zu befriedigenderen, zum Teil auch ganz 
befriedigenden Verhältnissen gekommen ist, so ist das sicher 
nicht in letzter Linie, wenigstens mittelbar, dem Verein der 
deutschen Strafanstaltsbeamten mit zu verdanken. Mit durch 
seine Arbeit ist doch mehr und mehr Gemeingut geworden 
eine richtigere Beurteilung und Einschätzung des Strafanstalten¬ 
dienstes. der einzigartigen Schwierigkeiten, mit denen er be¬ 
lastet ist, seiner großen Bedeutung für die Allgemeinheit, nicht 
zuletzt auch der in manchem Stück unvergleichlichen An¬ 
forderungen. die er an Geist, Gemüt, Nervenkraft, Aufopferung 
und Selbstverleugnung der Amtsträger stellt. Die dankbare 
Anerkennung dessen, was auch in dieser Richtung erreicht 
worden ist, wird nur verstärkt dadurch, daß man niemals irgend¬ 
wie auf diesen Erfolg abgehoben hat. Er wurde erreicht unter 
der Losung: nur für die Sache. 

Nur durch die Sache! Zu diesem Verzicht auf Vertretung 
von persönlichen Interessen trat ein weiterer, der ebenso un¬ 
verbrüchlich festgehalten w urde und nicht wenig dazu beitrug, 
in dem Verhältnis zu den Regierungen alle Reibungsmöglich¬ 
keiten auszuschalten, — der Verzicht auf jeden Versuch, durch 
Petitionen, Resolutionen. Anträge auf die Regierungen 
..direkt wirken zu wollen“. Ekert hat diesen Grundsatz von 
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dem deutschen Juristentag, wo er sich vorzüglich bewährt 
hatte, in den Verein hereinverpflanzt, — sicher doch nicht 
nur „wegen der Vielheit der Regierungen“, die man allemal 
hätte bemühen müssen, sondern noch mehr aus „allgemeinen 
Gründen“, die ja sehr nahe liegen. Ekert hat gerade auch 
dieses Pflänzlein immer mit besonderer Sorgfalt, fast mit einer 
gewissen Eifersucht gegen jede Verletzung und Beschädigung 
behütet. Schon bei der Beratung der Satzung war er dafür 
besorgt, daß jede Fassung vermieden wurde, die auch von ferne 
dem „direkten Einwirkenwollen“ auf die Regierungen eine 
Möglichkeit zu eröffnen schien. Wo er späterhin eine Gefahr 
in dieser Richtung sah, sprang er ein und rief zum Grundsatz 
zurück; so schon in der ersten Dresdener Versammlung. Wohl 
das temperamentvollste Wort, das der Mann der Milde und 
des vornehmen Maßhaltens im Verein laut werden ließ, ist bei 
einem solchen Anlaß gefallen. Als in Berlin ein Antrag ge¬ 
stellt wurde, in einer Petition bei dem Reichskanzler vorstellig 
zu werden, redete Ekert nachher von „Rücksichtslosigkeit“, 
deren Wiederholung durch eine Änderung der Geschäftsordnung 
vorgebeugt werden sollte, als er sich durch einen Schlußantrag 
verhindert sah, dem Vorhaben mit Berufung auf das Prinzip 
entgegenzutreten. Wenn in Stuttgart (1877) bezüglich „der 
Grundsätze des Baues von Zellengefängnissen“ beschlossen 
wurde, eine „Mitteilung an das Reichskanzleramt“ zu machen, 
so wird das doch nicht als „ein Abgehen von der Übung“ be¬ 
wertet werden müssen, wie Ekert meint, eben weil ja nur der 
Fall einer dem Geist und Sinn des Grundsatzes nicht zuwider¬ 
laufenden Mitteilung vorlag, die ja irgend welche Weiterungen 
weder veranlassen wollte, noch veranlaßt hat. Ebenso, wenn 
der Vereinsvorstand sich vor mehreren Jahren durch unrichtige 
Darstellungen in verschiedenen Tagesblättern veranlaßt sah, 
bei den einzelnen Bundesstaaten über den Stand der Tuber¬ 
kulosenfrage in den Strafanstalten Umfrage zu halten, die 
auf das entgegenkommendste ausführliche und gründliche Be¬ 
antwortung fand, so handelt es sich auch hier nicht um ein 
direktes Einwirkenwollen auf die Regierungen, also nicht um 
einen Fall, der hinderte, bis heute die unentwegte Festhaltung 
jenes gewiß sachgemäßen Grundsatzes festzustellen. 

Daß bei dem allem nichts weniger im Spiele war, als zag¬ 
haftes Zurückhalten der Überzeugung und des mannhaften 
Wortes aus Rücksicht auf Stimmungen und Verstimmungen 
in höheren Regionen, beweist die ganze Geschichte des Ver¬ 
eins. Sein Lebenselement ist ja der Wille zur Besserung; dieser 
Wille aber ist unmöglich ohne Kritik des Bestehenden. „Die 
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Pflicht, unter allen Umständen unzulänglichen Einrichtungen 
gegenüber das Ideale und zugleich Erreichbare ohne Oppor¬ 
tunitätsrücksichten zu betonen“, die in Darmstadt vom Prä¬ 
sidententisch aus mit Nachdruck unterstrichen wurde, ist 
immer hoch gehalten worden. Dieser Wahrheits- und Gewissens¬ 
pflicht aber konnte mit um so größerem Erfolge gerade aus dein 
Grunde Genüge geschehen, weil man grundsätzlich allen gar 
zu leicht agitatorisch und demagogisch anmutenden Anlauf 
der Regierungen mit Bittschriften und Anträgeu unterließ und 
sich darauf beschränkte, durch das ,,moralische Gewicht“, 
durch ,,das sachliche Gewicht“ der Beratungen und Be¬ 
schlüsse auf die Regierungen zu wirken, — kurz, weil man un¬ 
abänderlich bei der Losung blieb: nur durch die Sache. Diese 
Sachlichkeit in beiderlei Sinn hat dem Verein allezeit den un¬ 
gehinderten Zugang zu dem Ohr und dem Vertrauen der Re¬ 
gierungen offen gehalten. 

Der Art und dem Gehalt seiner Arbeit aber hat er es zu ver¬ 
danken, wenn er dieses Vertrauen im Vollmaß tatsächlich ge¬ 
wonnen hat. Dies bezeugen Worte und Taten. 

Im Verlauf der Verhandlungen ist durch die berufenen 
Vertreter der Regierungen und der leitenden Strafvollzugs¬ 
behörden in allerlei Tonarten die nachhaltige Beeinflussung der 
staatlichen Maßnahmen durch die Tätigkeit des Vereins auf 
dem Gebiete des Strafvollzugs mit voller Anerkennung immer 
neu bezeugt und verdankt worden. „Ihre Stimme ist noch nie¬ 
mals ungehört verhallt“, — „der Verein durch seine sachkun¬ 
dige Beratung ein unentbehrlicher Faktor der Strafrechts¬ 
pflege“, — „seit bald 50 Jahren ist kaum eine Reform auf dem 
Gebiet des Strafrechts und des Strafvollzugs ohne Vorbe¬ 
ratung durch den Verein zustande gekommen“; — zu diesen 
kurzen Stichproben mehr allgemeinen Charakters mögen noch 
einige hinzutreten, die bestimmter auf Einzelfälle abgestellt 
sind: so schon in Dresden I, wo aus berufenstem Munde dem 
erst dreijährigen Verbände das Zeugnis erteilt wurde: „die 
praktische Verwertung ihrer Beratungen hat schon begonnen“, 
— oder in Bremen, wo der Regierungsvertreter von Bremen 
den Blick auf eine nicht lange zuvor abgeschlossene, um¬ 
fassende Gefängnisreform in der Hansestadt richtete, in deren 
Mittelpunkt der Neubau einer Strafanstalt in Oslebshausen 
stand, und dann beifügte: „was wir geleistet haben, verdanken 
wir zum guten Teile den Erfahrungen, welche Sie gemacht, 
die Sie verkündet haben, und den Ratschlägen, welche uns 
direkt aus Ihrer Mitte zugegangen sind. Es ist also gewisser¬ 
maßen Ihr eigenes Kind, welches wir Ihnen vorstellen, und wir 
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wollen wünschen, daß es nur ein Kind sei, wie es seine geistigen 
Eltern gewünscht haben“. Oder in Darmstadt anläßlich der Be¬ 
ratung der bundesrätlichen Grundsätze: „Ihrem Vereine ge¬ 
bührt einst ein wesentlicher Teil des Verdienstes, daß nun 
wenigstens eine formale Grundlage geschaffen ist, auf der mit 
besserer Aussicht, wie je zuvor, weiter geschaffen werden kann“; 

— endlich in Mannheim, wo der Vertreter des österreichischen 
Justizministeriums in Wien mit Beziehung auf die Kölner 
Beschlüsse sagte: „die österreichische Gesetzgebung hat Ihr 
Programm in den wesentlichen Grundzügen und in vielen Ein¬ 
zelheiten ausgeführt“. Dies nur einige Töne aus der viel¬ 
stimmigen Symphonie! 

Zu den Worten treten bezeichnende Taten. Nur zwei Bei¬ 
spiele, eines aus dem Werktag des Vereines, das andere aus 
seinen Festtagen. Wenn der Kommission von acht Praktikern, 
die zur Vorberatung des Entwurfs eines Strafvollzugsgesetzes 
vom 19. März 1879 einberufen worden war, nicht weniger als 
sieben unserer Führer angehörten, d’Alinge, Ekert, Köst- 
lin, Krohne, Streng, Wirth, Bär, so wird unserem Ver¬ 
ein das Recht einer gewissen Mitfreude an dieser Tatsache nicht 
bestritten werden dürfen, die doch auch für ihn Ehre und Aner¬ 
kennung bedeutet. Sodann aber die Höhepunkte, die Vereins¬ 
versammlungen ! Man kann sie sich doch eigentlich kaum denken 
ohne den immer mehr sich weitenden Kranz von Regierungs¬ 
vertretern, die in aller Weise eine Erhöhung des Ansehens und 
des geistigen Gehaltes bedeuten, — ohne den Glanz, den die 
namhafte materielle Unterstützung aus öffentlichen Mitteln 
über die Versammlungen ausbreitete durch Übung vornehmster 
Gastfreundschaft, durch die Willigkeit, den Strafanstalts¬ 
beamten durch Staatsbeiträge die Teilnahme zu ermöglichen, 

— früher sogar mannigfach durch Fahrpreisermäßigungen, 
auf die man später freiwillig verzichtete. 

Alles in allem: volle freudige Anerkennung des Vereins 
und der Arbeit, die er geleistet hat zur allseitigen Förderung 
des deutschen Strafvollzugs durch gedankenmäßige Bear¬ 
beitung der mannigfaltigen Probleme, — das ist der Befund 
des Zeugenverhörs. — 

2. Dem schließt sich an ein prüfender Augenschein. Wir 
treten hinein in die Arbeit selber. Wir wollen ohne ermüdendes 
Verweilen bei allen Einzelheiten bei einigen Hauptpunkten 
Halt machen, damit wir einen zureichenden Gesamteindruck 
und eine Antwort auf die Frage gewinnen: haben jene guten 
Zeugnisse festen Grund und Boden in den Tatsachen? 
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Bei der Urteilsbildung über eine längere Wegstrecke gei¬ 
stiger Gesamtleistung wird es sich vor allem immer um die 
Frage handeln: Dogmatismus, oder Fortschritt? Stilliegen 
im Lager, d. h. ängstliches Hüten des Hergebrachten, alter 
Standpunkte und Vorurteile vor jedem Luftzug frischer, 
fröhlicher Entwicklung, oder aber Vormarsch mit wehenden 
Fahnen? Kr oh ne hat, als er einmal von hoher Warte aus 
Überschau über das Werk hielt, im Sinne dieser Frage die Sonde 
eingelegt. Was er findet, heißt: ,,es geht vorwärts!“ Das ist 
heute noch der Gesamteindruck, — ein rastloses Vorwärts¬ 
drängen vom Unvollkommenen zum Guten, vom Guten zum 
Besseren. 

Zum Erweis dessen richten wir unseren Blick zuerst auf die 
Einheitsfrage, das Problem der Vereinheitlichung des deut¬ 
schen Strafvollzuges. Die erste Satzung redet von „Erstrebung 
gemeinsamer Normen“, die neuere von „Ausgestaltung nach 
einheitlichen Grundsätzen“. Beiden Fassungen eignet eine 
wohlbedachte Begriffsweite und Allgemeinheit. Ihr Wille und 
Sinn ist gerichtet auf einen einheitlichen, vom gleichen Geist 
getragenen Gesamttypus deutschen Freiheitsstrafvollzuges. 
Diesem Ziele war alles dienstbar, was in den 50 Jahren gesche¬ 
hen ist, um aus der Zersplitterung, Gegensätzlichkeit, Ungleich¬ 
mäßigkeit herauszuführen, um Brücken zu schlagen, Täler zu 
erhöhen, Berge zu erniedrigen, kurz, um auf allerlei Weise 
Ausgleich und Zusammenhang anzubahnen und herzustellen. 
Diese Tätigkeit setzte schon am ersten Lebenstage des Vereins, 
in Bruchsal, ein. Merkwürdigerweise mit einem Unternehmen, 
bei dem man den Eindruck bekommt, als wollte man ernten, 
ehe die Saat bestellt ist. Man machte sich nämlich an die Frage 
einer „Statistik der Strafanstalten nach gemeinsamer Norm“. 
Man wollte dem Bedürfnis nach einer vergleichenden Über¬ 
sicht über den ganzen Lebensbetrieb der deutschen Strafan¬ 
stalten Befriedigung verschaffen. Ekert selbst und Dr. 
Gutsch, Hausarzt von Bruchsal, hatten sich an die Aufgabe 
gemacht. Man sah aber sofort die Unmöglichkeit einer augen¬ 
blicklichen Lösung ein. Es kam zu einer Verweisung an den 
Ausschuß, der noch mehr, als es schon in derHauptversammlung 
empfunden wurde, die Schwierigkeit in ihrem ganzen Um¬ 
fange erkannte. Die wiederholte Behandlung in Dresden 1, 
wo wenigstens allgemeine Grundsätze aufgestellt wurden, in 
Bremen, wo ein Ausschuß bestellt wurde unter vorläufiger 
Beschränkung auf die Darstellung der wirtschaftlichen Er¬ 
gebnisse der Strafanstalten, und dann in Frankfurt, wo man 
nach dem zurückhaltenden Zeugnis Ekerts, „dem Ziele etwas 
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näher kam“, indem wenigstens einer auf die Zuchthäuser 
beschränkten Personalstatistik einigermaßen die Wege ge¬ 
ebnet wurden, — alles das erweist, daß es sich um ein Schmer¬ 
zenskind handelte, das nicht recht gedeihen wollte. Man kam 
nicht recht vorwärts, — aus gutem Grunde. Eine befriedigende 
statistische Behandlung setzt doch schon einen hohen Grad von 
Gleichartigkeit und Ausgeglichenheit, von Einheitlichkeit 
voraus, die ja erst erreicht und erarbeitet werden wollte. Die 
zahlenmäßige Erfaßbarkeit der Tatbestände wird immer ein 
Gradmesser sein für das Maß der Fortschritte, die den Be¬ 
strebungen nach Einheitlichkeit beschieden gewesen sind. 
Wir sind in diesem Stück auch heute noch nicht am Ziele an¬ 
gelangt. Noch im Jahre 1903 beschäftigte man sich in Stutt¬ 
gart mit der Begriffsbestimmung der Rückfälligkeit vom Stand¬ 
punkte des Strafvollzugs aus. Viel später noch, in Mannheim, 
wurde mit Grund darauf hingewiesen, daß es eine ganze 
Anzahl von Begriffen gebe, die immer noch in den verschiedenen 
Bundesstaaten eine ganz verschiedene Auslegung erfahren, 
so z. B. der Begriff des Regiebetriebs und des Unternehmer¬ 
betriebs, sogar die Begriffe der Außenarbeit und der Einzel¬ 
haft. Die anläßlich dieser Bemühungen um Gewinnung einer 
Statistik gewonnene Einsicht in die ganze Größe der Not¬ 
lage konnte nur das Bestreben verstärken und vertiefen, mit 
allem Fleiß dem Bedürfnis abzuhelfen und einen Zustand her¬ 
beizuführen, dem auch der Statistiker mit ungeteilter Freude 
nahetreten kann. 

Diesem Bestreben machte sich der Verein in mannigfacher 
Beziehung dienstbar von den ersten Zeiten an. Besonders war 
es Krohne, bei allem praktischen Feinblick für das Kleine 
und Kleinste gleichzeitig doch vor allem eine hervorragend 
synthetische Natur mit ausgeprägtem Sinn für große Zu¬ 
sammenhänge und umfassende Zusammenschlüsse, der sich 
von Anfang an in den Dienst der Synthese stellte. Als Gut¬ 
achter für die Münchener Versammlung, die er von seinem Seel¬ 
sorgerposten im Feindeslande grüßen ließ, trat er mit Nach¬ 
druck ein für die einheitliche Leitung des gesamten Gefängnis¬ 
wesens eines Landes durch eine Zentralgefängnisbehörde, eine 
Frage, die besonders für Preußen und auch Sachsen praktisch 
ist. Ebenso wurde schon vorher in Dresden I auf seinen Antrag 
die Forderung der einheitlichen Organisation des Gefängnis¬ 
wesens vom kleinen Polizeigefängnis bis zur Strafanstalt hin¬ 
aufgestellt. Hiebei handelte es sich vorwiegend um die kleineren 
Gefängnisse für kurzzeitige Strafen. Zu diesen mit dringlichen 
Notständen belasteten kleinen Anstalten kehrte der Verein 
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immer wieder zurück, wie eine Mutter ihre Liebe und Pflege 
ganz besonders dem kranken Kinde zuwendet. Da hat der 
Wille zur Einheit und zum Ausgleich zwei nebeneinander her¬ 
gehende Formen angenommen. Einerseits war das Bestreben 
da, diese kleinen Gefängnisse möglichst zu entlasten und ihre 
Zuständigkeit zu verringern durch Abheben auf Einschränkung 
der kurzzeitigen Strafen. Andererseits mühte man sich auf 
allerlei Weise, die kleinen Gefängnisse in den Geist und Lebens¬ 
betrieb der großen Anstalten hinaufzuheben. So hat man ihnen 
die Wohltat der Einzelhaft, des geordneten, regelmäßigen 
Arbeitsbetriebs, einer gleichwertigen Disziplinarordnung zu¬ 
zuwenden sich bemüht, nicht minder die Oberaufsicht durch 
höhere Strafanstaltsbeamte, sowie ein Verwaltungs- und Auf¬ 
sichtspersonal, das aus der Schulung, bezw. dem Dienst in den 
größeren Anstalten herkam. — 

Das Streben nach „gemeinsamen Nonnen“, nach Verein¬ 
heitlichung hat eine ganz neue Gestalt und Richtung bekommen 
durch die große, weltgeschichtliche Synthese der Jahre 1870 
und 1871. Eine der ersten Morgengaben des neuen deutschen 
Reiches war ein gemeinsames und einheitliches Reichsstraf¬ 
recht durch Einführung des Strafgesetzbuches für das deutsche 
Reich vom 15. Mai 1871 und der nachfolgenden Strafprozeß¬ 
ordnung vom 1. Februar 1877. Durch beide sind die Dinge 
einheitlich geordnet bis zum tatsächlichen Eintritt des Ver¬ 
urteilten in das Strafübel. Von dem Augenblick des Straf¬ 
antritts an aber fehlt es an einheitlicher Regelung, abgesehen 
von einzelnen wenigen Punkten, in denen das Strafgesetzbuch 
speziell für den Freiheitsstrafvollzug Anordnung und Richt¬ 
linien gibt. Über den Inhalt und die Gestalt der Strafen im 
einzelnen haben die Bundesstaaten zu befinden, die zum Teil 
selbst wieder auf einheitliche Gestaltung verzichtet haben, in¬ 
soweit das Gefängniswesen nicht in die Verwaltung und Ver¬ 
antwortung eines und desselben Ressorts gelegt ist. So gibt es 
im deutschen Reiche zwar eine Strafrechtseinheit, die aber wie¬ 
der sogut wie illusorisch gemacht wird durch die Vielgestaltig¬ 
keit der nicht selten recht weit auseinandergehenden Ord¬ 
nungen, durch die die Bundesstaaten den Vollzug der Strafe 
gestalten. Die Münzen, mit denen der Übeltäter abgelohnt 
wird, sind im ganzen deutschen Reiche dieselben nach Namen, 
Gepräge und Nennwert, aber keineswegs nach dem Metall¬ 
gehalt. Ein Zustand der Rechtswidrigkeit auf dem Boden der 
Rechtspflege, der geschichtlich ebenso verständlich, als tat¬ 
sächlich unerträglich ist; — eine Unstimmigkeit, deren Wider¬ 
spruch mit dem Rechtsgefühle von Anfang an allerseits emp- 
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funden wurde, — nicht zuletzt auch in den Kreisen derer, 
die schon in verschiedenen Teilen des Reiches persönliche Be¬ 
kanntschaft mit dem Strafvollzug gemacht hatten. 

Es ist hier nicht der Ort, im einzelnen die mannigfachen 
Bestrebungen außerhalb unseres Vereins zu schildern, die zu 
dem Entwurf des Strafvollzugsgesetzes vom 19. März 1879 
führten. An dem Grabe, das dieser Entwurf schon im Justiz¬ 
ausschuß des Bundesrates fand, vermochten gerade die Freunde 
der Gefängnisreform kaum eine aufrichtige Trauer aufzubringen. 
Die Abänderungen, die der genannte Ausschuß vornahm, be¬ 
deuteten vor allem in der Einzelhaftsfrage eine solche Ver¬ 
dünnung, Verflüchtigung und Entleerung, daß durch die Ver¬ 
abschiedung des Entwurfs in dieser Form ein Zustand ge¬ 
setzlich festgelegt worden wäre, der nichts weniger bedeutet 
hätte, als einen wirklichen und wesentlichen Fortschritt. Im 
Vordergrund standen Bedenken finanzieller Art. Es wurde be¬ 
rechnet, daß der Entwurf, wenn er in seiner ursprünglichen Ge¬ 
stalt Gesetzeskraft erhalten hätte, den Bundesstaaten allein 
für Gefängnisneubauten eine Belastung von 80—100 Millionen 
gebracht hätte. Ob und wie weit noch andere Stimmungen das 
Ihrige dazu taten, das Ende des Entwurfes zu beschleunigen, wird 
sich wohl nicht feststellen lassen. Man hat schon, sicherlich nicht 
ohne Grund, an den Sturmlauf Mitte Ist ädts „gegen die Frei¬ 
heitsstrafen“ gedacht, der gerade in jener Zeit in weiten Kreisen 
der Öffentlichkeit eine kritische Stimmung gegen den herkömm¬ 
lichen Freiheitsstrafvollzug in seinem ganzen Umfang aus¬ 
gelöst hatte. Vielleicht darf man aber doch auch an die im Ent¬ 
wurf vorgesehenen Maßnahmen denken, durch die der Reichs¬ 
kanzler ein Recht auf Kontrolle durch Einforderung von Aus¬ 
künften und Entsendung von Kommissarien hätte bekommen 
sollen. Gerade diese Bestimmung, die einerseits eine starke 
Förderung des Einheitsgedankens bedeutete, war andererseits 
am Ende doch auch geeignet, in Gemütern, die um die Selb¬ 
ständigkeit der Einzelstaaten ängstlich besorgt waren, Be¬ 
denken zu wecken. Jedenfalls wird kaum bestritten werden 
können, daß die Sache zur Unzeit in die Wege geleitet wurde. 
Für die sehnsüchtigen Einheitswünsche kam ja der Entwurf 
reichlich spät, in Wirklichkeit aber doch zu frühe. 
Schon damals war doch der Hauptgrund in voller Kraft und 
Geltung, der seitdem mit aller Berechtigung der Forderung 
eines Strafvollzugsgesetzes entgegengestellt worden ist. Die 
ganze Sache konnte ohne Schaden nicht aus dem Zusammen¬ 
hang mit der übrigen Strafrechtsreform herausgelöst werden, 
vor allem mußte über grundsätzliche Fragen ersten Ranges 
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zuvor entschieden sein, so vor allem über das Strafensystem. So 
ist denn auch bis heute der Weg der reichsgesetzlichen Regelung 
nicht wieder beschritten worden. 

Aber es wurde ein anderer, in hohem Maße bedeutsamer 
Schritt vorwärts gemacht. Unter dem 28. Oktober 1897 er¬ 
schienen die „bundesrätlichen Grundsätze“, „welche bei dem 
Vollzug gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen bis zu weiterer 
gemeinsamer Regelung zur Anwendung kommen“ sollen. Diese 
Grundsätze haben allerlei Beurteilung erfahren, — nicht allzu 
günstige namentlich auch seitens der vorwärtsdrängenden Un¬ 
geduld, die mit rascherenSchritten an dasEndziel geführt werden 
wollte. Von dieser Seite hatte man viel mehr erwartet: mehr 
scharf umrissene Bestimmtheit und Regelung des Einzelnen, 
als nur allgemeine Grundsätze und Richtlinien, — mehr 
straffe Zügelführung und kategorischen Imperativ, als Rück¬ 
sicht auf das augenblicklich Mögliche und die im Vergleich mit 
anderen Zurückgebliebenen, —mehr rtickhalts- und bedingungs¬ 
lose Betonung des Ideals, als nur Ratschläge und Wünsche, 
denen zudem abschwächende Zusätze, wie ,,in der Regel“, 
„nach Möglichkeit“ u. ä. den Weg zur Tat und Verwirklichung 
ungebührlich zu verlängern und zu erschweren schienen. Die 
günstigen Erfahrungen, die man mit den „Grundsätzen“ ge¬ 
macht hat, setzen derartige Urteile und Stimmungen nicht 
ins Recht. Sie sind ohne Zweifel ein Werk von geschichtlicher • 
Bedeutung, — nicht nur nach rückwärts, als wertvolle und den 
durchschnittlichen Stand des deutschen Gefängniswesens an 
der Jahrhundertwende sicher und richtig bezeichnende Pegel¬ 
marke, sondern auch nach vorwärts, als Ausgangspunkt einer 
neu einsetzenden kraftvollen Reformtätigkeit durch das ganze 
Reichsgebiet hin, die durch die Grundsätze klare Richtlinien 
und reiche Antriebe bekommen hat. Eine unbestreitbare Tat¬ 
sache, die im einzelnen zu erweisen, so anziehend auch die Auf¬ 
gabe wäre, hier nicht der Ort ist. Sie bietet jedenfalls keine 
Unterlage für den Einwand gegen das bundesrätliche Vor¬ 
gehen, als ob der einstweilige Verzicht auf die reichsgesetz¬ 
liche Regelung und die Wahl des mehr oder weniger suasorischen 
Weges unzureichende Antriebskraft in sich getragen hätte für 
den ja doch überall vorhandenen ernstlichen und redlichen 
Willen, dem Einheitsziele im Strafvollzug näher zu kommen. 

Es versteht sich von selbst, daß der Verein der deutschen 
Strafanstaltsbeamten dieser Entwicklung der Dinge nicht un¬ 
tätig zugesehen hat. Handelte es sich doch um eine seiner 
Hauptaufgaben, eines seiner Hauptziele vom ersten Anfang 
an. Er hat immer wieder — so in Berlin, Stuttgart 1, Braun- 
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schweig, Köln, Mannheim — den Finger in die offene Wunde 
gelegt und ihre Heilung durch Erlaß eines Reichsgesetzes ge¬ 
fordert. Dem ging rüstige Vorarbeit zur Seite, die in die Einzel¬ 
heiten eintrat. So in Köln, wo unerläßliche Vorfragen, vor 
allem die zeitlich und sachlich richtige Eingliederung des er¬ 
strebten Gesetzes in den Verlauf der gesamten Strafrechts¬ 
reform, zur Erörterung kamen, zugleich aber auch anstatt des 
Strafvollzugsgesetzes ein umfassenderes Gesetz ,,über das 
Gefängniswesen“ als wünschenswert bezeichnet wurde, dessen 
breiter ausladendes Dach auch noch für die Untersuchungs- 
und Nachhaft, sowie für die Verbrechensvorbeugung Unter¬ 
stand bieten sollte. Sodann in Mannheim, wo zu dem „Vor¬ 
entwurf zu einem neuen deutschen Strafgesetzbuche“ Stellung 
zu nehmen war; — hier wurde nicht nur, wie schon in Stuttgart 
1903, die grundsätzliche Frage des Strafensystems, sondern auch 
in den Fußtapfen der Versammlung 1877, die gleichfalls in 
Stuttgart stattfand, eine Reihe der wichtigsten Einzelfragen 
des Freiheitsstrafvollzugs in Behandlung genommen und wohl- 
bedachter Beschlußfassung zugeführt. 

Alle diese Vorarbeit hat Abschluß und Krönung gefunden 
in dem ohne allen Zweifel schwierigsten, umfassendsten und 
.weitest ausschauenden Werke, das der Verein während seines 
ganzen Bestehens unternommen hat. Gemeint ist die Arbeit, die 
wir als Jubiläumsgabe und als Urkunde unverdrossener, durch 
keine Schwierigkeiten abzuschreckender Bemühung um ein 
hohes, von allem Anfang an erstrebtes Ziel in Händen haben, 
die „Vorschläge zu einem Reichsgesetze über den Vollzug der 
Freiheitsstrafen und sichernder Maßnahmen“. Dem schon 1911 
erschienenen Gesetzestexte folgte zwei Jahre später eine ein¬ 
gehende „Einleitung und Begründung“: beides hervorgegangen 
aus gründlichsten, in den Jahren 1911 und 1913 gepflogenen Be¬ 
ratungen einer Kommission, die im Aufträge der Mann¬ 
heimer Versammlung seit Jahren an der Arbeit war und in zwei 
Lesungen die umfängliche Aufgabe zur Erledigung brachte, 
ln opferwilligster Hingabe haben unsere Besten, man kann 
wohl sagen, ihr Bestes gegeben: Schwandner, der Vorsitzende 
der Kommission erster Lesung, Clement, Klein, in dessen 
Händen die Gesamtredaktion lag, Michal, Pollitz, denen sich 
für die zweite Lesung von Jage mann, als Vorsitzender der 
Kommission zweiter Lesung, und von Engelberg zugesellten. 
In Hamburg wird die Vollversammlung des Vereins Stellung 
zu nehmen haben zu dem Werke seiner Führer. 

Wie schon ausgeführt wurde, stand dem Verein allezeit 
nur eine Losung vor Augen, die in den „Vorschlägen“ ihren 
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sprechendsten Ausdruck findet, die der endgültigen Befriedigung 
des Einheitsbedürfnisses durch Erlaß eines Reichsgesetzes, 
— jedoch nicht etwa im Sinn eines starren Gesetzesdogmatis¬ 
mus. Das Absehen war, was nachdrücklich betont werden muß, 
nie gerichtet auf eine mechanistische Festlegung für das ganze 
Reichsgebiet und den ganzen Umkreis der Aufgaben und 
Fragen des Strafvollzugs bis ins Einzelne und Kleinste, vielmehr 
auf eine weise Selbstbeschränkung und Selbstbescheidung der 
Gesetzgebung nach drei Seiten. Einmal sollte die künftige Weiter¬ 
entwicklung in keiner Weise erschwert oder gar unterbunden wer¬ 
den; — ganz im Sinne der Kölner Beschlüsse, „die gesetzliche 
Bindung nicht weiter auszudehnen, als die Notwendigkeit von 
Erprobung, Fortschritten und Anpassung es gestattet“. Sodann 
sollte den schon von den ersten Anfängen an im Zusammenhang 
mit der Einheitsfrage immer wieder betonten beträchtlichen 
Verschiedenheiten der deutschen Stämme und Staatenge¬ 
bilde nach Lage, Lebensgewohnheiten und Volksgemüt Rech¬ 
nung getragen werden. Endlich erforderte der Lebensnerv 
des Strafvollzuges, der Grundsatz der Individualisierung, die 
Rücksicht zarter Schonung durch Verzicht auf zu weitgehende 
Einzelbestimmungen, die geeignet sind, den Strafanstalts¬ 
beamten die Einzelbehandlung ihrer Pflegebefohlenen zu er¬ 
schweren, — ein Gesichtspunkt, der z. B. in Nürnberg und 
Stuttgart II anläßlich der Erörterung der Dauer der Einzel¬ 
haft gebührende Würdigung gefunden hat. Also ein Gesetz, 
das unter Verzicht auf lückenlose, den ganzen Kreis der Kasu¬ 
istik auschreitende Vollständigkeit mehr den allgemein ver¬ 
pflichtenden Geist, die großen Grundlinien, den wohlüberlegten 
Grundriß, oder, um mit den „Vorschlägen“ zu reden, den 
„Rohbau“ zur Darstellung bringt, dessen zweckmäßige Aus¬ 
führung und Einrichtung im einzelnen der verordnenden Tätig¬ 
keit des Bundesrats und der einzelnen Bundesregierungen 
reichlichen Anlaß zu fruchtbarer Auswirkung bietet: das war 
und ist der Wille und Rat des Vereins. Er hat „mit Freuden“ 
die bundesrätlichen Grundsätze begrüßt und in Darmstadt 
mit sachlichem Ernst und aller Hingabe in Behandlung 
genommen, — dabei aber keinerlei Zweifel darüber gelassen, 
daß sie nur als „erster Schritt auf der Bahn des zu er¬ 
wartenden Reichsgesetzes“ zu betrachten seien. Ein solches 
Gesetz, „dem die wiederholte Vollzugssicherung des Art. 7 
der Reichsverfassung zur Seite steht“, schien eben doch die 
verläßlichste Bürgschaft für den unerschütterlichen Bestand 
dessen zu geben, was in der Einheitsfrage allezeit angestrebt 
worden ist. 
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Wird es zu diesem Gesetze kommen? Jedenfalls sind doch 
schon recht gewichtige Stimmen laut geworden, die zu einem 
unbedingten Ja auf diese Frage nicht gerade sonderlichen 
Mut machen, insofern sie die Vorzüge des in der Bahn der 
bundesrätlichen Grundsätze beharrenden Vorgehens nicht ohne 
gute und einleuchtende Gründe hervorheben. So hat schon auf 
der Nürnberger Versammlung der bayrische Justizminister 
Freiherr von Leonrod in seiner mehrfach bedeutungsvollen 
Begrüßungsrede als ,,ganz besonderen Vorteil“ der Grund¬ 
sätze das hervorgehoben, ,,daß daran viel leichter Abänderungen 
vorgenommen werden können, als für den Fall gesetzlicher Fest¬ 
legung“. In diesem Zusammenhänge sei auch darauf hin¬ 
gewiesen, daß schon vor mehr als einem Jahrzehnt eine der 
in vorderer Linie stehenden Autoritäten, Seuffert, mit der 
Berufung auf den durch die ,,Grundsätze“ im ganzen Reiche 
ausgelösten Fortschritt sich für die Entbehrlichkeit eines 
eigenen Strafvollzugsgesetzes ausgesprochen hat. Inwieweit 
derartige Erwägungen auch schon in Kreisen Platz gegriffen 
haben, die von nicht zu unterschätzendem Einfluß auf den 
Fortgang der Dinge sind, beweist die „Begründung“ des 
Vorentwurfs zu einem neuen deutschen Strafgesetzbuch. 
Der in dieser „Begründung“ eingenommene Standpunkt ist 
jedoch nunmehr überholt durch die neuestens im Druck er¬ 
schienenen Beschlüsse der offiziellen Strafrechts-Kommission. 
Zum Standpunkt unseres Vereins zurücklenkend ist sie ihrer¬ 
seits von der Notwendigkeit eines Strafvollzugsgesetzes über¬ 
zeugt und will darum innerhalb des Strafgesetzbuches bezüg¬ 
lich der Strafen und ihres Vollzuges nur Richtlinien gegeben 
wissen; das Übrige soll dem Strafvollzugsgesetze überlassen 
bleiben. 

Mag nun die Entwicklung so oder so weitergehen, mögen 
die Verfasser der „Vorschläge“ unter Umständen gute Pro¬ 
pheten gewesen sein, wenn sie mit gutem Humor das Wort aus 
dem Sachsenspiegel auf den Titel gesetzt haben: ,, Ich tzimbere, 
so man seget, bi wege; des muz ich mannegen meister han“, 
so ist und bleibt doch darüber keinerlei Zweifel; sie haben dem 
bald fünfzigjährigen Bemühen des Vereins um Ausgleich und Ein¬ 
heit innerhalb des deutschen Strafvollzuges einen würdigen, 
sachlich hervorragenden Abschluß gegeben und ihr redliches 
Teil dazu beigetragen, wenn die geschichtliche Gerechtigkeit 
dereinst dem Verein ein ganz wesentliches Verdienst daran 
zuerkennt, daß man endlich in den bleibenden Besitz einer ge¬ 
meinsamen, das Rechtsempfinden befriedigenden Ordnung 
des Strafvollzuges kommen durfte. Was an bedeutsamer 
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geistiger Arbeit und an abgeklärter Erfahrung in den „Ge- 
setzesvorschlägen“ samt „Einleitung und Begründung“ ent¬ 
halten ist, wird unter keinen Umständen verloren sein und so 
oder so seinen Weg finden in das Reich des Lebens und der 
Wirklichkeit. — 

Ein Bild unermüdlich, erfolgreich, mit immer größerer 
Klarheit und Sicherheit dem Ziele zustrebender Arbeit, — das 
zeigt uns die Geschichte, die dem Problem der Vereinheit¬ 
lichung des deutschen Strafvollzuges innerhalb unseres Vereins 
beschieden war, — nicht minder aber auch der Blick auf die Be¬ 
mühungen, die er den anderen Gefängnisproblemen zuwandte. 
Ganz so, wie wir oben Kroh ne bezeugen hörten: ,,es geht 
vorwärts“. 

Diese Vorwärtsbewegung erweist sich dadurch gerade als 
eine lebenswahre, durch und durch unverkünstelte und natür¬ 
liche, daß sic nicht immer nach dem gleichen Schema und in 
gleichem Schrittmaß, auch nicht immer in der geraden Linie 
vor sich geht, — ganz wie der Vormarsch eines Heeres in schwie¬ 
rigem Gelände ein Bild voller Mannigfaltigkeit darbietet. Da 
wird auch eine schon eingenommene sichere Stellung wieder 
geräumt, um bald wieder mit dem gesteigerten Gefühle sach¬ 
licher Richtigkeit in dauernden Besitz genommen zu werden: 
so wurde z. B. die Notwendigkeit und Möglichkeit der An¬ 
gliederung von Abteilungen für irre Verbrecher an die größeren 
Strafanstalten in Berlin 1874 bejaht, in Wien aber neun Jahre 
später sowohl von dem Ausschuß, als von der Vollversammlung 
verneint, um später wieder in der Theorie und in bewährter 
Praxis zum Siege zu gelangen. — Es geht auch nicht immer 
mit dem gleichen Maße allgemein geteilter Sicherheit vor¬ 
wärts. Was heute frag- und widerspruchslos als selbstverständ¬ 
liches Postulat gilt, ist früher mit Zagen, wie ein Rührmich¬ 
nichtan, wieder abseits gestellt worden, als ob es sich um einen 
Sprung ins Dunkle handle. Als Beispiel sei genannt die vor¬ 
läufige Entlassung. ln Dresden 1867 brachte die Vereins¬ 
versammlung noch nicht den Mut einer „direkten Empfehlung“ 
auf, wohl aber den Beschluß der Vertagung auf spätere Zeit. 
In München fand sie vier Jahre später die immerhin noch 
etwas vorsichtig zurückhaltende Billigung des Vereins, um bald 
darauf einer der Ecksteine im Strafvollzug zu werden. — Oder 
aber, es fiel in anderen Fällen die Entscheidung zunächst nur 
gegen eine nicht unbeträchliche Minderheit, die noch ihre Be¬ 
denken hatte, während diese in späterer Zeit verstummten. 
Es sei an die Frage der Hinausrückung des Strafmündigkeits¬ 
alters erinnert, die noch 1903 in Stuttgart keineswegs mit Ein- 
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stimmigkeit bejaht wurde, während später keinerlei Einrede 
mehr laut wurde. — Daneben konnte es auch Vorkommen, 
daß in einem Falle die Bedürfnisfrage zuerst verneint, mit der 
Zeit aber ebenso entschieden bejaht wurde und den Beschluß 
praktischer Maßnahmen auslöste. So ging man in der Berliner 
Versammlung über die Frage der Gefängnisbehandlung Ge¬ 
brechlicher zur Tagesordnung über, weil ein besonderes Be¬ 
dürfnis zur Regelung der Sache in der Praxis nicht vorliege, 
während sie später in Köln verhandelt wurde und Erledigung 
fand. — Oder auch, das Ja auf eine Frage bestand anfänglich 
mehr nur in einer allgemeinen Angabe der Richtlinie, mit der 
Zeit aber rückte man in das nunmehr vollständig aufgeklärte 
Gebiet und in die einzelnen Geländeabschnitte ein, — so in der 
Beköstigungsfrage, wie sie zuerst in Frankfurt 1886, dann in 
Dresden 1905 verhandelt wurde. 

Wir verweilen noch etwas bei der Frage der Einzelhaft, 
— nicht nur wegen der zentralen Bedeutung, die ihr zukommt, 
sondern auch darum, weil sie einen Schulfall darstellt von be¬ 
sonders einleuchtender Beweiskraft für die Förderung, Klärung 
und Aufhellung, die die Tätigkeit des Vereins den Gefängnis¬ 
problemen zu bringen mit reichem Erfolge allezeit bemüht 
war. Diese Frage wurde immer wieder in Arbeit genommen. 
Kaum ein Heft der Zeitschrift, kaum eine Zusammenkunft 
ohne irgendwelche unmittelbare oder mittelbare Fühlung¬ 
nahme mit ihr. Von einschlägiger Bedeutung waren vor allem 
die Versammlungen in Dresden I und II, Berlin, Stuttgart I und 
II, Wien, Braunschweig, Nürnberg und Mannheim. 

Als der Verein auf den Plan trat, war der Sieg der Einzel¬ 
haft prinzipiell und theoretisch entschieden. Gefängnisreform 
und Einführung der Einzelhaft waren so gut wie allgemein an¬ 
erkannte Wechselbegriffe geworden. Zum Beweis hierfür sei 
nur an die Verhandlungen des ersten internationalen Ge¬ 
fängniskongresses in Frankfurt 1846 erinnert, sowie an die oben 
erwähnten programmatischen Darlegungen des alten Mitter- 
maier auf der Gründungsversammlung in Bruchsal. Die 
Zeiten waren längst vorüber, in denen der komische, immer¬ 
hin aber kulturpsychologisch interessante Vorschlag allen 
Ernstes gemacht und erwogen werden konnte, der Einzelhaft 
auszuweichen durch eine eigenartige Methode der Isolierung, 
die durch Masken und Binden über den Augen, durch Heft¬ 
pflaster auf dem Mund und durch reichliche Stopfmittel in den 
Ohren der Gemeinschaft der Gefangenen den Garaus machen 
wollte. Gewiß wurde auch späterhin noch, bis in die Anfangs¬ 
zeiten des Vereins hinein, da und dort vereinzelter Wider- 
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spruch gegen die Einzelhaft laut, — so in der Schrift des Fran¬ 
zosen Vi dal gegen die Vorschläge der Kommission in Turin vom 
Jahre 1863 , die über die beste Gefängniseinrichtung zu be¬ 
raten hatte und sich für die Einzelhaft aussprach, sowie in der 
Kundgebung der Friederike Kempner vom Jahre 1869 
„Gegen die Einzelhaft oder das Zellengefängnis“; — aber es 
handelte sich um Ausnahmen, die die Regel, d. h. den Sieg des 
Einzelhaftsgedankens bestätigen. 

Dabei aber lag über den Einzelheiten noch das Dunkel man¬ 
cher Unsicherheit und Unklarheit, aus dem erst die Erfahrung be¬ 
stimmte Richtlinien herauszuarbeiten hatte. Die ersten großen 
Anstalten mit ausschließlicher Einzelhaft waren es vor allem, 
die der Allgemeinheit diesen Dienst der Erprobung zu leisten 
hatten. Unserem Verein aber kam es zu, die an den verschie¬ 
denen Orten gemachten Versuche und Erfahrungen geistig zu 
verarbeiten und aus ihnen klare Grundsätze abzuleiten. Nur 
einige Belege dafür, mit welchem Erfolge er sich dieser Auf¬ 
gabe unterzog. 

Noch in den ersten Zeiten des Vereins war die Beurteilung 
der Zelle mit einem unerwünschten Schätzungsfehler belastet. 
Man nahm allgemein an, daß es sich bei der Einzelhaft im Ver¬ 
gleich mit der Gemeinschaftshaft um eine ganz wesentliche 
Erschwerung der Strafe und Verschärfung des Strafübels 
handle, die ihren Ausgleich zu finden habe in einer strafver¬ 
kürzenden Berechnung der Strafzeit. Ohne daß es nach dieser 
Seite hin zu einer förmlichen Aussprache, oder gar zu einem 
eigentlichen Beschlüsse kam, ist doch diese irreleitende Auf¬ 
fassung in unseren Reihen bald zurückgetreten und hat der an¬ 
deren Platz gemacht, daß die Einzelhaft das Haftsystem sei, 
das „am vollständigsten dem Prinzip der Gerechtigkeit ent¬ 
spricht“, und für alle Fälle eine Wohltat bedeute, ob sie nun 
von dem Besserungswilligen als solche erkannt, oder aber von 
dem anders gestimmten Gefangenen als das Gegenteil ange¬ 
sehen wird. 

Und nun die Ausgestaltung des Zellenhaftbetriebs im ein¬ 
zelnen! Drei Beispiele mögen die ihr gewidmete förderliche 
Arbeit deutlich machen. — Einmal die Bemühungen um Klar¬ 
heit und bewährte Sicherheit in den Fragen des Baues und der 
Einrichtung von Zellengefängnissen. Hier haben sich die 
Versammlungen in Berlin, Stuttgart I und Wien wesentliche 
Verdienste erworben. Die Frucht der ihrerseits geleisteten Vor¬ 
arbeit reifte heran in der Kommission von sieben Sachver¬ 
ständigen, die in Wien eingesetzt worden war und im Mai 1885 
in Berlin zusammentrat. So kamen die wohl abgewogenen, 
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allen berechtigten Bedürfnissen Rechnung tragenden ,,Grund¬ 
sätze für den Bau von Zellengefängnissen“ zustande. Die 
Seele des Ganzen war Krohne, der Vorsitzende und Haupt¬ 
berichterstatter der Kommission. Diese Grundsätze gehören 
mit zu den bedeutendsten Leistungen des Vereins. In ihnen 
ist die Frage in allem wesentlichen zu bleibendem Abschluß 
gebracht. Sie bedeuten anerkanntermaßen einen muster¬ 
gültigen Vorgang für die anderen Kulturnationen. — Sodann 
die Frage: ob modifizierte Einzelhaft, oder Einzelhaft in 
strengster, jede Berührung mit den Mitgefangenen ausschließen¬ 
der Form? Das heiß umstrittene Problem kam auf der Berliner 
Versammlung zum Austrag. Die Gegensätze stießen hart auf¬ 
einander. Wirth zumal als Berichterstatter setzte alles ein 
für seine auf der Seite der strengsten Form stehende Über¬ 
zeugung. Fast in gleicher Stärke standen sich die beiden 
Stimmungen gegenüber. Mit einer unbedeutenden Mehrheit 
trug doch die modifizierte Einzelhaft den Sieg davon. Mit der 
Zeit aber ist innerhalb des Vereins so gut wie Gesamtstimmung 
geworden, was Krohne in'abschließender, abgeklärter Weise 
auf der Nürnberger Versammlung ausführte, — daß einerseits 
auch die strengste Form der Isolierung nicht ausreiche, dem 
unglaublichen Raffinement der Häftlinge die Spitze zu bieten, 
andererseits aber sorgfältige Vorkehr und besonders die um¬ 
sichtige und gewissenhafte Hingabe der Beamten und An¬ 
gestellten den Gefahren des in den bekannten Grenzen zu¬ 
gestandenen Zusammenseins vorzubeugen wohl imstande sei. 
— Wir werfen noch einen Blick auf die Entwicklung, die die 
Frage der Zuständigkeit der Einzelhaft nach der Seite der 
Zeitdauer und der ihr zugewiesenen Arten von Gefangenen 
im Verlauf der Vereinsarbeit genommen hat. Da galt es vor 
allem in der Grundfrage zu einer Entscheidung zu kommen, 
ob die Zellenhaft unter gewissen Umständen in körperlicher, 
geistiger, sittlicher Hinsicht schädliche Wirkungen auszulösen 
imstande sei. Es war ein weiter Weg, bis man auf Grund reicher 
und „reiflicher Erfahrung“ aus der früheren Unsicherheit 
in dieser Richtung herausgekommen war und in Stuttgart 
1903 zu einem bedingungslosen Nein auf die genannte Frage 
gekommen war. Die praktische Schlußfolgerung war die 
Forderung der freien Hand für die Gefängnisverwaltung hin¬ 
sichtlich der Zeitdauer der Einzelhaft und des Kreises der der 
Zelle zuzuführenden Personen, einschließlich der Jugendlichen. 
In ersterer Hinsicht war schon in Nürnberg „freie Bahn für da? 
Ermessen der Strafvollzugsbehörde“ gefordert worden. In 
letzterer Hinsicht bietet sich ein anziehendes Bild vorwärts- 
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schreitender Entwicklung, — wie im Verlauf der Zeit eine der 
Bedenklichkeiten um die andere schwindet, je mehr man sich 
dem Standpunkte der in Stuttgart gewonnenen Sicherheit 
nähert. Zuerst wurde in Dresden I die Frauenfrage auf unserem 
Gebiet gelöst. Es galt da die Überwindung von allerlei ver¬ 
meintlich in der weiblichen Natur liegenden Sorglichkeiten. 
In bester Meinung wurde sogar die Kirchengeschichte als 
Kronzeuge gegen die Einzelhaft der Frau aufgerufen mit der 
irrigen Behauptung, daß man im monastischen Leben für die 
Frauen die Einzelzelle nicht gekannt habe, — eine Aufstellung, 
die schon durch die geschichtliche Gestalt der Wiborada reclusa 
auf dem in Scheffels Ekkehard erwähnten Klausnerinnenhügel 
widerlegt ist. Sodann wurden die Jugendlichen für die Einzel¬ 
haft gewonnen. Noch in München lehnten die zwei Bericht¬ 
erstatter die Zelle für die Jugendlichen mit aller Entschieden¬ 
heit ab, wenn auch nicht ohne Widerspruch einzelner, die fort¬ 
schrittlicher dachten, ln Freiburg 1889 wird „grundsätzlich 
die Einzelhaft als das geeignetste und wertvollste System für 
Jugendliche anerkannt“. Siegreich drang endlich die Zelle 
auch in den Kreis der vom Verein allezeit mit besonderer Sorg¬ 
falt bedachten „Defektmenschen“ ein, soweit sie überhaupt 
in der gewöhnlichen Strafhaft behalten werden können. Wäh¬ 
rend noch in Nürnberg Epileptiker „mit seltener eintretenden 
. Anfällen ohne geistige Störung“ der gemeinsamen Haft und 
dem Machtbereich der gewöhnlichen Hausordnung zugewiesen 
wurden, ist zwei Jahre später in Stuttgart die erwähnte Er¬ 
klärung mit keinerlei Ausnahmevorbehalt belastet worden, 
also auch nicht für die genannte Klasse von Fallsüchtigen; — 
im Gegenteil hat während der Verhandlung der hervorragend 
sachkundige Berichterstatter gerade für derartige Kranke 
unter der Voraussetzung geeigneter Vorsichtsmaßregeln die 
Einzelhaft je nach Lage des einzelnen Falles nicht nur für 
möglich, sondern sogar für empfehlenswert erklärt. 

Fortschreitende Erweiterung des Zuständigkeitsbereichs 
der Einzelhaft und dem entsprechend immer weitergehende 
Einschränkung der Gemeinschaftshaft bis auf die vom Null¬ 
punkt nicht weit abliegende untere Grenze des mit Rücksicht 
auf vereinzelte Kategorien von Gefangenen unbedingt Nötigen: 
das ist der Wille und wohlerwogene Rat des Vereins, ln dieser 
Richtung hat sich tatsächlich auch die Entwicklung vollzogen, 
wie ganz natürlich in dem langsameren Schrittmaß, das 
im Vergleich mit der vorauseilenden Idee der Verwirklichung 
im Leben immer zu eignen pflegt. Nur einige wenige lehrreiche 
Beispiele und Zahlen! Was ist doch aus dem kleinen Samen- 
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körn, das Baden in seinem tapferen Vorgang im Jahre 1845 
in die deutsche Erde legte, geworden! Baden selbst hat den ur¬ 
sprünglichen 408 Zellen in Bruchsal im Verlauf der Zeit in Frei- 
burg3l8, in Mannheim 600 Einzelhafträume beigefügt, daneben 
aber auch die gründliche Reform der kleinen Gefängnisse im 
Sinne der Einzelhaft in die Hand genommen. Es kann im ganzen 
nach verläßlichen Nachrichten neuerdings seine Zentralstraf¬ 
anstalten mit 1795 Gefangenen belegen und hat 1383 Einzel¬ 
zellen zur Verfügung. Es ergibt das für die Zellenhaft im Ver¬ 
gleich mit der Gemeinschaftshaft einen Koeffizienten von 
78,62%. Das Königreich Preußen hatte nach Kriegs mann 
im Jahre 1869 die Zahl von 3247 Zellen; bis zum Jahre 1910 
sind sie auf 20 176 vermehrt worden. Ein Rundgang durch die 
Bundesstaaten bietet allerwärts mehr oder weniger ähnliche 
Bilder. Wie verschieden noch immerhin da und dort der Ab¬ 
stand vom erwünschten Ziel ist, möge die Tatsache deutlich 
machen, daß bei zwei anderen zufällig herausgegriffenen 
Bundesstaaten der oben für Baden berechnete Koeffizient 
wesentlich kleiner ist und nur 45,48%, bezw. 27,45% beträgt. 
Alles in allem zureichender Anlaß für unsere Gemeinschaft, 
auch im zweiten Halbjahrhundert die Braunschweiger Forderung 
mit Nachdruck zu betonen: „fortschreitende Durchführung 
des prinzipiell als wirksamstes Haftsystem anerkannten Tren¬ 
nungssystems“. Schwärmerische Überschätzung der Zelle 
ist dem Verein allezeit ferngeblieben. Die Männer, die in ihm 
zum Worte kommen upd rnitarbeiten, stehen dafür zu sehr 
in den harten Wirklichkeiten des Strafvollzuges drinnen. 
Eben deswegen aber wissen sie nichts davon, daß der Ge¬ 
fangene auch in der Gemeinschaftshaft innerlich wesentlich 
gehoben, umgewendet, gebessert werden könne. Darum be¬ 
grüßen sie jede Zelle, die erstellt wird, als eine Förderung und 
Erleichterung der schweren Arbeit an den oft so tief verstimm¬ 
ten Seelen ihrer Pflegebefohlenen, denen sie eine Form der 
Strafgerechtigkeit zuführen möchten, die zugleich die Möglich¬ 
keit darbietet, aufzurichten und zu bessern. — 

Alle die vielseitige Bemühung um Einführung und Ver¬ 
besserung des Einzelhaftsystems, — aber nicht nur sie, sondern 
alles, was überhaupt geschah, um einer immer sacli- und 
zweckmäßigeren Ausgestaltung des Freiheitsstrafvollzuges die 
Wege zu ebnen, stand unter dem beherrschenden Grund¬ 
gedanken der Individualisierung. Ohne diesen General¬ 
nenner läßt sich eine Rechnung über die Gefängnisreform im 
letzten Jahrhundert ebensowenig aufmachen, als über die bis¬ 
herige Arbeit unseres Vereins. Nur zwei besonders bezeich- 
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nende Worte in dieser Richtung, die beide in Dresden 1905 
gefallen sind: das Wort unseres jetzigen Vorsitzenden, das 
er als Berichterstatter in der Beköstigungsfrage sprach: „Indi¬ 
vidualisierung ist — im Strafvollzug überhaupt das ganze Ge¬ 
heimnis! Individualisieren wir sorgfältig und gewissenhaft, 
so erreichen wir etwas im Strafvollzug; schabionisieren wir, 
so richten wir nur Unheil an!“ Sodann das auf die Geschichte 
unseres Vereins eingestellte Wort Fliegenschmieds: „ich 
möchte auf den Grundsatz, der sich von der ersten Tagung — 
1864 in Bruchsal ab durch alle Verhandlungen und Tagungen 
und durch die aus unseren Kreisen stammende Literatur, wie 
ein deutlicher roter Faden hindurchzieht, hinweisen, den Grund¬ 
satz weitestgehender Individualisierung“. Welch’ ein Wandel 
der Zeiten! Welch’ eine Wandlung in der Einschätzung des 
Menschenwertes, der Menschenseele! Die Welt der straffälligen 
Rechtsbrecher zusammen mit allen den „Allzuvielen“, den 
körperlich, geistig, sozial Unterwertigen, Waisenkindern, Irren 
usw., die man nicht selten mit ihnen zu einem contubernium 
namenlosen Elends zusammenbrachte, — noch um den Anfang 
des vergangenen Jahrhunderts eine massa perdita, die wie ein 
ineinander verfilztes Urwaldsgestrüpp ohne Pflege und Liebe, 
ohne Luft und Sonne dahinsiechte und in Moder und Fäulnis 
verkam, — und nun die neue Gesinnung, die uns z. B. mit dem 
Wort des österreichischen Ministers Ritter von Schmerling 
auf der Juristenversammlung in Wien 1862 beschenkte: die 
Gefangenen „sind unsere gefallenen Mitbrüder“, — und mit 
dem schon erwähnten Mittermaiei's auf der Gründungs- 
Versammlung in Bruchsal: „es ist unchristlich an der Besserungs¬ 
fähigkeit der Menschen zu zweifeln“! Und aus der Gesinnung 
kam die Tat. Allüberall sehen wir die Hand an der Arbeit, die 
das verwachsene Gestrüpp auseinandernimmt, die einzelnen 
Pflanzen und Ranken aus ihrer ungesunden Verstrickung mit 
anderen herauslöst, an Pfähle und Spaliere bindet und ihnen 
Gesundung und Gedeihen zuführt, indem sie ihnen je nach 
Bedarf die Wohltat von Licht und Luft, zweckmäßiger Er¬ 
nährung und treuer Pflege vermittelt. Ohne Bild gesprochen, 
es liegt vor uns der im Dienst der Individualisierung stehende 
Prozeß der planmäßig fortschreitenden Differenzierung, der, 
in seinen ersten Anfängen noch recht „schüchtern und unbe¬ 
holfen“, in seinem Fortgang immer sicherer und zielbewußter 
„zwischen geistig und körperlich Kranken und Gesunden, 
zwischen den verschiedenen Haftarten, zwischen Jugendlichen 
und Erwachsenen, zwischen Erstlingen und Rückfälligen, 
zwischen solchen, die für die Gesellschaft noch zurückge- 
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wonnen werden können und solchen, deren Sozialniachung auf¬ 
zugeben ist,“ usw. Unterschiede aufrichtet, uni ihnen nach 
Leib und Seele so weit und so gut als irgend möglich in Aus¬ 
wirkung strafender Liebe gerade das zukommen zu lassen, 
was ihnen in besonderem Sinne not tut. 

Für den Geschichtsschreiber bedeutet es eine Entsagung, 
wenn er in diesem Zusammenhang darauf verzichten muß, 
im einzelnen nachzuweisen, welch’ kraftvolle Antriebe unser 
Verein diesem Prozeß der Differenzierung und Individuali¬ 
sierung eingetragen hat. Es wäre ein Leichtes, für jede Tagung, 
für jeden Band der Zeitschrift einen erklecklichen Individuali- 
sierungs- und Differenzierungskonto aufzustellen. Ich nenne 
beispielsweise nur die Gestaltung der wünschenswerten Nach¬ 
weise über die eingelieferten Gefangenen, die Ordnung des 
Arbeitsbetriebs und des Arbeitsgeschenkes, der Disziplinar¬ 
ordnung und der hausordnungsmäßigen Vergünstigungen, 
die Gestaltung des Schulunterrichts, die Auswahl des 
Lesestoffes, die wesentliche Erleichterung dieser Auswahl 
durch ein treffliches, von einer Kommission des Vereins mit 
vieler Mühe ausgearbeitetes Bücherverzeichnis. Eines aber 
soll noch zu deutlicher Aussprache kommen. Individuali¬ 
sierung ins Ethische übersetzt heißt Liebe und Erbarmen. 
Dem Wanderer durch alle die Jahre und Jahrzehnte 
unseres Vereins ist mancher Eindruck beschieden, der erhebt 
und erfreut. Erhebender aber und erfreulicher ist doch keiner 
als der: es flutet durch den Verein nicht nur der klare Strom 
reicher geistiger Arbeit, sondern auch die warme Flutwelle 
herzlichen Erbarmens mit den ärmsten unserer Brüder, — 
wahre Humanität ohne Phrase, Religion ohne Wortgepränge! 
Wir sehen den Geist dessen durch unsere Reihen schreiten, 
der durch Wort und Vorbild treu bis zum Tod gelehrt hat zu 
suchen und zu retten, was verloren ist. 

Wir sind am Ende unseres Weges durch die ersten fünfzig 
Jahre. Das zweite Halbjahrhundert bricht an. Es wird neue 
Arbeit bringen; die neueste deutsche Kriminalstatistik spricht 
darüber ernst genug zu uns. Aber mit der Not geht auch der 
gute Wille über die Schwelle des neuen Lebens- und Geschichts¬ 
abschnittes, nach wie vor Hand in Hand treulich auszurichten 
den Dienst der Gerechtigkeit und der Liebe. Wenn dann in aber 
fünfzigjahren wieder einGeschichtsschreiber imGeiste durch die 
Jahre dahinwandert,*so wird er, wir hoffen es mit Zuversicht, 
auch über die Jahre 1914—1964 setzen können: ,,Jeder Weg 
zum rechten Zwecke ist auch recht in jeder Strecke.“ 
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Die Vorschläge zu einem Strafvollzugs¬ 
gesetze. 

Zweiter Beitrag von Dr. Gennat. 

Erster Teil. 

1 . 

Seit der Veröffentlichung der von unserer Kommission 
ausgearbeiteten Vorschläge für ein Strafvollzugsgesetz sind ein 
und ein halbes Jahr in das Land gegangen. Der Aufforderung, 
zu ihnen in dieser Zeitschrift Stellung zu nehmen, haben nur 
wenige entsprochen: v. Michaelis in Bd. 46 S. 14—23, ich 
das. S. 315—374, Roth das. S. 375—378, Reich in Bd. 47 
S. 9—42. Auf Veranlassung der Herausgeber der Zeitschrift 
für die gesamte Strafrechtswissenschaft hat ferner Klein in 
Bd. 33 dieser eine Besprechung gebracht. Weiteres ist mir 
nicht bekannt geworden. Die vortreffliche Einführung in 
die Gefängniskunde von Kriegs mann erhebt zwar die For¬ 
derung nach einem Strafvollzugsgesetze, dessen Inhalt in 
einigen Hauptzügen angedeutet wird (S. 141 — 142), und er¬ 
wähnt den Kommissionsentwurf (S. 98), enthält sich aber 
absichtlich des Eingehens auf ihn. Das mag aus der Anlage 
und dem Zwecke des Buches heraus gerechtfertigt sein, bleibt 
aber für den Praktiker bedauerlich, da der Verfasser nicht bloß 
Theoretiker ist und hohes Verständnis für das Wesen und die 
Aufgaben des Strafvollzugs bekundet. 

Die im Gegensätze zu der von v. Michaelis gehegten 
Erwartung so geringe Beteiligung der Fachgenossen ist auf¬ 
fällig. Mangelndes Interesse zu unterstellen, sähe ich als Be¬ 
leidigung an und, daß man vermeine, es sei überall das Rechte 
getroffen und darum nichts zu ändern und Besseres nicht 
vorzuschlagen, vermag ich nicht zu glauben und läge sicher¬ 
lich nicht im Sinne der Kommission. Bedeutsame Anträge 
für die mündliche Verhandlung auf der nächstjährigen Ver¬ 
einsversammlung vorzubehalten, erscheint nicht ohne Be¬ 
denken, wenn das umfangreiche Gebäude in den üblichen 
zwei Tagen unter Dach und Fach gebracht werden soll. 

Bei mir hat sich, teils aus der nochmaligen Durchprüfung 
der Vorschläge, teils aus den vorerwähnten Arbeiten und der 
Erörterung einschlägiger Fragen durch andere bei anderer 
Gelegenheit oder in anderem Zusammenhänge entsprungen, 
das Verlangen eingestellt, von neuem den Kampfplatz zu 
betreten. 
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2 . 

Reich pflichtet mir darin bei, daß die Abgrenzung 
zwischen Gesetz, Verordnungsrecht des Bundesrates und 
Verfügungsbefugnis der Landesregierungen und Oberauf- 
sichtsbehörden anders und schärfer zu treffen ist. Freilich 
strebt er eine fast zu weit gehende Vereinheitlichung an, 
indem er dem Bundesrate Aufgaben stellt, die sämtlich restlos 
zu lösen, dieser vielleicht nicht überall imstande sein wird. 
Die Behandlung der Gefangenen wird sich aus der Dienst¬ 
anweisung der Aufsichtsbeamten nicht herausnehmen lassen, 
sofern nicht dieser oder jener besonders wichtige Punkt, 
als welchen z. B. ich den Waffengebrauch bezeichnet habe, 
in.Frage steht. Soll übrigens die Behandlung der Gefangenen 
als Ganzes einheitlich geregelt werden, dann darf man nicht 
auf halbem Wege, d. h. beim Aufsichtspersonal stehenbleiben, 
sondern muß die Sache für alle Beamten bis zum Vorstand 
hinauf gleichmäßig ordnen. 

Den Begriff der Hausordnung fassen wir übereinstimmend 
auf und auch in der Forderung nach einer Reichszentral¬ 
stelle für den Strafvollzug begegnen wir uns. 

Reich macht in einem besondern Abschnitt eingehende 
Vorschläge für die' Regelung des Strafvollzugs an Jugend¬ 
lichen, hinsichtlich dessen ihm die Kommissionsarbeit nicht 
genügt. Ich werde die von ihm nicht bezifferten Paragraphen 
mit I, II usw. bezeichnen und den von ihm sonst in Antrag 
gebrachten jedesmal den Buchstaben a beisetzen. Nun kann 
man wie für die Jugend als solche so für die straffällige im 
besondern ein warmes Herz haben und Reichs Auffassungen 
und Bestrebungen im ganzen teilen, aber dennoch zu der 
Frage gedrängt werden, ob, wenn und weil früher zu wenig 
geschehen ist, nicht jetzt zu viel geschehen soll. Die Jugend¬ 
lichen mögen, solange es irgend angeht, vor dem Gefängnisse 
bewahrt bleiben. Geht es aber nicht oder nicht mehr an, 
dann handelt es sich um Strafe und Strafvollzug. Dieser 
und jene sind im Begriff und in der Ausgestaltung von der 
Erziehung und der Erziehungsanstalt scharf zu scheiden, 
sonst kommt es zu Unklarheit und Verwirrung. Der Straf¬ 
vollzug ist durch sich selbst in seiner Art Erziehung 
und soll es Jugendlichen gegenüber in erhöhtem Maße sein. 
Aber Strafe, die nicht zu umgehen ist, muß Strafe blei¬ 
ben und dieser, nicht der Erziehungsgedanke, steht an 
erster Stelle. Ich finde, daß Reich den zweiten zu stark 
betont. 


5* 
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3. 

Dies vorausgeschickt, bringe ich zunächst der Reihenfolge 
der Paragraphen nach das zu ihnen Bemerkte zur Sprache, 
behandle, weil von Klein zur Erörterung gezogen, in Ab¬ 
schnitt 4 Strafschärfungen und Rückfälligkeit und beschäftige 
mich zum Schlüsse (Abschnitt 5) mit Reichs Vorschlägen 
in Betreff der jugendlichen. 

I. Zu § 3. 

Eine vereinfachte Fassung ist gewiß erwünscht, doch zweifle 
ich, ob die von v. Michaelis beantragte zweckdienlich 
ist. Denn die Verwahrungshaft hat, obwohl sachlich etwas 
ganz anderes, eine große Namensähnlichkeit mit der von der- 
Strafrechtskommission beschlossenen Verwahrungsanstalt und 
bedarf daher um so mehr der Begriffsbestimmung. Bei Auf¬ 
zählung der darunter gehörenden Kategorien wird der Para¬ 
graph kaum kürzer werden. 

II. Zu § 9. 

Reich hat sich mir angeschlossen, doch würde ich formu¬ 
lieren : 

An Gefangenen, die zur Zeit des Strafantrittes das 18., 
aber nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben, kann eine 
drei Jahre nicht übersteigende Freiheitsstrafe... 

Klein sagt S. 649, die 18 bis 21 Jahre alten Gefangenen 
stünden den Jugendlichen so nahe und den Erwachsenen 
so fern, daß, wie in § 9 vorgesehen, eine Art Zwischenanstalt 
geboten sei. Aber sie ist nicht geboten („kann“), und die 
Voraussetzung trifft in dieser unbedingten Allgemeinheit nicht 
zu. Klein scheint außerdem davon auszugehen, daß das Ende 
der Strafe mit der Vollendung des 21. Lebensjahres Zusammen¬ 
falle. 

III. Zu § 10. 

In der von Reich gewählten Fassung heißt es wohl 
richtiger: geistig oder körperlich Minderwertigen. Wenn der 
Zustand der geistigen Minderwertigkeit derart ist, daß eine 
gesonderte Unterbringung geboten erscheint, so wird diese 
unter Trennung auch von den körperlich Minderwertigen er¬ 
folgen müssen, was demzufolge zum Ausdruck zu bringen 
wäre. In gedrängterem Wortlaut läßt sich Abs. 1 des Vor¬ 
schlags von Reich so fassen: 

Soweit es der geistige oder körperliche Zustand be¬ 
schränkt Strafvollzugsfähiger erfordert, sind Freiheits¬ 
strafen an ihnen... 

IV. Zu § 13. 

Wenn eine Bestimmung wie die von Reich gewünschte 
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ergehen soll, darf sie keine Hintertür offenhalten, wie es ver¬ 
möge der aus diesem Grunde zu streichenden Worte „im 
allgemeinen“ geschieht. Ob sich außerdem nicht gesetzliche 
Regelung empfiehlt? Reich spricht von ihr in Anm. 7 hin¬ 
sichtlich des Verhältnisses von Einzel- zu Gemeinschaftshaft. 
Solche Gesetzesvorschrift wird aber kaum möglich sein, viel¬ 
mehr der Zellenbedarf an der Hand der für die Verwendung 
der Haftformen aufgestellten Leitsätze und auf Grund der 
Erfahrung veranschlagt werden müssen. 

V. Zu § 15. 

Die Frage der oberen Aufsicht und der oberen Verwal¬ 
tung würde ich lieber durch Gesetz als durch Bundesrats¬ 
beschluß ordnen. Daß durch solchen die Fachausbildung 
der Gefängnisbeamten geregelt werden soll, geht sehr weit 
und wohl zu weit. Die von Reich der Oberaufsichtsbehörde 
übertragene Bestimmung wird besser durch die Landesregierung 
getroffen. Kriegsmann will die Anstalten mit Ausnahme 
der Untersuchungsgefängnisse auf die Verwaltung des Innern 
übertragen, und zwar sowohl aus praktischen Gründen 
(S. 156—157) wie um der theoretischen Erwägung willen, 
daß der Strafvollzug ein Sondergebiet der Verwaltung, 
das Strafvollzugsrecht ein Sondergebiet des Verwaltungs¬ 
rechtes sei (S. 121), und Jastrow wie v. Liszt die Staats¬ 
anwaltschaft dem Ministerium des Innern unterstellen (Vos- 
sische Zeitung Nr. 101 vom 25. Februar 1913). Dann würden 
wohl die von Staatsanwälten geleiteten Gefängnisse auf dieses 
übergehen oder gemäß dem Wunsche Schiweks die Staats¬ 
anwälte als Gefängnisvorsteher ausgeschaltet werden müssen. 

VI. Zu § 16. 

Die Mehrheit der Oberaufsichtsbehörden in Reichs 
Vorschlag vermag ich mir angesichts des § 15, obenein in der 
von ihm veränderten Fassung, nicht zu erklären und das 
Erfordernis der Zuständigkeit ist so selbstverständlich, daß es 
gestrichen werden sollte. 

VII. Zu § 17. 

Reich wünscht diesen Paragraphen aus ungefähr den 
Gründen fort, aus denen ich mich wider die Vertrauensper¬ 
sonen des Gegenentwurfs gewandt habe. Auch ich sähe 
den § 17 lieber beseitigt, meine aber, daß, wie ich bereits aus¬ 
gesprochen, sich zur Not mit ihm auskommen läßt. Kriegs¬ 
mann hält ebenfalls die Sache für nicht unbedenklich, emp¬ 
fiehlt sie aber doch, weil die Mitarbeit der Laien am Straf- 
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Vollzug das Vertrauen zu seiner gesetzmäßigen Gestaltung 
heben, ihm ein — freilich beschränktes — Maß von Publizität 
geben, auch das Interesse weiterer Kreise für die Fragen 
des Strafvollzugs anregen und beleben und damit der Ent- 
lassenenfürsorge zugute kommen werde (S. 160). Das ist 
hübsch gedacht und gesagt, nur fragt sich, ob dort, wo Auf¬ 
sichtskommissionen oder Aufsichtsräte bestehen, Wahrneh¬ 
mungen solcher Art gemacht werden, und zwar grade und 
lediglich als Folge der Einrichtung gemacht werden. Ich hege 
dieserhalb starke Zweifel. Übrigens vermag ich — und das 
führe ich auch Klein (S. 650) gegenüber an — den Zweck 
jener Schöpfungen nicht in der Erweckung des Interesses 
am Strafvollzug zu erblicken, sondern betrachte sie als eine 
Art Seitenstück zur Einführung des Laienelements, wenn 
nicht in die Rechtspflege, so doch in die Verwaltung, für 
bezw. gegen das sich ungefähr die Gründe geltend machen 
lassen, die jener Einführung das Wort reden oder widersprechen. 
Die Gefängnisdeputationen in den Hansestädten sind etwas 
wesentlich anderes. Sie beruhen auf dem das Staatsleben 
beherrschenden Grundsatz der Selbstverwaltung und sind 
deren Organe. Wie ich will Klein Vertrauenspersonen folge¬ 
richtig auch an mittleren und kleinen Anstalten zulassen 
(S. 649). 

VIII. Zu § 22. 

Der von Reich bemängelte Ausdruck in der Randschrift 
findet sich mit gleicher Bedeutung z. B. in der preußischen 
Gefängnisordnung, und eine Verwechslung mit den Biblio¬ 
theksbüchern für Gefangene ist ausgeschlossen. Da aber in 
Ziff. 1 und 2 des Textes das Wort „Verzeichnis“ steht, 
so empfehle auch ich der Übereinstimmung wegen die Be¬ 
zeichnung „Gefangenen Verzeichnisse“. 

IX. Zu § 24. 

Ich teile Reichs Beanstandung, wenn schon aus anderen 
Gründen. Denn die §§ 54, 55 betreffen nach der Aufnahme 
eintretende Krankheiten, während es sich in § 24 um das 
etwaige Bestehen solcher bei der Aufnahme handelt. Die 
im Texte als anscheinend Kranke Bezeichneten dürfen am 
Rande Kranke um so weniger genannt werden, als ja die 
ärztliche Untersuchung Gesundheit ergeben kann. 

Reichs Anregung bringt mich übrigens noch auf einen 
Gedanken. Der Entwurf enthält nämlich keine Vorschrift 
darüber, daß der Arzt auch jeden andern Gefangenen alsbald 
nach der Aufnahme unter Schonung des Scham- und Ehr- 
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gefühls zu untersuchen hat. Ich halte einen dahingehenden 
Zusatz als Ziff. 2 des § 24 für erforderlich. Diese Untersuchung 
greift mindestens so weit ein als die gemäß § 25 Ziff. 2 erfol¬ 
gende. Der Not gehorchend, nämlich um einer von uns zu 
verantwortenden möglichen Ansteckung willen, haben wir uns 
das Recht zu solcher Untersuchung genommen. Es wird sich 
fragen, ob und inwieweit etwa allgemeine oder besondere Aus¬ 
nahmen, hauptsächlich bei Frauen, gemacht werden sollen 
oder dürfen. Die Angelegenheit hat eines Falles wegen vor 
vielen Jahren in Hamburg eine Menge Staub aufgewirbelt. 

An Abs. 3 des § 24 in der Fassung von Reich habe ich 
auszusetzen, daß er einerseits nur von Eingelieferten, statt 
auch von Selbstgestellern und andrerseits nur von der Straf¬ 
vollzugsfähigkeit und der Arbeitsfähigkeit handelt, während es 
wesentlich ist, ein allgemeines Bild vom körperlichen und 
geistigen Zustand des Zugangs zu gewinnen. Hierbei können 
und werden Dinge eine Rolle spielen, die mit den von Reich 
betonten Merkmalen wenig oder nichts zu tun haben und doch 
von Wichtigkeit sind. 

Den Begriff der Strafvollzugsunfähigkeit faßt Reich zu 
eng. „In jeder Richtung völlig“ klingt pleonastisch und be¬ 
deutet jedenfalls eine derartige Einschränkung, daß ihre An¬ 
wendung in aller Schärfe keinen Fall der Strafvollzugs¬ 
unfähigkeit übriglassen wird. Selbst ein gänzlich Verrückter 
kann dem Strafvollzug in irgend einer Richtung unterstellt 
werden. Ich würde deshalb sagen: 

Strafvollzugsunfähig ist, wessen körperlicher oder gei¬ 
stiger Zustand den Strafvollzug selbst in einer Anstalt 
oder Abteilung nach Maßgabe des § 10 nicht zuläßt. 
X. Zu § 25. 

Die von Reich verlangte Ergänzung halte ich für zu gut, 
um schlechthin durchführbar zu sein. Wieviel Zeitverlust 
entstünde oder welches Beamtenpersonal wäre erforderlich, 
um bei selbst nur 20 oder 25*Köpfe zählenden Belegschaften 
gemeinschaftlicher Säle vor der allabendlichen Überführung 
in die Schlafräume jeden Gefangenen in Abwesenheit der 
andern zu durchsuchen? Die Sache hat zudem noch eine Seite. 
Bei solchen Durchsuchungen sind Entblößungen oder bezw. 
und Berührungen des Körpers unvermeidbar. Vollziehen sie 
sich unter vier Augen, dann ist eine Anzeige, wohl gar aus 
§ 185 oder § 174 Ziff. 3 StrGB., schnell geschmiedet. Jetzt 
bieten die übrigen Gefangenen einen meist hinreichenden 
Schutz, auch als Zeugen, wenn es ihrer Anwesenheit unge¬ 
achtet zur Anzeige kommt. In Zukunft müßte ein zweiter 
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Beamter zugegen sein. Zum Beweise dafür, daß dieser Punkt 
volle Beachtung erheischt, diene die Tatsache, daß ich trotz 
Dabeiseins anderer Gefangener oder Beamter derartige An¬ 
zeigen in ziemlicher Zahl zu verzeichnen gehabt habe und, 
wenn ich die an mich gerichteten als unbegründet befunden 
hatte, mehrfach mit Beschwerde oder Anrufung der Staats¬ 
anwaltschaft gegen mich beglückt worden bin. 

XI. Zu § 26. 

Hier verlangt Klein Berücksichtigung der persönlichen 
Verhältnisse (S. 650). Ich leite sie als Folge aus § 25 Ziff. 1, 
Klein aus § 31 Ziff. 4 her. Aber § 26 steht in dem Abschnitte 
,,Aufnahme“, § 31 in dem Abschnitte,,Behandlung“, und man 
kann zweifeln, ob die Abnahme entbehrlicher Gegenstände 
ein Teil der Behandlung ist. 

ln dem von Reich gewollten Zusatze steht unter aber¬ 
maliger Nichtberücksichtigung der Selbstgesteller wie bei § 24 
„eingeliefert“ statt „aufgenommen“. Ferner: welche Sachen 
sind verdächtig und wie soll die Feststellung getroffen werden, 
daß Sachen auf verbrecherischem Wege erlangt sind? Kaum 
anders als durch Geständnis, das vielleicht unwahr ist, indem 
nach vorheriger Verabredung als Geschädigter ein andrer als 
der Eigentümer benannt wird, so daß dieser nun erst recht 
der Geprellte ist. 

XII. Zu § 27. 

Reichs Vorschlag deckt sich im ersten Teil mit dem 
meinigen und empfiehlt sich im zweiten zur Annahme. 

XIII. Bei § 28-30 

schließe ich mich Reich an, würde aber an Stelle von „Ver¬ 
langen“ statt „Wunsch“ setzen „Antrag“. 

XIV. Zu § 30a. 

Die Absage an den Kommissionsentwurf hinsichtlich des 
Schweigegebots ist für mich sowohl an sich wie wegen der 
mit der meinigen in manchem sich deckenden Begründung 
erfreulich. Das Neueste über die Frage bringt Seyfarth in 
seinem Buche „Aus der Welt der Gefangenen“ S. 131. Ich 
bespreche es in Bd. 47 S. 523 ff. dieser Zeitschrift und mache 
dabei geltend, daß, wenn das Schweigegebot naturwidrig ist, 
weil der Trieb zur Geselligkeit einer der stärksten aller Menschen 
sei, die von Seyfarth mit Überzeugung vertretene Einzel¬ 
haft erst recht der Natur zuwiderläuft, zumal sie von selbst 
das Schweigegebot im Gefolge hat. Überdies erkennt Seyfarth 
an, daß der trotz Verbots mögliche Verkehr in der Gemein¬ 
schaftshaft dieser ein gut Teil Härte nehme. Wie nun erst, 
wenn der Verkehr freigegeben würde? 
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In Reichs Entwurf würde ich die Worte „allgemeinen“ 
und „in der Strafanstalt“ streichen. Es kommt auf die 
Sicherheit usw. überhaupt an, gleichviel, ob sie das Ganze 
oder einen Teil angeht, und das Verbot hat auch bei Außen¬ 
arbeiten zu gelten. Abs. 1 und 2 können kurz lauten: 

Jeder Verkehr der Gefangenen untereinander ist ver¬ 
boten. Ausnahmen bestimmt der Vorstand. 

XV. Zu § 31. 

Klein erklärt diesen Paragraphen als unentbehrlich auch 
für die Gefangenen (S.650), was mir zweifelhaft und von Klein 
nicht bewiesen ist, und Reich will ihn wesentlich erweitern. 
Nun kann aber einerseits mangelndes religiöses Bewußtsein 
und Gottvertrauen nicht wiederbelebt und gehoben werden, 
andrerseits dieses oder jenes bezw. und jenes schlummern 
oder schwach sich äußern. Innere Verfassung und inneres 
Gleichgewicht sind für mich nicht dasselbe, und die innere 
Verfassung wird in der Eigenart oder umgekehrt diese in jener 
zum Vorschein kommen. Zudem soll das Gefängnis eine 
Schule, aber eine harte Schule sein, so daß, wovor nochmals 
zu warnen ich n'cht anstelle, die Individualisierung nicht zu 
weit getrieben werden darf. Wo werden alle diese Rück¬ 
sichten Freien gegenüber beobachtet? Auch die Zugeständ¬ 
nisse, die man der besonderen Lage der Gefangenen zu machen 
verpflichtet ist, haben ihre Grenzen. 

Wenn der Paragraph aufrechterhalten und nach Reichs 
Wünschen ausgestaltet werden soll, möchte ich unter Anknüp¬ 
fung an die Worte „wo es nötig ist“ und unter Streichung 
der ferneren „wo angezeigt“ und der weiteren „und, wo es 
mangelt, auch“ diese Fassung vorziehen: 

Wo es nötig ist, muß... das religiöse Bedürfnis und 

das Gottvertrauen belebt oder erweckt werden. 

XVI. Zu § 32. 

Hier teilt Reich meine grundsätzliche Auffassung und 
ich will deren Ausgestaltung durch ihn folgen. 

XVII. Zu § 33. 

Ob und wie sich die Höchstgrenze der individuellen 
Leistungsfähigkeit jedes Züchtlings überhaupt, namentlich 
aber so sicher, wird ermitteln lassen, daß beim Zurückbleiben 
hinter ihr Bestrafung eintritt, ist mir recht zweifelhaft. Ich 
fürchte, daß die Annahme dieser, von Reich freilich mit 
beachtlichen Gründen unterstützten Bestimmung zu erheb¬ 
lichen Härten führen kann. 

Die von v. Michaelis erhobene Forderung nach Trennung 
der außerhalb der Anstalt untergebrachten Gefangenen während 
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der Nacht wird durch § 30 Ziff. 2 erfüllt. Außerhalb der An¬ 
stalt ist für mich gleichbedeutend mit außerhalb der Ring¬ 
mauer. Sollen mit Zuchthaus vorbestrafte Gefängnissträf¬ 
linge mit solchen ohne derartige Vorbestrafung bei der Außen¬ 
arbeit nicht Zusammenkommen, so wird Entsprechendes für 
die Innenarbeit zu gelten haben. 

XVIII. Zu § 34. 

Was v. Michaelis über die, wie ich sie nennen möchte, 
Konkurrenzfurcht sagt, trifft den Nagel auf den Kopf, gilt 
aber nicht bloß für die Gefängnissträflinge und hat, Gott 
sei’s geklagt, keine Aussicht auf Besserung. 

ln den Sätzen von Reich würde ich wiederum — siehe 
zu §§ 28—30 — den „Wunsch“ durch den „Antrag“ ersetzen. 
Die Anhaltung zum Fleiß erscheint mir selbstverständlich. 
Eventuell wäre die Verpflichtung zu fleißiger Arbeit für alle 
Gefangenen in die Verhaltungsvorschriften oder in die Arbeits¬ 
ordnung aufzunehmen. Die Bestrafung wegen Faulheit er¬ 
gäbe sich dann aus § 71. Der Festsetzung des für alle Anstalten 
gleichmäßigen Mittelmaßes können nur allgemeine Grundsätze 
untergelegt werden. Vgl. übrigens § 43. Für die einzelne Arbeit 
ergibt es sich aus deren Art. Reich scheint Jugendliche von 
Außenarbeiten ausschließen zu wollen. Ich weiß nicht, ob 
das unter allen Umständen das bedingungslos Richtige ist, 
und ob nicht vielmehr, wenn die Verhältnisse jede mögliche 
Gewähr bieten, wenigstens eine stundenweise Außenbeschäfti¬ 
gung dicht bei der Anstalt, namentlich in Feld und Garten, 
mindestens bei guter Führung und nicht lange vor der Entlassung 
angezeigt sein kann. Um Reichs vermutliche Absicht zu 
erreichen, genügt die von ihm verlangte Einschaltung nicht, 
sondern muß es heißen: 

...dürfen jugendliche Gefängnissträflinge nicht, er¬ 
wachsene. .., 

weil sonst der Schluß möglich ist, daß die Außenarbeit Jugend¬ 
licher deren Zustimmung nicht dedarf. In dem Zusatz zu 
Ziff. 3 kann die Verantwortlichkeit des Vorstandes als selbst¬ 
verständlich fortbleiben, und den Geist der Anstalt möchte 
ich nicht heraufbeschwören, sondern lieber in Übereinstimmung 
mit § 30a sagen: der Sicherheit, Ruhe, Ordnung und Dis¬ 
ziplin. 

XIX. Bei § 35 

schlägt Reich eine empfehlenswerte Verbesserung vor. 

XX. Zu § 36. 

v. Michaelis wendet sich gegen die Selbstbeschäftigung 
und ich leugne nicht, daß auch ich ihr nicht grün bin. Aber 
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Auflehnung wird nichts nützen, lohnt sich auch bei der 
geringen Erheblichkeit der Sache kaum. Wenigstens zählt 
die Statistik des preußischen Ministeriums des Innern stets 
nur ganz wenige Selbstbeschäftiger auf. In Hamburg sind 
sie erst infolge der Grundsätze des Bundesrats eingezogen, 
haben es aber bis zu meinem Ausscheiden am 1. Januar d. Js. 
nicht über die Zahl von insgesamt zwei gebracht. 

XXI. In § 37 

wünscht Reich Verbesserungen bedeutende redaktionelle Än¬ 
derungen. 

XXII. Zu § 39 

In Ziff. 4 steht, wie von mir allgemein vorgeschlagen, 
Arrest statt einsamer Einsperrung. 

Bewegung an Stelle von Aufenthalt erscheint auch mir 
richtiger. Nach meiner Auffassung haben die Arrestanten 
Anspruch auf tägliche Bewegung im Freien. Ich habe sie 
daher stets und von je gewährt. Das preußische Ministerium 
des Innern ist von seiner früheren abweichenden Auslegung 
der Grundsätze des Bundesrats (Bd. 32 S. 469—470 dieser 
Zeitschrift) zurückgekommen. Entziehung der Bewegung 
im Freien ist eine für sich bestehende Disziplinarstrafe, auf 
die daher besonders zu erkennen ist, aber neben Arrest nicht 
erkannt werden darf, weil sie unter den zulässigen Schärfungen 
nicht aufgezählt wird. Überdies darf sie die Dauer einer 
Woche nicht übersteigen, müßte also bei Arrest von mehr als 
einer Woche nach Ablauf der ersten Woche oder, wenn nicht 
hintereinander vollzogen, nach Verbüßung von sieben zu einer 
Woche zusammenzurechnenden Tagen von selbst aufhören. 
Die verdunkelte Arrestzelle bedarf dringend täglicher Lüftung, 
die am besten während der Freistunde des Insassen bewirkt 
wird. 

XXIII. Zu § 40. 

Hier weiche ich von Reich ab. Die Unfallverhütungs¬ 
vorschriften des Bundesrats könnten sich nur in Umrissen 
bewegen und nicht die einzelnen, manchmal — zuweilen 
obenein rasch — wechselnden Betriebe aller Anstalten um¬ 
fassen. Außerdem handelt es sich um noch andere Dinge 
als bloß Unfälle und über die Gefährlichkeit einer Beschäfti¬ 
gung läßt sich vom Standpunkte lediglich ärztlicher Wissen¬ 
schaft aus öfter kein oder kein sichereres Urteil fällen, als 
es der Vorstand hat oder erwirbt. Eine Unfallversicherung 
für Gefangene gibt es, nebenher bemerkt, nicht. 

XXIV. Zu § 43. 
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Soll, wie cs nach Reichs Vorschlag den Anschein hat, 
der Vorstand die Abstufung desArbeitsmaßes bei jedem Ge¬ 
fangenen persönlich bestimmen, und wiesoll er das in großen 
oder gar ganz großen Anstalten mit schnell wechselnder Be¬ 
völkerung machen? Genügt es nicht vielmehr, für jeden Ar¬ 
beitszweig Normen des Arbeitsmaßes festzusetzen und davon 
auf begründeten Antrag — sei es des Arztes, sei es des Arbeits¬ 
inspektors, sei es des Gefangenen — fallweise abzuweichen? 
Oder ist das auch Reichs Meinung? Dann würde ich es aber 
kürzer so ausdrücken: 

Der Vorstand bestimmt möglichst für jeden Arbeits¬ 
zweig das zu leistende Maß. 

Unbedingt läßt sich der Satz nicht durchführen, da es 
Arbeiten gibt, die sich, wie man es anstelle, nicht nach Pensen 
bemessen lassen. Das gilt z. B. von Köchen und ähnlichen Haus¬ 
arbeitern. 

Die Weitererstreckung der Grenzen des Arbeitsmaßes im 
Zuchthause kann und soll wohl nur der Ausdehnung nach 
oben gelten. 

XXV. Zu § 45. 

Nach der von Reich beantragten Ziff. 4 wird in Hamburg 
seit nunmehr über 30 Jahren verfahren, aber so, daß der 
Abzug vorgeschrieben ist, unterschiedslos 10 % beträgt und 
auch erstmalig Bestraften gemacht wird. Das halte ich für 
die einfachste und glücklichste Lösung. Denn warum sollen 
nur Vorbestrafte getroffen werden und was hat als Vorbestra¬ 
fung im Sinne dieser Bestimmung zu gelten? Ferner 
wäre die umgekehrte Staffelung richtig, weil die Züchtlinge 
vermöge ihrer durch die längeren Strafen bedingten höheren 
Guthaben auf die Unterstützungskasse weniger angewiesen 
sind. Sie wird in Hamburg verhältnismäßig am meisten be¬ 
lastet durch diejenigen, die ihr das wenigste einbringen, 
nämlich Bettler und Genossen aus § 361 Ziff. 3, 5, 7, 8 StrGB. 
Man muß sogar von Amts wegen für sie sorgen, weil man sie 
nicht in Lumpen und womöglich ohne Pfennig auf die Straße 
setzen darf. Die Unterstützungskasse soll aber nur vor und 
bei, nicht nach der Entlassung eingreifen, da die Hilfeleistung 
für Entlassene Sache der Fürsorgevereine ist. 

XXVI. Zu § 46 Ziff. 2. 

In Übereinstimmung mit mir will v. Michaelis aus dem 
,,kann“ ein ,,ist“ machen, Reich die Fahrlässigkeit berück¬ 
sichtigen und Klein die Lücke bezüglich der Haftkosten 
ausgefüllt wissen. Auch ist er mit mir hinsichtlich der Ein- 
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schränkung der Zwangsvollstreckung wegen Steuern, Gebühren 
usw. einverstanden (S. 651). 

XXVII. Zu § 48. 

a) v. Michaelis zieht in den Bemerkungen zu diesem 
Paragraphen die Folgerungen aus seinen bei § 34 gemachten 
Ausführungen und Reich nähert sich ihm insoweit, als er 
die Worte ,,im weitesten Maße“ beseitigt sehen will. Dafür, 
daß wir den Handbetrieb da beibehalten haben, wo das freie 
Handwerk seit langem nur oder fast ausschließlich oder über¬ 
wiegend mit Maschinen arbeitet, haben wir den Dank nicht 
geerntet. Wir sollten daher von der vielfach veralteten, 
oft obenein unzweckmäßigen Betriebsform, über die sich ja 
auch Leuß aufhält, abgehen und können es tun, ohne daß 
nunmehr die Klagen über Wettbewerb berechtigter wären. 
Wenn wir uns nur zu etwas mehr Mut aufraffen und es auf 
etwas mehr Geschrei nicht ankommen lassen möchten. In¬ 
sofern weiche ich von der Beurteilung der Sachlage durch 
v. Michaelis ab. 

b) Die Arbeiten für Beamte wünscht Reich durch den 
Bundesrat geregelt, Klein (S. 652) gegen Entschädigung ab¬ 
gelöst zu sehen. Ich stimme für letzteres, weise aber darauf 
hin, daß der Maßstab der Entschädigung schwer zu finden 
sein wird und selbst bei Beamten derselben Klasse an der¬ 
selben Anstalt würde recht verschieden ausfallen müssen, 
wenn etwa der eine ledig, der andere verheiratet und Vater 
von sechs oder mehr Kindern wäre, abgesehen von der 
nach der Größe der Anstalten sehr verschiedenen Möglich¬ 
keit der Benutzung vieler oder weniger Handwerker. Man 
würde wohl auch schon bei den Finanzverwaltungen auf zu¬ 
geknöpfte Taschen stoßen. Diese Gesichtspunkte sind für 
Hamburg bestimmend gewesen, es beim alten zu lassen. 

c) Reich verlangt Ordnung der Angelegenheit der Schreib-* 
arbeiten von Gefangenen für die Verwaltung durch den Bundes¬ 
rat. Ich bin für Verbot durch Gesetz. Denn selbst bei der 
als rein mechanisch angesprochenen Ausfüllung oder Auf¬ 
stellung von Formularen, Verzeichnissen, Listen, Tabellen, 
Übersichten, Rechnungen, Zahlennachweisungen usw. ge¬ 
winnen die Gefangenen unwünschenswerte Einblicke. 

XXVIII. Zu § 49 Ziff. 2. 

v. Michaelis und ich stimmen in der gewünschten 
Änderung dieses Satzes der Hauptsache nach überein. 

XXIX. Zu § 50. 

a) Ziff. 1. 

Die von Reich begehrten Ergänzungen, deren zweite 
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auch ich angeregt habe, sind zweckmäßig. Im Sinne der ersten 
wird wohl überall und daher auch in Hamburg verfahren. 

b) Ziff. 2. 

a) Kriegsmann macht S. 174—175 die zutreffende 
Bemerkung, daß, wie jetzt üblich, die Abnahme des Bartes 
und das Kurzscheren der Kopfhaare eine sachlich nicht zu 
rechtfertigende besondere Demütigung der Züchtlinge ist. 

ß) Auf Reichs Bedenken erwidere ich, daß ich niemals 
eine Verpflichtung, den Anträgen der Gefangenen auf Ver¬ 
änderung der Haar- oder Barttracht nachzukommen, aner¬ 
kannt, sondern mir die von genügenden Gründen abhängig 
gemachte Genehmigung von Fall zu Fall Vorbehalten und 
stets das Recht in Anspruch genommen habe, den Zustand 
beim Strafantritt zu erhalten, sofern er nicht aus Gründen 
der Reinlichkeit oder Schicklichkeit verändert werden mußte. 
Nach meiner Auffassung hat der Gefangene ein Anrecht nur 
darauf, daß der Status quo von Haar und Bart bei Beginn der 
Strafe während dieser erhalten bleibt und bei der Entlassung 
fortbesteht. Eine Klarstellung durch den Bundesrat ist viel¬ 
leicht nicht vonnöten, aber nicht unwillkommen. 

c) Ziff. 3. 

Den Einschränkungen Reichs wird zuzustimmen sein. 
Damit spreche ich aus, daß ich mich dem v. Michaelis ge¬ 
fällten abweichenden Urteile nicht anschließe. Eine Bevor- 
rechtung vermögender Gefangener steht hier nicht in Frage, 
und die Maßregel soll gerade der Unterscheidung der Nicht¬ 
ehrlosen von den Ehrlosen Rechnung tragen. Freilich ist nicht 
zu verkennen, daß die Annahme des Antrags von Reich 
dann zu Härten führen kann, wenn jemand, vielleicht ihm 
selbst nicht zu Danke, aus Verwaltungs- oder ärztlichen 
Gründen aus der Zelle genommen wird. 

d) Ziffer 4. 

Klein läßt sich auf S. 652 dahin aus, die Selbstbeköstigung 
dürfe nicht lediglich eine Geldfrage sein. Und dennoch wird 
sie es sein, wenn ein Gefangener, dem die Selbstbeköstigung 
zu gönnen wäre, nicht über die nötigen Mittel verfügt. Hier 
hat v. Michaelis recht und sind Reichs Vorbehalte besonders 
am Platze, obwohl ihnen nicht minder wie bei Ziff. 3 die dort 
hervorgehobenen Bedenken entgegenstehen. 

e) Ziff. 5, 6. 

Auch bei diesen Punkten hat Reich recht. 

XXX. Bei § 51 

folgt Reich meinem Vorschlag. 
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XXXI. Zu § 52. 

Eine Randschrift, wie sie Reich in Antrag bringt, halte 
ich weder für nötig, noch für richtig. Denn der Paragraph 
handelt nicht bloß von der Verpflegung und nach S. 10 soll 
der Bundesrat auch die Bekleidungs- und Lagerstättenord¬ 
nung erlassen. An dieser Stelle wird überdies die kürzere 
Bezeichnung „Kostordnung“ gebraucht. 

XXXII. Zu § 53. 

Die von Reich geforderten Zusätze halte ich für Selbst¬ 
verständlichkeiten. Außerdem ist der Inhalt so allgemein, 
daß er kaum richtunggebend wirken kann. Eventuell ließe 
sich derartiges in der Dienstanweisung des Vorstandes sagen. 

XXXIII. Zu § 54. 

a) Ziff. 1. 

Gegen die von Reich gewünschte erweiterte Fassung 
werden Bedenken nicht erhoben werden. 

b) Ziff. 3. 

Reich will offenbar von der Zuziehung eines eigenen 
Arztes ebensowenig wissen als ich. Aber ich bleibe bei meiner 
entschiedenen Ablehnung, während er ein Zugeständnis macht. 
Wenn nun die Oberaufsichtsbehörde Ja sagt, wiederholt Ja 
sagt, stets Ja sagt? Das ist zwar nicht wahrscheinlich, aber 
denkbar und an sich möglich. Sie müßte gehalten sein, in 
jedem einzelnen Falle genau zu bestimmen, worin die Befug¬ 
nisse des eigenen Arztes zu bestehen haben. 

c) Ziff. 4 der Vorschläge von Reich sehe ich wie diejenigen 
zu S 53 an, während sich die Hinzufügung der Ziff. 5 empfiehlt. 

XXXIV. Zu § 55. 

Eine Randschrift scheint mir nicht erforderlich, auch nicht 
die Genehmigung der Oberaufsichtsbehörde, die die Zustimmung 
der Strafvollstreckungsbehörde nicht überflüssig machen und 
in dringenden Fällen zu spät kommen kann. Was Reich sonst 
beantragt, empfehle auch ich. 

XXXV. Bei § 57 

freue ich mich des rückhaltlosen Einverständnisses von 
Reich. 

XXXVI. Zu § 58. 

Wenn die Vorschläge der Kommission von den nach dem 
Verwandtschafts- oder Schwägerschaftsgrade nächsten Ange¬ 
hörigen sprechen, wenn ich daraufhin Festlegung des Be¬ 
griffs der nächsten Angehörigen angeregt habe und wenn 
Reich Erschwerungen durch Nachforschung nach dem Grade 
der Verwandtschaft oder Schwägerschaft befürchtet, so scheint 
er mir etwas schwarz zu sehen. Denn mindestens der Kreis 
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der engsten Verwandtschaft (Eltern, Ehefrau, Kinder, Ge¬ 
schwister) wird aus dem Personalbogen der Akten ersichtlich 
sein und mithin ein Ermittlungsverfahren nicht erfordern. 
Das gilt wenigstens für Hamburg. Ich wollte eine Richtschnur 
dafür haben, wer unterrichtet werden muß, wodurch natür¬ 
lich Benachrichtigungen fernerstehender Personen nicht abge- 
sclmitten werden. Man bedenke aber z. B. die weite Anwendung 
des Wortes „Schwager“ und „Schwägerin“. Es wird schon 
während des Verlöbnisses gebraucht und erstreckt sich z. B. 
vom Manne der Schwester bis zum Manne der Schwester jenes 
Mannes und vom Bruder der Frau bis zur Frau des Bruders 
des Mannes der Schwester der Frau. 

XXXVII. § 58a 

der Vorschläge von Reich ist eine erwünschte Vervollständi¬ 
gung der Kommissionsvorschläge, doch würde ich das Deckungs¬ 
recht auf Forderungen des Anstaltsfiskus beschränken. Denn 
der Umstand, daß jemand im Gefängnis stirbt, darf nicht 
den Anlaß dazu bieten, daß jeglicher, vielleicht nicht einmal 
ganz sichere fiskalische Anspruch kurzer Hand aus dem 
Nachlasse gedeckt wird und dadurch, statt daß der Fiskus 
sein Recht gegen die Erben sucht, diese das ihrige gegen den 
Fiskus zu suchen gezwungen werden. 

XXXVIII. Zu § 59 

macht v. Michaelis eine im wesentlichen redaktionelle, Be¬ 
herzigung verdienende Bemerkung. 

XXXIX. Bei § 61 

verlangt Reich eine redaktionelle Änderung und einen Zu¬ 
satz. Jener läßt sich Rechnung tragen, für diesen bin schon ich 
eingetreten. Nachträglich habe ich übrigens § 161 Ziff. 3 
der preußischen Dienstordnung ausfindig gemacht, wo vor¬ 
geschrieben wird, daß, wer von seiner Religionsgemeinschaft 
zu einer andern übertreten will, zunächst vom Geistlichen 
seines Bekenntnisses drei Monate lang zu beobachten ist. 
Dann ergeht unter Angabe der für das Verlangen voliegenden 
Gründe Bericht an den Minister. 

XXXX. Zu § 62. 

Reich denkt an gemeinsame Gottesdienste und Andachten 
auch für Kranke, worüber die Oberaufsichtsbehörde bestimmen 
soll. Er hat offenbar eine regelmäßige Einrichtung im Sinne, 
für die naturgemäß nur große Anstalten in Betracht kommen, 
weil sie allein eine die Maßnahme lohnende Krankenziffer 
aufweisen. Indessen sehe ich nicht ein, warum sie nicht der 
Vereinbarung zwischen Vorstand und Geistlichem Vorbehalten 
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bleiben und bei Meinungsverschiedenheit im Instanzenwege 
getroffen oder nicht getroffen werden soll, ebensowenig, warum 
Genesende mit Einwilligung des Arztes da, wo Krankengottes¬ 
dienste nicht abgehalten werden, an den allgemeinen nicht 
sollen teilnehmen dürfen. 

XXXXI. Daß auch in § 65 

nach Reich der Bundesrat und außerdem eine redaktionelle 
Änderung eintreten soll, wird auf Beanstandung nicht stoßen. 

XXXXII. Zu § 66 Ziff. 2. 

v. Michaelis und Reich sind wie ich gegen das Halten 
von Zeitungen durch Züchtlinge. Ferner wünscht dieser die 
Beschränkung auf Erwachsene, jener auf Gefangene im Be¬ 
sitze der bürgerlichen Ehrenrechte. Beides erscheint richtig, 
nicht aber in meinen Augen, daß v. Michaelis das Zeitungs¬ 
lesen zur Regel machen, auch nicht, daß er die Fürsorgevereine 
zur Hergabe von benutzten Zeitungen veranlassen will. Die 
durch das Nichtlesen von Zeitungen hervorgerufene Welt¬ 
entfremdung vermag ich — Ausnahmen Vorbehalten — nicht 
hoch anzuschlagen, abgesehen davon, daß sie einerseits bei 
kürzeren Strafen nicht eintreten wird, andrerseits bei den 
gerade durch v. Michaelis in erheblichem Umfang Ausge¬ 
schlossenen eintreten wird. Von dem, was die Zeitungen 
bringen und bringen müssen, hat der Natur der Sache nach 
ein nur kleiner Theil bleibenden Wert. Nicht wenig davon 
gerät beim Leser bald früher, bald später in Vergessenheit. 
Dabei der gewaltige Inhaltsunterschied formaler Art zwischen 
großen und kleinen Blättern, sachlicher Art zwischen Zeitungen 
ungefähr desselben Umfanges und der gleichen Bedeutung. 
Ich bekenne offen, daß ich ganze Spalten nur überfliege, wenn 
nicht Überschläge, und daß ich nicht im mindesten betrübt 
bin, falls ich über manches Vorkommnis im Weltgetriebe mich 
nicht oder kaum unterrichtet zeige. Ich halte es nicht für nötig 
und nicht einmal für richtig, dem Neuigkeitsbedürfnisse, um 
nicht zu sagen der Neugier, der Gefangenen in einer Weise 
Rechnung zu tragen, die bei der Eigenart des Völkchens leicht 
zu Ausartungen führen und Zustände ähnlich denen des alten 
Athens erzeugen kann, wo, weil das Neue nicht neu genug war, 
die erste und ständige Frage sich Begegnender lautete: ti 

VSMTEfOV; 

Das in Bautzen befolgte Verfahren ist da nicht ausführ¬ 
bar, wo, wie in Hamburg, von der Gefängnisverwaltung 
politische Tagesblätter nicht gehalten werden. Davon ab¬ 
gesehen würde ich es, so wohlmeinend es ist, nicht einschlagen. 
Denn da nur zu viele Gefangene selbst die ihnen förderlichsten 
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Absichten mißdeuten, ja in unlauterem Sinne ausbeuten, 
besteht die Gefahr, daß sie das scheinbar mit Dank Ange¬ 
nommene nachträglich schlecht lohnen, indem sie behaupten, 
man habe sie zu der von der Anstalt geduldeten oder 
gepflegten Politik bekehren wollen. Ähnliches gilt, wenn 
Zeitungen seitens der Mitglieder von Fürsorgevereinen würden 
hergegeben werden. Der Vorstand setzte sich womöglich in 
die Nesseln, wenn er eine Zeitung als für Gefangene ungeeignet 
nicht annähme, weil das verschnupfen würde und vielleicht 
gar die Meinung aufkäme, der Vorstand wolle den Geber 
politisch belehren. 

XXXXIII. Zu § 67. 

a) Für die Nichtzulassung von Kindern zum Besuche macht 
Reich triftige Gründe geltend und ich habe oft die Kleinen 
um ihretwillen bedauert. Dennoch vermag ich Reich nicht 
zu folgen. Bei Kindern lösen sich die Eindrücke in raschem 
Wechsel ab und wenn sie in den ersten Lebensjahren stehen, 
werden sie sich darüber, wo und wie sie Vater oder Mutter 
gesehen haben, nachhaltigen Gedanken meist nicht hingeben. 
Sind weitere Entfernungen bis zur Anstalt zurückzulegen, 
so daß der Besuch Stunden erfordert, dann wird die Frau oft 
nicht wissen, wo sie die Kinder unterdessen lassen soll. Und 
nun die so begreifliche Sehnsucht des Vaters oder der Mutter, 
ihre Kinder wenigstens während Minuten zu sehen. Ich habe 
gelegentlich darauf hinzuwirken gesucht, daß Kinder etwa 
vom Beginn der Schulpflicht an zum mindesten nicht regel¬ 
mäßig beim Besuch miterschienen. Reichs Gründe ver¬ 
lieren übrigens nicht unwesentlich an Gewicht, wenn die 
Kinder nicht gezwungen sind, hinter einer Wand hervor und 
über den für den Aufsichtsbeamten abgeteilten Raum hinweg 
Vater oder Mutter in einem nach obenhin mit Drahtgeflecht 
oder Glasscheiben abgeschlossenen Verschlag zu erblicken. 
So sind, um Durchsteckereien zu verhüten, die Besuchs¬ 
zimmer meist, in Hamburg glücklicherweise nicht, ein¬ 
gerichtet. Fürchtet man aus genügender Ursache Durch¬ 
steckerei, so lasse man den Besuch nicht zu. Ist das aus be¬ 
sonderen Gründen nicht angängig, so trete Trennung und 
schärfste Überwachung ein. Unter gewöhnlichen Verhältnissen 
aber gebe man nahen Angehörigen die Gelegenheit, sich die 
Hand zu drücken, Ehegatten, sich zu umarmen, dem ge¬ 
fangenen Elternteile, die Kinder zu streicheln oder zu küssen 
oder die kleinsten zu sich emporzuheben, um sie zu herzen 
oder auf den Arm zu nehmen. Die noch heutigentags weit¬ 
verbreitete Art der Abhaltung von Besuchen ist auch für den 
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nicht fühllosen Aufsichtsbeamten eine seelische Qual. Darum 
verstehe ich es nicht, wie man die Eßklappen vernageln oder bei 
Neubauten weglassen, die geschilderte Einteilung und Einrich¬ 
tung der Besuchszimmer dagegen beibehalten kann. Die Ver¬ 
abreichung des Essens durch die Klappe halte ich für gänzlich 
unanstößig und aus Erwägungen, mit deren Darlegung ich 
diese Arbeit nicht belasten will, für durchaus zweckmäßig, 
so daß i c h sie nie würde fallen lassen. Wie man das — und ein 
Amtsgenosse hat es mir gegenüber getan — ,,Raubtierfütterung“ 
nennen und gleichzeitig für die nach meinem Empfinden ver¬ 
werflichen Besuchszimmer schwärmen kann, begreife ich nicht. 
Dort Besuche abstatten und empfangen zu müssen, scheint 
mir härter als ein allgemeines Besuchsverbot. 

Bei mir wurde jeder Gefangene vor und nach jedem Besuch 
gründlich durchsucht. Durchsteckereien haben sich nur ge¬ 
legentlich zugetragen und betrafen fast nur Eßwaren oder 
Tabak. Entziehung der Besuchserlaubnis auf längere Zeit 
und für den Empfänger eine kräftige Hungerstrafe verfehlten, 
wie ich behaupten darf, niemals ihre Wirkung. 

b) Mit dem, was v. Michaelis einwendet, vermag ich 
mich nicht zu befreunden, glaube auch nicht, daß er nennens¬ 
werten Anhang finden wird. Auch für Gefängnissträflinge 
und Haftgefangene bleiben Fristen notwendig, weil sonst un¬ 
aufhörliche Beschwerden die unausbleibliche Folge sein werden. 
Wie die Individualisierung hat das an sich nicht hoch genug 
zu schätzende freie Ermessen des Vorstandes Grenzen. Er 
wird außerdem dauernd kaum imstande sein, in großen An¬ 
stalten jedesmal eine ganz genaue Prüfung vorzunehmen. 
Ein begründeter und damit für Versagung der Besuchserlaub¬ 
nis hinreichender Verdacht des Mißbrauches wird von vorn¬ 
herein nur selten bestehen. Beschwerden hätten vermutlich 
öfter Erfolg. Außerdem handelt es sich bei nicht wenigen 
Unterredungen keineswegs um Angelegenheiten des Herzens, 
sondern um geschäftliche Dinge, Rechtssachen und dergl. 
Endlich sollen uns die Besuche gleich den Briefen Blicke in 
das Innere tun lassen und ich weiß von genug herzbewegenden 
und herzerschütternden Gesprächen, denen die Gegenwart 
eines Beamten nicht hinderlich gewesen ist. Der Beamte, 
der in geeigneten Fällen mit Vorsicht und Takt beratend oder 
versöhnend eingreift, erwirbt sich sogar Dank. 

XXXXIV. Zu § 68. 

a) Während v. Michaelis den mündlichen Verkehr aller 
Gefangenenkategorien ohne Aufsicht lassen will, soll dies in 
Ansehung des schriftlichen zwar von Gefängnissträflingen und 
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Haftgefangenen, aber nicht von Züchtlingen gelten. Das 
erscheint mir nicht folgerichtig. Meine vorhin erhobenen Be¬ 
denken halte ich auch hier aufrecht. Reich will umgekehrt 
die Durchsicht der Briefe auch dem Lehrer zugestehen und 
unbeaufsichtigten schriftlichen Verkehr nur bei erwachsenen 
Haftgefangenen zulassen. Ich schließe mich beidem mit dem 
Hinzufügen an, daß in Hamburg die Briefe von den Lehrern 
bezw. der Lehrerin gelesen werden. 

b) Klein erklärt das jetzige Verfahren als eine gesetzlich 
nicht vorgesehene Durchbrechung des Briefgeheimnisses für 
rechtswidrig (S. 652). Daß ein Strafvollzugsgesetz Bestim¬ 
mungen über den Verkehr der Gefangenen nach außen zu 
enthalten hat, ist selbstverständlich. Ebenso, daß er sich 
der Regel nach nicht ohne Aufsicht vollziehen darf. Sachlich 
ist daher der Paragraph durch sich selbstgerechtfertigt. Damit 
erkenne ich aber nicht an, daß der derzeitige Brauch ungesetz¬ 
lich ist, vielmehr bestreite in das nach wie vor auf das 
entschiedenste. 

a) Ich bleibe dabei, daß es ein Briefgeheimnis in dem 
unterstellten Sinne nicht gibt. Aber auch wenn es anders 
wäre, würde sich nichts ändern. Denn der Strafvollzug muß 
sich selbst helfen, wenn und soweit ihm die Gesetzgebung 
nicht hilft, die ihm zwar nicht mit Worten, aber der Sache 
nach gestellte Aufgabe zu erfüllen, eine Aufgabe, zu deren 
Lösung an erster Stelle gehört, daß in den Anstalten Sicherheit 
und Ordnung herrscht und dadurch auch die Außenwelt für 
die Dauer der Freiheitsstrafe gesichert wird, wofür einzu¬ 
stehen die Verwaltung nicht in der Lage ist, wenn es an der 
Überwachung des mündlichen und schriftlichen Verkehrs fehlt. 
Mein Leitsatz findet besondere Bestätigung durch die Dis¬ 
ziplinarstrafen mit ihren zum Teil tiefeingreifenden, bis zur 
körperlichen Züchtigung sich steigernden Mitteln. Diese be¬ 
steht nicht bloß in Preußen, wo sie, nicht weil kulturwidrig, 
sondern weil bis dahin Standesstrafe, als Kriminalstrafe bereits 
seit dem 6. Mai 1848 aufgehoben ist, sondern auch, trotzdem 
sie mindestens seit Geltung des Reichsstrafgesetzbuches als 
gerichtliches Strafmittel allenthalben beseitigt ist, in anderen 
Staaten fort. Rein theoretische Erörterung könnte davon 
ausgehen und dabei enden, daß, was das gemeine Strafrecht 
verbiete, im Disziplinarstrafrecht nur statthaft sei, wenn es 
vom Gesetz zugelassen werde. 

ß) Der Strafvollzug hat es aber nicht einmal nötig ge¬ 
habt, nach dem Sprichwort: Not bricht Eisen contra legem 
zu handeln oder auch nur das Recht eines ideellen Notstandes 
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für sich in Anspruch zu nehmen, sein Verhalten bewegt sich 
vielmehr schlimmstenfalls praeter legem des Briefgeheim¬ 
nisses. Es galt für Gefangene bei Erlaß weder der preußischen 
Verfassung, noch der Postgesetze für den Norddeutschen Bund 
und das Deutsche Reich und das war bekannt. Es fehlt nun 
an jedem Anhalt dafür, daß die Ausnahme hat abgeschafft, 
vielmehr läßt sich als sicher annehmen, daß sie hat beibehalten 
werden sollen. Entweder ist das nun als so selbstverständlich 
erschienen, daß ein dahingehender Ausspruch für überflüssig 
gehalten wurde, oder — und das ist wohl das Wahrscheinlichere 
- an die Gefangenen ist nicht gedacht und deshalb vergessen 
worden, ihrer, als außerhalb des Briefgeheimnisses stehend, Er¬ 
wähnung zu tun. Die Umstände sprechen durchaus dafür, 
daß es dem Gesetzgeber ferngelegen hat, die Gefangenen 
einzubeziehen. Aus seinem Schweigen folgt daher nicht, daß 
die Gefangenen nunmehr des Briefgeheimnisses teilhaftig sind, 
sondern daß er das Gegenteil ausgesprochen hätte, wenn 
sie nicht vergessen worden wären. Dergleichen ist ihm auch 
sonst begegnet. Sonst hätte er hinsichtlich der von Gefan¬ 
genen eingebrachten oder für sie eingesandten Sachen Be¬ 
stimmung getroffen. Die Vorschriften über den Verwahrungs¬ 
vertrag können höchstens sinngemäße Anwendung finden, 
da auf seiten des Staates meist das Merkmal der Freiwillig¬ 
keit fehlt. Auch bei den für die Behandlung der Fundsachen 
gegebenen Anordnungen ist offenbar nicht damit gerechnet 
worden, daß auch in den Gefängnissen Sachen gefunden 
werden, denn darauf passen sie nicht. Ich möchte daher bei 
dieser Gelegenheit nachträglich anregen, ob nicht diese Punkte, 
deren erster von großer Wichtigkeit ist, im Strafvollzugs¬ 
gesetz geregelt werden. 

y) Wie der Strafvollzug dem Wortlaute nach absolut 
klingenden Gesetzen gegenüber seine Rechte wahrt, und zwar 
bezeichnenderweise ohne den geringsten Widerspruch und 
trotz Verletzung unter Umständen wichtigerer Interessen, als 
beim Briefgeheimnis in Frage kommen, sei am Beispiel 
des Wahlgesetzes für den Reichstag nachgewiesen. Nach diesem 
Gesetz bedingt die Gefangenschaft den Ausschluß oder das 
Ruhen weder des aktiven, noch des passiven Wahlrechts, denn 
sie findet sich nicht unter den abschließend aufgeführten 
Hinderungsgründen (§§ 2—4) 1 . Die Ausübung des passiven 

‘) Auch nach dem StrGB. macht die Verurteilung selbst zu Zucht¬ 
haus nicht eo ipso des aktiven oder passiven Wahlrechtes verlustig (§ 31 
Abs. 1), vielmehr gehört die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
dazu (§§33,34). Sie ist neben Zuchthaus nur zulässig und neben Gefängnis 
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Wahlrechts wäre nur durcli Strafunterbrechung zu erreichen. 
Die Frage dieser ist seit dem 1. Oktober 1879 durch die auf 
diesen Fall unanwendbaren §§ 487, 488 StrPrO. geregelt. 
Wie stand es aber vorher, da Reichsrecht, hier das Wahlgesetz, 
Landesrecht bricht, also einzelstaatliche Strafprozeßgesetze 
oder sonstige Bestimmungen an sich nicht im Wege gestanden 
hätten? Kriegsmann hebt hervor, die Freiheitsentziehung 
bedeute Versagung jeglichen Verkehrs mit der Außenwelt 
(S. 161). Ich habe noch einen Gesichtspunkt, nämlich den, 
daß, wie die Strafe dem Verbrechen, so der Strafvollzug der 
Verurteilung möglichst auf dem Fuße folgen soll und Strafe 
und Strafvollzug an Wirkung um so mehr einbüßen, je öfter 
und länger sie tatsächlich, wenn auch nicht nach dem Buch¬ 
staben der StrPrO., ausgesetzt werden. Das wäre der Fall, 
wenn ein als Gefangener zum Reichstagsabgeordneten Er¬ 
wählter zu den Voll-, Partei- und Ausschußsitzungen und 
wohl gar zu Rechenschaftsberichten gegenüber seinen Wählern 
und, wenn Neuwahlen vorzunehmen sind, zu Wahlversamm¬ 
lungen vorzuführen wäre. Was würde daraus im Falle einer 
mehrjährigen Strafe, abgesehen davon, daß den Anstalten 
für solche Zwecke die Aufsichtskräfte mangeln? Ein während 
der Strafhaft zum Vertreter des deutschen Volkes erkorener, 
außerhalb Berlins sitzender Gefangener müßte überdies be¬ 
hufs Ermöglichung der Vorführungen in einem Berliner Ge¬ 
fängnis untergebracht werden. Die vorstehenden Erörterun¬ 
gen treffen auch den Fall, daß ein bereits zum Abgeordneten 
für den Reichstag Erwählter eingesperrt wird. Art. 31 Abs. 1 
und 3 der Reichsverfassung betreffen weder den Beginn, noch 
die Fortdauer der Strafhaft. Das aktive Wahlrecht angehend, 
so verbietet es sich als mit dem Strafvollzüge unvereinbar, 
daß Politik in das Gefängnis getragen und im Gefängnis be¬ 
trieben wird. Die Gefangenen müßten zur Wahlurne, wenn 
das Gefängnis nicht in ihrem Wohnort liegt, womöglich nach 
diesem geführt werden und man dürfte, damit sich die Leute 
auf die Wahl genügend vorbereiten und den nach ihrer Meinung 
Richtigen nach reiflicher Prüfung und Überlegung herausfinden 
könnten, die Verteilung von Wahlflugblättern aller Partei¬ 
schattierungen und die Hinführung zu Wahlversammlungen 
nicht versagen. Hier gälte das von Strafunterbrechungen und 
fehlenden Aufsichtskräften Gesagte in verstärktem Maße, da 
nicht mehr ein einzelner in Frage stünde. Mir scheint, daß obige 

nur unter Umständen möglich (§ 31 Abs. 1). Zu vergl. übrigens noch 
§ 81 Abs. 3, § 83 Abs. 3, § 87 Abs. 3, § 88 Abs. 4, § 89 Abs. 3, § 90 
Abs. 3, § 4 Abs. 2, § 95 Abs. 2. 
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Dinge gewichtiger sind als Kriegsmanns an sich zutreffender 
Grund. Aber die Ausnahme ist, wie bemerkt, im Wahlgesetz 
nicht vorgesehen. Freilich darf als ausgemacht gelten, daß 
das nicht auf Vergeßlichkeit, sondern auf Absicht beruht, 
da die zu Ehrverlust Verurteilten erwähnt werden. Das Ruhen 
des Wahlrechts während der Strafverbüßung muß somit als 
selbstverständlich gegolten haben. 

8) Auch Kriegsmann spricht sich auf S. 122 dahin aus, 
daß, soweit der Strafvollzug nicht gesetzliche Regelung er¬ 
fahren habe — und das hat er zum geringsten Teil und jeden¬ 
falls nicht in Anbetracht des mündlichen und schriftlichen 
Verkehrs —, die Verwaltung berechtigt und verpflichtet sei, 
die Maßnahmen zu treffen und zu regeln, die zur Durchführung 
des Strafvollzugs im Sinne seiner rechtlich erkannten Auf¬ 
gaben notwendig sind. Gewährung von Briefwechsel und 
Besuchen bedeute eine Durchbrechung der starren Absperrung 
von der Außenwelt, die das Wesen der Freiheitsstrafe aus- 
mache. Der Strafvollzug sei durchaus im Rechte, wenn er 
sie dem Gefangenen nur als Vergünstigung gewähre, auf die 
der Gefangene kein Anrecht besitze (S. 165—166). Kriegs¬ 
mann führt weiter aus (S. 161), die Nichtbeobachtung des 
Briefgeheimnisses beruhe auf dem Strafgesetze, das die Frei¬ 
heitsentziehung als Einsperrung unter seine Strafmittel gestellt 
habe. Für deren Dauer sei dem Gefangenen jeder Verkehr 
mit der Außenwelt untersagt und die Wahrung des Briefge¬ 
heimnisses insoweit versagt, als sie mit der Durchführung der 
Freiheitsentziehung unvereinbar sei. Es sei zwar zuzugeben, 
daß das verfassungsmäßig gewährleistete Briefgeheimnis durch¬ 
brochen werde. Da aber der Strafvollzug dem Gefangenen 
jeden Briefwechsel untersagen könne, so habe er auch das 
Recht, die Zulassung des Briefwechsels von der Bedingung 
abhängig zu machen, daß dem Anstaltsleiter Einsicht in die 
Briefe gegeben werde (S. 166 Anm. 3). Das Ergebnis dieser 
Darlegungen eines Mannes der Wissenschaft ist für uns Prak¬ 
tiker hocherfreulich. Trotzdem vermag ich ein Briefgeheimnis 
in der auch von Kriegsmann angenommenen Art im all¬ 
gemeinen und aus den beigebrachten Gründen im besonderen 
Hinblick auf die Gefangenen nicht anzuerkennen. Die Voraus¬ 
setzung, daß die Freiheitsentziehung das Recht auf Unter¬ 
bindung alles Verkehrs als gesetzliche Folge in sich schließe, 
wird vielleicht auf Widerspruch stoßen, möglicherweise auch 
eingewandt werden, Untersagung und Überwachung des Ver¬ 
kehres seien verschiedene Dinge, so daß nicht ein in dem 
maius enthaltenes minus, sondern ein aliud in Frage stehe 
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und aus dem Recht auf Untersagung nicht das Recht der 
Überwachung folge. 

e) Es muß wundernehmen, daß einerseits weder der 
Bundesrat, noch irgendeine zum Erlaß von Hausordnungen 
berufene Behörde einschließlich der Ministerien und selbst 
der Justizministerien an der behaupteten Ungesetzlichkeit 
Anstoß genommen, andrerseits meines Wissens kein Vorstand 
ihretwegen den Gehorsam verweigert hat, wozu nicht bloß 
Gewissen, sondern Amtspflicht hätten bestimmen müssen. 
Die Grundsätze des Bundesrats sind durch das damals unter 
der Leitung des als eines der hervorragendsten Juristen be¬ 
kannten Staatssekretärs Dr. Nieberding stehende Reichs¬ 
justizamt vorbereitet worden, aber kein Befehl von oben 
würde bei Begehung einer klaren, hier in Verletzung des 
Briefgeheimnisses bestehenden Ungesetzlichkeit als Deckung 
angerufen werden dürfen oder dienen können. Wer einer 
ungesetzlichen Vorschrift, die er für gesetzmäßig hält, nach¬ 
lebt, handelt objektiv rechtswidrig, subjektiv rechtswidrig 
aber, wer die auch nach seiner Überzeugung ungesetzliche 
Vorschrift befolgt. 

£) Wenn alle Stränge reißen, d. h. alles von mir Vorge¬ 
brachte, insbesondere das Bestehen eines bloßen Post- an Stelle 
des Briefgeheimnisses, von einer großen Mehrheit Urteilsfähiger 
nicht anerkannt wird, dann erachte ich den Strafvollzug, 
sofern er nicht die Verantwortung in einem hauptsächlichen 
Teil ablehnen oder andere als die ihm dermalen obliegenden 
Aufgaben zugewiesen erhalten soll, zur Ausübung des Not¬ 
standsrechts für berufen, indem er das vorliegendenfalls 
formale Recht des einzelnen dem materiellen der Allgemein¬ 
heit hintenansetzt. Die Gefangenen dürfen sich nicht darüber 
beklagen, wenn sie, weil durch eigene Schuld in solche 
Lage gebracht, in einem ihnen außerhalb dieser zustehenden 
Recht notgedrungen beeinträchtigt werden. Darauf, daß der 
Schriftwechsel eine wertvolle Erkenntnisquelle für die Durch¬ 
führung des den heutigen Strafvollzug in besonderem Maße 
beherrschenden Grundsatzes der Individualisierung ist, will 
ich das Notstandsrecht nicht einmal begründen. Denn Indi¬ 
vidualisierung läßt sich wohl oder übel auch ohne diese Er¬ 
kenn tnisquelle ermöglichen. 

c) Vom Standpunkt des österreichischen Rechts aus 
hat sich Lohsing dreimal mit der Frage der Wahrung des 
Briefgeheimnisses auch Gefangenen gegenüber beschäftigt 
(Blätter für Gefängniswesen Heft 2 S. 110—112, Heft 4 S. 45, 
Bd. 47 dieser Zeitschrift S. 237—241). An der ersten Stelle 
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führt er aus, daß manche Folgen der Strafhaft durch das Wesen 
der Strafe nicht gegeben, im Gesetz nicht immer begründet 
und in Verordnungen niedergelegt seien, gegen deren rechtliche 
Gültigkeit gewisse Bedenken nicht unterdrückt werden könnten. 
Gesetzlich sollten geregelt sein Disziplinarstrafen, Arbeits¬ 
belohnung, Ausnahmen vom Briefgeheimnis oder von freier 
Meinungsäußerung, Zwang zu religiösen Übungen oder zum 
Schulbesuch, Vorkehrungen betreffs Erwerbsverhältnisse nach 
verbüßter Strafe und dergl. mehr. Macht man ein Strafvoll¬ 
zugsgesetz, dann ist das selbstverständlich, was ich bezüglich 
der Überwachung des Schriftverkehrs bereits im Eingang 
der Ziff. b ausgesprochen habe. Es ist das dann eine in Gesetzes¬ 
form gekleidete Verlautbarung des Bestehenden. Freilich ist 
mir nicht deutlich,ob alles, was Lohsing durch Gesetz regeln 
will, ihm als nicht durch das Wesen der Strafe gegeben und 
nicht gesetzlich begründet erscheint oder ob die Aufzählung, 
ohne das behaupten zu wollen, den Inhalt eines Strafvollzugs¬ 
gesetzes in Grundzügen und Umriß festlegen soll. Ist ersteres 
der Fall und gehört noch anderes ( verbis: und dergl. mehr) 
nicht zum Wesen der Strafe, so fragt sich, worin dieses prak¬ 
tisch besteht. Mag — auch für Deutschland — zweifelhaft 
sein, ob dies und das im bloßen Verordnungsweg hat geregelt 
werden dürfen, für den schriftlichen Verkehr war es, wie ich 
fort und fort wiederholen muß und Kriegsmann bestätigt, 
in Deutschland zulässig. Ferner entbehrt bei uns z. B. der 
Kirchgang der Soldaten nicht weniger als der Gefangenen der 
gesetzlichen Regelung. 

Lohsingerklärt einen gänzlich aufsichtslosen Briefwechsel 
der Gefangenen für zwar nicht wünschenswert, aber die Be¬ 
aufsichtigung für unvereinbar mit der österreichischen Gesetz¬ 
gebung. Im Zusammenhänge damit kommt er auf die Einschrän¬ 
kung des schriftlichen Verkehrs. Sie ist teils allgemein durch 
die auch in Österreich bestehenden Fristen gegeben, teils 
über diese hinaus eine Disziplinarstrafe. Ihr Wert in letzterer 
Eigenschaft erscheint Loh sing zweifelhaft. Er ,,steht der 
Korrespondenzeinschränkung nicht allzu sympathisch gegen¬ 
über“, möge sie auch nicht eine Verletzung des Briefgeheimnisses 
bedeuten. Jene hat zwar mit dieser nichts zu tun, wer aber 
dennoch anderer Meinung ist, muß auch in den hausordnungs¬ 
mäßigen Fristen eine Verletzung des Briefgeheimnisses er¬ 
blicken. Überdies redet Lohsing hier von der Korrespondenz¬ 
einschränkung nicht mehr als Disziplinarstrafe, sondern im 
allgemeinen. Er spricht weiter davon, daß jede — mithin auch 
die durch die Fristen bedingte — Abschwächung des Kontaktes 
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mit der Familie, solange diese keinen Anlaß dazu gebe, nach 
Tunlichkeit zu vermeiden sei, daß zu den Eigenschaften eines 
guten Strafmittels — nicht bloß Disziplinarstrafmittels — 
auch die zähle, daß sich die Strafe so weit als möglich auf den 
Schuldigen zu beschränken habe, daß die Regel wegen der 
Fristen, soweit es sich um den Briefwechsel handle, nicht auf 
allgemeine Zustimmung rechnen dürfe. 

Lohsing gibt diese Ausführungen an der dritten Stelle 
wörtlich wieder, um wie an der zweiten sich gegen mich zu wen¬ 
den, der ich ihn so verstanden habe und noch verstehe, daß die 
Gefangenen sollen beliebig oft schreiben dürfen, und der ich 
die Auffassung, die Einsichtnahme der Briefe sei eine Verletzung 
des Briefgeheimnisses als Schößling grauer Theorie bezeichnet 
habe. Er behauptet, ich hätte einen völlig grundlosen Angriff 
gegen ihn gerichtet und es könne die Annahme entstehen, 
er sei zum mindesten theoretischer Anarchist — womöglich 
also mehr 1 ) gegen dessen verderbliche Irrlehre energisch Front 
gemacht werden müsse. Nun hat aber Marcovich in Anmer¬ 
kungen zu Lohsings erster Abhandlung vom österreichischen 
Standpunkt aus die Rechtmäßigkeit der Einschränkung und 
der Überwachung des Schriftverkehrs verteidigt, die doch auch 
dem österreichischen Justizministerium nicht zweifelhaft ge¬ 
wesen ist. Wie auf S. 311 des 47. Bandes dieser Zeitschrift 
überlasse ich dem Leser die Entscheidung, ob ich zu Lohsings 
Äußerungen gegen mich Anlaß gegeben habe. Sollte ich 
ihn wegen der Korrespondenzeinschränkung mißverstanden 
haben, so vermag ich nicht, die Schuld mir beizumessen. 
Meine Zwischenbemerkungen beweisen, wie genau ich den Wort¬ 
laut verfolgt habe. Was das Briefgeheimnis betrifft, so liegt 
die Gesetzgebung in Österreich nicht sehr viel anders als in 
Deutschland, so daß, was für dieses ausgeführt ist, in der 
Hauptsache auf jenes angewendet werden darf. Es ist schwer 
zu glauben, daß nach dem Willen des österreichischen Gesetz¬ 
gebers das Briefgeheimnis für die Gefangenen gelten soll. 
Ihre Ausschließung wird trotz der „taxativen“ Aufzählung 
der Ausnahmen als selbstverständlich angesehen worden oder 
sie werden vergessen sein, so daß sie, wenn man an sie gedacht 
hätte, ausdrücklich ausgenommen worden wären. Da 
Lohsing den in Österreich betreffs des Briefgeheimnisses 
bestehenden Zustand als ungesetzlich bezeichnet, so liegt darin 
mindestens mittelbar die Aufforderung, de lege praesenti bis 
zur lex futura Abhilfe zu schaffen. Im übrigen verschweigt 
er erstens, daß ich in Anm. 38 auf S. 357 des 46. Bandes dieser 

J ) Was könnte das aber sein? 
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Zeitschrift seine Bedenken als für Österreich geltend gekenn¬ 
zeichnet, zweitens sein Schreiben an mich nach wenigen Wochen 
durch ausführliche Begründung meiner Auffassung seiner Worte 
beantwortet habe. Lohsings Schreiben war allerdings für 
mich persönlich, nicht vom Standpunkt meiner „Streif¬ 
züge“ aus eine bedeutungsvolle Sache, weil ein angesehener 
und von mir geschätzter Schriftsteller mich des Mißverständ¬ 
nisses seiner Ausführungen zieh. Ich glaubte es der Gerechtig¬ 
keit schuldig zu sein, demjenigen Kreise, der vermutlich meine 
Bemerkung in Bd. 44 S. 553 dieser Zeitschrift gelesen hatte, 
von dem Zwischenfalle Kenntnis zu geben, damit er beurteile, 
ob ich unrecht gehabt. Der Schritt ist also geschehen, um 
Loh sing Rechnung zu tragen, nicht, um mir Halt zu geben. 

d) Für die Frage, inwieweit der Vorstand berechtigt ist 
oder berechtigt werden soll, vom Inhalt der Briefe Dritten 
gegenüber Gebrauch zu machen, bietet § 147 Abs. 3 der Haus¬ 
ordnung für die badischen Zentralstrafanstalten einen Anhalt, 
indem er verbietet, daß die Gefangenen Handlungen vornehmen, 
welche dem Recht der Staatskasse auf Zahlung von Geld¬ 
strafen, Untersuchungs- oder Straferstehungskosten Abbruch 
tun könnten, vielmehr das Mögliche hiergegen vorgekehrt wissen 
will. Das beschränkt sich freilich einerseits nicht auf den Brief¬ 
wechsel und erstreckt sich andrerseits nicht auf sonstige 
fiskalische Forderungen, entspricht aber im übrigen dem Ver¬ 
fahren, das ich beobachtet habe und das natürlich mit der 
Deckung andrer als der Anstalt zustehender Forderungen 
des Fiskus aus dem Nachlaß (§ 58a) nichts zu tun hat. 

Im Hinblick auf hiernach so oder so zu machende Mit¬ 
teilungen empfehle ich auch die Angelegenheit der Auskunft¬ 
erteilung nach Maßgabe meiner Ausführungen in Bd. 44 S. 157 ff. 
dieser Zeitschrift zu regeln. 

XXXXV. Zu § 69. 

a) v. Michaelis wünscht hier die gleichen Bestimmungen, 
wie sie ihm für Besuche richtig scheinen. Daß Züchtlinge 
auch nur alle drei Monate sollen einen Brief empfangen dürfen, 
sähe ich nicht gern. Im übrigen verhalte ich mich zu den er¬ 
strebten Änderungen wie bei § 67. Reich will umgekehrt die 
Fristen für Gefängnissträflinge und Haftgefangene verlängern 
und ferner den regelmäßigen Briefverkehr auf Familienan¬ 
gehörige beschränken, aber dem Vorstande Ausnahmen Vor¬ 
behalten. Das entspricht dem Rechte Hamburgs, das den 
Kreis der Familienangehörigen genau umgrenzt. Indem ich 
das zur Berücksichtigung im Entwurf empfehle, möchte ich 
es bei den Fristfestsetzungen lassen. 
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b) Dem Bedenken, das v. Michaelis erhebt, um in Ziff. 2 
Streichung der Eingaben an die Aufsichtsbehörden zu ver¬ 
langen, ist entgegenzuhalten, daß eine sich nur so nennende, 
in Wahrheit aber eine Beschwerde darstellende Eingabe als 
Beschwerde behandelt werden muß. Der Entwurf versteht 
unter Eingaben offenbar auch Beschwerden. Man kann auch 
den Standpunkt einnehmen, daß cs sich bei diesen Eingaben 
nur in den wenigen Fällen nicht um Beschwerden handelt, 
in denen der Vorstand zu Entscheidungen nicht berufen ist 
oder sich nicht für berufen hält, in den übrigen aber, weil er 
entschieden hat, die Anrufung der Aufsichtsbehörde einen 
Widerspruch gegen die Entscheidung und damit eine Be¬ 
schwerde bedeutet. Demgemäß wären die Eingaben fast immer 
Beschwerden. So habe ich von Anbeginn meiner Amtszeit 
bis heutigentags die Sache angesehen. 

c) Roth ist der Ansicht, daß Eingaben an Gerichte, Staats¬ 
anwaltschaft und Aufsichtsbehörden an keine Frist zu binden, 
Eingaben an andere Behörden wie Briefe zu behandeln seien. 
Gegen Mißbrauch der Schreibfreiheit soll die Aufsichtsbehörde 
mit Maßregeln Vorgehen dürfen. Ich sehe nicht ein, warum 
das gegenüber Eingaben an die Gerichte oder Staatsanwalt¬ 
schaften nicht Sache des Vorstandes sein soll und würde im 
übrigen alle Eingaben den für Briefe gesetzten Fristen unter¬ 
werfen. Man ist ohnehin recht oft zu Ausnahmen genötigt, sei 
es, weil es sich häufig um Frist-oder sonstige Eilsachen handelt, 
sei es. weil man nicht zu übersehen vermag, ob und was auf 
dem Spiele steht, so daß die Versagung der Schreiberlaubnis 
einen Schaden im Gefolge haben kann, für den man mit dem 
eigenen Geldbeutel aufzukommen hat. Außerdem gibt es — 
7 . B. im Verwaltungsstreitverfahren — Nichtgerichte, die 
Recht zu sprechen haben, und ändert Roths Vorschlag wenig, 
da gerade mit den Eingaben an die Gerichte und an die Staats¬ 
anwaltschaft Mißbrauch getrieben wird. Dem muß von vorn¬ 
herein ein Riegel vorgeschoben werden und das geschieht am 
besten, wenn, wie in Hamburg, alle von Gefangenen ausgehenden 
Schriftstücke Fristen, und zwar denselben Fristen, unter¬ 
liegen. 

Eine aus etwa der Mitte des vorigen Jahrzehntes her¬ 
rührende Statistik des preußischen Ministeriums des Innern 
erledigt die über die zunehmende Schreibwut der Gefangenen 
in den Jahresberichten mehrerer Vorstände erhobenen Klagen 
mit der Bemerkung, dagegen lasse sich nichts tun, weil es der 
Wahrung der Rechtspersönlichkeit der Gefangenen diene. Ich 
kann das nicht finden und weise darauf hin, daß die §§ 30, 31 
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preußischer AGO. III, 1, die für hartnäckiges, mutwilliges 
nder boßhaftes Querulieren selbst freier Personen Gefängnis 
von zwei Wochen bis zu sechs Monaten androhen, noch zu 
Recht bestehen. 

XXXXVI. Zu § 70. 

a) v. Michaelis will von Zusatznahrungsmitteln nur bei 
den in Verwahrung Genommenen etwas wissen, ihnen aber 
auch alkoholische Getränke in mäßigen Mengen gestatten. 
Wie Reich es im Grunde tut, sehe ich den § 70 als Ausfluß 
des § 32 an, würde ich, entsprechend der preußischen Dienst¬ 
ordnung und der hamburgischen Hausordnung, die zuvorige 
Ansammlung eines eisernen Bestandes aus der Arbeitsbe¬ 
lohnung vorschreiben und Tabak und Alkohol verbieten, da¬ 
gegen nicht die Jugendlichen ausschließen. Persönlich bin ich 
übrigens Gegner der Zusatznahrungsmittel. Warum, das habe 
ich auf der Dresdner Vereinsversammlung auseinandergesetzt 
(Bd. 40 S. 122, 133 dieser Zeitschrift). 

b) Sachsen und Hessen kennen sie meines Wissens nicht 
und die preußische Dienstordnung hat den Ankauf so erschwert, 
daß die Sache für deren Bereich ziemlich bedeutungslos ist. 
Die Haltung unsers Vereins ist einigermaßen widerspruchs¬ 
voll. Er beschloß in Wien die Zulassung (3 1 ’ 2 ), in Freiburg 
den Auschluß der Züchtlinge (7 3b ), in Stuttgart den Ausschluß 
der Rückfälligen (3 3 ), in Dresden nach wiederholterAbstimmung 
mit geringer Stimmenmehrheit (Bd. 40 S. 411 dieser Zeitschrift) 
allgemein die Beibehaltung (3 5 ). 

Die Höhe der Belohnung hängt im Einzelfall von der 
Art der Arbeit ab. Gefangene, die zu Arbeiten anzuhalten 
sind, haben auf deren Auswahl keinen Einfluß und für Selbst- 
beschäftiger sind die Möglichkeiten der Auswahl sehr ver¬ 
schieden. So entstehen Unbilligkeiten und Härten hinsichtlich 
des Betrags, der zum Ankauf von Zusatznahrungsmitteln 
verwandt werden kann. Außerdem halte ich hier das nicht 
Notwendige vom Übel. 

Wenn Klein schreibt (S. 652), durch die Zulassung von 
Zusatznahrungsmitteln werde der körperlichen Individualität 
Rechnung getragen, so hat bereits Wachler ähnliches auf 
der Vereinsversammlung von 1905 vorgetragen (Bd. 40 S. 127 
dieser Zeitschrift). Dies Rechnungtragen geschieht aber durch 
den Gefangenen selbst auf seine Kosten und findet starke 
Einschränkung durch den vom Willen des Gefangenen un¬ 
abhängigen, bald so, bald so ausfallenden Betrag der Arbeits¬ 
belohnung. Klein schätzt die Zulassung von Nebengenüssen 
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auch als disziplinfördernd ein. Ich habe bewirkt, daß sie 
in Hamburg erheblich beschnitten worden ist, von einer da¬ 
durch hervorgerufenen Verschlechterung der Disziplin aber 
nichts bemerkt. Marcovich ist sogar der Meinung, daß die 
Vergünstigung zum Rückfall reize (Bd. 40 S. 134 dieser 
Zeitschrift). 

Ein andrer Österreicher — Reuschel — nimmt ungefähr 
den Standpunkt Kleins ein (Blätter für Gefängniswesen Heft 4 
S. 60 vgl. mit S. 311 des 47. Bandes unserer Zeitschrift). Die 
Abschaffung der Zusatznahrungsmittel wäre in seinen Augen 
ein großer Fehler, weil es Aufgabe der Erziehung sei, nicht 
physische Behinderung oder physischen Zwang zu üben, sondern 
den Sträfling zur Selbstbeschränkung und freiwilligen Ent¬ 
sagung zu führen, wozu Gestattung von Nebengenüssen das 
Mittel an die Hand gebe. Das klingt wunderschön und wenn 
man’s so liest, so möcht’ es leidlich scheinen. Reuschel 
spricht sich aber nicht darüber aus, ob seine Erziehung Ge¬ 
fangene dahin gebracht hat, sich im Bezug von Zusatz¬ 
nahrungsmitteln Beschränkungen oder Entsagung aufzuerlegen. 
Meine Versuche nach der Richtung sind nicht auf Gegenliebe 
gestoßen. Es ist mir geradezu gesagt worden, man gebe sich 
mit der Arbeit nur Mühe, um „Fettigkeiten“ kaufen zu können. 
Ob man bei der Entlassung 20 Mark mehr oder weniger habe, 
verschlage nichts. Auch der Hinweis auf die darbende Familie 
fruchtete nichts, manchmal selbst dann nicht, wenn ich die 
Bewilligung einer von dem Gefangenen für die Seinigen nach¬ 
gesuchten Unterstützung vom Verzicht auf den Einkauf 
abhängig machte, damit er seiner gesetzlichen Unterhalts¬ 
pflicht wenigstens nach Kräften nachkomme. In verschiedenen 
Fällen wurde daraufhin der Antrag zurückgezogen. Wenn 
aber die Familie Hilfe erbat, blieb der Erfolg meiner im be- 
regten Sinne angestellten Bemühungen fast regelmäßig aus. 
Marcovich macht in einer Anmerkung zu Reuschels Aus¬ 
führungen mit Recht geltend, daß die Zusatznahrungsmittel 
bei der heutigen Verpflegung überflüssig seien und das dafür 
ausgegebene Geld für anderes nutzbringendere Verwendung 
finden solle. 

XXXXVII. Zu § 72. 

Bei diesem Paragraphen verlangen alle Kritiker außer 
Klein Erweiterungen, dieser allein eine Einschränkung. 

a) v. Michaelis tritt für Entziehung der Freistunde als 
weitere Disziplinarstrafe ein. Dem möchte ich nicht das Wort 
reden. Die Zeit für den Spaziergang reicht eben aus. Er muß 
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bei heftigem Regen oder empfindlicher Kälte wegen dagegen 
nicht genügend schützender Bekleidung, bei undurchsichtiger 
Luft, namentlich starkem Nebel oder Schneegestöber, aus 
Sicherheitsgründen ausfallen. Er wird außerdem durch die 
meist sitzende Lebensweise gefordert und bietet die beste 
Gelegenheit, unterdes, besonders in gemeinschaftlichen Aufent¬ 
haltsräumen, eine gründliche Lufterneuerung herbeizuführen. 

b) v. Michaelis beantragt zusammen mit Reich — dieser 
allerdings nur für männliche Züchtlinge — die Beibehaltung 
der Fesselung. Ich habe die Streichung nicht gerade mit Freude, 
aber auch ohne brennenden Schmerz hingenommen, würde 
sie aber gemäß dem geltenden Rechte bei Jugendlichen als 
Strafmittel ausschließen. Sie wird vielleicht nicht zu entbehren 
sein, wenn nach Kleins Vorschlag der Dunkelarrest abge¬ 
schafft wird. Reichs Einschränkung scheint mir nicht zu¬ 
treffend. Ich habe Fälle, in denen Weiber wütende Angriffe 
gemacht und dabei Aufseherinnen bespuckt, in das Gesicht 
geschlagen, an den Haaren gerissen, selbst gebissen haben 
und hin und wieder nur mit männlicher Hilfe gebändigt werden 
konnten, und ganz schwere Disziplinarvergehen im Gefängnis 
erlebt. 

c) Daß Reich die Entziehung der Schreib- und Besuchs¬ 
erlaubnis unter die Disziplinarstrafen aufgenommen sehen will, 
entspricht meiner Anregung. 

d) Unabhängig voneinander sind v. Michaelis, Roth und 
ich zu der Forderung der Prügelstrafe für Jugendliche gekom¬ 
men. Darin ist uns schon die darmstädter Tagung voran¬ 
gegangen, auf der einstimmig beschlossen worden ist (l h ), 
das Verlangen zu stellen, daß die in den Grundsätzen des 
Bundesrats enthaltene Beschränkung der Anwendung auf 
Personen, die in den Volksschulen gezüchtigt werden dürfen, 
falle. Die dieser Bestimmung durch v. Michaelis gegebene 
Auslegung ist zu eng. Es sollen zwar nur Schulzuchtmittel, 
aber nicht bloß für Schulvergehen gebraucht werden. 

Prügel für Züchtlinge behielte wie v. Michaelis auch ich 
gern bei, aber ich sehe den Kampf dafür als so aussichtslos 
an, daß ich das Schwert in der Scheide lasse. 

e) Die von Reich anheimgestellte Bezeichnung „Arrest“ 
besagt an sich über das Wesen der einsamen Einsperrung 
nichts. Nach § 24 MStrGB. wird z. B. der gelinde Arrest 
in Einzelhaft verbüßt, also in einer Zelle mit der zugehörigen 
üblichen Ausstattung, insbesondere einem Bette, wie sich aus 
§ 25 ergibt. Auch aus dem Worte „Strafzelle“ folgt für sich 
allein nichts. Denn es läßt sich darunter eine gewöhnliche 
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Zelle verstehen, die dem Zweck der Verbüßung von Diszipli¬ 
narstrafen dient. Das dürfen auch andere als Arreststrafen 
sein, wenn beispielshalber zu Kostschmälerung Verurteilte der 
Geineinschaftshaft, um Zusteckereien zu vermeiden, während 
der Essenszeiten in Zellen gesteckt werden. Es wäre also eine 
Bestimmung über die Beschaffenheit der Strafzelle aufzu¬ 
nehmen. Wenn die Strafzellen in Bautzen nur eine Sitzge¬ 
legenheit aufweisen und Arbeit und Lektüre ausgeschlossen 
sind, dann bedeutet das Schärfungen, die deswegen mit der 
einsamen Einsperrung nicht ipso iure verbunden, sondern 
expresse et nominatim zu erkennen sind. Ich muß daher meine 
hierher gehörenden Ausführungen vollen Umfanges aufrecht¬ 
erhalten. 

f) Klein strebt Beseitigung des Dunkelarrestes an (S. 653), 
und auch ich bin dessen besonderer Freund nicht. Der Zellen¬ 
insasse ist nicht zu beobachten und wird sich meist auf der 
Pritsche herumräkeln. Mangels jeglicher Ablenkung der Ge¬ 
danken werden sich diese sehr häufig auf unnütze Dinge 
richten. Daher wird bekanntlich im Dunkelarrest viel Selbst¬ 
befriedigung getrieben. Dazu die stickige Luft, die sich in 
24 Stunden entwickelt und schauderhaft sein muß, wenn die 
Zelleninhaber, wie in Sachsen, innerhalb dreier Tage nur 
einmal zur Freistunde geführt werden. Ein Reichstagsbeschluß 
zur jüngst verabschiedeten Wehrvorlage begehrt die Abschaf¬ 
fung des strengen Arrestes beim Heere. 

XXXXVI11. Zu § 73. 

Satz 2 und 3 des von Reich erstrebten Zusatzes gehören 
meiner Ansicht nach in die Dienstanweisung des Vorstandes. 
Siehe bei § 53 und § 54 Ziff. 4. Die in Satz 2 aufgestellte 
Forderung ist übrigens so selbstverständlich, daß sie schwerlich 
der Festlegung bedarf, zumal ihre Erfüllung durch die in 
§ 31 Ziff. 1 vorgeschriebene Unparteilichkeit mitgewährleistet 
sein dürfte. Satz 3 scheint mir inhaltlich eine Wiederholung 
von § 31 Ziff. 4 und um so entbehrlicher zu sein, wenn der 
von Reich dort in das Auge gefaßte Zusatz angenommen 
wird. Die geforderte Schlußbestimmung deckt sich mit meinem 
ebendahin gehenden Vorschläge. 

Klein erwähnt S. 655 Hausordnungen, die auf das Ver¬ 
hältnis der kriminellen zur disziplinarischen Bestrafung den 
Grundsatz ne bis in idem anwenden. Die hamburgische be¬ 
stimmt ausdrücklich das Gegenteil und wenn eine Meinung 
für jene vorhanden sein sollte, so spreche ich mich gegen 
sie aus, schon mit Rücksicht auf die in gleicher Lage befind¬ 
lichen Beamten, insonderheit Gefängnisbeamten. 
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XXXXIX. Zu § 74. 

v. Michaelis gegenüber ist zu bemerken, daß die Anwen¬ 
dung der Zwangsjacke nicht vorgeschrieben ist und sie oder 
Fesselung nur beim Nichtausreichen anderer Bändigungs¬ 
mittel angewandt werden dürfen, also nicht nur nichts im 
Wege steht, sondern alles dafür spricht, die Absonderungszelle 
beizubehalten. Auch bei mir war eine solche in Benutzung. 

Der von Reich auch hier mittelst des § 74a das Wort 
geredeten Ersetzung des Landesrechts durch Bundesrats¬ 
verordnung steht an sich nichts entgegen. 

L. In § 75 

will Kriegsmann das Recht zum Waffengebrauch gleich 
mir durch Gesetz geregelt haben (S. 168 Anm. 1). 

LI. Zu § 76. 

a) Vor mir hat v. Michaelis, nach mir haben Reich und 
Kriegs mann (S. 179) gefordert, daß gewisse — und zwar 
nicht bloß gemeinsame — Beschwerden zu bestrafen sind. 
Desgleichen sind v. Michaelis und ich darin einig, daß Be¬ 
schwerden erst nach 24 Stunden erhoben werden dürfen. 

b) Die in dem beliebten Angehen der Staatsanwaltschaft 
zutage tretenden Mißstände empfindet in Hamburg diese 
Behörde selbst lebhaftest. Dort besteht übrigens keine Be¬ 
stimmung, die den Vorstand in der Einleitung eines Straf¬ 
verfahrens gegen Gefangene beengt, und ich habe in jedem 
mir geeignet erschienenen Falle die Anklagebehörde zu Hilfe 
gerufen. So wünschenswert Abhilfe wäre, so schwierig wird 
sie zu finden sein. Einige bietet § 164 StrGB 1 ). Selbst wenn 
die Staatsanwaltschaft ein Verfahren gar nicht einleitet, 
braucht die Anzeige nicht leichtfertig, mutwillig usw. zu sein. 
Andrerseits kann das bei einem Teil derselben Anzeige zu¬ 
treffen, deren andrer zur Bestrafung des Beamten geführt 
hat. Der Vorstand muß also mindestens die Akten durchsehen, 
um ein sicheres Urteil zu gewinnen. Da ja nun die sorgfältige 
Prüfung der Anzeigen Aufgabe der Staatsanwaltschaft ist, 
so wird sie sich — wenigstens in vielen Fällen — ein Bild 
davon machen können und machen, ob eines oder mehrere 
jener Merkmale zutreffen, und demgemäß unter Umständen 
den §501 StrPrO. zur Anwendung bringen. So zeigt sich denn 
vielleicht dieser Ausweg: die Anklagebehörden werden an¬ 
gewiesen, nach endgiltigem Abschluß jedes von einem Ge¬ 
fangenen gegen einen Gefängnisbeamten anhängig gemachten 
Verfahrens, das nicht zur vollen Verurteilung geführt hat, 

x ) Darüber hinaus nach der einen Seite § 186, nach der anderen 
§ 187 Str.G.B. 


Blätter für Gefängniskunde. Bd. XLVIII. 
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die Akten dem Vorstande mit einer Äußerung darüber zugehen 
zu lassen, ob sie zu der Annahme Grund oder nicht Grund 
haben, daß Leichtfertigkeit oder was ihr gleichgestellt ist, 
vorliegt. Der Vorstand hat dann nach Durchsicht der Akten 
die selbständige Entscheidung zu fällen, wie er sich dazu stellt. 

c. a) Klein behandelt auf S. 653 den Instanzenzug für Be¬ 
schwerden und führt aus, daß die Angehung der Gerichte 
zu schwerfällig und disziplinarisch bedenklich sei, weil die 
Gerichte regelmäßig das Gefängniswesen nicht in allen Einzel¬ 
heiten kennten. Wie früher mache ich darüber hinaus geltend, 
daß es sich um eine reine Verwaltungsangelegenheit handelt, 
in die die Gerichte nicht hineinzureden haben. Damit müssen 
von solchen Maßregeln betroffene freie Leute und gerade auch 
Gefängnisbeamte sich abfinden. Wenn die Begründung 
des Gegenentwurfs sich auf die Zwangsvollstreckung beruft, 
so vergißt sie, daß diese einen Teil der CPrO. und damit einen 
Teil des — formalen — bürgerlichen Rechts bildet. 

ß) Auch Kriegs mann beschäftigt sich mit der Sache 
und, da wir trotz des gegen die Hineinziehung der Gerichte 
gerichteten mannheimer Vereins — und des ihm beigetretenen 
Beschlusses der Strafrechtskommission nicht wissen, was noch 
werden mag, zumal sich Kriegsmann durch beide nicht 
hat beirren lassen, sondern den gegenteiligen Standpunkt 
vertritt, halte ich es für geboten, seine Auseinandersetzungen 
hier wiederzugeben und zu würdigen. Er schreibt S. 179: 

Die Entscheidungen über die Beschwerden der Ge¬ 
fangenen sind unter die Garantien richterlicher Unab¬ 
hängigkeit zu stellen... Für die tiefeingreifende Maßregel 
der Disziplinarstrafe, aber auch für die Gewährung etwa des 
Rechtes der Selbstbeschäftigung wird gerichtliche Entschei¬ 
dung zugelassen werden müssen. Die Verwirklichung dieser 
Forderung liegt im Interesse des Strafvollzuges selbst. 
Die Strafvollzugsverwaltung wird vor dem Verdachte be¬ 
wahrt, als sei sie Richter in eigener Sache. Ihre An¬ 
ordnungen werden an Autorität nur gewinnen, wenn ihre 
Gesetzmäßigkeit von dem unabhängigen Gerichte aus¬ 
drücklich bestätigt worden ist. 

In der Anm. 1 dazu heißt es: 

Um ein Mißtrauensvotum — ich schalte ein, daß die 
Anführung dieses von Roeder gebrauchten Wortes infolge 
eines Schreibfehlers auf Bd. 45 S. 345 dieser Zeitschrift 
statt auf S. 419 das. zurückgeht — gegen die Gefängnis¬ 
beamten handelt es sich nicht. Mögen die Strafvollzugs- 
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behörden stets unparteiisch verfahren, so haben sie doch 

unter dein Verdachte der Parteilichkeit zu leiden. 

So stark Kriegsmanns Buch sonst ist, hier zeigt es sich 
von einer schwachen, sogar recht schwachen Seite. Noch über 
den Gegenentwurf hinaus will es die Beschwerde an das Ge¬ 
richt gegen jede Disziplinarstrafe zulassen, also z. B. selbst 
über den Verweis, der für den Ehrliebenden gewiß nicht die 
leichteste, sondern eine härtere als eine selbst erhebliche 
Geldstrafe ist, aber den meisten Gefangenen herzlich wenig 
bedeutet, so daß bei ihm oder bei einer kleinen Hungerstrafe 
von einem tiefen Eingreifen keine Rede ist. Von der Besorg¬ 
nis vor Unannehmlichkeiten in der Presse, mit denen der 
Vorentwurf den Vorschlag des gerichtlichen Weges für ge¬ 
wisse Beschwerden begründet, spricht Kriegsmann nicht. 
Wenn er nun bestreitet, daß es sich um ein Mißtrauensvotum 
handle, gleichwohl aber behauptet, die Strafanstaltsbehörden 
litten unter dem Verdacht der Parteilichkeit, und damit die 
Anrufung der Gerichte zur Entscheidung über Disziplinar- 
und einige andere Beschwerden der Gefangenen begründet, 
dann frage ich mich, was dies anders als, wenn nicht das 
Mißtrauensvotum selbst, so doch dessen Bestätigung und Gut¬ 
heißung ist. Den Behörden des Strafvollzugs wird zugetraut, 
daß sie unparteiisch verfahren. Folglich ist der Verdacht 
der Parteilichkeit hinfällig. Er wird nun aber trotz dessen 
nicht mit gebührender Schärfe zurückgewiesen, sondern siegt 
ob, indem ihm ein Zugeständnis gemacht wird, das ihm als 
zutreffend erscheinen zu lassen geeignet ist. Formal mag das 
kein Mißtrauensvotum sein, sachlich dürfte ein Zweifel dar¬ 
über nicht obwalten 1 ). 

Von wem weiß Kriegsmann, daß die Gefängnisbehörden 
unter dem Verdacht der Parteilichkeit leiden, lind ist er in 
der Lage, eine über diesen Verdacht erhabene Dienststelle 
einschließlich der unabhängigen Gerichte zu nennen? Wenn 
er die vielen, oft in die schroffsten Ausdrücke gekleideten, 
selbstredend schiefen und falschen Urteile Gefangener über 
Parteilichkeit der Gerichte, die vor mir ausgesprochen und 
trotz scharfer Zurückweisung wiederholt worden sind, gehört 
hätte, wäre er in der Zuversicht, der Sache einen Dienst zu 
leisten und dem Strafvollzüge beizuspringen, vielleicht etwas 
wankend geworden. Was sagt er beispielsweise zu der nicht 
selten vor mir abgegebenen Erklärung: mag Ihr (Disziplinär-) 
Urteil ausfallen, wie es wolle, wenigstens findet man bei Ihnen 

*) Wir müßten es verschmerzen, wenn etwas gebessert würde, doch 
wäre das Gegenteil der Fall. 


7 * 
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Gehör, bei Gericht nicht? Ich habe viele Hunderte von Be¬ 
schwerden erlebt, glaube aber getrost behaupten zu dürfen, 
daß in schwerlich mehr als einem Dutzend meine Unpartei¬ 
lichkeit angegriffen worden ist. öfter ist ausdrücklich hervor¬ 
gehoben worden, ich hätte nicht anders richten können, aber 
die Zeugen hätten falsch ausgesagt und was dem mehr ist. 
Auch in den Veröffentlichungen ehemaliger Gefangener ist 
vom Vorwurf der Parteilichkeit gegen Vorstände und Auf¬ 
sichtsbehörden kaum die Rede. Haben sich jene, die glauben, 
den Gefangenen den Beschwerdeweg an die Gerichte eröffnen 
zu müssen, klargemacht, daß, da auch die Unparteilichkeit 
der Gerichte in Zweifel gezogen wird, folgerichtig die Be¬ 
schwerde über sie an Verwaltungsbehörden gehen müßte? 
Und ist es schließlich vom Standpunkt der Gegner aus nicht 
einfacher und zweckmäßiger, ja entspricht es nicht geradezu 
ihrer bis zum Ursprung verfolgten Gedankenrichtung, die 
fraglichen Entscheidungen schon in erster Instanz unter den 
Schutz richterlicher Unabhängigkeit zu stellen, statt sie durch 
die der Parteilichkeit verdächtigen Vorstände abgeben zu 
lassen? Die Gefängnisbehörden sind nicht mehr Richter in 
eigener Sache als andere, bei denen oft weit wichtigere Dinge, 
und zwar freier Leute, auf dem Spiele stehen, und in den höheren 
Instanzen selten unmittelbar beteiligt. 

Wir brauchen den wohlgemeinten, aber weder von uns, 
noch von den Gefangenen nachgesuchten Schutz nicht und 
ich hätte mich nichts weniger als gehoben gefühlt, wenn meine 
Autorität durch die Gerichte vielleicht einmal einen eben ernann¬ 
ten Assessor, der kein Gefängnis von innen gesehen hat — 
gestützt worden wäre. Nicht, daß auf diese Weise diejenige 
gegenwärtiger und zukünftiger Vorstände gewönne. Sondern 
sie verlöre. Auch die Tatsache verdient Beachtung, daß vier 
frühere Richter, von denen drei (Roeder, Scheurer, Michal) 
Vorstände sind, einer (Klein) Vorstand gewesen ist, sich 
gegen die Beschwerde bei den Gerichten ausgesprochen haben 1 
und, soviel ich weiß, noch von keinem Richter verlangt 
worden ist, die Beschwerde solle an das Gericht gehen. 

Der Vorentwurf redet in dieser Angelegenheit nicht, 
wie Kriegsmann S. 179 schreibt, von Selbstbeköstigung 
und Selbstbeschäftigung, sondern von Selbstbeköstigung und 
Selbstbekleidung, und die weit auseinandergehenden Vorschläge 
in Vorentwurf und Gegenentwurf, in Goldschmidts Gut- 

M Scheurer in Bd. 44 S. 740. Michal in Bd. 45 S. 187 dieser 
Zeitschrift. Ferner Leonhard und Schwandner, gleichfalls Juristen, 
ebenda Bd. 44 S. 401. 
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achten für den Juristentag von 1910 und in Kriegsmanns 
Buch zeigen den erheblichen Mangel an Übereinstimmung und 
die Schwierigkeit richtiger Grenzziehung. Welches Gericht 
soll außerdem entscheiden und wie stellt sich Kriegsmann 
zu meinen Erörterungen in Bd. 45 S. 612 bis 615 dieser Zeit¬ 
schrift? Er erkennt an, daß dem Mißbrauche des Beschwerde¬ 
rechts entgegengetreten werden muß. Wer soll aber im Falle 
des Mißbrauches die Bestrafung verhängen, wenn über die 
Beschwerde vom Gericht entschieden ist? Doch wohl das 
Gericht, zumal es womöglich wieder hieße, die Gefängnis¬ 
verwaltung sei Richter in eigener Sache. Wie steht es sodann, 
wenn über Anträge Gefangener von der Aufsichts- oder Ober¬ 
aufsichtsbehörde in erster Instanz, z. B. über Bekenntnis¬ 
wechsel in den dem preußischen Ministerium des Innern 
unterstehenden Anstalten, vom Minister zu befinden ist? 
Soll sich ein mit dem Bescheide nicht zufriedener Gefangener 
an das Gericht wenden dürfen? Kriegsmann spricht von 
dem den Strafvollzugsbehörden, und das sind nicht bloß die 
Vorstände, sondern auch deren Vorgesetzte, anhaftenden Ver¬ 
dachte der Parteilichkeit. 

Auf S. 314 befürwortet Kriegsmann mindestens für 
Jugendliche relativ bestimmte Strafurteile, die nur das Min¬ 
dest- und das Höchstmaß festsetzen, während die endgiltige 
Feststellung der Strafdauer Sache des Strafvollzugs sein soll. 
Das wäre also eine Verwaltungssache, über die, obwohl eine 
ganz andere, d. h. weit wichtigere Sache als Selbstbeschäfti¬ 
gung usw. in Frage steht, auf Beschwerde die Vorgesetzte 
Behörde zu entscheiden hätte. Oder soll auch hier das Gericht 
reden ? 

Ich bemerke noch, daß in den preußischen Aufsichts¬ 
kommissionen Richter mitwirken und in der dem hambur- 
gischen Direktor übergeordneten Gefängnisdeputation kraft 
Gesetzes ein Richter sich befindet und nichts im Wege ist, 
daß die Bürgerschaft weitere — bis zu acht — wählt. Nun 
stelle man sich vor, welche Stütze ihrer Autorität in obigem 
Falle der Minister, hier die Richter, in der Billigung ihrer 
Entscheidungen durch einen jungen Assessor erfahren werden. 

LII. Zu § 78. 

Was v. Michaelis bemerkt, ist richtig, wird wohl aber 
durch die Rücksichtnahme auf die Sitte, die ja weiter reicht 
als die Sittlichkeit, mitgedeckt. Auch die von Reich vor¬ 
geschlagene Ergänzung halte ich für unnötig. Ich betrachte 
es als selbstverständlich, daß Gefangene mit ausreichendem 
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Guthaben, als welches ich allerdings nur ein solches ansehe, 
daß der Entlassene sich damit am Bestimmungsort einige 
Tage über Wasser halten kann, die Reise nicht bezahlt be¬ 
kommen. Übrigens läßt sich der Vorbehalt sehr wohl in den 
landesrechtlichen Vorschriften treffen. 

LIII. Zu § 84a. 

Ich weiß nicht, ob, nehme aber nicht ohne Grund an, 
daß Hamburg mit der Zahl der Gnadengesuche im Verhält¬ 
nis zur Zahl der Gefangenen an der Spitze der Bundes¬ 
staaten marschiert. Den von Reich anscheinend nur als 
möglich hingestellten Mißbrauch habe ich mithin als wirklich 
erfahren und auf Bericht hin die Weisung erhalten, es zu 
verhindern, daß Gnadengesuche alle paar Wochen erneuert 
würden, sondern nach der Ablehnung etwa drei Monate zu 
warten sei. In einer Anzahl Fälle wurde die Wiederholung 
senatsseitig entweder überhaupt oder vor Ablauf einer be¬ 
stimmten Frist verboten oder von meiner Befürwortung ab¬ 
hängig gemacht. Häufiger kam es vor, daß das der Gefängnis¬ 
deputation Vorsitzende Senatsmitglied bei den ungefähr halb¬ 
jährlich vorgenommenen Besichtigungen die bei ihm nach¬ 
gesuchte Einreichung oder Wiederholung von Gnadengesuchen 
abschlug, manchmal, weil aussichtslos, manchmal, weil das 
Strafende so nahe war, daß die Erledigung des Gesuches 
sich nicht mehr ermöglichen ließ, manchmal, weil ein von 
außen eingereichtes Gesuch vorlag oder, ohne daß der Ge¬ 
fangene schon Kenntnis davon hatte, eben abgelehnt war. 
Viel genutzt hat alles das nicht. So sehr ich an sich mit Reich 
eine Beschränkung herbeisehne, so werden sich doch die rich¬ 
tigen Grenzen dafür schwer finden lassen. Außerdem handelt 
es sich um ein von den Einzelstaaten nicht mit Ungrund 
peinlich gehütetes Souveränitätsrecht, in das nicht ohne wei¬ 
teres, noch dazu durch Verordnung des Bundesrats, einge¬ 
griffen werden darf. Denn daß das geschieht, wenn Gefangenen 
der Weg zur Gnadeninstanz so oder so verlegt und diese dadurch 
in ihren Entschließungen beengt wird, ist klar. 

LIV. Zu § 84b. 

Ich stimme Reich grundsätzlich zu, bemerke aber zu 
Abs. 1 seines Antrags, daß die Kosten der Strafvollstreckung 
von dem Verurteilten nicht nur eingezogen werden können, 
sondern einzuziehen sind (§487 Abs. 1 StrPrO., zu vgl. auch 
§ 79 Ziff. 8 des Gerichtskostengesetzes). Auch umfassen diese 
Kosten wesentlich mehr als die Ausgaben für Verpflegung. 
Hamburg hat seinen abweichenden Standpunkt — siehe 
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meinen Aufsatz in Bd. 36 S. 127 ff. dieser Zeitschrift — in 
neuster Zeit aufgegeben und zieht unterhaltspflichtige und 
fähige Angehörige heran. 


4. 

1. a) In seiner Besprechung der Konimissionsvorschläge 
kommt Klein auf die Schärfungen, die er unter Bezugnahme 
auf unsern in Mannheim mit schwacher Mehrheit (Bd. 45 
S. 447 dieser Zeitschrift) gefaßten Beschluß verwirft (S. 654). 
Ihm zum Trotz sind sie aber vom letzten Juristentag nicht 
beanstandet (Bd. 47 S. 273 dieser Zeitschrift) und von der 
Strafrechtskommission in einer freilich nichts weniger als er¬ 
freulichen Gestaltung gebilligt. Ich scheue mich nicht, jenen 
erst nach Gegenprobe angenommenen Beschluß als nicht gerade 
gelungen zu bezeichnen, zumal er mindestens zu einem Teile 
mit früheren nicht im Einklang steht. Denn in Braunschweig 
(I 3 *) und in Nürnberg (l 5 ) sind Schärfungen für kurzzeitige, 
d. h. drei Monate nicht übersteigende Strafen, insbesondere 
bei Rohheitstaten (Braunschweig), gefordert worden. 

b) Eingehende Behandlung läßt Kriegsmann dem Gegen¬ 
stände zuteil werden. Er meint, es sei verfehlt, mit der Strafe 
bestimmte physische Übel, die in ihrer Wirkung über das 
mit der Einsperrung selbst verbundene Leiden hinausgehen, 
systematisch zu verbinden. Die Schärfungen seien gefährlich, 
da sie die Individualisierung wesentlich einengten und durch 
die Unerbittlichkeit ihrer Wiederkehr die Erfolge der Er¬ 
ziehungsarbeit in Frage stellten (S. 104). Nun ist aber an denen, 
denen die Schärfungen vom Vorentwurf zugedacht sind, 
oder wenigstens an der sicherlich geringeren Zahl derer, denen 
sie von den Gerichten werden zugedacht werden, mit Erzie¬ 
hungsarbeit meist nicht viel anzufangen. Schon die Strafe 
soll individualisieren, was auch Kriegsmann in dem Satze 
verlangt, das Gesetz müsse der Strafzumessung die Möglich¬ 
keit der Individualisierung eröffnen (das.). Da nun der Richter 
auf Schärfungen nicht soll erkennen müssen, sondern nur 
erkennen können, so individualisiert er eben, wenn er darauf 
erkennt, zumal der Vorentwurf unterscheidet zwischen Rohheit 
schlechthin und besonderer Rohheit 1 und lediglich die letztere 
trifft. Außerdem soll die Maßregel aufgehoben werden, wenn 
ihr Zweck erreicht erscheint. Kriegsmann sagt ferner (S. 116), 
die Behandlung der Gefangenen werde sich auch nach der 
Eigenart ihrer Straftaten zu individualisieren haben, was ja 

Zu vgl. StrGB. § 223: mißhandelt und § 360 Ziff. 13: roh miß¬ 
handelt. 
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eben durch die Schärfungen geschieht, und stellt den Grund¬ 
satz auf, daß der Strafvollzug sich anders zu gestalten habe 
angesichts der ehrlosen, anders angesichts der nicht ehrlosen 
Tat (das.). Darüber, ob ehrlos oder nicht, darf aber nicht die 
Abstempelung durch das Gesetz, die im geltenden geradezu 
materialistische Färbung trägt, sondern soll das innere Wesen 
der Tat entscheiden. Von diesem Gesichtspunkte aus sind 
in meinen Augen besonders rohe Taten ehrlos, mögen sie 
mit Ehrverlust bedroht oder bestraft sein oder nicht. Ich 
denke dabei namentlich an die feigen, niederträchtigen Kinder¬ 
mißhandlungen, die ich durch folgenden, den letzten zwei 
Jahren meiner hamburgischen Amtstätigkeit vorgekommenen 
Fall beleuchten will. Ein Trinker, der nach kurzer Ehe die 
Frau für die Familie sorgen ließ, so daß sie für sich lebte, 
betrat deren Wohnung, um angeblich eine Vereinigung herbei¬ 
zuführen. Als die Frau diese ablehnte, jagte er dem auf 
ihrem Arme sitzenden, dem Vater die Hände entgegenstrecken¬ 
den Kinde ein Messer zwischen die Rippen, verletzte auch die 
Frau und bedrohte sie lebensgefährlich. Dieser Unmensch 
erhielt statt der allein für die Verletzung des Kindes zulässigen 
und verdienten fünf Jahre alles in allem die Hälfte davon. 
Freilich habe ich nicht die geringsten Anstalten getroffen, 
an ihm Erziehungsarbeit zu treiben oder zu leisten, wohl 
aber ihn, wo und wie ich konnte, die eiserne Faust fühlen 
lassen. Allerdings auch das ohne Erfolg, denn der Mann 
erging sich dem Geistlichen gegenüber in schweren Drohungen, 
ln einem ähnlichen Fall aus derselben Zeit bin ich selbstredend 
ebenso verfahren. Vielleicht erlebe ich den Vorwurf, meine 
Behandlungsweise sei nicht richtig gewesen, ich hätte diese 
Leute mit ernster Milde oder mit wohlwollender Strenge 
anfassen sollen. Ich bin davor nicht bange und würde 
es in gleicher Lage genau so wieder machen. Kriegsmann 
läßt sich noch dahin aus, es sei deutlich, daß die periodische 
Wiederkehr der urteilsmäßig festgesetzten Schärfungen die 
erzieherischen Bemühungen des Strafvollzugs gründlich ver¬ 
eiteln werde. Die längeren Strafen seien damit der krassen 
Abschreckungstheorie ausgeliefert (S. 105 Anm. 1). Für mich 
ist das durchaus nicht deutlich und eine Behauptung, deren 
Beweis ich vermisse. 

c) Mögen die Gegner der Schärfungen noch dies be¬ 
denken : 

v. Michaelis berichtet, daß der Arrest des dänischen 
Strafgesetzbuches von zwei bis zu dreißig Tagen dauert und 
jeder fünfte ein Hungertag bei Wasser und Brot ist (Bd. 47 



— 105 — 


S. 245 dieser Zeitschrift). Kriegsmann bestätigt das 
(S. 293) und erwähnt ferner die Niederlande, die die Ver¬ 
pflegung an den beiden ersten Tagen aller Strafen, bei nur 
zweitägigen also überhaupt, auf Wasser und Brot beschrän¬ 
ken (das.), sodann Norwegen, wo das Mindestmaß der 
Gefängnisstrafe drei Wochen beträgt und nach einem Um¬ 
rechnungsmaßstab die im Einzelfall verwirkte Strafe in 
geschärftes Gefängnis bei Wasser und Brot bis auf 20 und 
bei hartem Lager bis auf 30 Tage zulässig ist (das.). 
Er empfiehlt diese Regelung als Vorbild und nennt die 
englische Einrichtung zweckmäßig, daß die Gefangenen mit 
imprisonmeni i vith hard labour während der ersten vier Wochen 
weniger kräftige Kost und für die ersten 14 Tage eine Planke 
ohne Matratze erhalten und Strafen von nicht längerer als 
solcher Dauer ganz in dieser Weise verbüßt werden (S. 304). 
Hier handelt es sich also nicht nur um die kurzzeitigen Strafen. 
Mit der Verkürzung der Strafen infolge- von Schärfungen 
steht Norwegen und mit der Anempfehlung dieser Maßregel 
Kriegs mann bisher allein. Der Vorentwurf läßt zwar die 
Wahl zwischen ungeschärften und geschärften Strafen, aber 
ohne die Möglichkeit oder Notwendigkeit der Verkürzung 
geschärfter und nur beim Vorhandensein gewisser Tatum¬ 
stände. Letzteres ist anscheinend in Norwegen, offensichtlich 
in den anderen genannten Ländern nicht der Fall, so daß dort 
schematisch verfahren wird. Vom Standpunkt des Vorent¬ 
wurfs aus verbieten sich Verkürzungen der geschärften Strafen 
von selbst. Denn was sie an intensiver Wirkung gewönnen, 
würden sie an extensiver einbüßen und der Vorentwurf will 
doch gerade durch das Zusammenarbeiten beider Wirkungen 
zum Ziele kommen. Ich bezweifle überdies, daß es richtig 
ist, Schärfungen nicht um ihrer selbst willen, d. h. als, wenn 
ein für allemal angeordnet, nach Gesetz, wenn zur Wahl 
gestellt, nach Richterspruch, verdient, zu verhängen, sondern 
als eine Art Ausgleich und, wenn etwa gar den Angeklagten 
die Wahl zusteht, gewissermaßen als Handelsgegenstand zu 
benutzen. 

Kriegsmanns Einwendungen gegen die Schärfungen 
treffen, wenn berechtigt, nicht bloß bei längeren Strafen zu, 
sondern müssen mutatis mutandis auch bei kurzzeitigen, 
bei langzeitigen Strafen aber dann gelten, wenn deren erste 
Tage oder Wochen mit Schärfungen verbunden sind. An 
dieser Folgerung läßt es Kriegsmann aber fehlen. Denn 
er findet nichts darin und dabei, daß jene wie diese von Gesetzes 
wegen geschärft und jene unter Umständen während ihrer 
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ganzen Dauer solchen Schärfungen unterworfen werden. Frei¬ 
lich ist ja gerade über eine wirksamere Umgestaltung kurz¬ 
zeitiger Freiheitsstrafen, namentlich durch Verschärfungen, 
eine schier unübersehbare Literatur entstanden und unser 
Verein hat sich in Braunschweig für Verschärfungen derartiger 
Strafen überhaupt wie bei Rohheitstaten und bei mit Freiheits¬ 
strafen Vorbestraften ausgesprochen (1 2C> 3e ). Wie läßt sich 
mit diesem der mannheimer Beschluß (A. 3) vereinigen? 
Welche Merkwürdigkeit, daß die geringere, mit drei Monaten 
oder weniger geahndete Rohheit Strafschärfungen verfallen, 
die größere und deshalb höher bestrafte aber vor ihnen bewahrt 
bleiben soll. 

11. Klein weist noch darauf hin, daß im Kommissions¬ 
entwurf von einer besonderen (strengeren) Behandlung der 
Rückfälligen nicht die Rede ist (S. 654). Sie findet außer im 
Bereich des preußischen Ministeriums des Innern z. B. in 
Sachsen und Hamburg statt und wird in den Vereinsbeschlüs¬ 
sen von 1877 (l 6 )— Beschränkung von Vergünstigungen und 
härtere Disziplinarbestrafung — von 1886 (6 3 ) — Gewährung 
von Vergünstigungen, namentlich der Arbeitsbelohnung, in 
mäßigeren Grenzen — von 1903 (3 2 - 3 ) — strengere Behandlung 
durch Beschränkung oder Entziehung von Besuchen, Ver¬ 
kürzung der Arbeitsbelohnung und Beschränkung der Ver¬ 
fügung über sie, Verbot der Zusatznahrungsmittel — gefordert 
und mit Kleins Verweisung auf die Strafbemessung nach 
den Rückfallsbestimmungen des StrGB. nicht abgetan. Denn 
der Begriff des Rückfalls nach den Hausordnungen ist ein 
anderer, weiterer, der infolgedessen auch da Anwendung 
findet, wo der gesetzliche nicht Platz greift. Aber auch wenn 
beide zusammenfallen, hindert die gerichtliche Strafe nicht, 
weil der Richter nicht über die Behandlung entscheidet und 
diese individualisieren soll. Es handelt sich um etwas Ähnliches 
wie in § 73 Ziff. 3. Ich halte eine Ergänzungsbestimmung 
für die Rückfälligen der Erwägung wert. Ihre strengere Be¬ 
handlung wäre freilich auch so aus dem hervorgehobenen 
Grunde der Individualisierung möglich (§31 Ziff. 4, §32 Ziff. 1). 

5. 

Ich schließe mit Betrachtungen über Reichs Entwurf 
betreffend die Jugendlichen. 

I. Zu § II. 

Indem ich auf meine Bemerkungen zu §31 Bezug nehme, 
würde ich sagen: das richtige Ehrgefühl zu wecken, denn gerade 



— 107 — 


Jugendliche werden oft aus — eben wegen ihres jugendlichen 
Alters begreiflichem — falschem Ehrgefühl straffällig. 

II. Zu § III 

frage ich, wer ist geringer, wer erheblich vorbestraft? 

III. Zu § VII. 

a) Ziff. 2 Abs. 2. 

Daß nicht bloß die Menge, sondern auch und gerade die 
Güte der Leistung entscheidet, ist doch bei Erwachsenen nicht 
anders und wäre vielleicht dem § 44 als Ziff. 2 anzufügen. 

b) Ziff. 3. 

Daß nur, wer Lust und Geschick hat, ein Handwerk 
lernen soll, erweckt mir Bedenken. Zu irgend einem Handwerke 
wird fast jeder Geschick haben. Ich würde mindestens das 
Wort „Lust“ streichen. Man darf sich von der Lust der 
Jungen nicht abhängig machen. Wie steht denn die Sache 
in der Freiheit? 

c) Ziff. 6. 

Die Arbeitszeiten Gleichaltriger, d. h. 14—18 Jähriger, in 
der Freiheit sind verschieden. Es bedarf also des Zusatzes 
„und gleichbeschäftigter“. Die Unterschiede werden sich in 
einem größeren Jugendgefängnis schwerlich bis auf das 
Kleinste durchführen lassen. 

IV. Zu § IX. 

a) Ziff. 1. 

Wodurch soll sich der Schnitt der Kleidung der Jugend¬ 
lichen von demjenigen der Erwachsenen unterscheiden? 

b) Ziff. 2. 

Wie kurz sollen die Haare geschnitten werden? 

V. Zu § X. 

Wenn eine hinreichende Zahl israelitischer Jugendlicher 
vorhanden ist, sollten für sie wöchentliche jüdische Religions¬ 
stunden und Gottesdienst abgehalten werden. 

VI. Zu § XI Ziff. 1 Satz 2. 

Das ist der Zweck des Unterrichts auch der Erwachsenen 
und ließe sich in § 65 sagen. 

VII. Zu § XVII. 

Wenn Zusatznahrungsmittel überhaupt zugelassen werden, 
möchte ich die Jugendlichen nicht davon ausgeschlossen sehen. 
Siehe bei § 70. 

VIII. Zu § XVIII Ziff. 2b. 

Da ich, wie bei § 72 ausgeführt, kein Freund des Dunkel¬ 
arrestes bin, ist mir dessen jetzige Unzulässigkeit bei Jugend- 
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liehen willkommen, weshalb ich mich gegen die Einführung 
bei dieser Altersklasse ausspreche. Dieses Strafmittel sollte 
auch in den Zwangserziehungsanstalten beseitigt werden. 
Man kann seiner im Jugendgefängnis um so mehr entraten, 
wertn die körperliche Züchtigung beibehalten und auf das Alter 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahre ausgedehnt wird. 

IX. Zu § XIX. 

Wie die Empfehlung zur vorläufigen Entlassung oder 
zur Begnadigung als Belohnung erzieherisch ausgenutzt werden 
soll, ist mir nicht ganz klar. Bleibt der Erfolg aus, dann ist 
die in der Empfehlung liegende Belohnung von nur ideellem 
Wert und es tritt vielleicht gar ein Umschlag ein. Gemeint 
ist wohl, daß durch Inaussichtstellen der Befürwortung er¬ 
zieherisch einzuwirken ist. Dabei wird aber große Vorsicht 
zu beobachten sein. Denn eine Empfehlung ist nur bei Er¬ 
reichung des vollen Erfolgs möglich (§XX), ihre Inaussiclit- 
nahme den Jugendlichen gegenüber also ein heikles Ding. 
Hinzukommt, daß sie die Sache so auffas?en werden, als hätten 
sie die Empfehlung in der Tasche und als bedeute diese die 
vorläufige Entlassung. Tritt diese nicht ein, dann ist die Ent¬ 
täuschung um so größer und die Autorität des Vorstandes 
leidet, wenn sich dergleichen öfter zuträgt. Denn es kommt auf 
und verbreitet sich der Verdacht entweder, daß sein Wort 
nichts gelte, oder, daß er flunkere. Ich habe selbst auf Anfrage, 
wie ich mich zu Gnadengesuchen oder Anträgen aus § 23 
StrGB. stellen würde, regelmäßig Zurückhaltung geübt und, 
falls überhaupt, fast immer erst dann, wenn die Bitte Gehör 
gefunden hatte, meine Befürwortung zu erkennen gegeben. 

X. Zu § XX. 

Ob der Strafvollzug vollen Erfolg gehabt hat, wird sich 
oft nicht mit Sicherheit entscheiden lassen, namentlich des¬ 
halb nicht, weil die vorläufige Entlassung schon nach sechs 
Monaten soll eintreten dürfen. Die Jugendlichen fahren bei 
Anlegung dieses bisher nicht angewandten strengen Maßstabes 
schlechter als jetzt. 

XI. Zu § XXI. 

Ich glaube, daß die in Abs. 1 vorgesehenen Maßnahmen 
öfter noch nicht beendet sein werden, wenn der Jugendliche 
entlassen werden muß. Sie erfordern gewöhnlich viel Zeit 
und Arbeit. Die Begnadigung kann rasch kommen, und der 
Antrag auf vorläufige Entlassung darf nicht abgehen, ohne 
daß die gesicherte Zukunft nachgewiesen ist. Da nun nach 
unserm mannheimer Beschluß D 1 das Mindestmaß der 
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Strafen gegen Jugendliche einen Monat betragen soll und 
häufig auf diesen oder wenig mehr erkannt werden wird, 
werden selbst sofort beiin Strafantritt eingeleitete Ermitt¬ 
lungen sich gar nicht selten über das Ende der Strafe hinziehen. 


Zweiter Teil. 

1 . 

Der vorstehende Aufsatz war um Mitte Juli 1913 druck¬ 
reif. Er blieb ruhen, weil ich erfuhr, daß unsere Kommission 
kurz vorher eine Neubearbeitung der Vorschläge beendet hatte, 
und das Erscheinen des zweiten Entwurfs abgewartet werden 
sollte. Er liegt nunmehr vor und ist von einer ausgiebigen 
und ergiebigen Begründung begleitet. Zwar sind manche meiner 
Ausführungen im ersten Teil, sei es durch den Text, sei es 
durch die Begründung, erledigt, doch habe ich nichts weg¬ 
gelassen, gekürzt oder sonst verändert. Denn die Gefahr des 
Aneinandervorbeiredens scheint mir nicht gegeben. Soweit 
die Vorschläge II, wie ich die jetzige Fassung bezeichne, in 
Ergebnis und Begründung mit mir übereinstimmen, halte 
ich es mit dem Sprichwörter Doppelt hält gut. Übereinstim¬ 
mung im Ergebnis und Verschiedenheit der Begründung 
läßt dem Leser die Wahl zwischen den Erwägungen auf beiden 
Seiten. Vielleicht billigt er das Vorgeschlagene, stellt aber 
noch andere oder überhaupt andere Erwägungen an. Ferner 
sind die Vorschläge II nicht mehr als Vorschläge und können, 
ja werden voraussichtlich Änderungen unterliegen. Es ist 
daher nicht ausgeschlossen, das bald hier, bald dort auf die 
Vorschläge 1 oder auf die Besprechungen zurückgegriffen wird. 
Hinzukommt, daß der erste Teil sich mit einigen grundsätz¬ 
lichen Erörterungen beschäftigt, die ich, mögen sie gebilligt 
werden oder nicht, nicht für verloren halte, und daß meine 
Bemerkungen, soweit Dinge betreffend, die als nicht in das 
Gesetz, sondern in die Hausordnung gehörend angesehen wer¬ 
den, für diese nicht ohne Wert sein dürften. Zurückzunehmen 
habe ich nichts, halte vielmehr alles, insbesondere das nunmehr 
von den Vorschlägen 11 Abweichende, aufrecht, das ich deshalb 
hier nicht wiederhole. 


2 . 

Die Vorschläge II verdienen das ihren Vorgängern von 
mir gespendete Lob nicht nur uneingeschränkt, sondern sogar 
in verstärktem Maße. Ohne daß die Vorschläge 1 in Wesent- 



— 110 — 


liebem beschnitten wurden und trotz der Erstreckung auf 
Einschließung, Arbeitshaus und Sicherungshaft und Berück¬ 
sichtigung vieler Anregungen in den Besprechungen ist die 
Zahl der Paragraphen nicht größer, vielmehr sogar .um 15 
verringert. Das ist durch knapperen, deswegen aber nicht 
minder verständlichen Wortlaut erreicht. Oft erfreut eine 
schärfere Fassung und mit einigen Ausnahmen wird durch- 
gehends für dieselbe Sache derselbe Ausdruck oder dieselbe 
Wendung gebraucht. Auch am Inhalt hat sich die bessernde 
Hand weitgehend betätigt. Die Kommission darf mit hoher 
Befriedigung auf ihr Werk blicken und des wärmsten Dankes 
des Vereins gewiß sein. 

Das gleiche gilt von der Begründung, um die sich Klein 
noch besondere Verdienste erworben hat. Sie steht auf der 
Höhe unseres dermaligen Wissens, verwertet reiche Erfahrungen 
und wird abweichenden Meinungen in sachlicher Art gerecht. 
Es fehlt nicht an wohlgelungenen Allgemeinbetrachtungen — 
ich denke dabei namentlich an diejenige über die Arbeit 
(S.44ff.) — wie Rückblicken und Ausblicken. Die Begründung 
hält die richtige Mitte zwischen übermäßiger Breite und über¬ 
großer Kürze. Eine Anzahl Fremdworte hätte vermieden 
werden sollen, z. B. allein auf den vier ersten Seiten: dif¬ 
ferieren (S. 6), Stadium (das.), Kautelen (S. 7), kodifiziert 
(das.), Situationen (S. 8). In der Aufzählung auf S. 64 fehlt 
Hamburg. Vielleicht ist meine nur die Gefängnissträflinge 
und die Korrigenden angehende Bemerkung Bd. 47 S. 309 
dieser Zeitschrift nicht richtig aufgefaßt. Freilich hat die 
Prügelstrafe bei Züchtlingen seit 12 Jahren keine Anwendung 
mehr gefunden, aber aufgehoben ist sie bisher nicht. Auf 
S. 52, 62 verwechselt die Begründung die Ziff. 2 und 3 des 
§34 oder der Text hat nachträglich eine andere Anordnung er¬ 
fahren. Ich halte die Reihenfolge, die der Begründung vor 
Augen geschwebt hat, für richtig und deshalb eine Umstellung 
im Texte für angebracht. 

Schreib- oder Druckfehler stehen in § 19 Satz 1, da 
§ 21 Ziff. 1 gemeint ist, und § 44 Ziff. 6, da die Klammer den 
§ 72 Ziff. 2 f. zu benennen hat, und in der Begründung S. 30, 
wo es heißen muß: § 361, S. 66, denn § 51 Ziff. a bis c ist nach 
dessen Ziff. 5 uud nach Anl. G. Spalte 25 zur Begründung 
richtig, und auf S. 68. Die braunschweiger Versammlung hat 
1894 stattgefunden und statt des zweimal angeführten 
Bandes 16 dieser Zeitschrift muß Bd. 28 genannt werden, 
und zwar bei Anführung der S. 125 mit dem Zusatz 
„Sonderheft“, der bei S. 118 ff. steht, aber auch bei dem Hin¬ 
weise auf Bd. 28 S. 112 ff. fehlt. 
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3. ' 

Ehe ich auf die Vorschläge in der nunmehrigen Gestalt 
eingehe, schicke ich einiges Allgemeine voraus. 

I. a) Der Anschauung der Begründung, daß der Entwurf 
der Strafrechtskommission mit seinen vier Freiheitsstrafen 
dem Vorentwurfe der deren nur drei kennt, gegenüber wegen 
größerer Klarheit und Bestimmtheit den Vorzug verdiene 
(S. 23), vermag ich nicht beizupflichten. Eine Auseinander¬ 
setzung darüber hat indessen keinen Zweck, weil das Straf¬ 
vollzugsgesetz selbstredend das Strafensystem des Straf¬ 
gesetzbuchs hinzunehmen hat, wie es ist, mag es ihm gefallen 
oder nicht. So viel sei aber doch bemerkt, daß der Lob¬ 
spruch sich in den Vorschlägen nur unvollkommen hat ver¬ 
wirklichen lassen. Denn der grundlegenden Unterschiede 
zwischen Einschließung und Haft sind wenige und einige 
davon überdies bestreitbar. 

b) Interessant und zutreffend ist die sich ungefähr mit 
der meinigen in Bd. 46 S. 316 dieser Zeitschrift deckende 
Bemerkung, daß das Arbeitshaus nicht rein sichernde Maß¬ 
nahme, sondern ein Mittelding zwischen dieser und Strafe 
ist (S. 76) 1 ). § 61 Ziff. 2 in Verbindung mit S. 74 — 75 der Be¬ 
gründung zeigt sogar, daß das Arbeitshaus einer Strafanstalt 
täuschend ähnlich sieht, und daß im Grunde genommen die 
nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen 
Arbeitshäusler den Züchtlingen, die anderen den Gefängnis¬ 
sträflingen gleichstehen. Hinsichtlich der Selbstbekleidung wird 
die letztere Kategorie der Arbeitshäusler obenein schlechter 
behandelt als Gefängnissträflinge im Besitz der Ehrenrechte und 
Selbstbeköstigung und Selbstbeschäftigung darf jenen Arbeits¬ 
häuslern nicht, Gefängnissträflingen aber selbst dann gestattet 
werden, wenn sie die Ehrenrechte nicht besitzen. Arbeitshäusler 
mit solchen sind zur Außenarbeit verpflichtet, Gefängnissträf¬ 
linge ohne solche nicht,haben vielmehr ihre Zustimmung zu geben. 

Jede Zwitterbildung nun stellt sich als etwas Ungesundes 
dar. Darum hätten Vorentwurf und Strafrechtskommission, 
der geschichtlichen Entwicklung folgend, das Arbeitshaus zur 
Strafe ausgestalten sollen. Ginge es nach mir, so würde ich allen 
gegen mich erhobenen Einwendungen zum Trotz noch jetzt 
eine Hauptstrafe aus ihm machen. 

Lieb ist mir ferner, daß die von mir im fortgesetzten Kampf 
gegen die von v. Jarotzky und anderen außer für die Zu¬ 
hälter verfochtene Harmlosigkeit der Arbeitshäusler betonte 

») Belege: § 60 Ziff. 3 Satz 2-4, § 62 Ziff. 2. 
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Kriminalität vieler bestätigt wird (S. 51). Zwar ist von 
den Haftgefangenen der Zukunft die Rede, aber es heißt, daß 
sich auch, d. h. so, wie jetzt, unter ihnen viele kriminell Be¬ 
lastete befinden werden, und gegenwärtig muß der Korrektions¬ 
haft eine Haftstrafe vorangehen und sind die Kriminellen 
vornehmlich unter denjenigen Haftgefangenen zu treffen, 
die in das Arbeitshaus wandern. 

Endlich freue ich mich dessen, daß in Übereinstimmung 
mit mir (a. a. 0. Bd. 45 S. 600) die vom Gegenentwurf für 
das Arbeitshaus aufgestellten Forderungen als kaum erfüllbar 
bezeichnet werden (S. 73). 

c) Die Sicherungshaft soll Sicherung sein, zugleich aber 
die Aufgabe des Arbeitshauses erfüllen (§ 63 Ziff. 1). Da dieses 
als Mittelding zwischen Strafe und sichernder Maßnahme be¬ 
zeichnet wird, ist folglich auch die Sicherungshaft, soweit ihr 
die Aufgabe des Arbeitshauses zufällt, Strafe. Denn der 
Sicherungszweck des Arbeitshauses ist ja ihr eigentlicher 
Zweck, kann ihr also nicht erst daraus erwachsen, daß sie gleich 
dem Arbeitshaus wirken soll. Mithin ist sie zur Hälfte Strafe 
und habe ich darin Recht behalten, daß die Verwahrungs¬ 
anstalt eine verkappte Strafanstalt sein werde (a. a. 0. Bd. 46 
S. 318). Das ergibt sich noch deutlicher aus § 65 Ziff. 1 Halb¬ 
satz 1, Ziff. 2, § 66 und S. 78 — 79 der Begründung. Selbst 
Gefängnissträflinge ohne Ehrenrechte stehen sich in Ansehung 
der Möglichkeit der Selbstbeköstigung, der Selbstbeschäftigung 
und der Verpflichtung zur Außenarbeit besser, als wenn sie 
Sicherungshaft verbüßten. 

d) Die Begründung läßt sich erschöpfend über die Ge¬ 
legenheiten, bei denen, und ausführlich, aber, wie sie hervor¬ 
hebt, nicht erschöpfend über die Gesichtspunkte, nach denen 
individualisiert werden soll, aus (S. 39). Ich gestehe, daß 
mir angst und bange wird, wie das alles nicht stückweise, 
sondern — denn darauf kommt es an — als Ganzes und 
grundsätzlich auf jeden Gefangenen, also selbst bei kürzester 
Strafe, Anwendung nicht bloß finden sol 1, womit nichts ge¬ 
holfen, sondern finden kann. Wenn die Begründung der 
Individualisierungsmöglichkeit durch den Charakter der Strafe 
als eines Übels Grenzen gezogen sein läßt, so frage ich mich 
angesichts der nicht einmal vollständigen Aufzählung der In¬ 
dividualisierungsgründe, wo dieser weitestgehenden Individu¬ 
alisierung beim freien Arbeiter, Handwerker, kaufmännischen 
Bediensteten, Beamten Raum gegeben wird und wie es die Gefan¬ 
genen mit der Individualität ihrer Vorgesetzten halten. Ich bin 
35 Jahre lang kein schlechter Beamter gewesen und habe 
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eine Reihe fast durchgängig mir wohlwollender Vorgesetzter 
gehabt, aber nach meiner Individualität hat mich keiner ge¬ 
fragt und bin ich wenig behandelt worden. Und doch ist wie 
der Gefangene nicht bloß Verbrecher, so der Beamte auch 
Mensch. Schroff ausgedrückt heißt das: jemand muß eingesperrt 
sein, um seiner Individualität Rechnung getragen zu sehen. 
Was wird aber aus der nach allen feinsten Strichen ihrer 
Windrose behandelten Individualität der Gefangenen nach dem 
Rücktritt in die rauhe und rücksichtslose Wirklichkeit? 
Es gibt zahlreiche psychologische Werke über den Menschen 
im allgemeinen und nicht wenige über Kriminalpsychologie, 
aber keins über den Nichtverbrecher als solchen. Wird einmal 
die Psychologie des GefängnisUeamten geschrieben werden? 

Ich finde, daß wir uns dem Uferlosen nähern, frage mich 
aber vor allem, wie solche Individualisierung durchzuführen 
ist. Sie ist möglich und üblich im Soldatenstande, weil der 
Kompagnie-, Batterie- oder Schwadronschef seine allenfalls 
150 Mann zwei bezw. drei Jahre lang unter den Händen hat, 
beinahe täglich sieht und sehr oft spricht und durch zwei bis 
drei Offiziere und mehr als ein Dutzend mit den Leuten 
zusammenlebender Unteroffiziere über das nicht Selbstbe¬ 
obachtete oder-gehörte genau unterrichtet wird. Sie ist 

im Gefängnis vollen Umfanges im allgemeinen nicht möglich, 
weil die große Mehrzahl der Strafen dazu viel zu kurz ist, 
weil schon die größeren Anstalten — von den großen und größten 
zu schweigen — eine dafür zu hohe Belegung haben, weil es 
am hierfür erforderlichen Personal fehlt. Die Begründung 
verkennt das nicht, warnt auch vor dem Bau zu großer 
Anstalten, zieht aber nicht den unabweisbaren Schluß, daß 
solche zu verbieten sind. Rücksichten auf länderweise Ver¬ 
schiedenheit der Bedürfnisfrage müssen ausscheiden. Im 
Gegenteil: je kleiner das Land und je kleiner daher die Anstalt, 
um so besser im Interesse der Individualisierung. Nun kann 
sich natürlich nicht alles um diese drehen. Dann mögen sich 
Zweckverbände bilden, wie sie bereits bestehen, wie sie die 
Begründung S. 28 andeutet und wie sie sich aus anderen 
Gründen ohnehin werden bilden müssen. Vgl. unten Ab¬ 
schnitt 4 Ia ß). Dem Unwesen bis in die neueste Zeit hinein 
erbauter Riesenanstalten muß gesteuert und ein Riegel vor¬ 
geschoben werden. Ein sehr wesentlicher Gesichtspunkt ist 
dabei der, daß der Vorstand in der Lage sein muß, selbst 
überall nach dem Rechten zu sehen und seine Leute genügend 
kennen zu lernen, um nicht ganz, in der Hauptsache oder zum 
Teil auf das Urteil anderer angewiesen zu sein. 


Blätter für Gefängniskunde. Bd. XLVIII 
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Normalbedingungen für Zellengefängnisse verlangt schon 
Ziff. 2 der wiener Vereinsbeschlüsse. Und die Statistik des 
preußischen Ministeriums des Innern bemerkt seit Jahren, 
daß in seinem Bereich Neubauten von Zellenanstalten für 
nicht mehr als 500, andere für nicht mehr als 600 Köpfe 
errichtet werden. 

Tour man scheint schon Anstalten mit einer Belegungs¬ 
fähigkeit von mehr als 400 Köpfen als große anzusehen 
,(Bd. 47 S. 487 dieser Zeitschrift). 

Wird, was ich verstehen kann, gesetzliche Bindung ge¬ 
scheut, so ist, um der dringenden Forderung nach mäßig großen 
Anstalten nahezukommen und dadurch eine der Individualität 
tunlich getreue Behandlung sowohl im allgemeinen als auch 
durch den Vorstand im besondern einigermaßen zu sichern, 
eine Ergänzung des § 71 Ziff. 1 geboten, die ich hiermit be¬ 
antrage und in der Form vorschlage: 

...über die Höchstzahl der dem Vorstand zu unter¬ 
stellenden Gefangenen. 

Ich verweise auf Ziff. 3d das. Deren Anordnungen dürfen 
sich natürlich auch auf die Größe der Arbeitshäuser und der 
Verwahrungsanstalten beziehen. Im übrigen werde ich bei 
diesem Paragraphen ausführen, daß das „kann“ einem „hat“ 
weichen muß, daher die Ziff. 3d in die Ziff. 1 hineinzunehmen ist. 

Ich habe die Fassung, wie geschehen, gewählt, damit 
nicht vielleicht der Ausweg ergriffen werde, mehrere Anstalten, 
deren jede, für sich betrachtet, die zulässige Höchstbelegung 
nicht übersteigt, womöglich nicht ganz erreicht, einem Vor¬ 
stand zu unterstellen. 

e) Was die Begründung über die Behandlung der Rück¬ 
fälligen sagt (S. 41), deckt sich ziemlich genau mit meinen 
Ausführungen in Teil I Abschnitt 4 II. 

f) Die etwas verhüllte Warnung vor der Schwäche (S. 39 
der Begründung) ist nicht nur allgemeingiltig, sondern auch 
bei dem weitreichenden Entgegenkommen der Vorschläge 
gegenüber den Gefangenen sehr zeitgemäß. Wie freilich an¬ 
gesichts ihrer, solange sie, wie vorauszusetzen, gewissenhaft 
und im Zweifel eher mitius denn durius befolgt werden, die 
andere gleichfalls verkleidete Mahnung, nicht in Grausamkeit 
zu verfallen (das.), möglich gewesen ist, leuchtet mir nicht ein. 

g) Mit großer Genugtuung ist die scharfe Abwehr der 
Bestellung des Gerichts zur Beschwerdeinstanz zu begrüßen. 
Ich finde in ihr der Hauptsache nach wieder, was ich in Bd. 44 
S. 551 und in Bd. 45 S. 613—614 dieser Zeitschrift sowie in 
Teil 1 Abschnitt LIc geschrieben habe, und weise darauf hin, 
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daß von den sechs Juristen der zweiten (siebengliedrigen) 
Kommission mindestens vier (v. Engel her g, Michal, Klein, 
Clement, ehe er Staatsanwalt wurde,) Richter gewesen sind, 
von etwaiger Befangenheit oder gar Voreingenommenheit sich 
also gewiß nicht reden läßt. 

h) Ob die Zahl der Jugendlichen weiter abnehmen wird, 
wie die Begründung S. 63 voraussieht, scheint mir ungewiß. 
Auf den in Hamburg seit Jahren — von 1893 bis 1911 
von mehr als 100 bis unter 20 männliche und von 20 bis auf 
zeitweise 0 und selten mehr als 2 oder 3 weibliche Jugendliche 
- beobachteten gleichmäßigen und bedeutenden Rückgang 
ist in letzter Zeit eine ansehnliche Steigerung gefolgt. Jugend¬ 
liche zwischen 12 und 14 Jahren fehlen schon jetzt so gut als 
ganz. Von der bedingten Verurteilung wird kaum größerer 
Gebrauch gemacht werden als heuer von der bedingten Be¬ 
gnadigung. Der Fürsorgeerziehung soll nicht zuviel zugetraut 
werden, damit sie nicht, wenn sie so oder so enttäuscht, 
ungerecht beurteilt werde. Bin ich recht berichtet, so sind die 
in Preußen an das Gesetz vom 2. Juli 1900 geknüpften hoch¬ 
gespannten, gewiß zu hochgespannten Erwartungen zu einem 
erheblichen Teile nicht in Erfüllung gegangen. 

i) Reichs und mein Begehren nach einer Reichsaufsicht 
wird von der Begründung mit einer Handbewegung abgetan. 
Denn der Satz, daß die Kommission sich von der Notwendig¬ 
keit und Nützlichkeit solcher Aufsicht nicht habe überzeugen 
können (S. 82), ist keine Begründung. Ich halte an der Sache 
fest und verlange nunmehr die Einstellung folgendes Para¬ 
graphen : 

Der Vollzug, desgleichen die Ausführung der sichernden 
Maßnahmen unterstehen der Beaufsichtigung durch das 
Reich. Sie wird durch den Reichskanzler (Reichsjustizamt) 
geübt und erfolgt inbesondere durch tunlich häufige Besich¬ 
tigungen der Anstalten und Einrichtungen. Über dabei Vor¬ 
gefundene Mängel beschließt der Bundesrat nach Anhörung 
der Landesregierung. Landesrechtliche Vorschriften von 
allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere 
Hausordnungen, sind dem Reichskanzler (Reichsjustiz¬ 
amte) tunlichst vor dem Erlaß mitzuteilen. Er hat, 
soweit tunlich, auf Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit 
innerhalb des Reiches hinzuwirken. 

Meine allgemeinen. Gründe sind die früheren. Die Recht¬ 
fertigung der einzelnen Bestimmungen ergibt sich von selbst, 
wenn der Grundgedanke möglichster Vereinheitlichung des 
als Ausfluß des gemeinsamen Strafgesetzbuches sich darstellen- 


8 * 
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den Strafvollzugsreclits richtig ist und folgerichtig durch¬ 
geführt werden soll. 

Der Paragraph kommt zweckmäßig an die Spitze des 
neuzubildenden Abschnittes 1 D zu stehen. Siehe hierunter 1 Ia. 
Der Reichskanzler würde natürlich als Organ des Kaisers 
handeln, dem nach Art. 17 der Reichsverfassung die Über¬ 
wachung der Ausführung der Reichsgesetze zusteht. 

1 Ia. Zuständigkeitsbestimmungen gehören nach meiner 
Auffassung nicht an das Ende, sondern möglichst an den An¬ 
fang des Gesetzes, weil sie auf viele Bestimmungen hinweisen. 
Wenn sie das nicht im voraus tun, sondern von hintenher auf 
letztere verweisen, so scheint mir das nicht die richtige Ordnung 
zu sein. Ich beantrage daher, hinter Abschnitt IC einen neuen 
ID „Zuständigkeitsbestimmungen“ aus dem eben vorgeschlage¬ 
nen und den §§ 71—73 zu bilden. Ohnehin stimmt die Über¬ 
schrift des Abschnitts IX mit dem Inhalt insofern nicht 
überein, als § 70 die Schlußbestimmungen enthält, also min¬ 
destens § 73 zu werden hat. 

b) Ich schlage ferner eine Umgestaltung des § 72 in der 
Art vor, daß § 39 Ziff. 1 von dieser Stelle entfernt wird und 
in § 72 die Ziff. 2 erhält, an welche dann die jetzige Ziff. 4 als 
Ziff. 3, Ziff. 5 als Ziff. 4, Ziff. 3 als Ziff. 5 und Ziff.' 2 als Ziff. 6 
sich anzuschließen haben. Ich habe dabei an der Hand der 
sofort folgenden Wortfassung eine Abstufung von oben nach 
unten im Sinn und nehme wegen Einzelheiten auf die zu 
§ 72 gemachten Ausführungen Bezug. Dieser soll demgemäß 
von Ziff. 2 — 5 lauten: 

1 . ... 

2. Die allgemeinen Vorschriften über gesundheitspolizei¬ 
liche Überwachung von Anstalten finden Anwendung. 

3. Die Oberaufsichtsbehörde hat regelmäßige Besichti¬ 
gungen durch die Gewerbeinspektion zu bewirken. 

4. Die Oberaufsichtsbehörde kann für' einzelne Anstalten 
Vertrauenspersonen bestellen und hat deren Rechte 
und Pflichten zu bestimmen. 

5. Die Aufsichtsbehörden haben regelmäßige und auch 
unvermutete Besichtigungen vorzunehmen. 

6 . ... 

c) ln Abschnitt IC empfehle ich eine Umstellung der 
beiden Paragraphen, w'eil der spätere das Allgemeinere ent¬ 
hält, also von Rechts wegen vorangehen .muß. 

d) Zu Abschnitt IV beantrage ich diese Umänderung der 
Reihenfolge: E wird B, D wird C, C wird D, B wird E. Dann 
gehen B bis D das leibliche, E und F das geistige Leben der 
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Gefangenen an. Auch betreffen jene alle Gefangenen, diese 
nicht. Z. B. kennt § 25 Ziff. 2 nur Christen und Juden und von 
den Christen nur die Mitglieder der Kirchen, nicht die Sektierer, 
und § 26 Satz 2 gilt für Erwachsene nur bedingt. Nehme ich 
den vielgebrauchten Satz von der mens sana in corpore sano 
hinzu, dann glaube ich für meine Reihenfolge die bessere Logik 
beanspruchen zu können. Statt der Überschrift „Seelsorge“ 
ist als Seitenstück zur Gesundheitsfürsorge und Bildungs¬ 
fürsorge zu setzen „religiöse Fürsorge“, zumal Religionsunter¬ 
richt nicht ohne weiteres Gegenstand der Seelsorge ist. Andern¬ 
falls brauchte über ihn, soweit geordnete Seelsorge besteht, 
nichts gesagt zu werden. Er wird übrigens denn auch viel¬ 
fach nicht vom Geistlichen, sondern vom Lehrer erteilt und 
die Begründung behandelt ihn vermöge der Bezugnahme auf 
§ 41 (S. 44) als Schulunterricht. 

e) Ich beantrage allenthalben Verwendung desselben Aus¬ 
drucks für dieselbe Sache. 

%) 1. Strafanstalt ist eine Unterart der Gefangenenan¬ 
stalt und das Gegenstück des Untersuchungsgefängnisses, im 
Sinne der Vorschläge II aber der Anstalten für sichernde 
Maßnahmen (Überschriften der Abschnitte JA und IB) und 
bezeichnet im Bereiche des preußischen Ministeriums des Innern 
gar nur das Zuchthaus. Von Strafanstalten reden die Über¬ 
schrift des Abschnitts IA und § 5 Satz 1, §§ 8, 9 Satz 1, §§ 36, 37 
Ziff. 2 Satz 1, § 58 Ziff. 1, § 61 Ziff. 1, §§^66, 71 Ziff. 1 f. Sonst 
findet sich der Name Anstalten (§ 1 Ziff. 1, 2, § 2 Ziff. 1, 2, 
§4 Ziff. 1 Satz 1, Ziff. 2 Satz 1, §5 Satz 1, 3, § 6 Satz 2, § 7 Satz 2, 
§§11, 14 Ziff. 2, §27 Ziff. 1, Ziff. 2 Satz 1, 2, 4, Ziff. 3, 4, §31 
Ziff. 2 Satz 1, § 33 Ziff. 1 Satz 1, Ziff. 2, §§ 39, 41 Satz 1, § 42 
Ziff. 2 Satz 1, Ziff. 3, § 54 Ziff. 2 Satz 2. Er ist also der bei 
weitem häufigere und überall da von selbst gegebene, wo nicht 
der Deutlichkeit wegen von Strafanstalt geredet werden muß. 
Das ist nun nicht in den §§36, 37 Ziff. 2 Satz 1, §58 Ziff. 1, 
sondern nur in der Überschrift zu Abschnitt IA, §§ 8, 9 Satz 1, 
61 Ziff. 1, § 66, 71 Ziff. 1 f. der Fall. 

Ferner wird von Anstalten gesprochen in § 6 Satz 1, § 7 
Satz 1 nur, in §70 Ziff. 2, §72 Ziff. 3—5 wahrscheinlich auch 
für Arbeitshäusler bezw. Sicherungshäftlinge, in § 70 Ziff. 2, 
§ 72 Ziff. 3 wahrscheinlich außerdem für geistig Minder¬ 
wertige bezw. Trinker. § 8 setzt übrigens Anstalten nicht 
notwendig voraus, wie nicht bloß der Text, sondern auch der 
Vergleich mit § 9 Satz 2 lehrt. 

2. Die Vorschläge erwähnen das Untersuchungsgefängnis 
nicht. Nun ist es aber dem Wortlaut nach zweifellos, daß die 
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Unterbringung gemäß §§ 8, 9 Satz 1 wie in einer Anstalt für 
Sicherungshaft, so im Untersuchungsgefängnis zulässig ist und 
daß in § 6 Satz 2 und § 7 Satz 2 mit den Anstalten zwar auch, 
aber nicht bloß Strafanstalten gemeint sind, mithin einer Ver¬ 
bindung sowohl des Arbeitshauses als der Verwahrungsanstalt 
mit einem Untersuchungsgefängnis nichts im Wege steht. 
Ich wende mich in diesem Zusammenhang gegen das eine 
und gegen das andere und spreche mich deshalb dafür aus, 
daß in § 8 und § 9 Satz 1 gesagt werde: Gefangenen¬ 
anstalt und in § 6 und § 7 als Satz 3 eingeschoben werde 

dort: Die Verbindung mit einem Untersuchungsgefäng¬ 
nis ist unzulässig, 

hier: Die Unterbringung in einem Untersuchungsgefängnis 
ist unzulässig. 

ß) § 2 Ziff. 2 Satz 2 spricht von kleineren Gefängnissen 
im Gegensatz zu größeren Anstalten. Abgesehen von der 
fehlenden Abgrenzung nach der Seite der Größe oder Klein¬ 
heit, stellt auch ein kleineres Gefängnis eine Anstalt dar. 
Wenn unter Anstalten nur größere zu verstehen wären, müßte 
es heißen: in den Anstalten oder größeren Abteilungen. Vgl. 
noch § 72 Ziff. 5. Innerhalb eines kleineren Gefängnisses 
kann sich eine größere Frauenabteilung befinden. Folgerecht 
hat Satz 2 zu beginnen: 

In den kleineren Anstalten... 

y) In § 64 Ziff. 1 kommt die Zuchthausverwaltung vor. 
in § 72 Ziff. 5 die Verwaltung. Beide Male kann es sich füglich 
nur um den Vorstand handeln, dessen § 44 Ziff. 1 Satz 1, 
§ 52 Ziff. 1 Halbsatz 1, § 58 Ziff. 1 gedenken. An der letzten 
Stelle sind die Worte „der Strafanstalt“ als überflüssig zu strei¬ 
chen. Auch ist die durch sie gegebene Fassung zu eng, weil 
auch der Vorsteher eines Gefängnisses im Sinne des § 2 Satz 2 
im Falle der Beibehaltung dieses Ausdrucks in Frage kommen 
kann, ln § 64 Ziff. 1 bedarf es nicht der Ersetzung des Zucht¬ 
hauses durch die Anstalt, wohl aber wie in § 72 Ziff. 5 der 
Verwaltung durch den Vorstand. 

8) § 43 Ziff. 1 redet von Beamten, § 72 Ziff. 5 vom Be¬ 
amtenpersonal, § 29 Ziff. 2 und § 50 Satz 2 von Anstalts¬ 
beamten. § 72 Ziff. 5 ist, vorbehaltlich des unter XIX bs) 
Bemerkten, mit § 43 Ziff. 1 in Übereinstimmung zu bringen, 
und wie in §43 Ziff. 1 genügt es in § 50 Satz 2, von Beamten 
zu sprechen. Andere als Anstaltsbeamte kommen ohnehin 
nicht in Frage, deshalb braucht auch § 29 Ziff. 2 nicht 
von Anstaltsbeamten zu sprechen. Überdies wird für den 
Privatbedarf anderer als Anstaltsbeamter wohl kaum irgendwo 
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gearbeitet werden, wenigstens nicht so, daß jene in der Art 
wie diese, d. h. als unmittelbare Auftraggeber, auftreten. 

s) § 15 Satz 1, § 44 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 6, § 52 Ziff. 4 er¬ 
wähnen den Arzt, § 37 Ziff. 1 Satz 1 und 2 den Anstaltsarzt. 
Warum, da dieser auch dort gemeint ist? Die verschiedene* 
Bezeichnung ist also zu beseitigen. 

0 Während § 4 Ziff. 2 Satz 1, §5 Satz 2, § 23 Ziff. 1, § 46 
Ziff. 1, § 70 Ziff. 3, § 71 Ziff. lh, §72 Ziff. 1 sich am „Vollzüge“ 
genügen lassen, glauben §24 Ziff. 1 Satz 1, § 28 Ziff. 1, § 30 Ziff. 
3 Satz 2, § 64 Ziff. 1, § 71 Ziff. 1 f., daß „Strafvollzug“ den 
Vorzug verdiene. Der Grund ist freilich nicht einzusehen. 
Auch die in Betracht kommenden Randschriften zu den §§ 22, 
23, 46 halten „Vollzug“ für ausreichend und verwenden das 
Wort sogar beim Arbeitshaus (zu § 59), während dem § 6 
Satz 1 zufolge eher von der Aufgabe der Unterbringung zu 
reden wäre, wie denn auch bei der Sicherungshaft die Rand¬ 
schrift zu § 63 von der Aufgabe der Verwahrung spricht. 

•/)) Ebensowenig ist ersichtlich, weshalb es einzig und allein 
in § 71 Ziff. lb .„Strafgefangene“ heißen soll. 

t>) Nach § 6 Satz 1 hat die Unterbringung im Arbeitshaus 
zu erfolgen, nach § 7 Satz 1 die Verwahrung in Sicherungshaft 
zu geschehen, nach § 8 die Verwahrung geistig Minderwertiger 
zu erfolgen, nach § 9 Satz 1 die Verwahrung voh Trinkern 
nicht stattzufinden. § 64 Ziff. 1 gebraucht in bezug auf die 
Sicherungshaft den Ausdruck Unterbringung. Die Rand¬ 
schriften zu §§ 8, 9 nennen die dort behandelte Verwahrung 
Unterbringung. Gefangene werden nach den Randschriften 
zu §§ 2, 4, 5 und nach § 2 Ziff. 1 Satz 1, § 10 Ziff. 5 unterge¬ 
bracht, nach der Überschrift zu Abschnitt 111 und nach § 1 
Ziff. 2, § 2 Ziff. 1 Satz 2, § 19 Ziff. 1 Satz 1, § 21 Ziff. 3 ver¬ 
wahrt. Ferner ist vom Halten in Einzelhaft bei Gefangenen 
(§ 20 Ziff. 2) und in Gemeinschaftshaft bei Arbeitshäuslern 
(§ 60 Ziff. 1 Satz 1) die Rede. Endlich kommt die Wendung vor, 
daß Kinder in der Anstalt zu belassen sind (§ 14 Ziff. 2), 
Jugendliche in Anstalten... belassen werden können (§ 4 
Ziff. 1 Satz 1 Halbsatz 2). Ohne Schwierigkeit oder Gefahr 
der Mißdeutung kann es überall gleichmäßig heißen: verwahren 
bezw. Verwahrung 1 und erfolgen. 

i) Die Arbeitshäusler werden Insassen (§ 6 Satz 3, § 40 
Ziff. 1, §§59, 60 Ziff. 1 Satz 1, Ziff. 2 Satz 1, §61 Ziff. 2 Satz 1, 

§ 62 Ziff. 1 Halbsatz 1), in § 60 Ziff. 1 Satz 2 Verurteilte, 2 ) 


l ) Auch in § 60 Ziff. 3 Satz 2 und 3. 

-) Anders liegt § 6 Satz 4. Vgl. dazu § 5 Satz 1, § 55 Satz 1. Wieder 
anders § 14 Ziff. 1 Satz 1. 
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die Sicherungshäftlinge in § 7 Satz 3 Insassen, sonst (§ 40Ziff. 1, 
§ 63 Ziff. 3, § 65 Ziff. 3 Satz 1, § 67 Satz 1) Verwahrte genannt. 
In § 71 Ziff. lb werden, wie aus § 61 Ziff. 2 Satz 2 zu folgern, 
unter den Verwahrten die Arbeitshäusler, offenbar mit¬ 
verstanden, die geistig Minderwertigen und die Trinker ebenso 
offenbar nicht mitverstanden. Ich halte es für notwendig, 
auf der einen Seite nur von Insassen, auf der andern Seite 
nur von Verwahrten oder noch besser und im Anschluß an 
vorstehenden Vorschlag nur von Verwahrten zu reden und 
gleichzeitig in § 71 Ziff. lb hinter dem Worte „Verwahrten“ 
einzuschalten: (§§ 6, 7). 

x) Ich weiß nicht, ob das Getrennthalten in § 6 Satz 4, 
§ 35 Ziff. 4 etwas anderes und etwa Milderes bedeuten soll 
als die Trennung (§ 1 Ziff. 2, 3, §§ 3, 4 Ziff. 1 Satz 2, 3, Ziff. 2 
Satz 2, § 5 Ziff. 3, § 6 Satz 3, § 7 Satz 3, § 19 Satz 1, § 21 Ziff. 1, 
3, § 27 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 2 Satz 3) 1 ). Mann kann das vielleicht 
aus der Vergleichung von § 6 Satz 4 mit § 6 Satz 3 schließen, 
indem die Absonderung der weiblichen von den männlichen 
Arbeitshäuslern schärfer sein soll als diejenige der Zuhälter 
von den übrigen Insassen des Arbeitshauses. Auch § 7 Satz 3 
und § 35 Ziff. 4 lassen sich in ähnlicher Weise gegenüber¬ 
stellen. Dann würde also Getrennthalten statt Trennung 
nicht genügen, folglich auch da nicht, wo nur tunlichste 
Trennung (§ 5 Satz 3), Getrenntwerdensollen (§ 3) oder 
gar nur Getrenntwerdenkönnen (§ 4 Ziff. 1 Satz 3) ange¬ 
ordnet wird. Hier ist demnach die Absonderung nicht nötig, 
dürfte aber, wenn vorgenommen, nicht anders als durch 
Trennung geschehen. Das ist denn doch wohl nicht gemeint, 
sondern Trennen und Getrennthalten'-) als dasselbe gedacht. 
Dann soll aber ausschließlich von Trennen geredet werden. 

>.) In §20 Ziff. 2, §37 Ziff, 1 Satz2, §54 Ziff. 2 Satz 2 steht 
„Antrag“, in § 37 Ziff. 3, § 40 Ziff. 1, §54 Ziff.4 „Verlangen“. 
Eins von beiden scheint mir richtiger. Ich ziehe „Antrag“ vor. 

|x) „Gewähren“ in § 23, „bewilligen“ in § 33 Ziff. 2 und 
„zulassen“ in § 42 Ziff. 2 Satz 2 sind durch das sonst regel¬ 
mäßig gebrauchte „gestatten“ (§ 27 Ziff. 2 Satz 4, § 33 Ziff. 3 
Halbsatz 2, Ziff. 5, § 34 Ziff. 1, 3, § 37 Ziff. 1 Satz 3,'§ 43 Ziff. 1 
Satz 1, Ziff. 2, § 44 Ziff. 1 Satz 3, § 47 Ziff. 1 Halbsatz 2, § 54 
Ziff. 2 Satz 2, § 65 Ziff. 3 Satz 1, § 69 Ziff. 3) zu ersetzen. 
Ebenso sollte es in § 43 Ziff. 3 nicht heißen die Erlaubnis zum 
Empfange von Besuchen, sondern: die Gestattung der Be¬ 
suche, wenn nicht die kürzere Fassung gewählt wird: bei 

0 Anders liegt § 14 Ziff. 1 Satz 2. 

2 ) Auch Getrenntverwahren (§ 1 Ziff. 2), wie aus Ziff. 3 das. folgt. 
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Mißbrauch können die Besuche... §51 Ziff. lg läßt die Ent¬ 
ziehung der Schreib- und Besuchserlaubnis zu. Dafür war 
zu sagen: der Gestattung des Schreibens und der Besuche. 
Doch gibt es dafür die geschicktere Formel: Entziehung des 
schriftlichen Verkehres und der Besuche. 

v) § 43 Ziff. 2 Satz 2 gestattet die Zulassung anderer 
oder weiterer Besuche und gebraucht damit dieses Wort in 
einem andern Sinn, als ihn die Vorschläge sonst damit ver¬ 
binden. Das läßt sich durch die obenein kürzere Fassung 
beseitigen: andere oder weitere Besuche können gestattet 
werden. Im übrigen finden sich: zulassen (§ 27 Ziff. 2 Satz 1, 
§ 29 Ziff. 3 Satz 1, § 42 Ziff. 2 Satz 2, 1 ) §46 Ziff. 2 Satz 1), 
nicht zulassen (§ 22 Ziff. 1, § 29 Ziff. 1), zulässig (§ 14 Ziff. 1 
Satz 2, § 51 Ziff. 1, 5, §§ 56, 60 Ziff. 1 Satz 2, § 71 Ziff. lg), 
nicht zulässig (§ 30 Ziff. 3 Satz 1), unzulässig (§ 24 Ziff. 2). 
Ich gehe nun nicht so weit, um zu verlangen, daß, wie wohl 
möglich' 2 ), in alle diese Stellen das Wort „gestatten“ einrücke, 
wünsche aber wenigstens, daß es entweder „nicht zulässig“ oder 
— mir genehmer — „unzulässig“ heiße und in § 21 Ziff. 2 
„zulässig ist“ für „stattfinden darf“, in § 22 Ziff. 1, § 9 Satz 1 
aber „ist unzulässig“ für „verboten“ bezw. „darf nicht statt¬ 
finden“ gesagt werde. § 22 Ziff. 1 bedarf dann freilich 
anderer Fassung, als welche ich unter Nutzbarmachung des 
Wortes „regeln“ in §§ 11, 73b für sie in Antrag bringe: 

Jede... nicht geregelte... ist unzulässig. 

Nun kommen aber auch die Wendungen „ausgeschlossen“ 
(§20 Ziff. 1 Satz 5, § 29 Ziff. 2, § 33 Ziff. 4 Satz 2, § 51 Ziff. 4, 
§ 57 Ziff. 4 Satz 2, § 60 Ziff. 2 Satz 3, § 61 Ziff. 2 Satz 2, § 65 
Ziff. 2) und „nicht ausgeschlossen“ (§ 21 Ziff. 1, § 52 Ziff. 3) 
vor. Mit dem Ausschließen kann eine gesteigerte Unzulässig¬ 
keit nicht gemeint sein. Denn gesundheitsgefährliche Arbeiten, 
die nach § 29 Ziff. 1 nicht zugelassen werden dürfen, sind unter 
allen Umständen zu verwerfen, während Arbeiten für Beamte, 
die nach Ziff. 2 das. ausgeschlossen werden sollen, nichts 
Unrechtes bedeuten und das Verbot nach S’. 48 der Begründung 
nur Gründen der Strafvollzugspolitik verdanken. Daher hat 
an die Stelle des „ausgeschlossen“ das „unzulässig“ zu treten. 
Gleichzeitig würde ich § 29 Ziff. 1, 2 so verändern: 

1. Gesundheitsgefährliche Arbeiten sind unzulässig. 

2. Desgleichen Arbeiten für den Privatbedarf der Be¬ 
amten mit Ausnahme von Feld- und Gartenarbeiten 

und dem § 52 Ziff. 3 folgenden Wortlaut geben: 

0 Wegen dieses siehe vorstehende Nummer (x). 

2 ) Und in § 10 Ziff. 5 geschehen. Nunmehr wird dort umgekehrt 
zu sagen sein: zulässig. 



— 122 — 


Eine Ordnungsstrafe ist ungeachtet der Einleitung eines 

gerichtlichen Strafverfahrens zulässig. 

Da endlich zulässig ist, wovon abgesehen werden darf, 
scheint es mir angezeigt, in § 1 Ziff. 3 und § 19 Satz 2 eine 
Abänderung dahin vorzunehmen: 

Bei... ist die Aufhebung der Trennung zulässig. 

o) ln § 43 Ziff. 3 und § 44 Ziff. 4 steht Mißbrauch und 
es reden § 43 Ziff. 2 von Mißbrauch, der zu besorgen ist, 
§ 44 Ziff. 3 aber von Mißbräuchen, die zu befürchten sind, 
§ 16 Ziff. 3 Halbsatz 2 von Gegenständen, die mißbräuchliche 
Verwendung befürchten lassen, § 20 Ziff. 1 Satz 4 von einem 
zu besorgenden schädlichen Einfluß und § 58 Ziff. 2 Satz 1 
von der zu befürchtenden Flucht. Warum heißt es nicht 
durchweg Mißbrauch und befürchten? Oder soll letzteres 
eine verstärkte Besorgnis ausdrücken und in § 44 Ziff. 3 
wirklich nur die Gefahr mehrfachen oder wiederholten Miß¬ 
brauchs getroffen werden? 

r) Während man in § 61 Ziff. 1, § 62 Ziff. 1 Halbsatz 2, 
§ 63 Ziff. 2, § 66 Ziff. 2 liest: Anwendung finden und — warum 
das? — in § 61 Ziff. 2 Satz 1 steht: zur Anwendung kommen, 
in § 51 Ziff. 2 Abs. 1 aber: zur Anwendung bringen, heißt es 
in § 45 Ziff. 2 Halbsatz 2: ist anwendbar, was bedeutet: läßt 
sich anwenden, kann angewendet werden. Gemeint ist aber 
doch wohl, daß der § 44 Ziff. 6 anzuwenden ist. Denn was 
anderen Schriftstücken geisteskranker Gefangenen recht ist, 
muß ihren Eingaben an die Gerichte usw. gewiß billig sein. 
Somit ist Gleichheit der Ausdrucksweise auch für §45 Ziff. 2 
geboten und für § 61 Ziff. 2 Satz 1 von selbst gegeben. Nicht 
minder für § 51 Ziff. 2 Abs. 1. Ziff. 3 Satz 1 das. gebraucht 
für dieselbe Sache das Wort „verhängen“. Ebenso § 52 Ziff. 1 
Halbsatz 1, Ziff. 2. 

p) Weitere (kleine) sprachliche Dinge werde ich bei Be¬ 
sprechung der Einzelbestimmungen berühren. 

4. 

Was ich zu einzelnen Paragraphen zu bemerken habe, 
ist dies: 

1. Zu Abschnitt 1A. 

a) § 1. 

a) Ich beantrage zur Abschneidung jedes Zweifels die 
Herübernahme der Begriffsbestimmung der Abteilung aus der 
Begründung in den Text. 

ß) Die Zuchthausstrafe ist durch einen scharfen Schnitt 
von den übrigen Freiheitsstrafen zu scheiden. Ihre Besonder- 
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heit muß schon äußerlich in die Erscheinung treten, was den 
Vollzug in ausschließlich für sie bestimmten Anstalten bedingt. 
Ich halte es für einen nicht weiter zu duldenden Mißstand, 
wenn diese schwerste Strafe mit anderen unter einem Dache, 
vielleicht nur in einem besondern Geschoßteile, vollzogen 
wird, und vermag mir nicht zu eigen zu machen, was die Be¬ 
gründung ( S. 28) dafür vorbringt. Die Bildung von Zweck¬ 
verbänden wird wahrscheinlich auch sonst notwendig werden. 1 ) 
Ich denke dabei namentlich an die verschiedenen Abteilungen 
für jugendliche weibliche Gefangene. Selbst Preußen wird 
für sie mehr als zwei bis drei Einschließungsabteilungen kaum 
nötig haben. Auch die Durchführung des § 21 Ziff. 3 wird nicht 
geringe Schwierigkeiten machen, zumal wenn gemauerte Schlaf¬ 
zellen gemeint sind, so daß Kojen nicht genügen. Mein Ent¬ 
wurf zu Ziff. 1 lautet daher: 

Vorbehältlich der Bestimmungen in Ziff. 3 (§37 Ziff. 2), 
§4 Ziff. 2 und §5 Satz3 sind die Züchtlinge in (besonderen), 
für sie ausschließlich bestimmten Anstalten zu verwahren 
und dürfen die anderen Gefangenen in (besonderen), für 
die einzelnen Arten ausschließlich bestimmten Abteilungen 
verwahrt werden. 

Abteilungen im Sinne dieses Gesetzes sind für sich 
bestehende Gebäude oder abgeschlossene Geschosse oder 
Geschoßteile. 

Freilich scheint mir, daß eine für einen Zweck ausschließ¬ 
lich bestimmte Anstalt oder Abteilung von selbst eine besondere 
ist. Die Klammer soll daher besagen, daß ich das von ihr ein¬ 
geschlossene Wort für unnötig halte, 
b) § 2. 

a) In § 1 Ziff. 1 Satz 1 werden wie in § 4 Ziff. 1 Satz 1 
Halbsatz 1, Ziff. 2 Satz 1, § 5 Satz 1 besondere Anstalten mit 
ausschließlicher Zweckbestimmung verlangt, in § 2 Ziff. 1 
Satz 1 aber nur ausschließlich für weibliche Gefangene be¬ 
stimmte 2 ). Sie halten damit die Mitte zwischen jenen und den 
Anstalten mit tunlichst ausschließlicher Zweckbestimmung 
(§ 6 Satz I, § 7 Satz 1). Nun ist doch aber die schärfste Ab¬ 
sonderung gerade der weiblichen von den männlichen Ge¬ 
fangenen geboten. Außerdem genügen für die Abteilungen 
abgeschlossene Geschoßteile im Gegensatz zu den baulich 
abgesonderten Anlagen der § 6 Satz 2, § 7 Satz 2 und ist selbst 

b Vgl. Abschnitt 3 18). Mehrere thüringische Staaten haben seit 
langem eine Vollzugsgemeinschaft gerade auch für die Zuchthausstrafe 
geschlossen. 

2 ) Umgekehrt in § 6 Ziff. 1 Satz 1 der Vorschläge I nur besondere. 
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die Unterbringung in Abteilungen nur als Sollen vorgeschrieben. 
Die Erfüllung des Satzes 2 genügt auf der einen Seite und wird 
auf der andern auch da gefordert, wo Abteilungen bestehen. 
Eine Verhinderung jeden Verkehrs ist aber selbst dann 
unmöglich, wenn die Abteilungen in für sich bestehenden 
Gebäuden untergebracht und daneben alle erdenklichen bau¬ 
lichen und sonstigen Vorkehrungen getroffen sind. So liegen 
die Dinge in Fuhlsbüttel und dennoch weiß ich von dem Ver¬ 
kehr ein Lied zu singen. Ich schlage für Ziff. 1 folgende 
Fassung vor: 

Die weiblichen Gefangenen sind in (besonderen) für 
sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen 
zu verwahren, die Abteilungen so einzurichten, daß der 
Verkehr mit den männlichen Gefangenen verhindert wird, 
ß) Was ist unter den auch in § 72 Ziff. 5 vorkommenden 
größeren Anstalten und demzufolge unter den kleineren Ge- „ 
fängnissen zu verstehen? Letztere sind, wie sich aus der 
sonst überflüssigen Hinzufügung des Dienstes an den weib¬ 
lichen Gefangenen ergibt, als für beide Geschlechter ge¬ 
meinschaftlich gedacht, während die größeren Anstalten man¬ 
gels dieser Hinzufügung und wegen der Zusammenstellung mit 
den Abteilungen Frauengefängnisse sein müssen. Übrigens 
kann sich, wie in Abschnitt 3e ß) bemerkt, in einem kleineren 
Gefängnis eine größere Frauenabteilung befinden und ver¬ 
lautet über kleinere Anstalten und Abteilungen für weibliche 
Gefangene, die es geben kann, gibt und geben wird, nichts. 
Demgemäß beantrage ich Ziff. 2 so zu fassen: 

Für den Dienst an den weiblichen Gefangenen werden tun¬ 
lichst nur, für den Aufsichtsdienst nur weibliche Personen 
verwandt, und zwar in den kleineren Abteilungen mindestens 
Hilfskräfte, in den■ Anstalten und größeren Abteilungen 
tunlichst nur, für den Aufsichtsdienst nur Beamte, 
y) Ziff. 3 ist alsdann zu streichen, da Baden und Durch¬ 
suchen zum Aufsichtsdienste gehört. 

c) § 3. 

Sollte die Randschrift nicht besser „Absonderung“ 
lauten? Was rechtfertigt denn aber die von der des Textes 
sich unterscheidende Wortwahl? 

d) § 4. 

a) Bei den Abteilungen für Jugendliche tritt den Anforder¬ 
ungen des § 1 Ziff. 1 Satz 1 das Erfordernis der vollständigen 
Trennung hinzu. Ich habe gedacht, daß ihm durch ein eigenes 
Gebäude als baulich abgesonderte Anlage, wie sie § 6 Satz 2 und 
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§ 7 Satz 2 für Arbeitshaus und Verwahrungsanstalt vorsehen, 
zu entsprechen, weil von ihnen mehr zu fordern sei als von 
den Abteilungen der Strafanstalten sonst. Nun belehrt mich 
aber S. 30 der Begründung, daß die Anlagen für Arbeits¬ 
häusler und Sicherungshäftlinge mehr eine Welt für sich sein 
sollen als die Strafanstaltsabteilungen, folglich auch diejeni¬ 
gen für die Jugendlichen, und daß von den Anlagen mehr zu 
fordern sei als von den Abteilungen. Mithin genügen auch für 
die Abteilungen der Jugendlichen abgeschlossene Geschosse 
und selbst Geschoßteile. Die „vollständige“ Trennung läßt 
sich dann nur in der Art des § 2 Ziff. 1 Satz 2 bewirken. Das 
muß dann aber im Gesetz zum Ausdruck gebracht werden. 

Und was wird aus den Jugendlichen mit Strafen von weni¬ 
ger als einem Monat? Die Vorschläge II schweigen so völlig, 
daß nicht einmal eine dem § 2 Ziff. 1 Satz 2 entsprechende 
Bestimmung gegeben wird, während die Vorschläge I in §8 
für alle Jugendlichen besondere Anstalten oder Abteilungen 
verlangten. Die Begründung gibt keinen Aufschluß, sondern 
wendet sich nur gegen die Forderung nach ausschließlichen 
Anstalten für Jugendliche (S. 29). Aus dem Abschnitt H., 
der sich nach seiner Überschrift und insonderheit in § 46 
Ziff. 1 mit den Jugendlichen schlechthin beschäftigt, ist für 
die Art ihrer Unterbringung nichts zu entnehmen. Zwar 
handelt § 49 von den Hausordnungen der Anstalten aller 
Abteilungen für die Jugendlichen, doch meint er offensicht¬ 
lich damit die Anstalten und Abteilungen des § 4 Ziff. 1 
Satz 1 Halbsatz 1. Es wäre ohnehin verwunderlich, wenn an 
dieser Stelle eine Unterbringungsfrage geregelt würde. 

Ich beantrage daher an Stelle der jetzigen Fassung diese: 

Jugendliche sind in (besonderen) ausschließlich für sie 
bestimmten Anstalten oder Abteilungen, Jugendliche, 
die mindestens einen Monat Strafe zu verbüßen haben, 
nur in solchen Anstalten zu verwahren. Die Verwahrung 
in der Anstalt kann bis zur Volljährigkeit fortdauern. 
Die Abteilungen sind so einzurichten, daß der Verkehr 
mit den Erwachsenen verhindert wird, 
ß) In Ziff. 2 Satz 1 ist von Freiheitsstrafen, in Satz 2 
Halbsatz 2 nur von Zuchthaus und Gefängnis die Rede. 
Wie steht es also mit der Einschließung und der Haft? 
Kommen sie überhaupt nicht oder nicht für die Trennung 
von einander oder von den anderen Freiheitsstrafen in Frage? 
Ist an eine Art Seitenstück zu § 23 Ziff. 1 gedacht? Satz 1 
ist ferner unvollständig, weil er nur von Anstalten und Ab¬ 
teilungen für die 18- bis 21jährigen spricht, während sich 
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aus Satz 2 ergibt, daß diese auch im Jugendgefängnis unter¬ 
gebracht werden dürfen, so daß es heißen muß: 

... dazu oder zu dem Vollzug an den Jugendlichen 

bestimmten ... 

Im übrigen scheint mir der Satz 2 unnötig, denn es folgt 
die Trennung nach der Art der Freiheitsstrafen aus § 1 Ziff. 1 
Satz 1, von den Jugendlichen aus Satz 1. 
e) § 5. 

a) Wie ist in Satz 2 die Verbindung gedacht? Nur als 
äußerliche gleich derjenigen in § 6 Satz 2 oder so, daß eine 
Trennung beider Kategorien nicht stattfindet? Letzterenfalls 
verliert die besondere Behandlung der geistig Minderwertigen 
viel an Bedeutung. 

[}) ln Satz 3 ist das Wort „tunlichst“ zu streichen. 
Denn es handelt sich nicht um Erkrankte (§ 1 Ziff. 3) und diese 
Leute dürfen, im gewöhnlichen Strafvollzüge belassen, mit 
andern Gefangenen nicht zusammengebracht werden, auch 
wenn man sich mit Zuchthausabteilungen begnügt. 

11. Zu Abschnitt 1 B. 
a) § 6. 

a) Ich schlage vor, dem Satz 2 eine mit § 7 Satz 2 über¬ 
einstimmende Fassung zu geben, weil, wie auch die Begrün¬ 
dung S. 30 zeigt, dasselbe gemeint ist. 

(}) Für die weiblichen Insassen scheint auf eigene Anstal¬ 
ten und selbst auf bloße Abteilungen, ja sogar auf die Ein¬ 
richtungen zur Verhinderung jeglichen Verkehrs mit den Män¬ 
nern verzichtet zu sein. Denn es fehlt ein Hinweis auf § 2 
Ziff. 1, der, da nur für Strafanstalten geltend, nicht ohne wei¬ 
teres und auch nicht auf Grund des § 61 Ziff. 1, weil sonst 
Satz 3 überflüssig wäre, Anwendung zu beanspruchen hat. 
Hinter Satz 3 oder besser als Satz 3 sind daher die Worte 
einzustellen 1 ): 

§ 2 findet Anwendung. 

y) Die Absonderung der Zuhälter ist gerechtfertigt. 
Daß aber Diebe, Hehler und Betrüger von den Bettlern usw. 
sehr verschieden sind (Begründung S. 30), kann ich nicht 
schlankweg unterschreiben, zumal die Übertretungen des 
§ 361 Ziff. 3—8 des geltenden Strafgesetzbuches im zukünf¬ 
tigen Vergehen sein sollen und die Begründung auf S. 51 mit 
Recht ausspricht, daß unter den Haftgefangenen auch künftig 
viele verkommene und kriminell belastete Elemente sich be- 

0 Natürlich nur, falls der unter XVI ca) 2 vorgeschlagene Para¬ 
graph nicht angenommen wird. Findet er Annahme, so erübrigt sich 
§ 6 Satz 3. Vgl. übrigens § 71 Ziff. 3d. 
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finden werden. Diese Bemerkung trifft in der Gegenwart 
vorzugsweise auf die Bettler usw. zu, die natürlich bleiben, was 
sie waren, wenn sie in Zukunft mit Gefängnis bestraft werden. 
Ich bringe daher folgenden Schlußsatz in Antrag: 

Von den übrigen Verwahrten sind die Zuhälter und 
sind tunlichst die wegen Diebstahls, Hehlerei oder Be¬ 
trugs Verurteilten zu trennen. 

b) § 7. 

An Stelle des jetzigen Satzes 3 ist der neue aufzunehmen: 

§ 2 findet Anwendung. 

Aus § 66 bezw. für § 6 aus § 61 Ziff. 1 folgt das nicht, 
weil diese Bestimmungen nach Randschrift, Zusammenhang 
und Inhalt sich auf die Behandlung, nicht die Art der 
Unterbringung beziehen und auch der jetzige Satz 3 des § 7 
sonst überflüssig wäre. Siehe noch zu § 6. 

III. Zu Abschnitt 1 C. 

a) § 10. 

x) Zellen von mindestens 44 cbm Luftraum für Einschlies¬ 
sungsgefangene (Ziff. 3 verb. mit Ziff. 1 Satz 1) halte ich für 
viel zu groß, zumal diese Gefangenen als Kranke sich mit 
40 cbm begnügen müssen, da Ziff. 4 ihrer Stellung nach sich 
auf Ziff. 3 mitbezieht und keine Unterschiede macht. Die 
auf S. 32 der Begründung zu lesende Behauptung, daß Ziff. 3 
dem § 6 (Abs. 1) der Grundsätze des Bundesrats entspreche, 
trifft nicht zu, weil dort nicht von der Größe, sondern von der 
Ausstattung der Zimmer die Rede ist. Ich beantrage die 
Abänderung: 

... müssen den doppelten, Zellen 36 cbm Luftraum 
haben. 

Sollte Ziff. 3 die Angelegenheit für die Einschließungs¬ 
gefangenen abschließend, d. h. auch für deren Krankenräume, 
regeln, dann kämen diese auf mindestens 80 cbm zu stehen. 
Ich erachte 50 cbm für ausreichend und angemessen. 

ß) Die Erläuterung der Begründung zu Ziff. 5 (S. 32) 
hat im Text in Gestalt des Zusatzes: 

Ziff. 2 findet Anwendung, 

eine Stelle zu erhalten, damit kein Zweifel aufkomme. 

b) § 11 

gehört nach meiner Auffassung vor den § 10, weil er 
den besonderen Anordnungen dieses gegenüber Allgemeines 
bestimmt. 

IV. Zu Abschnitt II. 

a) § 14. 
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Die Begründung meint (S. 33), gegen meine Bedenken 
bezüglich des fast gleichlautenden § 23 der Vorschläge I 
sprächen die praktischen Verhältnisse. Ich frage, was darun¬ 
ter zu verstehen ist. Die praktischen Verhältnisse in den 
Anstalten reden ganz gewiß mir das Wort. Außerdem können 
rechtliche Gründe nur durch ebensolche bessere, nicht durch 
praktische Erwägungen geschlagen werden. Die Begründung 
opfert bei § 14 einem vermeinten Bedürfnisse rechtliche Be¬ 
denken, vermeinten rechtlichen Bedenken ein Bedürfnis bei 
§ 24 Ziff. 2 (S. 42). Selbstgesteller, die Kinder mitbringen, 
sind abzuweisen. Im Falle der Verhaftung zum Zwecke der 
Strafverbüßung ist der Polizeibeamte in der Lage, für die 
Kinder vorläufig zu sorgen, indem er sie vorab bei Nachbarn 
unterbringt oder zunächst auf die Wache mitnimmt. Während 
der Untersuchungshaft geborene Säuglinge sind, bis sie von der 
Mutter getrennt werden können, bei deren Übertritt in die 
Strafhaft aufzunehmen. Die Aufnahme anderer Säuglinge 
ist von einem begründeten Anträge der Strafvollstreckungs¬ 
behörde abhängig zu machen. Nicht aus der Untersuchungs¬ 
haft in Strafhaft übertretende Schwangere, deren Niederkunft 
während der Strafhaft zu erwarten steht, sind ohne zu be¬ 
gründenden Antrag der Strafvollstreckungsbehörde nicht auf¬ 
zunehmen, Betrunkene abzuweisen. 

Ich schlage daher statt des § 14 folgenden vor: 

1. Schwangere, deren Niederkunft während der Strafzeit zu 
erwarten ist, sind nur dann aufzunehmen, wenn sie aus der 
Untersuchungshaft oder infolge Steckbriefs eingeliefert 
werden oder die Vollstreckungsbehörde in Kenntnis der 
Schwangerschaft auszwingenden und mitzuteilenden Grün¬ 
den die Aufnahme verfügt. 

2. Säuglinge, die ohne Gefahr von der Mutter getrennt werden 
können, sind nicht, Säuglinge, die ohne solche Gefahr nicht 
getrennt werden können, nur dann aufzunehmen, wenn die 
Mutter aus der Untersuchungshaft oder infolge Steckbriefs 
eingeliefert wird oder die Vollstreckungsbehörde in Kenntnis 
der Gefahr aus zwingenden und mitzuteilenden Gründen die 
Aufnahme verfügt. Die Säuglinge dürfen nur so lange ver¬ 
wahrt werden, bis die Trennung ohne Gefahr erfolgen kann. 

3. Kinder, die nicht gesäugt werden, sind nicht aufzu¬ 
nehmen. 

4. Trunkene sind nicht aufzunehmen. Wegen etwa erfor¬ 
derlicher Schutzfürsorge ist die Polizei anzurufen. 

b) § 15. 
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x) Die Randschrift muß lauten: Krankheitsverdächtige, 
bei Annahme der weiterhin vorgeschlagenen Fassung: Ärzt¬ 
liche Untersuchung. 

ß) Ich sehe nicht ein, weshalb der Vorstand im Falle 
der Abweisung eines kranken Selbstgestellers die Entscheidung 
der Vollstreckungsbehörde anzurufen nötig haben soll. Wie, 
wenn gegen ihn entschieden wird und der Abgewiesene etwa 
an schwarzen Pocken, Pest oder dergl. leidet? Die Aufnahme 
eines kranken Selbstgestellers zu verlangen, könnte nur bei 
Verschleppung des Strafantritts oder Fluchtgefahr in Frage 
kommen. Nun wird man aber an sich Fluchtverdächtige 
nicht frei herumlaufen lassen und daß der bisher nicht flüchtig 
gewesene Selbstgesteller infolge seiner Abweisung die Flucht 
ergreifen sollte, ist wenig wahrscheinlich. Daran wird ihn 
auch seine Erkrankung hindern denn der Arzt wird die Auf¬ 
nahmefähigkeit nur in ernsten Fällen verweigern. Was aber 
die Verschleppung des Strafantrittes betrifft, so macht es 
nichts aus, wenn infolge gerechtfertigter Versagung der Auf¬ 
nahme eine Verzögerung eintritt, nachdem die Vollstreckungs¬ 
behörde sich die Verschleppung bis dahin hat gefallen lassen. 

Wer auf freiem Fuß belassen worden ist, pflegt überdies 
kein Schwerverbrecher zu sein. Das gilt auch von den behufs 
Strafverbüßung Festgenommenen. Die Ursachen ihrer nicht 
rechtzeitigen Gestellung sind mannigfach, böse Absicht aber 
spielt die geringste Rolle. Viele sind der Meinung, es werde 
trotz der für Versäumung der Gestellungsfrist angedrohten 
Folgen nicht so genau genommen, sie dürften erst noch nach 
ihrer Ansicht dringliche Angelegenheiten erledigen. Viele 
verlassen sich auf Gnadengesuche oder Strafaufschubsanträge. 
Andere lesen die Strafantrittsaufforderung oberflächlich und 
verkramen sie dann, wieder andere verbummeln sie überhaupt. 
Wenn daher wirklich einmal ein solcher Festgenommener 
als nicht aufnahmefähig abgewiesen wird, so hat die Rechts¬ 
pflege davon keinen Schaden, wohl aber unter Umständen 
die Anstalt von der Aufnahme. Nachträgliche Fluchtgefahr 
ist so wenig zu besorgen wie in den vorher behandelten Fällen. 

Es kann also nur um diejenigen gehen, die aus der Unter- 
suchungs- in die Strafhaft übertreten oder die infolge Steck¬ 
briefs ergriffen sind, also sich verborgen gehalten oder die 
Flucht ergriffen haben. Hier liegt die Sache anders als bei den 
Schwangeren und Stillenden, die, wegen dieses Zustandes 
nicht krank, aufnahmefähig sind und zwar nicht in den Straf¬ 
vollzug passen, ihm aber nicht unter Umständen Gefahr und 
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sogar schwere Gefahr bringen oder bringen können. Zudem ist 
die Aufnahme Aufnahmeunfähiger an sich ein Widerspruch. 

Demnach befürworte ich als Wortlaut des § 15: 

1. Jeder Aufgenommene ist tunlichst bald, jeder an¬ 
scheinend Kranke tunlichst sofort vom Arzte zu unter¬ 
suchen. Verneint dieser die Aufnahmefähigkeit, so ist 
der Kranke nur dann weiter zu verwahren, wenn er aus 
der Untersuchungshaft oder infolge Steckbriefs eingeliefert 
worden ist und die Vollstreckungsbehörde in Kenntnis der 
Krankheit aus zwingenden und mitzuteilenden Gründen 
die weitere Verwahrung verfügt. 

2. Die Untersuchungen sind nach der Aufnahme, un¬ 
beschadet des § 32 Ziff. 1 Satz 2, so oft vorzunehmen, 
als es der Gesundheitszustand des Gefangenen oder der 
Anstalt erfordert. 

c) § 16. 

a) Dem Vorschlag, daß auch Züchtlinge und Gefängnis¬ 
sträflinge nur in der Regel durchsucht werden sollen, (Ziff. 1), 
versage ich die Gefolgschaft. Außerdem muß etwas über die 
Durchsuchungen in der Folgezeit gesagt werden. Darum wün¬ 
sche ich als Ziff. 1 die nachstehenden Sätze: 

Die Züchtlinge und die Gefängnissträflinge, die nicht 
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind, und ihre 
Sachen sind zu durchsuchen. Die anderen Gefangenen 
und ihre Sachen sind in der Regel zu durchsuchen. Die 
Durchsuchungen sind nach der Aufnahme so oft vorzu¬ 
nehmen, als es die Sicherheit und Ordnung in der Anstalt 
erfordert. 

ß) Ich beantrage in Ziff. 3 die Worte „während der Straf¬ 
verbüßung“ als überflüssig zu streichen, weil es selbstver¬ 
ständlich ist, daß es sich nur um den Gefangenen als solchen 
entbehrliche Gegenstände handeln kann, und hinter „abzu¬ 
nehmen“ hinzuzufügen: 

Ehe- und Verlobungsringe in Form glatter Reifen sind 
nicht abzunehmen. 

Von Verlobungsringen muß sinngemäß gelten, was die 
Begründung über Eheringe sagt (S. 33). Der Zusatz empfiehlt 
sich selbst bezüglich dieser, um immerhin mögliche Zweifel 
zu zerstreuen. Denn nur der Text, nicht die Begründung 
hat Gesetzeskraft. 
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V. Zu Abschnitt 111. 

a) § 19. 

Von dem Schreib- oder Druckfehler in Satz 1 war in 
Abschnitt 2 die Rede. Im übrigen ist mir Zweck und Bedeutung 
der Bezugnahme nicht klar. 

b) § 21. 

Ziff. 2 behandelt einen wichtigen Gegenstand, dessen 
Regelung durch die Hausordnungen recht verschieden ausfallen 
kann und vermutlich ausfallen wird. Aus der Stellung der 
Bestimmung inmitten des sich ausschließlich mit der Gemein¬ 
schaftshaft befassenden Paragraphen folgt, daß von einem 
Verkehre der Einzelhaftgefangenen unter sich oder mit Ge¬ 
fangenen in Gemeinschaftshaft nicht die Rede sein soll. Es 
scheint mir, daß dabei § 19 Satz 2 übersehen ist. Denn inso¬ 
weit und solange die Trennung aufgehoben ist, besteht die 
Einzelhaft als solche nur formal weiter, wie ja denn auch 
die Gemeinschaftshaft sachlich insoweit und so lange aufhört, 
als Trennung an ihre Stelle tritt. Ist doch gerade die Tren¬ 
nung von andern Gefangenen, die Vereinzelung, das Allein¬ 
sein das Kennzeichen der Einzelhaft. Nun halte ich es aber 
für unbillig, den Gefangenen der Gemeinschaftshaft, solange 
diese anhält, einen gewissen Verkehr zu gestatten, ihn aber 
den Gefangenen der Einzelhaft, während diese nicht anhält, 
zu verbieten. 

Ich gebe zu, daß der Verkehr der Gefangenen durch die 
Fenster und durch Klopfen an die Wände und schriftliche 
Mitteilungen gegen die Ordnung in der Anstalt verstößt. Aber 
die Geberden- und Zeichensprache, die sich obenein im Gegen¬ 
satz zu der für die Gemeinschaftshaft als zulässig erklärten 
Unterhaltung lautlos vollzieht? Der Einzelhaftgefangene 
hat vermöge seiner schärferen Absperrung ein verstärktes 
Bedürfnis nach Unterhaltung, das die Zellenbesuche natur¬ 
gemäß nicht befriedigen können und nicht befriedigen sollen. 
Warum ist ihm gegenüber nicht sozusagen Sünde wider den 
heiligen Geist, hier genannt Natur der Sache (Begründung 
S. 37), was in Anwendung auf den Gefangenen der Gemein¬ 
schaftshaft als widersinnig, weil unnatürlich, bezeichnet wird 
(das.)? Oder ist die Begründung so zu verstehen, daß auch die 
Einzelhaftgefangenen Gespräche führen dürfen? 

Was unnatürlich ist, darüber werden die Meinungen 
öfter und nicht immer ohne Grund auseinandergehen. Gegner 
der Freiheitsstrafen, auch in der Person mancher Anhänger 
der Deportation, bezeichnen die Einsperrung hinter Gefäng- 
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nismauern wenigstens unter Umständen, einzelne Freunde der 
Freiheitsstrafe deren lebenslängliche Dauer als unnatürlich. 
Einer der wesentlichsten Gründe der Widersacher der Einzelhaft 
ist der, dem Menschen sei der Trieb zur Geselligkeit eingepflanzt, 
daher die Vereinzelung in der Strafhaft unnatürlich. Aber 
als widersinnig ist wohl nichts davon bezeichnet worden. 
Die römisch-katholische Kirche befiehlt — mindestens nach 
der Meinung Andersgläubiger — wider die Natur ihren 
Geistlichen, ehelos zu sein und zu bleiben. Muß nun das Un¬ 
natürliche widersinnig sein? Wer die Gründe der katholischen 
Kirche nicht gutheißt, wird doch anerkennen, daß sie von 
ihrem Standpunkt aus das Gegenteil des Widersinnigen sind. 

Die Unnatürlichkeit des Schweigegebots angehend, so 
mache ich geltend, daß es eine der Grundregeln des Trappisten¬ 
ordens darstellt, folglich diese widersinnig sein müßte. Viel¬ 
leicht wird mir entgegengehalten werden, daß der Eintritt in 
den Orden und damit die Unterwerfung unter dessen Gebote 
freiwillig geschieht. Aber auch die Begehung strafbarer Hand¬ 
lungen beruhtauf Freiwilligkeit und wer sich straffällig macht, 
weiß, daß er gegebenenfalls eingesperrt wird und ihm während 
des Aufenthalts im Gefängnis Schweigen auferlegt wird, 
abgesehen davon, daß Straftaten verübt werden, um in das 
Gefängnis zu kommen. Außerdem wird die lebenslängliche 
Freiheitsstrafe ausnahmsweise angedroht, noch ausnahms¬ 
weiser angewandt, während die tatsächliche Dauer der meisten 
Freiheitsstrafen einige Monate nicht übersteigt. Das Ordens¬ 
gelübde aber bindet nach kanonischem Rechte grundsätzlich 
für die Lebenszeit 1 ). 

Demgemäß stelle ich den Antrag auf Streichung der Ziff. 2 
und Wiedereinstellung als Ziff. 1 des § 43 in dieser Fassung: 

Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzulässig. 

Ausnahmen bestimmt die Hausordnung. 

Darin kommt das von mir grundsätzlich festgehaltene 
Schweigegebot zum Ausdruck und ist die Möglichkeit von 
Erleichterungen auch für die Einzelhaft geschaffen. 

VI. Zu Abschnitt IVA. 
a) § 22. 

a) Ich stoße mich zunächst an der Randschrift. Denn 
nicht was verboten ist (Ziff. 1), sondern das Gegenteil davon 
muß Aufgabe des Strafvollzugs sein. Es wird daher zutref¬ 
fender heißen müssen ,,Grundsätze“. 

x ) Vgl. noch meine Ausführungen in Bd. 47 S. 527 dieser Zeit¬ 
schrift. 
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• ß) 1. Auch handelt es sich nicht sowohl um eine Aufgabe 
des Strafvollzugs als solchen, als vielmehr um die Befolgung 
der ersten und grundlegenden Forderung des heutigen Rechts¬ 
staates: Ausschaltung der Willkür und Einhaltung der Gesetze 
und dessen, was ihnen gleichsteht. Ziff. 1 enthält also Selbst¬ 
verständliches und kann ohne jeglichen Schaden wegbleiben. 

2. Nur an dieser Stelle finden sich „Ausführungsvor¬ 
schriften“. Nach dem Inhalte der §§ 71, 72 kommen diese hier 
nicht in Betracht, so daß nur § 73 Satz 1 übrigbleibt. Nun soll 
aber die Hausordnung alle die Behandlung der Gefangenen 
regelnden reichs- und landesrechtlichen Vorschriften enthalten, 
weshalb Ziff. 1, wenn die Beibehaltung unumgänglich erscheint, 
in Übereinstimmung mit §§ 11, 17 Ziff. 1, § 21 Ziff. 2, §§ 49, 
50 Ziff. 1, § 72 Ziff. 2a von der Hausordnung zu sprechen 
und im ganzen zu lauten haben wird: 

Nur die in den Gesetzen oder in der Hausordnung 
geregelte Schärfung oder Milderung des Vollzugs ist 
zulässig 1 ). 

y) In Ziff. 2 besagen die Worte „gleichmäßig in der Ein 
zelhaft und in der Gemeinschaftshaft“ Selbstverständliches, 
so daß ich die Streichung empfehle. Wenn der Zwischensatz 
besonders auf die Gemeinschaftshaft zielt, ist dies, falls über¬ 
haupt für nötig zu erachten, zu bestimmterem Ausdruck zu 
bringen, etwa in der Form: 

... anzustreben, und zwar nicht weniger in der Ge¬ 
meinschaftshaft als in der Einzelhaft. 

8) Ziff. 3 läßt das jugendliche Alter vermissen. Was hier 
gesagt wird, deckt § 46 Ziff. 1 Satz 1 nicht. Im Halbsatz 1 ist 
das etw T as matte Wort „Beachtung“ durch „Berücksichtigung“ 
zu ersetzen. Vgl. Halbsatz 2, die ähnliche Stelle § 18 Satz 1 und 
§ 24 Ziff. 1 Satz 2, § 32 Ziff. 1 Satz 1, § 35 Ziff. 2, § 46 Ziff. 1 
Satz 1, ferner § 47 Ziff. 2 (Rücksicht nehmen, warum nicht 
der Übereinstimmung wegen berücksichtigen?), endlich § 54 
Ziff. 1 (in Rücksicht auf, nicht: unter Beachtung der ...). 

b) § 23. 

a) Die Randschrift bedarf der Berichtigung, denn der 
Paragraph bezieht sich ausschließlich auf Zuchthaus- und Ge¬ 
fängnisstrafen. Von den in Ziff. 2 angeführten Stellen betrifft 
keine Dinge, die für Einschließungsgefangene eine Vergünsti¬ 
gung sind, und Haftgefangene kommen nur für § 33 Ziff. 3 


l ) Vgl. Abschnitt 3 II ev). An der Strafe vermag das Vollzugs- 
gesetz nichts zu ändern. Das besagt auch § 23 Ziff. 1. 
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Halbsatz 2, § 44 Ziff. 1 Satz 3 in Frage 1 ). Nun sagt aber 
die Begründung auf S. 40 2 ), daß das Stufensystem auf Ein- 
scliließungs- und Haftgefangene keine Anwendung finden 
soll. Das folgt auch aus den Eingangsworten der Ziff. 2 
„vorher schon“, denn danach dürften jene Vergünstigungen 
bei Haftgefangenen an und für sich nicht früher eintreten, 
als bis mindestens die bei Gefängnissträflingen verlangten 
sechs Monate verbüßt wären. Somit kann der Hinweis auf 
§ 44 die Haftgefangenen nicht angehen und der § 33 Ziff. 3 
Halbsatz 2 ist irrtümlich angezogen, folgeweise zu streichen. 
Demnach muß die Randschrift dahin vervollständigt werden: 
Stufenweise Milderung des Vollzugs der Zuchthaus¬ 
und Gefängnisstrafen. 

Auf das auch im Texte der Ziff. 1 vorkommende Wort 
„Strafzwang“, in § 22 Ziff. 2 „Strafübel“ genannt, kann füg¬ 
lich verzichtet werden. 

ß) Das Wort „regelmäßig“ in Ziff. 1 halte ich für unnötig, 
weil die Gewährung von Vergünstigungen den geschilderten 
Strafvollzug bewirkt, der eben deswegen nicht der regelmäßige 
ist. Daß der Strafzwang nur beim Vollzug von Strafen ge¬ 
mildert werden kann, ist selbstverständlich, und für die Ver¬ 
schiedenheit des Wortlauts bei der einen und bei der andern 
Strafart finde ich keinen Grund. Ich formuliere so: 

Der Vollzug kann hinsichtlich der Auswahl der Arbeit 
... bei Zuchthausstrafen nach Verbüßung eines Jahres, 
bei Gefängnisstrafen nach Verbüßung von sechs Monaten 
allmählich gemildert werden. 

y) Der Hinweis der Ziffer 2 auf § 27 kann nur dessen 
Ziff. 2 Satz 4 angehen. Denn Ziff. 4 das. setzt eine Verpflich¬ 
tung zur Selbstbeschäftigung fest und in Ziff. 3 das. wird mit 
andern Worten dasselbe ausgesprochen. Siehe dazu Begrün¬ 
dung S. 46. Somit ergibt sich, daß Selbstbeschäftigung der 
Gefängnissträflinge an sich erst nach sechs Monaten zulässig 
ist. Jedenfalls darf sie nicht vom ersten Tag an gestattet 
werden, da der Gefangene erst gezeigt haben muß, daß er be¬ 
sonders fleißig ist und sich gut führt. Zur Feststellung minde¬ 
stens der guten Führung werden einige Wochen nicht genügen. 
Folglich kommt die Selbstbeschäftigung für kurzzeitige, d. h. 
nicht mehr als drei Monate verbüßende Gefängnissträflinge 
wenig in Frage. 

x ) § 34 stellt zwar an sich eine Vergünstigung auch für Einschließungs¬ 
und Haftgefangene dar, scheidet aber, weil sie vom ersten Straftage an 
gestattet werden kann, hieraus. Siehe im Übrigen Abschnitt XIV ba). 
2 ) Zu vgl. auch Spalte 24 der Anlage G zur Begründung. 
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c) § 24. 

a) Ziff. 1 Satz 1 würde ich dahin kürzen: 

Wegen aller Vollzugsmaßnahmen, insbesondere 

ist Beschwerde zulässig. 

ß) 1. Daß zu einer gemeinsamen Beschwerde (Ziff. 2) 
mehrere Gefangene gehören, versteht sich von selbst, so 
daß eine entsprechende Kürzung geboten ist. 

2. Die Art, in der die Begründung zu mutwilligen, leicht¬ 
fertigen, wahrheitswidrigen und wiederholten unbegründeten 
Beschwerden Stellung nimmt (S. 42), bedeutet für mich 
keinen Fortschritt, sondern eine meiner Auffassung nach 
verfehlte Abkehr von den in nicht wenigen Hausord¬ 
nungen wahrgenommenen Interessen der Disziplin und 
der Autorität. Wie kann behauptet oder befürchtet wer¬ 
den, daß das Beschwerderecht beschränkt werde, wenn auf 
solche Beschwerden Strafe folgt? Der Gefangene hat freie 
Hand und seine Beschwerdeschrift darf nicht zurückgehalten 
werden (§ 45 Ziff. 2 Halbsatz 2). Er soll aber dessen eingedenk 
sein, daß sein Schritt für den von ihm angegriffenen Beamten 
die üble Folge hat, daß dieser als Vorgesetzter des Gefangenen 
vor seinem Vorgesetzten als Angeklagter erscheint und sich 
zu rechtfertigen hat. Soll der Gefangene ohne jede Gefahr 
für sich das Recht haben, z. B. eine so und so oft zurück¬ 
gewiesene Beschwerde so lange zu wiederholen, als es ihm 
beliebt, und auf diese Weise zu seinem Vergnügen und 
anderer Leidwesen Beamte stets von neuem in jene häß¬ 
liche Lage zu bringen? Heutigentags bedarf der Gefangene 
fast weniger des Schutzes gegen die Beamten als die 
Beamten des Schutzes gegen die Gefangenen. Das gilt in 
Beschwerdesachen nicht bloß von den Beamten, gegen die 
die Beschwerde sich richtet, sondern auch von denjenigen, 
an die sie gerichtet wird. Ich behaupte auf Grund sehr reicher 
Erfahrungen, daß ein großer Teil der Beschwerdeführer 
von der Unrichtigkeit seiner Beschwerde überzeugt ist') oder 

*) Während meiner Amtszeit in Hamburg sind nicht ganz wenige 
Beschwerdeführer wegen wissentlich falscher Anschuldigung oder ver¬ 
leumderischer Beleidigung oder übler Nachrede mit zum Teil empfind¬ 
lichen gerichtlichen Strafen belegt worden. 

Das ärgste Vorkommnis aber war dies. Beim Ausmarsch aus einem 
in einem oberen Stockwerk gelegenen Schlaf- nach dem mehrere Geschosse 
tiefer liegenden Arbeitssaal war auf der um Mauervorsprünge herum¬ 
geführten und deshalb unübersichtlichen Wendeltreppe wahrscheinlich 
eines mißliebigen Aufsehers wegen gejohlt und auf sonstige Weise ge¬ 
lärmt worden. Schuldige waren nicht festzustellen. Nach der Bekundung 
aber auch des Oberaufsehers mußten sich die ungefähr 60 Mann fast 
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sich leicht hätte überzeugen können. Die Begründung bemerk 
mit Recht, es handle sich meist um kleinliche Dinge (S. 43). 
Um so mehr liegt den Gefangenen die Pflicht ob, wenn sie 
solche der Beschwerde für wert erachten, was ihnen in der 
Freiheit kaum einfallen würde, vorsichtig zu sein. Gibt es 
eine bezeichnendere Tatsache, als daß, eben weil es sich meist 
um Kleinliches handelt, die besten Elemente am seltensten 
Beschwerde führen? 

Wird nun schon einmal das Beschwerderecht jedem Miß¬ 
brauche und Unfuge preisgegeben, dann sehe ich nicht ein, 
warum bei den gemeinsamen Beschwerden Halt gemacht 
wird. Kann überhaupt von einer Beschränkung des Beschwerde¬ 
rechts durch Verbot und Bestrafung von Ungehörigkeiten 
und Ausschreitungen gesprochen werden, so besteht sie auch 
in der Untersagung und Ahndung gemeinschaftlicher Erhe¬ 
bung. Hier ist die Bestrafung unter Umständen sogar am wenig¬ 
sten gerechtfertigt, nämlich, falls die Beschwerde begründet 
befunden wird. Dann tritt zwar Abhilfe, gleichzeitig aber wegen 
des formalen Verstoßes Bestrafung ein. Dabei unterstelle ich, 
daß diese Beschwerde überhaupt abgesandt wird, was ich 
aus § 45 Ziff. 2 Halbsatz 1 und per analogiam aus § 24 Ziff. 1 
Satz 2 schließe, was aber unbedingt sicher vielleicht nicht ist. 
Jedenfalls erfährt die wahre Beschwerde mehrerer Strafe, die 
unwahre eines einzelnen nicht. Mithin wird die Unrichtigkeit 
der Form höher gewertet als die Unrichtigkeit des Inhalts. 

Denn wie die Begründung zu der Behauptung kommt, 
wahrheitswidrige Beschwerden verletzten den § 50, verstehe 
ich nicht. Dort wird wahrheitsgemäße Beantwortung dienst¬ 
licher Fragen vorgeschrieben und eine Beschwerde ist nicht 
die Antwort auf eine Frage, also eine wahrheitswidrige Be¬ 
schwerde keine Unwahrheit gegenüber dienstlicher Befragung. 
Wenn eine Verpflichtung zur Wahrhaftigkeit im dienst- 

ohne Ausnahme beteiligt haben. Die Aufforderung, es sollten sich wenig¬ 
stens einige Täter melden, denen, eben weil sie freiwillig hervorgetreten, 
nicht viel geschehen werde, blieb erfolglos. Auch der Hinweis darauf, 
daß nunmehr alle bestraft werden würden, daß es eine Gemeinheit sei, 
die, wenn auch wenigen, vielleicht Unschuldigen mitleiden zu lassen, 
und daß die Feigheit nicht einmal Erfolg haben werde, da niemand von 
der Strafe verschont werden würde, fruchtete nichts. Ich verfügte darauf¬ 
hin eine recht fühlbare Bestrafung. Folge: Beschwerde von etwa drei 
Viertel. Später haben dann rund zwei Drittel der Beschwerdeführer 
zugegeben, beteiligt gewesen zu sein. Also haben gegen 30 Leute gleich¬ 
zeitig und in einer und derselben Sache wider besseres Wissen falsche 
Beschwerde erhoben. 

Jeder Gefängniskundige weiß doch, daß die Unwahrhaftigkeit 
nirgendwo so verbreitet ist als im Gefängnis. 



— 137 — 


liehen Verkehre gemeint ist (Begründung S. 64), so muß 
das Ausdruck finden. Zweifelhaft bleibt alsdann, ob eine Be¬ 
schwerde Gegenstand des dienstlichen Verkehrs mit dem 
Beamten, über den sie erhoben ist, oder dem sie in Empfang 
nehmenden Vorstand oder der angegangenen Aufsichts¬ 
oder Oberaufsichtsbehörde oder der einen und der andern 
Stelle ist. 

Mutwillige, leichtfertige oder wiederholte unbegründete 
Beschwerden brauchen nun nicht einmal wider besseres Wissen 
erhoben zu sein, die wiederholten unbegründeten namentlich 
dann nicht, wenn es sich im Wiederholungsfälle bei demselben 
Beschwerdegegenstand um einen andern Beschwerdegrund 
oder bei demselben Beschwerdegrund um einen andern 
Beschwerdegegenstand handelt. 

3. Im Anschluß an § 226 BGB. fordere ich noch Be¬ 
strafung chikanöser Beschwerden 1 ). 

4. Als Verstoß gegen Sitte und Anstand (§ 50 Satz 1) 
wird keine dieser Beschwerden, auch nicht, wenn die Begrün¬ 
dung dies im Auge haben sollte, die wahrheitswidrige, zu gelten 
haben oder auch nur gelten können. Nicht anders steht es 
bei der Drohung mit Beschwerde, falls sie nicht etwa in unge¬ 
hörigem Tone vorgebracht wird. Dann beruht die Strafbar¬ 
keit nicht auf der Bedrohung an sich, sondern auf der Ton¬ 
art. Und doch ist es eine grobe Ungebühr, wenn in Erwiderung 
auf einen Befehl, eine Anordnung oder Entscheidung, ein 
Urteil usw. die Ankündigung der Beschwerde folgt. Mir 
ist es sogar begegnet, daß sie mir in das Gesicht geschleudert 
wurde, ehe ich noch meine Entscheidung kundgegeben hatte, 
ehe also der Gefangene wissen konnte, ob er Grund zur Be¬ 
schwerde haben werde. Dabei hat es sich denn zuweilen ereig¬ 
net, daß der Drohende zufrieden war, nachdem ich die Sache 
zu Ende gebracht hatte. Auch zahlreiche andere derartige 
oder Drohungen mit der Öffentlichkeit sind nicht ausgeführt 
worden. Das ändert aber nichts, weil die bloße Drohung ist 
und bleibt, als was ich sie bezeichnet habe, und nach Einschüch¬ 
terungsversuch mindestens aussieht, oft — wahnhafterweise 
— als solcher gedacht ist. Ein Beamter, der sich so benimmt, 
wird sicherlich bestraft, von Soldaten zu schweigen (§89 
Abs. 1 MStrGB.). 

*) Wegen der mutwilligen verweise ich auf die Bestimmung der 
CPrO. betreffend Verweigerung des Armenrechts wegen Mutwilligkeit 
der Rechtsverfolgung. 
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5. Hiernach beantrage ich Ersetzung der Ziff. 2 durch 
folgende Bestimmung: 

Gemeinsame, leichtfertige, mutwillige, wahrheitswid¬ 
rige, wiederholte unbegründete und solche Beschwerden, 
die nur den Zweck haben, einem Beamten Schaden zuzu¬ 
fügen, sowie die Bedrohung eines Beamten mit Beschwerde 
oder Anrufung der Öffentlichkeit sind unzulässig, 
y) In Ziff. 4 ist der Zwischensatz wegen der StrPrO. 
als selbstverständlich zu streichen. Seine auf Grund des § 39 
Satz 1 der Grundsätze des Bundesrats erfolgte Aufnahme 
in die hamburgische Hausordnung hat trotz der wörtlichen 
Anführung des § 490 in einer Anmerkung nur zu Mißver¬ 
ständnissen — vielleicht nicht immer ungewollten — der Ge¬ 
fangenen Anlaß gegeben, so daß sie alle möglichen Maßnahmen 
der Verwaltung, als gegen die Zulässigkeit der Strafvollstrek¬ 
kung gerichtet, anzufechten sich bemüßigt sahen. Nicht vor¬ 
gesehen ist dagegen der Fall, daß der Vorstand Beschwerde¬ 
instanz ist, weil einer seiner Untergebenen von der Beschwerde 
betroffen wird. Es bedarf daher hinter den Worten „soweit 
nicht“ des Zusatzes: 

(oder) 1 ) der Vorstand zuständig ist. 

8) Eine Bemerkung noch zu Ziff. 1 Satz 2. Ich verstehe 
unter Erhebung der Beschwerde die Anmeldung. Bei münd¬ 
lichen Beschwerden kann, braucht aber nicht damit verbun¬ 
den zu sein, bei schriftlicher ist nicht damit verbunden die 
Rechtfertigung. Deshalb ist hinter „erhoben“ einzuschalten: 
und gerechtfertigt. 

VII. Zu Abschnitt IV B. 

§ 25. 

Warum wird in Ziff. 3 Satz 1 Halbsatz 2 nicht wie in 
§ 28 Abs. 2 Satz 4 der Grundsätze des Bundesrats und in 
§ 62 Satz 2 der Vorschläge I zum Ausdruck gebracht, daß 
der Vorstand die Befreiung auszusprechen hat? Das scheint 
mir notwendig, damit keine Zuständigkeitsfrage entsteht. 
Sie soll wohl durch § 72 Ziff. 1 Satz 1 verhindert werden. 
Haben die Ausführungen der Begründung auf S. 23 Ziff. 5 
für mich schon im Allgemeinen geringe, durch den Schluß¬ 
satz nahezu aufgehobene, so für die hier behandelte Stelle 
keine Beweiskraft. Warum ferner in Satz 2 das Fremdwort 
„Sacramente“ für „kirchliche Heilsmittel“ (Abs. 4 des an¬ 
gezogenen § 28) oder meinetwegen „Gnadenmittel“? In beiden 
Punkten beantrage ich Abänderung. 

9 Natürlich nur, wenn die Bezugnahme auf die StrPrO. beibe¬ 
halten wird. 
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VIII. Zu Abschnitt IV C. 
a) § ‘27. 

x) Ziff. 1 Satz 1 redet von eingeführten Arbeiten, Satz 2 
nicht, auch nicht Ziff. 2 Satz 1, Ziff. 3 Halbsatz 2, § 60 Ziff. 2 
Satz 1 § 65 Ziff. 1 Halbsatz 1 verweist auf § 27 Ziff. 1. Aus 
diesem formalen wie dem in Bd. 46 S. 344 dieser Zeitschrift 
hervorgehobenen sachlichen Grunde beantrage ich die Strei¬ 
chung des Wortes „eingeführten“. 

ß) 1. Die Notwendigkeit der Zustimmung zur Beschäftigung 
mit Außenarbeiten (Ziff. 2 Satz 2) wünsche ich auf Gefängnis¬ 
sträflinge im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte beschränkt 
zu sehen. Die andern scheinen mir diese Rücksicht nicht zu 
verdienen. Zwar wird die Zustimmung selten verweigert, 
aber die Gefangenen sind unberechenbar und es könnte Vor¬ 
kommen, daß ein für sich selbst Außenarbeit, etwa Land¬ 
wirtschaft, betreibendes Gefängnis in Verlegenheit käme, 
wenn, um einen Trick oder Druck auszuüben, alle Gefangenen 
ihre Zustimmung versagten. Um der Rücksichtnahme auf 
mögliche Betriebsstörungen willen und um nicht von der Laune, 
die heute zustimmt, morgen die Zustimmung zurücknimmt, 
abhängig zu sein, rege ich an, als Satz 4 einzuschalten: 

Die Zustimmung kann nicht widerrufen werden. 

2. Ferner sehe ich keinen Grund zur Verschiedenheit 
des Wortlauts hinsichtlich der Selbstbeschäftigung (sich selbst 
Arbeiten verschaffen) gegenüber den Ziff. 3, 4 (sich mit Arbeit 
selbst beschäftigen). 

3. Endlich erachte ich es für angebracht, daß gleichwie 
in Satz 2 in Satz 4 der Zusatz gemacht wird: 

wenn sie im Besitz der bürgerlichen Ehrenrecht sind. 

Durch das Ausnahmsweise und Widerrufliche der Maß¬ 
regel wird diese meiner Auffassung nach gebotene Beschrän¬ 
kung nicht gewährleistet. Der äußeren, in § 3 angeordneten 
Absonderung entspricht als Seitenstück innerer Scheidung 
lediglich der § 33 Ziff. 1 Satz 2, der obenein im Falle der Ziff. 5 
das. eine Ausnahme erleiden kann, und das ist zu wenig, zumal 
ich gerade diesen Punkt als von nur mäßiger praktischer 
Bedeutung betrachte. 

y) 1. Ich sehe nicht ein, warum die Haftgefangenen nicht 
wie die Einschließungsgefangenen zur Selbstbeschäftigung 
verpflichtet werden und warum die nicht sich selbst Beschäf¬ 
tigenden Arbeiten zugewiesen erhalten, zu deren Leistung sie 
verpflichtet sind (Ziff. 3), während die Einschließungsgefan¬ 
genen in gleicher Lage gleich Züchtlingen und Gefängnis- 
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Sträflingen zu Arbeiten anzuhalten sind (Ziff. 4 1 ), was frei¬ 
lich nach § 28 Ziff. 3 wie für die übrigen Gefangenen, so auch 
für die Haftgefangenen gilt. Nun stellt zwar in Ziff. 4 nichts 
davon, daß die Arbeiten, zu denen angehalten wird, zu leisten 
sind, das ist aber an sich selbstverständlich und steht offenbar 
deshalb nicht in Ziff. 1 Satz 1 und in Ziff. 2 Satz 1. Über¬ 
dies schreibt § 29 Ziff. 3 Satz 1, soweit angängig, die Fest¬ 
setzung eines täglichen Arbeitsmaßes und dessen Überwachung 
unterschiedslos vor und ist die Selbstbeschäftigung nur eine’— 
wennschon für Einschließungs- wie für Haftgefangene an erster 
Stelle vorgesehene — Form der an sich bestehenden Verpflich¬ 
tung zur Arbeit. Folglich haben auch die Einschliessungsgefan- 
genen die Arbeiten, zu denen sie angehalten werden, zu leisten. 

2. Was auf S. 47 Ziff. 4 der Begründung zu lesen ist, finde 
ich im Text nicht ausgedrückt. Was wird übrigens, wenn der 
Angehaltene sich selbst beschäftigen kann, aber nicht will, oder 
sich selbst beschäftigen will, aber nicht kann, oder der Selbst¬ 
beschäftigung verlustig gegangen ist ? Das Anhalten ist im ersten 
Fall ein Schlag ins Wasser, im zweiten ein Stoß ins Leere. 

3. Dem allem nach würde ich Ziff. 3 und 4 dahin zusam¬ 
menziehen : 

Die Einschließungs- und die Haftgefangenen sind ver¬ 
pflichtet, sich mit Arbeiten, die mit der Ordnung in der 
Anstalt verträglich sind, selbst zu beschäftigen und werden, 
wenn dies nicht geschieht oder die Selbstbeschäftigung 
entzogen ist, zu Arbeiten, die ihren Lebensverhältnissen 
tunlichst entsprechen, angehalten. 

8) ln Ziff. 5 ist die Zahlung einer Entschädigung seitens 
der Gefängnissträflinge vorzuschreiben, weil sie keinen An¬ 
spruch auf Selbstbeschäftigung 2 ) haben. Vermöge dieser ent¬ 
geht dem Staat die Ausnutzung ihrer ihm geschuldeten 
Arbeitskraft für seine Interessen. Der Ertrag der Selbstbe¬ 
schäftigung verbleibt ihnen und kann zwar, weil nicht Arbeits¬ 
belohnung, für die Vollzugskosten in Anspruch genommen 
werden. Diese Kosten sind aber auch von denjenigen Ge¬ 
fangenen zu erstatten, die nur eine Arbeitsbelohnung erhalten, 
wenngleich nicht aus der Arbeitsbelohnung (§ 30 Ziff. 3 Satz 2), 
und die Inanspruchnahme des Ertrags der Selbstbeschäfti- 

J ) Zu vgl. noch „anhalten“ in § 35 Ziff. 3 einerseits, freilich auch 
,,zugewiesen“ in § 30 Ziff. 1 Halbsatz 1, Ziff. 2 Satz 1 andrerseits. 

2 ) Daß es sich bei den Haftgefangenen um einen solchen, nicht 
um eine Vergünstigung, handelt, ergeben § 47 Ziff. 1 Halbsatz 1 und 
Begründung S. 46. Nach Spalte 10 der Anlage G zu dieser soll die Selbst- 
bescluiftigung der Haftgefangenen die Regel bilden. 
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gung fällt in das Wasser, wenn die Selbstbeschäftigung einen 
Ertrag nicht abgeworfen hat, was z. B. der Fall ist, wenn ein 
Gefängnissträfling für sich selbst Sprachstudien betrieben 
hat. Der Staat hat dann dem Gefangenen dessen Arbeitskraft 
geschenkt und geht mit der auch nur teilweisen Deckung 
seiner Kostenforderung aus dieser leer aus. Der Selbstver- 
pfleger dagegen schenkt dem Staate die Bespeisung. Dessen¬ 
ungeachtet hat er die vollen Kosten zu zahlen, wenn er die 
Selbstbeköstigung nur als Vergünstigung genießt. 

b) § 28. 

x) In Ziff. 1 würde ich der Übereinstimmung mit § 29 
Ziff. 2 wegen sagen „mit Ausnahme“ statt „abgesehen von“. 

ß) Ziff. 3 läßt sich kürzer fassen: 

Sie 1 ) beträgt in der Regel für ... 

Vgl. § 35 Ziff. 3. 

c) § 29. 

x) Ziff. 1 dürfte angesichts des §22 Ziff. 2 (Erhaltung der 
Gesundheit und Arbeitskraft) entbehrt werden können. Siehe 
noch § 39 Ziff. 1. 

ß) Über die Fassung der Ziff. 2 habe ich in Abschnitt 3 
11 e v) gesprochen. Ich möchte den Satz hier wegnehmen 
und als Ziff. 4 an den Schluß des § 31 versetzen. Dort paßt er 
besser in den Zusammenhang und wenngleich er aus Erwägun¬ 
gen der Disziplin hervorgegangen ist, die, wie noch erwähnt sei, 
sich auch gegen die Feld- und Gartenarbeiten geltend machen 
lassen, so bedeutet er doch auch eine Rücksichtnahme auf das 
freie Gewerbe. Ich finde das durch die Ausnahme klipp und klar 
bestätigt. Denn gegen diese Art Arbeiten ist der Vorwurf mehr 
oder minder unlauteren Wettbewerbs bisher nicht oder kaum 
erhoben worden. Nur vom disziplinären Standpunkt aus 
eingeschätzt, müßte auch ihr Stündlein geschlagen haben. 

d) § 30. 

In Ziff. 1 Halbsatz 1 und in Ziff. 2 Satz 1 ist von zuge¬ 
wiesener Arbeit die Rede, womit ersichtlich diejenige gemeint 
ist, zu der die Gefangenen angehalten werden. Da nun aber 
§ 27 nur den Haftgefangenen zugewiesene Arbeit kennt (Ziff. 
3 Halbsatz 2), empfiehlt sich die dort vorgeschlagene Änderung 
um so mehr. 

e) § 31. 

Der Übereinstimmung des Wortlauts mit § 63 Ziff. 1 

l ) nämlich die Arbeitsdauer der Ziff. 2. 
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und der Vermeidung eines — wenn schon eingebürgerten — 
Fremdworts wegen sollte es in Ziff. 2 Satz 1 heißen: 

in erster Reihe. 

IX. Zu Abschnitt IV D. 
a) § 32. 

Was sind — zu vgl. auch § 55 Satz 1 — längere Strafen 
(Ziff. 1 Satz 2)? Im Interesse einheitlicher Durchführung 
der Wägungen muß das bestimmt werden. Deshalb ist nach 
dem Vorgang von § 4 Ziff. 2 Satz 1, § 23 Ziff. 1, § 55 Ziff. 1 
etwa zu sagen: 

bei Strafen von mindestens einem Jahre. 

Das entspräche der in Hamburg geltenden Festsetzung, 
die ferner anordnet, daß die Wägungen von sechs zu sechs 
Monaten zu wiederholen sind, was ich gleichfalls zum Aus¬ 
druck gebracht wissen möchte. 

Dagegen beanstande ich die Worte „insbesondere ist die 
Hinlänglichkeit der Ernährung .... zu überwachen“. Denn 
das Ergebnis der Wägungen hat für die Hinlänglichkeit oder 
Unzulänglichkeit der Ernährung nur bedingten Wert. Auf das 
Steigen oder Fallen des Gewichts wirken noch andere Dinge 
ein als die Ernährung, z. B. dort der Mangel an Bewegung, 
bei vielen die im Gegensatz zu draußen gleichmäßige Lebens¬ 
und regelmäßige Ernährungsweise, hier Ausschaltung der 
vorher in Mengen genossenen alkoholischen Getränke, nieder¬ 
gedrückte Stimmung, innere Unruhe. Außerdem handelt es 
sich gewöhnlich nicht um kerniges, sondern um schwammiges 
Fleisch und Fett und fördert sogar die Verminderung im Ver¬ 
hältnisse zur Größe oder zum Lebensalter überreichen Gewichts 
die Gesundheit 1 ). Der Arzt wird wissen, welche Schlüsse 
er aus den Gewichtszahlen zu ziehen hat, den Gefangenen 
aber wird bei auch nur geringfügigem Heruntergehen des Ge¬ 
wichts eine auf die jetzige Fassung gestützte Handhabe zur 
Beschwerde über mangelhafte Ernährung geboten. In Fuhls¬ 
büttel liefen sie ohnehin genug zum Arzt oder zu mir, wenn 
sie zeitweise einige Pfund weniger wogen. Ich schlage demzu¬ 
folge als Satz 2 diesen vor: 

Gefangene mit Strafen von mindestens einem Jahr 

Das war von mir, dem Nichtarzte, geschrieben, ehe ich von der 
dem Sinne nach ganz, den Worten nach halb und halb sich damit 
deckenden ärztlichen Auslassung Schillings in Bd. 47 S. 453 dieser 
Zeitschrift Kenntnis genommen hatte. Ich füge hinzu, daß, wenn der 
Stand des Körpergewichtes für den Ernährungszustand maßgebende 
Bedeutung hätte, die Wägungen nicht auf längere Strafen beschränkt 
werden dürften. 
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sind bei der Aufnahme und Entlassung und in der Zwischen¬ 
zeit halbjährlich zu wiegen. 

b) § 33. 

a) Die Begründung erkennt auf S. 51 meine gegen den 
§ 50 Ziff. 4 der Vorschläge 1 gerichteten Einwände als stichhaltig 
nicht an. Mir geht es mit ihrer Rechtfertigung der gleichartigen 
Bestimmung der Vorschläge II ebenso. 

1. Ich habe bekämpft und bekämpfe die Selbstbekösti¬ 
gung der Gefängnissträflinge nicht als solche, sondern aus 
Rücksicht auf den Gesundheitszustand. Vgl. auch Bd. 44 
S. 551, Bd. 45 S. 612 dieser Zeitschrift. Ich erblicke in der 
Selbstbeköstigung, die nicht beansprucht werden darf, ledig¬ 
lich eine Vergünstigung gleich jeder andern, so daß Gestattung 
oder Versagung von den nämlichen Erwägungen wie bei son¬ 
stigen Vergünstigungen abhängt. Sie wird in § 23 Ziff. 1 nicht 
ausdrücklich erwähnt, erscheint aber als solche in § 51 Ziff. lb 
und wird bei Haftgefangenen so genannt (§ 23 Ziff. 2). Ver¬ 
günstigungen aber sollen verdient werden (Begründung S. 41). 

2. Verdienstlich ist nun weder ungünstiger Gesundheits¬ 
zustand, noch Kostenzahlungsfähigkeit. Beides hilft also 
dem sich schlecht führenden Gefängnissträflinge nicht zur 
Selbstbeköstigung, aber auch dem sich gut führenden nicht, 
wenn die Einrichtungen der Anstalt zur Herstellung einer 
geeigneten — ich ziehe im Anschluß an die Begründung dies 
Wort dem im Texte stehenden „genügenden“ vor — andern, 
d. h. doch wohl als der in der Verpflegungsvorschrift verord-’ 
neten, Kost ausreichen. Dieser anderen Kost aber bedarf es 
nicht, weil die Bespeisungsvorschriften eine reichhaltige Aus¬ 
wahl bieten, z. B. die hamburgische neben der Gesunden- 
drei Formen der Krankenkost, deren erste selbst gesunden 
Gefangenen verschrieben werden kann und reichlich 5% 
von ihnen verschrieben wird. Außerdem gibt es Arbeits¬ 
verpflegungszulagen, die teils ein für allemal angeordnet sind, 
teils im Einzelfall vom Direktor bewilligt werden können, 
und Kostverstärkungen und sogenannte Extraspeisungen, 
die der Arzt verordnen darf. Brot wird in drei Arten gebacken: 
aus Roggenmehl mit 15 % und mit 35 % Kleieauszug und 
aus Weizenmehl. Die Einrichtungen zur Herstellung jeglicher 
Art von Hauskost müssen in jeder Art von Anstalt vor¬ 
handen sein oder geschaffen werden. Schlimmstenfalls — 
diese Ausnahme mag für ganz kleine Anstalten am Platze 
sein — hat ein Speisewirt, auf den doch auch der Selbst- 
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verpfleger angewiesen wäre, zu liefern. 1 ) Ich möchte nicht, 
daß, weil es vielleicht unbequem ist, für einen einzigen über 
Mittel verfügenden Gefangenen besonders zu kochen, der 
Ausweg der Bewilligung der Selbstbeköstigung eingeschlagen 
wird. Bei gutem Willen ist sehr viel möglich und ich habe es 
gar nicht selten durchgemacht, daß es trotz seiner hieß: 
das lasse sich nicht einrichten oder: das gehe nicht. 
Und doch ließ es sich fast immer einrichten und ging und erntete 
öfter obenein Beifall und Dank der anfänglich widerstreben¬ 
den Beamten. Hinzukommt, daß die Selbstbeköstigung 
der Gefängnissträflinge, die Führung nicht einmal angesehen, 
selbst wenn die Anstaltseinrichtungen nicht genügen, der 
Gesundheitszustand zu wünschen läßt, die Mittel vorhanden 
sind, erst nach sechs Monaten eintreten darf, da §33 Ziff. 2 
in § 23 Ziff. 2 nicht erwähnt wird, und auch dann noch, wie Text 
und Begründung klar ergeben, in der Luft schwebt, weil 
sie, alledem zum Trotz, nicht gewährt zu werden braucht. 

Übrigens greift in gewisser Weise § 34 Ziff. 1 ein. 

3. Wenn etwas an der Anstalt Mangelhaftes die Selbst¬ 
beköstigung der Gefängnissträflinge soll rechtfertigen können, 
dann dürfen es nicht die Einrichtungen, sondern können 
nur die Anordnungen der Verpflegungsvorschrift 
sein. Sind diese unvollkommen, dann gilt es, die bessernde 
Hand anzulegen. Diese Forderung besteht auch für den Fall, 
daß sie unter den Einrichtungen allein oder mitbegriffen 
sein sollten 12 ). Der § 33 Ziff. 2 bedeutet in meinen Augen 
.eine Ermächtigung für den Staat, sich um die Erfüllung einer 
wiederholt und ausdrücklich — in § 22 Ziff. 2 und in § 32 Ziff. 1 
Satz 1 und auch Satz 2 — ihm auferlegten Verpflichtung auf 
Kosten der Gefangenen zu drücken. Wenn Gründe der Ge- 

Ö Obiges gilt natürlich erst recht, wenn die „andere“ Kost nur 
als eine von der „regelmäßigen“ — vgl. den regelmäßigen Strafzwang 
in § 23 Ziff. 1 — d. h. der gewöhnlichen (nämlich für Gesunde vorgeschrie- 
benen) Kost abweichende Verpflegung gedacht, kürzer ausgedrückt, 
wenn die kostordnungsmäßige Krankenbespeisung gemeint ist. Die 
Begründung (S. 51) gibt nicht zu erkennen, was sie unter der „allgemeinen 
Kost“ versteht, ob die Kost im Ganzen, also in sämtlichen Formen, 
oder nur die Gesundenkost. 

2 ) Dann würde es sich freilich um einen von § 1 Ziff. 2, § 2 Ziff. 1 
Halbsatz2, §70 Ziff.2, §31 Ziff.2 Satz 1 (Einrichtungsgegenstände)abwei¬ 
chenden Sprachgebrauch handeln. Denn an diesen Stellen sind ausschließ¬ 
lich technische Dinge gemeint. Zu vgl. namentlich das „schon“ in 
§ 2 a. a. O., welches bedeutet: abgesehen von allen sonstigen Vorkehrungen. 
§ 32 Ziff. 1 Satz 1 stellt freilich die Grundsätze auf, nach denen die 
Beköstigung „einzurichten“ ist. Ähnlich das „Einrichten“ in §25 Ziff. 2 
Satz 2 und in § 41 Satz 2 und die „Einrichtungen“ in §71 Ziff. lg. 
Solche beider Arten meint wohl §27 Ziff. 2 Satzl. 
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sundheit als für die Selbstbeköstigung von Gefängnissträf¬ 
lingen maßgebend erachtet werden, sind sie auch bei Zücht¬ 
lingen anzuerkennen. Es gibt unter ihnen „Bessersituierte“. 
Sie haben aber wie die nicht zu den Bessersituierten gehören¬ 
den Gefängnissträflinge, Einschließungs- und Haftgefangenen 
mit der als nicht geeignet vorausgesetzten Kost vorliebzu¬ 
nehmen, selbst wenn sie der anderen weit dringender bedürfen 
als die bessersituierten Gefängnissträflinge. Diesen ist an sich 
nicht einmal der Ehrverlust hinderlich. Dabei fließen ihre 
Mittel vielleicht aus trüben Quellen und haben sie sich den 
Magen dadurch verwöhnt oder verdorben, daß sie init Unrech¬ 
tem Gute in Saus und Braus gehaust haben. Wie dann, wenn 
der bemittelte Gefängnissträfling sich eines eigenen Arztes 
bedient? Hat dieser zu begutachten, ob die Voraussetzungen 
des § 33 Ziff. 2 gegeben sind? Dann wird schon das Veran¬ 
lassung sein, von § 37 Ziff. 1 Satz 3 Gebrauch zu machen. 
Wie nun erst, wenn der Anstaltsarzt vorher die Notwendig¬ 
keit der Selbstbeköstigung verneint hat? Wahrscheinlich 
wird er, von dem im Zweifel zu erwarten steht, daß er für 
Selbstbeköstigung nicht zu haben sein werde, gar nicht angc- 
rufen, sondern gleich ein eigener Arzt angenommen werden. 
Dieser wird gewöhnlich geneigt sein, für die Selbstbeköstigung 
einzutreten, und, wenn er es nicht tut, den Laufpaß erhalten, 
um einen vermutlich willfährigeren zu gewinnen und eventuell 
damit fortzufahren. 

4. Aber nicht genug an dem, daß der Staat sich einer Ver¬ 
pflichtung entschlägt, bevorrechtet er die Besitzenden. Der 
Bessersituierte war es und bleibt es, gleichviel ob er Zucht¬ 
haus oder Gefängnis verbüßt. Warum sollen denn aber nur 
die so gestellten Gefängnissträflinge durch ungeeignete Ge¬ 
fängniskost über Gebühr geschädigt oder selbst ruiniert wer¬ 
den können? Der Gesundheitszustand richtet sich doch nicht 
nach der Strafart. Die Begründung verlangt nicht einmal, 
daß der Bessersituierte durch Herkunft, Erziehung, Bildung, 
Umgangskreis usw. sich heraushebt. Das Verfügen über 
Mittel, also der nackte Besitz, reicht aus. Wenn trotzdem 
die Bessersituierten nur in erster Linie in Betracht kommen 
sollen, dann hätte der Begründung obgelegen, zu sagen, wer 
in zweiter Linie steht. Es können nur die Schlechtersitu¬ 
ierten, mithin die mindestens nicht über hinreichende Mittel 
Verfügenden, sein. Wie ein solcher sich soll selbst beköstigen 
können, weiß ich nicht. Erhält er eine andere als die Anstalts¬ 
kost, aber durch die Anstalt, so beköstigt er sich nicht selbst, 
sondern er wird vom Staate beköstigt. Dabei steht auf S. 39 

Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVIII. 10 
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der Begründung, daß bei der individualisierenden Behand¬ 
lung Vermögensunterschiede nicht berücksichtigt werden 
können und sollen, zu individualisieren sei aber auch bei der 
Ernährung (das.), insbesondere durch Gewährung von Ver¬ 
günstigungen nach der Individualität (S. 41). Da nun die 
Selbstbeköstigung der Gefängnissträflinge eine Vergünstigung 
ist, so dreht sich die Sache im Kreis. 

5. Die Selbstbeschäftigung ist eine ausnahmsweise und 
widerrufliche (§ 27 Ziff. 2 Satz 4), das Halten von Zeitungen 
und Fachschriften in Einzelhaft eine ausnahmsweise (§ 42 
Ziff. 2 Satz 2), der unbeaufsichtigte Briefverkehr der erwach¬ 
senen Haftgefangenen eine widerrufliche (§ 44 Ziff. 1 Satz 3) 
Vergünstigung. Bei der Selbstbeköstigung der Gefängnis¬ 
sträflinge ist von keinem von beiden, geschweige von beidem 
zugleich, die Rede. Sie ist also unwiderruflich und darf nur 
zur Strafe entzogen werden (§ 51 Ziff. lb). Mit dem Arrest 
aber ist die Entziehung weder von selbst verbunden (§ 51 
Ziff. lg), noch als Verschärfung vereinbar (§ 51 Ziff. 2 Abs. 2). 
Denn da eine innerhalb der Vorschläge und nur wegen unzu¬ 
reichender Anstaltseinrichtungen zulässige Vergünstigung in 
Frage steht, gehört die Selbstbeköstigung der Gefängnis¬ 
sträflinge nicht zu den besonderen Vergünstigungen. Dar¬ 
über Näheres unter XIV b y) 2, 3. 

6. Hiernach trete ich für Umgestaltung der Ziff. 2 dahin 

ein : 

Gefängnissträflinge, die im Besitze der bürgerlichen 

Ehrenrechte sind, kann ausnahmsweise und widerruf¬ 
lich gestattet werden, sich selbst zu beköstigen. 

ß) In Ziff. 5 hat das Gebot an die Stelle der Füglichkeit 
zu treten. Tägliche Erfahrung lehrt,' daß die Anstaltskleidung 
Entweichungen nicht und das Weiterkommen nicht immer 
hindert. Fluchtverdächtige und Gefährliche wird man ohne¬ 
hin fesseln. 

Übrigens ist die Stelle mißdeutig. Sie erweitert zweifel¬ 
los die Ziff. 1 Satz 2 zugunsten der Gefängnissträflinge 
ohne Ehrenrechte, läßt aber daneben die Auslegung zu, daß 
allen Gefängnissträflingen, also die im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindlichen eingeschlossen, auf Transporten 
usw. das Tragen eigener Kleidung gestattet werden kann. 
Dieser Schluß ist möglich wegen des Gebrauchs der Worte 
„auch wenn“. Insoweit liegt dann eine Einschränkung der 
Ziff. 1 Satz 2 vor. Falls daher mein Antrag keinen Anklang 
findet, schlage ich als Ziff. 5 folgendes vor: 
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Die eigene Kleidung darf auch bei Transporten ... 
getragen werden. Züchtlingen und Gefängnissträflingen, 
die nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind, 
kann das Tragen .eigener Kleidung bei solchen Gelegen¬ 
heiten gestattet werden, 
c) § 34. 

x) Ich halte es für angebracht, daß statt von besonderen 
von durch die Hausordnung zu bestimmenden Nahrungs¬ 
und Genußmitteln geredet wird, damit wenigstens innerhalb 
des Bereiches derselben Aufsichtsbehörde Gleichmäßigkeit 
herrscht. 

ß) In Ziff. 1 vermisse ich die Beschränkung auf einen mäßi¬ 
gen Genuß, die Ziff. 2 und § 33 Ziff. 4 Satz 1 anordnen. Zwar 
wird § 71 Ziff. le Vorsorge treffen, daß diese Grenze nicht 
überschritten wird, er wie § 34 Ziff. 2 betreffen aber nur die 
Arbeitsbelohnung, also den Betrag, der von zugewiesener 
Arbeit (§ 30 Ziff. 2 Satz 1, Ziff. 3 Satz 1, Ziff. 4 Halbsatz 2) 
gutgeschrieben wird, nicht den Ertrag der Gefängnissträf¬ 
lingen gestatteten, Einschließungs- und Haftgefangenen zu¬ 
stehenden Selbstbeschäftigung, der den Gefangenen verbleibt 
(§30 Ziff. 1 Halbsatz 1, Ziff. 2 Satz 1 einer-, § 30 Ziff. 1 Halb¬ 
satz 2, § 27 Ziff. 5 andrerseits). Dieses Geld ist nicht Arbeits¬ 
belohnung, sondern Arbeitslohn 1 ), und könnte in Ziff. 2 
unter dem eigenen Gelde nur für den möglichen, aber gewiß 
seltenen Fall, daß ein Einschließungs- oder Haftgefangener 
sich nicht voll selbst beschäftigt, also zugleich zugewiesene 
Arbeit verrichtet, verstanden werden. S. 52 der Begründung 
läßt indessen erkennen, daß eingebrachtes oder eingesandtes 
Geld gemeint ist'. Darf solches zum Einkauf verwandt wer¬ 
den, dann wäre es ungerecht, den Ertrag der Selbstbeschäfti- 
gung anders zu behandeln, zumal die sich selbst beschäftigen¬ 
den Einschließungs- und Haftgefangenen auch schlechter 
gestellt wären als diejenigen, die sich Arbeit zuweisen lassen. 
Ziff. 1 muß daher in folgender Art erweitert werden: 

... aus der Arbeitsbelohnung, sich selbst beschäftigen¬ 
den Gefangenen aus dem Ertrag der Selbstbeschäfti¬ 
gung als Vergünstigung und in den Grenzen eines mäßigen 
Genusses ... 

y) Wenn die Begründung den Einkauf der Einschließungs¬ 
und der Haftgefangenen aus dem eigenen Geld als durch 
§33 Ziff. 3 gegeben behandelt, so trifft das nicht zu. Denn der 
Einkauf ist etwas von der Selbstbeköstigung Verschiedenes 

’) Auf den Ertrag der Selbstbeschäftigung ist daher § 30 Ziff. 3 
nicht und Ziff. 4 nur mit Einwilligung des Gefangenen anwendbar. 


io* 
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und selbst für die Einschließungsgefangenen Vergünstigung. 
Den Haftgefangenen aber steht sogar die Selbstbeköstigung 
nur als Vergünstigung, nicht als Recht zu (§ 33 Ziff. 3 Halb¬ 
satz 2, Begründung S. 51). Wäre aus der Gewährung der Selbst¬ 
beköstigung insbesondere an Haftgefangene ohne weiteres 
die Zulässigkeit des Einkaufs, und zwar selbst aus eigenem 
Gelde, zu folgern, dann hätte gleiches von denjenigen 
Gefängnissträflingen zu gelten, denen Selbstbeköstigung ge¬ 
stattet wird. 

d) 1. Auch vom Tabakgenuß wünsche ich die zu Ehr¬ 
verlust verurteilten Gefängnissträflinge ausgeschlossen zu 
sehen, hiervon aber eine Ausnahme zugunsten der mit schwe¬ 
ren Außenarbeiten beschäftigten zu machen. Das ist dann 
eine Art Entschädigung für die von mir verlangte Verpflich¬ 
tung zur Außenarbeit. Ich würde daher Ziff. 3 so fassen: 

Rauch-, Schnupf- und Kautabak sind Jugendlichen 
nicht zu gestatten und dürfen Züchtlingen und Gefäng¬ 
nissträflingen, die nicht im Besitz der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte sind, nur während der Beschäftigung mit schwerer 
Außenarbeit gestattet werden. 

2. Alkoholische Getränke dürfen als Zusatznahrungs¬ 
mittel nicht beschafft werden, auch nicht aus eigenem Geld, 
das nur für solche Nahrungs- und Genußmittel ausgegeben 
werden darf, von denen Ziff. 1 redet, die eben den Alkohol 
ausschließt. Bei der Selbstbeköstigung sind zwar andere 
alkoholische Getränke als Branntwein zugelassen, sie kommt 
aber für Züchtlinge nicht in Frage. Wie es angesichts dessen 
möglich sein soll, daß Züchtlinge Bier nicht als Verpflegungs¬ 
zulage auf Grund der Kostordnung erhalten, sondern sich 
kaufen (Begründung S. 52), ist mir nicht verständlich. 

X. Zu Abschnitt IV E. 
a) § 35. 

Bei der Haftstrafe müßte die Berücksichtigung der Straf¬ 
dauer (Ziff. 2) meist nicht zu einer höheren, sondern zu einer 
kürzeren als einstündigen Freizeit (Ziff. 1) führen, weil es sich 
selten um mehr als allenfalls einige Wochen handelt. Ich 
würde sagen: 

... ist die Zeit bei Strafen von mindestens drei Monaten 
höher ... zu bemessen. 

Ich habe bei Festlegung dieser unteren Grenze der Straf¬ 
dauer § 20 Ziff. 1 Satz 1, ferner § 34 Ziff. 1, § 43 Ziff. 1 Satz 1, 
§ 44 Ziff. 2, § 57 Ziff. 4 Satz 2 im Auge gehabt. Meinetwegen 
könnten auch sechs Monate (§ 23 Ziff. 1, § 34 Ziff. 1, § 55) 
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oder allenfalls ein Jahr (§ 4 Ziff. 2 Satz 1, § 23 Ziff. 1, § 55) 
gewählt werden. 

b) § 36. 

Statt des ein wenig verwaschenen „sich mehr empfiehlt“ 
wird zu setzen sein: angezeigt ist. Damit gelangt zum Aus¬ 
druck, daß die Maßregel geboten, nicht bloß erwünscht sein 
muß. Das halte ich für erforderlich. Ich bin der Ansicht 
und verweise deshalb auf das zu § 14 Gesagte, daß Schwan¬ 
gere grundsätzlich den Gefängnissen fernzuhalten sind. Recht- 
fertigen aber zwingende Gründe eine Ausnahme, so ändert 
an ihnen die Entbindung nichts. Ich habe aber auch eine 
sprachliche Einwendung. Denn da die Überführung nicht 
empfohlen, sondern befohlen wird, kann sich die Beurlaubung 
mindestens nicht mehr empfehlen, so daß zum wenigsten 
dieses Wort zu streichen sein wird. Gleiches gilt von § 37 
Ziff. 2 Satz 2, § 38 Ziff. 2. In § 38 Ziff. 2 heißt es kurz und 
bündig: sind zu versetzen. Warum umständlicher in § 37 Ziff. 2 
Satz 2: die Versetzung erfolgt und in § 36: die Überführung 
ist zu veranlassen? In dem Worte „Versetzen“ kommt außer¬ 
dem die Fortdauer der Strafhaft mit mehr Entschiedenheit 
zum Ausdruck. 

c) § 37. 

a) 1. Dem Satz 3 der Ziff. 2 erkläre ich in alle Wege 
den Krieg bis auf das Messer. Die Begründung behandelt 
Reichs und meine nec leviter, neque obiter dagegen erhobenen 
Bedenken als Luft (S. 54), obgleich obenein wie bei der Selbst¬ 
beköstigung die für unzulässig erklärte Berücksichtigung 
der Vermögensunterschiede eine Rolle spielt. Sehe ich den 
§ 51 Ziff. lb und den § 23 Ziff. 2 an, dann steht keine Ver¬ 
günstigung in Frage. § 23 Ziff. 1 redet aber allgemein von son¬ 
stigen Vergünstigungen, und ich möchte wissen, was die Zu¬ 
ziehung eines andern Arztes sein soll, wenn nicht eine Ver¬ 
günstigung, und ob sie nicht eine ganz besondere Vergünstigung 
ist, mit der sich im Hinblick auf die Ordnung in der Anstalt 
und das Verhältnis der Gefangenen zur Verwaltung und mehr 
noch zum Arzt keine andere messen kann. Und trotz dessen 
wird diese Vergünstigung nicht einmal als ausnahmsweise 
oder widerrufliche bezeichnet, während die Selbstbeschäfti¬ 
gung mit beiden Zutaten bekleidet ist. So wenig wie bei der 
Selbstbeköstigung steht hier eine besondere Vergünstigung 
im Sinne des § 51 Ziff. lg in Frage. Obwohl aber zweifellos 
eine Vergünstigung vorliegt, kann sie weder widerrufen, noch 
selbstständig als Strafe entzogen werden. Auch ist die Ent- 
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Ziehung weder von selbst mit dem Arreste verbunden, noch 
als dessen Verschärfung zulässig. 

Eben weil Vergünstigung, braucht die Zuziehung eines 
eigenen Arztes nicht gestattet zu werden. Soll sie gestattet 
werden, so setzt das Besitz der nötigen Mittel, gute Führung 
und eine Wartezeit von einem Jahr bei Züchtlingen, von 
sechs Monaten bei Gefängnissträflingen voraus. Da nur eine 
mäßige Minderheit der Gefängnisstrafen sechs Monate über¬ 
steigt, ist die Sache für die große Mehrheit der zu Gefängnis 
Verurteilten von vornherein ohne Bedeutung. 

2. Es sind aber noch weitere Umstände zur Sprache zu 
bringen. 

Wenn nämlich das Schriftstück eines Geisteskranken 
zu den Akten genommen werden soll, bedarf es des Einver¬ 
ständnisses des Arztes (§ 44 Ziff. 6) und wenn die Kost auch 
nur um eine Brotportion geschmälert werden soll, ist dem 
Arzt Kenntnis zu geben, damit er Bedenken geltend machen 
kann (§ 52 Ziff. 4). Die Zuziehung des eigenen Arztes aber 
erfordert weder das Einverständnis, noch auch nur die An¬ 
hörung des Anstaltsarztes 1 ). 

ln Hamburg und wohl auch anderwärts hat sich das 
Aufsichtspersonal aus dienstlichen Gründen durch die Ge¬ 
fängnisärzte behandeln zu lassen, soweit diese nicht die Behand¬ 
lung durch einen andern Arzt zugestehen oder empfehlen. 
Der größte Teil der Gefängnisbeamten hat also keine Arzt¬ 
wahl, aber sogar Züchtlingen und Zuhältern wird sie gewisser¬ 
maßen eingeräumt. 

Die Stellung des eigenen Arztes gegenüber dem Vor¬ 
stand auf der einen und dem Anstaltsarzt auf der andern 
Seite ist völlig unaufgehellt, so daß nicht einmal ersichtlich 
ist, ob auch nur da, wo die Entscheidung oder Mitwirkung 
des Arztes ausdrücklich verlangt oder stillschweigend voraus¬ 
gesetzt wird (§ 20 Ziff. 1 Satz 4, § 21 Ziff. 3, § 29 Ziff. 1, § 32 
Ziff. 1, § 36, § 37 Ziff. 2 Satz 2, § 38 Ziff. 2, § 40 Ziff. 2, § 44 
Ziff. 1 Satz 2, § 46 Ziff. 6, § 52 Ziff. 4, § 60 Ziff. 3 Satz 2 ), 
im Falle der Zuziehung eines eigenen Arztes der Anstalts¬ 
arzt ausscheidet. 

3. Ich beantrage daher die Streichung des Satzes 3. 

ß) Für Ziff. 2 schlage ich Fassungsänderungen dieser Art 

vor: 

Erkrankte werden in der Anstalt oder in einer nur für 

erkrankte Gefangene bestimmten Heilanstalt ärztlich be- 

9 Vgl. demgegenüber § 25 Ziff. 3 Satz 1 Halbsatz 2. 
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handelt, wenn es zwingende Gründe ihres Zustandes 
erfordern und nicht die Beurlaubung angezeigt ist, in 
eine andere Heilanstalt versetzt. 

Daß die nur für erkrankte Gefangene bestimmte Anstalt 
eine Heilanstalt sein muß, folgere ich daraus, daß unmittel¬ 
bar nach ihr die „andere“ Heilanstalt erscheint. Die Straf¬ 
anstalt ist keine Heilanstalt als solche. Das Vorhandensein 
zwingender Gründe erscheint mir in demselben Maße für die 
Entfernung aus der Anstalt erforderlich, wie es in § 36 für 
das Verbleiben gefordert wird. 

y) Der Ziff. 3 wünsche ich folgende Änderung: 

... auf Antrag und beim Nachweis eines berechtigten 
Interesses auch andern Personen ... 

Daß ein solches Interesse vorliegen muß, sehe ich als so 
selbstverständlich an, daß ich mir eine Begründung erspare. 

d) § 38. 

Nach der Begründung S. 54 ist mit der auswärtigen 
Heil- oder Pflegeanstalt in Ziff. 2 eine von der Anstalt getrennte 
(§ 493 Abs. 1 StrPrO.) 1 ) gemeint. Ich erblicke in der Ver¬ 
kürzung keine Verbesserung der Ausdrucksweise und bean¬ 
trage außerdem Streichung des Wortes „auswärtige“, weil 
auch Kriminalirrenanstalten oder -abteilungen von den Straf¬ 
anstalten getrennt und umgekehrt andere Heil- oder Pflege¬ 
anstalten mit ihnen organisatorisch oder wirtschaftlich ver¬ 
bunden sein können, ohne daß ihr Wesen davon berührt wird. 
Ziff. 2 wird demnach zu lauten haben: 

In Geisteskrankheit Verfallene sind entweder in eine 
Kriminalirrenanstalt oder -abteilung oder in eine andere 
öffentliche Heil- oder Pflegeanstalt zu versetzen, sofern 
nicht die Beurlaubung angezeigt ist. 

e) § 39. 

Daß im unmittelbaren Anschluß an die gesundheitspoli¬ 
zeiliche Überwachung die Todesfälle behandelt werden, erin¬ 
nert ein klein wenig an ungewollten Humor, ln Abschnitt 
3 II b habe ich mich darüber geäußert, wohin ich die Ziff. 1 
stellen würde. Mindestens gehört sie nicht in das letzte Drit¬ 
tel der Vorschriften über Gesundheitsfürsorge, sondern, weil 
deren allgemeinste, an ihre Spitze. 

f) § 40. 

a) 1. Wer sind die nahestehenden Personen der Ziff. 1? 
Offenbar nicht nur Angehörige (§ 43 Ziff. 1 Satz 1) oder gar 
die nächsten Angehörigen (§ 37 Ziff. 3), andrerseits nicht alle, 

9 Gleicher Wortlaut in § 55 der Vorschläge I. 
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denen gemäß § 37 Ziff. 3 Mitteilung zu machen ist, die näch¬ 
sten Angehörigen schon deswegen nicht, weil es auf die bloße 
Kenntnis, nicht auf die durch Mitteilung erlangte Kenntnis 
ankommt. Es ist wohl an Verwandte oder Verschwägerte 
entfernterer Grade, an Freunde, an gute Bekannte usw. ge¬ 
dacht. Ich halte es für zweckmäßig, wenn der Wortlaut 
dahin erweitert wird: 

... durch Verwandtschaft, Schwägerschaft oder per¬ 
sönliche Beziehungen nahestehende Personen ... 

Solche Beziehungen brauchen trotz Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft nicht bestanden zu haben. 

2. Die Zulässigkeit der Abgabe der Leichen von Ge¬ 
fängnissträflingen zu wissenschaftlichen Zwecken erscheint 
mir in ihrer Allgemeinheit zu weitgehend. Nach S. 54 der 
Begründung bedeutet das „können“ nicht ein Belieben der 
Verwaltung, und soll die Abgabe nur wegen äußerer Um¬ 
stände unterbleiben, die Persönlichkeit also keinen Unter¬ 
schied machen. So weit möchte ich nicht gehen, beantrage 
vielmehr die Einschränkung auf diejenigen Gefängnissträf¬ 
linge, die sich nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
befunden haben. 

ß) §§ 81 bis 90 StrPrO. handeln von der Leichenöffnung. 
Warum weicht Ziff. 2 davon ab? 

XI. Zu Abschnitt IV F. 

a) § 41. 

Was ist angemessener Schulunterricht? Darunter läßt 
sich alles Mögliche und hier wenig, dort viel verstehen 1 ). § 26 
spricht schlicht vom Religionsunterricht und die Begründung 
macht alles von der Ordnung durch die Einzelstaaten abhän¬ 
gig (S. 57). Also fort mit dem „angemessen“. 

b) § 42. 

Selbstbeschaffte Fachschriften würde ich auch für die 
Gemeinschaftshaft zulassen, Zeitungen für Züchtlinge selbst 
nicht in der Einzelhaft. Der Text unterscheidet, dem Sprach- 
gebrauche des Lebens folgend, zwischen Zeitungen und Fach¬ 
schriften (Ziff. 2) und zwischen Schriften und Zeitungen 
(Ziff. 3), die Begründung wirft beide zusammen (S. 57: eine 
Zeitung, namentlich eine Fachschrift, wodurch diese als eine 
Unterart jener hingestellt wird). Was für das Zeitunghalten 

l ) Das Wort findet sich noch in § 28 Ziff. 4 Halbsatz 1, § 33 
Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 3 Halbsatz 1, § 45 Ziff. 1, § 60 Ziff. 1 Halbsatz 2, 
§ 63 Ziff. 2, § 70 Ziff. 2. Aus ■ diesen Stellen folgt aber für die obige 
nichts. Soli näheres bestimmt werden, so würde ich sagen: geeigneten 
(dem Gegenstände nach) und hinlänglichen (der Zeitdauer nach). 
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durch Züchtlinge beigebracht wird, trifft, wenn überhaupt, 
wogegen ich freilich gemäß Teil 1 Abschnitt 3 XXX111 Stel¬ 
lung nehme, auch für die Gemeinschaftshaft zu. Einzelhaft 
wird unter Umständen nachgesucht werden, um eine Zeitung 
halten zu können, und jenem, allerdings nicht diesem Antrag 
ist stattzugeben (§ 20 Ziff. 2). Wie steht es nun mit dem vom 
Zeitunglesen abhängigen Fortkommen derer, die nicht 
in Einzelhaft genommen werden dürfen (§ 20 Ziff. 1 Satz 4)? 
Daß das bloße Lesen einer Zeitung geeignet sein soll, bei lang¬ 
jährigen Strafen ,,die Weltfremdheit“ zu verhindern, ist mir 
wenig wahrscheinlich. Fachschriften dienen dem weit mehr 
und ich bin gewiß, daß in der großen Mehrzahl der Fälle 
die Zeitungen aus ganz andern und dabei sehr durchsichtigen 
Gründen werden gehalten werden als um der Fortbildung 
und des Fortkommens willen. Indem ich auch hier unter¬ 
scheide, ob die Gefängnissträflinge unter Ehrverlust stehen 
oder nicht, richte ich meinen Antrag auf nachstehende Fas¬ 
sung der Ziff. 2: 

Ausnahmsweise können Fachschriften und Gefängnis¬ 
sträflingen in Einzelhaft, die im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind, Zeitungen gestattet werden.' 

Ich sehe im Zeitunglesen eine Vergünstigung gleich 
andern. Von diesem Standpunkt aus, der mit dem Fort¬ 
kommen nur nebenbei zu tun hat, läßt sich die Beschränkung 
auf Gefangene in Einzelhaft begründen. Sie verhindert.es,. 
daß die Zeitungen an andere abgegeben oder von diesen weg¬ 
genommen werden. 

XII. Zu Abschnitt IV G. 
a) § 43. 

a) 1. Da nach S. 58 der Begründung für den Begriff der 
Angehörigen in Ziff. 1 Satz 1 das StrGB. maßgebend sein 
soll — in vielen Hausordnungen, z. B. der hamburgischen, 
ist er anders gefaßt —, ist ein entsprechender Hinweis durch 
die Einschaltung: (§ 52 Abs. 2 StrGB.) hinter „Angehörigen“ 
aufzunehmen. In Satz 2 sähe ich an Stelle des Wortes „wei¬ 
terer“ lieber das Wort „häufigerer“. 

2. Weshalb übrigens hier die Wendung „ist zu gestatten“, 
in Ziff. 2 „wird gestattet“? Ich ziehe letztere vor. 

ß) Auf S. 58 der Begründung wird von einer Kontrolle 
der Besuche der Einschließungsgefangenen gesprochen. Der 
Empfang soll also nur in bezug auf Zeitgrenzen und Personen¬ 
kreis nicht beschränkt sein. Da nun aber Ziff. 2 von der 
Gegenwart eines Beamten nichts erwähnt, ist dies größerer 
Klarheit wegen nachzuholen. 
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b) § 44. 

a) Die Begründung unterstellt mir, ich wolle nicht, daß die 
Rechte der Beamten und die Pflichten der Gefangenen hin¬ 
sichtlich des Briefgeheimnisses im Gesetz klar zum Aus¬ 
druck kommen, und hält das ihrerseits für dringend empfeh¬ 
lenswert (S. 59 1 ). Ich weiß nicht, was zu diesem argen Miß¬ 
verständnis, denn um ein solches handelt es sich, Veran¬ 
lassung gegeben haben kann. Dergleichen ist mir nicht in 
den Sinn gekommen. Vgl. auch Teil 1 Abschn. 3 XXXXIV 
b, c. Ich wiederhole aber trotz gegenteiliger Behauptung 
der Begründung hier und auf S. 7, daß das Briefgeheimnis 
nicht überall in Deutschland verfassungsrechtlich ge¬ 
währleistet ist, und habe bestritten und bestreite noch, daß 
es in der gegenwärtig geltenden Gesetzgebung ein Briefge¬ 
heimnis im landläufigen Sinne gibt und daß ein solches, wenn 
es doch bestehen sollte, auf Gefangene Anwendung finden 
kann. Mein Kampf richtet sich demzufolge nur dagegen, 
daß, wie neuerdings von mehreren Seiten behauptet wird, 
das jetzige Verfahren in Ansehung der Briefschaften 
der Gefangenen ungesetzlich sei. Dies Eintreten für dessen 
Rechtmäßigkeit beweist aber doch nichts dafür, daß ich mich 
dagegen sperre, gesetzliche Regeln für den Schriftverkehr 
der Gefangenen aufzustellen und mittelst ihrer Vorkehrungen 
zu treffen, daß unter Wahrung oder, wem das besser klingt, 
unter Feststellung des Rechts der Verwaltung auf Einsicht 
über jeden Zweifel hinweg diese Einsicht auf das Maß des 
Unumgänglichen beschränkt wird. Ich habe gerade in den 
letzten Jahren meiner Amtsführung nach vereinzelten früheren 
so umfassende Anordnungen zum Schutze der Briefschaften 
vor Einblicken hierzu nicht Berechtigter getroffen, daß daraus 
manche gar nicht geringe Mehrarbeit entstanden ist. Und 
das ist aus meinem Empfinden heraus geschehen, nicht, 
weil ich wahrgenommen hätte, daß die Gefangenen ohne 
Unterschied oder auch nur der Regel nach den Eingriff in 
das Briefgeheimnis ganz besonders schwer empfinden (Be¬ 
gründung S. 59). Im Gegenteil. Klagen oder auch nur Äußer¬ 
ungen darüber sind im Gegensatz zu den recht häufigen 
über alle möglichen Dinge meist kleinlichster Art geradezu 
die wenigst zahlreichen gewesen. 

*) Noch unerklärlicher ist mir freilich das andre, ich sei für reichs¬ 
rechtliche Regelung der Beamtenausbildung eingetreten (Begründung 
S. 25 und Anm. 4). In Teil I Abschnitt 3V habe ich Reichs dahin¬ 
gehendem Verlangen widersprochen. Auf die Auswahl der Beamten 
wirkt übrigens das Reich durch die Vorschriften über die Anstellung 
der Militäran.wärter ein. 
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Die für die Gefangenen eingehenden Briefe sind zwar 
meist verschlossen, von den Briefschaften aber, niedrig 
gerechnet, ein Drittel nicht. Das sind hauptsächlich die Post¬ 
karten, namentlich die Ansichtskarten, die teils dauernd, 
teils zeit- oder stellenweise in einem Umfange eingehen, der 
dem Unfug gleichkommt. Wohl aus diesem Grund steht 
im Vordruck der Briefbögen nicht weniger preußischen An¬ 
stalten: Ansichtskarten werden nicht ausgehändigt. Mit 
welchem Recht das schlechthin geschieht, vermag ich 
freilich nicht zu ergründen. Eine Ansichtskarte kann Wich¬ 
tiges enthalten und manche ist der Darstellung wegen zehn¬ 
mal erfreulicher und wertvoller als eine gewöhnliche Postkarte 
mit längerem, aber nicht minder oder sogar mehr gleich- 
gütigen Inhalte. 

Der präsumptive Wille der Absenders (Begründung 
a. a. O.) ist nicht immer dahin gerichtet, daß die Briefe von 
Beamten nicht gelesen werden, und ich habe nicht ganz wenige 
Fälle erlebt, in denen der wirkliche Wille ein anderer war. 
Zudem weiß jedermann, daß die Briefe gelesen werden, also 
kann von einem der Vorschrift entgegengesetzten präsumptiven 
Willen nicht die Rede sein. 

ß) In Ziff. 1 Satz 2 heißt es besser: 
hat Kenntnis zu nehmen. 

Die Beschränkung auf die Briefe halte ich nicht für rich¬ 
tig. Dem Arzte z. B. werden die Eingaben oft größeres Inter¬ 
esse bieten als die Briefe, weswegen ich den Zusatz em¬ 
pfehle : 

... Briefe und der Eingaben ... 

Außerdem stimmt der Satz mit Ziff. 6 nur teilweise 
überein. Denn wenn die Schriften — soll wohl heißen: Schrift¬ 
stücke — Geisteskranker im Einverständnis mit dem Arzt 
zu den Akten genommen werden, muß doch der Arzt Einsicht 
erhalten und genommen haben. 

y) Was Ziff. 2 betrifft, so weiß ich nicht, weshalb die 
Fassung von derjenigen des § 43 Ziff. 1 und 2 abweicht, statt 
wie in letzterer zu lauten: 

wird in der Regel gestattet. 

.Voraussetzung ist aber wohl, daß — siehe § 43 Ziff. 1 
Satz 1 — die Briefe für Angehörige bestimmt sind, was des¬ 
halb in den Text aufzunehmen ist, da die Bemerkung der 
Begründung (S. 60), das über die Besuche Gesagte gelte 
sinngemäß für Ziff. 2 bis 4, nicht genügt. Demnach möchte 
ich Ziff. 2 so gefaßt sehen: 
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Den Züchtlingen ... wird in der Regel ... das Ab¬ 
senden eines Briefes an Angehörige gestattet. Das Ab¬ 
senden anderer oder häufigerer Briefe kann gestattet 
werden. 

8) Nach Ziff. 1 Satz 1 unterliegt der schriftliche Ver¬ 
kehr der, d. h. aller, Gefangenen der Aufsicht des Vorstandes. 
Nacli Satz 3 kann den erwachsenen Haftgefangenen wider¬ 
ruflich der Briefverkehr, also nicht der schriftliche Verkehr 
in seiner Gesamtheit (Ziff. 3 im Gegensatz zu Ziff. 4), ohne 
Aufsicht gestattet werden. Das wird auf S. 59 der Begründung 
damit gerechtfertigt, daß die Haftstrafen meist kurz und die 
meisten dazu Verurteilten relativ harmlos seien, diese Straf¬ 
art auch differenziert werden solle. Die Voraussetzungen für 
die Ausnahme treffen auf die Einschließungsgefangenen 
nicht ohne weiteres zu und die Differenzierung der Haft ent¬ 
fiele insoweit, als nicht bloß der briefliche, sondern der schrift¬ 
liche Verkehr der Einschließungsgefangenen unbeaufsichtigt 
sich abspielen dürfte. Aus Text und Begründung schließe 
ich daher, daß der Schriftverkehr der Einschließungsgefan¬ 
genen der Aufsicht unterliegt und die Ausübung dieser keine 
Einschränkung im Sinne der Ziff. 3 ist. Soll weder hier, 
noch bei den Besuchen eine Beaufsichtigung stattfinden, 
dann sind selbst die jugendlichen Einschließungsgefangenen 
davon frei, was nicht zu billigen wäre. Die an sich klare 
Sachlage ist für mich dadurch zu einer der Sicherheit wegen 
erörterten Art Frage geworden, daß mich der von der Be¬ 
gründung im unmittelbaren Anschluß an die Ausführungen 
über den unbeaufsichtigten Briefverkehr der Haftgefangenen 
für nötig gehaltene, dem obigen nach unnötige Hinweis auf die 
Ziff. 3 (S. 60) hat stutzig werden lassen. 

s) 1. Verkehr ist etwas Zweiseitiges und Mißbräuche 
in diesem können nicht bloß von den Gefangenen ausgehen. 
Die Maßregeln des § 43 Ziff. 3 und des § 44 Ziff. 4 richten sich 
daher gleichmäßig gegen den Mißbrauch seitens sowohl Ge¬ 
fangener als Nichtgefangener, treffen aber, weil nicht anders 
möglich, den unschuldigen Teil nicht minder als den schul¬ 
digen und die unschuldigen Außenstehenden, die sich vielleicht 
weite Wege vergeblich machen oder in Ängsten des erwarte¬ 
ten und sich nicht einstellenden Briefes harren, oft schwerer 
als die schuldigen Gefangenen. 

2. Der Natur der Sache nach gelten die Fristen des § 43 
Ziff. 1 Satz 1 auch für die Besucher, dagegen finden die Zeit¬ 
bestimmungen des § 44 Ziff. 2 nur auf die briefschreibenden 
Gefangenen Anwendung. Indessen ist doch wohl auch das 
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ein Mißbrauch, wenn in regelmäßig wiederkehrenden ganz 
kurzen Zwischenräumen, womöglich täglich, Briefe gleichgil- 
tigen Inhalts und womöglich großen Umfangs eingehen. 

3. Die Beschränkung oder Entziehung des brieflichen 
Verkehrs Freien gegenüber ist anders als durch Nichtaus¬ 
händigung ihrer Briefe nicht ausführbar. Denn ein Verbot 
des Briefschreibens läßt sich wegen der Leichtigkeit seiner 
Umgehung und wegen des Mangels oder, wenn man sie hätte, 
wegen der Unausführbarkeit von Zwangsmaßregeln nicht 
verwirklichen und gegen eine unbesehene Zurücksendung 
schützt der Umstand, daß es in großen Anstalten bei der Menge 
der eingehenden Briefe lange Zeit dauern wird, bis der Ab¬ 
sender schon an der Aufschrift unfehlbar erkannt wird, mehr 
aber noch — und das gilt auch für kleine Anstalten — die 
Tatsache, daß man nicht mit völliger Sicherheit im voraus 
weiß, was in den Briefen steht, und ein uneröffnet zurück¬ 
geschickter Wichtiges enthalten kann. Die Zurücksendung 
eröffneter und durchgesehener Briefe halte ich nicht für wirk¬ 
samer, sondern eher für unwirksamer als die Nichtaushän¬ 
digung. 

4. ln Ziff 5 ist nun aber nur von der Nichtaushändigung 
von Briefen wegen des Inhalts, d. h. nach S. 60 der Begrün¬ 
dung ungeeigneten Inhalts, die Rede, ohne daß sich ersehen 
läßt, was mit diesem gemeint sein soll. Indessen scheint an 
mehr als die Überschreitung der Grenzen von Sitte und An¬ 
stand, die von den Gefangenen innezuhalten sind (§50 Satzl), 
gedacht zu sein, mit andern Worten: trotz Wahrnehmung 
von Sitte und Anstand wird der Inhalt ungeeignet sein können. 
Daß gleichwohl nicht lediglich durch den Inhalt eines einge¬ 
gangenen Briefes ein Mißbrauch soll begangen und nur so der 
Grund zur Nichtaushändigung oder zur Beschränkung oder 
Entziehung des brieflichen Verkehrs soll geschaffen werden 
können, schließe ich daraus, daß nicht in jedem ungeeigneten 
Brief ein Mißbrauch des brieflichen Verkehrs zu finden ist. 

5. Meines Erachtens hat hiernach Ziff. 5 zu lauten: 

Wird ein Brief nicht ausgehändigt oder ..., so ist dem 

Gefangenen der Grund mitzuteilen. Der für den Ge¬ 
fangenen wissenswerte Teil eines nicht ausgehändigten 
Briefes ist ihm mitzuteilen. 

£) Überdies beantrage ich Umstellung der Ziff. 5 als 
Ziff. 6 und Einschaltung einer neuen Ziff. 5 dieses Inhalts: 

Briefe, deren Absender sich nicht oder mit falschem 
Namen oder falscher Bezeichnung oder so allgemein 
oder undeutlich nennen, daß die Person für die zur Kennt- 
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nisnahme verpflichteten Beamten nicht erkennbar ist, 
werden nicht ausgehändigt. 

Wer einem Gefangenen schreibt, soll sich, wie im bürger¬ 
lichen Leben üblich, zu erkennen geben. Wer es anders macht, 
hat Hintergedanken, mögen sie selbst nichts Schlechtes be¬ 
zwecken. Die Verhältnisse des Strafvollzugs bedingen es, 
daß nicht bloß der Gefangene weiß, mit wem er — vielleicht 
trotz (unter Umständen verabredeten) Versteckspielens — zu 
tun hat, vielmehr auch die Verwaltung darin klar sehen muß, 
wer mit dem Gefangenen in Verbindung tritt oder steht. 
Sie ist nicht verpflichtet, um der bezeichneten Briefe willen, 
sofern nicht deren Inhalt ihr dazu Anlaß bietet, in möglicher¬ 
weise weitschichtige Erhebungen darüber einzutreten, wer 
der Absender ist. Die von Geliebten („Bräuten“) versuchten 
und trotz aller Vorsicht manchmal gelingenden Erschleichun¬ 
gen unter dem Deckmantel „Schwester“ oder noch lieber 
„Cousine“ sind männiglich bekannt. Möglich, daß dieser 
Fall sich als Mißbrauch behandeln läßt, sicher bin ich mir 
dessen nicht. 

Tj) Was bedeutet in Ziff. 6 „ohne weiteres“? Ohne ge¬ 
lesen zu werden, kaum, da Schriftstücke Geisteskranker 
unter Umständen Beachtung verdienen und für den Fall nicht 
abzusehen ist, weshalb die Absendung unterbleiben soll. 
Vgl. ferner unter ß). Wahrscheinlich ist gemeint, daß von der 
Nichtabsendung und deren Grund keine Mitteilung gemacht 
werden soll, um lästige und törichte Beschwerden hintenan¬ 
zuhalten. Dann empfiehlt sich aber eine Fassung in der Art 
dieser: 

Werden Schriftstücke Geisteskranker, insbesondere ..., 
im Einverständnis mit dem Arzt nicht abgesandt, 
so ist dies dem Gefangenen nicht mitzuteilen, 
c) § 45. 

a) 1. Hinsichtlich der Ziff. 1 hege ich schwere Bedenken. 
Sie mag allenfalls in der Dienstanweisung des Vorstandes 
Platz finden. Ohnehin wird ja der Vorstand nach pflicht¬ 
mäßigem Ermessen von selbst in solchem Sinn verfahren. 
Die Bestimmung wird eine Quelle unerträglicher Heim¬ 
suchungen für den Vorstand werden und die durch die Worte 
„soweit angemessen“ beabsichtigte Beschränkung sich als 
völlig wirkungslos erweisen. Denn selbstredend werden die 
Gefangenen behaupten, die versagte Erleichterung sei unan¬ 
gemessen, und ich sehe die Zahl der Beschwerden in das Unge¬ 
messene wachsen und weiß im voraus, daß die Eingangs¬ 
worte stets und ständig lauten werden: 
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Statt mir den ... verkehr zum Zwecke ... zu er¬ 
leichtern, werden mir vom Vorstand unangemessene 
Schwierigkeiten gemacht, was gegen § ... des Strafvoll¬ 
zugsgesetzes verstößt. 

Die überall im Reiche wahrzunehmende Schreibselig¬ 
keit der Gefangenen, namentlich in gerichtlichen Angelegen¬ 
heiten, bedarf wahrlich nicht noch einer Art mittelbarer Auf¬ 
munterung. In Hamburg sind Gerichte und Staatsanwalt¬ 
schaft teils bei mir, teils bei der Vorgesetzten Behörde des¬ 
wegen vorstellig geworden. 

Die hiernach beantragte Streichung der Ziff. 1 ist um so 
gerechtfertigter, als die Eingaben nach § 44 Ziff. 1 Satz 1 
und nach § 45 Ziff. 2 Halbsatz 2 zwar der Aufsicht des Vor¬ 
standes unterliegen, aber, da von den Briefen unterschieden 
(§ 44 Ziff. 5 Satz 1), nicht unter die Fristbestimmungen des 
§44 Ziff. 2 fallen 1 ). Außerdem kommen §§23, 43 Ziff 1 Satz 1, 
§ 44 Ziff. 2 Satz 2 2 ) und in gewisser Art Ziff. 2 des § 45 in 
Betracht. 

2. Da im übrigen Ziff. 1 vom Briefverkehr spricht, 
könnte man des sonstigen Sprachgebrauchs wegen (§ 44 
Ziff. 1 Satz 1, Ziff. 3, § 51g [Schreiberlaubnis] im Gegensätze zu 
§ 44 Ziff. 4) annehmen, daß sie sich zwar auf Anwälte, Ver¬ 
teidiger, Vormünder, Pfleger, Beistände usw., nicht aber 
auf die Eingaben an die Gerichte und die Staatsanwaltschaften 
erstreckt (Ziff. 2). Damit geschähe freilich dem Begriff 
Rechtsangelegenheiten Gewalt, zumal mindestens der größere 
Teil dieser gerade mit den Gerichten und den Staatsanwalt¬ 
schaften ausgefochten wird und Eingaben in Rechtsangele¬ 
genheiten auch an Verwaltungsbehörden Vorkommen. Der 
Gleichmäßigkeit wegen muß es also heißen: 

Der Besuchs- und der schriftliche Verkehr ... 

[i) Aus demselben Grunde würde ich angesichts des 
§ 44 Ziff. 5 Satz 1 in § 45 Ziff. 2 sagen: 

Eingaben an die Gerichte ... sind abzusenden, Ein¬ 
gaben an andere Behörden nicht, wenn ... 

Noch einige Worte wegen der Gerichte. § 13 des Gerichts¬ 
verfassungsgesetzes unterscheidet ordentliche und besondere 
Gerichte. Zu jenen gehören nach § 12 das. und nach § 8 Abs. 1 
des Einführungsgesetzes dazu die Amtsgerichte einschließlich 
der Schöffengerichte (§ 25) und der amtsgerichtlichen Straf- 

*) Andrerseits hat natürlich der Gefangene nicht das Recht, weil 
die Zeit zum Schreiben gemäß § 44 Ziff. 2 da ist, ohne weiteres eine Ein¬ 
gabe zu verfassen. 

2 ) Bei Annahme der von mir vorgeschlagenen Fassung. 
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kammern (§ 78 Abs. 2), die Landgerichte mit Schwurgerichten 
(§ 79) und Kammern für Handelssachen (§ 100), die Ober¬ 
landes- und obersten Landesgerichte und das Reichsgericht. 
Als besondere Gerichte sind reichsgesetzlich bestellt die mili¬ 
tärischen (Stand- 1 ), Kriegs- 2 ), Oberkriegsgerichte und das 
Reichsmilitärgericht), konsularischen und kolonialen, reichs¬ 
gesetzlich zugelassen neben den Standrechten und Kriegs¬ 
gerichten des § 16 Satz 2, den Austrägalgerichten (§ 7) und den 
in § 14 aufgezählten Rheinschiffahrts-, Elbzoll-, Gemeinde-, 
Gewerbe- und Gerichten zur Entscheidung in Rechtsstreitig¬ 
keiten bei Verkoppelungen usw., gewerbliche Schieds- und 
Kaufmannsgerichte. Der § 13 kennt aber noch zur Entschei¬ 
dung bürgerlicher Rechtsstreitigkeiten berufene Verwaltungs¬ 
gerichte und -behörden. Als solche nenne ich beispielshalber 
das Patentamt, die Seeämter und das Oberseeamt, die Ver- 
sicherungs- und Oberversicherungsämter und das Reichsver- 
sicherungsamt. Vgl. noch § 17 Abs. 2 des Gerichtsverfassungs¬ 
gesetzes und §5 des Einführungsgesetzes dazu, ferner Art. 135 
Abs. 2, Art. 147 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum BGB. 
Einerseits üben nun die Gerichte häufig eine andere als die 
Tätigkeit der Rechtsfindung, z. B. als Grundbuchämter, 
Konkurs-, Vormundschafts-, Nachlaß- und Registergerichte, 
Hinterlegungsstellen, namentlich aber in Justizverwaltungs¬ 
sachen, und sind insoweit nicht Gerichte im eigentlichen 
und engem Sinn, weshalb sie in diesen Angelegenheiten 
zum Teil abweichende Bezeichnungen führen (Grundbuch¬ 
amt, aufsichtsführender Amtsrichter, Gefängnisvorsteher), 
andrerseits sind die Recht sprechenden Verwaltungsbehörden 
als solche Gericht im wahren Sinne, mögen sie auch nicht so 
betitelt sein und ihre Rechte und Pflichten zum Teil, viel¬ 
leicht selbst zum größeren Teil, in anderen Obliegenheiten 
bestehen. Mit dem Wort „Gerichte“ dürfte daher nicht 
gelangt werden, sondern sowohl eine Erweiterung als eine Ein¬ 
schränkung notwendig sein, weshalb wird gesagt werden 
müssen: 

Eingaben an die mit richterlicher Tätigkeit betrauten 
Behörden 3 ) in Angelegenheiten dieser Tätigkeit, ... 
sind abzusenden, Eingaben in anderen Angelegenheiten 
oder an andere Behörden nicht, wenn... 

x ) Zu unterscheiden von den Standrechten in § 16 Satz 2 des Ge¬ 
richtsverfassungsgesetzes. 

z ) ln § 16 a. a. O. sind andere Kriegsgerichte gemeint. 

3 ) Vorbild für diese Fassung: § 12 Satz 4 und § 72 Ziff. 1 Satz 1. 
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XIII. Zu Abschnitt IV H. 

a) § 46. 

x) Wenn, wie ich annehme, Ziff. 1 nur Anstalten und Ab¬ 
teilungen für Jugendliche im Auge hat, so ist das gleichwie 
in §4 Ziff. 1 Satz 1 Halbsatz 1, §26 Satz 1, §41 Satz 1 ersicht¬ 
lich zu machen. Ich stütze meine Annahme auf § 35 Ziff. 3, 
der von körperlichen Übungen, nicht vom Turnen, handelt, 
also der Kürze der Strafe von weniger als einem Monate 
wegen Geringeres fordert. Außerdem kann bei solchen Straf¬ 
zeiten allenfalls der Gesang gepflegt werden und vielleicht 
ganz wenig für den Handfertigkeitsunterricht, für Erziehung 
und Fortbildung aber so gut als nichts geschehen. 

ß) 1. Ich mache den Vorschlag, statt Länge der Strafzeit 
gemäß § 35 Ziff. 2 — vgl. auch § 20 Ziff. 1 Satz 2, § 23 Ziff. 1, 
§ 51 Ziff. lg — Strafdauer zu sagen und ferner den ersten 
Halbsatz des Satzes 1 der Ziff. 2 so zu fassen: 

Wenn die Strafdauer es zuläßt, ist ... 

Denn, wennschon es sich bei kurzen Strafen um tech¬ 
nische Arbeiten nicht handeln kann, so werden doch rein 
mechanische besser nicht genannt, weil das als Ermächtigung 
angesehen werden könnte, sie einzuführen oder beizubehalten, 
auch wenn andere zu ermöglichen wären, und Länge der 
Strafzeit (Strafdauer) etwas Dehnbares ist. 

2. In Satz 2 heißt es wohl richtiger „angehörenden“. 
Ich halte ihn für kaum ausführbar, namentlich soweit Jugend¬ 
liche sich erst einem Beruf widmen wollen. 

b) § 47. 

Nach Ziff. 1 Halbsatz 1 und § 49 besteht für jugendliche 
Einschließungsgefangene die Verpflichtung der Selbstbeschäf¬ 
tigung. Das übersieht die Begründung S. 62, die das Recht 
auf Selbstbeschäftigung schlechthin verneint. Daß dieses 
in jener enthalten ist, wird von niemandem bezweifelt werden 
können. Oder sollte ein Versehen des Textes vorliegen? Ich 
halte es jedenfalls für richtig, daß Jugendliche grundsätzlich 
nicht sich selbst beschäftigen, und möchte deshalb auch hier 
wie in § 27 Einschließung und Haft gleichstellen. 

c) § 48. 

Bei männlichen Jugendlichen wird der Schnitt der Hose 
und der Weste nicht, der Schnitt der Jacke kaum anders 
sein können als bei Erwachsenen. Ein anderer Schnitt der 
Oberkleidung bei weiblichen Jugendlichen und Erwachsenen 
scheint mir ausgeschlossen. Ich stimme daher für Streichung 
der Worte „Schnitt und“. Der Unterschied in der Farbe 
genügt meines Erachtens ohnedies. 


Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVIII. 
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d) § 49. 

Diesen Paragraphen verstehe ich nicht recht und finde 
ihn durch die Begründung (S. 61) nicht klarergestellt, ln 
welcher Richtung sollen sich die Abweichungen bewegen 
dürfen? Zugunsten oder zu ungunsten der Jugendlichen oder 
sowohl nach dieser als nach jener Seite? Bei der Beköstigung 
nach § 32 Ziff. 1 wird an eine Schlechterstellung der Jugend¬ 
lichen nicht zu denken sein. Also an eine verbesserte Kost¬ 
ordnung? Auf S. 62 erklärt die Begründung die Ausschließung 
der Jugendlichen von den Zusatznahrungsmitteln als eine 
ungerechtfertigte Verschärfung des Strafvollzugs. Folgt 
daraus, daß die Versagung der Selbstbeköstigung eine solche 
nicht ist, oder daß diese ihnen in erweitertem Maße einge¬ 
räumt werden kann? Darf das Haar auch aus andern als aus 
Gründen der Reinlichkeit und Schicklichkeit geschnitten 
und der Bart oder was auf ihn hindeutet, abgenommen und 
Benutzung eigener Kleidung, Wäsche, Bettstücke, Bücher 
und Schriften und das Halten von Zeitungen verboten werden? 
§ 47 Ziff. 1 legt das nahe, kann aber, eben weil die Selbstbe¬ 
schäftigung herausgehoben wird, auch für den gegenteiligen 
Schluß verwandt werden. Da Jugendliche nicht zu Ehrver¬ 
lust verurteilt werden können, würde den Gefängnissträflin¬ 
gen dieses Alters an sich das Recht der Selbstbekleidung 
ohne Unterschied zustehen. Den eigenen Arzt dürfen jeden¬ 
falls alle beantragen! Die Kommission wird den Paragraphen 
so umzuformen haben, daß die Hausordnungen wissen, woran 
sie sind. Keinesfalls dürfen sie aus §§ 48, 71 Ziff. lb schließen, 
daß sämtliche Jugendliche Anstaltskleidung zu tragen haben 
und es ihnen überlassen sei, Ausnahmen davon zu machen. 
Denn § 71 Ziff. 1 b betrifft selbstverständlich nur diejenigen, 
die nicht sich selbst bekleiden dürfen, und auch § 48 trifft 
Anordnung nur für solche Gefangene einschließlich derer, 
die zwar an sich zum Tragen eigener Kleidung berechtigt sind, 
aber, weil diese nicht angemessen oder nicht ausreichend ist, 
davon keinen Gebrauch machen dürfen. Bei anderer Aus¬ 
legung wäre überdies der Hinweis auf § 33 in § 49 insoweit 
nicht richtig 1 ). 

XIV. Zu Abschnitt V. 
a) § 50. 

Die allgemeinen, d. h. die jedermann bindenden Vor¬ 
schriften brauchen nicht gesetzliche zu sein. Bei den beson- 

*) S. 52 der Begründung deutet allerdings darauf hin, daß das 
Recht auf Selbstbeköstigung und Selbstbekleidung Jugendlichen nicht 
eingeräumt zu werden braucht. 
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deren, die Gefangenen allein angehenden läßt sich § 11 daran 
genügen, daß sie nach Reichs- oder Landesrecht, also gleich¬ 
viel in welcher Form, wenn nur zu Recht, erlassen sind. Vgl. 
auch § 72 Ziff. 1 Satz 1, § 73. Das Wort „gesetzliche“ ist 
daher zu streichen (Satz 1). Die Pflicht der Wahrhaftigkeit 
darf sich nicht auf die Beantwortung dienstlicher Fragen 
beschränken (Satz 2), sondern ist allgemein zu fordern, sonst 
bleiben z. B. wahrheitswidrige Beschwerden regelmäßig straf¬ 
los. Werden sie unter Strafe gestellt, dann mag die enger 
gehaltene Fassung genügen. Siehe meine Ausführungen in 
Bd. 46 S. 364, 370 dieser Zeitschrift. Ich vermisse ferner 
die Verpflichtung der Gefangenen, sich den Beamten gegen¬ 
über achtungsvoll zu benehmen. Ein achtungverletzendes 
Betragen braucht nicht notwendig gegen Sitte oder Anstand 
zu verstoßen. Demnach soll meiner Ansicht nach § 50 so 
lauten: 

Bei Vermeidung der Bestrafung haben die Gefangenen 
alles zu unterlassen, was gegen die allgemeinen Vor¬ 
schriften, die Hausordnung, die sonstigen Anordnungen, 
Sitte oder Anstand verstößt, den Beamten Gehorsam zu 
leisten, ihnen mit Achtung zu begegnen und Äußerungen 
in dienstlichen Angelegenheiten wahrheitsgemäß abzu¬ 
geben. 

b) § 51. 

a) 1. Ziff. 1 b behandelt in Übereinstimmung mit § 23 
die Vergünstigungen. Was ich aber kraft der Rechtsordnung 
und deshalb ohne Einholung einer Erlaubnis darf oder mir 
zu gestatten ist oder — im Gegensatz zum Gestattetwerden- 
können — gestattet wird, habe ich nicht als Gunst zu 
erbitten, sondern als mein gutes, wohlverbrieftes Recht zu 
beanspruchen. Von § 43 Ziff. 1 Satz 1 und von § 44 Ziff. 2 mag 
das wegen der Beschränkung auf die Regel nicht gelten. Hin¬ 
sichtlich des Dürfens wird meine Behauptung aber trotz dieser 
Beschränkung wenigstens für den § 42 dadurch bestätigt, 
daß aus Ziff. 1 c hervorgeht, daß in Ziff. 1 b von § 42 Ziff. 2 
nur der Satz 2 gemeint ist, während Satz 1 unter Ziff. 1 c 
fällt, daher denn auch hier nur zeitweise, dort dauernde 
Entziehung zulässig ist. Noch schlagender § 47 Ziff. 1 Halb- 
bsatz 1 im Verhältnis zu §27 Ziff. 3 1 ) und § 44 Ziff. 1 Satz 2. 

Bei § 27 kann als Vergünstigung nur dessen Ziff. 2 Satz 4 
in Frage kommen. Denn die Selbstbeschäftigung der Ein- 

l ) Freilich sieht Ziff. 1 b gegenteilig den § 42 Ziff. 3 als Ver¬ 
günstigung an. Ebenso den § 34 Ziff. 2, diesen aber mit Recht wegen 
Ziff. 1 das. Vgl. dazu Anm. 1 zu § 23. 


n* 
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schließungsgefangenen ist deren Pflicht (§ 27 Ziff. 4) und in 
§ 47 Ziff. 1 Halbsatz 1 wird die Selbstbeschäftigung der Haft¬ 
gefangenen (§ 27 Ziff. 3) als deren Recht bezeichnet. Die Eigen¬ 
schaft der Selbstbeschäftigung in diesen Fällen wird selbst¬ 
redend davon nicht berührt, daß sie, wo Entschädigung vor¬ 
geschrieben ist, bei Nichtzahlung nicht eintritt (§ 27 Ziff. 5). 
Ebenso gewähren § 33 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 3 Halbsatz 1 x ) 
im Gegensatz zu Halbsatz 2'-), § 43 Ziff. 2 und § 44 Ziff. 3 
einen Anspruch. Er bleibt es, obwohl entzogen werden kann 
die Benutzung eigener Kleidung, Wäsche und Bettstücke, 
soweit eines oder das andere nicht angemessen, d. h. entweder 
zerschlissen oder, weil prunkvoll, für das Gefängnis nicht 
passend ist, die Selbstbeköstigung, die die Grenzen eines mäßi¬ 
gen Genusses überschreitet 3 ), der Besuchsempfang und der 
briefliche Verkehr bei Mißbrauch, ohne daß dieser ein Ver¬ 
gehen gegen die Hausordnung sein darf, weil die Entziehung 
in dem Falle Strafe und auf unbestimmte Zeit, im andern 
Falle nur auf bestimmte Zeit zulässig ist. Ich halte daher 
dafür, daß, wenn die Entziehung des Rechts auf Selbst¬ 
beschäftigung usw. als Strafe soll ausgesprochen werden kön¬ 
nen, hinter „Vergünstigungen“ der Zusatz notwendig ist: 
auch der als Anspruch bestehenden. 

2. Es fehlt ferner der Hinweis auf § 37 Ziff. 1 Satz 3. 

3. Schließlich möchte ich der größeren Deutlichkeit und 
der Übereinstimmung mit Ziff. 2 Abs. 1, Ziff. 3 Satz 1 wegen 
hinzugefügt sehen: 

einzeln oder in Verbindung miteinander 
und in unmittelbarer Fortsetzung: 

auf bestimmte Zeit oder dauernd. 

h Bestätigung in der Begründung S. 51. 

2 ) Daß, was Gefängnissträflingen im Besitz der Ehrenrechte 
zusteht, Haftgefangenen, die nicht unter Ehrverlust stehen können, 
nur soll zugestanden werden dürfen, scheint mir trotz der Ausführung 
der Begründung auf S. 51 unbillig. Denn unter jenen gibt es die gleichen 
üblen Elemente wie unter diesen und in Zukunft gerade die übelsten, 
jetzt mit Haft zu bestrafenden (§361 Ziff. 3 — 8 Str.G.B.). Ich würde 
daher unter entsprechender Änderung der Ziff. 3 Halbsatz 2 in Ziff. 1 
Satz 2 hinter „befinden“ einschieben: und den Haftgefangenen. 

3 ) Allerdings zweifelhaft. Man kann die Meinung vertreten, daß 
die Nichteinhaltung des § 33 Ziff. 4 Satz 1 bloß die Einschränkung 
auf die vorgeschriebenen Grenzen zur Folge haben soll. Siehe IX b a) 5. 
Es bedarf also der Klarstellung. Wenn freilich in jeder Überschreitung 
der Grenzen eines mäßigen Genusses ein Disziplinarvergehen erblickt 
wird, ist stets Strafe verwirkt. Falls sie in Entziehung der Selbstbe¬ 
köstigung besteht, fällt diese dauernd fort. Übrigens steht es mit dein 
Widerruf im obigen Fall anders als bei § 27 Ziff. 2 Satz 4, § 44 Ziff. 1 
Satz 3, weil er nicht nach Belieben verfügt werden kann, was dort an¬ 
geht. 
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Nach § 43 Ziff. 3, § 44 Ziff. 4 ist bei bloßem Mißbrauche 
dauernde Beschränkung oder zeitige Entziehung möglich. 
Die Entziehung als Strafe — gegenüber Einschließungs¬ 
gefangenen neben Ziff. la und c die einzige — muß weiter¬ 
reichen, ist aber, wenn nur als dauernde zulässig, oft zu hart. 

4. Zum letzten empfehle ich der Sicherheit halber, 
nämlich im Hinblick auf Ziff. 1 c, bei § 42 Ziff. 2 in der Klam¬ 
mer den Zusatz: Satz 2. 

ß) ln einem Reichsgesetz darf unmöglich den Einzel¬ 
staaten überlassen bleiben — sogar nur durch die Hausord¬ 
nungen —, zu bestimmen, worin die Schmälerung der Kost 
(Ziff. 1 f), dieses wichtigste und häufigste Strafmittel, das 
von der Entziehung einer Brot- oder Fleischportion oder 
gar nur eines Morgen- oder Nachmittagskaffees bis zur Be¬ 
schränkung auf Wasser und Brot während des ganzen 
Tages für eine Woche, im Falle des Arrestes für zwei 
Wochen, reichen kann, bestehen soll. Wo ist da die dringend 
notwendige einheitliche gesetzliche Regelung(Begriindung S.64), 
deren Herstellung auch nur durch den Bundesrat nicht ein¬ 
mal in Aussicht gestellt wird? Die Begründung läßt erkennen, 
daß die unleidliche Zersplitterung mit vollem Bedacht bei¬ 
behalten worden ist (S. 65, 66). Die Folge kann unter atiderm 
die sein, daß eine Kostschmälerung im Rechtshilfswege nicht voll¬ 
ziehbar ist, weil es die im ersuchenden Bundesstaat verordnete 
und verhängte Form im ersuchten nicht gibt und umgekehrt 
die im ersuchten zulässige’ dem ersuchenden unbekannt ist. 

Ich beantrage, nach dem Vorgänge der hamburgischen 
Hausordnung zu bestimmen: 

f) Schmälerung der Kost, bestehend in 
Entziehung des Mittagessens oder 
Entziehung des Morgen- und Abendessens oder 
Beschränkung auf Wasser und Brot bis zur Dauer einer 
Woche 

oder wenigstens den § 71 Ziff. 1 dahin zu erweitern, 
daß der Bundesrat Bestimmung zu treffen hat auch über 
die Formen der Schmälerung der Kost, 
y) 1. In Ziff. 1 g ist „Zeitschriften“ wohl ein Schreib¬ 
oder. Druckfehler für „Schriften“ (Ziff. 1 c, § 42). 

2. Welches sind die „besonderen Vergünstigungen“? 
Vermutlich nicht die in §23 Ziff. 1 erwähnten „sonstigen Ver¬ 
günstigungen“. Das ergibt ein Vergleich mit Ziff. 2 das., 
der zu dem ferneren Ergebnis führt, daß unter diesen Selbst¬ 
beköstigung, Selbstbekleidung und eigener Arzt zu verstehen 
sind. § 33 Ziff. 1 Satz 2 scheidet aus, da diese Vergünstigung, 
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die nach § 33 Ziff. 5 überdies beansprucht werden kann, also 
gewährt werden muß, von Anfang an zusteht. Die besonderen 
Vergünstigungen können aber auch nicht gut die in § 27 
Ziff. 2 Satz 4, § 42 Ziff. 2 Satz 2, § 44 Ziff. 1 Satz 3 vor¬ 
gesehenen sein. Denn die Entziehung der Bücher und Schrif¬ 
ten ist mit der Arreststrafe von selbst verbunden und es er¬ 
scheint mir selbstverständlich, daß sich dies nicht bloß auf 
Ziff. 1 c, sondern auch und gerade auf Ziff. 1 b, also sowohl 
auf die von der Anstalt auszugebenden, als auch auf die eige¬ 
nen Drucksachen bezieht. Ein Hinweis darauf durch die Klam¬ 
mer: (Ziff. 1 b, c) ist immerhin wünschenswert. Die Entziehung 
der Schreiberlaubnis als Selbstfolge des Arrestes setzt während 
dessen Dauer den § 44 Ziff. 1 Satz 3 außer Wirksamkeit. 
Nach Ziff. 2 Abs. 2 a kann der Arrest durch Entziehung 
der Arbeit geschärft werden. Wenn nun die Selbstbeschäfti¬ 
gung der Gefängnissträflinge als besondere Vergünstigung 
anzusehen ist, ihre Entziehung also während der Dauer des 
Arrestes von selbst eintritt, so kann die Schärfung nur die zu¬ 
gewiesene Arbeit betreffen, bei Haftgefangenen, die in diesem 
Zusammenhänge nicht in Frage stehen, natürlich auch die 
ihnen als Recht eingeräumte Selbstbeschäftigung. Einschlies¬ 
sungsgefangene, die nach Ziff. 5 dem Arrest nicht unter¬ 
worfen werden dürfen, scheiden überhaupt aus. Möglich, 
aber nicht eben wahrscheinlich, daß dies Ergebnis in An¬ 
sehung der Gefängnissträflinge gewollt ist, nicht wahrscheinlich, 
weil die Selbstbeschäftigung dieser Gefangenen als etwas 
so Ungewöhnliches betrachtet wird, daß ihretwegen allein 
die Schaffung der Kategorie „besondere Vergünstigungen“ 
nicht gelohnt hätte. Zudem wäre die Mehrzahl nicht ver¬ 
ständlich. 

3. Die Begründung redet auf S. 65 von den besonderen 
Vergünstigungen ohne jegliche Erläuterung und spricht auf 
S. 41 davon, daß neben den im Text aufgezählten Vergün¬ 
stigungen insbesondere Gebrauchsgegenstände, Bilder, Werk¬ 
zeuge, kleine Spiegel 1 ), in besonderen Fällen das Halten eines 
Vogels, gestattet werden. Wenn das die besonderen Vergün¬ 
stigungen sein sollen, so frage ich, was denn — mit Ausnahme 
etwa des Haltens eines Vogels — das Besondere an ihnen ist, 
da sie doch wohl caeteris paribus jedem Gefangenen zugänglich 
sind. Nach der Begründung sollen derartige Vergünstigungen 
augenscheinlich auch in Zukunft zulässig sein. Das Besondere 
wäre dann in der Hauptsache, daß sie praeter legem bestehen, 

*) In Hamburg erhält jeder Gefangene einen Spiegel von der 
Anstalt. 



167 — 


weniger, daß sie im Einzelfall aus besonderem Grunde ge¬ 
währt werden. Da nun aber die Begründung ihre Ausführung 
an den § 23 anknüpft, so gewinnt es den Anschein, als solle 
damit etwas über die sonstigen Vergünstigungen gesagt wer¬ 
den. Die besonderen .bleiben in dem Falle unerklärt, wenn 
nicht angenommen werden soll, daß sie und die sonstigen 
ein und dasselbe sind oder jene in diesen stecken. Alles das 
zeigt, daß Klärung vonnöten ist und es das Gesetz zum unzwei¬ 
deutigen Ausdruck bringen muß, wenn bezw. daß Vergünsti¬ 
gungen außerhalb seiner zulässig sind. Um dieses Gesichts¬ 
punktes willen bedarf § 23 noch anderer als der schon von mir 
beantragten Fassung, die ich dahin feststellen möchte: 

1. Der Vollzug kann bei Zuchthausstrafen nach Ver¬ 
büßung eines Jahres, bei Gefängnisstrafen nach Ver¬ 
büßung von sechs Monaten durch allmähliche reichli¬ 
chere Gestattung von Vergünstigungen gemildert werden. 

2. Vergünstigung im Sinne dieses Gesetzes ist, was 
nach § 27 Ziff. 2 Satz 4, Ziff. 3, 4, § 30 Ziff. 2 Satz 1, 
§ 33 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 2, 3, 5 1 ), § 34, § 37 Ziff. 1 
Satz 3 2 ), § 42 Ziff. 2, 3 3 ), § 43 Ziff. 1, 2, § 44 Ziff. 1 
Satz 3, Ziff. 2, 3 zulässig ist 4 ). 

3. Die nach § 27 Ziff. 2 Satz 4, § 33 Ziff. 2, § 37 Ziff. 1 
Satz 3 2 ), § 42 Ziff. 2 Satz 2, § 43 Ziff. 1 Satz 2, § 44 
Ziff. 1 Satz 3, Ziff. 2 Satz 2 5 ) zulässigen Vergünstigungen 
sind widerruflich. 

4. Weitere, durch die Flausordnung zu bestimmende 
Vergünstigungen sind zulässig und besondere im Sinne 
dieses Gesetzes (§ 51 Ziff. 1 g). 

l ) Nur für den Fall, daß sie so, wie sie jetzt dasteht, beibehalten 

wird. 

*) Falls an ihm festgehalten werden sollte. 

3 ) Weil in § 51 Ziff. lb aufgehend, erübrigt sich dann Ziff. lc das. 
*) Vermöge dieser Aufzählung ist kein Zweifel daran möglich, 
daß alle — also auch die als Anspruch eingeräumten — Zugeständnisse 
an Gefangene im Sinne des Strafvollzugsgesetzes als Vergünsti¬ 
gungen gelten sollen. Durch diese Fassung wird die von mir zu § 51 
Ziff. lb gewünschte Einschaltung überflüssig, auch die dortige Zusammen¬ 
stellung unnötig. 

Ich nehme an, daß mit der Auswahl der Arbeit in § 23 Ziff. 1 
die Selbstbeschäftigung der Gefängnissträflinge gemeint ist. 

Die Begründung zählt auf S. 51 auch die Dauer des Aufenthalts 
im Freien zu den Vergünstigungen und hat dabei sichtlich den § 35 
Ziff. 2 im Auge. Dort ist aber von einem Gebote gleich dem in 
Ziff. 1 und 3 die Rede. 

5 ) Das ist der von mir zur Erweiterung des § 44 vorgeschlagene 
(XII b Y )). 
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5. Vor Ablauf der in Ziff. 1, im Falle der Anwendung 
des § 34 Ziff. I 1 ) vor Ablauf der dort bestimmten Fristen 
können zur Aufmunterung besonders fleißiger und sich 
gut führender Gefangener einzelne der nach § 27 Ziff. 2 
Satz 4, § 33 Ziff. 5, § 34 Ziff. 1, § 42 Ziff. 2 Satz 2, § 43 
Ziff. 1 Satz 2, §44 Ziff. 2 Satz 2 zulässigen Vergünstigungen 
gestattet werden. 

4. Entziehung der Besuchs- und Schreiberlaubnis möchte 
ich nicht ohne weiteres mit dem Arreste verbunden sehen, 
wohl aber Entziehung der Selbstbeköstigung und der Benut¬ 
zung eigener Kleidung, Wäsche und Bettstücke sowie der Arbeit, • 
am liebsten auch des Bettlagers. Die Entziehung der Besuchs¬ 
und der Schreiberlaubnis ist wegen der Rückwirkung auf 
schuldlose Dritte ein etwas heikles, fast möchte ich sagen 
gewagtes, Strafmittel, das deswegen mindestens nicht auto¬ 
matisch wirksam werden sollte. Dazu kommt die Möglichkeit 
großer Ungleichheiten der Wirkung. Werden sechs Wochen 
Arrest gegen einen Haftgefangenen verhängt, so verliert er 
im ungünstigsten Falle für dreimal die Erlaubnis zum Brief¬ 
schreiben und zum Besuchsempfang, während ein Züchtling, 
dessen regelmäßiger Besuchs- und Schreibtag erst in die Zeit 
nach Verbüßung der sechs Wochen fällt, nicht betroffen wird, 
ein anderer, während dessen z. B. dreitägiger Arreststrafe 
ein Brief oder ein Besuch fällig ist, eine Verdopplung der 
dreimonatigen Fristen über sich ergehen lassen muß. Da 
übrigens von Schreib-, nicht von Briefschreiberlaubnis ge¬ 
redet wird, dürfen auch Eingaben während des Arrestes nicht 
verfaßt werden. Es wäre ferner wohl folgerichtig, nicht bloß 
die Anfertigung, sondern auch den Empfang von Schrift¬ 
stücken zu untersagen. Die Begründung spricht denn auch 
von der Unvereinbarkeit der Korrespondenz und des Arrestes 
(S. 65). Die Worte ,,für diese Zeit“ lassen die Auslegung zu, 
daß die Entziehung auch dann sechs Wochen zu dauern hat, 
wenn der Arrest kürzer bemessen ist. Freilich gibt S. 65 
der Begründung zu erkennen, daß das nicht gemeint ist. 
Ich halte nachstehende Fassung für geeigneter: 

Arrest bis zur Dauer von sechs Wochen. Während 
der Verbüßung werden die Selbstbeköstigung, die beson¬ 
deren Genußmittel, die eigene Kleidung und Wäsche 
und die eigenen Bettstücke, die Bücher, Schriften, Fach¬ 
schriften und Zeitungen und die Arbeit entzogen. 

*) In § 23 Ziff. 2 ist übersehen, daß, wenn der Einkauf früher als 
nach einem Jahr bezw. sechs Monaten gestattet wird, nur dann eine 
Vergünstigung vorliegt, wenn die schon an sich kürzeren Fristen des 
§ 34 Ziff. 1 weiter verkürzt werden. 
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8) 1. Zunächst ist „Strafort“ (Ziff. 1 i) in „Strafver¬ 
büßungsort“ umzuändern, da es auf diesen, nicht auf den Ort, 
wo die (kriminelle) Strafe erkannt ist, ankommt. Auch die 
Begründung erwähnt den Ort der Strafverbüßung (S. 65). 

2. Ferner muß auch hier das Landesrecht ausscheiden 
und reichsrechtliche Regelung Platz greifen, sonst kann, 
was ich übrigens wie bei der Kostschmälerung nur nebenher 
geltend mache, unter Umständen der Vollzug im Wege der 
Rechtshilfe unzulässig sein. Des weiteren handelt es sich meist 
nicht um Schulvergehen, sondern um Disziplinwidrigkeiten 
anderer Art, deren Tatort hin und wieder der Schulraum ist. 
Sodann bleibt die Frage offen, welche Schulstrafen gemeint 
und ob etwa Tadel im Klassenbuch, Strafarbeit oder 
Nachsitzen als Ahndung z. B. für Frechheiten gegen einen 
Aufseher gedacht sind. Für Disziplinarvergehen außerhalb 
des Unterrichts oder während des Unterrichts, aber ohne 
Beziehung auf ihn, kann nur körperliche Züchtigung in Be¬ 
tracht kommen, mit der ja auch die Begründung den Wegfall 
des Dunkelarrests bei den Jugendlichen rechtfertigt (S. 65 
verglichen mit S. 62). Endlich kann es sich nur um Jugend¬ 
liche schlechthin, nicht bloß um Schulpflichtige handeln. 
Denn die Schulpflicht hat mit diesem Strafmittel in seiner 
Anwendung als Disziplinarstrafe für Gefangene nichts zu tun, 
abgesehen davon, daß die Schulpflicht im Gefängnis anders 
geregelt ist als draußen (§ 41 Satz l) 1 ). Die Schulpflicht endet 
nicht überall mit demselben Lebensjahr, hört aber meist 
mit dem 14., vereinzelt noch früher, auf. Wird nun das Straf¬ 
mündigkeitsalter auf das vollendete 14. Lebensjahre heraufge¬ 
setzt, dann ist die Ziff. 1 i so gut als gegenstandslos. Es wäre 
ein unleidlicher Zustand, wenn in einem Strafvollzugsgesetz 
für das Reich die Anwendung einer so wichtigen und für 
Jugendliche so geeigneten Disziplinarstrafe vom Stande der 
Schulgesetzgebung der Einzelstaaten abhängig gemacht würde, 
noch dazu, da der Strafverbüßungsort öfter durch zufällige 
Umstände bestimmt wird.. Solche Einengung enthält nicht 
einmal § 34 Abs. 7 der Grundsätze des Bundesrats, obwohl 
diese doch nur eine Vereinbarung darstellen. Ich beantrage 
daher an die Stelle der Ziff. 1 i zu setzen: 

körperliche Züchtigung gegen Jugendliche 
und zu § 71 Ziff. 1 c den Zusatz: 

und der Züchtigungsmittel (§ 51 Ziff. 1 i). 

An dieser Stelle sei nachgeholt, daß ein Grund für den bei gleicher 
Sachlage verschiedenen Wortlaut der §§ 26 und 41 nicht zu entdecken 
ist. Mir behagt der des § 41 mehr. 
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s) In Verfolg der Ausführungen unter y) wünsche ich an 
Stelle der Entziehung der Arbeit (Ziff. 2 a) die Entziehung 
der Besuche und des brieflichen Verkehrs. 

"Q Satz 3 der Ziff. 3 ist zu streichen oder wenigstens die 
Dauer auf vier Wochen zu bemessen. In Fuhlsbüttel sind bei 
den mit Arrest verbundenen nicht sehr seltenen Strafen 
von mehr als 14 Tagen Kostschmälerung gesundheitliche Stö¬ 
rungen nicht beobachtet worden. § 52 Ziff. 4 schafft ja eine 
Sicherheitsmaßregel. Gegen das Zugeständnis vierwöchiger 
Kostschmälerung beim Arrest bescheide ich mich bei zwei¬ 
wöchiger Höchstdauer der Verdunkelung der Arrestzelle. 

7]) Einen Ersatz für den • Ausschluß des Dunkelarrestes 
bei Jugendlichen (Ziff. 4) bildet die körperliche Züchtigung 
nach Ziff. 1 i nur so lange, als sie sich im schulpflichtigen Alter 
befinden. Auch um deswillen rechtfertigt sich die Beseitigung 
dieser Schranke. Roth verlangt diese Beseitigung an der von 
der Begründung angezogenen Stelle. Die Begründung beruft 
sich mithin zu Unrecht auf ihn (S. 65), wenn sie sich einen 
Satz zu eigen macht, der sich auf alle Jugendlichen bezieht, 
während sie selbst nur von den schulpflichtigen handelt. 

{>) Als Disziplinarstrafe gegen Festungsgefangene kennen 
die Grundsätze des Bundesrats auch Entziehung der Bewegung 
im Freien (§ 34 Abs. 1 Ziff. 5, Abs. 5). Für dieses in die Vor¬ 
schläge I und II nicht aufgenommene Strafmittel bedarf es 
meines Erachtens in der Ziff. 5 eines Ersatzes, den ich in der 
Entziehung der Arbeit 1 ) finde, weshalb ich beantrage, statt 
Ziff. la bis c zu setzen: Ziff. la bis d. Auch scheint mir der 
Erwägung wert, ob nicht neben etwa körperlich fühlbarer 
Entziehung von Vergünstigungen eine derartige Strafe als 
solche angezeigt ist, wofür vielleicht Entziehung des Bett¬ 
lagers in Frage käme, 
c) § 52. 

a) Ich halte eine etwas veränderte Reihenfolge der Zif¬ 
fern für erwünscht, indem ich Ziff. 5 als Ziff. 3, Ziff. 3 als 
Ziff. 4, Ziff. 6 als Ziff. 5 und Ziff. 4 als Ziff. 6 einstellen möchte. 
Ziff. 3 betrifft die Fälle der Ziff. 5 mit und kommt daher besser 
hinter diese zu stehen, Ziff. 4 gilt auch von Ziff. 5, bezieht 
sich aber nicht w r ie Ziff. 6 auf alle Strafen. 

ß) ,,Vollstreckt“ in Ziff. 1 Halbsatz 1 und ,,Vollstreckung“ 
in Ziff. 4 sähe ich gern durch ,,vollzogen“ und „Vollzug“ ersetzt. 

y) In Ziff. 1 scheint es mir statt „nachträglich“ heißen 
zu müssen „nach Antritt“. Das folgere ich aus dem Gegensatz 
von Aussetzen auf Wohlverhalten zum Ermäßigen und Er- 
') natürlich der zugewiesenen. 



— 171 — 


lassen. Jenes geschieht vor dem Strafantritte, das Ermäßigen 
oder Erlassen regelmäßig nach diesem. Möglich und gelegent¬ 
lich gebräuchlich ist das eine oder andere auch vorher. Der 
Vollzug schließt sich häufig nicht unmittelbar an das Urteil 
an. Wenn ich einen Gefangenen um 9 Uhr morgens mit 
Verlust des Mittagessens bestrafe, so tritt dieser nicht vor 
12 Uhr ein. Bestrafe ich ihn mit Entziehung des Morgen- 
und Abendessens, so wird das Erkenntnis erst um 5 Uhr nach¬ 
mittags wirksam. Ein weiterer Fall ist der, daß, falls ich Arrest 
verhängt habe, alle Zellen besetzt sind. Ich habe verschie¬ 
dentlich Strafen vor dem Antritt ermäßigt, indem ich mir 
die Sache habe nochmals durch den Kopf gehen lassen. Warum 
soll das in Zukunft aufhören und nicht lieber, wie ich hier be¬ 
antrage, das Wort „nachträglich“ fallen? 1 ) 

8) Ziff. 2 und 5 gebrauchen den Ausdruck „Verfehlung“. 
„Verstöße“ wäre mir im Anschluß an § 50 Satz 1 lieber. 

s) Bei Ziff. 2 geht die Begründung davon aus, daß Rechts¬ 
hilfe geleistet wird (S. 67). Gegenwärtig wird sie nicht immer 
und nicht überall gewährt. Wie die Sache in Zukunft laufen 
wird, läßt sich nicht Voraussagen, vermutlich aber nicht anders, 
weil es an einer bindenden Vorschrift fehlt, die mithin zu¬ 
geben ist und zweckmäßig als erster Paragraph in Abschnitt 
IX Platz findet. Als Wortlaut schlage ich vor: 

Die Anstalten haben sich, insbesondere in den Fällen 
der § 30 Ziff. 4, § 51, Rechtshilfe zu leisten. 

£) Ziff. 5 redet schlechtweg von Ordnungsstrafen und ist 
demgemäß z. B. auf die Kostschmälerung anwendbar. Aber 
die Begründung enthält die sachgemäße Beschränkung auf 
den Arrest (S. 68), weshalb der Satz zu lauten haben wird: 

Eine wegen eines am Schlüsse der Strafzeit begangenen 
schweren Verstoßes verhängte Arreststrafe darf bis zu 
einer Woche über das Ende der Strafzeit fortdauern. 

XV. Zu Abschnitt VI. 
a) § 54. 

a) Ziff. 1 und 2 sind umzustellen, da Ziff. 2 weiterreicht 
und Ziff. 1 nur eingreift, soweit nicht schon Ziff. 2 Anwendung 
findet. Letzter Straftag ist derjenige, auf den das rechnungs¬ 
mäßige Ende der Strafe fällt, nicht derjenige, an dem sie durch 
Entlassung tatsächlich beendet wird. Ich halte es ferner für 

9 Für die Richtigkeit meiner Auslegung spricht deutlich genug 
S. 67 der Begründung: nach wenigen Stunden disziplinärer Strafver¬ 
büßung... Die Strafe dennoch weiter zu vollziehen... 
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angebracht, einerseits gegen nicht bloß möglichen, sondern 
sogar nicht unwahrscheinlichen Mißbrauch der Bestimmung 
durch die Gefangenen eine Schutzwehr zu errichten, andrer¬ 
seits dann eine bindende Anordnung zu geben, weshalb ich 
als zukünftige Ziff. 2 vorschlage: 

Gefangene, die ernstlich beabsichtigen, am letzten 
Tage der Strafzeit vom Strafverbüßungsort sich wegzu¬ 
begeben, sind soviel früher zu entlassen, daß ihnen zur 
Erreichung der für sie passendsten Verkehrsverbindung 
genügend Zeit bleibt. 

ß) Das Wort „nötigenfalls“ in Ziff. 3 erweckt mir Beden¬ 
ken. Es soll wohl besagen, daß jeder, dem es teilweise oder 
ganz an Reise- oder (und) Zehrgeld nach einem fremden Orte 
fehlt, damit auszustatten ist. Soll der Gefangene dabei das 
Recht haben, sich diesen nach Gutdünken und selbst auf das 
Geratewohl, z. B. in der völlig unbestimmten Hoffnung, 
dort eher Arbeit zu finden, allenfalls gestützt darauf, daß er 
solche daselbst vor Jahren kurze Zeit gehabt hat, zu wählen? 
Derartige Fälle habe ich Hunderte erlebt. Ich würde daher 
die beanstandete Wendung durch: 

soweit nötig und zweckmäßig 

ersetzen. Dann hat das pflichtmäßige Ermessen des Vor¬ 
standes zu entscheiden. Vielleicht empfiehlt es sich, in An¬ 
lehnung an § 69 Ziff. 1 zu sagen: 

soweit würdig und bedürftig. 

b) § 55. 

Satz 1 läßt sich kürzer fassen, nämlich so: 

Vorläufig entlassen werden kann, wer von einer Zucht¬ 
hausstrafe drei Vierteile und mindestens ein Jahr, von 
einer Gefängnisstrafe zwei Dritteile und mindestens sechs 
Monate, von einer Einschließungs- oder Haftstrafe die 
Hälfte und mindestens sechs Monate verbüßt hat. 

c) § 56. 

Die Worte „während der Strafverbüßung“ sind selbst¬ 
verständlich und überflüssig, stehen auch nicht in § 62 Ziff. 1 
Halbsatz 1 mit entsprechender Abänderung und sind deshalb 
zu streichen. 

d) § 57. 

ln Ziff. 1 soll es vermutlich heißen: bei oder nach der 
vorläufigen Entlassung. 
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XVI. Zu Abschnitt VII A. 

a) § 59. 

a) Das „wieder“ hat fortzufallen, denn mancher hat noch 
nie ein arbeitsames und gesetzmäßiges Leben geführt. 

ß) Das Wesen des Arbeitshauses drückt sich zwar schon 
im Namen aus. Die Arbeit steht im Vordergrund und bildet 
den Kern- und Angelpunkt der Behandlung. Gleichwohl 
halte ich es für angebracht, dem durch einen Zusatz schär¬ 
feren Ausdruck als in den Vorschlägen zu verleihen. Denn 
geistige und sittliche Hebung wird von ihnen auch der Strafe 
als Ziel gesteckt (§ 22 Ziff. 2) und die Erziehung zu einem gesetz¬ 
mäßigen Leben ist schon im Anstreben sittlicher Hebung 
enthalten, im übrigen selbstverständlich. Bleibt also als 
Kennzeichen des Arbeitshauses die Gewöhnung an Arbeit¬ 
samkeit. Das Mittel zu dieser Gewöhnung ist die Arbeit, 
weshalb ich hinzugefügt sehen möchte: 

... und zwar in erster Reihe durch Anhaltung zu 
angespannter und sachdienlicher Arbeit. 

b) § 60. 

a) Die Ziffernfolge ist so zu ordnen: 3 gleich 1, 1 gleich 
2, 2 gleich 3. Denn Ziff. 3 muß vorweggehen, weil sie bestimmt, 
wer nicht aufzunehmen und wer nicht zu behalten, und damit, 
wer aufzunehmen und wer zu behalten ist. Erst nachdem dies 
entschieden, können Anordnungen über die Art der Verwah¬ 
rung und der Arbeit ergehen. 

8) Zu Ziff. 2 Satz 2 ist das instruktioneile „soll“ in das 
gebietende „ist“ zu verwandeln und das ziemlich blutleere 
„Bedachtnehmen“ durch „berücksichtigen“ abzulösen. Das 
klingt zielbewußter und vereinfacht die mir etwas künstlich 
erscheinende Stufenleiter Bedachtnahme, Beachtung (§ 22 
Ziff. 3 Halbsatz 1), Berücksichtigung. Auch wird das „voll¬ 
streckt“ in Ziff. 3 Satz 1, wie zu § 52 Ziff. 1 Halbsatz 1, Ziff. 4 
beantragt, in „vollzogen“ zu verändern sein. 

y) Ziff. 1 Satz 2 enthält den Hinweis auf § 20 Ziff. 1, 
woraus ich folgere, daß die Übertragung der für die Einzel¬ 
haft der Gefangenen gegebenen Vorschriften auf das Ar¬ 
beitshaus durch die Verwendung des bloßen Wortes „Ein¬ 
zelhaft“ nicht als gewährleistet angesehen worden ist 1 ). 
Das trifft zu, weil die Einzelhaft des Arbeitshauses an sich 

0 Auch nicht durch § 61 Ziff. 1. Das bestätigt meine zu § 7 aus¬ 
gesprochene Auffassung von der Tragweite dieses Satzes, ich verweise 
noch auf § 62 Ziff. 1 Halbsatz 2, der zwecklos wäre, wenn § 61 Ziff. 1 
eine über den Abschnitt IV hinausgehende Bedeutung hätte. 
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etwas anderes sein kann als die Einzelhaft der Strafanstalt. 
Gleiches gilt von der Gemeinschaftshaft, für die bis jetzt 
schwerlich irgendwo nächtliche Trennung aller Insassen 
besteht. Gerade auf sie aber weist die Begründung ausdrück¬ 
lich hin (S. 72). Es scheint mir daher in Satz 1 hinter „Ge¬ 
meinschaftshaft“ der Zusatz: (§21) und in Satz 2 hinter,.Ein¬ 
zelhaft“ der Zusatz: (§ 20 Ziff. 1) nötig. Der Zwischensatz „so¬ 
weit“ bis „ist“ erübrigt sich dann, weil er lediglich den Satz 4 
des angezogenen § 20 Ziff. 1 wiederholt. 

c) § 61. 

x) 1. Nach Ziff. 2 Satz 1 finden auf die im Besitz der bür¬ 
gerlichen Ehrenrechte befindlichen Arbeitshäusler die Vor¬ 
schriften für die Gefängnissträflinge Anwendung, d. h. die¬ 
jenigen für die mit Ehrverlust bestraften Gefangenen dieser 
Art, denn die andern Gefängnissträflinge haben nur das 
Recht der Benutzung eigener Wäsche und Bettstücke und des 
Tragens eigener Kleidung innerhalb des Anstaltsbereichs 
voraus. Selbstbekleidung wird aber den Arbeitshäuslern 
durchweg abgesprochen und die in § 3 instruktioneil angeord¬ 
nete Trennung folgt für die Arbeitshäusler aus Ziff. 1 nicht. 

2. Das über diese bereits Gesagte sei durch den Hinweis 
auf die Überschrift des Abschnitts IV in Verbindung mit 
dessen Inhalt ergänzt. Daraus ergibt sich deutlich, was als 
Behandlung gemeint ist. Die Randschrift „sonstige Be¬ 
handlung“ zu § 61 erklärt sich daraus, daß über die nach Ab¬ 
schnitt IV C zur Behandlung gehörende Arbeit in § 60 Ziff. 2 
Bestimmung getroffen wird. Ich rege deshalb an, sie dort 
wegzunehmen und den § 61 mit der Randschrift „Behandlung“ 
nach dem Beispiele des § 65 so umzugestalten, daß Ziff. 2 
zur Ziff. 1, § 60 Ziff. 2 zu § 61 Ziff. 2 und § 61 Ziff. 1 zur Ziff. 3 
wird, und zwar Ziff. 3 mit diesem Wortlaut: 

Im übrigen findet Abschnitt IV entsprechende An¬ 
wendung. 

Die Randschrift zu § 65 trifft zu, weil der vorhergehende 
Paragraph nur Vorschriften über die Behandlung einschließ¬ 
lich der Arbeit gibt. 

Wenn aber § 61 Ziff. 1, § 66 nicht bloß die Behandlung 
betreffen sollen, ist es richtiger, statt ihrer in Abschnitt I C 
folgenden Paragraphen neu einzustellen: 

Auf die Arbeitshäuser und die Anstalten für Sicherungs¬ 
haft finden die Bestimmungen für die Strafanstalten 
entsprechende Anwendung, insoweit nicht Abschnitt VII 
abweichende Vorschriften trifft. 
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ß) Ziff. 2 Satz 2 spricht nur von Selbstbekleidung. Ge¬ 
brauch eigener Wäsche und Bettstücke (§ 33 Ziff. 1 Satz 2, 
Ziff. 3) ist doch aber erst recht auszuschließen. Das muß 
also hinzugefügt werden. Während Selbstbeschäftigung, 
Selbstbeköstigung und Selbstbekleidung unzulässig sind, kön¬ 
nen das Zeitunghalten und die Zuziehung eines eigenen 
Arztes sogar Zuhältern gestattet werden. Ersteres wird zwar 
durch Einzelhaft bedingt. Wenn genügend Platz ist, wird 
man sie aber wohl der Regel nach in Einzelhaft stecken, und 
zwar weit seltener in ihrem Interesse als zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung und Sicherheit. Welche Fülle in der sicheren 
Erwartung der Ablehnung gestellter Anträge wird das geben 
und wie viele Beschwerden die zweifellos jedesmal erfolgende 
Ablehnung nach sich ziehen! Sind jene Dinge wirklich gewollt 
und mit dem Arbeitshaus vereinbar?—Da sie im Zucht¬ 
haus zugelassen sind, muß ich freilich das erste annehmen, 
das zweite aber bestreite ich gleichwohl und beantrage daher 
unter Fortfall des § 60 Ziff. 2 Satz 3 und des § 61 Ziff. 2 Satz 2, 
eine Ziff. 3 1 ) folgenden Inhalts zu bilden: 

Selbstbeschäftigung, Selbstbeköstigung, Gebrauch eige¬ 
ner Kleidung, Wäsche und Bettstücke, Zuziehung eines 
eigenen Arztes und Beschaffung von Zeitungen sind unzu¬ 
lässig, 
d) § 62. 

a) Insasse ist jemand nur, wenn und solange er sich im 
Arbeitshaus befindet, nicht ein Entwichener, also erübrigen 
sich die Worte „in einem Arbeitshause“. An Stelle der „be¬ 
stimmten“ Zeit empfehle ich „festgesetzte“ Zeit. 

ß) § 55 Satz 1 wird durch § 62 Ziff. 1 Halbsatz 1 ersetzt, 
und § 55 Satz 2 kann keine Anwendung finden, weil es An¬ 
rechnung der Untersuchungshaft auf das Arbeitshaus nicht 
gibt. Es muß also heißen: §§ 56 — 58. 

y) Die Begründung meint zwar, fleißige Arbeit sei ein 
Stück der guten Führung (S. 75). Selbst wenn dem so wäre, 
halte ich den nachdrücklichen Hinweis auf den Arbeitsfleiß 
für zweckmäßig, um auch an dieser Stelle das Wahrzeichen 
des Arbeitshauses als einer Arbeitsanstalt im eigentlichsten Sinne 
hervorzukehren. Ich vermag aber der Begründung nicht 
zu folgen. Denn Arbeit und Führung sind verschiedene Dinge, 
diese im Grunde genommen etwas Passives, ein Sichnicht- 

l ) Bei Annahme meines Vorschlags wegen anderweitiger Ge¬ 
staltung des § 61 hätte diese neue Ziffer die Nummer 2, § 60 Ziff. 2 im 
§ 61 die Nummer 3 zu führen und § 61 Ziff. 1 an die vierte Stelle zu 
rücken. 
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auflehnen, jene etwas in besonderem Maße Aktives, eine Be¬ 
tätigung. Ich habe Gefangene kennen gelernt, die ausgezeich¬ 
net arbeiteten, aber sonst mit der Hausordnung auf gespann¬ 
testem Fuße standen, und andere, die bis auf die in regelmäßigen 
Zwischenräumen ständig wiederkehrenden Anzeigen wegen 
unzureichender Arbeitsleistung einen reinen Strafbogen hatten. 
Die Begründung widerspricht sich aber auch, da sie auf S. 41 
zwischen gutem Betragen und Fleiß unterscheidet, was denn 
auch § 23 Ziff. 2 tut. 

8) Ich habe die hiermit vorgeschlagene kürzere und den¬ 
noch vollständigere Fassung gefunden: 

Nach Ablauf der Hälfte der festgesetzten Zeit können 
Verwahrte, die sich gut geführt und fleißig gearbeitet haben, 
durch die Landespolizeibehörde vorläufig entlassen wer¬ 
den. §§ 56—58 finden entsprechende Anwendung. 

XVII. Zu Abschnitt VII B. 

a) § 63. 

Aus ähnlichen Gründen, wie ich Ziff. 3 des § 60 an dessen 
Anfang gestellt habe, gehören Ziff. 2 und 3 des § 63 an eine 
spätere Stelle als § 64, denn sie gelten nur für diejenigen, die 
Aufnahme finden, solange die Aufnahme dauert. § 64 muß 
daher im § 63 die Nummern 2 und 3 erhalten. In die damit 
zur Ziff. 4 gewordene Ziff. 2 ist die Bezugnahme auf Ziff. 2 
des § 60 in der von mir gewünschten Umgestaltung aufzu¬ 
nehmen. § 63 Ziff. 3 hat entweder § 64 oder besser noch Ziff. 4 
des zu § 64 aufrückenden § 65 zu werden. 

b) §65. 

a) Ziff. 1 läse ich gern in der Fassung: 

§ 27 Ziff. 1 findet Anwendung. 

Vorbild: § 63 Ziff. 2. 

ß) In Ziff. 2 fehlen eigene Wäsche und Bettstücke. Selbst¬ 
beschäftigung ist vermöge der Bezugnahme auf § 27 Ziff. 1 
ausgeschlossen. Meine Bemerkungen zu § 61 Ziff. 2 wegen 
der Zeitung und des eigenen Arztes treffen der Hauptsache 
nach auch hier zu. § 63 Ziff. 3 kann mich hierin nicht beirren. 
Die Ordnung und Sicherheit der Anstalt wird durch die Selbst¬ 
beköstigung nicht gefährdet und doch ist diese verboten, 
weil sie sich mit dem Wesen einer Anstalt für ehemalige 
Züchtlinge, bei denen der Strafvollzug versagt hat, nicht 
verträgt. Demgemäß würde ich an die Stelle der jetzigen Ziff. 
2 die neue setzen: 

§ 61 Ziff. 2 findet Anwendung. 

Ich meine natürlich die von mir vorgeschlagene Ziff. 2. 
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c) § 66 

läßt sich füglich dem § 65 als letzte Nummer angliedern 
und so fassen: 

Im übrigen finden, insoweit nichts andres bestimmt 
ist, die Vorschriften des Abschnitts IV für die Haft¬ 
gefangenen mit Ausnahme des § 44 Ziff. 1 Satz 3 ent¬ 
sprechende Anwendung. 

Im Falle der Einstellung des neuen Paragraphen — 
(XVI c a)) — in Abschnitt I C hätte § 66 zu lauten: 

Im übrigen findet § ... in der Weise Anwendung, 
daß, insoweit nichts andres bestimmt ist, die Vorschrif¬ 
ten für die Haftgefangenen mit Ausnahme des § 44 Ziff. 
1 Satz 3 angewandt werden. 

Wegen unbeaufsichtigten Briefverkehrs ist für die 
Sicherungshäftlinge nichts andres bestimmt, die Ausnahme 
ergibt sich aber daraus, daß die von der Begründung geltend 
gemachten Gesichtspunkte (S. 59) auf die aus dem Zuchthaus 
kommenden, fast durchgängig unter Ehrverlust stehenden 
Sicherungshäftlinge nicht zutreffen. 

d) § 67. 

In Satz 1 sind die Worte ,,iti der Anstalt“ als überflüssig 
zu streichen. 

XVIII. Zu Abschnitt VIII. 

a) Ziff. 1 des § 69 möchte ich so zusammenziehen: 

Den einer Schutzfürsorge würdigen und bedürftigen 

Gefangenen ist sie rechtzeitig zu vermitteln. 

b) Die Ausdrucksweise der Ziff. 2 scheint mir sachlich 
und formal wenig gelungen. Satz 2 redet von den zu Ent¬ 
lassenden, Satz 1 aber nicht gleichfalls von diesen und den Ent¬ 
lassenen (§ 57 Ziff. 1), sondern nur von letzteren. Ich schlage 
vor: 

Unter Schutzaufsicht sind zu stellen Verwahrte (§§ 6 
bis 9) bei der Entlassung pnd können gestellt werden 
Gefangene bei der vorläufigen Entlassung und vorläufig 
entlassene Gefangene. 

c) In Ziff. 3 und 4 werden nur die Gefangenen genannt, es 
sollen doch aber wohl auch—in Ziff. 3 vielleicht gerade — Arbeits¬ 
häusler und Sicherungshäftlinge gemeint sein. Der Zutritt 
zu ihnen geschieht nach den für Gefangene gegebenen Vor¬ 
schriften (§ 61 Ziff. 1, § 66), zu den geistig Minderwertigen 
und den Trinkern nach Maßgabe der für die betreffenden An¬ 
stalten erlassenen Anordnungen. Für meine Annahme spricht 
nicht nur die ratio legis, sondern auch § 71 Ziff. 1 g, der die 

Blätter für Oefängniskunde, Bd. XLVIII. 
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Schutzfürsorge und Schutzaufsicht schlechthin erwähnt. Mit¬ 
hin sind die Worte „Gefangenen“ in Ziff. 4 und „zu den 
Gefangenen“ in Ziff. 3 zu streichen, in Ziff. 3 überdies auch 
deshalb, weil sie in ihrer Allgemeinheit auch diejenigen Ge¬ 
fangenen umfassen, die unter Schutzfürsorge oder Schutz¬ 
aufsicht nicht gestellt werden wollen oder sollen oder nicht 
gestellt werden dürfen. Die Lücke würde ich unter Verwendung 
des in § 71 Ziff. 1 g vorkommenden Ausdrucks „Schützling“ 
durch die Worte schließen: 

zu den zukünftigen Schützlingen. 

d) In Ziff. 3 soll es offenbar und gemäß Ziff. 4 heißen: 
Schutzfürsorge oder Schutzaufsicht. 

XIX. Zu Abschnitt IX. 
a) § 71. 

a) Bleibt es bei den Bezeichnungen Insassen (der Arbeits¬ 
häuser) und Verwahrte (der Sicherungsanstalten) — siehe 
Abschnitt 3 II e 1) — dann müssen in Ziff. 1 b die Insassen 
eingeschaltet werden. 

ß) In § 51 Ziff. 1 h ist die Fesselung Ordnungsstrafe, 
nicht Sicherungsmaßregel, und in § 53 wird neben der Fesse¬ 
lung nur die Zwangsjacke genannt. Auf die gelinderen Mittel 
des § 53 zielt § 71 Ziff. 1 c offensichtlich nicht ab. Die Fas¬ 
sung lautet daher zutreffender: 

die Beschaffenheit und Anwendungsweise der Fesse¬ 
lung in den Fällen des § 51 Ziff. 1 h, § 53 und der Zwangs¬ 
jacke. 

y) § 31 befaßt sich lediglich mit der Beschäftigung der 
Gefangenen, also sind diese Worte als überflüssig in Ziff. 2 
zu streichen. 

8) Den Eingang der Ziff. 3 würde ich entsprechend jenem 
der Ziff. 1 dahin fassen: 

Der Bundesrat kann Bestimmungen treffen über:... 

Das Wort „weitere“ paßt ohnehin nicht recht, da es sich 
hier um eine Befugnis, in Ziff. 1 um eine Pflicht des Bundes¬ 
rats handelt, diese Anordnungen also nicht eine Fortsetzung 
jener Bestimmungen sind. 

s) Was mit Ziff. 3 a gemeint oder bezweckt wird, ist mir 
nicht klar. 

£) Ziff. 3 d gehört nach meiner Ansicht richtiger unter 
Ziff. 1, da sonst die Gefahr eines starken Auseinandergehens 
in den verschiedenen Staaten droht. Tunlichste Einheitlich¬ 
keit aber tut dringend not. Denn die Grundsätze des Bundes¬ 
rats erstrecken sich nicht auf die Arbeitshäuser, die Bunt- 
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scheckigkeit ist daher groß und die Möglichkeit ihres — 
wenngleich verminderten — Fortbestandes sogar den erweiter¬ 
ten Aufgaben dieser Anstalten gegenüber muß von vornherein 
abgeschnitten sein. Die Sicherungshaft ist etwas für uns 
Neues. Eben darum und wegen der späteren Feststellung 
ihrer Ergebnisse ist es notwendig, der gemeinsamen Grundlage 
größtmögliche Breite zu geben. 

b) § 72. 

x) Die Vorschläge kennen keine Reichsbehörden des 
Vollzugs. Der Bundesrat ist nicht Behörde im staatsrecht¬ 
lichen Sinn und seine Zuständigkeit durch § 71 bestimmt. 
Die Worte „hinsichtlich des Vollzugs des Freiheitsstrafen“ 
im zweiten Satz der Ziff. 1 stellen augenscheinlich einen 
Gegensatz zu Satz 1, der vom Vollzug und von der Zustän¬ 
digkeit spricht, dar. Aber wie ist dieser Gegensatz gedacht? 
Satz 1 hat bestimmte Behörden der Bundesstaaten im 
Auge. Als solche betrauen die Vorschläge mit dem Vollzug — 
in einigen Dingen — einzig den Vorstand, denn die Aufsichtsbe¬ 
hörde und die Oberaufsichtsbehörde sind an sich, d. h. ohne 
Bindung an eine Stelle, nicht mehr als Namenträger. Daß 
mangels reichsrechtlicher Regelung, soweit erforderlich, landes¬ 
rechtliche eintritt, versteht sich von selbst, ebenso daß diese 
verboten ist, wo jene eingreift. Meines Dafürhaltens genügt 
daher der Satz: 

Die Vollzugsbehörden müssen demselben Verwaltungs¬ 
zweige angehören 1 ). 

3) Weshalb in den Fällen der Ziff. 2 d, namentlich in 
Ansehung des § 31 Ziff. 3 Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
verlangt wird, sehe ich nicht ein. 

y) Ziff. 2 f verstehe ich nicht. Wenn die Schriftstücke 
ohne weiteres zu den Akten zu nehmen sind, bedarf es doch 
nicht der Genehmigung. Die Nachprüfung kann zur Auf- 

l ) Vgl. § 15 der Vorschläge I. Ist etwa in Satz 1 das Wort „Voll¬ 
zug“ im Sinn von „Ausführung dieses Gesetzes“ gemeint und darunter 
an die Vollziehung auch des Arbeitshauses und der Sicherungshaft 
gedacht, so daß in Satz 2 der Vollzug der Freiheitsstrafen den Gegen¬ 
satz zum Vollzüge dieser sichernden Maßnahmen oder auch noch der¬ 
jenigen der §§ 8 und 9 bildet? Geht Satz 1 nicht bloß die Freiheitsstrafen, 
sondern auch die sichernden Maßnahmen — diese sämtlich oder zum 
Teil — an, dann ergibt sich für mich statt obiger diese Fassung: 

Die Behörden des Strafvollzugs müssen demselben Verwaltungs¬ 
zweige angehören. 

Dazu sei übrigens bemerkt, daß Tourman a. a. O. S. 486 gleich 
mir (Bd. 46 S. 320 dieser Zeitschrift) an dem preußischen Dualismus 
das Gute des gegenseitigen Sichanspornens hervorhebt 


12 * 



— 180 — 

/ 

liebung der Maßnahme führen, wie das von jeder andern, 
nicht als unabänderlich bezeichneten, gilt. Das bedeutet aber 
so wenig Versagung als die Aufrechterhaltung Erteilung der 
Genehmigung, sondern Berichtigung einer für falsch ange¬ 
sehenen Entscheidung. Ich vermisse ferner die Inbezugnahme 
des § 45 Ziff. 2 Halbsatz 2. Mindestens müßte § 44 Ziff. 6 
etwa so lauten: 

... sind im Einverständnis mit dem Arzt und vor¬ 
behältlich der Genehmigung einer Aufsichtsbehörde bei 
regelmäßig wiederkehrender Prüfung zu den Akten zu 
nehmen. 

Ziff. 2 f erübrigt sich alsdann. 

8) Die allgemeine Beaufsichtigung der Anstalten (Ziff. 3) 
scheint mir durch Bestellung von Aufsichtsbehörden von selbst 
gegeben zu sein. Dazu sind sie da und daher entnehmen sie 
ihren Namen. Eine Besichtigung betrachte ich nicht als Teil 
der allgemeinen Beaufsichtigung, sondern als besondere Art 
der Aufsichtsführung. In Hamburg und den andern Hanse¬ 
städten gibt es keine Aufsichtsbeamten in dem hier 
gemeinten Sinne. 

s) Wer soll bestimmen, ob Vertrauenspersonen beizugeben 
sind, wer sie ernennen, wer ihre Rechte und Pflichten ordnen 
(Ziff. 5)? Was heißt „außerhalb des Beamtenpersonals“? 
Daß die Vertrauenspersonen nicht aus den dem Vorstande 
beigegebenen oder gar unterstellten Beamten entnommen 
werden dürfen, sollte so selbstverständlich sein, daß es der 
Hervorhebung dessen nicht bedarf. Oder ist gemeint, daß 
kein Beamter Vertrauensperson sein soll? Dann müssen 
aus den preußischen Aufsichtskommissionen die Richter 
und Staatsanwälte ausscheiden und sind selbst mittel¬ 
bare Staatsbeamte und neben- oder ehrenamtlich tätige 
Personen ausgeschlossen. Die Begründung schweigt sich über 
diese Dinge aus und wenn sie es für naturgemäß erklärt, daß 
Vertrauenspersonen nur für größere Anstalten bestellt werden 
sollen (S. 82), so vermag ich dem nicht beizupflichten. Denn 
besonderer Umstände oder eigenartiger Verhältnisse halber 
kann es angezeigt sein, wenn überhaupt, auch und gerade für 
kleinere Anstalten solche Einrichtung zu treffen. Wenn nur 
die räumliche oder zahlenmäßige Größe der Anstalten in das 
Gewicht fallen soll, dann handelt es sich nicht um das, was 
für mich der springende Punkt ist, um etwas aus dem Bedürf¬ 
nisse oder wenigstens dem Interesse der Anstalt Erwachsenes, 
sondern um etwas äußerlich Hinzugetanes. 
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£) Zur Behebung jeden Zweifels — siehe Abschnitt 3 11 
e a) 1 — halte ich den Hinweis auf die §§ 1—2, 4—9 in 
Ziff. 3 und 4 und auf die §§ 1—2, 4—7 in Ziff. 5 für ange¬ 
bracht. * 

c) § 73. 

Um der in den Bundesstaaten verschiedenen Organisation 
des Aufsichtspersonals 1 ) willen darf die reichsgesetzliche Rege¬ 
lung des Rechts und der Pflicht zum Waffengebrauch nicht 
abgelehnt werden (Begründung S. 83). Denn Organisation 
und Waffengebrauch sind nicht Dinge, die im Verhältnis 
von Ursache und Wirkung stehen, sondern haben nur einen 
losen äußerlichen Zusammenhang. Die militärische Organi¬ 
sation macht die Aufseher nicht zu Soldaten, so daß für sie 
die diesen gegebenen Vorschriften, insbesondere über den 
Waffengebrauch, Geltung haben, sondern wahrt ihre Eigen¬ 
schaft als Beamte mit den Rechten und Pflichten solcher. 
Die militärische Organisation ist die der Art des Dienstes wegen 
auch für andere Beamtenkategorien wie Schutzleute, Feuer¬ 
wehrmänner, Zoll- und Steueraufseher gewählte Form des 
Aufbaues und der Gliederung des Beamtenkörpers, verbunden 
mit der Verpflichtung zum Tragen von Dienstkleidung und zur 
Beobachtung militärischen Wesens in Haltung, Auftreten und 
Benehmen. Ich hoffe auf einen Umschwung in der Kommis¬ 
sion, wie er, entsprechend meinem in Bd. 46 S. 358 dieser Zeit¬ 
schrift geäußerten Wunsche, bei § 40 Ziff. 1 gegenüber dem 
§ 60 der Vorschläge 1 eingetreten ist, und beantrage darum, 
§ 73 Ziff. 1 zu streichen und bei § 71 Ziff. 1 wieder einzustellen. 

5. 

1. a) Wir haben es in den Vorschlägen II nicht mit einer 
bloßen Überarbeitung ihrer Vorgänger zu tun. Sie weichen 
von diesen derart ab und bringen außer den Bestimmungen 
über Einschließung, Arbeitshaus und Sicherungshaft soviel 
Neues, daß sie mit Fug und Recht nicht als Umguß, sondern 
als Neuschöpfung anzusprechen sind. Die Begründung ver¬ 
langt an vielen Orten bald kürzeres, bald längeres Eingehen 
und erheischt, ihrer Verdienstlichkeit unbeschadet, größere 
Auseinandersetzungen in nicht unbeträchtlicher Zahl. So 
kommt es, daß vorstehende Besprechung über den Umfang 
meiner ersten hinausgewachsen ist. Da die Kürze der Zeit bis 


9 In Preußen (Justizministerium) und Sachsen wird übrigens 
wenigstens das Seitengewehr auch von höhergestellten Beamten geführt. 
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zum Erscheinen des vorliegenden Heftes dieser Zeitschrift zur 
Eile drängte, mag manches das letzte an Glättung und Aus¬ 
geglichenheit vermissen lassen. 

b) a) Der Meinungsverschiedenheiten zwischen'der Kom¬ 
mission und mir sind nicht wenige. Indessen besteht eine Menge 
aus solchen, weil redaktioneller, nur formaler Art. Ich bin 
selbst auf unwesentliche Dinge eingegangen, damit ein auch 
äußerlich möglichst vollkommenes Werk zustande komme. 
Bei einer Reihe von Streitpunkten bewahrheitet sich das Wort 
von den vielen Wegen, die nach Rom führen, und wird demnach 
zu entscheiden sein, wer den näheren oder sichereren weiß 
und weist. Bei einer Anzahl anderer dürften sich die Gründe 
für die Ansicht der Kommission und für meine gegenteilige 
Meinung die Wage halten. Es bleibt daher ein verhältnismäßig 
kleiner Rest zwischen beiden Teilen streitiger Dinge übrig, 
hinsichtlich deren eine Einigung fast oder völlig ausgeschlossen 
erscheint. 

ß) Ich rechne nicht dahin das Briefgeheimnis, über das 
de lege lata tiefgründiger, de lege ferenda kein Zwist besteht. 
Ich rechne ferner nicht dahin die Selbstbeköstigung der Ge¬ 
fängnissträflinge, die ich im Grundsatz weder bekämpft 
habe, noch bekämpfe, so daß mein Widerspruch lediglich 
gegen die Gründe und die Formulierung der Kommission 
sich wendet. Ich rechne endlich nur bedingt dahin das Schweige¬ 
gebot, indem ich eine auf annähernd mittlerer Linie sich 
bewegende Formel gefunden zu haben glaube, die von der 
Kommission, ohne sich etwas zu vergeben, angenommen 
werden kann. 

y) Unüberbrückbar ist sonach allein der Gegensatz in 
Sachen der Reichsaufsicht, der Ausübung des Beschwerde¬ 
rechts und des eigenen Arztes. 

Ich verfechte die erste, weil sie mich eine durch die Verein¬ 
heitlichung des Strafvollzugsrechts geforderte und zur Durch¬ 
führung der Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit unumgäng¬ 
liche Notwendigkeit dünkt. Ich verfechte sodann eine von 
— meiner Ansicht nach obenein nicht zutreffenden — doktri¬ 
nären Anwandlungen unbeirrte Stellungnahme gegen Aus¬ 
wüchse des Beschwerderechts im Interesse der Aufrecht¬ 
erhaltung von Disziplin und Autorität. Ich verfechte drittens 
die unbedingte, ungeschmälerte und uneingeschränkte Ver¬ 
pflichtung der Gefangenen, sich von dem staatlichen für sie 
bestellten Arzte behandeln zu lassen, dessen Anspruch auf 
diese Behandlung und das Recht des Vorstandes, keinen andern 
als den Anstaltsarzt zu hören und zu befragen, alles das zur 
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Vermeidung einer Gefährdung der Organisation des Dienstes 
und einer Erschütterung der Ordnung in der Anstalt. Es ist 
mir unbekannt, ob und wo in Deutschland den Gefangenen 
gestattet ist, sich eines eigenen Arztes zu bedienen, zutreffen¬ 
denfalls, welche derart wohltätigen Erfahrungen damit ge¬ 
macht worden sind, daß eine Verallgemeinerung der Einrich¬ 
tung bis in die Kreise der Züchtlinge und des Zuhältertums 
hinein und ohne Beschränkung auf Alter (Erwachsene) oder 
Geschlecht 1 ) als dringendes Erfordernis erscheint, und zu¬ 
gleich, welche dermaßen schlechten Ergebnisse dort oder 
anderwärts das herrschende System zuwege gebracht hat, 
daß ihnen auf keine andere Weise abzuhelfen ist. Ohne Erfül¬ 
lung dieser Bedingungen und Beibringung der Zahl nach aus¬ 
reichender und dem Werte nach einwandfreier Unterlagen 
kann meines Erachtens nicht daran gedacht werden, den 
Vorschlägen in dieser tiefeinschneidenden Angelegenheit zu 
folgen. Darum breche die Kommission ihr Schweigen und 
lasse uns Uneingeweihte nicht länger über die Frage grübeln: 
cui bono ? Ich fürchte, es wird uns, wie so oft, angesonnen, 
dem Auslande (hier Nordamerika?) nachzuahmen. 

II. Der Wichtigkeit der Sache wegen nehme ich Veran¬ 
lassung, hier meine Auslegung der § 61 Ziff. 1 und § 66 zu¬ 
sammenfassend und vervollständigend zu begründen. 

Die Randschrift lautet in beiden Fällen „Behandlung“ 
und ich muß annehmen, daß an diesen Stellen darunter nichts 
anderes zu verstehen ist, als was den Gegenstand der §§ 22 
bis 45 bildet. Nun heißt es freilich nicht schlechtweg „Behand¬ 
lung“, sondern „sonstige Behandlung“. Für den sich an den 
ausschließlich die Behandlung angehenden § 65 unmittelbar 
anschließenden § 66 trifft das vollkommen zu, während eine 

1 Ich kann mir allenfalls vorstellen, daß aus ganz beson¬ 
deren Gründen einmal einer e r w a c h s e n e n weiblichen Gefan¬ 
genen die Zuziehung einer Ärztin dringend erwünscht und wenn 
sie weder zu Zuchthaus, noch zu Ehrverlust verurteilt ist, im Ein¬ 
verständnis mit dem Arzte zu gestatten sein möchte. Vielleicht 
ist die Zeit nicht mehr fern, daß an die Anstalten und an die größeren 
Abteilungen für weibliche Gefangene Ärztinnen, namentlich wenn solche 
am Orte sind, vom Staate berufen werden. Schon der nürnberger 
Vereinsbeschluß 4b verlangt, daß dies tunlichst geschehe, und in 
Hamburg ist die Frage wiederholt, zuerst vor ungefähr zehn Jahren, 
erörtert worden. Wird sie, wie vom Vereine gewünscht und nach meinem 
Sinne ist, gelöst, dann ist von dem bedingungsweise unterstellten Falle 
natürlich nicht mehr die Rede. 

Es fehlt aber gerade noch, daß männliche Gefangene sich an 
Ärztinnen wenden, die dann womöglich in Gemeinschaftskrankenräumen 
würden hantieren sollen. 
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innere Verbindung des § 61 nur mit Ziff. 2 des § 60 besteht, 
dessen Ziff. 1 die Haftform, Ziff. 3 die Bedingung der Auf¬ 
nahme und der Verwahrung betrifft. Darin wird, selbst abge¬ 
sehen vom Standpunkt der Vorschläge, niemand einen Teil 
der Behandlung erblicken, sonst wäre alles Behandlung. 
Auch der Inhalt der §§ 61, 66 und der Zusammenhang des 
§ 61 Ziff. 1 mit § 60 Ziff. 2 und § 61 Ziff. 2 und des § 66 mit 
§ 65 sprechen für meine Auffassung. 

Nicht minder die Begründung S. 74 bis 75, bezw. S. 78 
bis 79, die beide Male vom Betrieb redet und zu diesem die 
in Abschnitt IV B bis G geregelten Angelegenheiten, daneben 
freilich auch die Disziplin, aber nicht mehr als diese, rechnet. 
Ich bemerke dazu, daß die Handhabung der Disziplin unzweifel¬ 
haft ein Gegenstand der Behandlung ist 1 ), weshalb es richtiger 
wäre, wie ich hiermit noch beantrage, aus dem Abschnitt V 
unter Platztausch mit dem jetzigen Abschnitte IV H, der 
Abschnitt V werden soll, einen Abschnitt IV H zu machen. 
Gehört doch auch, was alle betrifft, vor das, was einzelne 
angeht. Die Begründung wird die Behandlung in dem von 
mir vertretenen Sinne gemeint und nicht daran gedacht haben, 
daß sie Disziplin- und Ordnungsstrafen in Gestalt eines selb¬ 
ständigen Abschnitts abgezweigt hat. Die Worte „für die 
Strafanstalten“ sind daher nicht genau, sondern dahin zu 
ergänzen: 

... die Bestimmungen für die Strafanstalten über die 
... Behandlung 

Soll Abschnitt V als solcher bestehen bleiben, so ist diesem 
Zusatze hinzuzufügen: 

die Disziplin- und die Ordnungsstrafen ... 

Für den Fall bedarf die Randschrift entsprechender 
Änderung. 

Für meine Auffassung sprechen ferner die Bezugnahmen 
in § 60 Ziff. 1, § 62 Ziff. 1 Halbsatz 2 und § 63 Ziff. 2 2 ), die, 
wenn § 61 Ziff. 1 und § 66 uneingeschränkte Geltung hätten, 
selbstverständlich und deshalb ebenso überflüssig wären als 
§ 6 Satz 3 und § 7 Satz 3. Hinzukommt, daß, obwohl die 
Leichenversendung und Leichenöffnung, als unter die Be¬ 
handlung fallend, für die Strafanstalten geordnet sind und in 
diesem Punkte für Züchtlinge und Gefängnissträflinge keine 
Verschiedenheiten bestehen, also die für jene gemeinsame Be- 

9 Zwar scheidet beide §24 Ziff. 1 Satzl, aber §11 faßt sie offen¬ 
bar als „Behandlung“ zusammen, sonst ergäbe sich für die Gefangenen 
eine schlimme Unvollständigkeit. 

2 ) Die vermittelst des § 60 Ziff. 1 eine solche auf § 20 Ziff. 1 ist. 
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Stimmung alle Arbeitshäusler trifft (§61 Ziff. 2 Satz 1), dieser 
dennoch in § 40 Ziff. 1 ausdrückliche Erwähnung geschieht, 
woraus zu folgern, daß in dieser Hinsicht der Hinweis auf die 
Strafanstalten für nicht genügend erachtet worden ist. Mit 
Rücksicht auf den § 40 muß übrigens in § 66 das Wort „hier“ 
fallen. 

Die Folge meiner Ansicht über die Bedeutung der § 61 
Ziff. 1 und § 66 ist freilich, daß weite und breite Lücken klaf¬ 
fen. Dem läßt sich aber durch die Einstellung des für Ab¬ 
schnitt I C von mir vorgeschlagenen Paragraphen leicht 
abhelfen. Er macht außerdem § 6 Satz 3, § 7 Satz 3, § 61 
Ziff. 1 und die in § 60 Ziff. 1 und § 62 Ziff. 1 Halbsatz 2 ent¬ 
haltenen und die von mir zu § 6 und § 7 beantragten Bezug¬ 
nahmen überflüssig. § 66 hätte die zweite der meinerseits 
empfohlenen Fassungen anzunehmen. Übrigens sind für die 
Arbeitshäuser und die Verwahrungsanstalten ohnedies neben 
dem Abschnitte IV die Abschnitte VII A bezw. B und I C 
und die §§ 6, 7, 20, 21, 40, § 69 Ziff. 2, § 70 Ziff. 2, § 71 
Ziff. 1 b, f, g, § 72 Ziff. 1 Satz 1 (?), Ziff. 2 a, c bis f, Ziff. 3 
bis 5, § 73 und für die Arbeitshäuser allein §§ 56 — 58 
teils ausschließlich, teils mitbestimmt. Auch kann, nach mei¬ 
nem Vorschläge soll der Bundesrat weitere Vorsorge treffen 
(§ 71 Ziff. 3 d). 

III. Meine in Teil I Abschnitt 1 wegen der geschäftlichen 
Behandlung etwaiger Abänderungsvorschläge geäußerten Be¬ 
denken haben durch die wegen dieser Behandlung gefaßten, 
jüngst durch Rundschreiben des Vereinsvorsitzenden zur 
Kenntnis gebrachten Ausschußbeschlüsse Ziff. 4 und 5 eine 
glückliche Erledigung gefunden. 



Bemerkungen zum Strafvollzugsgesetz¬ 
entwurf 

von Geheimen Regierungsrat Reich, Bautzen. 

Januar 1914. 

Die zweite Lesung der Vorschläge für den Entwurf eines 
Reichsstrafvollzugsgesetzes durch die hierzu verstärkte Kom¬ 
mission hat zu einer völligen Umgestaltung ihrer ersten Vor¬ 
schläge geführt. Meines Erachtens zum Vorteil der Sache. 
Bringen doch die neuen Vorschläge nicht unwesentliche Verein¬ 
fachungen und größere Übersichtlichkeit gegen jene, daneben 
aber auch wieder Einzelheiten, die nicht gut entbehrt werden 
konnten. In Rücksicht auf die Vereinfachung der Gesetzesbestim¬ 
mungen bescheide ich mich gern, daß eine Reihe der auch von 
mir geäußerten Wünsche besser den späteren Ausführungs¬ 
vorschriften vorzubehalten sein werde, die dasjenige eingehender 
zu behandeln haben werden, worauf es beim eigentlichen Voll¬ 
zug der Freiheitsstrafen und für den Anstaltsbetrieb besonders 
ankommt. Die neuen Vorschläge bieten nunmehr ein abge¬ 
rundetes, systematisch gegliedertes Ganzes, dem mit Recht 
schon von Ausschuß wegen dankbare Anerkennung zu zollen war. 

Nur noch zu wenigen Punkten möchte ich mir an dieser 
Stelle erlauben, einige Bemerkungen zur Erwägung zu geben. 

Da ist zunächst die Bestimmung in 

§ 4 Absatz 2 (Achtzehn- bis Einundzwanzigjährige), 
wonach Freiheitsstrafen an Gefangenen zwischen 18 und 21 
Jahren nach den für die Jugendlichen geltenden Vorschriften 
nur vollzogen werden können, wenn die Strafen „mindestens 
ein Jahr“ betragen. 

Ich habe mich schon in meinen Auslassungen zu den ersten 
Kommissionsvorschlägen (Bl. f. Gef., 47. Band, S. 13., Anm. 5 
— soll heißen 4 —) gegen die Festlegung auf eine einjährige 
Frist gewendet, und ich muß es jetzt wieder tun; denn es ist 
wirklich nicht einzusehen, warum ein junger Mensch auf Be¬ 
fehl des Gesetzgebers durchaus erst mit 12 Monaten Strafzeit 
und nicht auch schon mit 11, 10, 9, 8 Monaten Aussicht auf 
nachhaltige Besserung durch einen pädagogisch geleiteten Jugend- 
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Strafvollzug bieten sollte. Wohl hat auch unser unvergeßlicher 
Kroll ne dem von ihm eingerichteten Jugendgefängnisse zu 
Wittlich die einjährige Frist als unterste Grenze zugrunde ge¬ 
legt, aber Krohne war bekanntlich ein sehr vorsichtiger Mann, 
der klug genug war, für einen ersten Versuch sich möglichst viel 
Chancen zu sichern. 

Die Festlegung auf ein Jahr hat doch auch nur dort besonderen 
Sinn und Zweck, wo örtlich entfernte selbständige An- - 
stalten für Jugendliche, wie eben in Wittlich, bestehen, nicht 
aber für Strafanstalten mit „Abteilungen für Jugendliche“, 
denen Sonderabteilungen für über 18 Jahre alte Gefangene 
leicht angegliedert werden können, oder die in der Lage sind, 
einen Teil ihrer Gebäude (z. B. einen Zellenflügel) zu einem Ju¬ 
gendgefängnis abzugrenzen, um dort an geeigneten Gefangenen 
ihres Bestandes die Strafen „nach den für die Jugendlichen 
geltenden Vorschriften“ ohne gesetzliche Bindung an ein Mini¬ 
malzeitmaß zu vollziehen. Und solche Anstalten dürften wohl 
im Reiche die Mehrzahl bilden; namentlich die kleineren Bundes¬ 
staaten werden kaum in der Lage sein, bei dieser einschränkenden 
Bestimmung ein eigenes Jugendgefängnis zu unterhalten. 

Ich möchte deshalb im Interesse gerade derjenigen erziehungs¬ 
bedürftigen und besserungsfähigen jungen Gefangenen, die 
sich noch nicht so schwer vergangen haben, daß ihre Straf¬ 
taten 1 Jahr und mehr Strafe ihnen einbrachten, nochmals 
ganz dringend dafür eintreten, auch diesen die Wohltat eines 
intensiv erziehlich wirkenden Strafvollzugs nicht völlig abzu¬ 
schneiden und deshalb schlage ich vor, im 2. Abs. des § 4 der neuen 
Vorschläge die Worte: 

„von mindestens einem Jahre“ 
zu streichen. 

Bei Festhaltung dieser hier doch grundsätzlichen Bestimmung 
würde man jedem Strafanstaltsvorstande, dem zugleich „Jugend¬ 
abteilungen“ unterstehen, einfach die Hände binden, bei einem 
großen Teile junger Gefangener dasjenige zu verfügen, was 
nach seiner dienstlichen Überzeugung zum Besten des Gefangenen 
dient. Ich kann nicht annehmen, daß die Verfasser des G. E., 
aus dem die in Rede stehende Bestimmung übernommen wurde, 
etwa haben wollen, daß ein Anstaltsvorstand erst warten 
soll, bis ein Gefangener endlich mit der gewünschten längeren 
Strafzeit wiederkehrt, um dann erst mit der geeigneten 
Strafbehandlung beginnen zu dürfen. Meiner Ansicht nach 
hängen Erziehungserfolge doch nicht allein von der Zeit, sondern 
mehr noch von der Persönlichkeit des zu Erziehenden ab. Des¬ 
halb empfehle ich, die mehrerwähnte Fristbestimmung, weil 
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sie, wie gesagt, nur für gewisse selbständige Jugendgefäng¬ 
nisse verständlich ist, lieber den Einzelstaaten je nach ihren 
Einrichtungen zu überlassen. 

Zu § 12 (Aufnahmeverfügung) 

schlage ich vor, hinter den Worten „die Strafe“ noch zu setzen: 
„die Strafabmessungsgründe“, weil letzteres für den An¬ 
staltsvorstand in vielen Fällen sehr nützliche Anhaltspunkte 
für die Behandlung des Gefangenen zu geben vermögen. 

Zu § 20 Ab. 1 (Einzelhaft). 

Es erscheint zweifelhaft, ob mit dem gewählten Ausdruck 
„Regelmäßig“ allein dasjenige getroffen wird, was die Strafrechts¬ 
kommission in ihrem letzten Entwürfe (z. vgl. Dr. Ebermeyer: 
Der Entwurf eines deutschen Strafgesetzbuchs Berlin. 1914, 
S. 5, Punkt 8) betreffs des Beginns der Strafe in Zellenhaft be¬ 
stimmt hat. Danach soll das Strafvollzugsgesetz die „Aus¬ 
nahmen“ bestimmen. Das könnte allenfalls auch im Ausführungs¬ 
gesetz geschehen. Dagegen hat der letzte „Strafgesetzentwurf“ 
(a.a. 0.) selbst schon gewisse Ausnahmen erwähnt und die Ver¬ 
fügung dieser Ausnahmen dem Ermessen der „Anstaltsbehörde“ 
überlassen. Ich würde deshalb Vorschlägen, den Wortlaut des 
Strafgesetzentwurfs zu wählen, den dort genannten Verbrecher¬ 
kategorien noch die wiederholt Vorbestraften anzufügen und 
nach dem 1. Satz in Absatz 1 zu sagen: 

„Einschließungsgefangene, Haftgefangene, 
zu Gefängnis verurteilte Bettler und Land¬ 
streicher, wiederholt Vorbestrafte, desglei¬ 
chen Jugendliche sind indessen nur soweit 
in Einzelhaft zu halten, als die Anstalts¬ 
behörde ihre Absonderung für angemessen 
erachtet. “ 

Zu § 20 Absatz 2 

bedaure ich lebhaft, daß das einschränkende Wort „tunlichst“ 
der 1. Lesung in der 2. Lesung gestrichen wurde und der An¬ 
staltsvorstand nunmehr gesetzlich gezwungen werden soll, dem 
Antrag eines Gefangenen auf Isolierung stattzugeben, gleich¬ 
viel ob er dazu in der Lage ist, oder ob er es für den betreffenden 
Gefangenen für gut und nützlich hält, auch gleichviel welche 
Gründe den Gefangenen zu seinem Anträge veranlassen; denn 
danach hätte der Anstaltsvorstand in Zukunft nichts mehr zu 
fragen. 

Ich kann nun schon heute auf das bestimmteste versichern, 
daß ich in der mir unterstellten Anstalt eine derartige Zwangs- 
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Vorschrift nicht würde erfüllen können, obgleich ich über ver¬ 
hältnismäßig mehr Zellenräume verfüge als viele andere An¬ 
stalten. Und wenn noch dazu die Vorschrift des „regelmäßigen“ 
Beginns mit Zellenhaft Gesetz wird, dann erst recht nicht. 

Ich entleere jetzt von Zeit zu Zeit meine Zellenhafträume 
für den dringlicheren Gebrauch durch Versetzung von solchen 
Zellengefangenen in die Gemeinschaftshaft, deren weitere Be- 
lassung in der Einzelhaft vom Standpunkt des individuali¬ 
sierenden Strafvollzugs nicht mehr nötig oder nicht mehr zweck¬ 
mäßig erscheint. Und dabei mache ich die ständige Wahr¬ 
nehmung, daß eine ganze Anzahl der Versetzten sich alsbald 
nach der Zelle zurücksehnt und -wünscht, lediglich deshalb, 
weil ihnen die unausgesetzte Aufsicht in der Gemeinschaft 
höchst unbequem ist, wogegen ihnen die stummen vier Wände 
der Einzelzelle sehr, sehr viel mehr Ungebundenheit, vor allem 
ein bequemes Sichgehenlassen gestatten, wie sie es sich in einer 
zweckmäßig eingerichteten Gemeinschaftshaft ungestraft 
nicht leisten dürfen. Und doch ist gerade diesen Gefangenen der 
Zwang zu einem fortgesetzten Zusammenraffen ihrer Person 
und zum Unterordnen unter eine schärfere Ordnung ganz be¬ 
sonders vonnöten. In allen diesen Fällen würde ich also durch 
die jetzt vorgeschlagene Gesetzesfassung einfach gezwungen 
sein, meine bessere Überzeugung unter das persönliche Belieben 
der Gefangenen zu beugen. Das angeführte „Gebot der Billig¬ 
keit“ (Begr. S. 37 erster Absatz) trifft sicher auf eine große An¬ 
zahl von Gefangenen nicht zu, insbesondere nicht auf gewisse 
Stammgäste der Strafhäuser, die es trefflich verstehen, im 
Zellenstübchen sich’s recht bequem und gemütlich zu machen. 
Stellt doch die Kommissionsbegründung (S. 35) selbst die Frage: 
„Warum jemandem eine Zelle zuweisen, der sie zweifellos nicht 
braucht?“ 

Nach meinem Dafürhalten würde dieselbe Rücksichtnahme auf 
den tatsächlichen Zellenbestand der einzelnen Staaten von der 
sich die Kommission dankenswerterweise schon beider Vorschrift 
über den Beginn der Strafverbüßung in Zellenhaft hat leiten 
lassen (Begr. S. 34), auch hier, ebenso wie dort, am Platze sein. 

Ich schlage deshalb vor, die alte Fassung der 1. Lesung mit 
dem Worte „tunlichst“ wiederherzustellen, oder vielleicht (ana¬ 
log der Fassung der Strafrechtskommission) noch zutreffender 
zu sagen: 

2. „den Anträgen von Gefangenen, in Einzel¬ 
haft gehalten zu werden, ist stattzugeben, 
sofern auch die Anstaltsbehörde ihre Ab¬ 
sonderung für angemessen erachtet.“ 
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Damit würde man dem Anstaltsvorstande die notwendige 
freie Hand lassen, unter anderem auch diejenigen „hartgesottenen 
Verbrecher“ abzuweisen, von denen die Kommissionsbegrün¬ 
dung (S. 35) selbst meint, daß für solche die Zelle „überhaupt 
Verschwendung“ sein würde. 

Zu § 21 Absatz 1 (Gemeinschaftshaft). 

In der Kommissionsbegründung (S. 36) wird ausgeführt, 
„daß das Wesen der Gemeinschaftshaft auch dann nicht aus¬ 
geschlossen sei, wenn in demselben Raume die Arbeitsplätze 
und die Plätze bei der Mahlzeit durch Zwischenräume so ge¬ 
trennt werden, daß ein Verkehr der Gefangenen untereinander 
erschwert ist“. 

Da die Kommission die Zulässigkeit und den Wert einer 
solchen Einrichtung der Gemeinschaftshaft 1 ) erfreulicherweise 
anerkennt, so würde es mir richtig erscheinen, dies auch im 
Gesetz zum Ausdruck zu bringen und zu sagen: 

1. Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung der 
Gefangenen während der Arbeit, des Essens, 

des Aufenhalts im Freien pp.nicht ausgeschlossen. 

Letztere Wendung ist zudem so vorsichtig, daß sie niemanden 
zur Nachahmung gesetzlich verpflichtet. 

Zu § 21 Absatz 2 (Verkehrsverbot) 
möchte ich mir nur eine persönliche Bemerkung erlauben. Es 
ist gewiß dankbar anzuerkennen, daß die Kommission in der 
2. Lesung noch darauf zugekommen ist, die Regelung des Ver¬ 
kehrs der Gefangenen untereinander wenigstens den „Haus¬ 
ordnungen“ von Gesetzes wegen zuzuweisen, nachdem man in 
der 1. Lesung gemeint hatte, über diese für den praktischen 
Strafvollzug doch äußerst wichtige Frage hinweggehen zu 
können. 

1 ) Seltsamerweise wird aber in der Begründung der Kommission (a. a. 
O.) eine solche Trennungseinrichtung in den Gemeinschaftsräumen als 
„Abschwächung der Gemeinschaft“ bezeichnet. Das kann zu Irrtum 
führen. Gemeint ist wohl nur die Abschwächung des landläufigen Be¬ 
griffs der Gemeinschaft (mit Verkehr). Die Haftform selbst aber wird 
durch die Trennungseinrichtung zweifellos verschärf t, und zwar gerade 
für die üblen Elemente, denen die Auseinanderhaltung und die dadurch 
ermöglichte bessere Aufsichtsführung sichtbar unangenehm ist, während 
die besseren Elemente, die sich für Einzelhaft nicht eigneten, die auf 
solche Weise auch in der Gemeinschaft ermöglichte Fernhaltung und Ab¬ 
sonderung von jenen bisher immer dankbar begrüßt haben. Man gelangt 
auf diese Weise von der alten mehr kommunistischen Form der Gemein¬ 
schaftshaft zu einer zeitgemäßeren Form, die dem Individuum auch 
in der Gemeinschaftshaft mehr gerecht wird, indem sie es aus der Masse 
heraushebt. 
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Die Sächsische Hausordnung wird zweifellos von einer 
solchen gesetzlichen Ermächtigung Gebrauch machen und das 
bisherige Verkehrsverbot aufrechterhalten, schon um die sächsi¬ 
schen Strafanstalten nicht wieder auf das Niveau der alten 
Zucht- und Arbeitshäuser des 18. Jahrhunderts zurücksinken 
zu lassen, die infolge der Verkehrsfreiheit ihrer Insassen zu 
„Verbrecherschulen“, wie Krohne treffend sagt, werden 
mußten. Eine Aufhebung unsres Verkehrsverbots möchte ich 
wenigstens in unseren Strafanstalten nicht erleben. Wie schlimm 
es aber auch in der Gegenwart noch in einzelnen Gemeinschafts¬ 
gefängnissen infolge des Fehlens eines Verkehrsverbots sowie 
infolge mangelhafter Aufsichtsführung und zweckwidriger Lokal¬ 
einrichtung aussieht, wolle man unter anderem im 29. Band 
unserer grünen Blätter (S. 233 und 403) nachlesen. Haar¬ 
sträubender, als es in den dort geschilderten Gefängnissen zu¬ 
geht, kann es auch in den alten Zuchthäusern nicht zugegangen 
sein. Ich selbst erinnere mich, noch im Jahre 1883 auf der Rück¬ 
reise von unserer Wiener Vereinsversammlung in einer hoch¬ 
modernen Strafanstalt mit strahlenförmigen Flügeln und präch¬ 
tigem Kuppelbau gesehen zu haben, wie dort die Gemeinschafts¬ 
gefangenen in ihren Mußestunden in den zu 4—6 Betten ein¬ 
gerichteten Schlaftsuben untergebracht, ihre Mahlzeiten, z. T. 
auf dem Bettrande sitzend, einnahmen und dabei ihre Streiche 
und Witze zur allgemeinen Erheiterung zum besten gaben, 
ohne daß der auf dem Korridor an den Stuben entlang patrouil¬ 
lierende Aufseher mangels eines Verkehrsverbots dagegen ein¬ 
schritt, welch letzteres freilich bei einer solchen Lokalge¬ 
staltung auch nicht hätte durchgeführt werden können. Schon 
um ähnlichen, wer weiß wie zahlreich noch existierenden 
Zuständen 1 ) allmählich ein Ende zu machen, und um einen sanften 
Druck auszuüben, daß überall ausreichende Aufsicht und zweck¬ 
entsprechende Hafteinrichtungen geschaffen werden, hätte ich 
gewünscht, daß ein Verbot des Verkehrs der Gefangenen unter¬ 
einander im allgemeinen (d. h. nicht bloß des mündlichen, sondern 
auch des schriftlichen und des Verkehrs durch Zeichensprache) 
als Grundsatz im Gesetze selbst Platz gefunden hätte 

') Ich denke dabei weniger an die kleinen und kleinsten Gerichts¬ 
gefängnisse, in denen der Herr Amtswachmeister mit seiner Ehehälfte 
den Betrieb in idyllischer Einfachheit und Zwangslosigkeit führt, denn 
daran wird sich kaum je etwas ändern lassen; ich denke vielmehr an die 
jahrhundertalten „Strafschlösser“ usw., deren Beamtenschaft immer 
noch mit der ursprünglich für ganz andere Zwecke geschaffenen, ver¬ 
winkelten und unübersichtlichen Raumanlage und Lokalgestaltung bei 
der Ausführung des Strafvollzugs wohl oder übel auszukommen suchen 
muß. 
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und den Hausordnungen nur die Festsetzung der nöti¬ 
gen Ausnahmen überlassen worden wären. Selbstverständlich 
kann es sich nicht, wie die Begründung Seite 37 irrtümlich 
meint, um ein „uneingeschränktes“ Verbot handeln, denn 
das würde auch den Anstaltsvorständen selbst die Hände binden, 
andrerseits aber auch nicht um ein bloßes „Schweiggebot“, 
denn davon ist nirgends die Rede gewesen. Dagegen habe ich 
während meiner weit über 30 jährigen Tätigkeit an drei großen 
Strafanstalten nicht finden können, daß sich auch in der Gemein¬ 
schaftshaft bei geschulter und ausreichender Aufsicht der 
Gefangenenverkehr nicht auf ein absolut erträgliches Maß hätte 
einschränken lassen. Widersinnig will mir aber eine geordnete 
Strafanstalt erscheinen, in der die Gefangenen nach Belieben 
miteinander reden dürfen, ohne daß die Beamten dagegen ein¬ 
zuschreiten befugt sein sollen. Wenn die Begründung (S. 37) es 
für ausreichend hält, daß die Hausordnung nur „gegen Miß¬ 
bräuche“ des sonst nicht ausdrücklich zu untersagenden Ge¬ 
fangenenverkehrs einschreite, so würde ich für eine Aufklärung 
darüber dankbar gewesen sein, was unter „Mißbrauch“ der 
Verkehrsfreiheit verstanden werden soll. Ich kann mir nur den 
einen entdeckbaren Mißbrauch vorstellen, daß die Unter¬ 
haltung der Gefangenen einmal so laut werden sollte, daß sie 
die allgemeine Ruhe des Hauses stört. Einen andern Maßstab 
für den Mißbrauch des zugelassenen mündlichen Verkehrs 
zwischen Gefangenen kann ich mir nicht denken; denn was 
sonst ein Gefangener mit dem andern in aller Ruhe für sich ab¬ 
kartet, das dürfte den Beamten, solange kein Verräter da ist, 
wohl schwerlich auf die Nase gebunden werden. Wollen wir 
den gesetzlichen Strafzweck mit auf die Besserung der Ge¬ 
fangenen erstrecken, so müssen wir doch vor allem auch dafür 
besorgt sein, daß nicht durch mangelhafte Einrichtungen, ins¬ 
besondere durch ein Weglassen des Verkehrsverbots, einer Ver¬ 
schlechterung der Gefangenen Vorschub geleistet wird. 
Nicht bloß die Gesellschaft, sondern auch der Gefangene selbst 
hat letzten Endes doch ein gewisses Recht, zu erwarten, daß 
er im Strafhause durch eine zweckmäßige Anstaltsordnung vor 
üblem Einflüsse durch andere Gefangene nach Möglichkeit ge¬ 
schützt oder doch ihm nicht ohne weiteres preisgegeben werde, 
und zwar gilt das gleichmäßig in der Gemeinschaftshaft wie in 
der Zellenhaft. Wenn aber für letztere die Unnötigkeit eines 
besonderen Verkehrsverbots (S. 37) damit begründet wird, 
daß es sich „aus der Natur der Sache und der Ordnung der An¬ 
stalt“ ergebe, daß der Verkehr der Gefangenen durch die Fenster, 
durch Klopfen pp. unzulässig sei, so hat das doch wohl nur für 
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die Beamten Sinn. Die Gefangenen kümmern sich gewiß nicht 
darum, ob wir Beamte die Unzulässigkeit des Gefangenenver¬ 
kehrs in der Zellenhaft für so selbstverständlich halten, daß kein 
ausdrückliches Verbot nötig sei. Sie sehen nur ihre Interessen. 
Und wie steht’s dann damit außerhalb der Zellen, im Bewegungs- 
hofe, im Gotteshause und anderswo? Dort liegt die Unzulässig¬ 
keit des Verkehrs doch keinesfalls in der Natur der Sache. Be¬ 
strafen wenigstens könnte man auf Grund einer bloßen 
„Selbstverständlichkeit“ keinen Gefangenen, der mit dem Nach¬ 
bar unerlaubten Verkehr angeknüpft hat. Dazu gehört den 
Gefangenen gegenüber denn doch ein deutlicheres Verbot, 
als es aus „der Natur der Sache und der Ordnung der Anstalt“ 
allein konstruiert wird. 

Zu § 23 Absatz 1 (Milderung des Strafzwanges). 

Die Vorschläge enthalten nur die Zeitbestimmung, nach 
welcher die Milderung des Strafzwanges eintreten kann, über 
weitere Vorbedingungen sagen sie nichts. Nur in der Begründung 
(S. 41) findet sich ausgeführt, daß es „selbstverständlich“ sei, 
daß der Eintritt der Vergünstigungen „an gutes Betragen, 
Fleiß und ernstes Besserungsstreben“ zu knüpfen ist. Ich halte 
dafür, daß auch diese Voraussetzungen in den Ge¬ 
setzestext kommen müssen. Der Gefangene hat nur das Gesetz 
vor Augen, nicht aber die Begründung der einzelnen Gesetzes¬ 
bestiminungen; nur was im Gesetz steht, ist für ihn da. Drum 
gebe man dem Vorstand die Füglichkeit, den Gefangenen gegen¬ 
über den Finger auf die Gesetzesstelle zu legen, wenn jene über 
das etwaige Nichteintreten der erwarteten Strafmilderung 
querulieren, damit es nicht etwa heißt: Der Direktor „kann“, 
aber er „will“ nicht, sonach ist er mein Feind. Ich schlage des¬ 
halb vor, den Wortlaut der Begründung ins Gesetz zu nehmen 

und in der dritten Zeile des 1. Absatzes zu sagen: ..kann 

nach Ablauf von 6 Monaten bei gutem Betragen, Fleiß 
und ernstem Besserungsstreben des Gefangenen eine 
allmähliche pp.“ 

Zu § 27, Absatz 2 (Selbstbeschäftigung). 

Die Kommission wünscht (Begr. S. 46, Punkt 2.) die bis¬ 
herige „kasuistische Regelung“, die die Genehmigung zur 
Selbstbeschäftigung vom Besitze der Ehrenrechte abhängig 
macht, zu vermeiden und schlägt dafür die unbestimmtere Vor¬ 
schrift „ausnahmsweise“ vor „im Interesse der Freiheit der 
Entscheidung“ (doch wohl des Anstaltsvorstandes). Ich be¬ 
zweifle aber, daß diese mit dem Vorschläge erreicht wird, denn 
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die Materie wird und muß, schon wegen der Gleichmäßigkeit 
in den einzelnen Anstalten eines Landes, durch die Hausordnung 
geregelt werden. Und wenn solches nicht auch von Bundesrats 
wegen in allen Einzelstaaten gleichmäßig geschieht, was aber in 
§72 der Vorschläge nicht vorgesehen ist, so haben wir in 
diesem Punkte statt der jetzigen Einheitlichkeit die Ungleich¬ 
heit, die doch vermieden werden soll. Die betreffende Bestim¬ 
mung der bundesrätlichen Grundsätze halte ich für empfehlens¬ 
werter. 

Zu § 28 Absatz 3 (Arbeitsdauer). 

Im Hinblick auf die bisherige Erfolglosigkeit der Anstren¬ 
gungen der freien Arbeiter auf Erlangung des sogenannten „Acht¬ 
stundentages“, wie angesichts des Umstandes, daß die Auf¬ 
sichtsbeamten zehnstündigen Dienst haben, will es mir nicht 
gerechtfertigt erscheinen, die Haftgefangenen nur acht Stunden 
arbeiten zu lassen. Ich trete deshalb erneut für die Festsetzung 
der Arbeitszeit bei der Haftstrafe auf 10 Stunden ein. 

Zu § 29 Absatz 3 (Arbeitsmaß) 

schlage ich in Konsequenz der anderen Unterscheidungen vor, 
hinter den ersten Satz einzufügen: 

„das Arbeitsmaß ist im Zuchthause höher 
als im Gefängnis.“ 1 ) 

Zu § 33 Absatz 4 (Selbstbeköstigung) 

Die Kommission will den Alkohol nur in Form von „Brannt¬ 
wein“ aus dem Strafhause ausgeschlossen wissen, in Rücksicht 
auf die Landesgewohnheiten in den verschiedenen Gegenden 
Deutschlands. Ich verkenne diesen Grund nicht, aber ich meine 
doch, daß die Förderung des Wein- und Biergenusses überhaupt 
sowohl mit dem Charakter einer Freiheitsstrafe als auch mit den 

') Meine Forderung (Bl. f. Gef. Bd. 47, S.21 und Fußnote S.22), daß 
der Zuchthausgefangene zu einer individuell zugemessenen Höchst- 
leistung durch Zwang, der Gefängnisgefangene dagegen zu einer Mehr¬ 
leistung (über ein mittleres Pensum) durch Belohnung angehalten 
werden solle, um so einen schärferen Unterschied zwischen den beiden 
Strafarten zu schaffen, scheint mißverstanden worden zu sein, insofern 
nämlich, als die Kommission, wie aus der Begründung (S. 47) hervorgeht, 
scheinbar angenommen hat, daß die Züchtlinge zur Erfüllung ihrer 
größeren Arbeitsaufgaben auch über die gesetzte Zeit (12 Stunden) 
angehalten werden sollen. Das ist nicht gemeint. Im Gegenteil. Das 
scharfe erziehliche Moment der straffen Anhaltung liegt gerade darin, 
daß der Gefangene die ihm gestellte Arbeitsaufgabe innerhalb der ge¬ 
ordneten Arbeitsstunden zu leisten hat und sich nicht beliebig lange Zeit 
dazu nehmen darf, etwa durch Ausnutzung der Mußestunden und der 
Sonntage. 
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heutigen Bestrebungen auf dem betreffenden Gebiete der Hygiene 
sich nicht gut vereinigen läßt. Wenn sich nicht einmal das Straf¬ 
haus am Kampfe gegen den Alkohol beteiligen soll, dann weiß 
ich nicht, wer mehr dazu berufen ist. Und wenn die Kommission 
es erfreulicherweise für richtig befunden hat, den Erkauf von 
alkoholischen Getränken bei Beschaffung von „besonderen Ge- 
nußmitteln“ (S. 34) auszuschließen, so könnte das wohl ebenso 
unbedenklich auch bei der „Selbstbeköstigung“ geschehen, die 
obendrein nur aus „Gründen der .Gesundheit“ gewährt werden 
soll. In der Praxis würde es mir beispielsweise sehr inkonsequent 
erscheinen, den einen Gefangenen eindringlich vor dem Ge¬ 
nüsse des Alkohols zu warnen und vielleicht seinem Zellennach¬ 
bar ohne weiteres zur Selbstbeköstigung zu gestatten, sich am 
Alkohol gütlich zu tun, obschon es im Grunde auch diesem nur 
nützen würde, wenn er dem Alkohol entsagte. Da nun, wie ge¬ 
sagt, Gesundheitsgründe bei der Selbstbeköstigung maßgebend 
sein sollen 1 ), so liegt es nahe, auch den Anstaltsarzt hierbei ein 
Wort mitreden zu lassen. Man würde damit vielleicht am besten 
um die Alkoholfrage im Gesetze herumkommen. Ich schlage 
deshalb vor zu sagen: 

4. Selbstbeköstigung darf pp.Branntwein ist 

ausgeschlossen, desgleichen auch Alkohol in 
anderer Form, sofern nicht die Gewährung 
nach Gehör des Anstaltsarztes angezeigt er¬ 
scheint. 

Zu § 34, Absatz 1 und 3 (Extragenüsse). 

Wer unsere Vereinsverhandlungen 1883 in Wien und ins¬ 
besondere 1905 in Dresden über die Gewährung von besonderen 
Genußmitteln an Gefangene aufmerksam verfolgt hat, dem 
wird nicht entgangen sein, in welch markanter Weise gerade 
hierbei der Dualismus zutage trat, ln der Hauptsache waren 
es da die Vertreter des Strafvollzugs der Justizverwaltung, 
die zu Gewährung von Hafterleichterungen dieser Art sich ge¬ 
neigter zeigten als die Vertreter des Strafvollzugs der inneren 
Verwaltung und die gegenüber der sehr großen Minorität 
der reinen Gefängnispraktiker schließlich den Ausschlag gaben. 
(Bl. f. Gef. 40. Band, S. 120ff.) 

Für den äußeren Dienstbetrieb ist natürlich die Spekulation 
auf die materielle Begehrlichkeit der Gefangenen der zweifellos 

! ) Daß durch unsere heutige Gefangenkost „Bessersituierte unter 
Umständen über Gebühr gesundheitlich geschädigt oder gar ruiniert“ 
werden, wie die Konimissionsbegründung (S. 51 im dritten Absatz in 
Verbindung mit der Selbstbeköstigung) meint, ist wohl zu viel gesagt. 
Überdies wäre für solche Fälle doch auch noch die Krankenkost da. 
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leichtere und bequemere Weg, weil er für den Gefangenen das 
Strafübel mildert und ihn dadurch zufriedener macht, wogegen 
die zwangsweise Anhaltung zur Pflichterfüllung ohne Lockungen 
der schwierigere Weg ist, weil er selten ohne Kampf zu gehen ist. 
Was ist nun vom strafpolitischen Standpunkt aus das Rich¬ 
tigere? 

Die Kommission hat unter Bezugnahme auf die Dresdener 
Beschlüsse den bequemeren Weg gewählt, und es steht jetzt auch 
nicht mehr zu befürchten, daß sie darin noch wesentlichen 
Widerspruch finden wird. Das Zeitenrad ist inzwischen weiter¬ 
gerollt, und die alten Vertreter der strengeren Richtung im 
Strafvollzug, die 1905 in Dresden erfolglos ihre Stimme erhoben, 
gellen einer nach dem andern dahin. 

Werden die Vorschläge Gesetz, so wird auch der Sächsische 
Strafvollzug so manche seiner bisher durchaus bewährten Ein¬ 
richtungen opfern müssen. Übrigens kommen die Gefangenen 
hierbei doch schließlich nicht allein in Betracht. Jeder Straf¬ 
anstaltsbeamte kennt aus den Briefen an Gefangene die immer 
wiederkehrenden herzbeweglichen Klagen von Angehörigen 
über den schweren Daseinskampf draußen und über die Knapp¬ 
heit der Mittel für den allereinfachsten Lebensunterhalt der 
verlassenen Familie. Wenn ich an diese Klagen denke und 
schaue dann andrerseits auf die Lebensführung des Gefangenen 
im Strafhausc, der dort seine nach allen Regeln der Wissenschaft 
bereiteten nahrhaften Mahlzeiten zur Minute vorgesetzt be¬ 
kommt, seinen reinlichen, im Winter wohldurchwärmten 
Wohn- und Schlafraum hat und seine geregelte Beschäftigung, 
ohne daß er sich nur um eins dieser Sachen die geringste Sorge 
zu machen braucht, dann will mir’s fast als ein Unrecht gegen¬ 
über den unschuldig Mitleidenden draußen erscheinen , wenn 
dem Gefangenen über all das Gebotene hinaus noch Genüsse 
verschafft werden sollen, nur um ihm die Möglichkeit zu geben, 
seine Lebensgewöhnungen von draußen auch im Strafhause 
fortsetzen zu können und dadurch die verdiente Strafe für sich 
minder fühlbar zu machen. Wie oft kommt es auch ohnedies 
schon vor, daß die unschuldige Familie draußen den Fehltritt 
mehr zu büßen hat als der Schuldige im Gefängnis. Nun hat 
ja ein hervorragender Vertreter des Justizstrafvollzugs auf der 
Dresdener Versammlung zugunsten der Gewährung von be¬ 
sonderen Genußmitteln ins Treffen geführt, daß es ein Stück 
„Individualisierung“ bedeute, wenn dem Gefangenen gestattet 
würde, die Kost sich so einzurichten, wie er es „für seinen Körper 
passend“ hält, daß es aber „Barbarei“ sei, ihm die Möglichkeit 
hierzu zu entziehen. Das habe ich in meiner langen Praxis nicht 
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gefunden. Das müssen nach meiner Ansicht schon ganz besonders 
schlappe Menschen sein, die gleich zusammenzubrechen meinen, 
wenn ihnen die gewohnten Sinneskitzel einmal eine Zeitlang 
(noch dazu infolge eigener Schuld) versagt bleiben. 

Wer so rücksichtslos gegen sich selbst sein kann, 
daß er um des Unrechts willen seine Ehre und Freiheit und was 
drum und dran hängt, gering achtet und oft sogar wiederholt 
aufs Spiel setzt, der muß meines Erachtens auch alle Konse¬ 
quenzen auf sich nehmen und kann nicht beanspruchen, daß 
andere nun so rücksichtsvoll gegen ihn sein sollen, ihm 
die mitverwirkten Genüsse der Freiheit auf dem Präsentier¬ 
teller entgegenzubringen. 

Wenn ich auch bei diesen meinen Einwendungen gegen die 
Aufnahme der regelmäßigen Gewährung von „besonderen 
Nahrungs- und Genußmitteln“ in das Gesetz, sei es als „Straf¬ 
milderung“ (§ 23) oder als „Vergünstigung“ (§ 34), mir nicht 
verhehle, daß ich als einer der letzten Prediger in der Wüste 
gesprochen haben dürfte, so möchte ich mich aber wenigstens 
gegen die Zulassung von „Rauchtabak“ nicht bloß in den 
Zuchthäusern, sondern auch in den Gefängnissen und 
Haftanstalten ganz entschieden wenden. Nicht daß ich 
etwa vom Standpunkt der Feuersicherheit gegen das Rauchen 
der Gefangenen noch besondere Bedenken hätte. Die allge¬ 
meine Vorschrift, daß die gewährten Vergünstigungen sich nur 
„in den Grenzen eines mäßigen Genußes“ zu halten haben, 
bürgt wohl genügend dafür, daß nicht andere Tabaksorten 
als „pour rauchos extra muros“ in Frage kommen können. 
Aber das Tabakqualmen an sich erscheint mir mit dem 
Charakter und dem Ernst des Strafhauses nicht vereinbar. 
Auch will es mir nicht empfehlenswert erscheinen, eine Ge¬ 
nußrichtung gerade im Strafhause zu protegieren, von der 
heutzutage immer mehr Menschen aus triftigen Gründen, und 
nicht zum wenigsten aus gesundheitlichen, verständigerweise 
sich abwenden. Und nicht richtig will es mir endlich erscheinen, 
einem Gefangenen zu gestatten, daß er einen Teil seiner immer¬ 
hin doch nur mäßigen Arbeitsbelohnung, deren vornehmste 
Bestimmung doch immer bleiben soll, ihm einen Halt nach 
der Entlassung zu geben, im Strafhause selbst einfach in 
Rauch aufgehen lassen darf, von dem nicht einmal der Körper 
einen Nutzen hat, ganz abgesehen davon, daß ein Mensch in 
Sträflingskleidern, gemütlich seine Zigarre schmauchend, für 
jeden Unbefangenen einen Anblick bietet, der zu ernstem 
Kopfschütteln berechtigt. 



198 


Die Vorschläge schließen nur Züchtlinge (mit Ausnahme) 
und Jugendliche vom Tabaksgenuß aus. Ich würde außer den 
Haft- und Gefängnissträflingen auch die weiblichen Gefangenen 
jeder Art im Hinblick auf die fortschreitende Emanzipation 
ausdrücklich ausnehmen. Alsdann vermisse ich im Wortlaute 
des Absatzes 1 des § 34 noch speziell die Bedingungen, unter denen 
die besonderen Genüsse gewährt werden sollen. Ich nehme an, 
daß sie ebenso wie in § 23, 2 doch wohl als Belohnung und 
Aufmunterung und als solche auch nur unter der Voraussetzung 
guten Verhaltens gewährt werden sollen und halte deshalb, 
ebenso wie dort, auch hier für nötig, das am Schlüsse des 1. Ab¬ 
satzes zum Ausdruck zu bringen und dort zu sagen: 

„.als Vergünstigung bei allseitig tadel¬ 

loser Führung gestattet werden“. 

Des weiteren schlage ich auf Grund des oben gesagten vor, 
an Stelle des 3. Absatzes zu sagen: 

,,Von den Genuß mitte ln kann Rauchtabak 
nur den männlichen Einschließungsgefange¬ 
nen gestattet werden. Von der Gewährung 
von Schnupf- und Kautabak sind die jugend¬ 
lichen und die weiblichen Gefangenen aus¬ 
zuschließen.“ 

Zu § 35 Absatz 2 (Aufenthalt im Freien). 

„Fünf“ Stunden Erholung im Freien kann sich ein Mensch, 
der draußen im Erwerbsleben steht, wochentags nicht leisten 
und wahrscheinlich auch die Mehrzahl der Einschließungs¬ 
gefangenen draußen selbst nicht. Ich schlage deshalb vor: 
„3“ Stunden anstatt 5 festzusetzen. Der Sonntag macht in 
Bezug auf die Bewegungszeiten so wie so in allen Strafanstalten 
eine Ausnahme. 

Zu § 35 Absatz 3 

halte ich die absolute Bindung auf „mindestens zwei Stunden“ 
Bewegung für die Jugendlichen für nicht zweckmäßig. Es 
darf doch, wie ich schon früher ausgeführt, nicht übersehen 
werden, daß unsere Jugendlichen nicht in einer freien Er¬ 
ziehungsanstalt, sondern im Strafhause sich befinden, und daß 
die Zeit der ebenso dringend nötigen Erziehung zu fleißiger 
Arbeit und Anhaltung zu nützlicher Tätigkeit ohnehin schon 
durch die zahlreichen Schulstunden ziemlichen Abbruch er¬ 
leidet, so daß der „Erholung“ nicht ein nach meiner dienst¬ 
lichen Erfahrung für die Mehrzahl unserer Jugendlichen 
wegen ihrer kurzen Strafzeiten unnötig großer Spielraum 




— 199 — 


gewährt werden sollte. In den staatlichen Erziehungs¬ 
anstalten, bei uns beträgt die Freizeit zur Bewegung der Zög¬ 
linge nur iy 2 Stunden. Der Gefangene sollte doch nicht besser 
gestellt werden als der Fürsorgezögling, der schließlich viel 
länger in der Anstalt behalten wird. Ich möchte deshalb Vor¬ 
schlägen, anstatt der Worte „muß“ und „mindestens“ und in 
Anlehnung an den Absatz 2 zu sagen: 

3. Für die Jugendlichen kann die Zeit unter Be¬ 
rücksichtigung der Strafdauer auf 2 Stun¬ 
den, erforderlichen Falls auch darüber hin¬ 
aus ausgedehnt werden, während der sie pp. 

Zu § 42 Absatz 2 (Lesestoff). 

Es ist nicht einzusehen, warum eine unpolitische Fach¬ 
schrift, die doch zur Vorbereitung für das spätere Fort¬ 
kommen dient, in Gemeinschaftshaft ausgeschlossen sein soll. 
Bei Versetzungen von Zellengefangenen in Gemeinschaftshaft 
z. B. würde die Entziehung der bereits genehmigten Fach¬ 
schriften eine unbegründete Härte bedeuten. 

Ich empfehle deshalb, den letzten Satz des Absatzes 2 so 
zu formulieren: 

„Ausnahmsweise können für die Gefangenen in Einzel¬ 
haft auch Zeitungen und Fachschriften, für die Ge¬ 
meinschaftshaftgefangenen jedoch nur die 
letzteren zugelassen werden.“ 

Zu § 49 (Weitere Sonderbestimmungen). 

Die Kommissionsbegründung bezeichnet (S. 62) meinen 
früheren Ausführungen gegenüber den Ausschluß der Jugend¬ 
lichen von der Erlangung besonderer Nahrungs- und Genuß¬ 
mittel als eine „ungerechtfertigte Schärfung des Strafvollzugs 
an Jugendlichen“. Es möge mir als Vorstand eines Jugend¬ 
gefängnisses nicht verübelt werden, wenn ich auf Grund meiner 
Erfahrung anderer Meinung bin. In meiner Anstalt ist, wie auch 
in den übrigen sächsischen Landesstrafanstalten, der regel¬ 
mäßige Erkauf von besonderen Nahrungs- und Genußmitteln, 
wie schon gesagt, seit 30 Jahren aufgehoben, ohne daß hierdurch 
„die körperliche Entwicklung“ unserer jugendlichen Gefange¬ 
nen oder „die erziehliche Wirkung“ unseres Vollzugs irgendwie 
beeinträchtigt und letzterer „ungerechtfertigt verschärft“ 
worden wäre. Ich kann hierfür alle meine Mitarbeiter ein¬ 
schließlich des Arztes zu Zeugen aufrufen. Im Gegenteil 
müssen wir leider fast täglich die Erfahrung machen, daß zu¬ 
meist die „Fürsorgezöglinge“ unter unsern jugendlichen Ge¬ 
fangenen die Strafanstalt vor der Erziehungsanstalt vorziehen 
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und lieber wieder in sie als in letztere zurückkehren, angeblich 
weil sie es in der Strafanstalt besser hätten. Aus diesem Grunde 
gehen mir die ernstesten Bedenken gegen den Kommissions¬ 
vorschlag bei, den Jugendlichen auch im Strafhause noch be¬ 
sondere Nahrungs- und Genußmittel zu gewähren. Wir dürfen 
die „Sträflinge“ auch hierin keinesfalls besser stellen als die 
„Zöglinge“, sonst ist die Wirkung des Strafhauses ganz Null. 
Ich glaube auch, daß keine Fürsorgeerziehungsanstalt im deut¬ 
schen Reich gefunden werden dürfte, die ihren Zöglingen Ge¬ 
legenheit bietet, sich dergleichen Extragenüsse zu erkaufen. 

Des weiteren verstehe ich nicht ganz, was die Kommissions¬ 
begründung damit meint, wenn sie im letzten Absatz des Ab¬ 
schnittes H (Besondere Bestimmungen für Jugendliche) Seite 
63 schreibt: „Übrigens wird voraussichtlich die Zahl der 
jugendlichen Gefangenen weiter abnehmen“, und die letzteren 
werden infolge der neuen Jugendgesetzgebung und der Für¬ 
sorgeerziehungsgesetze „in den Strafanstalten immer seltener 
werden“. Soll das eine Beruhigung sein oder eine Recht¬ 
fertigung der von der Kommission vorgeschlagenen milderen 
Gestaltung des Jugendstrafvollzugs? Ich ziehe daraus die 
entgegengesetzte Folgerung. Gerade weil künftighin nur 
noch die allerschlimmste Sorte der verbrecherischen 
Jugendlichen dem Strafvollzüge verbleiben wird, des¬ 
halb wird ein möglichst intensiver und fühlbarer 
Strafvollzug an diesen Elementen am Platze sein und um so 
dringender notwendig werden, je mehr man wird bestrebt sein 
müssen, das Hineinwachsen dieser Anfänger im Verbrechen 
in das große Verbrechertum nach Möglichkeit zu verhindern, so¬ 
lange dazu eben'Gelegenheit und noch Aussicht ist. Was hierin 
bei der Jugend versäumt und versehen wird, rächt sich später 
bitter durch erhöhte Rückfälligkeit. Nicht Härte ist es also, 
was mich zum Versagen von leiblichen Extragenüssen für die 
Jugend im Strafhause treibt, sondern wohlerwogene Päda¬ 
gogik, die sich dagegen wehren muß, unsere Jugendlichen im 
Strafhause auf die von mir bekämpfte Weise zu verhätscheln. 
Das Erziehen zur Pflichterfüllung mit Hilfe von lockenden Ge¬ 
nüssen bei jungen Menschenkindern, die in ihrer großen 
Mehrzahl erst durch Genußsucht auf Abwege ge¬ 
raten sind, und ihre Heilung von der letzteren auf solche Weise 
herbeiführen zu wollen, halte ich für einen pädagogischen 
Fehler. Fü r die „Rücksichtnahme auf die Entwicklung des 
jugendlichen Körpers“ aber kommt die Gewährung von be¬ 
sonderen Nahrungs- und Genußmitteln gar nicht in Betracht. 
Was hierzu für notwendig erachtet wird, dafür hat die Anstalt 
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durcli ausreichende Beköstigung und körperliche Übungen 
von selbst zu sorgen. Ich muß also von der vorgeschlagenen, 
meines Erachtens nach überhunianen und unpädagogischen 
Behandlung der jugendlichen Verbrecherwelt immer wieder 
dringend abraten und befinde mich damit sicher auch in Über¬ 
einstimmung mit den bezüglichen Mannheimer Vereinsbe¬ 
schlüssen, die schon die „Haftstrafe“ für Jugendliche aus¬ 
geschlossen haben wollten, weil diese für die Jugendlichen 
nicht fühlbar genug sei. (Bl. f. Gef. 45. Band, S. 386.) 

Ich empfehle deshalb den in § 49 bereits angeführten Para¬ 
graphen, von denen beim Strafvollzug an Jugendlichen ab¬ 
gewichen werden kann, noch den 

„§ 34“ (Extragenüsse betreffend) 
mit hinzuzufügen. 

Zu § 51 Absatz 1 (Ordnungsstrafen). 

Nach meiner Ansicht fehlt bei der Strafe der „Entziehung 
von Vergünstigungen“ unter den angeführten Paragraphen 
noch der „§ 23“, 

da doch auch die als „Milderung des Strafzwanges“ gewährten 
Vergünstigungen ein Objekt strafweiser Entziehung zu bilden 
haben werden. 

Zu B. Sicherungshaft. 

Besondere Schwierigkeiten hat anscheinend die Feststellung 
des Charakters der Sicherungshaft bereitet. Der Kommission 
schwebten (Begr. S. 76) ganz richtig Anstalten nach dem 
Muster der Arbeiterkolonien vor Augen, nur verbunden 
mit Aufenthaltszwang, weil die Sicherungshaft „keine Strafe“ 
sein, und deshalb auch „alles vermieden werden soll, was aus¬ 
schließlich dem Strafvollzüge dient“. Gleichwohl hielt sich 
die Kommission genötigt (a. a. 0. S. 78) zu erklären, daß „der 
Betrieb in einer Anstalt für Sicherungshaft in seiner äußeren 
Erscheinung dem Betriebe in einer Strafanstalt nur ganz ähn¬ 
lich sein“ und die Regelung der Behandlung der Insassen 
„sich der Natur der Sache nach (?) von der Regelung in der 
Strafanstalt wenig unterscheiden“ könne, und daß auch „im 
übrigen“ die Bestimmungen für die Strafanstalten „entsprechend 
anwendbar“ sein werden. 

Der Unterschied wird gegenüber der Zuchthausstrafe, aus 
der die zu Sichernden kommen, u. a. in der „Milde des Voll¬ 
zugs“ (gleich der Haftstrafe) erblickt. Diesen Unterschied werden 
die Verwahrten gewiß auch empfinden, aber die Empfindung 
von „Strafe“ wird bei ihnen nach dem Vorangeführten kaum 
ausgelöscht werden, solange „Strafanstaltsbetrieb“ und „Straf- 
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anstaltsbestimmungen“ in die Sicherungsanstalt mit hinein¬ 
getragen werden. Vielleicht ließe sich aber doch noch ein an¬ 
derer grundlegender Unterschied zwischen Strafe und Sicherung 
finden und zwar in der Verschiebung des rechtlichen Verhält¬ 
nisses des Verwahrten zur Sicherungsanstalt. Die Strafan¬ 
stalt legt jetzt (und auch im künftigen Gesetze) Beschlag auf 
die Arbeitskraft des Sträflings und infolgedessen auch auf die 
Erträgnisse aus der Beschäftigung desselben, während sie sich 
dem Sträfling gegenüber mit einem kleinen Geschenk abfindet. 
Wäre es da in der Sicherungsanstalt nicht angezeigt und 
möglich, dieses Verhältnis gewissermaßen umzukehren und 
den Lohn für die vom Insassen geleistete Arbeit nicht der 
Anstalt, sondern diesem zukommen zu lassen, natürlich 
unter buchmäßiger Berechnung a conto? Und wäre es weiter¬ 
hin nicht auch ausführbar, wenn man den Verwahrten aus seinem 
Lohne alsdann ein Mäßiges an die Anstalt für seine mehr kan¬ 
tinenmäßige Beköstigung (etwa in Form von Speisemarken), 
für Bekleidung und Schlafstelle bezahlen und den gut¬ 
geschriebenen Rest dann als sein Eigentum zur Beschaffung 
anderer notwendiger Dinge und Erfüllung von Verpflichtungen 
oder als Notpfennig für die Zukunft behalten ließe? Unter 
Heranziehung von geeigneten Arbeitgebern aus industriellen, 
gewerblichen und landwirtschaftlichen Kreisen, mit denen die 
Anstalt nur die ortsüblichen Löhne für den einzelnen zu 
vereinbaren brauchte, würde sich diese Form des Arbeits¬ 
betriebs in der Sicherungshaft meines Erachtens unschwer 
bewerkstelligen lassen. Jedenfalls ließe sich mit Hilfe einer 
solchen Betriebsform des Charakter als ,,Sträfling“ weit besser 
tilgen, als durch bloße „Milderung des Strafvollzugs“. Damit 
bekäme auch der äußere Betrieb der Sicherungsanstalt ein 
ganz anderes Gesicht als in der Strafanstalt, er würde auch 
viel einfacher und billiger werden, da Ersparnisse an Baulichkei¬ 
ten, Einrichtungen und Beamtenpersonal gemacht werden kön¬ 
nen, und die von der Kommission gewünschte Ähnlichkeit der 
Sicherungsanstalt mit einer ,,ArbeiterkoIonie“wäre damit erzielt. 
Gangbar dürfte dieser Weg sicher sein, und der ganze Anstalts¬ 
betrieb weder auf rechnerische oder wirtschaftliche, noch auf 
besondere disziplinelle Schwierigkeiten stoßen. Bleibt aber 
noch eins. Man wird hiergegen vielleicht einwenden wollen, 
daß bei den zukünftigen Sicherungsanstalten danach zu streben 
sein werde, daß sie sich möglichst selbst erhalten, um die 
Kosten dafür zu sparen. Demgegenüber meine ich: Übernimmt 
einmal der Staat die Aufgabe, die Gesellschaft vor ihren schäd¬ 
lichen Gliedern durch deren Absperrung zu schützen, so sollte 
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er auch gehalten sein, die Kosten dafür zu übernehmen, wenig¬ 
stens zum größeren Teile. Die Absperrung eines Menschen 
nach verbüßter Strafe ist nicht bloß ein ganz empfindlicher 
Eingriff in die persönliche Freiheit, sondern auch ein Eingriff 
in das Familienleben, denn man entzieht in vielen Fällen zu¬ 
gleich auch der Familie, vielleicht auf noch weit länger als die 
wirkliche Strafe gedauert, den Ernährer. Da kann es doch 
dem Verwahrten nicht ohne weiteres zugeschoben werden, 
auch noch alle Kosten seines im Interesse anderer verfügten 
Zwangsaufenthalts allein zu tragen. Ich halte vielmehr für 
zweckentsprechender, dem Verwahrten während der Zeit seiner 
Absperrung in umfassender Weise die Möglichkeit zu ver¬ 
schaffen, nicht bloß für sich und sein späteres Fortkommen, 
sondern auch für seine unschuldig mitgetroffene Familie mit 
sorgen zu können, an die doch auch gedacht werden möchte, 
um sie nicht unter Umständen der öffentlichen Armenpflege 
anheimfallen zu lassen. Das wäre soziale Fürsorge nach zwei 
Seiten. 

In Verfolg meiner Ausführungen möchte ich daher zu¬ 
vörderst zur Erwägung anheimstellen, nachstehenden Para¬ 
graphen etwa folgenden Inhalt zu geben: 

An Stelle des vorgeschlagenen § 65 (Arbeit, Beköstigung, 
Bekleidung): 

„1. Wegen der Beschäftigung der Verwahrten hat die An¬ 
stalt mit geeigneten industriellen, gewerblichen und 
landwirtschaftlichen Arbeitgebern Arbeitsabkommen 
zu treffen und einen den örtlichen Verhältnissen an¬ 
gemessenen Tage-, Stunden- oder Stück-Lohn für jeden 
Verwahrten zu vereinbaren, der diesem gutgeschrieben 
wird. Land- und forstwirtschaftliche sowie Landes¬ 
kulturarbeiten sind vorzuziehen. Die Beschäftigung 
kann deshalb auch außerhalb der Anstalt stattfinden; 
dabei sind aber die Verwahrten von freien Arbeitern 
fern zu halten. Es besteht Arbeitszwang. Wird ein 
Verwahrter für die Anstalt selbst beschäftigt, so ist 
ihm ein entsprechender Lohnsatz von der Anstalt zu 
gewähren. Die tägliche Arbeitszeit richtet sich nach 
der ortsüblichen, soll jedoch in der Regel nicht unter 
10 und nicht über 11 Stunden dauern.“ 

,,2. Für die gelieferte Anstaltskost und -Kleidung werden 
dem Verwahrten die Herstellungskosten, für die Schlaf¬ 
stelle ein angemessenes Pauschale berechnet. Selbst¬ 
beköstigung, andre Kleidung und eigenes Bettlager 
sind ausgeschlossen.“ 
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„3 . Die Anschaffung von besonderen Nahrungs- und Ge¬ 
nußmitteln ist dem Verwahrten nach Maßgabe der 
Hausordnung gestattet. Eine während der vor¬ 
angegangenen Zuchthausstrafe gutgeschriebene Arbeits¬ 
belohnung ist jedoch verzinslich anzulegen. Sind An¬ 
gehörige vorhanden, die durch die längere Verwahrung 
des Ernährers in ihrem Lebensunterhalte nachweislich 
arg gefährdet werden, so kann ihnen sowohl aus der Ar¬ 
beitsbelohnung des Zuchthauses als auch dem Arbeits¬ 
löhne in der Verwahrungsanstalt ein Teil zugewendet 
werden. Diese Zuwendungen gehen den Ausgaben für 
Beschaffung besonderer Nahrungs- und Genußmittel 
nötigenfalls vor.“ 

Ferner an Stelle des vorgeschlagenen § 66 (Sonstige Be¬ 
stimmungen): 

,,Durch eine besondere, für alle Sicherungsanstalten 
gleichmäßig geltende Hausordnung wird der allge¬ 
meine Anstaltsbetrieb, die Disziplin, Beschäftigung, 
Verpflegung, Seelsorge, Krankenbehandlung, die 
Verwendung der Gutschriften und der Mußestunden, 
der schriftliche Verkehr usw. sachgemäß geregelt.“ 

Zu § 71 (Bundesrat). 

schlage ich zur Herbeiführung der Gleichmäßigkeit im Reiche 
vor, noch einzufügen, 
im Absatz d: 

„die Voraussetzungen zur Gewährung von 

Selbstbeschäftigung und die Bemessung. 

(§ 27, Absatz 1 und 5); 
zwischen die Absätze d und e: 

„Arbeitszeiten“ 

„die Festsetzung der Arbeitszeiten und Ar¬ 
beitspausen für die verschiedenen Strafarten 
(§ 38, Absatz 2—4); 
zwischen die Absätze e und f: 

„Sicherungsanstalt“ 

„die Festsetzung der Hausordnung für die 
Sicherungsanstalten (§ 66 neuer Vorschlag). 




Stellungnahme 

zu den Vorschlägen zu einem Reichsgesetz über den 
Vollzug der Freiheitsstrafe und sichernden Maßnahmen. 

Gleichzeitig mit dem 3. Heft 47. Bandes der Blätter für 
Gefängniskunde sind voraufgeführte Vorschläge in einem 
Sonderheft erschienen. Seite 39 ff. der Begründung sind die 
Mittel aufgeführt, die eine Individualisierung der Gefangenen 
dienen. Es heißt Seite 40: — Um die Gefangenen auf den 
Wiedereintritt in die Freiheit vorzubereiten, soll der Straf¬ 
vollzug in gewissem Sinne progressiv ausgestaltet werden, ohne 
ein eigentliches Progressivsystem, d. h. einen Strafvollzug mit 
allgemein festgelegten Stufen zu begründen. Andererseits soll 
die allmähliche Milderung des regelmäßigen Strafzwanges an 
kein Haftsystem gebunden sein; sie ist in der Einzelhaft un¬ 
bedingt und durch Bildung geeigneter Gruppen auch in der 
Gemeinschaftshaft durchzuführen. § 23 der Vorschläge bietet 
bei Zuchthaus- und Gefängnissträflingen diesen abgestuften 
Strafvollzug; dem Haftgefangenen wird aber nicht in diesem 
Paragraphen Erwähnung getan. 

Der Prüfung stelle ich anheim, ob an Stelle der jetzigen 
Fassung dieses Paragraphen nicht zweckmäßiger zu sagen sein 
dürfte „Bei dem Vollzüge der Freiheitsstrafen kann eine 
allmähliche Milderung eintreten. 

Ferner geht meine Ansicht dahin, daß die Gruppenhaft 
zukünftig ein Glied in der Kette der erziehlichen Faktoren all¬ 
gemein zu bilden habe, auch in formeller Hinsicht! Dem Ver¬ 
einsauschuß übergebe ich hiermit einen Vortrag, den ich über 
Gruppenhaft in Frankfurt a. M. gehalten habe, mit der Bitte, 
zu prüfen, ob in Zukunft die Gruppenhaft den anderen 
Haftformen nicht ebenbürtig zur Seite gestellt werden darf. — 

Findet dieser Vorschlag Annahme, dann dürfte § 18 der 
„Vorschläge zu einem Reichsgesetze_“ lauten: Bei der An¬ 

ordnung der Haftform (Einzel-, bezw. Gruppen- oder Gemein¬ 
schaftshaft) ist auf die Persönlichkeit, die Tat und das Vor¬ 
leben des Gefangenen Rücksicht zu nehmen. — Unter Gruppen¬ 
haft verstehe ich eine Mehrheitshaft, der Gefangene von ein¬ 
wandfreier Vergangenheit anzugehören haben, von annährend 
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gleicher Bildung, ohne daß bei diesen Menschen ein Bedürfnis 
vorläge, durch besondere Strafvollzugsmittel erzogen zu werden; 
deren Persönlichkeit vielmehr die Annahme der Selbster¬ 
ziehung, bezw. gegenseitigen Erziehung rechtfertigt. Wie viele 
ein und derselben Gruppe anzugehören haben, ist eine Zweck¬ 
mäßigkeitsfrage. 

Dient die Gruppenhaft der Korrektur der Gefangenen 
unter sich, dann ist die Lücke zwischen Einzelhaft und Gemein¬ 
schaftshaft ausgefüllt! 

' Die Einzelhaft dient der Erziehung und Besserung durch 
zahlreiche Mittel der Hausordnung; die Gemeinschaftshaft 
nimmt diejenigen Gefangenen der Einzelhaft auf, die sich in dieser 
bewährt haben und deren Zukunft gewerbliche Ausbildung im 
Arbeitssaal notwendig macht. Für die Gruppenhaft ist Einzel¬ 
haft vorübergehend geboten; die Eigenart jedes Gefangenen 
muß erforscht werden in dieser Haftform. 

Sollte mein Vorschlag auf Einführung der Gruppenhaft 
keine Gegenliebe finden, dann wird gleichwohl mein Vortrag 
über dieselbe geeignet sein, anzuregen in der Richtung, die ein¬ 
zelnen Haftarten noch mehr voneinander zu scheiden, als dies 
bisher vorgeschlagen worden ist. Je mehr sich die Haft¬ 
arten voneinander abheben, je mehr innerhalb ein und der¬ 
selben Haftart Abstufungen stattfinden, desto lebendiger, 
desto lebenskräftiger wird unser Strafvollzug sich gestalten und 
desto mehr Aussicht auf Erfolg wird er haben 

v. Michaelis 
Direktor des Gefängnisses 
in Aachen. 

Aus wahlloser Zusammenpferchung entwickelte sich die klassi¬ 
fizierte Gemeinschaftshaft mit Trennung erst nach Geschlecht, dann 
auch nach Alter und Moral; es schloß sich an eine weitere Sonderung nach 
Art der eingeführten Arbeiten. Schädlinge isolierte man! Diese Isolierung 
gestaltete sich zur Abschreckung! — 

In Würdigung der Tatsache, daß eine vollkommene Klassifikation 
in der gemeinsamen Haft nicht möglich sei, in weiser Erkenntnis, daß jede 
Einzelperson letzten Endes eine Klasse für sich bilde, arbeitete man mit 
Eifer, wenn auch anfangs mit wenig Erfolg, an allgemeiner Anerkennung der 
Einzelhaft als Strafvollzugssystem. Der Kampf um die Einzelhaft wurde 
Mitte vorigen Jahrhunderts lebhaft geführt, zu einer Zeit, wo der Vergel¬ 
tungsgedanke in unserer Rechtspflege, im Volksempfinden andere Ge¬ 
sichtspunkte im Kampfe gegen das Verbrechen zurücktreten ließ. Der 
Einzelhaft-Vorkämpfer Dr. Julius, Berlin, Noelhier. Gießen, Dr. Var- 
rentrapp, Hospitalarzt in Frankfurt a. M. sei gedacht, ebenso einiger 
ihrer Epigonen: Fueßlin, Heidelberg; Wiehern, Illing, Krohnein 
Berlin. Wiehern, der zu Anfang der 50er Jahre an die Spitze des Ge¬ 
fängniswesens getreten war, wollte die Zellenstrafanstalt Moabit zu einer 
Stätte ernster Zucht, aber auch zu einem Erziehungshort einrichten. 
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Dem Theologen vom Rauhen Hause in Hamburg unterstellte man reak¬ 
tionäre Absichten und seinen Reformgedanken mißtraute man. Besonders 
in Juristenkreisen konnte man sich mit dem Gedanken allgemein einzu¬ 
führender Einzelhaft nicht befreunden. So sollte die Einzelzelle als Straf¬ 
zelle zu behandeln sein. Hieraus resultierte für ihre allgemeine Benutzung 
eine bizarre Mehrheitshaft. Moabit, zu Beginn der 40 er Jahre nach dem 
Vorbilde von Pitonville gebaut, fand wegen der Gegnerschaft gegen ver¬ 
einzelte Haft keine Nachahmung, als Neubauten in Herford, Münster, 
Breslau. Ratibor, Rendsburg, Wehlheiden notwendig geworden waren. 
Wohl gab man dem panoptischen Einzelhaftsystem den Vorzug, man 
brachte dasselbe mit dem System der gemeinsamen Haft in Verbindung 
und schuf ein gemischtes System. In diese modernen Anstalten versetzte 
man zur Strafabbiißung solche Gesetzesübertreter, die Zuchthausstrafe 
abzubüßen hatten, während man Gefängnisstrafen in alten Gemeinschafts¬ 
gefängnissen zur Vollstreckung brachte. Der Vergeltungsgedanke, der 
Gedanke der Abschreckung war mit der Einzelhaft zu sehr verschwistert, 
als daß man den harmloseren Gesetzesübertreter dieser Haftart hätte 
überliefern können. Bis in die Gegenwart hinein kann man in Zeitschriften, 
in Versammlungen lesen und hören, daß die Einzelhaft die ernstere Haft¬ 
form sei, in erster Linie dazu berufen, abzuschrecken, dann aber auch 
negativ zu wirken, nämlich einer Verschlechterung vorzubeugen. — In 
der Begründung zum Gegenentwurf zu einem neuen Strafgesetzbuche 
lesen wir S. 77: „Die strenge Durchführung der Einzelhaft bei der Ge¬ 
fängnisstrafe erscheint dem G. E. notwendig, nicht nur um hier jeder 
moralischen Ansteckung unbedingt vorzubeugen, sondern auch um der 
Gefängnisstrafe die abschreckende Wirkung zu sichern.“ 

Also auch um Abschreckung soll es sich bei der Einzelhaft auch in 
Zukunft handeln! — 

Wenn seit 1869 in Preußen mit Eifer an die Einführung der Einzel¬ 
haft herangegangen worden ist, so ist es uns bis in die Gegenwart hinein 
nicht gelungen, die Einzelhaft zu einer Stätte systematischer Erziehung 
zu machen, und hieraus ergeben sich ihre Mißerfolge. 

Wollen wir nur abschrecken und nur negativ die Einzelhaft bewerten, 
dann können wir dieselbe allen Verbrecherkategorien zuwenden, dann 
mögen wahllos alle Gefangenen an ihr teilnehmen, dann mag sie jederzeit 
durch eine andere Strafvollzugsform ersetzt werden, sofern man der Not¬ 
wendigkeit weiterer Repression entraten zu können glaubt. 

Wer aber auf dem Standpunkt steht, daß die Einzelhaft sozial¬ 
ethische Probleme zu lösen hat, daß sie pädagogisch-erziehlich zu wirken 
hat, der wird diese Haftart solchen Elementen Vorbehalten wissen wollen, 
die nach ihrer ganzen Struktur der Erziehung bedürfen. Er wird nicht 
haben wollen, daß zarte Triebe, die gut sich zu entwickeln versuchen, mit 
rauher Hand herausgerissen werden aus dem ethischen Frühbeete; er 
wird dafür eintreten, daß das hoffnungsreiche, zukunftverheißende Pflänz¬ 
chen zunächst in den Pflanzengarten kommt und nur ganz allmählich an 
die rauhe Luft, an Wind und Wetter gewöhnt werde. Die Natur kennt 
nur allmähliche Übergänge von einer Form zur andeten; verstoßen wir 
gegen dieses eherne Naturgesetz, dann müssen Mißerfolge eintreten! — 

Diejenigen Unglücklichen, die mit dem Unkraut verwachesen sind, 
müssen wir zunächst auch vereinzeln, um sie kennen zu lernen; dann aber 
kommen dieselben in Haftformen hinein, die ihrer Eigenart angepaßt 
sind. Um beurteilen zu können, welche Objekte wir für die Einzelhaft ver¬ 
wenden können, müssen wir die Gefangenen in Kategorien einteilen, und 
wenn wir unsere Pfleglinge aus der Masse herausgeschält haben, dann 
müssen wir dafür sorgen, daß dieselben unserer Hand und unserem Ein- 



flusse, natürlich alles im Rahmen der rechtsgültig auferlegten Strafe, 
erst entzogen werden dürfen, wenn wir Strafvollzugsbeamte hierzu unsere 
Einwilligung gegeben haben. Wir dürfen unsere Gefangenen nicht anderen 
Zwecken als den strafvollzugs-pädagogischen dienstbar machen! 

Im großen und ganzen erscheint es zweckmäßig, unbeschadet der 
weiten und flüssigen Grenzgebiete die Gefangenen in 3 Kategorien ein¬ 
zuteilen: — Gelegenheitsverbrecher, Beharrlichkeitsverbrecher und Ge- 
werbs- und Gewohnheitsverbrecher. Ein kurzer Scheinwerfer auf die 
Psyche dieser verschiedenartigen Menschen, eine flüchtige Skizze möge 
aus Mangel an Zeit genügen! Die Gelegenheitsverbrecher, die erstmalig 
Bestraften aus einwandfreien sozialen Verhältnissen, im Grunde ge¬ 
nommen anständige Leute, können im allgemeinen erzieliche Einwir¬ 
kungen entbehren, sie klagen sich selbst an; ihre geängstigte Seele, oft 
durch die Pein langer Untersuchungshaft erschüttert, kämpft zwischen 
einst und jetzt. Die Einsamkeit drückt mit schwerer Wucht: die Gedanken 
konzentrieren sich immer mehr um die eigne Person; die Gefangenen 
werden sich selber zum Objekte und im steten Dahinbrüten wird der Geist 
krankhaft ergriffen, besonders wenn auch körperliche Unbilden sich ein¬ 
stellen, weil das Nahrungsmittel „Sauerstoff“ nur homöopathisch ver¬ 
abfolgt wird und die Körpermuskeln der notwendigen Anspannung ent¬ 
behren. Aufrecht hält diese Gefangenen der Gedanke, nach erstandener 
Strafe in geordnete Verhältnisse zu Frau und Kindern zurückkehren zu 
dürfen, und das Gelöbnis haben sie dies getan, nun und nimmer Wege zu¬ 
künftig zu wandeln, die letzten Endes ins Strafhaus führen. 

Die Beharrlichkeitsverbrecher übergehe ich zunächst, um mich 
mit den Gewerbs- und Gewohnheitsverbrechern zu beschäftigen. Diese 
bilden im großen Kosmos eine kleine Welt für sich. Eigene Ehrbegriffe, 
besondere Sittengesetze, einen eigenen Gesetzeskodex hat diese Genossen¬ 
schaft. Die Glieder derselben stehen offen oder geheim mit einander in 
Verbindung. Es gibt unter diesen Menschen Intelligenzen, von denen 
man bedauern muß, daß sie sich nicht in gemeinnütziger Weise betätigt 
haben. Schon während der Untersuchungshaft hat der Verbrechenshoch¬ 
schüler Pontius und Pilatus in Bewegung gesetzt, um aus seiner Zwangs¬ 
lage befreit zu werden. — Jetzt ist das Verdikt „schuldig“ gesprochen. 
Die Strafzeit beginnt. Natürlich ist er unschuldig verurteilt! Er ist ein 
Opfer der sozialen Verhältnisse, ein Opfer der Klassenjustiz geworden. 
Die kleinen Diebe hängt man, die großen läßt man laufen. Alle möglichen 
und unmöglichen Eingaben werden gemacht; es wird versucht, ein Rechts¬ 
mittel einzulegen; die verschiedensten Behörden werden belästigt. Kommt 
man in die Zelle eines solchen Verbrechers in der ersten Zeit seiner Haft, 
um mit ihm unter vier Augen zu reden, so wird man bald gewahr werden, 
daß es verlorene Liebesmühe ist, auch nur in irgend einer Weise auf ihn ein¬ 
zuwirken. Nicht selten gibt er zu erkennen, daß man ihn mit solchen Be¬ 
suchen, die dahinzielen, ihn zur Einsicht und zur Reue zu führen, ver¬ 
schonen möchte. Sind die eingelegten Rechtsmittel fehlgeschlagen, haben 
Eingaben an die Behörden nichts an seiner Lage geändert, dann tritt er 
verbissen in den zweiten Abschnitt seiner Strafzeit. Das Zuchthaus¬ 
oder das Gefängnisleben ist ihm genau bekannt; er beherrscht die Haus¬ 
ordnung. Mit großer Raffiniertheit befolgt er sie; zeigen die Beamten 
Lücken bei Handhabung derselben, dann nimmt er diese zum Ausgangs¬ 
punkte seiner Beschwerden. Im übrigen fügt er sich; er tut seine Arbeit 
mechanisch; er ist bestrebt, sich alle diejenigen Vergünstigungen zu er¬ 
werben, welche zu lässig sind. Der Arzt wird ausnehmend viel belästigt; 
vielleicht fällt eine Zulage ab, oder Krankenkost tritt anstelle gewöhn¬ 
licher Diät. 
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Im letzten Stadium der Strafe wird darauf hingearbeitet, zur Ent¬ 
lassung eine Unterstützung zu erhalten. Mindestens muß er doch an¬ 
ständig gekleidet das Strafhaus verlassen: moderner Hut, Kragen, Kra¬ 
watte, Stulpen usw. usw., um neue Geschäfte mit Erfolg abschließen zu 
können. Mit Haß gegen Staat und Gesellschaft erfüllt, hat er die Zelle be¬ 
treten, von Erbitterung ergriffen gegen die Gesellschaft hat er die Strafe er¬ 
standen und mit Rachegedanken im Herzen sehnt er den Tag der Freiheit 
herbei, um zu seinen Kumpanen zu eilen und mit diesen neue Schläge 
gegen die Gesellschaft auszuführen. — Ist für die Gelegenheitsverbrecher 
eine erziehliche Einzelhaft entbehrlich, für diese Kategorie ist sie ohne 
Gewinn! Zwischen diesen beiden Polen bewegt sich die Achse unserer 
Pfleglinge, innerhalb der Kategorie der Beharrlichkeitsrechtsbrecher. 
In den Großstädten sieht man sie vielfach auf großen Plätzen umher¬ 
stehen. Die Beharrlichkeitsrechtsbrecher wandeln daheim nicht auf der 
Sonnenseite des Lebens. Ihre Familien sind oft in Verfall geraten; der 
Vater lebt von derMutter getrennt; die Geschwister leben ohne Zusammen¬ 
hang; das Eheleben ist gestört; Kinder befinden sich in Obsorge, in An¬ 
stalten, in fremden Familien. Das Leben draußen ist ein unstätes gewesen; 
heute schirmte ein Dach vor Wind und Wetter, morgen wurde draußen 
genächtigt; heute wurde gearbeitet, morgen gefeiert. Der Alkohol führte 
Gesinnungsgenossen zusammen; in der Trunkenheit kamen Auflehnungen 
gegen die Staatsgewalt, kamen Mißhandlungen, Sittlichkeits- und Eigen¬ 
turnsvergehungen vor. Diese Kategorie von Rechtsbrechern zeigt uns 
auch den Morast sozialer Fäulnis, auf dessen Oberfläche der Kuppler und 
Zuhälter Verworfenheit sich in grellen Farben spiegelt. Die Seele dieser 
Kategorie wird nicht von Gewissensbissen gepeinigt; es ist doch kein Ver¬ 
brechen begangen worden, kein Mord, kein Totschlag, na ja, ein bischen 
frech und herausfordernd ist man gegen Gesetz und dessen FUiter gewesen; 
der Diebstahl ist unter dem Einfluß von Alkohol rein zufällig und im 
Rausche ausgeführt worden, oder es galt, augenblickliches Bedürfnis zu 
befriedigen. Es wird Aufgabe des Strafvollzugs sein, aus dieser Kategorie 
unglücklicher Menschen zu retten, was irgend nur zu retten möglich ist. 

Der Strafvollzug hat zur Aufgabe, die Verurteilten unter die Rechts¬ 
ordnung zu beugen, sie zur Achtung derselben zu bringen, sie sittlich zu 
bessern, sie zu einem geordneten, gesetzmäßigen Leben nach der Ent¬ 
lassung zu erziehen. Daß diese Aufgabe in der verbrecherischen Gemein¬ 
schaftshaft sich nicht lösen läßt, bedarf keines Beweises; aber auch die 
Einzelhaft ist keine Panacee im Kampfe gegen das Verbrechen; sie ist 
aus der Zeit für die Zeit, nicht der Weisheit Schluß. Die Einzelhaft beugt 
jeden Gefangenen wenigstens äußerlich unter die Rechtsordnung. Achtung 
gegen diese wird nur vorhanden sein oder erzogen werden können bei 
Katgeorie 1 und2. Sittlich bessern brauchen wir Kategorie 1 aber nicht; 
diese bildet keine Verbrecherklasse. Es ist einmal gefehlt worden und da¬ 
mit das Menetekel an die geistige Wand gedrückt. Kategorie 3 sittlich 
bessern zu wollen, ist vergebliches Bemühen. — Um die Gefangenen zu 
einem geordneten und gesetzmäßigen Leben nach der Entlassung zu er¬ 
ziehen, dazu reichen unsere bisher in Übung befindlichen Strafhausein¬ 
richtungen nicht aus. Gewiß, äußerlich erreichen wir vieles. Wir ge¬ 
wöhnen die Gefangenen an Sauberkeit, Ordnung, Pünktlichkeit, Gehor¬ 
sam und an Arbeit, aber wir machen unsere Gefangenen weltfremd; 
wir befähigen unsere Gefangenen nicht für eine Ellenbogenreibung in der 
Freiheit, nicht zu maschineller Arbeit; wir beeinträchtigen ihren Geist 
und schädigen ihren Körper. Der Geist wird durch lange Haft überreizt 
oder er ermattet und der Körper büßt an Spannkraft ein. Ungeachtet 
der strafrechtsphilosophischen Doktrinen, ungeachtet der polyphonen 
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Gestaltung der Strafrechtstheorien: Vergeltung, Genugtuung, Sühne, 
Abschreckung, Sicherung, Besserung muß eines sittlich-ernsten Straf¬ 
vollzuges Aufgabe sein und bleiben, den Rückfall zu verhüten. Wir ver¬ 
hüten aber den Rückfall, wenn wir den Gefangenen durch Strafdollzugs¬ 
formen gehen lassen, die ihm einen gesunden Körper erhalten, die ihn be¬ 
fähigen, in der Freiheit seiner gewohnten Arbeit nachgehen zu können. 
Soll der Strafvollzug sittlich fördern, dann müssen die angewandten Mittel 
den Rechtsbrecher überzeugen; soll er sozial wirken, dann muß er im Ein¬ 
klang bleiben mit den Lebensformen und den Arbeitsbedingungen, die 
die Gefangenen in der Freiheit vorfinden! 

Ohne diese beiden Komportenten bleibt der Strafe Inhalt Vergeltung 
und für ein rechtes Vergeltungsmaß fehlt dem Gesetz, fehlt dem Straf¬ 
vollzüge ein Kanon! 

Nicht an starre, abstrakte Maximen gebunden, muß der Strafvoll¬ 
zug aus dem ewigen Jungbrunnen des praktischen Lebens neuen Nektar 
heben. Was die Einzelhaft Gutes leistet, das wollen wir erhalten wissen, 
was sie bisher nicht zu leisten vermochte, wollen wir durch Anwendung 
neuer Formen ergänzen. 

Über Mrs. Fry ist kürzlich ein Buch in deutscher Überseztung er¬ 
schienen; in diesem Buche lesen wir, daß Elisabeth Fry sich für eine Haft¬ 
form aussprach, die von den Lasterhaften abschließt, aber häufigen Ver¬ 
kehr mit ehrbaren und anständigen Leuten gestatte — gemeint ist der 
Verkehr mit Mitgefangenen! 

In dem 5. Bande der Jahrbücher über Gefängniskunde S. 311 — Jahr¬ 
gang 1844 — läßt'der Direktor der Strafanstalt in Bruchsal, Dr. Diez, 
einen Fachgenossen, Dr. Hergt, wie folgt zu Worte kommen: ,,Bei der 
großen Verschiedenheit der Sträflinge kann bei dem einen pensylvanische 
Isolierung notwendig sein, während bei dem anderen Auburn’sches Still¬ 
schweigen zur Erreichung desselben Zweckes genügt, und bei dem dritten 
sogar weise geleitete und wohlbeaufsichtigte Konversation mit einem oder 
mehreren Mitgefangenen zweckdienlich erscheint. 

Kein starres System! 

Hier wie nirgends vermag sich ein solches in die vieigestalteten 
Formen des Lebens zu fügen, und werden diese in jenes gezwungen, so 
erstarren sie mit und werden dem Leben entfremdet.“ 

Vor nicht langer Zeit äußerte sich Professor Mittermaier-Gießen 
gelegentlich eines Vortrags in der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft dahin, daß der Strafvollzug seine Aufgabe, den Rechtsbrecher 
unter die Rechtsordnung zu beugen, erfülle, ihn aber nicht erziehe. Not¬ 
wendig sei es, den Gefangenen alle diejenigen Mittel zu reichen, deren 
sie zur Selbsterziehung bedürfen. — „Kein Zweifel ist daran möglich, daß 
der Strafvollzug bei uns sich ungemein entwickelt hat, daß alles getan 
wird, um ihn weiter zu entwickeln, aber auch, daß er noch weiter der 
Ausbildung bedarf. Wenn er auch heute leistet, was er leisten kann, so 
sollte doch eine neue Gesetzgebung ihm bessere Bedingungen, höhere 
Leistungen bieten....“ 

„Engste Verbindung von Vergeltungsgedanken und sozialer Be¬ 
handlung des Sträflings, deshalb Invididualisierung nach der allgemeinen 
Rechtsgesinnung des Täters; dadurch soziale Korrektur, womöglich Ver¬ 
besserung der Rechtsgesinnung im Rahmen und zur Ausführung der Ver¬ 
geltung.“ 

Liier finden wir Gedanken ausgesprochen, deren praktische Ver¬ 
wertung zu Formen führt, die dem Werte der Einzelhaft nicht nur keinen 
Abbruch tun, sondern ihn unterstützen, und aus dieser Erwägung heraus 
bekenne ich mich, neben der Einzelhaft, zu einem Verfechter derGru ppen- 
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haft, in Verbindung mit klassifiziertem, stufen mäßigem 
Strafvollzug. 

Die Bausteine liegen bereit; wohlauf denn zum Aufbau der Gruppen- 
naft. Die zu Gebote stehende kurze Zeit bedingt Eile! 

Die Gefangenen, die mit einfacher Haft bestraft sind, Persönlich¬ 
keiten, die zufällig gegen das Gesetz verstoßen haben, dürfen neben der 
Einzelhaft in Gruppenhaft ihre Strafe abbüßen. Die Gruppenhaft stellt 
eine ausgewählte Mehrheitshaft dar. Persönlichkeiten von gleicher Bil¬ 
dung werden von der Strafhauskonferenz ausgesucht, um ein und derselben 
Gruppe anzugehören. Wer Einzelhaft der Gruppenhaft vorzieht, dem 
wird sie gewährt. Die Hafträume zur Gruppenhaft gewinnt man durch 
Beseitigung der Trennungswände, die zwischen den Einzelzellen sich be¬ 
finden. Wieviel Gefangene ein und derselben Gruppe anzugehören 
haben, bleibt eine Zweckmäßigkeitsfrage. Für die Nacht ist Einzelhaft 
vorgesehen. 

Die Haftraumausstattung der Gruppengefangenen muß reich¬ 
licher zugemessen sein; die Lagerstätte ist weicher herzurichten, indem 
man der Bettstelle einen federnden Boden gibt. Die Wäsche wird in neuem 
Zustande verabfolgt und mit Nummern versehen, so daß jeder stets seine 
eigene Leibwäsche erhält. Die Kleidung besteht aus einem dunklen Stoff¬ 
anzug, der im Schnitt und in der Anfertigung der bürgerlichen Kleidung 
ähnelt. Das Tragen eines Capuchons ist zulässig. Die Arbeit erhält der 
Gefangene von der Verwaltung zugeteilt; dieselbe soll der Eigenart der 
für die Gruppenhaft Vorgesehenen entsprechen; die Arbeitszeit ist auf 
bestimmte Tageszeiten zu beschränken; die Erfüllung eines Arbeitstages¬ 
maßes wird nicht gefordert. Die Freistunde findet auf einem besonderen 
Spazierhofe statt, in dem sich eine Turnhalle befindet. Inmitten des Spa¬ 
zierhofes muß sich ein Ausguck befinden, der den Augen Fernsicht ge¬ 
stattet. Freistunde und Turnen umfassen täglich zwei Stunden; sie sind 
dazu bestimmt, alle körperlichen Muskeln anzuspannen, den Körper gesund 
zu erhalten, da nur in einem gesunden Körper ein gesunder Geist wohnen 
kann. An Stelle der Douche treten Wannenbäder. Reihenmarsch beim 
Spaziergang ist gänzlich ausgeschlossen; auch beim Turnen gilt voll¬ 
ständige Bewegungsfreiheit. Arbeitsbelohnungen fallen fort; dahingegen 
dürfen die Gefangenen eine Gutschrift nach Maßgabe einwandfreien Be¬ 
tragens erhalten. Diese sogenannten Sparpfennige dürfen zum Einkauf 
verwendet werden. Gegenstände des Einkaufs bilden: täglich eine Flasche 
Bier und Tabak. Das Tabakrauchen usw. ist während der Freistunde zu 
gestatten. Werden die Gefangenen an mäßigen Alkohol- und mäßigen 
Nikotingenuß gew'öhnt, dann bleibt für die Zukunft zu hoffen, daß sie ein 
mäßiges Leben führen werden. Die völlige Enthaltsamkeit im Strafhause 
führt dazu, daß die Gefangenen nach wiedererlangter Freiheit zu längst 
entbehrten Genüssen Sturmlauf nehmen; die im Strafhause zusammen¬ 
gepreßte Genußfeder schnellt in der Freiheit mit elementarer Gewalt aus¬ 
einander und bereitet neuen Delikten eine Grundlage. 

Der briefliche Verkehr der Gruppenhaft mit der Außenwelt dürfte 
zwanglos zu gestatten sein; eine Kontrolle ist zu vermeiden. Schreib¬ 
papier wird den Gefangenen zur Verfügung gestellt. Abgehende Briefe 
werden von den Gefangenen verschlossen. Die Briefe werden in einen im 
Spazierhofe anzubringenden Briefkasten hineingelegt. Dieser Briefkasten 
wird täglich einmal geleert und die Briefe dem Sekretariate zur Expedition 
übergeben; das Briefporto bezahlt die Verwaltung! 

Besuchserlaubnis wird den Gefangenen alle 14 Tage gegeben; der 
Besuch findet in einem geräumigen Zimmer statt; dieser Besuch ist zu 
überwachen, ohne daß der iiberwadiende Beamte Zeuge des Gesprächs 
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sein darf. Das Besuchszimmer ist so auszustatten, daß es für den Besuch 
keinen abschreckenden Charakter hat. — Vorläufige Entlassung bleibt 
de lege lata außer Frage, de lege ferenda, wenn auch langzeitige Haft¬ 
strafen zur Vollstreckung gelangen, wird sie Platz zu greifen haben, 
sofern 1 Jahr der urteilsmäßigen Strafzeit verstrichen sein wird. — Das 
Zeitungslesen ist zu gestatten. Von seiten der Wohltätigkeitsvereine 
werden gelesene Zeitungen unentgeltlich zu haben sein. Hausordnungs¬ 
mäßiger Schulunterricht findet nicht statt. Wöchentlich einmal erhalten 
die Gruppengefangenen an der Hand einer Zeitung einen Vortrag, bei 
welcher Gelegenheit wichtige Vorkommnisse auch aus der Gesetzgebung 
besprochen werden. Diese Gruppenhaft, in der Stubenälteste die Ordnung 
handhaben, wird die Gefangenen befähigen, nach wiedererlangter Freiheit 
sogleich wieder dem alten Berufe nachgehen zu können. Grundsätzlich 
sind alle Vergünstigungen an die Gefangenen aus Staats¬ 
mitteln zu gewähren. Der Umstand, daß ökonomische Ungleich¬ 
heiten im Strafhause keine Stätte finden, macht dieses erst zu einer wahr¬ 
haft sittlichen Institution. 

Die Gelegenheitsrechtsbrecher, die mit Gefängnisstrafe belegt sind, 
werden zunächst für kurze Zeit der Zellenhaft zugeteilt, um alsdann eine 
ähnliche Gruppenhaft wie die Haftgefangenen zu durchlaufen. Es 
handelt sich bei diesen Gefangenen zumeist um anständige Leute, denen 
ein Verkehr mit ihresgleichen im Strafhause nur förderlich sein kann. 

Die Beharrungsrechtsbrecher sind in Klassen einzuteilen; wie viele 
dieser, ist eine Zweckmäßigkeitsfrage. Diese Menschen sollen erzogen und 
von Grund aus umgebildet werden. Dieser Arbeit dient die Einzelhaft, 
verbunden mit ausgedehntem Schulunterricht. Der Aufstieg von einer 
Klasse zur anderen erfolgt nach dem Allgemeinverhalten. Die letzte Klasse, 
nennen wir sie Vorbereitungsklasse, hat prinzipiell der Einzelhaft an¬ 
zugehören. Zelleinrichtung mit Ausstattung ist bescheidener herzurichten. 
Die Arbeitsdauer ist langzeitiger zu befristen. Es ist ein Tagesmaß fest¬ 
zulegen, die Erfüllung dieses berechtigt nicht, die Arbeit niederzulegen. 
Die Lagerstätte, Wäsche, Kleidung können nach jetzt im Gefängnisse 
gültigen Gesichtspunkten gewährt werden. Die Geldbelohnung darf nicht 
verwendet werden, wenigstens nicht zum Einkauf von Genußmitteln. 
Täglich findet eine Stunde Freistunde im vorgeschriebenen Reihengange 
statt. Die Erlaubnis zum überwachten Briefschreiben, Geschäftsbriefe 
bilden eine Ausnahme, wird jeden Monat einmal erteilt. Besuchserlaubnis 
ist an gleiche Frist geknüpft. Der Besuch findet in Besuchszellen statt, 
die freien Gedankenaustausch gestatten. Der überwachende Beamte darf 
nicht Zeuge des gesprochenen Wortes sein. — Zur körperlichen Reinigung 
dient die Douche. — Gutes Allgemeinbetragen rechtfertigt den Aufstieg 
in die höhere Klasse, sie möge Prüfungsklasse zu nennen sein. Hier werden 
mehr Vergünstigungen zu gewähren sein. Besuche und Briefschreiben 
dürfen in Zwischenräumen von drei Wochen zuzubilligen sein. Die Frei¬ 
stunde nimmt 1 1 / 2 Stunden in Anspruch und ist mit Riegenturnen zu 
verbinden. 

Haben sich die Gefangenen in dieser Klasse bewährt, dann bleibt 
zu erwägen, ob dieselben und welcher Art Bewährungsklasse sie zuzuteilen 
sind. Hält man die Gefangenen sittlich für gebessert, dann reihe man sie 
in eine Gruppenhaft ein; hält man dafür, daß die Bewährungsgefangenen 
im Interesse ihrer Zukunft sich im Handwerke, im gewerblichen Betriebe, 
in der Landwirtschaft zu vervollkommnen haben, dann bringe man die¬ 
selben in Arbeitssäle oder in den Anstaltsgarten; auch ist Hausarbeit für 
diese Gefangenen vorzusehen. 
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Auf keinen Fall ist eine Arbeit losgelöst vom geregelten Stra Voll¬ 
zug zu gestatten. 

Bei Eintritt in die Bewährungsklasse ist die vorläufige Entlassung 
ins Auge zu fassen mit Bewährungsfrist und Fürsorge. 

Die Gewerbs- und Gewohnheitsverbrecher im Bereich eines Ge¬ 
fängnisses, eine kleine Zahl, werden gleichfalls in Klassen einzuteilen sein. 

Zur Kategorie dieser unglücklichen Menschen gehört auch eine kleine 
Abteilung, die qualifizierte Haft abzubüßen hat, um eventl. dem Arbeits¬ 
haus überwiesen zu werden. 

Kürzere Einzelhaft werden alle Glieder dieser Kategorie zu durch¬ 
laufen haben. Demnächst erfolgt die Versetzung in die gemeinsame Haft, 
von der vielleicht die qualifizierte Haft ausgeschlossen werden könnte. — 

Die Vollstreckung der Strafe in der gemeinsamen Haft erfolgt in Dis- 
ziplinarklassen; für die Nacht ist räumliche Trennung vorgesehen. Wer 
sich in der 1. Disziplinarklasse bewährt hat, darf zu Haus- und Reinigungs¬ 
arbeiten herangezogen werden, doch so, daß eine Berührung mit Ge¬ 
fangenen aus Kategorie 2 der Beharrlichkeitsverbrecher vermieden wird. 

Von der vorläufigen Entlassung ist auch diese Kategorie nicht aus¬ 
geschlossen, da für Gefängnisgefangene in dieser Hinsicht einheitliche 
Grundsätze zu beachten sind; aber es wird von dieser Maßnahme ein 
sparsamerer Gebrauch zu machen sein. Arbeit, Arbeitszeit, Vergünsti¬ 
gungen sind strenger zu regeln. Einkauf hat fortzufallen; Schulunterricht 
kann entbehrt werden. Dahingegen muß auch diesen Gefangenen wöchent¬ 
lich ein gemeinnütziger Vortrag gehalten werden. Mit der Freistunde ist 
Turnen zu verbinden, damit sämtliche Körpermuskeln entsprechend an¬ 
gestrengt werden. 

Auch im Zuchthause muß ein gestaffelter Strafvollzug Eingang 
finden. In dieses bekommen wir auch Gelegenheitsverbrecher, die Zu¬ 
kunft wird hieran nichts ändern. Die Einzeltat dieser Verbrecher ist ver¬ 
abscheuungswert, während ihre Gesamtpersönlichkeit Rücksicht fordert. 
Diese Verbrecher dürften nach Ableistung längerer Einzelhaft gleichfalls • 
in Gruppen zusammenzufassen sein. 

Die Masse wäre in Klassen einzuteilen und je nach der Klasse bald 
strenger, bald milder zu behandeln. Kopf- und Barthaar lasse man tragen 
nach Gesichtspunkten einer fortgeschrittenen Kultur. 

Eine Stigmatisation muß der Vergangenheit angehören; sie er¬ 
schwert auch die Erkennungsmöglichkeit der Verbrecher und wirkt dem 
anthropometrischen Erkennungsdienste entgegen. 

Für diese Masse ist die gemeinsame Haft die Regel mit Beschäfti¬ 
gungszwang! Die Beschäftigung muß die Zukunft der Gefangenen im 
Auge haben. Alle gewerblichen Arbeiten mit Maschinenbetrieb! Wenn 
jetzt aus dem Zuchthaus die meisten Gefangenen rückfällig werden, dann 
läßt sich dies mit auf die Tatsache zurückführen, daß wir unseren Arbeits¬ 
betrieb aus Sorge vor Klagen des freien Gewerbes Interessen dienstbar 
gemacht haben, die außerhalb der Strafvollzugsinteressen liegen. Jetzt 
wird ein großer Prozentsatz mit Schneiderei beschäftigt und lernt auch 
dieses Gewerbe nicht einmal vollständig, weil Teilarbeit die Regel bildet. 

Unsere Aufgabe muß sein, gerade Gewerbs- und Gewohnheitsver¬ 
brecher so zu beschäftigen, daß ihre Arbeitskraft auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkte Wert besitzt. Tun wir dies nicht, dann tragen wir zum 
Rückfalle mit bei. Wenn sich der Verbrecher während der Haft schon 
sagen muß, die Zuchthausarbeit entfremde von der Arbeit, die in der 
Freiheit zum Halt dienen könnte, dann erschlafft der Wille und in Le¬ 
thargie versunken betritt der Entlassene die Freiheit, um alsbald wieder 
verbrecherisch zu werden. 
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Die Klagen der freien Industrie über Konkurrenz der Strafhaus¬ 
arbeit sind unbegründet. Viel Schlagworte hört man freilich; aber ihnen 
fehlen Sachkenntnis und Objektivität. Wir haben es mit einer Seeschlange 
zu tun, deren Existenz mindestens so unsicher ist wie die Geburtsstätte 
Homers. 

Im Deutschen Reiche werden innerhalb aller Strafanstalten etwa 
41 000 Köpfe im Unternehmerbetrieb beschäftigt. Dieser kleinen Zahl 
stehen 45 Millionen, im freien Gewerbe tätig, gegenüber; also kommen 
auf 100 Gewerbetreibende 0,09 Gefangene. Verteilt man diese auf die 
mannigfachsten Arbeitsarten, dann kann oder darf von einer Klage der 
Konkurrenz keine Rede sein. 

Sollten aber tatsächlich die Gefangenen in etwas dem freien Gewerbe 
Konkurrenz machen, dann sei dieses an einen Ausspruch Wichern’s er¬ 
innert: ,,Die Wiege des Verbrechens steht mitten unter uns und das Kind 
,Sünde 1 ist von uns allen großgezogen.“ 

Diejenigen Gefangenen, die der Landwirtschaft angehören, schicke 
man für den Rest ihrer Strafe zur Meliorationsarbeit unter Wahrung des 
Grundsatzes: — räumliche Trennung während der Nacht! — Vorläufige 
Entlassung darf auch den Zuchthausgefangenen nicht vorenthalten 
werden, etwa nach Abbüßung von mindestens 3 Jahren Strafzeit. Diese 
vorläufige Entlassung muß aber mit langer Bewährungsfrist verbunden 
werden. Wer binnen 5 Jahren sich sozial aufführt, für den greift end¬ 
gültige Entlassung Platz. Ob im Zuchthause ständige Seelsorge oder solche 
im Nebenamte einzurichten sein wird, bliebe zu erwägen. — Die Haupt¬ 
sache wird sein, auch Zuchthaussträflinge körperlich und geistig gesund 
aus dem Strafhause zu entlassen. 

Der Vorentwurf, der Gegenentwurf für ein neues Strafgesetzbuch 
und besonders der Entwurf für ein Strafvollzugsgesetz enthalten die Ele¬ 
mente zur Gruppenhaft. Es wird unsere Aufgabe sein, diese Elemente 
in ein System zu bringen. Durch allmähliches Aufrücken aus strenger 
, Einzelhaft in mildere Strafformen kann und wird der Einzelhaft gedient 
werden. 

Und im Strafvollzug Bewegungsfreiheit in Anwendung erziehlicher 
Mittel zu haben, dürfen wir durch das Strafgesetz nicht gebunden sein. 
Der Strafvollzug muß dem Gesetze sagen, das wollen und das können wir 
erreichen, ihm müssen gesetzliche Formen gegeben sein, denen er Inhalt 
zu geben hat. 

Ist der Strafvollzug in dieser Weise organisiert, dann wird ihm 
Lebenskraft innewohnen, und die Einzelhaft wird in erziehlicher und sitt¬ 
licher Hinsicht das leisten können, was nach menschlicher Voraussicht 
überhaupt möglich ist. 

Dabei dürfen wir uns darüber nicht täuschen, daß kein Menschen¬ 
witz die Seele eines Menschen wird umformen können; was wir aber können 
und müssen, ist dieses: demjenigen, der sich bessern will, Mittel zu diesem 
edlen Zweck an die Hand zu geben, Mittel zur Selbsterkenntnis und zur 
Selbstzucht. 

Mit einigen Worten sei noch des Gefängnisbaues gedacht, dieser 
hat die Fortentwicklung des Strafvollzugs beeinflußt. 

Ohne Einführung des panoptischen Baues, den wir seit 1790 dem 
Engländer Bentham zu verdanken haben, wäre die allgemeine Ein- und 
Durchführung des Zellenhaftsystems unmöglich gewesen. Dieser panop- 
tische Zellenbau gestattet, mit verhältnismäßig wenig Aufsichtskosten 
den Strafvollzug sachgemäß zu handhaben. Freilich waren anfänglich die 
Kosten der Zellenanstalten sehr hohe und an der Kostenfrage scheiterte 
die Reform. Das Bauproblem ist aber mit der Zeit immer glücklicher ge- 
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löst worden, so daß heute die Kosten einer Einzelhaftanstalt jene eines 
Strafhauses für die gemeinsame Haft nur unbedeutend übersteigen. Die 
neuen Zellenanstalten Preußens mit ununterbrochener Glasbedachung 
können als vorbildlich gelten. Eine Lichtfülle ergießt sich in die einzelnen 
Zellenflügel, und zu dieser Lichtfülle gesellt sich eine reiche Zufuhr frischer 
Luft. Bei Tage genügt die Luftmenge jeder Zelle; bei Nacht reicht sie in¬ 
dessen nicht aus, da aus hauspolizeilichen Gründen die Fenster zu schließen 
sind. Jeder Gefangene verbraucht stündlich etwa 40—50 cbm Luft¬ 
menge. Da unsere Zellen ein Volumen von 22 cbm aufweisen, so ist rege 
Fensterventilation notwendig, und da diese des Nachts nicht stattfindet, 
muß die Luft sich verschlechtern und auf die Gesundheit nachteilig ein¬ 
wirken. Die fahle Gesichtsfarbe, namentlich in Strafanstalten mit lang¬ 
fristigen Strafen, ist auf unzureichenden Sauerstoff zurückzuführen. 

Einen anderen Übelstand hat der panoptische Zellenbau gezeitigt. 
Psychologisch erklärlich ist es, wenn man Gefangene unter einem und 
demselben Dache als gleicher Behandlung unterstellt betrachtet. Aus 
solcher Vorstellung hat sich ein Schematismus entwickelt, dessen bereits 
gedacht worden ist. — Enthält die Zellenbauart gegenüber veralteten 
Bauten mannigfache Vorzüge, so glaube ich, wird auch eine Zeit kommen, 
wo an ihre Stelle der Pavillonbau treten wird. Hat sich erst ein Strafvoll¬ 
zug Bahn gebrochen, wie ich ihn in einigen Strichen gezeichnet habe, dann 
wird es notwendig werden, die einzelnen Kategorien auch räumlich zu 
trennen, wir werden dem Vorgehen der Mediziner folgen, die dem Gruppen- 
Bau den Vorzug geben, ohne damit der Einheitlichkeit des Organismus 
Abbruch zu tun. 

Die Strafhäuser werden freilich dann höhere Unterhaltungskosten 
erfordern. Diese Mehrausgabe wird aber aufgewogen werden durch er¬ 
folgreicheren Strafvollzug; es wird die Kriminalität abnehmen! 

Stillstand ist Rückstand; schreiten wir mit den Zeitbedürfnissen 
voran, dann sind uns Erfolge sicher! 



Anträge 

betreffend „Vorschläge zu einem Reichsgesetze über den Voll¬ 
zug der Freiheitsstrafen und sichernder Maßnahmen“. 

1. zu § 2, Ziffer 2, Seite 5. 

Ich beantrage folgende Fassung: 

„ln den größeren Anstalten oder Abteilungen sind 
für Aufsichtszwecke auschließlich weibl. Beamte, bezw. 
Hilfsbeamte zu werwenden. Es ist darauf Bedacht zu 
nehmen, daß auch die ärztliche und Lehrtätigkeit durch 
weibliche Hilfskräfte ausgeübt wird, usw.“ 

Begründung. 

a) In 1. Lesung hieß es: „Zur Bewachung der weib¬ 

lichen Gefangenen in den größeren Anstalten werden aus¬ 
schließlich, in den kleineren, soweit tunlich, weibliche Be¬ 
dienstete verwendet_“ In der 2. Lesung wird nur verlangt, 

daß weibliche Beamte in größeren Anstalten oder Abteilungen 
tunlichst Verwendung finden sollen. In der Praxis werden 
sich an größeren Anstalten heutzutage wohl stets nur weibliche 
Beamte finden. Es dürfte auch keine Schwierigkeiten be¬ 
reiten, geeignete Kräfte zu erlangen (für Preußen z. B. durch die 
Innere Mission, Kommission zur Ausbildung von Gefängnis¬ 
aufseherinnen, Berlin). Deshalb erscheint die Wiederaufnahme 
des Wortes „ausschließlich“ statt „tunlichst“ doch wohl zweck¬ 
mäßiger. Das Gleiche trifft auch für die Hilfsbeamten zu. 
Übrigens wäre näher festzulegen, welche Belegfähigkeit, bzw. 
Durchschnittskopfstärke dazu gehört, um eine Anstalt oder 
Abteilung zu den „größeren“ zu rechnen. 

b) Das Personal ist zu trennen in das Aufsichtspersonal 
und in das technische Personal. Zu dem ersteren gehören: 
Vorsteherin, Oberin, Buchhalterin, Hilfsbuchhalterin usw., 
Oberaufseherin, Werkmeisterin, Aufseherin, Hilfsaufseherin. 
Zu dem letzteren: Geistlicher, Arzt, Lehrerin. Diesen Unter¬ 
schied festzuhalten dürfte sich empfehlen mit Rücksicht da¬ 
rauf, daß wohl für die Bewachung stets weibliche Beamte zur 
Verfügung stehen werden (vgl. Ziffer a), dagegen nicht hin¬ 
sichtlich der technischen Kräfte, zumal für das geistliche Amt. 
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Wohl aber gibt es Ärztinnen und Lehrerinnen. Letztere sind 
ja, wenigstens in Preußen, in größerer Anzahl angestellt und 
schon gelegentlich der Aufstellung der ersten Strafanstalts¬ 
statistik im Jahre 1868 (Ministerium des Innern) vorhanden 
gewesen. Das wird daran liegen, daß der Lehrberuf schon 
frühzeitig von den Frauen ergriffen worden war. Das medi¬ 
zinische Studium der Frauen ist dagegen jüngeren Datums, 
und der Ärztinnenberuf somit erst in letzter Zeit so recht in 
Aufnahme gekommen. Zur Vervollständigung des Gedankens, 
den Strafvollzug an weiblichen Rechtsbrechern ausschließlich 
durch Frauen ausüben zu lassen (siehe Frauengefängnis in 
Berlin, Barnimstr.) würde es gehören, auch den männlichen 
Arzt durch die weibliche Kollegin zu ersetzen, abgesehen von 
den Vorteilen in disziplinärer Hinsicht. — Das Ausland hat 
in dieser Richtung jüngst ein Beispiel gegeben; die englischen 
Frauen hatten vor einiger Zeit eine Petition, betreffend An¬ 
stellung von Gefängnisärztinnen eingereicht; als erster Erfolg 
ist, wie man schreibt, die Einführung einer solchen bei dem 
Frauengefängnis in Cork zu verzeichnen. 

2. zu § 52, Seite 20. 

Ich beantrage: 

a) zu Ziffer 1 

zwischen „Die Strafen“ und „werden... “ einzuschieben: 
„mit Ausnahme der im § 51 Ziffer 1 i genannten“ 

b) zu Ziffer 2. 

als zweiten Satz hinzuzufügen: 

„Schulstrafen (§51 Ziffer 1 i) sind von dem Lehrer zu 
verhängen und können an Ort und Stelle vollstreckt 
werden, doch ist von jeder Strafe dem Vorsteher als¬ 
bald Meldung zu machen“. 

c) zu Ziffer 5 

als zweiten Satz hinzuzufügen: 

„Der Strafvollstreckungsbehörde ist nach Strafablauf 
Mitteilung über die weitere Festhaltung und endgültige 
Entlassung zu machen“. 

Begründung 

zu a und b. 

Die 2. Lesung setzt für die jugendlichen, schulpflichtigen 
Gefangenen die Schulstrafe je nach dem am Straforte geltenden 
Recht wieder ein (§51, Ziffer 1 i). Nach § 52 Ziffer 1 sind die 
Ordnungsstrafen allein von dem Vorsteher (bzw. der Aufsichts- 
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behörde) zu verhängen und zu vollstrecken. Danach müßte 
der Anstaltslehrer über Schulvergehen der Jugendlichen zu¬ 
nächst dem Vorsteher Anzeige erstatten und eine entspre¬ 
chende Bestrafung beantragen. Das alles würde aber dem 
eigentlichen Zweck der Strafe zuwider laufen. Dem Lehrer muß, 
wie in der Volksschule so auch im Gefängnis, das Recht zu¬ 
gestanden werden, erforderlichenfalls aus sich heraus von der 
Strafgewalt Gebrauch zu machen; die bereits bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen dürfen nicht ohne weiteres durch 
ein Sondergesetz (RStrVG) aufgehoben werden. Es empfiehlt 
sich deshalb die vorgeschlagene Einschränkung zu § 52, Ziffer 1. 

Anderseits muß im RStrVG Bestimmung darüber ge¬ 
troffen sein, von wem Schulstrafen verhängt und vollstreckt 
werden können. Daher der beantragte Zusatz zu Ziffer 2 
(eventuell als besondere Ziffer aufzunehmen). Es ist in dem Vor¬ 
schläge noch ein Unterschied zwischen „verhängen“ und „voll¬ 
strecken“ gemacht worden. Das Recht des Lehrers, die Strafen 
zu „verhängen“, soll durch das Wort „sind“ festgelegt werden, 
die Strafe aber zu „vollstrecken“ (selbst), muß in Anbetracht 
der besonderen Verhältnisse (jugendliche Gefangene) dem 
Lehrer freigestellt bleiben. Es muß ihm Gelegenheit geboten 
sein, die Vollstreckung (soweit es sich um körperliche Züch¬ 
tigung handelt) durch eine andere Person (selbstverständlich 
mit Beamteneigenschaft), vielleicht durch einen Aufseher in 
seiner Gegenwart ausüben zu lassen. Daher das Wort „können“. 
Das würde auch der an manchen Anstalten geübten Praxis ent¬ 
sprechen. Daß dem Vorsteher der Anstalt von jedem Falle 
Meldung zu machen ist, erscheint zwar selbstverständlich, ein 
Hinweis darauf könnte aber wohl nichts schaden. 

zu c. 

Da zwecks Vollstreckung einer Ordnungsstrafe das eigent¬ 
liche Strafende überschritten wird, muß der Strafvollstreckungs¬ 
behörde schon an und für sich eine Verbüßungsanzeige zu den 
Akten erstattet werden, in welcher zum Ausdruck zu bringen 
wäre, warum der Verurteilte nicht in die Freiheit entlassen 
wurde. Auch über die Verbüßung der Ordnungsstrafe wäre 
Mitteilung erforderlich, um die endgültige Entlassung des Ver¬ 
urteilten aus der Strafanstalt aktenkundig zu machen. 

v. Baehr. 



Anträge 

zu „Vorschläge zu einem Reichsgesetz über den Vollzug der Freiheits¬ 
strafen usw.“ 

von 

Stöcker, Direktor des Männerzuchthauses, Bruchsal. 

Antrag. 

Zu § 16 erscheint eine weitere Ziffer 5. erforderlich: 

„Gegenstände, die zur Verübung von Straftaten dienen, 
sind bei der Entlassung nicht mehr auszuhändigen.“ 

§ 16 3 —: spricht wohl vom „abnehmen“, aber nicht, was 
damit geschehen soll. 

Begründung. 

Das Recht zur Wegnahme von Schieß-, Stech- und Ein¬ 
bruchswerkzeugen muß im Gesetz einwandfrei festgelegt sein, 
weil unter den eingebrachten Habseligkeiten sich gefährliche 
Dinge befinden, die zwar im vorliegenden Straffall keine Rolle 
spielten und vom Gericht nicht eingezogen werden konnten, 
aber sicherheitspolizeilich im Hinblick auf das verbrecherische 
Individuum, weggenommen gehören. 

So erhielt z. B. ein gewohnheitsmäßiger Einbrecher von 
seiner früheren Schlafstelle einen Koffer voll Einbruchswerk¬ 
zeugen nebst 2 Revolvern und 300 Patronen! 

Ähnliches kommt vielfach vor. 

Antrag. 

Zu § 24 erscheint eine weitere Ziffer 5 erforderlich: 

„Wer sich wider besseres Wissen beschwert, kann bestraft 
werden.“ 


Begründung. 

Der Hinweis auf § 50 und Behandlung der Querulanten 
(siehe die Begründung der Gesetzesvorschläge) genügt nicht. 
Die Strafandrohung gehört in das Gesetz. 

Jeder Paragraph sollte den Stoff möglichst erschöpfend 
fassen und nicht dazu zwingen, allgemein gehaltene Begriffe, 
wie sie § 50 bietet, zu Hilfe nehmen zu müssen. 
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Zusatz zu § 32 2 —: 

„Männlichen Zuchthausgefangenen wird das Haupthaar 
kurz geschoren. Ihnen ist das Barttragen verboten, aber gegen 
Ende der Strafzeit oder aus Gesundheitsrücksichten oder aus 
sonst erheblichen Gründen zu gestatten.“ 

§ 32 2 — ist in seiner jetzigen Fassung nicht bestimmt genug 
und macht keinen Unterschied zwischen Zuchthaus und den 
andern Strafarten. 

Mein Vorschlag bezweckt das schärfere Anfassen des Zucht¬ 
häuslers schon aus Erkennungs- und Sicherungsgründen, gibt 
aber dem Arzt und dem Vorsteher die Möglichkeit, in gewissen 
Fällen davon abzuweichen, worunter die gewünschte Schonung 
eines sog. besseren Gefangenen auch fallen kann. Im übrigen 
aber vermag ich im Kurzscheren und Glattrasieren nichts ent¬ 
ehrendes zu erblicken. Es mag manchem als unbequemer und 
unwürdiger Zwang erscheinen, aber als entehrend kann un¬ 
möglich etwas angesehen werden, was draußen ehrenhafte 
Männer aus Gründen der Reinlichkeit, des Geschmackes oder 
der Mode tun. 

Man sollte Zuchthäusler nicht so zimperlich behandeln 
und der Anstalt nicht unnötig das Geschäft erschweren, denn 
es ist mit Sicherheit vorauszusehen, daß § 32 2 — in jetziger 
Fassung zu einer unversiegbaren Beschwerdequelle würde, weil 
dem einen Backenbart und rasiertes Kinn gefällt, dem andern 
der Knebelbart oder die Rennleiste besser paßt und der Dritte 
einen artigen Scheitel oder schickliche Locken wünscht. 

Eine Strafanstalt ist aber kein Friseurgeschäft! 

Antrag. 

Zu § 34 1 —: „Den Zuchthausgefangenen kann nach Ab¬ 
lauf von einem Jahr“ usw. 

Begründung. 

Welcher Abstand zwischen der bisherigen Vergünstigung, 
in Baden z. B. erst nach 10 jähriger Zuchthausstrafe, und den 
Vorschlägen! Stimmt auch nicht mit der Frist in § 23 überein. 
Schon nach 6 Monaten Nahrungs- und Genußmittel kaufen zu 
dürfen, ist fürs Zuchthaus viel zu früh. Man denke an die vielen 
Rückfälligen. 

Außerdem haben die allermeisten nach 6 Monaten über¬ 
haupt noch keine nennenswerte Arbeitsbelohnung. Es dürfte 
sogar eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung sein, ob es 
weiser ist, die Leute zum sparen aufs Strafende anzuh'alten, 
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oder sie die Arbeitsbelohnung für fragwürdige Genüsse aus¬ 
geben zu lassen. 

Es kehren leider viel zu viele immer wieder. Man gebe 
ihnen nicht zu viel Rechte und Vergünstigungen, sonst kann 
die sowieso schon wankende Abschreckungstheorie aus der 
Materie des Strafrechts ganz gestrichen werden! 

Antrag. 

Zu § 35 4 —: „Zuchthausgefangenen ist während einer 
Arrestverbüßung der Aufenthalt im Freien nur an den Tagen 
zu gewähren, an denen die Schärfungen (§ 51 3 — ) wegfallen.“ 

Begründung. 

Ärztliche Bedenken werden hier nicht erhoben. Störrische 
und erregte Gefangene vom ersten Arresttag ab und täglich 
ins Freie zu nehmen, erscheint unzulässig oder mindestens zu 
weit gehend. 

Antrag. 

Zu § 52 1 — Strich des Nachsatzes; „sie können auf Wohl¬ 
verhalten ausgesetzt“ usw. 

Begründung. 

Erlassen, aussetzen oder ermäßigen einer Strafe wider¬ 
spricht nach meinen Erfahrungen einer strengen Zuchthaus- 
Pädagogik. 

Der Strafende soll sich vorher den Mann und den Tat¬ 
bestand genau ansehen und das Strafmaß überlegen, dann aber 
nicht mehr nachgeben. § 52 1 — führt bei den bekannten Quali¬ 
täten der Zuchthausinsassen zu weiter nichts, als zum bitten 
und betteln um Nachlaß, den sie dann als Schwäche aus¬ 
legen, um leichteren Herzens und im Vertrauen auf Nachsicht 
sich weiter hausordnungswidrig zu betragen. 

Einen sonst gutwilligen Gefangenen belehre und warne 
ich lieber mehrmals, ehe ich ihn strafe — wenn aber Strafe aus¬ 
gesprochen ist, dann muß er wissen, daß es kein zurück mehr gibt. 

Es erscheint bedenklich, solche Abschwächung in ein Ge¬ 
setz zu bringen. 

Antrag. 

Zu § 54 1 —: „An dem letzten Straftage“ ist zu streichen. 


Begründung. 

Schubwagen laufen nicht immer am letzten Straftag, man 
muß also die Möglichkeit haben, Gefangene „eine mäßige Zeit“ 
vorher zu entlassen. Stöcker. 



Anregung 

zur Ergänzung der Vorschläge zu einem Reichsgesetze über den 
Vollzug der Freiheitsstrafen und sichernder Maßnahmen — ad. 
11, Ziffer 3/4 der Mitteilung des Herrn Vorsitzenden des Aus¬ 
schusses des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten vom 

November 1913. 

Von Oberinspektor Dreier, Wiesbaden. 

1. Der § 3 bedarf des Zusatzes: „wenn nicht besondere 
Gründe wie Krankhait usw. entgegenstehen“. 

2. Im § 4 Ziffer 2 letzte Zeile ist vor dem Worte „getrennt“ 
einzurücken „räumlich“. 

3. Im § 10 Ziffer 1, Zeile 1 von oben ist zwischen den Wörtern 
„ die Zellen “einzurücken „Einzel“. 

Begründung zu 1—3 ergibt sich aus den Anregungen. 

4. Der § 10 Ziffer 1 bedarf des Zusatzes: „Diese Be¬ 
stimmungen gelten nicht für bestehende Räume mit geringeren 
Abmessungen, deren dem Gesetze entsprechende Änderung un¬ 
ausführbar ist.“ 

Begründung: Ohne diesen Zusatz würden die dem Gesetze 
nicht entsprechenden bestehenden Anstalten, welche nicht ge¬ 
ändert werden können, durch Neubauten zu ersetzen sein, was 
aber mit Rücksicht auf die Kosten usw. trotz der Bestimmung 
im § 70 Ziffer 2 nicht ohne weiteres ausführbar sein wird, selbst 
dann nicht, wenn eine Frist von nicht unter zehn Jahren — 
wie Seite 32 der Begründung der Gesetzesvorschläge angeführt 
— gesetzt werden sollte, ln diesem Falle würde der Erlaß einer 
gesetzlichen Vorschrift zwecklos sein. 

5. Der § 16 Ziffer 2 ist zu streichen, Ziffer 3 und 4 sind in 
2 und 3 zu ändern. 

Begründung: Die in Ziffer 2 gegebene Vorschrift läßt in 
der vorgeschlagenen Fassung sich in der Praxis nicht durch¬ 
führen. Soll die Durchsuchung zweckentsprechend sein, 
so bedingt sie eine Entblößung der zu durchsuchenden Person, 
weil Gegenstände am bloßen Körper, bei männlichen Ge¬ 
fangenen sogar hinter dem Geschlechtsteil verborgen, ge¬ 
funden worden sind. 



— 223 — 


Ein derartiges Verfahren — auch wenn es auf Verdächtige 
beschränkt wird — wird das Scham- und Ehrgefühl verletzen, 
besonders bei Personen mit besserer Bildung. 

Bleibt die Vorschrift, welche den Gefangenen durch die 
Hausordnung bekannt wird — § 17 der Vorschläge — in ihrer 
jetzigen Fassung bestehen, so wird sie zweifellos zu Beschwer¬ 
den Veranlassung geben, weil die Gefangenen zu der Annahme 
gedrängt werden, eine Durchsuchung bei entblößtem Körper 
sei vom Gesetzgeber für unzulässig erachtet. 

Es darf angenommen werden können, daß die Gefängnis¬ 
verwaltungen auch ohne das Bestehen einer entsprechenden 
gesetzlichen Vorschrift dafür Sorge tragen werden, daß das 
Scham- und Ehrgefühl der zu durchsuchenden Gefangenen 
nach Möglichkeit geschont werden wird, so z. B., daß die 
Entblößung nicht in Gegenwart anderer Gefangenen statt¬ 
findet usw. 

6. Im § 21 Ziffer 3 Zeile 1 von oben, ist zwischen den 
Wörtern „Gefangenen voneinander“ das Wort „räumlich“ 
einzurücken. 

Begründung ergibt sich aus der Anregung. 

7. Es wird vorgeschlagen, den § 34 Ziffer 3 wie folgt zu 
fassen: 

„3. Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- und 
Kautabak nur den erwachsenen Gefangenen gestattet werden, 
welche mit schwerer Außenarbeit dauernd beschäftigt sind.“ 
Eventl. wäre die Anlage G „Vergleichende Übersicht“ in 
Spalte 18 unter „Gefängnis, Einschließung und Haft“ ent¬ 
sprechend zu ändern. 

Begründung: Nach den gemachten Erfahrungen ist der 
Genuß von Tabak zur Erhaltung der Gesundheit nicht er¬ 
forderlich. Hat ein Gefangener vor der Aufnahme in das Ge¬ 
fängnis sich den Tabakgenuß gestattet, so wird es für ihn von 
Vorteil sein, wenn er im Gefängnis davon entwöhnt wird. 
War jemand dem Tabakgenuß aber nicht ergeben, so darf 
ihm im Gefängnisse dazu keine Gelegenheit geboten werden. 
Jedenfalls ist es vorteilhaft, wenn der Gefangene die über¬ 
flüssige Ausgabe für Tabak spart. Weshalb soll der Gefangene 
derartige Ausgaben machen dürfen, während seine Frau und 
Kinder zu Hause darben müssen? Außerdem liegt das Ver¬ 
bot des Rauchens im Interesse der Feuersicherheit, das des 
Schnupfens und Kauens im Interesse der Reinlichkeit. 

In Preußen war bisher das Rauchen in allen Gefängnis¬ 
räumen verboten (Ministerialverfüg. v. 31. 12. 01 I 4360), das 
Verbot hat aber niemals zu Weiterungen Veranlassung gegeben. 
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8. Im § 44 Ziffer 6 letzte Zeile muß es anstatt § 72 Abs. 2e 
heißen: „§ 72 Abs. 2f“. 

9. Seite 52 Abs. 5 der Begründung der Gesetzesvorscliläge 
muß es erste Zeile von oben heißen „Absatz 3“ anstatt Abs. 2. 

Begründung zu 8 und 9: Redaktionsversehen. 

10. Seite 82 Abs. 4 der Begründung der Gesetzesvorschläge 
muß es Zeile 7 und 9 von oben anstatt ,,§ 71“ heißen ,,§ 72“. 
(Redaktionsversehen.) 

11. Es dürfte zu erwägen bleiben, ob der erste Satz des § 44 
der Vorschläge folgenden Zusatz erhält: „Ist der Vorstand 
behindert, darf der ständige Vertreter die Briefe lesen.“ 

Begründung: Nach der Begründung der Gesetzesvorschläge 
Seite 59 Abs. 2 hat der Vorstand die Pflicht, die ein- 
und ausgehenden Briefe der. Gefangenen zu lesen. In einem 
Gefängnisse mit einer Belegungszahl von 500 Köpfen werden 
unter der Berücksichtigung, daß — vorbehaltlich weitergehender 
Erlaubnis aus besonderen Gründen — die Gefängnisgefangenen 
jeden Monat einen Brief absenden und einen empfangen dürfen, 
§§ 44 2 und 45 1 , am Sonntage — welcher in der Regel dazu ver¬ 
wendet wird — durchschnittlich 115 Briefe geschrieben. Hierzu 
treten durchschnittlich täglich 17 Briefe, welche für Gefangene 
eingehen, der Vorstand hat daher an jedem Montage vormittags 
132 Briefe zu lesen. Rechnet man durchschnittlich auf jeden 
Brief zwei Minuten — öffnen und Schließen inbegriffen, — dann 
bedarf es einer Gesamtzeit von 264 Minuten oder 4 1 /* Stunden 
zur Erledigung. Abgesehen von der geistigen Erschlaffung, welche 
eine so eintönige Beschäftigung im Gefolge haben muß, drängt 
sich die Frage auf, ob der Vorsteher dadurch nicht wichtigeren 
Geschäften entzogen wird. Bei Gefängnissen mit stärkerer Be¬ 
legung — von 700 bis 800 Köpfen — und nur einem Vorsteher, 
ist diese Belastung noch bedeutender. Die Zulässigkeit der 
Übertragung dieser Geschäfte an den Vertreter dürfte eine 
dringende Notwendigkeit sein, um so mehr, als die Mehrzahl 
der Briefe erfahrungsgenäß nur die Frage des persönlichen 
Wohlergehens betrifft, und der Inhalt für die Charakteristik 
des Gefangenen oder seiner Familie kaum einen Anhalt bietet. 

Ist der Inhalt aber wichtig oder derartig, daß er die Ab¬ 
sendung oder Aushändigung zu beanstanden veranlaßt, würde 
der Brief dem Vorstande vorzulegen sein. 

Eine Verlegung des Briefschreibens auf alle Tage — ab¬ 
gesehen von wichtigen Fällen — würde ohne Beeinträchtigung 
der notwendigen Ordnung kaum erfolgen können, außerdem 
würde der Vorsteher bei dieser Einrichtung auch noch täglich 
eine Stunde damit beschäftigt sein. 



Das Jugendgefängnis in Wittlich. 

Am 1. August 1912 ist das erste deutsche Jugendgefängnis 
in Wittlich a. Mosel eröffnet worden. Die Anregung gab eine 
Denkschrift, die Prof. Freudenthal dem preußischen Mini¬ 
sterium des Innern einreichte. Geheimrat Dr. Kroll ne, der 
derzeitige, so hoch verdiente Chef des preußischen Gefängnis¬ 
wesens, soweit es dem Ministerium des Innern unterstellt ist, 
ging um so bereitwilliger auf diese Gedanken ein, als sie ja nur 
eine weitere Durchführung der von ihm stets verfochtenen und 
zum Siege gebrachten Prinzipien eines individualisierenden 
und erzieherischen Strafvollzugs bedeuteten, und so setzte 
er sie mit feinem Blicke für das, was wir von Amerika und Eng¬ 
land übernehmen und was wir ablehnen müssen, in dem in 
Wittlich geschaffenen Jugendgefängnis in die Wirklichkeit um. 
Der in Aussicht genommene Direktor der neuen Anstalt wurde 
zunächst, um die amerikanischen und englischen Einrichtungen 
kennen zu lernen, zu einer dreimonatlichen Studienreise nach 
Amerika und dann nach England entsandt, damit er auf Grund 
der dort gewonnenen Eindrücke seine Vorschläge mache, in 
welcher Weise im einzelnen das Jugendgefängnis einzurichten sei. 

Infolge der stetig abnehmenden weiblichen Kriminalität 
war in Wittlich das Weibergefängnis, das bis dahin mit dem 
dortigen Männergefängnis zu einer Verwaltungseinheit ver¬ 
einigt war, entbehrlich geworden. Es hatte eine Aufnahme¬ 
fähigkeit von 180 Köpfen und wurde nun durch den Anbau 
eines Werkstättenflügels und einer Turnhalle an das Zellen¬ 
haus, sowie einer Schlosserei mit darüberliegenden Lager¬ 
räumen an das Wirtschaftsgebäude zum Jugendgefängnis aus¬ 
gebaut. Der eine Hof in einer Größe von 18 a wurde als 
Exerzier- und Turnplatz hergerichtet. Bedeutende Land¬ 
käufe wurden vorgenommen, weil es in dem Plane lag, einen 
möglichst großen Teil der Insassen mit Feld- und Gartenwirt¬ 
schaft zu beschäftigen, sodaß jetzt das Jugendgefängnis über 
ca. 420 a Ackerland verfügt. Eine Fläche von 80 a unmittel¬ 
bar hinter der Anstalt wurde außerdem mit einer 2,40 m hohen 
Umfassungsmauer aus Zementplatten versehen, um für die 
hierhin zu verlegende Gärtnerei eine größere Sicherheit gegen 
die Fluchtgefahr zu gewinnen. Cf. Anlage 1. 


Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVI1I. 
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Da einersets für einen wirklich erzieherischen Strafvollzug 
Strafzeiten unter einem Jahr kaum in Betracht zu kommen 
schienen und andererseits die eigentlichen nach den bundes- 
rätlichen Bestimmungen von den älteren Gefangenen getrennt 
zu haltenden Jugendlichen in zu geringer Anzahl Strafen von 
der notwendigen Länge zu verbüßen haben, wurde bestimmt, 
daß männliche Gefängnisgefangene jeder Religion im Alter 
von 18 bis 21 Jahren, die zu einer Strafe von einem Jahr und 
darüber verurteilt sind, soweit sie bisher aus den Landgerichts¬ 
bezirken des Rheinlandes in die Gefängnisse der Rheinprovinz 
eingeliefert wurden, nunmehr dem Jugendgefängnis in Wittlich 
zugewiesen würden. 

Es wurden nun folgende Zusätze zu der in Geltung stehen¬ 
den Hausordnung genehmigt, in denen der größte Teil der Be¬ 
sonderheiten des Jugendgefängnisses zum Ausdruck kommt: 

§ 1 . 

Die Insassen werden in drei Klassen eingeteilt. Der Neu- 
eingelieferte kommt in die 3. Klasse, in welcher er 4 Monate 
verbleibt. Hat er sich in dieser Zeit gut geführt, rückt er in die 
2. Klasse auf. Hat er sich auch hier 4 Monate gut geführt, 
gelangt er in die 1. Klasse. 

§ 2 . 

Die 3. Klasse hat Einzelhaft, trägt gewöhnliche An¬ 
staltskleidung, erhält kein Arbeitsgeschenk, erhält keine Zu- 
satznahrungsmittel. 

Die 2. Klasse arbeitet in gemeinschaftlichen Werk¬ 
stätten, trägt gewöhnliche Anstaltskleidung mit rotem Band, 
erhält ein Ärbeitsgeschenk von 1—4 Pfg., erhält Verpflegungs¬ 
zulage I, kann ein Tagebuch, ein Zeichenheft mit Buntstiften 
resp. Wasserfarben und ein Extrabuch belehrenden Inhalts 
außer dem regelmäßigen Bibliotheksbuch erhalten. 

Die 1. Klasse arbeitet in Gemeinschaftshaft; trägt 
blaue Kleidung, erhält ein Arbeitsgeschenk von 5—30 Pfg., er¬ 
hält Verpflegungszulage II und wöchentlich 2 mal je 100 gr 
Wurst oder Obst in demselben Werte, kann ein Tagebuch, 
ein Zeichenheft mit Buntstiften resp. Wasserfarben und ein 
Extrabuch belehrenden Inhalts außer dem regelmäßigen Biblio¬ 
theksbuch sowie einen Bibliothekskatalog erhalten, darf sich 
die Zelle durch Blumen, Bilder und einen Spiegel wohnlicher 
machen und hat einen Schemel mit Lehne, darf eine Stunde 
länger aufbleiben und ev. Licht brennen, hat wöchentlich eine 
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Extraturnstunde, in der nach Belieben geturnt und Turnspiele 
gemacht werden dürfen, hat am Sonntag nachmittag alle 14 
Tage eine Vortrags- und eine Vorlesungsstunde. 

Nur Angehörige des 1. Grades können zu irgendwelchem 
Straferlaß, wie z. B. vorläufige Entlassung oder Begnadigung, 
vorgeschlagen werden. 


§ 3. 

Die Vergehen gegen die Hausordnung werden je nach 
ihrer Schwere in drei Grade eingeteilt. Sie können außer den 
gewöhnlichen Disziplinarstrafen noch eine Verzögerung des 
Aufrückens in eine höhere Klasse oder sogar die Rückversetzung 
des Betreffenden in die 3. Klasse zur Folge haben. 

. Ein Vergehen 1. Grades hat zur Folge, daß sich das Auf¬ 
rücken des Betreffenden in eine höhere Klasse um 5 Tage hin¬ 
ausschiebt; bei einem Vergehen 2. Grades tritt eine solche hin- 
ausschiebung um 10, bei einem Vergehen 3. Grades um 15 
Tage ein. Beträgt innerhalb eines Monats der Verlust an Tagen 
mehr als 30, so tritt Rückversetzung in die 3. Klasse ein, die 
bei besonders schweren Fällen nach Konferenzberatung schon 
nach einer einzigen Meldung 3. Grades erfolgen kann. Um sich 
aus der 3. Klasse in die 2. Klasse wieder emporzuarbeiten, muß 
der Betreffende einen Monat tadelloser Führung ohne jegliche 
Meldung aufweisen können. Gehörte er vorher der 1. Klasse an, 
so genügt auch ein solcher tadelloser Monat, um die 2. Klasse 
zum zweitenmal zu durchlaufen. 

Um zugleich gutes Verhalten zu belohnen, kann die Frist 
für jede Woche tadelloser Führung um ein Tag verkürzt werden, 
bei besonderem Fleiß in Werkstätte und Schule wird die Frist 
um einen weiteren Tag für jede Woche verkürzt. Außerdem 
hat die Direktion das Recht, wenn der Zeitpunkt des Auf¬ 
rückens in eine höhere Klasse gekommen ist, bis zu 7 Tagen — 
1 Woche zu schenken. 

Meldung I. Grades. 

1. Ungenügende körperliche Reinigung. 

2. Unordentliche Kleidung. 

3. Unsaubere und unordentliche Zelle. 

4. Unaufmerksamkeit. 

5. Langsamkeit und Verspätung. 

6. Verlassen des angewiesenen Platzes. 

7. Hinaussehen aus dem Fenster. 

8. Schlappe und unangemessene Haltung. 


15 * 



— 228 — 


9. Unerlaubtes Sprechen. 

10. Widerrede. 

Meldung II. Grades. 

1. Nachlässigkeit in Schule, Werkstätte oder beim Turnen. 

2. Beschädigung des Zelleninventars, der Werkzeuge, des 
Arbeitsmaterials oder der Bücher durch grobe Fahrlässigkeit. 

3. Störung der Ruhe der Anstalt durch lautes Wesen in oder 
außerhalb der Zelle. 

4. Scheltworte und Streit mit anderen Gefangenen. 

5. Unerlaubte schriftliche Mitteilungen an andere Gefangene. 

6. Unerlaubtes Geben oder Annehmen irgendwelcher Gegen¬ 
stände. 

7. Besitz irgendwelcher unerlaubter Gegenstände. 

8. Mutwilliges Vergeuden von Essen. 

Meldung 111. Grades. 

1. Fortgesetzte Trägheit. 

2. Freches Benehmen gegen einen Beamten. 

3. Arbeitsverweigerung. 

4. Gehorsamsverweigerung. 

5. Lüge. 

6. Entwenden irgendwelcher Gegenstände. 

7. Unsittliche Redensarten und Handlungen. 

8. Schlagen und Verletzen eines anderen Gefangenen. 

§ 4. 

Jeder Insasse hat das Recht, sich zum Direktor zu melden, 
welche Meldung unverzüglich an diesen weitergegeben werden 
muß. 

Außerdem ist im Erdgeschoß ein Briefkasten für den Direk¬ 
tor angebracht, in dem die Leute schriftliche Mitteilungen an 
diesen einwerfen können. Briefpapier und Umschläge, die mit 
dem Namen des Betreffenden zu versehen sind, sind zu diesem 
Zwecke von dem Aufseher zu erbitten. 

§ 5 . 

In gesundheitlichem Interesse der Leute ist Turn- und 
Exerzierunterricht eingeführt, woran jeder einzelne teilzu¬ 
nehmen hat. 

Diese Zusätze zur Hausordnung zeigen, daß im Jugend¬ 
gefängnis der Versuch gemacht wird, den progressiven Straf¬ 
vollzug streng durchzuführen. Inwieweit er berechtigt ist, 
wird weniger die Theorie als die Praxis zu entscheiden haben. 
Gegenüber den mancherlei theoretischen Bedenken, die man 
gegen ihn geltend gemacht hat, kann darauf hingewiesen werden, 
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daß in den l 1 /* Jahren, seitdem das Jugendgefängnis besteht, 
seine Einführung keinen Augenblick zu bedauern war, vielmehr 
hat er bis jetzt seinen Zweck vollkommen erfüllt, erzieherisch 
auf die Gefangenen zu wirken, indem das Ehrgefühl geweckt 
und der Wille angespornt wird, und die strengen Arreststrafen 
nach Möglichkeit entbehrlich zu machen. Wohl erscheint die 
Berechnung des Aufrückens in eine höhere Klasse beim ersten 
Anblick etwas kompliziert, und zwar komplizierter, als sie in 
Wirklichkeit ist, aber die unbestreitbar größere Arbeit der 
Listenführung wird durch die Erleichterung der Disziplin voll 
aufgewogen. Das Aufrücken in höhere Klassen jedoch ohne 
Listenführung in das Belieben der Beamten zu stellen, dürfte 
sich deshalb nicht empfehlen, weil dann zu leicht der Schein 
der Willkür geweckt wird. Gerade weil die Insassen des Jugend¬ 
gefängnisses auf dieses Aufrücken das größte Gewicht legen, 
und zwar nicht nur um der äußeren Vergünstigungen willen, 
sondern vielmehr aus einem durchaus gesunden Ehrgeiz, rech¬ 
nen sie ganz genau an der Hand des ihnen monatlich zur Ein¬ 
sicht ausgehändigten Klassifikationsbüchleins nach, wann der 
Zeitpunkt des Aufrückens gekommen ist, und reklamieren so¬ 
fort, sobald sie sich benachteiligt glauben, geben sich aber 
auch sofort zufrieden, sobald ihnen durch die Listenführung 
nachgewiesen ist, daß alles gerecht und genau berechnet ist. 
Die bisher gemachten Erfahrungen berechtigen deshalb zu der 
Annahme, daß ohne diese Listenführung das Progressivsystem 
einen sehr erheblichen Teil seiner Wirksamkeit verlieren würde. 
Zu der Annahme aber, daß es zum Schematismus seitens der 
Beamten und zur Heuchelei seitens der Insassen führe, hat 
sich bis jetzt kein Grund finden lassen. 

Ist das Progressivsystem um der individualisierenden und 
erzieherischen Tendenzen willen im Jugendgefängnis einge¬ 
führt, so dienen ihnen auch seine sonstigen Einrichtungen, und 
zwar in erster Linie die Anstaltsschule sowie der Exerzier- und 
Turnunterricht. In einer schriftlichen Aufnahmeprüfung 
durch Beantwortung eines Fragebogens und Aufzeichnung 
eines Lebenslaufes werden zunächst die meist nicht erheblichen 
Kenntnisse der Neueingelieferten festgestellt, haben doch bisher 
überhaupt nur zwei Insassen höhere Schulen besucht. Die 
Anstaltsschule, an der ein evangelischer und ein katholischer 
Lehrer tätig sind, besteht aus 6 Klassen, einer Unterstufe, zwei 
Mittelstufen, zwei Oberstufen und einer Fortbildungsstufe. 
AlsUnterrichtsfächer kommen außer Lesen, Schreiben, Deutsch, 
noch Heimatkunde, Geographie, Geschichte, Naturkunde und 
Bürgerkunde neben dem von den Geistlichen erteilten Reli- 
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gionsunterriclit in Betracht. Zu diesen Fächern kommen noch 
je nach Fähigkeiten und Bedürfnis hinzu: Gesang, gewerb¬ 
licher Zeichenunterricht in Verbindung mit Fachunterricht für 
Schneider, Tischler, Schlosser, Maurer, Anstreicher und Gärtner, 
endlich Stenographie- und Schreibmaschinenunterricht für 
Kaufleute. In vierteljährlichen schriftlichen Prüfungen werden 
die Erfolge des Unterrichts festgestellt und auf Grund hiervon 
die Versetzungen in die höheren Schulklassen vorgenommen. 

Der Exerzier- und Turnunterricht, der zum größten Teil 
in den Händen des Oberaufsehers liegt, findet in der Weise 
statt, daß alle Insassen mit Ausnahme der Feldarbeiter, Köche, 
Wäscher und der aus Gesundheitsrücksichten Dispensierten 
an ihm täglich eine Stunde teilnehmen. Er dient nicht nur zur 
körperlichen Kräftigung, sondern auch zur Gewöhnung an 
strammen Gehorsam und straffe Disziplin. Zweifellos trägt 
dieser Unterricht dazu bei, daß die Anstaltsdiszipliil verhältnis¬ 
mäßig leicht zu handhaben ist, besonders, wenn man berück¬ 
sichtigt, daß es sich im Jugendgefängnis nur um schwere 
Kriminalität und dabei um Gefangene in dem wohl am schwie¬ 
rigsten zu behandelnden Lebensalter handelt. Daß dieser Unter¬ 
richt aber auch in anderer Hinsicht nicht ohne gute Früchte 
bleibt, beweisen zahlreiche Briefe von inzwischen zum Militär 
eingezogenen Gefangenen, in denen diese ausdrücklich ihren 
Dank dafür aussprechen, daß sie in der Anstalt so gut im „Griffe 
kloppen“ und Exerzieren vorge'bildet seien, so daß es ihnen nun 
bei den Soldaten viel leichter falle. 

Für den Arbeitsbetrieb war das in manchen amerikanischen 
Anstalten eingeführte System durchaus abzulehnen, wonach der 
Arbeitsbetrieb nur zum Anlernen in den verschiedenen Hand¬ 
werken dient, aber nicht zur Herstellung von zur praktischen 
Verwendung kommenden Arbeitsprodukten, so daß die ge¬ 
fertigten Gegenstände immer wieder vernichtet werden, um, 
soweit als möglich, in ihren Bestandteilen weiter als Arbeits¬ 
material zu dienen. Es hat dies seinen Grund in der Furcht 
vor den Labour-Unions, die die Bevölkerung gegen die Kon¬ 
kurrenz der Gefängnisarbeit mobil machen. Gerade dadurch 
aber wird der Arbeit im Gefängnis der erzieherische Wert in 
der Hauptsache genommen, denn diesen erhält alle Arbeit erst 
durch die Werte, die sie der menschlichen Gesellschaft schafft. 
Wenn daher im Jugendgefängnis darauf Gewicht gelegt wird, 
nur nutzbringende Arbeit zu verrichten, so ist doch der Haupt¬ 
gesichtspunkt nicht der, durch fabrikmäßigen Betrieb möglichst 
hohe Erträge zu erzielen, sondern die Insassen in irgendeinem 
Handwerk oder einer Tätigkeit nach Möglichkeit auszubilden. 
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Wenn dies auch nur bei längeren Strafen sich erreichen läßt 
und auch dann der Entlassene trotz des neuerlernten Handwerks 
verhältnisniäsig oft zu seiner früheren Tätigkeit zurückkehren 
wird, so werden doch die Kenntnisse z. B. der Feldwirtschaft, 
Tischlerei, Schneiderei, Schuhmacherei, auch wenn sie sich 
nur auf die Anfangsgründe erstrecken, für jeden Arbeits¬ 
willigen seinen Wert als Arbeiter erhöhen. Diese Betriebszweige 
sind deshalb auch neben der Schlosserei hauptsächlich im Ju¬ 
gendgefängnis eingeführt. 

In der Gesundheitspflege wird auf die geistig Minder¬ 
wertigen besondere Rücksicht genommen, zumal es scheint, 
als ob sich diese in unverhälnismäßig großer Anzahl im Jugend¬ 
gefängnis zusammenfänden. Es ist deshalb auch mit besonderem 
Dank zu begrüßen, daß eine von Zeit zu Zeit sich wieder¬ 
holende Untersuchung durch einen Psychiater geplant ist. 
Auch der Zahnpflege wird eine größere Aufmerksamkeit, als 
es sonst wohl in Strafanstalten geschieht, gewidmet und für 
die gerade in dem jugendlichen Alter so wichtige Erhaltung der 
Zähne nach Möglichkeit gesorgt. 

Wenn der erzieherische und individualisierende Straf¬ 
vollzug im Jugendgefängnis mehr als eine Phrase sein soll, so 
ist die wichtigste Voraussetzung, daß in erster Linie der Direk¬ 
tor, dann aber auch sämtliche andere Beamten die einzelnen 
Insassen nach ihre Entwicklung und Eigenart möglichst genau 
kennen. Zu diesem Zwecke sucht zunächst der Direktor selbst 
mit Hilfe der in der Anlage II abgedruckten Charakteristik, 
die er in einer längeren Vernehmung des neueingelieferten In¬ 
sassen ausfüllt, einen Einblick in seinen Lebenslauf und den 
Charakter zu gewinnen. Die Angaben werden dann, neben 
dem an die Polizei gesandten Schema, durch einen an die Pfarr¬ 
ämter versandten Fragebogen, cf. Anlage III, kontrolliert, und 
es muß dankbar anerkannt werden, daß in den meisten Fällen 
sehr wichtige Aufschlüsse gegeben werden. Auch die Eltern 
werden in geeigneten Fällen um Nachrichten ersucht. Be¬ 
sonders aber wird bei Fürsorgezöglingen, und von diesen gibt 
es im Jugendgefängnis eine sehr große Anzahl, um die Über¬ 
lassung der Fürsorge-Erziehungs-Akten zur Einsicht gebeten. 
So wird es ermöglicht, daß der neue Insasse von vornherein 
als eine ziemlich bekannte Größe in Behandlung genommen 
werden kann, trotzdem es naturgemäß auch so nicht ohne 
Überraschung abgeht. 

In der Erkenntnis, daß auch der beste Strafvollzug ohne 
eine geregelte Fürsorge für die Entlassenen ein Torso bleibt, 
ist für das Wittlicher Jugendgefängnis zum erstenmal ein be- 
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soliderer Fürsorgebeamter aus den Geldern der Speyerschen 
Fürsorge-Stiftung zur Verfügung gestellt worden, eine Ein¬ 
richtung, die schon jetzt segensreiche Folgen gezeitigt hat, und 
für die Prof. Darm Städter als dem Vertreter der Speyer¬ 
schen Testaments-Exekutoren besonderer Dank gebührt. Es ist 
ein Irrtum, der theoretisch ebenso selten vertreten, wie er 
praktisch oft geübt wird, daß die Fürsorge mit der Verschaffung 
einer Arbeitsgelegenheit, und sei es auch nur mit einer Empfeh¬ 
lung an den Arbeitsnachweis, erledigt ist. Wohl ist die Arbeits¬ 
beschaffung ein äußerst wichtiger Teil der Fürsorge, aber ebenso 
wichtig, wenn auch viel schwieriger, ist es, daß der Entlassene 
in die richtige Umgebung gebracht wird und man mit ihm in 
irgendwelcher Verbindung bleibt. Hierzu ist es, wenigstens 
bei jüngeren Gefangenen, erforderlich, daß die sittlichen Quali¬ 
täten des Elternhauses, in das diese ja meistens zurückkehren, 
festgestellt werden, und daß sodann, wenn ein solches nicht 
mehr vorhanden ist oder von ihm nur schädliche Einflüsse zu 
erwarten sind, für eine andere Umgebung gesorgt wird. Es 
sei gesattet, bei dieser Gelegenheit darauf hinzuweisen, daß der 
Grundsatz der Fürsorgevereine, wonach diese prinzipiell nur 
für diejenigen Entlassenen sorgen, die zu ihrem Arbeitsgebiet 
gehören, hier manchmal hinderlich im Wege steht. Die Er¬ 
kundung des Umgebung, aus der der Insasse stammt, und in 
die er voraussichtlich zurückkehrt, geschieht nun teils durch 
die erwähnten Fragebogen, teils durch persönliche Recherchen 
des Fürsorgebeamten auf seinen Reisen. Dem Ergebnis ent¬ 
sprechend wird dann während des Strafvollzugs auf den In¬ 
sassen entweder dahin eingewirkt, daß er ins Elternhaus zu¬ 
rückkehrt, oder es wird ihm ein anderes Unterkommen an 
einem anderen Ort verschafft, um ihn so in eine andersartige 
Umgebung zu bringen. Damit ist aber die Fürsorge nicht be¬ 
endet, sondern der für sie bestellte Beamte besucht von Zeit 
zu Zeit die Entlassenen, zieht Erkundigungen über ihr Ergehen 
und ihre Führung ein, und außerdem wird versucht, den Orts¬ 
pfarrer oder eine andere geeignete Persönlichkeit für den 
jungen Mann zu interessieren und einen Briefwechsel mit ihm 
zu unterhalten. Diese Beziehungen sollen nach Möglichkeit 
drei Jahre lang nach der Entlassung aufrechterhalten werden. 
Bei seinen Besuchen der Familien der Inhaftierten und bei 
den Besuchen der Entlassenen hat übrigens der Fürsorger bis¬ 
her stets eine durchaus gute Aufnahme gefunden, wie überhaupt 
nur in ganz verschwindenden Fällen das Verständnis dafür zu 
vermissen ist, daß der Gefangene im Jugendgefängnis zwar 
eine strenge schwere Strafe zu verbüßen hat, daß aber diese 
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Strafe für ihn zu einem Segen werden soll; ist es ja die besondere 
dem Jugendgefängnis gestellte Aufgabe, daß trotz aller 
strengen Zucht, soweit als irgend möglich, ein Vertrauens¬ 
verhältnis zwischen den Beamten und den Insassen heraus¬ 
gebildet wird. 

Es dürfte einleuchten, daß, wenn in dieser Weise an 18 bis 
21jährigen Gefangenen ein erzieherischer Strafvollzug ver¬ 
sucht wird, sich kaum ein durchschlagender innerer Grund 
finden läßt, die unter 18 Jahre alten Gefangenen mit einer 
Strafdauer von mindestens einem Jahr vom Jugendgefängnis 
auszuschließen. Es treffen hier die Voraussetzungen, auf denen 
die bundesrätlichen Bestimmungen über den besonderen 
Strafvollzug an Jugendlichen beruhen, nicht mehr zu. Es 
dürfte sich deshalb auch, wenn das Jugendgefängnis zu einer 
bleibenden Einrichtung werden sollte, empfehlen, § 4, 1 und 2 
der Vorschläge zu einem Reichsstrafvollzugsgesetz dahin um¬ 
zuändern, daß an sämtlichen Gefangenen, die zur Zeit ihres 
Strafantritts das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
Gefängnisstrafen von mindestens einjähriger oder längerer 
Dauer in besonderen, für sie ausschließlich bestimmten An¬ 
stalten vollstreckt werden. 

Zu wünschen wäre allerdings, daß die Gerichte, wenn sie 
überhaupt gegen einen Gefangenen bis zum 21. Lebensjahr 
zur Vollstreckung kommende Gefängnisstrafen verhängen, 
dann mehr und mehr von den kurzfristigen Strafen absehen, 
die dem Verurteilten meist nur die Furcht vor dem Gefängnis 
nehmen, aber meist ohne erzieherische und auch abschreckende 
Wirkung bleiben. 

Eins allerdings darf nicht übersehen werden: Es wird stets 
eine Anzahl jüngerer Gefangener geben, bei denen der Straf¬ 
vollzug im Jugendgefängnis ohne Erfolg bleibt und diese Er¬ 
folglosigkeit auch von vornherein vorauszusehen ist. Es sind 
dies einmal die stark geistig Minderwertigen, sodann auch die¬ 
jenigen, die auf der Bahn des Verbrechens bereits soweit fort¬ 
geschritten sind, daß von einer einjährigen Gefängnisstrafe 
eine Umwandlung kaum zu erwarten ist. Ihnen nach ver¬ 
büßter Strafe wieder die Freiheit geben, ist gleichbedeutend 
damit, sie wieder gegen die bürgerliche Gesellschaft loszu¬ 
lassen. Sollen deshalb die Quellen, aus denen hauptsächlich 
das Gewohnheitsverbrechertum stammt, mit Erfolg verstopft 
werden, so müssen neben das Jugendgefängnis Sicherungs- 
anstalten treten, in denen diese Elemente auf längere, am 
besten relativ unbestimmte Zeit festgehalten werden können, 
und in die sie nach verbüßter Strafe sofort überführt werden. 

Ellger. 
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Anlage 1. 
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Charakteristik 
des .-. 


Anlage 2. 


Verhältnis zum 
Elternhause: 


Entwicklung 
bis zur 

Schulentlassung: 


Entwicklung 
nach der 
Schulentlassung: 


Beruf: 


Gesundheit: 

Verletzungen: 


Zugehörigkeit zu Vereinen: 


Sonntagsheiligung: 

* 

Verdienst: 


Alkohol: 


Rauchen: 


Tanzen: 


Geistige Entwicklung: 


Moralische Anschauung: 


Gründe der Straftat: 


Allgemeiner Eindruck: 


Eltern: 


a. Soziale Lage: 


b. Moral: 


c. Gesundheit: 


Geschwister: 


Fälle von 

Geisteskrankheiten: 
Krämpfe: 

in der 
Familie. 


Selbstmord: 



Sonstige Bemerkungen. 









Der Direktor 

des Kgl. Jugendgefängnisses. 
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Anlage 3. 
191 


Wittlich, den 


An 


in 


Nachstehend übersende ich einen Fragebogen über den hier ein¬ 
sitzenden Gefangenen 


und ersuche ergebenst, diesen ausgefüllt hierher unter Benutzung des 
beiliegenden Freikouverts baldmöglichst zuriichzusenden. Es liegt im 
Interesse der richtigen Durchführung des Strafvollzugs im Jugendge¬ 
fängnisse, daß die Angaben möglichst genau gemacht werden und be¬ 
sonders unter der Rubrik „Sonstige Bemerkungen“ alles angeführt wird, 
was außerdem noch für die Beurteilung des Mannes von Bedeutung ist. 


Name des Gefangenen: 

Alter: 

Religion: 

Beruf: 

Wohnort: 

Straße und Hausnummer: 
Strafgrund: 

Strafzeit: 

Adressen: 

I. 


Umgebung des Gefangenen. 


Vater: 

Alter: 

Beruf: 

Mutter: 

Alter: 

Beruf: 

Stiefvater: 

Alter: 

Beruf: 

seit wann? 



Stiefm utter: 

Alter: 

Beruf: 


seit wann? 


IName: 

Brüder Alter: 

|Beruf: 

IName: 

Schwestern Alter: 

| Beruf: 

Lebten die Eltern zusammen? 
Leumund der Eltern? 

Materielle Lage? 

Welchen Einfluß hatte die Familie 
auf den Gefangenen? 
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II. 

Wohn- und Schlafverhältnisse des 
Gefangenen? 

Wohnte er bei seinen Eltern? 

Aus wieviel Räumen besteht die 
Wohnung? 

Hatte er einen eigenen Schlafraum? 

War er Schlafbursche? 

Mit wie vielen teilte er den Schlaf¬ 
raum ? 

Wieviel Miete bezahlte er? 

War er zugleich in Kost? 

III. 

Die Person des Gefangenen. 

I 

Vorleben: 

Schule: 

Beruf: 

Verdienst: 

Wie ist der Arbeitgeber zufrieden? 

ln welchem Rufe steht derselbe? 

Gesundheit: 

Charakterfehler: 

Geistige Fähigkeiten: 

Wie steht er zum Alkohol? 

Hat er Verkehr mit Mädchen? 

Hat er einen Vormund? 

Wo wohnt dieser? 

Steht der Gef. im Verkehr mit den 
Eltern ? 

Hat er anderweitige Verwandte die 
sich seiner annehmen? 

IV. 

Gibt es außer dem Aktenkundigen 
noch Momente, die für die Beur¬ 
teilung der Tat von Bedeutung 
sind? 

Innere Gründe der Straftat? 

Note? 

Vergnügungssucht ? 

V. 

Behandlung und Fürsorge. 

Halten Sie Güte oder Strenge für 

i wirksamer? 

Ist es für ihn besser, zu seinem 
früheren Wohnort zurückzukehren 
oder ihn anderweitig, falls möglich, 
unterzubringen und wohin ? 

Wer würde sich seiner nach seiner 
Entlassung annehmen? 

Sonstige Bemerkungen. 



Das ungarische Gesetz über die gemein¬ 
gefährlichen Arbeitsscheuen (Gesetz-Ar¬ 
tikel XXI von 1913). 

Mitgeteilt von Dr. Erwin Hacker, königlich ungarischem Gerichtsnotar 

in Preßburg. 

1 . 

Das ungarische Strafgesetzbuch über die Übertretungen 
(Gesetzartikel XL von 1879) bestraft in den §§ 62 und 63 die 
Landstreicherei, als Übertretung gegen die allgemeine Sicher¬ 
heit, mit Haft bis zu 8 Tagen, im Falle des Rückfalls aber mit 
Haft bis zu einem Monat. 

Diese Regelung hat aber nicht allen Anforderungen ent¬ 
sprochen. Das eine Element dieses Tatbestandes war, daß der 
Täter keine ständige Wohnung ausweißen kann, und so konnte 
in solchen Fällen, wo der Täter auch nur ein Bett als seine 
Lagerstätte bezeichnen konnte, dieser Tatbestand nicht fest¬ 
gestellt werden. Auch in Hinsicht der Beweislast, die doch im 
modernen Strafprozeß dem Ankläger zukommt, war die Tex¬ 
tierung keine treffende. Ein weiterer Mangel war, daß sich die 
bezeichneten Paragraphen auch auf die arbeitsunfähigen, 
kranken, altersschwachen und geisteskranken Vagabunden 
bezogen hat; dann, daß man die zu Haft Verurteilten zur 
Arbeitsleistung nicht verhalten konnte. Endlich war auch 
das kurze Strafausmaß auf die zumeist rückfälligen Verurteil¬ 
ten von keinem großen Erfolg. 

Alle diese Mängel abzuschaffen, ist der Gesetzartikel XXL 
vom Jahre 1913 berufen. 

Auf dem ersten internationalen Patronage-Kongreß zu 
Antwerpen (im Jahre 1890), am zweiten internationalen Patro¬ 
nage-Kongreß zu Liege (im Jahre 1894), und auf dem fünften 
internationalen Kongreß für Gefängniswesen zu Paris (im Jahre 
1895) hat man folgende drei Gruppen der Landstreicher und 
Bettler unterschieden: 
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1. Kranke und Schwache, die Geisteskranken mitinbe¬ 
griffen; diesen ist Unterstützung zu gewähren. 

2. Die nur gelegentlich vagabundieren und betteln; diese 
sind auf kurze Zeit im Arbeitshause zu internieren und zur Ar¬ 
beitsleistung zu verhalten. 

3. Die gewohnheitsmäßigen Landstreicher und Bettler; 
diese sind auf lange Zeit ins Arbeitshaus zu schicken. 

Das ungarische Gesetz über die gemeingefährlichen Ar¬ 
beitsscheuen bezieht sich nur auf die in der 1. und 2. Gruppe 
angeführten. 

Die Grundsätze des Gesetzes sind folgende: 

Die Arbeitsscheu wird als Übertretung mit kurzer Haft 
geahndet. 

Im Falle des zweiten Rückfalles, oder beim Vorhandensein 
gewisser qualifizierender Umstände ist die Arbeitsscheue als 
Vergehen mit Gefängnis, in einzelnen Fällen auch noch mit 
einer Geldstrafe zu bestrafen. 

Der Verurteilte kann auch ins Arbeitshaus verwießen wer¬ 
den, und zwar auf unbestimmte Zeit, jedoch ist die Maximal¬ 
dauer mit fünf Jahren bemessen. 

Außerdem kennt das Gesetz die Ausweisung aus einzelnen 
Gemeinden, und gegenüber Ausländern die Ausweisung aus dem 
Lande. 

Den Verweis und das Anbieten einer Arbeit vor der Be¬ 
strafung kennt das Gesetz nicht. 

Im Interesse der persönlichen Freiheit urteilen in der Frage 
der Einweisung ins Arbeitshaus immer die königlichen Gerichte. 
Wenn der bedingungsweise Entlassene während der Probezeit 
neuerdings ins Arbeitshaus zurückzuweisen ist, — entscheiden 
diesbezüglich auch die königlichen Gerichte. 

Jugendliche Verbrecher können nicht ins Arbeitshaus ge¬ 
wiesen werden. 

Das Gesetz hält das Prinzip der Schuldhaftigkeit aufrecht 
es straft die Arbeitsscheuen nur dann, wenn der Täter zurech¬ 
nungsfähig ist, daher können Geisteskranke auch nicht ins Ar¬ 
beitshaus gewiesen werden. 

Das Gesetz separiert nicht die Verurteilung zur Freiheits¬ 
strafe von der Einweisung ins Arbeitshaus, dasselbe Gericht 
entscheidet in beiden Fragen. 

Bei Entscheidung der Frage, ob der Täter zu einer Ge¬ 
fängnisstrafe, oder zu einer Einweisung ins Arbeitshaus ver¬ 
urteilt werden soll, — ist nicht die Größe der Schuld, sondern 
allein die Gemeingefährlichkeit des Täters ausschlaggebend. 
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II. 

Der Tatbestand der Übertretung ist folgender: Wer auf 
Erwerb angewiesen und zur Arbeit fähig ist, jedoch aus Arbeits¬ 
scheu vagabundiert, oder anderst eine arbeitsscheue Lebens¬ 
weise führt, ist wegen Übertretung zu bestrafen (§1). Daher 
sind straflos: die über die zum Fortkommen notwendigen 
Mittel verfügen, auch wenn sie nicht arbeiten; die zur Arbeit 
unfähigen, körperlich oder geisteskranken Elemente; die nur 
gelegentlich vagabundieren oder betteln; die ein Wanderge¬ 
werbe betreiben, die daher nicht aus Arbeitsscheu vagabun¬ 
dieren; die eine ständige Beschäftigung haben, aber gelegent¬ 
lich, wenn sie arbeitslos sind, auf die Wohltätigkeit anderer an¬ 
gewiesen sind. 

Die Strafe ist Haft in der Dauer von 8 Tagen bis zu 2 Mo¬ 
naten. Während der Verbüßung der Haft sind die Verurteilten 
zur Arbeit zu verhalten (§ 20). 

Nur über die Übertretungen urteilen die Verwaltungsbe¬ 
hörden; in allen andern Fällen entscheiden die königl. Ge¬ 
richte. 

Die Fälle, in denen die Arbeitsscheu ein Vergehen bildet, 
kann man in zwei Gruppen teilen. 

a) Hierher gehört nur der Tatbestand des § 2: die im § 1 
bezeichnete Handlung ist ein Vergehen und mit Gefängnis von 
8 Tagen bis zu 2 Monaten zu bestrafen, wenn der Täter auf 
Grund des § 1 schon zweimal bestraft war und seit der Ver¬ 
büßung der letzten Strafe bis zur Begehung der Handlung zwei 
Jahre noch nicht verflossen sind. 

Da ist daher einzig und allein nur das entscheidend, ob der 
Täter wegen des § 1 schon zweimal bestraft war; wenn dies der 
Fall ist, und seit der Verbüßung der letzten auf Grund des § 1 
verhängten Strafe bis zur Begehung der Handlung zwei Jahre 
noch nicht verflossen sind, so ist der § 2 anzuwenden. 

b) In die zweite Gruppe gehören folgende Fälle der 
Arbeitsscheue: 

1. Wenn der Täter durch die arbeitsscheue Lebensweise 
sich oder seine Familie dem moralischen Ruin preisgibt (§ 3); 

2. wenn man auf Grund des Sachverhaltes feststellen kann, 
daß sich der Täter in der Regel von, durch strafbare Hand¬ 
lungen erworbenen Mittel erhaltet ( § 3); 

3. wer sich durch öffentlich, oder auf einem fürs Publikum 
öffentlichen Orte betriebenen Glücksspiele erhält, oder die 
Leidenschaft, den Leichtsinn, die Unerfahrenheit oder die in- 
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tellektuelle Schwäche Anderer gewerbsmäßig ausnutzt (§ 4), 
oder 

4. wer von einer Lustdirne, oder vom Erlöse verbotener 
Prostitution lebender Person den Lebensunterhalt bezieht (§ 4). 

In diesen Fällen ist die Strafe Gefängnis und zwar im Aus¬ 
maß von 15 Tagen bis zu 6 Monaten, außerdem ist im unter 
3. und 4. angeführten Falle auch noch eine Geldstrafe bis zu 
500 Kronen anzuwenden. 

ln allen diesen Fällen entscheiden die königlichen Gerichte 
und zwar die Bezirksgerichte (Einzelrichter). 

Während der Verbüßung der Gefängnisstrafe sind die Ver¬ 
urteilten zur Arbeitsleistung anzuhalten. 

Bezüglich der Einweisung ins Arbeitshaus verfügt das Ge¬ 
setz folgendes: Im Falle des § 2, 3 und 4 (das sind die sämtlichen 
Fälle des Vergehens der Arbeitsscheue) kann das Gericht, in¬ 
sofern es zu der Erziehung zur Arbeit, und zur Gewöhnung an 
eine anständige Lebensweise notwendig ist, anstatt zu einer 
Gefängnisstrafe zu verurteilen, den Täter mit dem Urteil ins Ar¬ 
beitshaus weisen (§ 5). — Wer auf Grund des § 2, 3 und 4 schon 
bestraft war, und binnen zwei Jahren seit der Verbüßung der 
letzten Strafe neuerdings die §§ 2—4 verletzt, ist nicht mit Ge¬ 
fängnis zu bestrafen, sondern mittels des Urteils ins Arbeitshaus 
zu weisen, ln diesem letzteren Fall kann das Gericht anstatt 
der Einweisung ins Arbeitshaus, Gefängnis von einem Monat 
bis zu einem Jahr erkennen, insofern man auf Grund der In¬ 
dividualität der Verurteilten und aus dem Tatbestand mit Recht 
darauf folgern kann, daß der Verurteilte nach Verbüßung der 
Gefängnisstrafe eine arbeitsame und anständige Lebensweise 
führen wird (§ 6). 

Die Regel ist daher, daß wegen des Vergehens — den Fall 
des Rückfalles auf die §§ 2—4 ausgenommen, — der Täter zu 
einer Gefängnisstrafe zu verurteilen ist, und daß er anstatt 
der Gefängnisstrafe zur Einweisung ins Arbeitshaus nur dann 
verurteilt werden kann, insofern es für die Erziehung zur Ar¬ 
beit und zur Gewöhnung an eine anständige Lebensweise not¬ 
wendig ist (§ 5). 

Wer auf Grund der §§ 2—4 schon verurteilt war, und 
binnen zwei Jahren rückfällig wird, ist ohne zu einer Gefängnis¬ 
strafe zu verurteilen, unmittelbar ins Arbeitshaus zu weisen; 
in diesem Falle kann die Einweisung ins Arbeitshaus nur dann 
übergangen und anstatt dieser Gefängnis von einem Monat bis 
zu einem Jahr erkannt werden, wenn man auf Grund der In¬ 
dividualität des Verurteilten und aus dem Tatbestand mit 
Recht darauf schließen kann, daß der Verurteilte nach Ver- 

Blätter für Oofängniskunde, Bd. XLVI1I. IG 
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büßung der Gefängnisstrafe eine arbeitsame und anständige 
Lebensweise führen wird (§ 6). Während daher nach dem § 5 
in der Regel eine Gefängnisstrafe und nur ausnahmsweise die 
Einweisung ins Arbeitshaus statthaft ist, so ist im Falle des 
§ 6 umgekehrt in der Regel die Einweisung ins Arbeitshaus und 
nur ausnahmsweise eine Gefängnisstrafe anzuwenden. Im Falle 
des § 6 ist das Arbeitshaus als eine Sicherheitsmaßnahme gegen¬ 
über dem gemeingefährlichen Rückfälligen zu betrachten. 

Der erste und zweite Fall der Arbeitsscheue ist daher 
(abgesehen vom Vorhandensein der erwähnten qualifizierenden 
Umständen der §§ 3 — 4.) eine Übertretung und mit Haft zu be¬ 
strafen, — der dritte und die in den §§ 3—4 erwähnten quali¬ 
fizierten Fälle sind Vergehen und in der Regel mit Gefängnis, 
eventuell auch mit einer Geldstrafe, und nur ausnahmsweise 
anstatt der Gefängnisstrafe mit der Einweisung ins Arbeitshaus 
zu bestrafen, — die weiteren Fälle sind aber als Vergehen in 
der Regel mit Einweisungins Arbeitshausund nur im Ausnahme¬ 
fall anstatt der Einweisung mit Gefängnis zu bestrafen. 

Ganz abgesondert von den bisher beschriebenen Verfü¬ 
gungen, bestimmt das Gesetz nachfolgendes: Wer wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens gegen Leib und Leben, gegen die 
Vermögensrechte oder gegen die Sittlichkeit auf Zuchthaus, 
Kerker oder wenigstens dreimonatlichen Gefängnis verurteilt 
wird, insofern man feststellen kann, daß dieses Delikt mit der 
arbeitsscheuen Lebensweise der Verurteilten im Zusammen¬ 
hang ist, — kann er ins Arbeitshaus gewiesen werden, ln 
diesem Falle wird der Verurteilte nach Verbüßung der Freiheits¬ 
strafe ins Arbeitshaus überführt. Das Gericht kann im Urteil 
verordnen, daß der zu einer Gefängnisstrafe Verurteilte diese 
Strafe auch im Arbeitshause zu verbüßen hat (§ 7). 

ln diesem Fall entscheidet für die Einweisung ins Arbeits¬ 
haus jenes Gericht, welches über dem betreffenden Delikt zu 
urteilen berufen war (§ 17). 

Das Gesetz verfügt weiteres noch, daß in den Fällen, wo 
wegen der Arbeitsscheue der Täter auf eine Gefängnisstrafe zu 
verurteilen ist, — selbst beim Vorhandensein außerordentlicher 
Milderungsgründe der § 92 des Gesctzartikels V vom Jahre 
1878 (das ist der § des Strafgesetzes, welcher über die Wirkung 
der außerordentlich mildernden Umstände verfügt) nicht an¬ 
gewendet werden kann, daher anstatt der Gefängnisstrafe 
unter keinen Umständen eine Geldstrafe angewendet werden 
darf. 

Bezüglich der Ausweisung enthält das Gesetz folgendes: 
Wer wegen der Übertretung oder wegen des Vergehens der 
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Arbeitsscheu verurteilt wird, kann aus jeder Genie nde, die 
nicht der Zuständigkeitsort des Verurteilten ist, für einen be¬ 
stimmten Zeitraum ausgewiesen werden, — ist aber der Ver¬ 
urteilte ein Ausländer, so kann er aus dem Lande gewiesen und 
ihm die Rückkehr auf eine bestimmte oder unbestimmte Dauer 
verboten werden. Solche Ausländer, die in Ungarn weder einen 
Wohnort, noch einen ständigen Aufenthaltsort haben, sind un¬ 
bedingt aus dem Lande zu weisen und ihnen die Rückkehr zu 
untersagen. 

Die Dauer der zeitigen Ausweisung aus dem Lande oder 
aus einer Gemeinde ist mit wenigstens einem, und mit höchstens 
fünf Jahren bemessen (§ 9). 


III. 

Bezüglich des Vollzugs der Internierung im Arbeitshause 
verfügt das Gesetz folgendes: Die Dauer der Einweisung ins 
Arbeitshaus gilt für unbestimmte Zeit; doch ist die Dauer der 
Internierung mit wenigstens einem, und höchstens fünf Jahren 
bemessen. In diesem Zeitraum wird die im Arbeitshause ver¬ 
büßte Gefängnisstrafe nicht eingerechnet (§ 10). 

Die Einweisung ins Arbeitshaus geschieht demnach auf 
unbestimmte Zeit. Das Gesetz verwirklicht daher jenes in der 
Wissenschaft und Literatur durch die meisten schon akzeptierte 
Prinzip, daß die Dauer der Einweisung nicht durch das 
Gericht festzustellen ist, sondern, daß diese von dem Betragen 
und der Besserung des Verurteilten abhängig zu machen ist. 
Andrerseits wurde aber mit Rücksicht auf persönliche Freiheit 
die längste Dauer der Internierung festgestellt. 

Die ins Arbeitshaus Gewiesenen sind dort zur Arbeit an¬ 
zuhalten und zu einer anständigen Lebensweise zu gewöhnen. 
Im übrigen regelt der Justizminister im Verordnungswege die 
Organisation und die Arbeitsordnung der Arbeitshäuser (§ 12). 

Wer im Arbeitshause interniert ist, kann eventuell be- 
dingungsw'eise entlassen werden. Das Gesetz verfügt diesbe¬ 
züglich folgendes: Die Aufsichtsbehörde kann den ins Arbeits¬ 
haus Eingewiesenen bedingungsweise entlassen, wenn er im 
Arbeitshause wenigstens ein Jahr verbracht hat, dort genügen¬ 
den Fleiß und ein gutes Betragen bekundet hat, und infolge der 
Besserung ein begründete Hoffnung vorhanden ist, daß der 
bedingungsweise Entlassene nach der Entlassung ein arbeitsames 
und anständiges Leben führen wird; auch ist die Entlassung 
nur dann statthaft, wenn für den Entlassenen eine entsprechende 
Erwerbsquelle gesichert ist. Wer im Arbeitshause fünf Jahre 


16 * 
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zugebracht hat, ist auch bedingungsweise zu entlassen. Gegen 
den in dieser Frage gefaßten Beschluß der Aufsichtsbehörde 
kann die königl. Staatsanwaltschaft (Anklagebehörde), der 
Direktor des Arbeitshauses und der Verurteilte binnen acht 
Tagen zum Justizminister den Rekurs ergreifen. Der Rekurs hat 
auf die Vollstreckung des Beschlusses eine aufschiebende Wir¬ 
kung (§ 14). Die bedingungsweise Entlassung ist eigentlich 
ein integrierender Teil der Internierung im Arbeitshause, es 
ist dies ein Übergangsstudium vom Arbeitshause zur voll¬ 
ständigen Freiheit. 

Über die bedingungsweise Entlassung entscheidet die er¬ 
wähnte „Aufsichtsbehörde“. Eine Aufsichtsbehörde ist neben 
jedem Arbeitshause zu organisieren. Die Mitglieder der Auf¬ 
sichtsbehörde ernennt der Justizminister aus der Mitte der Mit¬ 
glieder der königl. Gerichte, der königl. Staatsanwaltschaft, 
der Polizeibehörden, der Beamten des Arbeitshauses und anderer 
hierzu geeigneter Personen. Die Zahl der Mitglieder der Auf¬ 
sichtsbehörde muß wenigstens fünf, und kann höchstens zehn 
betragen. Die Organisation der Aufsichtsbehörde und das 
Verfahren vor dieser wird der Justizministerim Einverständnis 
mit dem Minister des Innern im Verordnungswege regeln 
(§13). Das Gesetz konstituiert deshalb diese Aufsichtsbehörde 
und betraut diese mit der Gewährung der bedingungsweisen 
Entlassung, da einerseits diese in Folge der erwähnten Zusam¬ 
menstellung der Mitglieder unabhängig und von jedem Ein¬ 
flüsse frei ihre Entscheidung fassen kann und dies daher auch 
eine Garantie für die Wahrung der persönlichen Freiheit bildet, 
andrerseits aber den Mitgliedern der Aufssichtsbehörde zur 
gründlichen Beobachtung des im Arbeitshause Internierten 
sich auch mehr Gelegenheit bietet. 

Die Dauer der bedingungsweisen Entlassung ist ein Jahr. 
Wenn der Entlassene während dieser Zeit ein arbeitsames und 
anständiges Leben führt, so wird die Entlassung eine end¬ 
gültige. Hingegen, wenn der Entlassene einen säuferischen, 
unmoralischen oder arbeitsscheuen Lebenswandel führt, oder 
anderwärtig die Vorschriften, denen die bedingungsweise Ent¬ 
lassenen unterworfen sind, grob verletzt, so weist nach Fest¬ 
stellung dieser Tatsachen das königliche Gericht (Bezirksge¬ 
richt = Einzelrichter) in dessen Bezirk der Entlassene seinen 
Wohnsitz hat, den Entlassenen neuerdings ins Arbeitshaus. 
Wenn der bedingungsweise Entlassene ein im § 7 umschriebenes 
Verbrechen oder Vergehen (das sind die Verbrechen oder Ver¬ 
gehen gegen Leib und Leben, gegen die Vermögensrechte oder 
gegen die Sittlichkeit) verübt und deshalb mit Zuchthaus, 
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Kerker oder Gefängnis in der Dauer von wenigstens drei Mo¬ 
naten bestraft wird, so ist der Täter neben der Freiheitsstrafe 
auch noch ins Arbeitshaus zu weisen. Im Falle eines anderen 
Verbrechens oder Vergehens sind beim Entscheiden dessen, 
ob der bedingungsweise Entlassene neuerdings ins Arbeitshaus 
zu weisen ist, alle obwaltende Umstände sorglich zu erwägen. 
Wenn außer der Einweisung ins Arbeitshaus auch noch eine 
Freiheitsstrafe verhängt wird, so wird der Verurteilte erst nach 
Verbüßung der Freiheitsstrafe ins Arbeitshaus überführt. 
Das Gericht kann jedoch im Urteil verordnen, daß die ver¬ 
hängte Gefängnisstrafe auch im Arbeitshause zu verbüßen ist. 
Wer neuerdings ins Arbeitshaus zurückbefördert wurde, bleibt 
dort wenigstens ein, und höchstens fünf Jahre. In diesem Zeit¬ 
raum kann weder die schon früher im Arbeitshause verbrachte 
Zeit, noch die der bedingungsweise Entlassung eingerechnet 
werden. Eine neuere bedingungsweisen Entlassung ist statt¬ 
haft (§ 16). Die Dauer der bedingungsweisen Entlassung ist 
deshalb in der kurzen Dauer vom einem Jahr bemessen, da 
die Aufsicht der bedingungsweise Entlassenen viel Schwierig¬ 
keiten verursacht; und je kürzer die Dauer der Aufsicht ist, 
um so eher kann diese eine intensive sein. 

Die Freiheitsrechte werden auch dadurch gewahrt, daß 
die Rückweisung ins Arbeitshaus nur durch die Gerichte, und 
nicht durch eine andere Behörde erfolgen kann. 

Wer bedingungsweise entlassen ist, muß sich in dem durch 
die Aufsichtsbehörde festgestellten Orte aufhalten und ein ar¬ 
beitsames und anständiges Leben führen. Die Polizeibehörde 
kontrolliert die Lebensweise des bedingungsweise Entlassenen 
und erstattet hierüber der Aufsichtsbehörde Bericht (§ 15). 

IV. 

Das Gesetz über den gemeingefährlichen Arbeitsscheuen 
ist am 12. August 1913 ins Leben getreten, ausgenommen jene 
Verfügungen, die sich auf die Arbeitshäuser beziehen, diese 
letzteren Verfügungen treten spätestens am 1. Januar 1916 
ins Leben (§21). Bis die, eigens für den Vollzug der Einweisung 
ins Arbeitshaus bestimmten Anstalten errichtet sein werden, 
designiert der Justizminister eine Strafanstalt oder ein Ge¬ 
richtsgefängnis, oder eine separierten Teil einer solchen An¬ 
stalt zum Vollzug der Arbeitshauseinweisung (§ 11). 

Es erübrigt nur noch folgende Verfügungen des Gesetzes 
noch zu erwähnen: 

Wenn wegen des Vergehens der Arbeitsscheue dringende 
Verdachtsgründe vorhanden sind, so ist gegen den Angeschul- 
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digten die Präventiv- oder Untersuchungshaft zu verhängen; 
während der Dauer dieser Haft ist der Angeschuldigte zur Ar¬ 
beitsleistung zu verhalten. Wer zur Einweisung ins Arbeits¬ 
haus verurteilt wurde, kann, noch bevor das Urteil in Rechts¬ 
kraft tritt, ins Arbeitshaus überführt werden (§ 17). 

Gegen das in der Frage der Einweisung oder Rückweisung 
ins Arbeitshaus gebrachte Urteil sind dieselben Rechtsbehelfe 
statthaft^ als wenn das Urteil eine Freiheitsstrafe verhängen 
möchte. 

Wer zu einer Freiheitsstrafe und zugleich auch zu einer 
Einweisung ins Arbeitshaus verurteilt wurde (daher der im §7 
beschriebene Fall), kann während der Dauer der Freiheits¬ 
strafe nicht bedingungsweise entlassen werden. 

Mit dem Inslebentreten dieses Gesetzes ist die Sache der 
gemeingefährlichen Arbeitsscheuen geordnet. 

Das Gesetz enthält auch noch bezüglich der Geistes¬ 
kranken folgende Verfügungen: 

Dieses Gesetz kann gegenüber Geisteskranken nicht an¬ 
gewendet werden. Die Gerichte übergeben die Geisteskranken 
den Verwaltungsbehörden; dasselbe geschieht auch dann, wenn 
erst im Arbeitshause festgestellt wird, daß der Eingewiesene 
geisteskrank ist (§ 19). 

Neben der detaillierten Regelung der Angelegenheit der 
geisteskranken Verbrecher wäre es auch noch eine dringende 
Aufgabe der Gesetzgebung, die Angelegenheit der berufs 
mäßigen Verbrecher zu ordnen. 
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Am 1. Dezember 1913 starb nach längerem Leiden am 
Herzschlag der Direktor der Königlich Sächsischen Landes¬ 
strafanstalt zu Hoheneck 

Herr Geheimer Regierungsrat, Oberleutnant a. D. 

Johann Bernhard Roßmy f 

Ritter hoher Orden. 

Geboren am 23. September 1846 und im sächsischen Ka¬ 
dettenkorps zu Dresden erzogen, wurde der Verstorbene 1866 
als Portepeejunker in die Armee eingestellt. Noch vor Ausbruch 
des Krieges zum Leutnant beim damaligen 9. Infanterie- Ba¬ 
taillon befördert, war es ihm vergönnt, am Feldzug 1866 teil¬ 
zunehmen. In der Schlacht bei Königgrätz erhielt der junge 
Offizier die Feuertaufe. 

Schon 1867 trat Geheimer Regierungsrat Roßmy in den 
Dienst der Sächsischen Landesstrafanstalten ein. 

Als jedoch 1870 der Krieg gegen Frankreich ausbrach, ver¬ 
tauschte er die Feder wieder mit dem Schwert und nahm als 
Offizier an dem ganzen Feldzug teil. 

Das Ritterkreuz 1. Klasse mit der Kriegsdekoration des 
Königlich Sächsischen Albrechtsordens konnte der inzwischen 
zum Oberleutnant beförderte kaum 25jährige Jüngling von 
Frankreich heimbringen. 

Nach Beendigung des Feldzugs kehrte Geheimer Regie¬ 
rungsrat Roßmy wieder in den Zivildienst zurück und war 
an verschiedenen Anstalten tätig. 

Am 18. September 1886 wurde er als Oberinspektor von 
Waldheim nach der Strafanstalt Hoheneck kommandiert und 
mit der Leitung derselben betraut. 

Vom 1. Oktober 1899 ab war ihm auch im Nebenamte die 
Leitung der Korrektionsanstalt für Weiber zu Grünhain bis 
zu der am 31. Juli 1912 erfolgten Auflösung dieser Anstalt 
übertragen. 

Am 1. Oktober 1890 erfolgte seine Ernennung zum Direktor, 
am 20. April 1897 verlieh ihm Seine Majestät der König Titel 
und Rang als Regierungsrat, am 15.Mai 1907 als Oberregierungs¬ 
rat und am 25. Mai 1913 als Geheimer Regierungsrat. 




Am 31. Juli 1903 zeichnete ihn des Königs Majestät 
durch Verleihung des Ritterkreuzes 1. Klasse vom Königlich 
Sächsischen Verdienstorden aus. 

Auch wissenschaftlich hat sich der Verblichene öfters be¬ 
tätigt, vor allem aber hat er sich ein unvergängliches Denkmal 
geschaffen in seinem Werke: „Handbuch für Gefängnis-Auf¬ 
seher“, das 1884 von der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis- 
Gesellschaft in Düsseldorf auf ein von ihr erlassenes Preisaus¬ 
schreiben mit dem 1. Preise gekrönt worden ist und, in Tausende 
von Stücken verbreitet, vielen Strafanstaltsbeamten als Leit¬ 
stern für ihren Beruf gedient hat und noch dient. 

Über 27 Jahre stand der Heimgegangene an der Spitze 
der Strafanstalt Hoheneck. Und als seit Jahresfrist ein schweres 
Herzleiden ihn befiel, hat er mit eiserner Pflichttreue auf seinem 
Posten ausgehalten, bis der unerbittliche Tod ihm ein Halt 
zurief. 

Er war ein treuer Diener seines Königs, voll unerschütter¬ 
lichen Gottvertrauens und peinlicher Gewissenhaftigkeit! 

Friede seiner Asche! 


Dietze 

Anstaltsinspektor. 



Korrespondenz. 

Zusammentreffen der lebenslänglichen Zuchthausstrafe mit anderen 
Hauptstrafen. 

Das Reichsstrafgesetzbuch enthält bekanntlich über das Zusammen¬ 
treffen der lebenslänglichen Zuchthausstrafe mit anderen Hauptstrafen 
keine Vorschriften. Es hat demnach das Häufungsprinzip zu gelten. 
Aber auch die Reichsstrafprozeßordnung trifft über das Zusammen¬ 
treffen von Strafen in der Vollstreckung keinerlei Bestimmung. 

Mangels jedweder einheitlichen grundlegenden Bestimmung wirft 
sich daher die Frage auf, welche Strafe zuerst in Vollstreckung zu nehmen 
ist, die zeitige oder die lebenslängliche, und wer bei Meinungsverschieden¬ 
heiten die endgültige Entscheidung hat. Soll diejenige Strafe zuerst 
vollstreckt werden, welche zuerst ausgesprochen oder zuerst rechts¬ 
kräftig geworden ist, und wie ist zu verfahren, wenn beide Strafen gleich¬ 
zeitig rechtskräftig geworden sind? Die Frage gewinnt dann auch 
finanziell eine praktische Bedeutung, wenn die Vollstreckung der zeitigen 
Strafe von einem anderen Bundesstaate zu übernehmen ist als diejenige 
der lebenslänglichen Strafe. 

I. Wie ist z. B. im vorliegenden Falle zu verfahren: 

A. wird am 2. Juli 1912 zur Verbüßung einer von einem Gericht 
des Bundesstaates B. ausgesprochenen und am 8. Juni 1912 rechtskräftig 
gewordenen Zuchthausstrafe von 5 Jahren in die Strafanstalt eingeliefert. 
Diese Strafe wird mit einer gegen A. von einem Gericht des Bundes¬ 
staates C. ausgesprochenen weiteren Zuchthausstrafe mit Gerichts¬ 
beschluß vom 3. Mai 1913 zu einer Gesamtstrafe von 6 Jahren 6 Monaten 
zusammengelegt und die Strafvollstreckung nach dem Bundesrats¬ 
beschluß vom 11. Juni 1885 von B übernommen. 

A wird nun am 1. Juli 1912 von einem Gericht des Staates B 
weiter zu lebenslänglicher Strafe verurteilt, und dieses Urteil wird am 
11. Oktober 1912 rechtskräftig. Ist nun in diesem Falle die zeitige 
Zuchthausstrafe weiter zu vollstrecken, oder ist diese Vollstreckung ab¬ 
zubrechen und vom 11. Oktober 1912 ab die lebenslängliche Zuchthaus¬ 
strafe zu vollziehen und aus welchen Gründen? 

II. Wie wäre zu verfahren, wenn in diesem Falle die lebenslängliche 
Zuchthausstrafe von einem Gerichte des Staates C ausgesprochen wor¬ 
den wäre. 

Untermaßfeld. Deusing. 


Aus Strafanstalten. 

Aus dem Jahresbericht der Hamburger Gefängnisdeputation für das 

Jahr 1912. 

Allgemeines. 

1. Mit Ablauf des Berichtsjahres trat Direktor Dr. Gennat in den 
Ruhestand. An seine Stelle wurde der bisherige Erste Staatsanwalt 
in Rostock, Dr. Brümmer, zum Direktor gewählt. 
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2. Der Gefangenenstand stieg im täglichen Durchschnitt von 
2016,84 im Jahre 1911 auf 2082,90 im Jahre 1912. 

Höchster Bestand am 4. April: 2344 Gefangene, 

Niederster Stand am 1.Januar: 1949 ,, 

Zahl der Züchtlinge am 31. Dezember: 340 

31 321 

M 99 99 99 ü 1 1 99 1 

„ „ Gefängnissträflingc am 31. Dez. 1911: 847 

„ „ „ „ 31. „ 1912: 975 

„ „ Haftgef. u. Körrig. ,, 31. „ 1911: 265 

„ „ „ „ „ „ 31. „ 1912: 269 

Unter den 1912 zu Zuchthaus Verurteilten (6069) befanden sich 485 
= 7,99% Frauen gegen 489 = 9,47% im Vorjahr. 463 = 6,38% waren 
mit Zuchthaus vorbestraft, darunter 74 Männer = 1,02% und 5 Frauen 
= 0,07%, welche früher bereits drei und mehr Zuchthausstrafen erlitten 
hatten. 

Die Zahl der jugendlichen Gefängnissträflinge betrug 177 = 3,01 %, 
gegen 139 = 2,62% im Vorjahr. 

Es kamen 3959 Haftstrafen zum Vollzug gegen 3747 im Vorjahr, 
darunter auf Grund § 361 Ziff. 3—8 StrGB. 2472 gegen 2470 im Vor¬ 
jahr. 403 Haftstrafen waren von den Polizeibehörden verfügt. Mit 
Korrektionshaft waren 114 Männer und 26 Frauen bestraft, darunter 
45 auf die Dauer von 1 —2 Jahren. 1 Korrigend starb natürlichen Todes, 
2 entwichen, 4 wurden in die Irrenanstalt versetzt. 1 Korrigendin wurde 
probeweise entlassen. 24 = 17,14% waren Hamburger, 107 = 76,43% 
Angehörige anderer deutscher Bundesstaaten und 9 = 6,43% Ausländer. 

Die Grundsätze, betreffend Behandlung der Rückfälligen (Senats¬ 
beschluß vom 28. Februar 1896 1 ) kamen auf 1327 Personen zur Anwen¬ 
dung. Von diesen waren 1026 (967 Männer und 59 Frauen) = 77,32% 
zum erstenmal und 301 (286 Männer und 15 Frauen) = 22,68% zum 
zweiten und öfteren Male rückfällig. 

1 Der Senatsbeschluß lautet: 

A. Zuchthaus-, Gefängnis-, qualifizierte Haftgefangene und Korrigenden 
dürfen sich Zusatznahrungsmittel erst dann beschaffen, wenn das 
Arbeitsguthaben 5 M. beträgt; 

B. Sic dürfen für Zusatznahrungsmittel wöchentlich nicht mehr als 
60 Pf. ausgeben; 

C. Hinsichtlich der Rückfälligen gilt: 

1. Rückfällig im Sinne dieses Beschlusses ist, wer nach Verbüßung 
einer Zuchthausstrafe oder einer mehr als dreimonatlichen 
Gefängnisstrafe oder einer mehr als dreimonatlichen Korrektions¬ 
haft innerhalb dreier Jahre nach der Entlassung zur Verbüßung 
einer mindestens ebensolangen Freiheitsstrafe, gleichviel ob 
Zuchthaus-, Gefängnis- oder Korrektionshaft, wieder eingelie¬ 
fert wird; 

2. Rückfällige dürfen weder eigene Kleidung noch Wäsche tragen 
noch sich selbst verpflegen. 

3. An Arbeitsbelohnungen wird Rückfälligen gewährt: 

a) zum ersten Male Rückfälligen für die ersten drei, zum 
zweiten oder öfteren Male Rückfälligen für die ersten 
sechs Monate nichts, 

b) für die folgende Zeit die Hälfte dessen, was sie als erst¬ 
malig Bestrafte erhalten hätten. 

c) Überpensa werden voll bezahlt. 
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Der Zuschuß der Staatskasse zu den Kosten der Gefängnisverwal¬ 
tung betrug M. 1 117 697,48 gegen M. 990 704,53 im Vorjahr. Dem¬ 
nach kostete ein Gefangener durchschnittlich täglich M. 1,46 = jährlich 
M. 535;63. 

Gesundheitszustand. 

Am 31. Dezember 1911 befanden sich in 


den Lazaretten der Gefängnisse I und II 1 
und in den Krankenstationen des Unter¬ 

Männer 

Frauen 

Zus. 

suchungsgefängnisses 

110 

11 

121 

Zugang während des Jahres 1912 

1877 

204 

2081 

Zusammen 

1987 

215 

2202 

Hievon wurden geheilt oder gebessert 

1458 

173 

1631 

Mit Ablauf der Strafzeit oder aus der 
Untersuchungshaft entlassen bezw. ande¬ 
ren Heilanstalten überwiesen 

399 

25 

424 

Gestorben sind 

4 

2 

6 

Blieben in Behandlung 

126 

15 

141 

Außerdem starben, ohne in Lazaretten be¬ 
handelt zu sein 

5 


5 

Enthauptet wurde 

1 

— 

1 


Die Zahl der Todesfälle betrug 
0,54% des Krankenstandes 
0,06% des Gesamtgefangenenbestandes 
0,58% des täglichen Durchschnittsbestandes 
5 Selbstmorde. 

Wegen Geisteskrankheit waren in Behandlung am 31. Dez. 1911 10 


Im Jahre 1912 verfielen in Geisteskrankheit 114 

Zusammen 124 

Geheilt oder gebessert 58 

In Irren- oder Siechenanstalten versetzt 34 

Mit Ablauf der Strafzeit oder aus der Untersuchungs¬ 
haft entlassen 17 

Blieben in Behandlung 15 


d) Diese Sätze finden Anwendung, auch wenn nur dreiviertel 
oder halbes Pensum zu leisten ist oder Hausarbeiten zu 
verrichten sind. 

4. Wegen Beschaffung von Zusatznahrungsmitteln gelten neben den 
allgemeinen zu A und B nachstehende Beschränkungen für 
Rückfällige: 

a) sie sind während der ersten sechs Monate, zum zweiten 
oder öfteren Male Rückfällige während des ersten Jahres 
vom Ankäufe ausgeschlossen; 

b) Von da an dürfen sie zum Ankauf nur die Hälfte des¬ 
jenigen Betrags verwenden, den sie als erstmalig Bestrafte 
hätten ausgeben können. 

1 Das Gefängnis I ist das im Jahre 1879 eröffnete, früher sog. 
Zentralgefängnis. Es ist bestimmt zur Aufnahme männlicher Zücht¬ 
linge und männlicher Gefängnissträflinge mit mehrjährigerStrafzeit. Außer¬ 
dem nimmt es — in besonderen Gebäuden — die sämtlichen Jugend¬ 
lichen und die sämtlichen weiblichen Strafgefangenen (Züchtlinge, 
Gefängnis-, Haft- und Korrektionssträflinge) auf. Das Gefängnis II 
ist nur zur Aufnahme männlicher Gefangener und Haftsträflinge be¬ 
stimmt; es ist im Jahre 1906 eröffnet worden. 



— 252 — 


Die Zahl der Geisteskranken betrug 
0,50 im Gefängnis I 
1,17 in der Korrektionsanstalt 
0,77 im Gefängnis II 
0,015 im Untersuchungsgefängnis. 

Gottesdienst und Schule. 

Zahl der Gottesdienste 505. An den Abendmahlsfeiern beteiligten 
sich 622 Gefangene. Außerdem fanden 63 katholische Gottesdienste statt; 
57 Gefangene beteiligten sich an den katholischen Abendmahlsfeiern. 

Am Schulunterricht beteiligten sich 872 männliche, darunter 
127 jugendliche und 131 weibliche, darunter 4 jugendliche Gefangene. 
Davon hatten 27 höhere, 718 gewöhnliche und 8 keine Schulbildung. 
151 männliche und 167 weibliche Gefangene erhielten Gesangsunterricht. 

Am englischen Unterricht im Gefängnis I beteiligten sich 29 Ge¬ 
fangene. 

Die Anstaltsbibliotheken wiesen einen Bestand von 18 877 
Büchern auf. 


Disziplin. 

Zahl der Disziplinarstrafen: 2569 gegen 2820 im Vorjahr = 8,47% 
des Gesamtbestandes. 


Arbeitsbetrieb. 

Zahl der Arbeitstage 508 022,25 

Zahl der täglichen Durchschnittsbeschäftigten 1 642,84. 

Die Beschäftigung fand statt: 

a) für den eigenen Bedarf der Anstalt bei 50,25% der Beschäftigten 

b) für Dritte gegen Lohn „ 49,75% ,, „ 

Reinertrag für die Staatskasse 284 964 M. 75 Pf. 

oder 25,50% des Zuschusses der Staatskasse zu den Gesamtausgaben 
der Gefängnisverwaltung und 15,08% der Gesamtausgabe. 

Die Verdienstanteile der Gefangenen betrugen 45713 M. 51 Pf. 
In den Un terstii tzungsfonds f. Gefangene flössen 5 128 M. 23 Pf. 
Kassenverwaltung und wirtschaftliche Ergebnisse. 

Die Gesamtausgaben berechnen sich auf 1 888 931 M. 61 Pf. 
Der Staatszuschuß betrug für den Kopf täglich 1 M. 46 Pf. 
und jährlich 535 M. 63 Pf. 

und zwar im 

Gef. I und i. d. Korrektionsanstalt: 572 M. 57 Pf. tägl. 1 M. 65 Pf. 

Gefängnis II 473 M. 71 Pf. „ 1 M. 29 Pf. 

Untersuchungsgefängnis 560 M. 62 Pf. ,, 1 M. 53 Pf. 

Verpflegungskosten täglich im Durchschnitt 0,7792 M. 

Einnahmen d. Korr.-Anstalt aus Landwirtsch. 201 502 M. 88 Pf. 
Ausgaben 125 588 M. 95 Pf. 

In der Bäckerei des Gefängnisses II wurden 546 795,000 kg Sicht¬ 
brot, 228 069 kg Feinbrot und 43 967,250 kg Weißbrot gebacken. Die 
Kosten berechneten sich für das Kilogramm Sichtbrot auf M. 0,1722, 
das Kilogramm Feinbrot auf M. 0,2120 und das Kilogramm Weißbrot 
auf M. 0,2460. 

Der Unterstützungsfond betrug am 1. Januar 1912: 110072 M. 33 Pf. 
Einnahmen im Jahr 1912 13 224 M. 22 Pf. 

Ausgaben „ „ 1912 11 237 M. 47 Pf. 

Bestand am 31. Januar 1912 


112 059 M. 08 Pf. 
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Aus der Statistik der einzelnen Gefängnisse. 

a) Gefängnis I: 

Täglicher Durchschnittsstand 548,41 Personen 

Reinertrag des Arbeitsbetriebs pro Kopf u. Arbeitstag 

mit Einrechnung der Hausarbeit 0,990 M. 

ohne „ ,, ,, 1,885 M. 

Im Gefängnis I und Korrektionsanstalt kostete ein Gefangener 
den Staat durchschnittlich im Jahr 1912: 572 M. 57 Pf., täglich 1,5644 M. 

b) Korrektionsanstalt 

Täglicher Durchschnittsstand 254,04 Personen 

Reinertrag der Arbeit mit Einrechnung der haus- und 
landwirtschaftlichen Arbeit 1,030 M. 

ohne Einrechnung dieser Arbeit 0,037 M. 

c) Gefängnis II 

Täglicher Durchschnittsstand 687,82 Personen 

Reinertrag der Arbeit mit Einrechnung der Hausarbeit 0,3106 M. 
ohne Einrechnung der Hausarbeit 0,5069 M. 

d) Untersuchungs-Gefängnis. 

Täglicher Durchschnittsstand 582,71 Personen 

Reinertrag der Arbeit mit Einrechnung d. Hausarbeit 0,0662 M. 
ohne Einrechnung der Hausarbeit 0,0989 M. 

Ein Untersuchungsgefangener kostete den Staat durchschnittlich 
560,6118 M., täglich 1,5317 M. Schw. 


Badische Gefängnisstatistik für 1912. 

(Zu vergl. Bd. 47, 264 ff.) 

Die Belegungsfähigkeit der Badischen Zentralanstalten beläuft 
sich auf 1759 Gefangene; der durchschnittliche Gefangenenstand betrug 
1403, darunter 61 Jugendliche, = 0,065% der Gesamtbevölkerung des 
Landes. 1403 Einzelzellen. 

Durchschnitts-Gefangenenstand in den Kreis- und Amtsgerichts- 
Gefängnissen: 1443,6. 

Zahl der Disziplinarstrafen: 1740 = 0,5% auf den Kopf der inhaf¬ 
tierten Personen. Von 3585 Gefangenen wurden 695 = 19,4% bestraft; 
Dunkelarrest wurde 131 mal erkannt; auf Strafstuhl und Schulstrafen 
bei Jugendlichen überhaupt nicht. 

Zahl der in Baden für die vorläufige Entlassung in Betracht kom¬ 
menden Gefangenen: 385; gestellte Anträge: 93; genehmigt: 81. Wider¬ 
rufe erfolgten: 8. 

Beurlaubung auf Wohlverhalten bei Gefängnisstrafen über 4 Mo¬ 
naten bis 1 Jahr nach Verbüßung von %: von 768 in Frage kommenden 
Gefangenen wurden 120 Anträge gestellt, von denen 101 genehmigt 
wurden. Widerrufen: 31. 

Von 3585 Gefangenen haben 2122 = 59,2 zusammen 9037 Briefe 
erhalten; davon wurden 409 = 4,5% beanstandet. 2338 Gefangene 
= 65,2% haben 9293 Briefe geschrieben, von denen 555 = 6,0% bean¬ 
standet wurden. 688 Gefangene = 19,2% haben Besuche erhalten. 
Anstalts-Personal: 231 Personen. 

Verpflegung der Gefangenen: Gesamtaufwand: 289 443 M. 68 Pf. 
bei 513 624 Verpflegungstagen; für einen Gefangenen Verköstigungs¬ 
aufwand im Tag: 56,4 Pf. Verpflegungsaufwand (Nahrung, Kleidung, 
Lagerstätte, körperliche Reinlichkeit, Krankenpflege) 74,4 Pf. 
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Arbeitsbetrieb: Reinertrag der Arbeit eines beschäftigten Gefan¬ 
genen in den Zentralanstalten pro Mann und Tag: 1 M. 38 Pf.; in den 
Kreis- und Amtsgerichtsgefängnissen: 41,2 Pf. 

Arbeitsbelohnung der Gefangenen: 29 886 M. 71 Pf. = 10 M. 63 Pf. 
auf einen belohnten Gefangenen. 

Unfallrenten: 1 Fall; zur Ausbezahlung gelangten an Renten 
zusammen 807 M. 24 Pf. und an guttatsweisen Zuwendungen 487 M. 

Gesamtstaatszuschuß: 613509 M. 39 Pf.; für 1 Gefangenen 
auf das Jahr 437 M. 28 Pf., für 1 Tag 1 M. 19 Pf. 

Erkrankt: 328 Gefangene = 9,1 %; an Tuberkulose: 73. Am Jahres¬ 
schluß befanden sich 44 Tuberkulose in den Strafanstalten, von denen 
39 schon vor dem Strafantritt erkrankt waren. 

Gesamtzahl der Todesfälle: 14, darunter 1 Selbstmord. 

Von 1498 evangelischen Gefangenen waren 42, und von 2019 
katholischen 77 aus polizeilichen und gesundheitlichen Gründen vom 
Gottesdienst ausgeschlossen; 669 Abendmahlsempfänge und 1284 Spen¬ 
dungen des Altarsakraments. 

Gesamtzahl der Schüler: 1662, darunter 277 Jugendliche. An¬ 
alphabeten: 11, darunter 8 Ausländer. Schw. 


Aus den Mitteilungen über die Ergebnisse der Verwaltung des Zwangs- 
erziehungs- und Gefängniswesens in Eisaß-Lothringen für das Rechnungs¬ 
jahr 1912/13. 

(Zu vergl. Bd. 46, S. 254 ff.) 

Aus Anlaß einer Resolution das Landtags ist durch Verordnung 
vom 17. V. 1912 ein Beirat für das Zwangserziehungs- und Gefängnis¬ 
wesen eingesetzt worden, der über wichtige Fragen dieses Gebiets auf 
Ersuchen des Ministeriums Gutachten abzugeben hat. Der Beirat be¬ 
steht aus dem Unterstaatssekretär der Ministerialabteilung für Justiz 
als Vorsitzendem, dem Vorstand der Verwaltung als dessen Stellvertreter, 
zwei von der ersten, drei von der zweiten Kammer des Landtags und 
höchstens drei vom Statthalter ernannten Mitgliedern. 

Als eine weitere organisatorische Änderung ist die Neuregelung der 
Anstellungs-Verhältnisse der Beamten der Verwaltung des Zwangs¬ 
erziehungs- und Gefängniswesens zu verzeichnen. Für die Unterbeamten¬ 
laufbahn macht die Verordnung vom 15. Juli 1912 die Zulassung zum 
sechsmonatigen Probedienst von einer Prüfung abhängig, in der Besitz 
einer guten Volksschulbildung nachzuweisen ist; ferner bestimmt sie 
die Beseitigung einer Unbilligkeit, daß Bewerber, die nicht zu den Militär¬ 
anwärtern mit mindestens achtjähriger Dienstzeit gehören, namentlich 
also die Inhaber des Anstellungsscheins und die Zivilanwärter, nach Ab¬ 
leistung des Probedienstes zunächst als Hilfsaufseher oder Hilfserzieher 
anzustellen sind und erst nach einer Dienstzeit von vier Jahren, auf die 
aber gewisse bürgerliche Beschäftigungen sowie eine über die gesetzliche 
aktive Dienstpflicht hinausgehende aktive Militärzeit angerechnet werden 
können, in etatsmäßige Unterbeamtenstellen aufrücken dürfen. Als 
Erzieher oder Hilfserzieher in der Erziehungs- und Besserungsanstalt 
sollen nur Personen angestellt werden, die zu einer erziehlichen Einwir¬ 
kung befähigt erscheinen. Für den Inspektorendienst wird zur Einschrän¬ 
kung des übermäßigen Andrangs eine Vorprüfung eingeführt, neben der 
die am Schlüsse der siebenmonatigen informatorischen Beschäftigung ab¬ 
zulegende Dienstprüfung bestehen bleibt. Auch über die Bedingungen 
der Anstellung als Vorsteher und Direktor, namentlich der Ernennung 
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bisher nicht im Zwangserziehungs- oder Gefängnisdienste tätiger Personen 
zu Direktoren, sind Bestimmungen getroffen. 

Mit der Gewährung eines regelmäßigen Erholungsurlaubs 
an die Unterbeamten wurde in bescheidenem Maße begonnen, in¬ 
dem die Anstaltsleiter zu einer viertägigen Beurlaubung ermächtigt 
wurden. Der berechtigte Wunsch der Unterbeamten nach Verlängerung 
dieses Urlaubs auf eine Woche wird sich erst nach einer Vermehrung 
des Personals erfüllen lassen, die im Etat für 1913 erst zum Teil hat 
vorgesehen werden können. 

Die sehr zahlreichen und wenig übersichtlichen Bestimmungen 
über die Verwendung der einzelnen Gefangenanstalten sind durch die 
Verfügung des Ministeriums vom 22. Juli 1912, betreffend die Ver¬ 
teilung der Gefangenen auf die Gefangen e nanstal ten , ersetzt 
worden; dabei wurde die Höchstdauer der in den Amtsgefängnissen zu 
vollstreckenden Freiheitsstrafen für einfache Haft auf 6 Wochen, für 
Gefängnis und qualifizierte Haft auf 1 Woche bestimmt. 

Die Eröffnung der Abteilung für verbrecherische Irre in der Heil- 
und Pflegeanstalt Hördt hat endlich die Schwierigkeiten beseitigt, die 
der Übernahme gefährlicher geisteskranker Strafgefangener 
durch die Bezirksirrenpflege häufig entgegenstanden. Für geeignete 
Behandlung der besonders in der Strafanstalt Ensisheim zahlreichen 
lediglich geistig Minderwertigen und für Beobachtung der zweifelhaften 
Fälle durch Einrichtung besonderer Minderwertigen-Abteilungen in 
Gefangenenanstalten zu sorgen, wird bei dem ohnehin nicht mehr lange 
zu verschiebenden Umbau der Gefangenenanstalten eine wichtige Auf¬ 
gabe sein. Die Vorarbeiten zu diesem Umbau sind für einige Anstalten, 
bei denen das Bedürfnis in besonders hohem Maße besteht, begonnen 
worden. 

Zu Neubauten von Gefangenenanstalten ist es im Berichtsjahr 
nicht gekommen; für den Neubau eines Amtsgefängnisses in Daminer- 
kirch wurde ein Grundstück erworben. 

ln der Erziehungs- und Besserungsanstalt für Knaben in Hagenau 
wurde der Sonderbau für schwer erziehbare Zöglinge im Rohbau fertig; 
er wird im Rechnungsjahr 1913, für das die zweite Baurate vorgesehen 
ist, vollendet und bezogen werden können. Für diese Anstalt wurden 
ferner neue Bestimmungen über den Arbeitsbetrieb erlassen, um eine 
zutreffende Bemessung der Preise für die Arbeiten und Erzeugnisse der 
Anstalt zu erleichtern und die Arbeitsbelohnung der Zöglinge in mäßigen 
Grenzen zu erhöhen; auch wurden zur Sicherung des Arbeitsverdienstes 
der von der Anstalt auswärts untergebrachten Zöglinge neue Vorschriften 
getroffen. Vorträge für das Erzieherpersonal und Unterricht für die 
Hilfserzieher sind wie im Vorjahre veranstaltet worden und sollen von 
jetzt ab jährlich stattfinden. 

Erwägungen der Verwaltung, in welcher Weise die Behandlung der 
geistig minderwertigen Zöglinge zu bessern sei, kam eine Anfrage des 
Oberarztes Dr. Aummüller in Stephansfeld entgegen, der zu Studien¬ 
zwecken die Zöglinge der Erziehungs- und Besserungsanstalt in Hagenau 
zu untersuchen wünschte. Die Ergebnisse seiner im Laufe des Berichts¬ 
jahrs vorgenommenen Untersuchungen in Hagenau haben die Verwaltung 
veranlaßt, ihn vom März 1913 ab mit der dauernden spezialärztlichen 
Beobachtung der Zöglinge dieser Anstalt durch monatliche Besuche 
und mit einer einmaligen psychiatrischen Untersuchung der in mehreren 
Privaterziehungsanstalten verschiedener Art sowie der in Straßburg und 
Umgebung in Familien untergebrachten Zwangszöglinge zu beauftragen. 
Diese Untersuchungen sollen die Grundlage für die weitere Prüfung ab- 
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geben, welche Maßnahmen zur zweckmäßigen Behandlung derjenigen 
Zwangszöglinge erforderlich sind, die, ohne geisteskrank zu sein, in ihrem 
Gemüts- und Triebleben so abnorm (,,psychopathisch“) geartet sind, daß 
sie nicht ohne Nachteil für sie selbst und den ganzen Anstaltsbetrieb 
gemeinsam mit den andern Zöglingen erzogen werden können. 

Die Überweisung eines mäßigen Geldbetrags an den Jugendrichter 
in Straßburg zur Erleichterung der vorläufigen Unterbringung oder der 
Heimkehr gefährdeter Minderjähriger ohne Anwendung von Zwangs¬ 
mitteln hat sich bewährt; die Einrichtung ist auf das Jugendgericht in 
Metz ausgedehnt worden. 

Die Zahl aller Gefangenen in den Strafanstalten, Bezirks- und 
Amtsgefängnissen einschließlich der Arbeitshausgefangenen betrug 
18 150 Männer und 2481 Weiber (18 060 und 2622 im Vorjahr), der 
tägliche Durchschnittsstand: 2005 Männer und 202 Weiber (gegen 1972 
und 212 im Vorjahr). 

Die Verpflegungskosten in den Strafanstalten und Bezirksgefäng¬ 
nissen betrugen 35,7 gegen 36,4 Pfg. im Vorjahr, im Arbeitshaus Pfalz¬ 
burg 34,6 gegen 35,7 im Vorjahr, in der Hagenauer Knabenanstalt infolge 
einiger Verbesserungen des Verpflegungsetats 63 Pfg. gegen 53,7 Pfg. 
im Vorjahr. 

Beschäftigt waren: 

a) für die eigene Anstalt 22,6% der Gef. 

davon in Feld- und Gartenwirtschaft 0,6% 

b) mit Herstellung von Waren zum Verkauf 

und zwar an andere Anstalten der Ge¬ 
fängnisverwaltung, an öffentliche Be¬ 
hörden und Anstalten 1.8% „ ,, 

an Anstaltsbeamte, Gefangene und son¬ 
stige Private 2,9% 4,7% „ „ 

c) für Dritte gegen Lohn und zwar inner¬ 
halb der Anstalt: 

für offentl. Behörden und Anstalten 11,6% ,, „ 

darunter für die Militärverwaltung 9,5% ,, „ 

für sonstige Unternehmer 31,7% „ „ 

für Anstaltsbeamte u. sonstige Private 24,6% 67,9% ,, „ 

außerhalb der Anstalt mit landwirtschaft- 4,8% 

liehen und sonstigen Arbeiten ,, „ 

Für die Beschäftigung der kurzzeitigen Gefangenen der Amts¬ 
gerichte hat sich nur wenig Gelegenheit gefunden, der Reinertrag dieser 
Beschäftigung ist von 3424 M. auf 3347 M. zurückgegangen. 

Von der Gesamtzahl der Zuchthausgefangenen in Ensisheim und 
Hagenau wurden disziplinarisch bestraft: 

47,4% der Männer und 11,1% der Weiber; 
von den übrigen Gefangenen: 

13,9% der Männer und 3,6% der Weiber. 

3 Männer wurden wegen während der Haft begangener Körperverletzung, 
Beleidigung und Sachbeschädigung gerichtlich bestraft. 

Von den Arbeitshäuslern in Pfalzburg wurden 29,2%, in der Er¬ 
ziehungsanstalt Hagenau 54,2% der Knaben bestraft. 

Durchschnittlich täglich im Lazarett als krank behandelt: 
Zuchthausgefangene: 2,6 Männer, 0,4 Weiber, 
andere Gefangene 25,2 ,, 3,8 ,, 

An Tuberkulose wurden behandelt: 7 Zuchthaus- und 34 Gefängnisgef. 
Todesfälle: 2 Zuchthaus- (darunter 1 an Tuberkulose), 5 Gefängnisgef. 
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7 Selbstmordfälle (5 Strafgefangene und 2 Untersuchungsgefangene), 
1 Hinrichtung. 

Durchweg guter Gesundheitszustand. 

Der Zuschuß aus der Landeskasse für die Strafanstalten, Bezirks¬ 
und Amtsgerichtsgefängnisse und das Arbeitshaus betrug 932 353 M. 
(gegen 948 562 M. im Vorjahr) pro Kopf und Tag M. 1.16 (gegen 
M. 1.19 im Vorjahr). 

Von den neueingelieferten Zuchthausgefangenen waren 97% der 
Männer und 80% der Frauen, von den Gefängnisgefangenen 59% der 
Männer und 42% der Frauen vorbestraft; von den Arbeitshäuslern 54% 
bezw. 46%. 

Von den nach mehr als viermonatlicher Strafzeit entlassenen 
Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen war die vermeintliche Aussicht 
auf Besserung bei 23% gut, bei 35% mäßig, bei 32% gering. 

Gerühmt wird wiederum die mühevolle, stille und segensreiche 
Tätigkeit der bestehenden 4 Fürsorgevereine für entlassene Gefangene in 
Straßburg, Mühlhausen, Kolmar und Metz mit ihren Zweigvereinen in 
verschiedenen Orten. 

Vorläufig entlassen wurden 11 Zuchthaus- und 41 Gefängnis¬ 
gefangene; von diesen sind bis zum Schlüsse des Berichtsjahrs 1 Zucht¬ 
hausgefangener und 2 Gefängnisgefangene rückfällig geworden. Von den 
in früheren Jahren vorläufig entlassenen sind im Berichtsjahr rückfällig 
geworden: 1 Zuchthausgefangener und 11 Gefängnisgefangene. 

Bedingter Strafaufschub wurde bewilligt 341 Personen (gegen 
386 i. V.). In 62 Fällen des Jahres 1912 oder früher bewilligten Straf¬ 
aufschubs erfolgte nachträgliche Einleitung der Strafvollstreckung gegen 
58 im Vorjahr. 

Der Bestand an Zwangszöglingen ist von 1269 Knaben und 
797 Mädchen zu Beginn des Berichtsjahrs am Schlüsse desselben auf 
1240 Knaben und 802 Mädchen zurückgegangen; 


davon in Hagenau 228 

,, staatl. Erziehungsanstalten 752 

,, Familienpflege oder Dienststellen 932 

,, Gefängnissen 4 

auf der Flucht 126 


Die statistischen Übersichten über die Zwangserziehung haben 
gegen früher eine Erweiterung erfahren, um die Verhältnisse der Minder¬ 
jährigen zur Zeit der Anordnung der Zwangserziehung, ferner die Art 
und Dauer der Maßnahmen besser zum Ausdruck zu bringen und, soweit 
als möglich, über den Erfolg der Maßnahme und seine Bedingungen 
einen Überblick zu gewinnen. Ein zu sicheren Schlußfolgerungen aus¬ 
reichendes Material wird sich bei dem neuen Verfahren erst nach einigen 
Jahren ergeben. Die für das Berichtsjahr bewirkte Feststellung, wonach 
von 132 ehemaligen männlichen und von 75 ehemaligen weiblichen 
Zwangszöglingen, die im Berichtsjahr das 25. Lebensjahr vollendeten, 
bis zum Schlüsse des Berichtjahrs 69, bezw. 64 straffrei geblieben 
und nur 23 bezw. 1 öfter als einmal bestraft worden sind, darf immerhin 
als günstig bezeichnet werden. Ebenso erscheint das Ergebnis der Er¬ 
mittlungen über die Führung der widerruflich Entlassenen recht erfreu¬ 
lich, wonach unter 154 Burschen und 69 Mädchen, die im Berichtsjahr 
widerruflich entlassen worden waren, 16 bezw. 14 mit Rücksicht auf ihre 
gute Führung endgültig entlassen werden konnten, und 101 bezw. 46 
andere sich gleichfalls bisher gut geführt haben. 

Unfallfürsorge für Gefangene: 1 Unfall, für dessen Folgen 
eine Entschädigung zu leisten war. Es wurden an Entschädigungen und 
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Kosten einschließlich der aus der Vorzeit noch fortlaufend zahlbaren 
Entschädigungen gezahlt 1074 M. Schw. 

Aus Vereinen und Versammlungen. 

Die Rheinisch-Westfälische Gefängnisgesellschaft gibt ihren 86. Jahres¬ 
bericht heraus, der sich, was Reichhaltigkeit und Gediegenheit betrifft, 
seinen Vorgängern würdig anschließt. Im Selbstverlag der Gesellschaft. 
241 S. M. 1.50 (zu vgl. Bd. 47, S. 515ff.). 

Die Zahl der Hilfsvereine ist von 121 auf 125, die Gesamtzahl der 
Mitglieder von 25 291 auf 26 144 gestiegen. 

Gesamteinnahmen: 119775 M.; Gesamtausgaben: 125 915 M. 

Die Gesamtzahl der in Fürsorge Genommenen ist von 10 289 auf 

12 645 gestiegen; dazu kommen noch 102 Fürsorgefälle, welche durch die 
Zentralstelle direkt erledigt worden sind; ferner 1225 Ausgew'iesene, die 
im Arbeitsasyl im Herbestal in Fürsorge genommen werden mußten, 
so daß also die Gesamtzahl der in Fürsorge genommenen Personen 

13 972 beträgt. Sehr erfreulich ist die Entwicklung der neuerdings be¬ 
gründeten Arbeitsstellen für Arbeitslose. — Der Hilfsverein Bonn hat 
mit einem erheblichen Kostenaufwand eine Schreibstube für Stellenlose 
begründet, so daß jetzt in der Rheinprovinz 10 Schreibstuben zu ver¬ 
zeichnen sind. 

In der Hauptversammlung vom 15. Oktober (in Düsseldorf) sprach 
Professor Dr. Freudental-Frankfurt a. M. über: Erziehungsnachhaft 
für Jugendliche. Das gediegene Referat ist abgedruckt im Jahresbericht, 
ebenso wie die folgenden in den Abteilungsversammlungen gehaltenen 
inhaltsreichen Vorträge: 

Strafanstaltsdirektor Ellger in Wittlich: Der Strafvollzug bei Ge¬ 
fangenen bis zum Mündigkeitsalter. 

Strafanstaltsdirektor Bo II es in Anrath: Die Arbeit der Gefange¬ 
nen mit besonderer Rücksicht auf ihre wirtschaftliche Bedeutung. 

Strafanstaltsdirektor v. Michaelis in Aachen: Mitteilungen über den 
Arbeitsbetrieb ausländischer Strafanstalten. 

Strafanstaltspfarrer Echternacht in Anrath und Strafanstalts¬ 
pfarrer Schiller in Liittringhausen: Die Notwendigkeit der Gefängnis¬ 
arbeit zur sittlichen und religiösen Beeinflussung der Gefangenen. 

Strafanstaltslehrer Reßmann in Siegburg: Die geistig Minder¬ 
wertigen im Strafvollzüge und ihre Behandlung durch den Strafanstalts¬ 
lehrer. 

Frau Anna Niedieck in Düsseldorf: Aus unserer Arbeit. 

Pfarrer Just-Düsseldorf: Jugendgerichtshof und Jugendschutz. 

Schw. 

29. Jahrbuch der Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und 
das Herzogtum Anhalt für 1912, herausgegeben vom leitenden Auschuß 
der Gefängnisgesellschaft Halle a. S. 

(Zu vgl. Bd. 47, S. 269 ff.) 

43 Vereine mit zusammen 5742 Mitglieder. Die Einnahmen beliefen 
sich auf 121 955 M., die Ausgaben auf 108 475 M.; deshalb so hoch, weil 
der Fürsorgeverein Merseburg in seiner Ausgabe eine einmalige Summe 
von 86000 M. für das Eckardtshaus in Eckardtsberge eingestellt hat. An 
Arbeitsgeschenken wurden 14 199,18 M. verwaltet. Die Zahl der Unter¬ 
stützten belief sich auf 1467, bares Geld wurde nur in Ausnahmefällen 
gegeben. 

Die Schreibstube in Erfurt beschäftigte 39 Personen mit einem Um- 
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satz von 7830 M., Magdeburg. 176 Personen mit 30 393 M. Umsatz, 
Halle 154 Personen mit 32 474 M.; die nunmehr schuldenfreie Übergangs¬ 
station in Halle hat im ganzen 503 entlassene Gebildete beherbergt. 

Die 29. Jahresversammlung fand am 17. und 18. Juni 1913 in Erfurt 
unter Teilnahme von 137 Personen statt. 

Am ersten Tag referierte in der Sonderversammlung der Juristen 
und Strafvollzugsbeamten Landgerichtsdirektor Geh. Justizrat Winkler- 
Erfurt über: Richtlinien einer reichsgesetzlichen Regelung des Strafvoll¬ 
zugs und die Mitwirkung des Laienelemets; in derjenigen der evangelischen 
Geistlichen Pfarrer EyBell-Delitzsch über: Die Seelsorge an den Sitt¬ 
lichkeitsverbrechern, in der der katholischen der Gefängnisgeistliche 
Pfarrer Goerz-Erfurt über dasselbe Thema. In der Abendversammlung 
des 1. Tages sprach der Agent der Gefängnisgesellschaft, Pastor v. W o d k e, 
über: Aus den Papieren einer Schreibstube! 

Am zweiten Tag sprach in der öffentlichen Generalversammlung 
Professor Dr. Siefert-Halle über: Gedanken zur Fürsorge-Erziehung. 

Diese Referat sowie das Winklersehe sind im Jahrbuch abge¬ 
druckt und machen es zu einer wertvollen Bereicherung unserer Fach¬ 
literatur. Schw. 

Der Agent der Schutzaufsichtskommission von Basel, 
Luzern, Solothurn und Zug veröffentlicht seinen zweiten Jahres¬ 
bericht: cf. Bd. 47, S. 211 ff. 

Von 167 Angemeldeten konnten 128 in Stellung gebracht werden. 

Die Balkan-Kriegswirren und das schlechte Wetter, unter dem die 
Fremdenindustrie in der Schweiz litt, erschwerten die Tätigkeit des Agen¬ 
ten, doch wird hervorgehoben, daß man anfange, mancherorts für die 
Entlassenenfürsorge mehr und mehr Interesse zu zeigen. Wichtig ist, 
daß der Arbeitgeber persönlich aufgesucht werde; auf schriftliche An¬ 
fragen gehen meist gar keine Antworten ein, oder ablehnende wie die: 
„ich bin nicht da, um einen alten Sünder zu korrigieren!“ 

Die Arbeitsämter in Aarau, Basel und Luzern haben gute Dienste 
getan. 

Lehrreiche Einzelbeispiele bereichern den Bericht. Schw. 


Die Deutsche Zentrale für Jugendfürsorge (E.V.) Berlin 
C. 19, Wallstr. 89, hat den Gesamtbericht ihrer Tagung in Darmstadt 
(29. und 30. September 1913) im Druck erscheinen lassen: drei Hefte, 
zusammengebunden 2 M. 

I. Heft: Schutz der Familie gegen den trunksüchtigen Familienvater. 
Berichterstatter: Dr. jur. Frieda Duensing, Berlin; 

,, Direktor Schwandner, Ludwigsburg. 

II. Heft: Kinder als Erwerbsmittel (Mißstände im Pflegestellen- und 
Adoptionswesen). 

Berichterstatter: Gerichtsassessor Tormin-Berlin, 

„ Verwaltungsdirektor Dr. Blaum-Straß¬ 

burg i. E. 

III. Heft: Die sozialhygienischen Aufgaben der Ärzte im Zusammenhang 
mit der gesamten Jugendfürsorge. 

Berichterstatter: Dr. med. A. Lewandowski-Berlin, 

„ San.-Rat Dr. Sonnenberger-Worms. 

Schw, 


17* 
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Jahresbericht des Bezirksvereins Mannheim für Jugendschutz und 
Gefangenenfürsorge für das Jahr 1913. 

Der Verein will nicht nur diejenigen Jugendlichen, die bereits mit 
dem Gesetz in Konflikt geraten sind, wieder auf ordentliche Wege bringen, 
sondern er nimmt sich auch der sittlich gefährdeten oder schwer zu er¬ 
ziehenden an und geht den Eltern hilfreich an die Hand, welche infolge 
Armut oder Krankheit nicht in der Lage sind, die nötige Sorgfalt auf die 
Erziehung und Ausbildung ihrer Kinder zu verwenden. Des weiteren 
befaßt sich der Verein mit der Gefangenenfürsorge, ohne welche an eine 
Verringerung oder Verhütung der Rückfälle in neue Gesetzesverletzungen 
ebenfalls nicht gedacht werden kann. 

Zahl der Mitglieder: 845. 

Einnahmen: 6883.09 M. 

Ausgaben: 5093.48 ,, 

Der Fürsorge des Vereins unterstanden 475 Jugendliche und 608 Er¬ 
wachsene, zusammen 1083 Personen. 

Den Jugendschutz bearbeitet der Verein zusammen mit dem ihm 
angegliederten Jugendfürsorgeausschuß, dem die gesamte Jugendgerichts¬ 
beihilfe obliegt. Dabei widmet der Ausschuß seine Fürsorge vornehm¬ 
lich den schulpflichtigen Jugendlichen beiderlei Geschlechts sowie den 
schulentlassenen Mädchen. Der Schutzverein aber nimmt Mädchen nur 
dann in seine unmittelbare Fürsorge, wenn dabei größere Geldaufwen- 
dungen nötig fallen, die dem Ausschuß seiner ganzen Organisation nach 
nicht zugemutet werden können. Im übrigen wendet der Verein seine 
Fürsorge den kurz vor Schulentlassung stehenden, oder bereits schul¬ 
entlassenen Jungen zu und sucht ihr Fortkommen hauptsächlich durch 
Zuführung zu einem geeigneten Beruf, bezw. durch Wegverpflanzung aus 
der Großstadt zu befördern. 

Dem unter der bewährten Leitung der Frau Alice Bensheimer 
stehenden Jugendfürsorgeausschuß gehören 16 Vereine und 56 Einzel¬ 
mitglieder an. 

Einnahmen: 1472 M. Ausgaben: 1638 M.; der Ausschuß hatte sich 
mit 586 Fällen zu befassen. 

In der Gefangenenfürsorge richtet der Verein sein Hauptaugen¬ 
merk auf Wiederherstellung und Erhaltung geordneter Verhältnisse in 
den Familien der Gefangenen, auf Festigung gelockerter Familienbande 
und auf Beschaffung von Verdienst nach der Entlassung aus dem Ge¬ 
fängnis. 

Recht günstig waren die Erfahrungen, die der Verein mit der ihm 
an Stelle der Polizeibehörde übertragenen Überwachung der nach Ver¬ 
büßung von % der Strafe vorläufig entlassenen oder auf Wohlverhalten 
beurlaubten, sowie der mit Einleitung des Strafvollzugs auf Wohlver¬ 
halten verschonten Gefangenen gemacht hat. Die verhängte Schutz¬ 
aufsicht wurde von den Betroffenen durchweg als eine große Wohltat 
empfunden, und es mußte nur in einem Falle der Widerruf der gewährten 
Vergünstigung wegen schlechten Verhaltens eintreten. 

Von den in die Schreibstube überwiesenen 14 entlassenen Gefangenen 
fanden 13 dort Beschäftigung und erhielten insgesamt 1365 M. Lohn 
ausbezahlt; 5 Mann kamen durch die Schreibstube in feste Stellung. 

Der Verein steht unter der Leitung des Strafanstaltsdirektors 
Koelblin in Mannheim. 


Schw. 
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Die forensisch-psychologische Vereinigung in Heidelberg machte in 
ihrer Tagung vom 28. Februar d. J. die Vorschläge unserer Vereins¬ 
kommission zu einem Reichsstrafvollzugsgesetz zum Gegenstand 
der Erörterung. 

In der an das eingehende Referat von Exzellenz v. Jagemann sich 
anschließenden Diskussion sprach sich Geh. Hofrat Professor Dr. von 
Lilienthal sehr anerkennend über den Entwurf als ein abgewogenes 
und vorzügliches Werk aus, mit dem er im ganzen insofern einverstanden 
sei, als es die von theoretischer Seite aufgestellten Anforderungen er¬ 
fülle; seine Einzelwünsche gingen auf stärkere Ausbildung des Progressiv¬ 
gedankens; auch findet er die Zelle mit nur 22 cbm zu klein, die Dunkel¬ 
arrestdauer zu lang, und würde die Vor- und Ausbildungseinrichtungen 
für das Personal gerne mehr ausgedrückt sehen. 

Der Psychiater Professor Dr. Wilmanns anerkennt die Fort¬ 
schritte des Besserungsprinzips, betonte die Schwierigkeit der Indi¬ 
vidualisierung bei knappem Zeitmaß und die Schwierigkeit, den Gehalt 
des ganzen Strafvollzugs von dem persönlichen Auffassen und Verfahren 
des Vorstandes wirklich voll unabhängig zu machen; er legte Wert auf 
ein Schutzwesen, das gerade auch der nicht sich einfügenden Elemente 
sich annehme. Sodann wünschte er strengere Bestimmungen bezüglich 
Versagung des Alkohols und Vorschriften, welche die meist erst im Straf¬ 
vollzug selbst zu erkennende Minderwertigkeit zum Anlaß der Versetzung 
in andere Strafanstalten nähmen. Endlich betonte er die Notwendigkeit 
reorganisatorischer Schritte für die Personalfragen. Schw. 



Literatur. 


Dr. jur. Karl Krohne, ein Wohltäter der Menschheit auf dem Gebiet 
der Gefangenenpflege und Jugendfürsorge. 

Nekrolog von K. J. Müller, Vorstandsmitglied des Berliner Krippen¬ 
vereins. Berlin S.W. 61. L. Frobeen Verlag, Blücherstraße 3. 

16 Seiten mit einem Bild des Verstorbenen. Preis 5U Pfg. 

Gerade ein Jahr nach dem Hingang Krohnes erscheint dieser 
warmherzige Nachruf, der, wenn er auch in erster Linie die Tätigkeit des 
Entschlafenen in der Säuglingsfürsorge eingehender behandelt und seine 
Verdienste um den Strafvollzug und die Entlassenenfiirsorge nur an¬ 
deutet, doch auch unserem Leserkreis ein willkommenes Erinnerungs¬ 
zeichen anerkennender Verehrung des Mannes sein wird, der seine Krippen¬ 
vereinsmitarbeit als eine vorbeugende Tätigkeit zur Lösung seiner amt¬ 
lichen Gefängnis-Erziehungsaufgabe betrachtet hat. Schw. 

Dr. L. Ebermayer, Reichsgerichtsrat, stellvertr. Vorsitzender der 
Strafrechtskommission. Der Entwurf eines deutschen Straf¬ 
gesetzbuchs. Nach den Beschlüssen der Strafrechtskommission syste¬ 
matisch berabeitet. Berlin 1914. Verlag von Otto Liebmann. Verlag der 
Deutschen Juristenzeitung. 104 Seiten. 3 M. 

Eine hochwillkommene Zusammenstellung der Beschlüsse der Straf¬ 
rechts-Kommission in I. und 11. Lesung, geordnet nach der Paragraphen¬ 
folge des Vorentwurfs. Während man seither auf die in den verschiedenen 
weit verstreuten Mitteilungen der Deutschen Juristen-Zeitung über die 
Beschlüsse der Kommission angewiesen war, gibt diese von so berufener 
Feder gefertigte systematische Darstellung ein klares Bild von der un¬ 
geheueren Aufgabe, die die Kommission zu bewältigen hatte, aber auch 
von den ganz erheblichen Verbesserungen, welche das große Reformwerk 
der Kommissionsberatung gegenüber dem V. E. verdankt. Schw. 


Dr. Theodor Siebert, Staatsanwalt in Danzig: Bedingte Straf¬ 
aussetzung nach der allgemeinen Verfügung vom 1 1. No¬ 
vember 19 12. Berlin 1913. R. v. Deckers Verlag, G. Schenk, K. Hof¬ 
buchhändler. 44 Seiten. 1.80 M. 

Das Büchlein, in der Form des Kommentars, ist aus der preußischen 
Praxis entstanden und nur für diese bestimmt; es ist ein schneller und 
zuverlässiger Berater für die zahlreichen Stellen, die bei der bedingten 
Strafaussetzung in Tätigkeit zu treten haben. Schw. 

Deusing, A., Zuchthausdirektor in Untermaßfeld, hat unter dem 
Titel „Ein Rückblick auf 100 Jahre, 1813 — 1913, des Bestehens des 
Zuchthauses Untermaßfeld, Zentralstrafanstalt des Herzogtums 
S. Meiningen und vom 1. April 1878 an Gemeinschaftliches thüringi¬ 
sches Männerzuchthaus“ eine kulturgeschichtlich hochinteressante 



Schilderung der Entwicklung des Strafvollzugs in den Thüringischen 
Staaten herausgegeben. Die Schrift (48 Druckseiten) kann vom Verfasser 
gegen portofreie Einsendung von 1.15 M. bezogen werden. Der Reiner¬ 
trag kommt der „Thüringischen Gefängnis-Gesellschaft“ zugut. 


Unter dem Titel Fortschritte des Kinderschutzes und der Jugend¬ 
fürsorge gibt das Archiv deutscher Berufsvormünder eine neue Viertel¬ 
jahrsschrift unter Leitung von Professor Dr. Chr. J. Klumker im Verlag 
von Julius Springer-Berlin heraus. 

Das Archiv hat bekanntlich zunächst durch sein „Jahrbuch der 
Fürsorge“ einen Überblick über die vielseitige Betätigung in der Kinder¬ 
fürsorge wie der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen ge¬ 
schaffen. Je mehr aber sein Arbeitsgebiet wuchs, um so mehr traten 
darin Anfragen fürsorglicher und erzieherischer Natur hervor. Ihre Be¬ 
antwortung zwang das Archiv zu eingehenden Studien dieser Fragen 
und legte den Wunsch nahe, allen den vielen Arbeiten des Kinderschutzes 
in einer handlichen Zusammenfassung jährlich die Fortschritte dieser 
Fürsorgearbeit vorzulegen und so mit einer Kenntnis dieser Entwick¬ 
lung auch eine größere Einheitlichkeit und Gemeinsamkeit zu fördern. 
Dieser Gedanke lag um so näher, als es eine Zeitschrift, die zusammen¬ 
fassend über diese Fragen unterrichtete, nicht gibt, vielmehr auch 
die Zeitschriften in viele einzelne Gebiete zersplittert sind. 

„Die Fortschritte des Kinderschutzes und der Jugend¬ 
fürsorge“ werden in handlichen Vierteljahrsheften von 2 — 3 Bogen 
erscheinen und im Laufe von zwei Jahren über die ganze neuere Ent¬ 
wicklung in knapper, zusammenhängender Form berichten und die wich¬ 
tigsten Stücke der Literatur kurz besprechen. Sie sollen jedem Arbeiter 
der Kinderfürsorge, der nicht viel Zeit auf Lektüre und Studium ver¬ 
wenden kann, in diesen kleinen Heften die Fortschritte der Fürsorgege¬ 
biete vorführen und es ihm ohne große Mühe ermöglichen, sich in Fühlung 
mit den neueren Fortschritten zu halten und ihm zugleich die Wege 
weisen, wie er in gedrucktem Material oder in persönlichen Nachfragen 
weitere Auskünfte erhalten kann, die durch die Auskunftsstelle des Ar¬ 
chivs noch im einzelnen ergänzt werden können. 

Erschienen sind bis jetzt zwei Hefte: 

Landsberg, J. F., Amtsgerichtsrat; Lennep, Vormundschafts¬ 
gericht und Ersatzerziehung. 

Dr. A. Bender, Gewerberat, Charlottenburg: Der Schutz der ge¬ 
werblich tätigen Kinder und der jugendlichen Arbeiter. 

Demnächst werden erscheinen: 

Direktor Ptersen: Anstalts- und Familienerziehung. 

Professor Klumker: Berufsvormundschaft. 

Die neue Vierteljahrsschrift kann im Buchhandel zum Preis von 
jährlich 6 M. (jedes Heft 1.50M.) bezogen werden; sie wird jedoch den 
Mitgliedern des Archivs Deutscher Berufsvormünder ebenso wie das 
Lehrbuch der Fürsorge, das Zentralblatt für Vormundschaftswesen und 
die Berichte der Berufsvormündertagungen unentgeltlich geliefert. Es 
empfiehlt sich also, Mitglied des Archivs zu werden. (Mindestbeitrag: 
25 M. jährlich.) 

Eine „Deutsche Strafrechts-Zeitung“ wird anfangs 1914 im Verlage 
der Deutschen Juristen-Zeitung, Otto Liebmann, Berlin, zu erscheinen 
beginnen. An der Spitze dieses neuen Zentralorgans für das Gesamt¬ 
gebiet des Strafrechts, des Strafprozesses und der verwandten Gebiete 
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in Wissenschaft und Praxis des In- und Auslandes stehen als Heraus¬ 
geber: Geh. JR., Prof. D. Dr. Kahl, Geh. Hofrat, Prof. Dr. v. Lilien¬ 
thal, Regierungsrat Dr. Lindenau, Geh. JR., Prof. Dr. v. Liszt, 
Wirkl. Geh. Rat Dr. Lucas, JR. Dr. Mamroth, Ministerialrat im bay¬ 
erischen Justizministerium Dr. Meyer, Oberlandesgerichtspräsident 
Dr. v. Staff, Senatspräsident b. Reichsgericht Dr. v. Tischendorf 
und Wirkl. Geh. Rat, Prof. D. Dr. Wach. 

Im Unterschied von den bereits bestehenden Spezialfachzeit¬ 
schriften soll nach dem erprobten Vorbilde der DJZ. das neue großange¬ 
legte Organ den Zweck erfüllen, allen wichtigen Tagesereignissen auf 
dem Gebiete des Strafrechts und Strafprozesses sowie aller damit verwand¬ 
ten Gebiete auf dem Fuße folgend, eine Übersicht über alles, was die 
Strafrechtspflege bewegt, zu geben, die Reformen des StrüB. und der 
StrPO. zu fördern und diesen neue Wege zu weisen. Dieses Organ wird 
zunächst monatlich einmal erscheinen. 

Eine gleichartige Zeitschrift war zunächst auch für einen anderen 
Berliner Verlag in Aussicht genommen, die von JR. Dr. Mamroth, 
Breslau, und RA. Dr. Alsberg, Berlin geleitet werden sollte. Um im 
fachwissenschaftlichen Interesse eine Zersplitterung zu vermeiden und 
die Förderung unserer Strafrechtspflege einhellig durchzuführen, ist von 
dem anderen in Vorbereitung gewesenen Organ Abstand genommen 
worden und JR. Dr. Mamroth als Vertreter der Rechtsanwaltschaft 
als Mitherausgeber in die nun einzige „Deutsche Strafrechts-Zeitung“ 
eingetreten. Adresse der Schriftleitung und des Verlags: Berlin W. 57, 
Potsdamer Str. 96. 


Strafe und Erziehung. Vortrag, gehalten auf dem 3. Deutschen 
Jugendgerichtstag in Frankfurt a. M. von F. N. Foerster. C. H. Beck- 
sche Verlagsbuchhandlung, München 1913. 41 S. 1 M. 

Als ich, leider erst am letzten Tag, auf dem Jugendgerichtstag 
1912 in Frankfurt eintraf, waren alle Teilnehmer der Versammlung 
erfüllt von einem Vortrage des Professors Foerster, der eine ganz unge¬ 
wöhnliche Wirkung ausgeübt haben mußte. Als ich diesen Vortrag dann 
später laß, verstand ich diese Stimmung. Der Verf. sprach für viele 
das erlösende Wort, indem er von hoher Warte herabbiiekend, in den 
Wirrwar von unklaren Anschauungen über die Behandlung der gefähr¬ 
deten und kriminellen Jugend Klarheit brachte. 

Die Geistesblitze jenes Vortrages leuchten auch dem entgegen, 
der den nunmehr gedruckt vorliegenden Vortrag auf sich wirken läßt. 
Sie können selbstverständlich in ihrer Fülle und Formenschönheit hier 
nicht wiedergegeben werden. Um aber den Lesern dieser Ankündigung 
wenigstens anzudeuten, in welchem Ideengang sich der Verf. bewegt, 
will ich versuchen die Grundgedanken des Vortrags wie folgt wiederzu¬ 
geben: Der Urgrund aller unserer Sorgen hinsichtlich der verbrecherischen 
Jugend ist der Einfluß der materialistischen Lebensstimmung unserer 
Zeit auf die Jugend. Minderwertige gab es zu allen Zeiten, aber in Perioden 
die von religiösen Idealen, hoher Selbstdisziplin und Pflichtgefühl durch¬ 
drungen sind, bleiben die Impulse der Minderwertigen gebunden. Die 
wichtigste Fürsorge für alle Haltlosen ist deshalb in der Schaffung und 
Erhaltung unerschütterlicher Ideale, nicht aber in Gesetzen zu suchen. 
Soweit wir aber letzterer nicht entraten können, muß für ein den Ver¬ 
hältnissen der Jugendlichen angepaßtes Jugendstrafrechtsgesetz gesorgt 
werden. Der Mangel eines solchen stellt uns vor die Wahl zwischen über¬ 
triebener Strenge oder ungesunder Milde und führte zu der in ihren Folgen 
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unheilvollen Parole ,,Erziehung statt Strafe“. „Der Glaube, daß man 
ohne Strafe etwas ausrichten könne, ist Unkenntnis der Dynamik der 
Seele.“ Was uns nottut, ist pädagogisch organisierte Jugendstrafe, 
und erst nach solcher eine Erziehungs- oder Bewahrungszeit. Deshalb 
ist die jetzige Behandlung der Jugendlichen durch Jugendgericht und 
Pfleger nur als Übergangsstadium brauchbar, und man darf bei deren 
bloß negativen Stellung zum Strafwesen nicht stehenbleiben. Die Praxis, 
auf Verw'eis oder bedingte Strafaussetzung zu erkennen, erweckt mit der 
Zeit die Meinung von der Harmlosigkeit des ersten Delikts, während es 
gerade auf die Sicherstellung des Jugendlichen vor diesem ersten Delikt 
ankommt. Die Forderungen nun, die im Sinne dieser Ausführungen 
gestellt werden, sind vor allem die Einführung besonderer Jugend¬ 
gefängnisse, deren Strafvollzug unter dem Zeichen richtig organisierter 
Arbeit steht und in besonderen Fällen, z. B. bei Rohheitsdelikten, zeit¬ 
weise verschärft werden kann. Sodann wird gefordert: kurze Fristsetzung 
für die Löschung der Strafen im Strafregister und für alle, die nicht noch 
einer Erziehungsanstalt überwiesen werden, eine an die Entlassung stets 
sich anreihende Bewährungsfrist. (Wie dies des näheren gedacht ist, 
wird nicht ausgeführt.) Neben der Freiheitsstrafe wird die Möglichkeit 
einer „freien Sühnezeit“ ins Auge gefaßt, innerhalb derer der Delinquent 
seine Mußestunden irgend einer gemeinnützigen, sozialen oder chari- 
tativen Dienstleistung opfern müßte, wie des näheren ausgeführt wurde. 

Für die Richtigkeit der Behauptung, daß man mit Erziehung allein 
ohne Strafe nicht auskomme, weist der Verf. sodann darauf hin, daß 
heute das Erziehungsprinzip in der Tat nur formell und scheinbar an 
die Stelle der Strafe getreten ist. Instinktiv hätten die praktischen 
Pädagogen des Fürsorgewesens, im Gefühl, daß der kriminelle Fiirsorge- 
zögling das Delikt doch irgendwie büßen müsse und nicht geradeso wie 
der unbescholtene, nur aus prophylaktischen Gründen Untergebrachte 
behandelt werden könne, die Anstalten mehr als Jugendgefängnisse aus¬ 
gebaut. Dieses Nichtauseinanderhalten von Bestrafung und Erziehungs¬ 
werk, von Gegenwirkung gegen die Tat und Gegenwirkung gegen den 
Charakter habe aber die unheilvolle Wirkung, daß der Delinquent das 
Recht des Rechtsbrechers auf eine gerechte festbegrenzte Strafe ver¬ 
letzt fühle, und daß der Rest seines eigenen Gerechtigkeitssinns ertötet 
werde. Er fühle sich lediglich als eingesperrtes Tier, und hieraus erklärten 
sich viele verzweifelte Revolten von »Fürsorgezöglingen und andere ab¬ 
norme Schwierigkeiten im Erziehungswerk jener Anstalten. Endlich 
wird noch eine Lanze gebrochen für den beruflichen, rechtlichen und 
ökonomischen Ausbau der Institution der Jugendpfleger nebst der Er¬ 
weiterung ihrer Kompetenzen und betont, daß sowohl für diese als für 
die Vormundschafts- und Jugendrichter der Ausbau des pädagogischen 
Universitätsunterrichts dringend nötig sei. 

D. v. Engelberg, Geh. Oberregierungsrat. 


Gefängnisrecht und Recht der Fürsorgeerziehung von B. Freuden¬ 
thal, Frankfurt a. M. 

Professor Freudenthal hat uns in der „Encyklopädie der Rechts¬ 
wissenschaft in systematischer Bearbeitung, begründet von Dr. v. Holtzen- 
dorff, herausgegeben von Dr. Köhler, siebente Auflage, 1914“ mit einer 
Abhandlung über das Gefängnisrecht und Recht der Fürsorgeerziehung 
beschenkt, wofür ihm namentlich in unseren Kreisen nicht genug gedankt 
werden kann. Die Arbeit zerfällt, abgesehen vom Schlußwort, in 3 Ab¬ 
schnitte. Der erste, das Gefängnisrecht, untersucht die rechtliche Natur 
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des Gefängniswesens und die daraus entstehenden Rechtsverhältnisse 
für die Gefangenen und behandelt des weiteren die Geschichte der Ge¬ 
fängnisstrafe, den jetzigen Stand des Strafvollzugs im In- und Ausland 
und eine Stellungnahme zur Strafvollzugsreform. Zu diesem Kapitel 
kann ich, wenn auch eine Kritik der wohldurchdachten Ansichten außer¬ 
halb des Rahmens dieser Ankündigung liegt, es mir nicht versagen, zu 
betonen, daß ich dem Verfasser nicht beistimmen kann, wenn er die Ein¬ 
zelhaft für langzeitige Freiheitsstrafen verwirft. Mag auch die Einzel¬ 
haft die Reklassierung vielleicht bei gewissen Charakteren erschweren, 
so ist dies immer noch der Gemeinschaftshaft vorzuziehen, die trotz aller 
Kautelen zu sicherem Verderbnis der ihr preisgegebenen guten Elemente 
führt. Dagegen stimme ich mit Freuden seinen Ansichten über die Re¬ 
form des Strafvollzugs an Jugendlichen zu, die er in dem Satz zusammen¬ 
faßt: „Der Gefangene muß kraft Gesetzes im Strafvollzug mehr als 
bisher zu hoffen und zu fürchten haben.“ — Der zweite Abschnitt be¬ 
handelt das Fürsorgewesen und ein dritter die Flilfsanstalten. 

Eröffnet der erste Teil durch die wissenschaftliche Behandlung 
des Inhalts der Freiheitsstrafe und die Forderung der „Reinhaltung 
der Freiheitsstrafe“ eine Fülle neuer Gesichtspunkte, die auch dem 
Praktiker von größtem Nutzen sind, und kann der Teil über den Stand 
des Strafvollzugs von jedem Anstaltsleiter trefflich zur Einführung 
junger Beamter in das üefängniswesen benutzt werden, so verlocken 
sicherlich die Abschnitte über die geschichtliche Entwicklung des Ge¬ 
fängniswesens und die Reformvorschläge eine große Zahl von Straf¬ 
vollzugsbeamten sich mehr und mehr mit der Materie zu beschäftigen. 
Dann aber wird der Verf. mit dieser Arbeit einen Teil seines Programms 
erreicht haben, die Vertiefung des Strafvollzugs durch gegenseitige Durch¬ 
dringung von Theorie und Praxis und durch Erweiterung des Gesichts¬ 
kreises der Praktiker, womit stets die Fähigkeit und Geneigtheit zur 
Durchführung neuer Ideen verbunden ist. 

Dr. v. Engelberg, Gell. Oberregierungsrat. 


Verbrechertypen, herausgegeben von Hans W. Gruhle und Albrecht 
Wetzel, Heidelberg. I. Heft, Geliebtenmörder, von Albrecht Wetzel 
und Karl Wilmanns, Heidelberg. Berlin, Verlag von Julius Springer, 
1913. 

Die Herausgeber beabsichtigen in den „Verbrechertypen“ ein nach 
modernen Gesichtspunkten angelegtes Archiv krimineller Persönlich¬ 
keiten zu erstellen. Es sollen die Fälle nicht nach ihrer Merkwürdigkeit 
und Absonderlichkeit ausgewählt, vielmehr soll der Durchschnitts¬ 
verbrecher geschildert werden. 

Das erste Heft bringt die ausführliche Darstellung von drei Geliebten¬ 
mördern, die zeigt, wie bei allen dreien Charakterzüge wirksam sind, 
durch welche die Täter als psychopathische Naturen gekennzeichnet 
werden. 

Hohenasperg. 4 Dr. Staiger. 


Das Problem unserer Fürsorgeerziehung, Ihre Erfolge und Mißerfolge. 

Ein sozialpolitischer Ausblick von Reinhold Stade. Verlag F. Enke, 
Stuttgart, 71 S., 2,40 M. 

Es ist ein doppelter Gesichtspunkt, der den Verfasser leitete, als er 
diese früher schon in der Fachliteratur veröffentlichten Aufsätze in dieser 
Brocluire weiteren Kreisen bekannt gab. Er wollte diesen mit Recht klar 
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machen, daß einserseits die Ausschaltung der Mitarbeit der Kirche auf 
dem Gebiet der Fürsorgeerziehung ein Fehler sein würde, und daß man 
andrerseits, bei aller Anerkennung der Fürsorgeerziehung, den Wert 
der Gefängnisstrafe an Jugendlichen mit ihrer erzieherischen Wirkung 
nicht außer Acht lassen dürfe. 

Da der Verfasser in seiner Eigenschaft als Geistlicher und lang¬ 
jähriger Gefängnisbeamter nach jeder Richtung hin berufen war, die Auf¬ 
gabe, die er sich gestellt, zu lösen, so konnte es nicht ausbleiben, daß er 
das Thema in seiner ganzen Tiefe erfaßte und theoretisch wie praktisch 
eingehendst verarbeitete. Das Buch wird keinen Leser unbefriedigt lassen. 

v. E. 


Aus der französischen Literatur. 

Kurze Übersicht über den Inhalt der Revue pgnitentiaire et de droit 

p6nal vom Jahrgang 1912. 

Über den gediegenen Inhalt dieser Blätter, die wegen der Mit¬ 
arbeit der hervorragendsten Gelehrten, Staatsmänner und Richter des 
modernen Frankreichs, weit über die Grenzen des Landes hinaus, insbe¬ 
sondere für die Gefängnisverwaltung einen bleibenden Wert haben wer¬ 
den, soll hier in Kürze berichtet werden. 

Den größten Teil des Januar-, Februar- und Märzheftes füllt eine 
angeregte Erörterung verbunden mit längeren Vorträgen bekannter 
Namen wie Fourcade, Lepine, Feuilloley und Berenger, über die Mittel 
zur Bekämpfung der unzüchtigen Literatur. Der Berichterstatter Four¬ 
cade beklagt eine allzu laxe Rechtsprechung in dieser Hinsicht durch 
den französischen Kassationshof. Gar zu oft verstecken sich die Her¬ 
steller unzüchtiger Werke hinter dem Namen der Kunst und hätten sich 
zum besseren Vertriebe ihrer wertlosen Schundprodukte zu regelrechten 
Verbänden zusammengetan. Daraus die entsprechende Lehre ziehend, 
solle sich auch die Gegenwehr organisieren und die das Gericht in der 
Rechtsprechung stützende öffentliche Meinung bilden und vervoll¬ 
kommnen; denn, wie mehrfach betont, liege der Hauptfehler des Übels 
in der Rechtsprechung der Gerichte. Die Gesetze gegen die Pornogra¬ 
phie existierten, fänden aber keine Anwendung. Berenger erblickt 
einen guten Teil der Schuld in der Theaterpolizei; das Richtigste scheint 
jedoch Lepine zu treffen: Es ist manches faul, meint er, im Staate Däne¬ 
mark, und um Abhilfe zu schaffen, ist es zuerst und vor allem notwendig, 
der Jugend einen neuen besseren Geist einzuimpfen. 

In seinem Vortrage, mitgeteilt im Februarheft, bringt Professor 
Lamaude den Hinweis, daß unter den verschiedenen Bekämpfungs¬ 
mitteln unterschieden werden muß zwischen solchen, welche die Unzucht 
verhüten und solchen, welche sie, da wo sie auftritt, unterdrücken sollen. 
Er selbst ist für die Beibehaltung der Theaterzensur, wenngleich er da¬ 
durch als rückschrittlich könne verschrien werden. Englands Gesetz¬ 
gebung sei liberal und habe doch die Theaterzensur. Interessant ist dann 
die weitere theoretisch-juristische Debatte, ob nach französischem 
Recht die Zensur noch besteht oder nicht. Larnaude kommt zu dem 
Resultat, daß sie zwar in der Theorie, nach dem Buchstaben des Gesetzes 
noch bestehe, in Wirklichkeit aber ohne jede praktische Geltung sei. 

Nach Berenger sind die Schundliteraten, die Volksvergifter, die 
schlimmsten Verbrecher des Staates, und der Staat könne zur Abwehr 
nichts besseres tun, und sei es seine Pflicht, mit allen Mitteln die Be¬ 
strebungen der Sittlichkeitsvereine zu unterstützen, und Beriet will 



ihren Mitgliedern sogar polizeiliche Gewalt zusprechen. In Übereinstim¬ 
mung mit B6renger meint Berthelemy , daß nicht so sehr an den 
Gesetzen die Hauptschuld liege, sondern vielmehr an unserer eigenen 
Sittlichkeit und nicht zuletzt an dem in Frankreich bestehenden politi¬ 
schen System. 

Wie andere Jahrgänge der Revue penitentiaire enthält auch der 
von 1912 die Kongreßberichte der nationalen und internationalen Für¬ 
sorge- und Schutzvereine und zieht ein kurzes Ergebnis der stattgefun¬ 
denen Verhandlungen. So beschäftigt den achten Kongreß der Schutz¬ 
vereine die so wichtige Frage der Prostitution. Dieser könne am wirk¬ 
samsten abgeholfen werden durch Einwirkung auf das männliche Ge¬ 
schlecht. Verschiedene Reformvorschläge gelangen dann zur Formulie¬ 
rung, alle aber mit dem einheitlichen Grundgedanken: wirksameren 
Schutz der Jugendlichen, besonders auch dem weiblichen Geschlecht 
gegen Verführung, Empfehlung an die soziale staatliche Fürsorge, Hin¬ 
wirkung auf das Verbot, daß Mädchen unter 21 Jahren als Prostituierte 
in öffentliche Häuser aufgenommen werden. Aufenthaltsbeschränkungen 
für Frauen mögen abgeschafft und in erzieherische Gefängnisstrafen 
umgewandelt werden. 

Der fünfte Kongreß der internationalen Arbeitshilfe verhandelt 
über das Thema der vorläufig bedingten Entlassung von Gefangenen. 
Dabei führt der bekannte Berliner Staatsanwalt Rosenfeld aus: Ent¬ 
lassen soll nur werden, wer durch die Art der begangenen strafbaren 
Handlung, durch gute Führung und die Gesellschaft, in die er zuriick- 
kehrt, Garantien der Besserung bietet. Die Willensschwächen Elemente 
müssen überwacht werden, allerdings nicht notwendigerweise durch eine 
öffentliche Behörde. Diese Prüfungszeit des Delinquenten solle beliebig 
verlängert werden können. Bei jedem Gefängnis soll eine Aufsichts¬ 
kommission bestehen, während der Verwaltung ein Appellations- und 
Oberaufsichtsrecht einzuräumen sei. Besonderer Fürsorge bedürfe die 
Jugendgerichtspflege und weibliche Mitwirkung sei in dieser Hinsicht 
nicht zurückzuweisen. 

Bemerkenswert ist der Bericht des internationalen Kongresses für 
Jugendgerichte (Februarheft). In der Eröffnungsrede betont Des- 
schanel: Modernes Bestreben sei die Individualisierung der Strafe. 
Dieses Schlagwort enthalte zu gleicher Zeit moralische und juristische 
Probleme. Die Grundideen des Kongresses selbst gehen dahin: Jugend¬ 
liche bis zu einem bestimmten Alter sollen nur vor den Jugendrichter 
kommen, auf dessen Auswahl die größte Sorgfalt zu verwenden und dessen 
Amt möglichst lange dauernd sein soll. Seine Hauptmaßregeln sollen 
zu weitgehendem Beistand und Unterstützung des Jugendlichen ge¬ 
troffen werden. Minderjährige von 13 — 16 Jahren dürfen nicht mit 
Erwachsenen zusammen verfolgt werden und auch solche von 16 — 18 
Jahren sollen vor ein spezielles Gericht kommen. Während des Stadi¬ 
ums der Voruntersuchung darf der Richter den Jugendlichen privater 
Obhut anvertrauen. Bei der gerichtlichen Verhandlung selbst solle nur 
eine beschränkte Öffentlichkeit gestattet werden. 

Das Strafurteil kann dahin lauten: Rückgabe an die Familie, 
Freilassung mit Überwachung, Überweisung an eine staatliche Besserungs¬ 
anstalt oder an ein privates Erziehungsheim. Eine Strafart soll jeder¬ 
zeit in eine andere umgeändert werden können. Wenn die Eltern oder 
sonstige aufsichtspflichtige Personen eine Schuld trifft, so sollen diese 
bestraft werden. Es ist tunlich und zweckdienlich, das ganze Vormund¬ 
schaftswesen dem Jugendgericht zu unterstellen. Ferner wurden auf der 
Tagung mehrere Sätze in folgender Fassung angenommen: 
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1. Vor der gerichtlichen Verhandlung sollen die Vorstände der 
Häuser, die später den Jugendlichen aufnehmen müssen, denselben be¬ 
suchen, da wo er jetzt untergebracht ist. 

2. Dieselben Personen sollen auch der Verhandlung beiwohnen 
und im Interesse des Jugendlichen auftreten können. 

3. Die Richter haben freie Wahl in den Anstalten für die Unter¬ 
bringung. 

4. Die Erziehungshäuser haben freie Hand in der Erziehung, stehen 
aber unter Kontrolle des Richters und der Verwaltung. 

5. Die Anstalten werden unterhalten vom Staat und den zum 
gesetzlichen Unterhalt Verpflichteten. 

Hierzu kamen in einer weiteren Sitzung noch folgende Sätze: 

1. Die häufigste Strafmaßnahme soll sein Entlassung in die Familie, 
wenn Charakter und Vorleben des Jugendlichen es ratsam erscheinen 
lassen und die Familien selbst Garantien vor dem Rückfall bieten. 

2. Die Maßregel soll in jedem Stadium des Strafverfahrens ausge¬ 
sprochen werden können. 

3. Besondere Auswahl der Personen für die Überwachung; sie sollen 
geeignet sein, Herz und Vertrauen der Kinder zu gewinnen. 

4. Dieser Zustand soll in der Regel bis zur Volljährigkeit dauern. 
Inzwischen kann je nachdem Verschärfung oder Aufhebung der Über¬ 
wachung eintreten. 

Mit ebenderselben Angelegenheit, nämlich der Behandlung der 
Jugendlichen, beschäftigt sich die achte Sitzung der Fürsorgevereine. 
Vor dem Prozesse gegen den Jugendlichen soll, ohne dessen Anhörung 
vor dem regulären Gericht, erst die Frage geprüft werden, ob der Ju¬ 
gendliche wirklich der Täter der strafbaren Handlung ist. Ein allge¬ 
meines Gesetz auf diesem Gebiete sei notwendig. Vor allem betont wird 
der Ausschluß der Öffentlichkeit und folgende Resolutionen wurden an¬ 
genommen: Handlungen Jugendlicher (12 — 18 Jahre) sollen vor dem 
gewöhnlichen Gericht abgeurteilt werden, aber von einem besonders 
ausgewählten Beamten und unter Beschränkung der Öffentlichkeit. 
Besondere Überwachung der Abgeurteilten, sei es, daß sie in einer Familie 
sich befinden, sei es in Erziehungsanstalten. Veröffentlichung der Ge¬ 
richtsverhandlungen soll strengstens verboten sein. Den in Wohltätigkeits¬ 
anstalten zur Arbeit untergebrachten jugendlichen Delinquenten Soll 
ein allerdings nicht obligatorischer Arbeitslohn gewährt werden. 

Gegenüber diesen Anregungen und Vorentwürfen hat Belgien 
ein wirkliches Gesetz betreffend die Jugendgerichte. Der König ernennt 
den Jugendrichter auf drei Jahre. Seine Haupttätigkeit ist Obhut, 
Erziehung und Bewahrung vor Rückfall. Für die einzelnen Verbrechens¬ 
arten sind detaillierte Strafen vorgesehen: so für Bettelei und Vagabun¬ 
dieren: Verweis, auch an die Obhutspflichtigen, Überweisung zur Erzie¬ 
hung, Überlassung an die Verwaltung zur freien Verfügung. Es ist aller¬ 
dings nicht zu leugnen, daß diese Bestimmungen manchmal sehr vager 
und allgemeiner Natur sind. Unter besonderen Umständen bei außer¬ 
ordentlich schlimmem Charakter des Täters kann auch Gefängnis von 
2 — 4 Jahren ausgesprochen werden. Es besteht ein spezielles Verfahren 
zur Feststellung der physischen und moralischen Beschaffenheit des 
Täters, des sozialen Milieus, in dem er sich befunden. Untersuchungs¬ 
haft wird nur angeordnet in außerordentlichen Fällen und dann nicht 
länger als zwei Monate und unter besonderer Behandlung der Jugend¬ 
lichen. Die vom Richter angeordnete Maßregel ist nie eine definitive 
und kann auch von andern Personen jederzeit in eine andere Maßregel 
umgewandelt werden sobald sich ihre Zweckmäßigkeit dartut. 
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Die Märznuminer bringt u. a. auch den Revisionsbericht des Ge¬ 
neralinspektors der französischen Gefängnisse. Von Interesse sind die 
darin enthaltenen Ausstellungen und Rügen. So wird z. B. den Gefäng¬ 
nisdirektoren anempfohlen, nicht nur wöchentlich, sondern täglich einen 
Rapport abzuhalten. Den Gefangenen soll die Möglichkeit des schrift¬ 
lichen Verkehrs mit dem Anstaltsleiter gewährt werden. Lobenswert 
sei die Sitte, in der freien Zeit den Gefangenen aus einem guten Buche 
etwas laut vorlesen zu lassen. Daneben ist aber auch die Klage über die 
Zunahme der schlechten Lektüre in den Gefängnissen zu hören. Fade 
Räuberromane und andere Sherlok Holmes-Geschichten werden ver¬ 
schlungen, bessere Schriften der Gefängnisbibliotheken bleiben unbe¬ 
rührt. 

Besonders erwähnenswert ist der Vortrag eines Herrn Levy Fleur 
über die Erziehungsanstalt Borstal und das darnach benannte Borstal- 
sche System. Borstal liegt an der Themsemündung, nicht weit von Ro- 
chester. In die Anstalt werden Jugendliche im Alter von 16 — 21 Jahren 
aufgenommen, die eine strafbare Handlung begangen haben. Hier sollen 
sie fürs Leben erzogen werden. Die Grundprinzipien des Systems sind 
strenge Zucht, intensive körperliche und geistige Betätigung und fort¬ 
schreitende Belohnung für gute Führung bis zur Selbstkontrolle. In 
Artikel 4 des Gesetzes von 1908 hat dieses System von Borstal auch für 
andere Anstalten gesetzliche Geltung erhalten. Darnach können in 
Häuser mit diesem Charakter aufgenommen werden junge Leute von 
16 bis zu 23 Jahren, auch solche von den sogen. Reformschulen, welche 
sich dort schlecht geführt haben. Das System kennt eine vorläufige 
Entlassung, wenn das Betragen Garantien für weitere gute Führung 
bietet. Es kommt also die Idee der progressiven Freiheit zur Geltung 
im Gegensatz zu Amerika, welches dieses System auf alle erstmaligen 
Verbrecher jeglichen Alters anwendet. Die Unterbringung in Borstal 
kann jederzeit in Gefängnis verwandelt werden. Nach fünf Monaten 
guter Führung bekommen die Zöglinge einen andern Anzug, der sie der 
Umwelt als Angehörige einer besseren Führungsklasse kenntlich macht, 
um so einen äußeren Ansporn zur Besserung zu geben. Bei Tage herrscht 
gemeinsame Arbeit, die Nacht verbringt jeder allein in einer freundlichen 
Zelle. Eine große Rolle spielt in der freien Zeit, wie in England natür¬ 
lich, der Sport und seine selbsterzieherische Wirkung soll gerade in die¬ 
sen Anstalten in hervorragendem Maße betätigen. Bis jetzt sind in Eng¬ 
land drei Anstalten nach dem Borstalschen System eingerichtet. Seine 
Bedeutung liegt vor allem in der Einfachheit und in der praktischen, 
die Selbstzucht fördernden Lebensanordnung, wozu allerdings, wie der 
Referent bemerkt, das Eigentümliche des englischen Volkscharakters 
hinzukommen muß, so daß z. B. für die Franzosen das System nicht zu 
empfehlen wäre. 

Im April 1912 tagte zu Paris der Kongreß für internationale Rechts¬ 
pflege, und dessen Mitglieder nahmen auch teil an der Sitzung der Societe 
Generale des Prisons. Da um jene Zeit die schwere Überhandnahme des 
französischen Verbrechertums — Automobilräuber — in den Zeitungen 
der ganzen Welt besprochen wurde, so war es ein besonders aktuelles 
Thema, über die Krisis des französischen Strafsystemes zu sprechen. 
Zwei Gründe, so wurde ausgeführt, haben die Schuld an der Vermehrung 
der Kriminalität. Der eine liege im Strafrecht selbst, der andere im 
Strafvollzug und hautpsächlich in diesem. Bei der Bestrafung des Ver¬ 
brechens trete der Sühnegedanke vollständig in den Hintergrund. Das 
Gefängnis sei zu einem bequemen Erholungsheim geworden. Gewiß, 
die Unterbringung des Gefangenen soll auch seine sittliche Besserung be- 
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zwecken, ihn vor dem Rückfall bewahren und so die menschliche Gesell¬ 
schaft vor dem Verbrecher schützen, und für die sittliche Besserung ist 
auch die äußerliche Ausstattung der Gefängnisse von Bedeutung. Allein 
hier dürfe man nicht zu weit gehen. Die Gefängnisse müssen immerhin 
auch Straforte bleiben, und gerade die Frage, wie man am besten, ohne 
den Charakter des Gefängnisses zu verwischen, es zur sittlichen Erziehung 
am besten einrichten könne, sei ein dankbares Gebiet der Betätigung für 
die Societe gönerale. 

Sodann hielt der erste Staatsanwalt Loubat eine längere, äußerst 
interessante Rede über die fortschreitende Verrohung des französischen 
Verbrechertums. Der erste Grund der Erscheinung liege viel tiefer, 
nämlich in unseren Sitten, welche die Gesetze, die Handlungen der Rich¬ 
ter und der Regierung beeinflussen. Nach dieser allgemeinen Einleitung 
kritisiert der Redner einzelne französische Gesetze, die zwar einer guten 
Absicht entsprängen, aber schlecht formuliert wären und deshalb zu 
unhaltbaren Mißständen geführt hätten. Ein schwerer Mißbrauch werde 
mit dem Begnadigungsrecht getrieben. Der Strafprozeß sei zu sehr zu¬ 
gunsten des Verbrechers umgeändert. Die bedingte Entlassung werde 
jeglicher Art von Verbrechern zugesagt und die angedrohte Rückrufung 
im Falle schlechter Führung funktioniere nicht, da die vorausgesetzte 
gesetzliche Überwachung nicht existiert. Dieser Zug allzugroßer Milde 
beim Gesetzgeber mache sich dann auch bei den Behörden geltend. 
Ein Mittel zur Abhilfe der Mißstände sei zunächst strikte Auslegung 
der bestehenden Gesetze, Reform des Begnadigungsrechts, indem viel¬ 
leicht Angabe von Gründen für die Begnadigung gefordert werde. Die 
Todesstrafe sei mehr anzuwenden. Was dann die Frage der Gefängnisse 
anbetrifft, so sei individuelle Einsperrung nötig, die Kostenfrage dürfe 
dabei keine Rolle spielen. Die Behandlung müsse menschlich, aber immer¬ 
hin so sein, daß die Gefangenen Angst haben, wiederzukommen. Drin¬ 
gend vonnötea gehalten werde die Hebung der Sittlichkeit in den Ge¬ 
fängnissen. Prügelstrafe in gemäßigtem Maße sei nicht zu verwerfen. 
Gerade bei der Jugend habe die Verrohung und die Kriminalität in er¬ 
schreckender Weise überhandgenommen, und auch bei ihrer Verurteilung 
dürfe man sich nicht von übertriebenen Empfindlichkeitsrücksichten 
leiten lassen, da man dadurch nur noch schlimmere Verbrecher großziehe. 

Gegen diese Ausführungen, die in Gegenwart der fremden Dele¬ 
gierten der französischen Justizverwaltung kein glänzendes Zeugnis 
ausstellten, erhoben sich sofort lebhafte Widersprüche, vor allem gegen 
die Forderung einer strengeren Behandlung der Jugendlichen und der 
Wiedereinführung der Prügelstrafe. 

Die schon mehrfach ausgesprochene Wahrnehmung des zunehmen¬ 
den Verbrechertums unter den Jugendlichen kehrt wieder auf der Tagung 
des Ausschusses der Fürsorgevereine (Comit6 de defense). Eine Ursache 
liege nach Eugene Pr^vost in der mangelnden Anpassung des Kindes 
während der Erziehung an die neuen Gebote der Umgebung. Mit andern 
Worten: man müsse den Menschen für die Gesellschaft erziehen. Dar¬ 
nach sollen die neuen Reformanstalten eingerichtet werden. Für das 
ganze Gebiet der Behandlung der Jugendlichen lassen sich neun Probleme 
herausarbeiten, deren Behandlung in den einzelnen Sitzungen zur Dis¬ 
kussion gestellt werden sollen: 

1. Worauf ist in den Strafanstalten der Hauptwert zu legen, auf 
die praktische oder die moralische Ausbildung? 

2. Sind private oder öffentliche Anstalten zu bevorzugen? 
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3. Ist für das innere Leben in allen Anstalten eine einheitliche 
Regelung anzuempfehlen, oder soll sie dem Charakter und der Bestim¬ 
mung der einzelnen Anstalt angepaßt werden? 

4. Einteilung der Anstalten in einzelne Abteilungen oder Klassi¬ 
fizierung der Anstalten nach der Berufsarbeit, dem Alter oder Führung 
der Züglinge? Nach Prevost soll man die Jugendlichen in drei Klassen 
einteilen: in ganz Schlechte, Zweifelhafte und Bessere. Letztere könnten 
in private Erziehung kommen, während die beiden ersteren dem Staate 
verblieben. 

5. Die Altersgrenze für die Zwangserziehung. Unverbesserliche 
Elemente sollten überhaupt ausgeschlossen werden. 

6. Überwachung der privaten und öffentlichen Reformanstalten 
durch eine dreigliederige Kommission. 

7. Die Arbeitsentschädigung der Zöglinge in Gestalt einer kleinen 
Entlohnung. 

8. Unter welchen Bedingungen kann die vorläufige Entlassung 
und ihr Widerruf ausgesprochen werden? 

9. Organisation der Unterstützungsvereine, welche sich der definitiv 
Entlassenen annehmen. Soll man da auch private Wohltätigkeit in 
Anspruch netmen? 

Einen wichtigen Punkt bildet in letzter Linie die Frage der Aus¬ 
wahl des Erziehungs- und Aufsichtspersonals in den zu planenden 
Reformanstalten. 


Jahrgang 1913. 

Auch dieser Jahrgang steht, was Reichhaltigkeit und Gediegen¬ 
heit seines Inhaltes betrifft, hinter seinen Vorgängern keineswegs zurück. 
Wir finden Beobachtungen, Mitteilungen, besonders auch Anregungen 
aus allen Gebieten der Strafrechtspflege des In- und Auslandes. 

So bringt gleich das Januarheft eine Abhandlung über eine äußerst 
merkwürdige Erscheinung im englischen Recht, über die sogen. “Recog- 
nizance”, ein Institut, welches zugleich dem Bereiche der Straf- und des 
öffentlichen Rechtes angehört. Sie läßt sich definieren als ein Vertrag 
zwischen einem Beamten und einer Privatperson, die sich dem ersteren 
gegenüber verpflichtet, etwas zu tun oder zu unterlassen unter dem Ver¬ 
sprechen im Falle der Zuwiderhandlung an den Staat eine Geldsumme 
als Buße zu zahlen. Man kann von einer Konventionalstrafe im Straf¬ 
recht sprechen. 

Die Recognizance unterscheidet sich je nach der Kategorie von 
Subjekten, denen sie auferlegt wird, und hat teils repressiven, teils prä- 
venierenden Charakter. 1. Nach dem Statut 34 aus dem Jahre 1361 
unter Eduard III. hat der englische Richter das Recht, Leute mit schlech¬ 
tem Leumund, z. B. Miissiggänger, Wirtshaus- und Bordellbesucher, 
durch eine Recognizance zu guter Führung anzuhalten. 2. Ist jemand 
von einem andern bedroht worden, fällt aber die Bedrohung nicht unter 
einen besonderen Gesetzesparagraphen, so geht der Bedrohte zum 
Richter und bittet um Erlaß der Maßregel gegen seinen Widersacher. 
Die Bedingung der Recognizance, also die Höhe der Summe bei Ver¬ 
letzung der Maßregel, stellt im freien Ermessen des Richters, ebenso die 
Länge der Schwebezeit, d. h. derjenigen Zeit, innerhalb welcher die 
Recognizance gelten soll, und je nach dem Zwecke einige Monate oder 
ein ganzes Jahr dauert. 3. Aus ihrem Wesen ergibt sich, daß die Recogni¬ 
zance auf schon verbüßte Strafen keinen Einfluß haben, wohl aber an 
die Stelle einer andern rechtlichen Strafe treten kann. Das neueste 
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Gesetz von 1907 bestimmt die Delikte, bei denen diese Möglichkeit be¬ 
steht, generell, wenn nach Lage der Dinge es angebracht erscheint, der 
Delinquent sich sonst gut geführt hat, bei Geringfügigkeit der Tat usw. 
In all diesen Fällen soll die Recognizance bis auf 3 Jahre mit oder ohne 
Kaution, wohl aber mit den verschiedensten sonstigen Bedingungen 
ausgesprochen werden können. Als Kaution ist auch Bürgschaftsstellung 
zulässig und im Falle der Verwirkung muß der Bürge die Summe zahlen, 
wodurch er zur Überwachung des andern angetrieben werden soll. Die 
Strafsumme selbst ist verschiedentlich abgestuft; so betrug sie einmal 
für einen Ehemann wegen Mißhandlung seiner Ehefrau 250 000 Fr. 

Soll nun dieses Institut, das zweifellos viele guten Seiten hat, 
manche Unebenheiten und Herben, aber auch manche Lücken des Ge¬ 
setzes, zumal des englischen, auszugleichen imstande ist, auch in Frank¬ 
reich eingeführt werden? so fragt sich der Referent Adrien Paul am 
Schlüsse seiner Ausführungen? Abgesehen davon, daß er im allgemeinen 
nicht für die Einführung fremder Rechtseinrichtungen ist, auch abge¬ 
sehen von der finanziellen und unjuristischen Seite der Recognizance, 
möchte er doch vor ihr warnen, da sie dem Richter eine allzugroße und 
gefährliche Macht verleiht, ins Privatleben des Einzelnen einzudringen, 
ihm die Zensur in die Hände gibt, was sich nicht mit der republikanischen 
Freiheit vertragen läßt. Höchstens sei die Recognizance in abgeänderter 
Gestalt in den unter 3. genannten Fällen zu empfehlen. Auch Professor 
Larnaude warnt vor ihrer radikalen Einführung, da sie nicht zum fran¬ 
zösischen Volkscharakter passe. Der Präsident meint wohl mit Recht, 
daß sie bei minderjährigen Delinquenten am Platze wäre, vor allem 
wenn das Kind nach der ersten Straftat wieder in die Familie zurück¬ 
geschickt wird, um die Eltern zu sorgsamer, gewissenhafter Überwachung 
anzuspornen. In geschichtlicher Hinsicht mag noch erwähnt sein, daß 
auch in Frankreich im 13. Jahrhundert ein ähnliches Institut bestand, 
nämlich das feierliche Versprechen, eine Privatfehde zu unterlassen 
(l’asseurement). Das alte Kompositionssystem bei Verbrechen wider 
Leib und Leben (transaction) ist eine Erinnerung davon. 

Die Recognizance, dieser ergänzende Faktor der Unvollkommen¬ 
heiten des Strafrechtes, wie sie Le Poittevin nennt, findet sich in ähn¬ 
licher Gestalt wie in England in der Strafprozeßordnung von New York, 
in dem schweizerischen Entwürfe von 1896 und Anklänge daran in noch 
manchen Gesetzgebungen fremder Länder. 

Es folgt ein Bericht über den Verlauf der Tagung des kriminal¬ 
anthropologischen Kongresses in Köln von Clement Charpentier. 
Das Für und Wider der Lehre Lombrosos nimmt den Hauptteil der 
Tagung in Anspruch. Interessant sind die Bemerkungen Charpentiers 
über die deutschen Gefängnisse, die er bei jener Gelegenheit besucht 
hat. Zuerst erwähnt er die hervorragende Tätigkeit des Geheimrats 
Krohne auf dem Gebiete des Gefängniswesens und kommt dann voll 
Lob über die Reinlichkeit, Hygiene, Freundlichkeit in den deutschen 
Gefängnissen zu sprechen. Besonders fällt ihm auf das hohe Gehalt 
des preußischen Gefängnisdirektors, und an dessen Stellung anknüpfend, 
leitet er zu allgemeinen Betrachtungen über. Für die Ausführung der 
Strafe bedürfe es nicht so sehr eines Philosophen oder Juristen, als viel¬ 
mehr eines erfahrenen Geistes, der unter den verschiedenen Verbrecher¬ 
klassen zu unterscheiden wisse. Leider lege man in Frankreich hierauf 
kein Gewicht. 

Unter den verschiedenen Vota, die dem Kongresse vorgelegt wur¬ 
den, sei erwähnt das des Grafen Gleispach: „Der siebte Kongreß 
empfiehlt für Verbrecher, deren Tat im Prinzip auf einem Mangel der 
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Anpassung an das soziale Leben beruht, eine unbestimmt abgemessene 
Strafzeit, die dauern soll, je nachdem sich der Delinquent an das soziale 
Leben angepaßt hat.“ 

Die Konsequenzen der sozial-anthropologischen Schule sollen 
auch auf die Strafpraxis übertragen werden. Der Grundgedanke von 
Lombrosos Lehre, und das gelte als ihr Hauptverdienst, sei die For¬ 
derung, nicht so sehr das Verbrechen, als vielmehr den Verbrecher zu 
studieren. 

Das Januarheft kommt im weiteren Verlaufe auch auf die bekannte 
Verbrecherstatistik des Moabiter Gefängnisdirektors Karl Finkeln¬ 
burg zu sprechen, und mit einer gewissen Schadenfreude wird da kon¬ 
statiert, daß nicht nur in Frankreich, vor allem in dem als modernen 
Babel verschrienen Paris, sondern auch in Deutschland das Verbrecher¬ 
tum mit unheimlicher Stärke überhandgenommen hat. Man müsse sich 
überhaupt wundern, meint der Referent, daß Finkelnburg sich getraut 
habe, eine so traurige Statistik zu veröffentlichen; mit der Glorie des 
tugendhaften Deutschland sei es auf immer dahin. Wenn nun die Lage 
auch nicht gerade so schlimm ist, wie der Franzose sie ausmalt, so geben 
doch Zahlen, wie die, daß auf jeden 6. Mann, jede 25. Frau, 43. Jüngling 
und 213. Mädchen ein Verurteilter komme, zu den allergrößten Bedenken 
und Befürchtungen Anlaß. 

Das Aprilheft bringt eine interessante Studie über das Betteln 
von Louis Paulian, welcher auf Grund jahrelanger Forschungen zum 
Resultate gelangt: Das gegenwärtig in Frankreich geltende Bettelgesetz 
ist einerseits unbillig und ungerecht, andererseits wirkungslos und in 
manchen Fällen die Bettelei geradezu fördernd. Ein so schlechtes Gesetz 
könne trotzdem leicht umgeändert und verbessert werden. 

Die Propaganda zur Verhütung der Geburten und ihre Bekämpfung 
durch das Gesetz ist die Überschrift eines Aufsatzes von Paul Bureau, 
ein Thema, das nicht nur für das kinderarme Frankreich, sondern weit 
über die Grenzen des Landes hinaus auch für den östlichen Nachbar 
von größter Bedeutung sein dürfte. Die Propaganda macht ihren Einfluß 
am meisten geltend durch eine schlechte Winkelpresse, durch Prospekte 
und Flugblätter. Aber auch die großen, angesehenen Tagesblätter scheuen 
sich nicht, in ihren Inseraten und Annoncen für allerhand Mittel zur 
Verhütung der Geburten schädliche Reklame zu machen, ln manchen 
Städten bestehen Gesellschaften, die sich vom Standesamte die Adresse 
von Neuvermählten geben lassen und dann an diese sofort Prospekte 
schicken mit Anweisungen, wie sie sich am besten vor der Kinderlast 
bewahren können. Dabei geben die Gesellschaften ihrem antipatriotischen 
Treiben einen sozialpolitischen Anstrich, als ob es zur Hebung des Arbei¬ 
terstandes beitragen würde. Aus diesem Grunde kann das Vorgehen 
des Staates mit Gefängnis- und Geldstrafen auch nicht viel nützen, 
da die Bestraften nachher mit der Gloriole des Märtyrers ausgestattet 
ihren verderblichen Einfluß auf die Massen nur noch besser ausiiben 
können. 

Ein weiterer Grund, welcher die Heilung dieser Krankheit, die so 
sehr am Marke der Volkskraft nagt, erschwert, liegt darin, daß selbst die 
oberen und obersten Stände, die berufenen Hüter von Recht und Gesetz, 
in dieser Hinsicht sich versündigen. Frauen der höchsten Beamten 
gehören zur Kundschaft der sogen. Engelmacherinnen. Das Gesetz 
muß allerdings auch reformiert werden, aber quid leges sine moribus? 
Was nützen äußerliche Gesetze, die in ihrer Form leicht zu umgehen sind, 
wenn nicht die echte Sittlichkeit das Handeln der Menschen leitet? Und 
nicht nur in den Städten macht sich der traurige Sittenverfall bemerkbar, 
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sondern auch auf dem Lande in den Bauernfamilien, und da muß vor 
allem der Staat durch wahre Aufklärung, Überwachung und Unter¬ 
stützung im Interesse der eigenen Selbsterhaltung eingreifen. 

Zur Veranschaulichung seiner Ausführungen dient der Redner 
mit einigen Zahlen, die mit erschreckender Deutlichkeit die Zunahme 
des Lasters dartun. So übersteigt z. B. im Spital zu Lyon jährlich die 
Zahl der Fehlgeburten die der Geburten bei weitem und in manchen Land¬ 
städtchen gibt es kaum eine Familie, die m£hr als ein Kind aufzuweisen 
hat, sofern überhaupt Kinder vorhanden sind. 

Aus einem Rundgang durch die Strafrechtseinrichtungen der 
Vereinigten Staaten Nord-Amerikas sei einiges hervorgehoben. Der 
abstrakte Tatbestand des Verbrechens ist in allen Staaten derselbe, nicht 
aber die daran sich knüpfende Strafe, während die neueren Bestrebungen 
dahin gehen, auch auf diesem Gebiete Einheit zu schaffen. Die Todes¬ 
strafe ist nur in drei Staaten nicht eingeführt und auch das lebensläng¬ 
liche Gefängnis ist in den meisten Staaten gekannt. Die Polizei ist 
ebenfalls verschieden organisiert. Die außerordentlichen Unterbrin¬ 
gungsorte für Gefangene gruppieren sich in sog. Yails, Arbeitshäuser 
und Polizeistationen. Erstere bestehen in jedem Verwaltungsbezirk 
unter Oberleitung des Scheriffs. Sie sind eigentlich nur für Untersu¬ 
chungsgefangene bestimmt, aber aus Sparsamkeitsrücksichten finden 
auch Verurteilte darin Platz. Die Arbeitshäuser sind Gefängnissen ähn¬ 
lich und in ihnen finden Aufnahme, solche die wegen Vergehen gegen die 
öffentliche Ordnung bestraft sind, meist Bettler und Vagabunden, die 
mit kurzen Freiheitsstrafen bedacht sind, so daß der Bestand der Arbeits¬ 
häuser ein rasch wechselnder ist.. Sauberkeit, Reinlichkeit, Sorge für 
Hygiene sind sowohl in den Yails als auch in den Arbeitshäusern unbe¬ 
kannte Begriffe, und noch schlimmer ist es in den sogen. Polizeistationen. 
Die verschiedenartigsten Individuen, Männer und Weiber, werden 
zusammengesperrt in Räumlichkeiten, die jeder Forderung auf Rein¬ 
lichkeit und Gesundheit Hohn sprechen. 

Daneben bestehen die großen Staatsgefängnisse, meist nach dem 
System der sogen. Reformatories eingerichtet. Die Gefangenen sind in 
drei Klassen eingeteilt mit strenger Regelung der Disziplinarstrafen und 
genießen in den einzelnen Staaten bald größere, bald geringere Frei¬ 
heiten. So ist z. B. in einigen Gefängnissen das Rauchen erlaubt. Die 
Arbeit der Gefangenen ist nach sechs verschiedenen Systemen geregelt. 
1. Das Lease System: Die Gefangenen werden einem Unternehmer über¬ 
geben, der sie nach Belieben beschäftigt und ausnützt. 2. Das Kontrakt¬ 
system: Die Gefangenen werden an einen Unternehmer verdingt, aber 
so, daß sie im Gefängnis beschäftigt werden und unter Aufsicht des 
Gefängnispersonals bleiben. So ist es besonders in Washington. 3. Piece 
price System: Es gleicht dem vorigen System, nur daß hier der Unter¬ 
nehmer für jede einzelne gelieferte Arbeit zahlt. Nach beiden Systemen 
muß er den Stoff liefern. 4. Public account System: Die Gefangenen 
arbeiten unter Aufsicht des Staates, für den Staat, der auch die Erzeug¬ 
nisse verkauft. So hauptsächlich in Texas und Minnesota. 5. State use 
System: Arbeit für den Staat und nur Produkte, die der Staat selbst 
gebraucht. So in New-York und fast allen andern Staaten. 6. C. Public 
work System: Die Gefangenen werden zu Arbeiten herangezogen, die dem 
öffentlichen Nutzen und der allgemeinen Wohlfahrt dienen. Das erste 
System gab zu schweren Mißständen Anlaß und ist deshalb auch zu ver¬ 
werfen. Die Gefangenen arbeiteten da meist auf dem Lande; es herrschte 
keine Disziplin, es gab keine Spitäler, weshalb auch die Sterblichkeit 
äußerst groß war. 


18 * 
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Eingedenk des modernen Gedankens, daß die Gefängnisse nicht 
nur Straforte sind, sondern auch Orte zur Erziehung und Anpassung 
ans Leben, hat man auch in den amerikanischen Gefängnissen Schulen 
eingerichtet zur moralischen und sozialen Heranbildung der noch leitungs¬ 
fähigen Verbrecher. Zu diesem Zwecke werden auch die Gefängniszeitun¬ 
gen gehalten, um in den Gefangenen das Interesse für das Leben in der 
Welt aufrecht zu erhalten und edlere Gefühle für das Vaterland zu ent¬ 
fachen. 

Für militärische Vergehen gibt es in Frankreich einfache Gefäng¬ 
nisse zur Unterbringung von Delinquenten, die mit Freiheitsstrafen bis 
zu einem Jahr und einem Tag bedacht sind. Solcher gibt es in Frank¬ 
reich 22, in Algerien 4. Sodann die sogen. Pdnitenciers (2 in Frankreich, 
3 in Algerien) für Soldaten mit höheren Gefängnisstrafen und die ateliers 
de travaux publics, Arbeitshäuser, für schwere militärische Verbrechen. 
In den letzteren verlangt das Gesetz Trennung der Rückfälligen und der 
Gefährlichen, wenn möglich mittelst des Zellcnsystemes, was aber gar 
nicht befolgt wird. In den Arbeitshäusern herrschen auch die traurig¬ 
sten sittlichen Zustände. Beim Verlassen des Gefängnisses fehlt dem 
Sträfling ein notwendiges Übergangsstadium, um sich an das neue Leben 
zu gewöhnen. Kein Wunder, wenn bei solchen Zuständen von einer 
Besserung keine Rede sein kann. Die bestehenden Gesetze sind streng 
anzuwenden, ihre Unvollkommenheiten durch Revisionen abzuschaffen. 
Dann muß aber auch in die Militärstrafrechtspflege ein neuer Geist kom¬ 
men. Das erste Ideal der Strafe ist zwar, vom Verbrechen abzulenken; 
das zweite aber, ohne welches das erste nicht ausgeführt werden kann, 
ist, den Verbrecher ans Gute zu gewöhnen. Dies kann aber nur geschehen 
durch die streng geregelte, obligatorische Arbeit. 

Über die Ursachen der Kriminalität bei den Frauen gibt Paul 
Arcis bemerkenswerte Aufklärungen: Einleitend hebt er hervor, daß, 
wenn es mehr männliche als weibliche Verbrecher gebe, dies nicht darauf 
beruhe, daß der Mann von Natur aus mehr zum Verbrechen veranlagt 
sei, sondern weil er mehr im öffentlichen Leben und Lebenskämpfe stehe, 
mehr Gelegenheit und Verleitung zum Verbrechen habe. Grausamkeit, 
Untreue usw. treten beim Weibe in noch schlimmerer Form auf als beim 
Manne. Aufklärung und Aufbesserung der Lage hat allerdings die Krimi¬ 
nalität gemindert, aber immerhin seien die Sittlichkeitsvergehen noch 
zahlreich genug. Einige suchen den Grund in der Verführung der zügel¬ 
losen Presse, andere in der Unterdrückung der Religion. Wie dem auch 
sei, Hauptgrund sei das Schwinden der Erziehung in der Familie. Dazu 
komme der angeborene Hang zum Luxus, soziale Mißstände, z. B. schlechte 
Wohnungen der Dienstmädchen. Um Verbrechen gegen das keimende 
Leben zu vermeiden, meint Oskar Bloch, müsse man der unehelichen 
Mutterschaft die anhaftende Schande nehmen und sie als Erlösung und 
Läuterung hinstellen. 

Hagenau i. Eis. L. Steinmetz. 


Amerikanische Literatur. 

,,Handbuch für Probation Offlcers“ für den Staat New York, be¬ 
arbeitet von der State Probation Commission, Albany, J. B. Lyon Com¬ 
pany 1913. 

Das Buch soll ein Nachschlagewerk für Probation Officers sein und 
gleichzeitig der Aufklärung weitester Kreise dienen. — Dem amerikanischen 
Probation Work, d. i. dem Fürsorgeüberwachungswerk, wird von aller 
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Welt besondere Aufmerksamkeit zugewendet. Sir Ru ggles-B r i se , der 
Chef des englischen Gefängniswesens, hat gerade das amerik. System der 
Fürsorgeüberwachung als bahnbrechend und nachahmenswert bezeichnet, 
und auch in Deutschland sind bereits beachtenswerte Stimmen für ein 
Staats-Fürsorgeamt nach amerik. Vorbild laut geworden. Das Buch 
ist daher ganz besonders von universellem Wert und Interesse. 

Die Ziele der neuen Strafbestrebungen, Jugendgerichte, Strafauf¬ 
schub, Strafaussetzung und bedingte Entlassung haben die Bedeutung 
einer wohlorganisierten Fürsorgeüberwachung mehr und mehr erkennen 
lassen. Die Tätigkeit des Fürsorgers — Probation Officer’s — ist aus einer 
nebenamtlichen, philantropischen Wirksamkeit längst hcrausgewachsen 
und ein Lebensberuf geworden, der Zeit und Kraft der ihn ausübenden 
Personen voll in Anspruch nimmt. Es wird nicht mit Unrecht behauptet, 
daß der Ausbau der Fürsorgeüberwachung die erste Bedingung ist, 
um Strafverhütungs- und Strafvollzugsreformen überhaupt in 
Angriff nehmen zu können. Wie ein Jugendgericht nicht denkbar ist 
ohne ein wirkungsvoll durchgeführtes Überwachungssystem, so wird 
auch die Frage der Jugendgefängnisse und der Fortentwicklung des 
Strafaufschubes und der Strafaussetzung davon abhängig seih, wie die 
Fürsorgeüberwachungsfrage angefaßt und durchgeführt wird. Ein 
erfolgreich ausgebautes Fürsorgeüberwachungssystem ist der bedeutungs¬ 
vollste Schritt zur Lösung der Frage einer zeitgemäßen Behandlung des 
Verbrechertums. Die ganze Bedeutung dieses Problems wird klar, wenn 
man sich vorstellt, daß nirgends mehr als hier die Macht des persönlichen 
Einflusses eine wohltuende, unermeßlich weittragende Rolle zu spielen 
berufen ist. 

Im ersten Teil des Buches werden die Fürsorgeüberwachungsge¬ 
setze aufgeführt. Es folgen dann Erläuterungen der Gesetze und Betrach¬ 
tungen über die Ausführung der Bestimmungen. Ein weiteres Kapitel 
behandelt die Pflichten, Befugnisse und Praktiken der Probation officers. 
Es schließen sich an Schemas der benutzten Formulare und statistische 
Angaben. Ein weiteres Kapitel spricht vqn der State Probation Commis¬ 
sion, von ihrer Organisation, ihren Pflichten und Befugnissen. Zum Schluß 
sind Mitteilungen über die Konferenzen der Probation Officers, über die 
Überwachung vernachlässigter Kinder und über die Beschlüsse des letzten 
internationalen Gefängniskongresses angeführt. Der Anhang enthält 
statistische Angaben und vieles andere, was zu diesem Thema von In¬ 
teresse ist. 

Dem Kongreßbeschluß, der die Fürsorgeüberwachung als wohl¬ 
tätig anerkennt, ihre Fortentwicklung empfiehlt und ihre Stellung unter 
Staatsaufsicht gutheißt, kann nur weitgehendste Berücksichtigung ge¬ 
wünscht w'erden. Georg Stammer-Berlin. 


Journal of the American Institute of Criminel Law and Criminologie. 

Band 2. Heft 5—6, Januar und März 1912 und Band 3. Heft 1, Mai 1912. 

Von den zahlreichen Aufsätzen seien die folgenden, die für das Ge¬ 
biet des Gefängniswesens von besonderem Interesse sind, erwähnt: 

Albert H. Hall berichtet über die Arbeiten des Instituts für „Un¬ 
bestimmte Verurteilung und bedingte Entlassung“. Zur 
Aufstellung einer möglichst allen gerecht werdenden Methode für die 
Durchführung der unbestimmten Verurteilung und bedingten Straf¬ 
entlassung wurde eine besondere Kommission einberufen. Diese be¬ 
schäftigte sich mit folgenden drei Hauptfragen: 1. Welches ist das bis¬ 
herige Ergebnis auf diesem Gebiet? 2. Wie ist das Entlassungsamt zu 
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organisieren? 3. Welches sind die Beziehungen des Amtes und seiner Be¬ 
amten zu den Gerichtsbehörden und zum Strafprozeß? — Hierzu wurden 
die wichtigsten vorhandenen Gesetze in den verschiedenen Staaten zu¬ 
sammengestellt (Minnesota, Indiana, Connecticut, Michigan, Massa¬ 
chusetts, New Hampshire, Illinois, Colorado, Kentucky, Jowa) und diesen 
folgende Punkte zur Beratung entnommen. 1. Wer soll unter das un¬ 
bestimmte Strafurteil gestellt werden? 2. Bestimmungen über die Maxi¬ 
malzeit. 3. Zusammensetzung des Entlassungsamts. 4. Pflichten der 
Entlassungskommission. 5. Wann soll vom Entlassungsamt über die 
Gefangenen entschieden werden? 6. Welche Gesichtspunkte sollen 
für die bedingte Entlassung maßgebend sein? 7. Wie soll die bedingte 
Entlassung ausgestaltet werden? 8. Was soll bei Verletzung der für 
die Zeit der bedingten Entlassung geltenden Vorschriften geschehen? 
9. Welche Strafe soll bei Verletzung der bedingten Entlassung Platz 
greifen? 10. Wer soll die bedingte Entlassung aufheben? — Durch 
gründliche Durcharbeitung dieser Fragen hofft die Kommission ein Pro¬ 
blem zu lösen, das den Justizbehörden sowohl wie den Gefangenen und 
vor allem der Allgemeinheit zum Wohie gereicht. 

Folgende Beschlüsse sind gefaßt worden: 1. Bei Personen, die sich 
strafrechtlich vergangen haben und gesetzmäßig Gefängnis oder Refor- 
matory verwirkt haben, sollen, sofern es sich nicht um Mörder oder schwere 
Verbrecher handelt, vom Gerichtshof bestimmte Strafmaße nicht fest¬ 
gesetzt werden. Die Personen sollen vielmehr lediglich zu Gefängnis 
oder Reformatory verurteilt und dort detiniert bleiben, bis sie auf Grund 
guter Führung vom Entlassungsamt bedingt entlassen und schließlich 
ganz freigesprochen werden. Wenn eine Person wegen mehrerer Ver¬ 
gehen verurteilt worden ist, sollen diese Vergehen in ein Urteil zusammen¬ 
gefaßt werden. 

2. Das Entlassungsamt soll sich aus drei Mitgliedern zusammen¬ 
setzen: 1. aus einem Mitglied des Board of Control of State Institutions, 
2. aus dem Gefängnisvorstand, 3. aus einem vom Gouverneur gebilligten 
freien Bürger des Staates. 

3. Die Mitglieder des Entlassungsamtes sollen sechs Jahre in Funk¬ 
tion bleiben. 

4. Das Entlassungsamt kann alle Gefangenen bedingt entlassen, 
mit Ausnahme der zu lebenslanger Strafe verurteilten schweren Ver¬ 
brecher, die frühestens nach 35 Jahren unter jederzeitigem Widerruf 
mit Aufenthaltsbeschränkung entlassen werden dürfen. 

5. Jeder Gefangene soll durch ein Markensystem oder durch eine 
ähnliche Methode für Wohlverhalten und Fleiß belohnt, für Ungehorsam, 
Faulheit und Widersetzlichkeit bestraft werden. Jeden Monat soll der 
Gefangene vom Stand seiner Marken unterrichtet werden. Wenn das 
Entlassungsamt einem bedingt Entlassenen volle Freiheit gewährt, 
sollen die dazu veranlassenden Tatsachen dem Gouverneur unterbreitet 
werden. Der Gouverneur wird dann der Person das Bürgerrecht wieder 
verleihen. 

6. Das Entlassungsamt soll die bedingt Entlassenen und ihre Arbeit¬ 
geber stets im Auge behalten. Wenn der bedingt Entlassene Gewähr 
bietet, in der Freiheit rechtmäßig leben zu können, soll ihm ein Attest 
ausgestellt werden, welches Angaben darüber enthält, wie lange er im 
Gefängnis und wie lange er bedingt entlassen war. Dieses Attest ent¬ 
hält eine Empfehlung an den Gouverneur zur Wiederverleihung der 
Bürgerrechte, die verliehen werden können, sofern sie nicht durch das 
Strafurteil verwirkt sind. 
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Für die Arbeit des Entlassungsamts sind folgende Grundsätze auf¬ 
gestellt worden: 

1. Das Entlassungsamt hat regelmäßige monatliche Zusammenkünfte, 
um Vorschläge für bedingte Entlassung entgegenzunehmen. 

2. Die zur bedingten Entlassung Vorgeschlagenen haben vor den 
Mitgliedern des Entlassungsamts bei derer ersten Zusammentritt nach 
abgelaufener Minimalzeit zu erscheinen, vorausgesetzt, daß sie sechs 
Monate im ersten Grade absolviert haben. 

3. Wer vom Entlassungsamt zur bedingten Entlassung abgelehnt 
worden ist, darf erst nach sechs Monaten von neuem zur bedingten Ent¬ 
lassung vorgeschlagen und vorgeführt werden. 

Weitere Beschlüsse stehen noch aus. 

F. Emory Lyon schreibt über „Die Bezahlung der Gefangenen“. 
Daß das Problem der Gefängnisarbeit seinen Höhepunkt noch nicht er¬ 
reicht hat, ist jedem Kenner der Verhältnisse klar. Viele Versuche sind 
mit allen möglichen Arten der Arbeitsversorgung gemacht worden, der 
Erfolg ist aber ein noch durchaus zweifelhafter. — Der Zweck des Artikels 
soll es nun auch nicht sein, das Für und Wider der Gefängnisarbeit zu 
besprechen, sondern die Frage aufzuwerfen, ob schlechte Bezahlung der 
Gefängnisarbeit aus rechtlichen, ethischen, sozialen und industriellen 
Gründen gerechtfertigt ist. Innerhalb der Phase der letzten Gefängnis¬ 
reform ist der Auffassung, es sei ein wesentlicher Bestandteil des Rechts, 
daß der Verurteilte den Anspruch auf seiner Hände Arbeit verwirkt habe, 
eine viel zu nachlässige Behandlung widerfahren. 

W. D. Howell hat gesagt: „Der Staat gibt dem Gefangenen das Bei¬ 
spiel eines Diebes, indem er ihm seinen Erwerb raubt und sein Verdienst 
konfisziert“. Die modernen Bestrebungen sollen darauf ihr Augenmerk 
richten. Zweck der Gefängnisarbeit sollte es nicht nur sein, die Gefangenen 
etwas lernen, sondern auch etwas verdienen zu lassen. Der kümmerliche 
Verdienst, wie er jetzt den Sträflingen zugebilligt wird, kann nur als völlig 
unzureichend bezeichnet werden. Arbeit, ohne genügend Entgeld zu 
leisten, stempelt den Menschen zur Maschine. Arbeit, die genügend ent¬ 
lohnt wird, weckt das Interesse, stachelt den Fleiß an und erhöht so den 
ihr innewohnenden ethischen Wert. Nichts ist gegenwärtig wichtiger auf 
dem Gebiet des Gefängniswesens, als die Erlangung eines Gesetzes, daß 
die Bezahlung der von den Gefangenen geleisteten Arbeit zeitgemäßer 
regelt. Die Bezahlung muß nach Maßgabe der Leistungen erfolgen, und 
das Gesetz wird sich darüber auszusprechen haben, daß mit der Frei¬ 
heitsentziehung die Lohnentziehung nicht ohne weiteres verbunden sein 
soll. Den Gefangenen muß die Möglichkeit gegeben werden, für ihre Fami¬ 
lien zu sorgen und ausreichende Mittel für sich zu ersparen, um bei Wieder¬ 
gewinn der Freiheit die erforderliche finanzielle Grundlage zu besitzen, 
die am ehesten vor neuen Straftaten bewahren wird. Es mag auch die 
Frage offen bleiben, ob es nicht zweckmäßig und mit den Zielen des Straf¬ 
vollzugs vorteilhaft zu vereinbaren wäre, die Gefangenen Kost, Kleidung 
und Unterkunft im Gefängnis von dem Arbeitsverdienst bezahlen zu 
lassen, vorausgesetzt, daß ausreichender Verdienst gewährt wird. Dem 
nächsten internationalen Gefängniskongreß soll eine entsprechende Vor¬ 
lage gemacht werden. 

Dem Vorstehenden kann nur hinzugefügt werden, daß der Wert 
der Gefängnisarbeit in neuester Zeit überall zunehmend höher veran¬ 
schlagt wird. Man wird sich darüber klar, daß weder das beste Straf¬ 
gesetz noch der wohlgeordnetste Strafvollzug den ihnen vorschwebenden 
Zweck zu erreichen vermögen, wenn die Gefängnisarbeit nicht derart 
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gestaltet ist, daß sie Kopf, Herz und Hand, Intellekt und Willen ergreift 
und erzieht. Gibt man dies zu, so \yird man nicht leugnen können, 
daß die Frage einer besseren Bezahlung der Gefangenen brennend ge¬ 
worden ist, denn zweifellos liegt in der Möglichkeit des Erringens eines 
guten Arbeitsverdienstes ein Ansporn, der nicht zu niedrig bewertet 
werden darf. 

Sir Evelyn Ruggles-Brise über das „Amerikanische Straf¬ 
system“. Die nachstehenden Ausführungen sind dem Bericht des Präsi¬ 
denten der englischen Gefängniskommission Sir Ruggles-Brise an den 
Staatssekretär des Innern in London entnommen. Den Anlaß zu dem Be¬ 
richt gab eine Gefängnisstudienreise nach Amerika anläßlich des Gefäng¬ 
niskongresses in Washington 1910. 

1. „Die unbestimmte Verurteilung“. — Eine wirkliche unbestimmte 
Verurteilung, also eine Verurteilung ohne Grenze gibt es nicht. In allen 
Staaten Amerikas ist das Maximum für jede Art von Verbrechen gesetz¬ 
lich festgelegt, in vielen Staaten sogar das Minimum. Der Ausdruck 
„Unbestimmte Verurteilung“ bezeichnet nur die Richtung, in der sich 
die öffentliche Meinung über diesen Gegenstand augenblicklich bewegt. 
Das Wesen der unbestimmten Verurteilung gipfelt in der Abwendung 
des Vergeltungselements in der Bestrafung von Verbrechern. Es wird 
dem Richter die Macht genommen, für ein bestimmtes Vergehen eine be¬ 
stimmte Verurteilung auszusprechen. Nicht die Schuld des Verbrechers, 
sondern die Gewähr, die er für die Zukunft bietet, ist für die Dauer der 
Strafe maßgebend. Das Verlangen nach unbestimmter Verurteilung läßt 
sich zurückführen auf das Begehren, Ungleichheiten in der Strafzumessung 
zu vermeiden. Allen Überlieferungen wird getrotzt und die Lehre auf das 
Panier erhoben, daß Zweck und Ziel der Strafvollstreckung nichts an¬ 
deres sein kann, als das Individuum, das mit den Strafgesetzen kollidiert 
hat, durch den Strafvollzug zu einem brauchbaren Mitbürger zu machen, 
soweit dies irgend möglich ist und Mittel dazu irgendwie zur Verfügung 
stehen. Einen tiefen religiösen Geist, wie in den Tagen der Pensylvania- 
Quäker, findet man an der Wurzel der modernen Reformationsdoktrin 
im amerikanischen Strafvollzug. Ihm ist der Kampf gegen das Ver¬ 
geltungsprinzip hauptsächlich zuzuschreiben. Der ausgeprägte religiöse 
Sinn im Volke ist es auch, der den größeren und höheren Zweck der Be¬ 
strafung erkannt und verstanden hat, nämlich die Bildung und Besserung 
des Charakters. Es kann niemand darüber streiten, daß diese Auffassung 
von der Strafe eine erhabene und hohe ist. Aber der vorsichtige, nach¬ 
denkliche und an Überlieferungen hängende Europäer wird sich fragen, 
ob hier für Ideale nicht Prinzipien geopfert werden, die für das Wohl¬ 
ergehen der Allgemeinheit von größter Bedeutung sind. Die menschliche 
Natur läßt sich nicht verleugnen, und der moralische Unwille gegenüber 
einer antisozialen Tat wird von vornherein feste Bestrafung verlangen, 
je nach den charakteristischen Eigentümlichkeiten der Rasse. Es fragt 
sich nun, ob in Amerika antisoziales Verhalten keinen Anlaß zu mora¬ 
lischer Entrüstung gibt und demzufolge den Wunsch nach Festigkeit 
und Bestimmtheit in der Bestrafung überwiegen läßt. Demgegenüber kann 
natürlich nicht vergessen werden, daß die Duldsamkeit und Güte der 
amerikanischen Rasse sprichwörtlich sind, und daß derGrad derEntrüstung 
jedenfalls den in den alten europäischen Ländern üblichen nicht erreicht. 
So kommt es, daß im Verbrecher vorwiegend ein Unglücklicher gesehen 
wird, dem zu helfen oberste Pflicht der Strafvollzugsanstalten ist. Die 
Funktion des Richters ist beendet, wenn er das Schuldig oder Nicht¬ 
schuldig gesprochen hat. Das Gefängnis sieht dann seine Aufgabe darin, 
nicht zu strafen, sondern in erster Linie zu bessern. 
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Das Prinzip der „Unbestimmten Verurteilung“ ist kein ganz neues. 
Im Juvenil-Act, im Borstal-System und in der Vorbeugungs- und Siche¬ 
runghaft hat es in England seinen Niederschlag gefunden, ln allen Fällen 
wird angenommen, daß die auferlegte Haftzeit der Ausübung bestimmter 
Einflüsse unterworfen sein muß, und daß die bedingte Freiheit eintreten 
kann, wenn begründete Aussicht auf Besserung vorhanden ist. 

2. „Strafaufschub und Probezeit“. Beide begannen in kleinen An¬ 
fängen im Staate Massachusetts im Jahre 1875. Heute sind sie auf 
37 Staaten Amerikas, auf Großbritannien, Deutschland, Ungarn, Canada, 
Neu-Seeland und Australien ausgedehnt worden. Während sie aber in den 
letztgenannten Staaten hauptsächlich bei Jugendlichen angewandt 
wurden, bilden sie in Amerika bereits in ausgedehntem Maße einen wesent¬ 
lichen Bestandteil des Strafsystems für alle Rechtsbrecher in Fällen, 
in denen nach Ansicht des Gerichtshofes die Interessen sozialer Ver¬ 
teidigung die Überweisung an eine Gefangenenanstalt nicht unbedingt 
verlangen. Das Wesentliche an diesem System ist die Erlangung guter 
Fürsorgeorgane. Aus den amerikanischen Einrichtungen ist in dieser 
Hinsicht viel zu lernen. 

Hand in Hand mit dem System der bedingten Entlassung geht der 
Strafaufschub. Es ist aber notwendig, zwischen beiden Formen der Straf¬ 
aussetzung einen Unterschied zu machen, ln dem einen Fall wird die 
Vollstreckung der Strafe und im andern Fall die Auferlegung der Strafe 
ausgesetzt. Das letzte System bewahrt den Rechtsbrecher vor der Un¬ 
ehre, ins Gefängnis geschickt worden zu sein. Eine Wohltat wird damit 
auch den Familienangehörigen zuteil, zumal ihnen in vielen Fällen der 
Ernährer erhalten bleibt. Die Öffentlichkeit wird im übrigen vor der 
Pflicht der Unterhaltung des Gefangenen, bezw. seiner notleitenden 
Familie, bewahrt, und es wird ferner dem Vorwurf vorgebeugt, daß der 
Rechtsbrecher ins Gefängnis wandert, nicht wegen seines Vergehens, 
sondern wegen seiner Armut. — Der Strafaufschub ist in vielen euro¬ 
päischen Ländern bekannt, aber er steht hier im Gegensatz zu Amerika 
außer aller Fühlung mit dem System der Fürsorgeüberwachung und wirkt 
so als Schwächung des Strafgesetzes. Dies führt meist zu Mißbrauch der 
Milde des Gerichtshofs und schafft ungesunde Verhältnise, die auf die 
Dauer die Billigung der Allgemeinheit nicht finden können. In Amerika 
hat dagegen in mehreren Staaten eine Einrichtung Gesetzeskraft erlangt, 
die staatliche Fürsorgekommissionen einsetzt, deren Aufgabe es ist, die 
dem System des Strafaufschubs zugrunde liegende Idee zu verwirklichen 
und durchzuführen. Man wird wirklich nicht einsehen können, wie ein 
Strafaufschubsystem nützlich und gerecht sein kann, als vollwertiger 
Ersatz für die Gefängnishaft ohne ein wohlorganisiertes und methodisch 
durchgeführtes Hilfssystem der Fürsorgeüberwachung. Gerade das, 
was Amerika auf diesem Gebiet leistet, muß als nachahmenswert und 
hoffnungsvoll berzeichnet werden. 

Einer besonderen Betrachtung wert ist die Strafbehandlung der 
Frauen nach dem Muster des amerikanischen Reformatory zu Bedford. 
Man wird sich allgemein einig sein, daß ein besseres System der Straf¬ 
behandlung der Frauen erdacht werden muß, als das in Europa übliche. 
Die Empfänglichkeit der öffentlichen Meinung und die kluge Mitarbeit 
weitsehender, erfahrener Frauen hat in Amerika eine Musteranstalt ge¬ 
schaffen, die mit Recht die allgemeine Aufmerksamkeit auf sich lenkt. 
Das Reformatory von Bedford liegt im Staate New York. Es werden dort 
Frauen bis zum vollendeten 30. Jahre eingeliefert, die schwererer oder 
leichterer Rechtsverletzungen schuldig sind. Von den ersten Tausend 
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Gefangenen waren 221 wegen Vergehen und 264 wegen Verbrechen, der 
Rest wegen Übertretungen hingeschickt worden. 

Das Durchschnittsalter betrug 20% Jahre, die Urteile waren un¬ 
bestimmt, die Höchstdauer der Strafzeit drei Jahre. — Die Rehabili¬ 
tierungsarbeit der Frauen ist besonders schwierig, sie ist ausgeschlossen 
bei kurzen Strafzumessungen und kann überhaupt nur gelingen unter dem 
unbestimmten Strafurteil. Wenn irgendwo, dann ist hier die unbestimmte 
Verurteilung am allerersten am Platze. Das Problem der Strafmilderungs¬ 
behandlung an Frauen ist im übrigen so wichtig, daß es hier zur unbe¬ 
stimmten Verurteilung direkt drängt. Für die Art und Weise der Straf¬ 
durchführung wird das System von Bedford noch auf lange hinaus für 
alle Welt maßgebend sein. Der Leiterin der Anstalt, Katharina Davis, 
kann nur mit Bewunderung gedacht werden. 

G. Frank-Lydstone schreibt über das „Simulieren der Ver¬ 
brecher“. Eine charakteristische Phase in der Psychologie der Ver¬ 
brecher ist die Simulation. Die Schwierigkeit der Unterscheidung der 
Diagnose zwischen wirklicher und angeblicher Krankheit ist nirgends 
so groß als hinter Gefängnismauern. Es erfordert lange Erfahrung als 
Gefängnisarzt, die wirklich Kranken unter dem Mißtrauen, das falsche 
Vorspiegelungen verursacht, nicht leiden zu lassen. Als Grundsatz sollte 
daher der Gefängnisarzt die Methode aufstellen, sich lieber durch zehn 
Simulanten täuschen zu lassen, als einem wirklich Kranken die Hilfe zu 
versagen. Der Gefängnisarzt ist im Strafvollzug ein wirklich wichtiger 
Faktor. Niemand mehr wie er muß die Milch menschlicher Güte auf die 
Sträflinge ausgießen, und nichts hindert ihn daran mehr als die Unmensch¬ 
lichkeit, die ihm in Gestalt der Gefangenen entgegentritt (Selbstver¬ 
stümmelungen etc.). — Die Simulation im Gefängnis ist in erster Linie 
auf den Wunsch zurückzuführen, sich irgend einer Arbeit zu entziehen. 
Der Gefängnisarzt wird aber oft erkennen, daß Schwankungen im see¬ 
lischen Gleichgewicht, das Bedürfnis nach Ablenkung von der Eintönig¬ 
keit des Gefängnislebens und schließlich auch die Sehnsucht nach Mit¬ 
gefühl und das Verlangen nach Sympathie Simulationen hervorrufen. 

Es ist aber interessant, daß Sträflinge, denen geistige Getränke und 
Tabak verboten w'urden, auch aus Sucht nach Arzneimitteln, denen 
sie etwas Begehrenswertes, zuweilen sogar eine feinschmeckerische Neu¬ 
heit abgewinnen, zur Simulation getrieben werden. In vielen Fällen ist 
Hypochondrie nicht zu verkennen, oft reine Querulation, die sich in dieser 
Richtung äußert. Es gibt aber auch Sträflinge, die nach chirurgischen Ope¬ 
rationen drängen und nicht davor zurückschrecken, Nadeln und Nägel 
zu verschlucken, nur um vom Arzt unter das Messer genommen zu werden. 

Simulation zu kurieren ist nicht leicht. Es gibt kaum ein anderes 
Mittel, als die der Simulation Verdächtigen während der Mittagszeit zu 
längerer Untersuchung zu sich zu bestellen. Die Wirkung dieses Ex¬ 
periments wird sich immer erstaunlich erweisen, denn die Gefangenen 
können alles, nur nicht dem Duft der Suppe widerstehen 

Georg Stammer, Berlin. 



Personalnachrichten. 


Vereinsmitglieder. 

EIsaB-Lothringen. 

Braun, Gefängnisdirektor in Zabern, gestorben. 

v. Liebenstein, Freiherr, Kaiserl. Geh. Ober-Reg. Rat a. D.,Straßburg, 
gestorben. 

Preußen. 

Apitz, Strafanstaitsvorsteher in Saarbrücken, zum Strafanstaltsdirektor 
in Insterburg ernannt. 

Czischke, Gefängnisinspektor in Duisburg, gestorben. 

Schmidt, Direktor der Korrektions- und Landarmenanstelt Breitenau, 
gestorben. 

Stammer, Leutnant z. S. a. D., Hilfsarbeiter im Admiralstab, der Cha¬ 
rakter als Oberleutnant z. S. verliehen und zum Dezernenten im 
Admiralstab d. M. ernannt. 

Sachsen. 

Dietze, Strafanstaltsdirektor an der Strafanstalt Hoheneck, Hauptmann 
d. L., zum Oberinspektor und Stellvertreter des Direktors be¬ 
fördert. 

Glauning, Oberinspektor, Leutnant d. R., bisher in Zwickau, in gleicher 
Eigenschaft nach Bautzen versetzt. 

Schubert, Oberinspektor in Zwickau, gestorben. 

Vogel, Gefängnisdirektor in Zwickau, an die Gefangenanstalt Dresden 
als Leiter versetzt. 

v. Zezsch wi tz, char. Hauptmann a. D., seither Oberinspektor in Bautzen, 
zum Direktor der Gefangenanstalt in Zwickau ernannt. 

Sachsen-Meiningen. 

Deusing, Hauptmann d. L., Direktor des Zuchthauses in Untermaß¬ 
feld, das Ritterkreuz 2. Klasse des Herzogi. Sachsen-Ernestinischen 
Hausordens verliehen. 

Württemberg. 

Rehm, Amtsrichter in Ravensburg, zum Landrichter daselbst ernannt. 

Rauch, Dr., Amtsrichter in Ravensburg, zum Oberamtsrichter und 
dienstaufsichtsführenden Amtsrichter in Laupheim ernannt. 

Staudenmaier, Hauslehrerin an der Strafanstalt Gotteszell, gestorben. 

Weizsäcker, Pfarrer, ev. Hausgeistlicher am Zellengefängnis Heilbronn, 
gestorben. 
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Ungarn. 

Rickl de Bellye, seither Ministerialrat, zum Staatssekretär im Königl. 
Ung. Justiz-Ministerium in Budapest ernannt. 

Levay de Klsbelek, Freiherr, Dr., Sektionsrat, zum Ministerialrat 
im Königl. Ung. Justiz-Ministerium, Sektion für Oefängniswesen, 
in Budapest ernannt. 

Eingetreten. 

Baden. 

Heinsheimer, Dr., Großh. Amtsrichter und Gefängnisvorstand des 
Amtsgerichtsgefängnisses I und II in Karlsruhe. 

Scheu, Dr. med, Großh. Anstaltsarzt am Männerzuchthaus in Bruchsal. 

Bayern. 

Kunz, Dr. Gustav, Hausarzt an der Gefangenenanstalt Lichtenau. 

Hessen. 

Stumpf, Karl, Direktor des Landeszuchthauses Marienschloß. 

Preußen. 

Raiser, Major a. D., Direktor der Korrigendenanstalt, Ueckermünde. 

Wittkowski, Inspektionsassistent am Greichtsgefängnis Hannover. 

Sachsen. 

Reinicke, Ed., Assessor an der K. Sächsischen Landesstrafanstalt 
Bautzen. 

Engelbrecht, Rechtsanwalt in Dresden. 

Württemberg. 

Göhner, Frl., Hauptlehrerin an der Strafanstalt für weibl. Gefangene 
Gotteszell. 

Ottenbacher, Dr., Gerichtsassessor in Heilbronn. 

Ausgetreten. 

Baden. 

Engelhard, Dr., Gerichtsassessor in Freiburg. 

Eschelbacher, Dr., Bezirksrabbiner, isr. Hausgeistlicher an den Straf¬ 
anstalten in Bruchsal. 


Bayern. 

Birett, Regierungsrat, Zuchthausdirektor a. D. in Straubing. 

Marti us, Dr., K. Bezirksarzt, Strafanstaltsarzt in Plassenburg. 
Rudolf, Assessor a. D. in Würzbtirg. 

Braunschweig. 

Ziegler, Pastor, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt in Wolfen- 
biittel. 


Elsaß-Lothringen. 

Lickel, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Mülhausen. 
Schüler, isr. Strafanstaltsgeistlicher, Rabbiner in Bollweiler. 
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Hamburg. 

Sthamer, Dr., Arzt am Untersuchungsgefängnis in Hamburg. 


Hessen. 

Bornema’nn, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor a. D. in Marien¬ 
schloß. 


Mecklenburg. 

Junghans, Rendant der Landesstrafanstalt in Dreibergen. 

Preußen. 

Beck v., Oberleutnant, Strafanstaltinspektor in Görlitz. 

Classen, Pfarrer, Direktor der Rhein.-Prov.-Fürsorgeerziehungsanstalt 
Haus Lichtenhain bei Krefeld. 

Diesing, Strafanstaltsdirektor in Köln (gestorben). 

Göbel, Amtsgerichtsrat in Myslowitz. 

Halle a. d. Saale, Staatsanwaltschaft. 

Heyn, I. Staatsanwalt in Brieg. 

v. jarczewski, I. Staatsanwalt am Landgericht Öls. 

Opificius, Strafanstalts-Sekretär in Siegburg. 

Pels-Leusden, Generalagent in Düsseldorf. 

Riehl, Direktor der Erziehungsanstalt in Steinfeld. 

Saß, Strafanstaltsinspektor in Köln. 

Solbach, Dr., Strafanstaltsarzt in Siegburg. 

Tiehl, Dr., Gefängnisdirektorin Bochum. 

Sachsen. 

Glauning, Dr., Gerichtsrat in Meißen. 

Mühlhausen, Reg.-Rat, Gefängnisdirektorin Dresden. 

Württemberg. 

Jetter, Amtsrichter in Freudenstadt. 

Siegel, Dr., Staatsanwalt in Heilbronn. 

Österreich. 

Leit me ritz, K. K. Gefangenhausverwaltung. 

Schrott, Oberleutnant i. d. R., Gefangenhausverwalter in Wien. 

Ungarn. 

Schober, Strafanstaltsdirektor in Lipötvär. 

Bosnien und Herzegowina. 

Stahl, Direktor der Zentralanstalt. 

Zenica, Zentralanstalt. 


Berichtigung: 

im Band 47 S. 545 soll es heißen: 
eingetreten: 

Ritzler, Regierungsassessor in Oppeln. 
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Auszug 

aus der Rechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1913. 


I. Einnahmen. 


Pos. 


Pos. 


1. Kassenrest von voriger Rechnung .' 

2. Rückstände . 

3. Mitgliederbeiträge. 

4. Kapitalzinsen. 

5. Rückerhobene Kapitalien . 

6. Absatz von Heften . 

7. Erlös aus Inseraten. 

8. Sonstige Einnahmen. 

9. Vorschuß und Ersatz. 

10. Außerordentliche Einnahmen. 

Summe der Einnahmen 
* II. Ausgaben. 

1. Druckkosten und Buchbinderlöhne. 

2. Porto und Versendungskosten. 

3. Einrichtungsgegenstände. 

4. Honorare . 

5. Kapitalanlagen. 

6. Bürokosten und Kassenführung. 

7. Literatur. 

8. Sonstige Ausgaben . 

9. Vorschuß und Ersatz. 

10. Außerordentliche Ausgaben. 


Abschluß. 

Die Einnahmen betragen. 

Die Ausgaben betragen.. 

Die Mehreinnahmen betragen . . . . , 


Mark 

172,72 

4128i- 

153,- 

930,- 

655,13 

70,- 

44,75 

43,05 

2 .- 

6198,65 


3987,25 

497,33 

1,20 

40,- 

626*61 

85576 

-.16 

20,80 

6029,11 

6198,65 

6029,11 

169,54 


Vermögensstand-Darstellung. 

Das Vermögen des Vereins besteht in 

1. Kassenrest am 31. Dezember 1913. 169,54 

2. Kapitalien 

in Wertpapieren (Reichsanleihe und Pfandbriefe) im Nenn¬ 
wert ., . 3200,— 

3. Rückständige Mitgliederbeiträge. 12, — 

4. Ersatzkosten. — ,— 

5. Wert des Inventars It. Vorgang. 500. — 


3881,54 

hievon sind abzuziehen 

die für 1914 vorausbezahlten Mitgliederbeiträge mit . . . 12, — 

verbleibt somit auf 31. Dezember 1913 im Reinvermögen von 3869,54 


Dasselbe hat am 31. Dezember 1912 betragen. . 4820,72 

somit Verminderung . 951,18 

Ludwigsburg im Februar 1914. 


Für den Vereinsausschuß 
Der Vorsitzende 
Direktor Schwandner. 
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Vorwort. 

Unsere XVII. Mitgliederversammlung trug durchweg den 
Charakter einer Jubiläums-Versammlung. Durfte doch unser 
Verein am 18. Mai d. J. seinen 50. Geburtstag feiern! Hatte 
schon die treffliche Vereinsgeschichte von Schairer in Bd. 48, 
S. 5ff. unserer Blätter im Rückblick auf das Gewordene und 
Geleistete dankbare Gefühle in den Herzen der Vereinsmit¬ 
glieder erweckt, so war die ganze äußere Aufmachung, der 
Beratungsgegenstand und der Verlauf der Beratungen wohl 
geeignet, festlich-freudige Stimmung für die Gegenwart und 
hoffnungsfrohen Ausblick in die Zukunft auszulösen! Die 
Aufnahme, die wir in Hamburg gefunden haben, war eine 
überaus liebenswürdige und warme und die Gastfreundschaft 
der Feststadt zeigte sich in geradezu glänzendem Lichte. Dem 
Festcharakter der Tagung entsprach auch die zahlreiche 
Beschickung derselben durch Vertreter seitens des Reichs¬ 
justizamtes, der bundesstaatlichen Regierungen und be¬ 
freundeten Vereine. Mit besonderer Freude wurden die Ver¬ 
treter von Österreich, der Schweiz und Luxemburg wieder 
aufgenommen. Daß es einer so großen Zahl von Vereins¬ 
mitgliedern ermöglicht wurde, an der Versammlung teilzu¬ 
nehmen, dafür sind wir den hohen Regierungen großen Dank 
schuldig. 

Ein freundlicher Stern glänzte über der Versammlung; das 
zeigte sich besonders in der Leitung derselben durch unser 
hochverdientes Ehrenmitglied Exz. v. Jagemann-Heidelberg, 
der schon unser 25jähriges Jubelfest im Jahre 1889 in Frei¬ 
burg i. Br. so trefflich geleitet hatte. Daß er sich nun auch 
zur 50 jährigen Gedenkfeier, im ganzen zum fünften Male, wie¬ 
der zur Verfügung stellte, wurde mit Jubel aufgenommen. 
Die glänzende Art, wie der Vorsitzende in ebenso strenger 
Sachlichkeit als liebenswürdiger Form mit jugendlicher Frische 
die anstrengenden Verhandlungen leitete, zeigte, wie berechtigt 
dieser Jubel war. Konnte man vor Beginn der Verhandlungen 
da und dort sorgenvolle Fragen hören: wird man den weitschich¬ 
tigen Stoff bewältigen können? so mußte man am Schluß der 
Tagung mit dem Dankesredner (Geh. Rat Dr. Preetorius- 
Darmstadt) freudig anerkennen, daß das nur möglich war 
durch die weise, vom Vorsitzenden ausgearbeitete und im 
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Ausschuß gebilligte Auswahl des Stoffes und die bewunderns¬ 
werte Beherrschung desselben bis in seine Einzelheiten seitens 
des Vorsitzenden. Der trefflichen Leitung der Verhandlung 
entsprach auch das nach Form und Inhalt gleich vorzügliche, 
knappe, aber erschöpfende General-Referat unseres Ehren¬ 
vorsitzenden im Ausschuß, Geh. Ob.-Reg.-Rat Dr. v. Engel- 
b e rg-Karlsruhe, und die Selbstbeschränkung und strenge Sach¬ 
lichkeit der Antragsteller, Spezial-Berichterstatter und aller 
Diskussionsredner. Stießen die verschiedenen Anschauungen 
auch oft hart aufeinander, persönliche Spitzen wurden vermieden 
und so konnten die für die Jubiläumstagung so ganz beson¬ 
ders geeignete Beratung und Stellungnahme zu den Kom¬ 
missionsvorschlägen für ein Reichsstrafvollzugsgesetz zu einem 
durchaus befriedigenden und beachtenswerten Ergebnis ge¬ 
führt werden. 

Dem Festcharakter der Tagung entsprach ferner auch die 
Zahl und Bedeutung der von der Verhandlung ernannten 
Ehrenmitglieder: Männer, die sich einesteils in Theorie und 
Praxis um Strafrecht und Strafvollzug, andernteils durch ihre 
hervorragende Beteiligung an unserer Vereinsarbeit große 
Verdienste erworben haben, (cf. S. 364). 

Eine besondere Ehrung und Anerkennung unseres Vereins 
bedeutete die mit großer Freude aufgenommene Ernennung des 
Vorsitzenden im Ausschuß, Direktors Schwandner, zum 
Ehrendoktor der juristischen Fakultät Tübingen. Die weitere 
Ernennung desselben zum Ehrenmitglied des „Schweizerischen 
Vereins für Straf-, Gefängniswesen und Schutzaufsicht“ wurde 
als hocherfreuliches Zeichen der guten Beziehungen unseres 
Vereins zu den Schweizer Kollegen besonders freudig begrüßt. 
Für die freundliche Jubiläumsgabe Hamburgs, bestehend in 
einer wertvollen wissenschaftlichen Abhandlung über unsere Ver¬ 
einsvorschläge zum Reichsstrafvollzugsgesetz vom Standpunkt 
der Beschlüsse der Strafrechtskommission aus von Oberlandes¬ 
gerichtsrat Dr. Niemeyer-Hamburg, und einer interessanten 
Schilderung der „Einrichtungen zur Fürsorge für entlassene 
Gefangene in Hamburg“ soll auch hier noch einmal verbind¬ 
lichster Dank gesagt sein. 

Über den äußeren Verlauf der Tagung sei für diejenigen 
unserer Mitglieder, die daran nicht teilnehmen konnten, noch 
folgendes kurz berichtet: 

Nachdem am Vormittag des 25. Mai in mehrstündiger gründ¬ 
licher Beratung der Ausschuß die Verhandlungsgegenstände 
für die Hauptverhandlung zusammengestellt hatte, kam man 
am Abend im Zoologischen Garten in zwangloser Weise zur 
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Begrüßung der bis dahin angekommenen Teilnehmer zusam¬ 
men. Am Dienstag, den 26. Mai wurde von vorm. 9 Uhr ab bis 
4 Uhr nachmittags mit einstündiger Pause verhandelt. Abends 
fand in dem herrlich an der Außenalster gelegenen Uhlenhorster 
Fährhaus ein von der hohen Senatskommission der Justiz¬ 
verwaltung in feinster und geschmackvollster Aufmachung 
gegebenes Festessen statt, an dem sich auch Se. Magnifizenz 
der Herr Bürgermeister von Melle beteiligte, bei dem gegen 
300 Gedecke aufgelegt waren. Im Verlauf der Festtafel ergriff 
der Chef der Justizverwaltung Hamburgs,Senator Dr.Schaefer, 
zu folgenden Ausführungen das Wort: 

Meine sehr geehrten Herren! Zum zweitenmal am heutigen 
Tage, und zwar diesesmal als Vertreter der hamburgischen 
Justizverwaltung, der für die Verwaltung des Gefängniswesens 
zuständigen Ressortbehörde, habe ich die Freude, Ihnen zu 
der diesjährigen Tagung und der damit zusammenfallenden 
Feier Ihres 50jährigen Jubiläums meine herzlichsten Glück¬ 
wünsche darzubringen. 

Die Gründung Ihres Vereins vor nunmehr 50 Jahren fiel 
in eine politisch bewegte Zeit. Hier im Norden Deutschlands 
hatte der erste Akt eines weltgeschichtlichen Dramas begonnen. 
Der Krieg, der über die Zukunft Schleswig-Holsteins ent¬ 
scheiden sollte, war entbrannt, die Düppeler Schanzen waren 
erstürmt, und nachdem während eines kurzen Waffenstill¬ 
standes alle Versuche, mit Dänemark zu einer friedlichen 
Lösung der Frage zu gelangen, gescheitert waren, gingen 
Preußen und Österreich dazu über, unter Lossagung von dem 
Londoner Protokoll die Schleswig-Holsteinische Frage, die 
zugleich im eminenten Sinne eine deutsche Frage war, in einer 
Weise zu lösen, welche den deutschen Interessen am meisten 
gerecht wurde. 

In den gleichen Tagen, in denen sich die kriegerischen Er¬ 
eignisse hier im Norden abspielten, traten im Süden, in Bruch¬ 
sal, in demjenigen Lande, das als die Geburtsstätte, als das 
Heimatland dieses Vereins angesprochen werden muß, ver¬ 
schiedene hervorragende Strafanstaltsbeamte aus Baden zu 
einer Friedensarbeit zusammen, zu einer Friedensarbeit, die 
bezweckte, die Strafanstaltsbeamten des südlichen Deutsch¬ 
lands zu einem Verein zusammenzuschließen. Meine Herren! 
Sie wissen, daß auf jener Tagung sich das Gefühl, daß Nord 
und Süd zusammengehörten, daß die Mainlinie keine be¬ 
rechtigte Scheidelinie sei, so mächtig, mit so elementarer 
Gewalt Bahn brach, daß der Gedanke, hinausgehend über die 
ursprünglichen Pläne, einen Verein zu gründen, der die Be- 
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amten des ganzen Deutschlands umfassen sollte, einmütig und 
mit begeisterter Zustimmung aufgenommen wurde. So, meine 
Herren, entstand damals der Verein der deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten, der heute sein 50jähriges Jubiläum feiert. 
Die Vereinsgründung war also auch ein Ausfluß deutscher 
Einigungsbestrebungen, eine Verkörperung des Gedankens, 
der damals schon die ganze Bevölkerung beherrschte und der 
sechs Jahre später in die Tat umgesetzt werden sollte. 

Auf die politische Einigung Deutschlands folgte die Schaf¬ 
fung eines einheitlichen Rechtes, und der Verein deutscher 
Strafanstaltsbeamten darf sich rühmen, zur Herstellung dieser 
deutschen Rechtseinheit manchen Baustein mit beigetragen 
zu haben. Es ist heute morgen schon hervorgehoben, daß viele 
Beschlüsse des Vereins Einfluß, unter Umständen mitbe¬ 
stimmenden, entscheidenden Einfluß auf Maßnahmen der 
Gesetzgebung, auf Maßnahmen der Verwaltung ausgeübt 
haben und daß der Verein bei allen Schritten, die sich auf dem 
Gebiete des Strafrechts und des Strafprozesses, insbesondere 
aber des Strafvollzuges bewegten, zu Worte gekommen ist 
und daß seine Worte oft schwer in die Wagschale gefallen sind. 

Auch auf der gegenwärtigen Tagung, meine Herren, 
haben Sie sich befaßt mit einem Gegenstände, der in das 
deutsche Rechtssystem eingefügt werden soll, um das gesamte 
Strafrecht unter Schließung der letzten Lücke nunmehr zu 
einem harmonischen Ganzen auszugestalten. Das Straf¬ 
vollzugsgesetz ist ja schon vor langer Zeit angeregt worden. 
Jahrzehnte sind darüber hingegangen, ohne daß die Sache recht 
vom Fleck gekommen ist, und wir wissen nicht, ob nicht noch 
manches weitere Jahr dahingehen wird, bevor das Gesetz zu 
einer endgültigen Verabschiedung gelangt. Wir wollen das 
nicht beklagen. Es handelt sich um Gedanken, die erst lang¬ 
sam reif werden müssen. Wenn die Sache sehr viel rascher 
gegangen wäre, wenn der erste Entwurf zu einem Strafvoll- 
zugsgcsetz, der sehr bald nach der Verabschiedung der Straf¬ 
prozeßordnung im Jahre 1879 den Bundesrat beschäftigte, 
Gesetz geworden wäre, ich glaube, keiner unter Ihnen würde 
heute eine rechte Freude daran haben. Wir würden uns alle 
davon überzeugen, daß der Entwurf in die heutige Zeit nicht 
mehr recht hineinpaßt, denn auf diesem Gebiete wie nur auf 
wenig anderen haben sich die ganzen Anschauungen gewandelt 
und ich möchte sagen: veredelt, Anschauungen, die doch- nur 
betrachtet werden können im Zusammenhang mit der Wand¬ 
lung unserer ganzen sozialen Anschauungen. 
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Wir haben uns mehr an den Gedanken gewöhnt, daß jeder 
Einzelne schließlich ein Kind seiner Zeit ist, ein Kind der Ver¬ 
hältnisse, unter denen er aufgewachsen und groß geworden ist, 
und wir haben uns daran gewöhnt, diesen Maßstab auch anzu¬ 
legen an die Beurteilung des Verbrechers und an die Be¬ 
urteilung des Verbrechens. Wir sehen mehr, als es bisher der 
Fall war, auf die Motive, und damit ist auch der Zweck des 
Strafvollzuges in mancher Beziehung ein anderer geworden. 
Ich will natürlich nicht sagen — das wäre völlig verkehrt — 
daß etwa die jeweilige Gesellschaftsordnung für Verbrechen, 
die unter ihrer Herrschaft sich vollziehen, verantwortlich 
gemacht werden könnte. Eine Gesellschaftsordnung, unter 
der es keine Verbrechen mehr gibt, ist eine Utopie, ein Traum, 
der nicht in Erfüllung gehen wird und naturgemäß niemals in 
Erfüllung gehen kann. Und wenn es Leute gibt, die beispiels¬ 
weise lehren, daß man die Vergehen gegen das Eigentum ganz 
aus der Welt schaffen kann, indem man den Eigentumsbegriff 
einfach aufhebt, so werden wir ja alle anerkennen, daß das ein 
sehr einfaches und zweifellos sehr wirksames Mittel ist. Aber 
wenn wir uns denken, daß dann auf diesem Wege konse¬ 
quenterweise weitergegangen werden muß, so führt das dahin, 
daß man überhaupt alle menschlichen Rechtsgüter einfach 
aufheben muß, damit schließlich keine Rechtsgüter mehr 
übrig bleiben, die noch .verletzt werden können. Das ist aber 
keine Gesellschaftsordnung mehr, das ist die Auflösung jeder 
gesetzlichen Ordnung, ich meine, gerade heute — und das 
ist das Charaktermerkmal unserer Zeit — huldigen wir mehr 
als je dem Gedanken, daß die Gesellschaftsordnung fester 
gefügt werden muß, und daraus ergibt sich mit notwendiger 
Folge, daß auch der Einzelne seine persönlichen Wünsche und 
seine persönlichen Interessen dem großen Ganzen unterordnen 
muß, daß er sich nicht mit der jeweiligen Gesellschaftsordnung 
in Widerspruch setzen darf. Die Gesellschaftsordnung aber 
ist Rechtsordnung. Das sind unzertrennbare, das sind iden¬ 
tische Begriffe, und deshalb kann auch die Gesellschaftsord¬ 
nung, weil es immer Leute geben wird, die sich nicht freiwillig 
w die Gesellschaftsordnung hineinfinden, nicht derjenigen 
Machtmittel entbehren, die ihr zur Verfügung stehen müssen, 
uni eben die widerspenstigen Elemente zu zwingen und eventuell 
zu strafen, und ich würde es bedauern, meine Herren, wenn der 
Ernst der Strafrechtspflege und die Achtung vor dem Ernst 
der Strafrechtspflege gelockert würden. 

Wenn ich vorhin gesagt habe, daß die .Anschauungen über 
den Strafvollzug in einem gewissen Zusammenhänge mit 
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unseren heutigen sozialen Anschauungen stehen, so meine ich 
das in einem anderen Sinne. Wir haben uns daran gewöhnt, 
wie ich bereits sagte, den Einzelnen zu beurteilen aus dem 
ganzen Zusammenhänge der Verhältnisse heraus, in denen er 
steht. Daraus ergibt sich auch, daß es die Aufgabe des Straf¬ 
vollzuges, die Aufgabe aller derjenigen Personen, in deren 
Hand der Strafvollzug liegt, ist, zu individualisieren, den ein¬ 
zelnen Gefangenen so zu behandeln, wie es seine Eigenart 
erfordert. Es ist heute morgen bereits hervorgehoben, daß die 
Behandlung des Gefangenen während des Strafvollzugs in 
notwendigem Zusammenhang stehen muß mit der Behandlung 
des Gefangenen nach Beendigung des Strafvollzugs, wenn der 
Strafvollzug seine Wirkungen, im idealen Sinne, vollständig 
erfüllen soll. 

Daraus ergibt sich ein Zusammenhang des Strafvollzugs 
mit den Fürsorgebestrebungen. Vor etwa einem Jahre haben 
wir die Freude gehabt, den Verband Deutscher Fürsorge¬ 
vereine hier zu begrüßen, und es ist mir persönlich eine ganz 
besondere Freude gewesen, daß ich viele der Herren, denen ich 
damals nähergetreten bin, hier auch heute wieder gesehen 
habe. Das beweist doch, daß diese beiden Rechtsmaterien in 
engster Beziehung zueinander stehen und daß derjenige, der 
den Strafvollzug in der Hand hat, auch schon in die Zukunft 
sehen muß und schließlich auch nicht darüber hinwegkommt, 
sich mit diesen Fürsorgebestrebungen zu befassen. 

Es hat mich außerordentlich interessiert, daß auch der Ent¬ 
wurf eines Strafvollzugsgesetzes, der heute und morgen Ihrer 
Beratung unterliegt, dieser Seite des Strafvollzugs seine Auf¬ 
merksamkeit zuwendet und daß er, wenn auch nur in einem 
einzigen Paragraphen, einen Rahmen geschaffen hat, in dem 
die Tätigkeit der Einzelnen und der Fürsorgevereine unter 
Wahrung ihrer vollen Bewegungsfreiheit sich entwickeln und 
ausbreiten kann. Ich habe auch die Worte gelesen, die in der 
Begründung über diesen Gegenstand gesagt sind. Das sind 
goldene Worte, Worte, die, glaube ich, jedem von uns aus 
dem Herzen gesprochen sind, aber Worte, die, wenn sie vor 
50 Jahren auf der ersten Tagung des Vereins gefallen wären, 
wohl nur wenig willige Ohren gefunden hätten und damals 
wahrscheinlich als ketzerisch verschrien sein würden. Darin 
zeigt sich doch immerhin der Fortschritt unserer Zeit, daß 
heute diese Worte Gesamtgut aller Gebildeten geworden sind. 

Meine Herren! Was aus Ihren Beratungen werden wird, 
ist ja heute sehr schwer zu übersehen. Ob sie in allernächster 
Zeit praktischen Erfolg haben werden, das kann heute niemand 
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vorhersehen und niemand Voraussagen. Aber eins ist sicher: 
die Arbeit, die von Ihrer Kommission in zwei mühevollen 
Lesungen geleistet ist, und die Arbeit, die Sie heute und 
morgen leisten, indem Sie diesen Entwurf, den Ihnen Ihre 
Kommission vorgelegt hat, durchberaten, diese Arbeit, wird 
unter keinen Umständen eine vergebliche sein. Wir sind sicher, 
daß diese Arbeit unter allen Umständen einen Schritt vor¬ 
wärts bedeutet auf dem Wege, der schließlich zum Ziele führt. 
Natürlich wird der Kampf der Meinungen nicht ausbleiben. 
Das ist auch nicht bedauerlich, denn durch den Kampf führt 
es zur Klärung und schließlich zum Siege. Darum gebührt 
dem Verein Deutscher Strafanstaltsbeamten für die erfolg¬ 
reiche und nach mancher Richtung segensreiche Arbeit, die 
er in den 50 Jahren seines Bestehens geleistet hat, der wärmste 
Dank und die aufrichtige Anerkennung aller derjenigen, die 
überhaupt für diese Fragen ein Verständnis mitbringen. 

Meine Herren! Mir persönlich ist es ein aufrichtiges Be¬ 
dürfnis, bei dieser Gelegenheit nochmals meinen herzlichsten 
Dank auszusprechen für die Ehrung, die der Verein mir da¬ 
durch hat zuteil werden lassen, daß er mich zu meiner großen 
Überraschung heute Morgen zu seinem Ehrenmitglied ernannt 
hat. Zu meiner großen Überraschung, denn ich bin mir durch¬ 
aus bewußt, daß das nicht um meiner Verdienste um den 
Verein willen geschehen ist. Solche Verdienste habe ich nicht. 
Aber ich begrüße es doch mit ganz besonderer Freude, denn 
dadurch ist ein Band zwischen ihnen und mir geknüpft, das 
hoffentlich für alle Zeiten unzerreißbar sein wird. 

Meine Herren! Sie halten ihre diesjährige Tagung ab in 
einer Stadt, an der auch die letzten 50 Jahre nicht spurlos 
vorübergegangen sind. Gestatten Sie mir, nur zwei Zahlen 
zu nennen! Im Jahre 1864 zählte der ganze hamburgische 
Staat etwas über 260 000 Einwohner. Seit einer Reihe von 
Jahren ist die Million überschritten, und vor wenigen Jahren 
ist auch die Stadt Hamburg — ich lasse das Landgebiet ganz 
außer Auge — als die zweite Deutsche Stadt in die Reihe der 
Millionenstädte eingetreten. Diese beiden Zahlen zeugen von 
einer großen Entwicklung, und ich hoffe, daß auch Sie in diesen 
Tagen Zeugen sein werden von denjenigen Veränderungen, 
welche diese Entwicklung hervorgebracht hat. Sie sind hier 
heute an der Alster, an der Alster, die vor 50 Jahren noch 
draußen vor den Toren der Stadt lag und sich jetzt mitten in 
der Stadt befindet, rings umgeben von Häusern und von 
Stadtteilen, so daß sie wie ein Binnensee mitten in das Weich¬ 
bild der Stadt eingebettet ist. Der morgige Tag, meine Herren, 
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wird Sie an die Elbe führen. Da werden Sie die Veränderungen, 
die im Laufe der 50 Jahre mit der Elbe vor sich gegangen sind, 
allerdings unmittelbar mit Ihrem Auge nicht wahrnehmen 
können, denn die Arbeiten gehen in die Tiefe. Die Elbe ist 
immer mehr und mehr vertieft worden, und schließlich ist es 
erreicht, daß selbst derartig großartige Erzeugnisse unserer 
deutschen Schiffbaukunst, wie sie die neuerbauten Dampfer 
„Imperator“ und „Vaterland“ darstellen, ungefährdet die 
Elbe hinunter nach dem Meere gebracht werden können. 

Der nächste Tag, meine Herren, wird Sie in das Innere des 
Landes führen. Sie werden unsere Strafanstalten draußen in 
Fuhlsbüttel besichtigen. Der Bau der älteren dieser Anstalten 
wurde auch an einem 26. Mai, heute vor 37 Jahren, begonnen, 
während die zweite, die jüngere Anstalt, vor ungefähr 8 Jahren 
in Benutzung genommen ist, zu einer Zeit, zu der die ham- 
burgische Gefängnisverwaltung davon träumte, daß sie für 
alle Zeit ungestört da draußen ihrem Beruf würde nachgehen 
können, daß sie insbesondere das Land, das ihr für den land¬ 
wirtschaftlichen Betrieb zur Verfügung gestellt war, den sie 
gar nicht entbehren kann, dauernd würde verwenden können. 
Die Verhältnisse haben sich unerwartet rasch geändert. Heute 
wird an der Alstertalregulierung gearbeitet, und die Zeit liegt 
nicht mehr fern, in der die Stadt bis zu den Anstalten vorge¬ 
schritten sein wird, in welchem unsere Strafanstalten auf allen 
Seiten von Wohnquartieren umgeben sein werden, und was 
dann aus der Zukunft unserer Strafanstalten werden soll, 
ist in diesem Augenblick noch eine völlig ungelöste Frage, 
eine Frage, welche die hamburgische Gcfängnisverwaltung vor 
sehr schwierige Aufgaben stellt, Aufgaben, bei deren Lösung wir 
auch auf den Rat Ihres Vereins, meine Herren, angewiesen 
sind. Es ist bekannt, daß vor einiger Zeit Bremen sich auch 
gefreut hat, daß es an ihrem Verein eine so wertvolle Beihilfe 
gefunden hat, und wir hoffen, daß auch wir demnächst darauf 
werden rechnen können. 

Der letzte Tag Ihres Hierseins führt Sie in den hamburgi- 
schen Hafen, Sie werden dort als Gäste der Hamburg-Süd¬ 
amerikanischen Dampfschiffahrts - Gesellschaft Gelegenheit 
haben, den gewaltigen Hafenbetrieb des größten Hafens des 
Kontinents aus unmittelbarer eigener Anschauung kennen zu 
lernen. Sie werden auch auf dem Wege nach dem Hafen vor¬ 
beikommen an dem Denkmal, das hamburgischer Bürgersinn 
dem Gründer deutscher Einheit vor einigen Jahren errichtet 
hat. Es ist kein Zufall, daß dieses Denkmal in unmittelbarer 
Nähe des Hafens steht, da, wo der Mittelpunkt des hambur- 
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gischen Handels sich befindet, denn, wenn Sie Hamburg und 
die Hamburger näher kennen lernen, so werden Sie finden, 
daß nirgendwo mehr Verständnis dafür herrscht, was es heißt, 
daß die deutschen Schiffe, die die Weltmeere durchkreuzen, 
dieses tun unter dem sicheren Schutze der achtunggebietenden 
Flagge des deutschen Reichs. 

Meine Herren! Ich habe einige Blicke in die Vergangen¬ 
heit geworfen. Wenn sie die Straßen unserer Stadt durch¬ 
wandern, werden Sie unter den Bauwerken nur verhältnis¬ 
mäßig wenige finden, die als Zeugen der Vergangenheit ange¬ 
sprochen werden können. Vieles ist durch Feuer zerstört, und 
was vom Feuer verschont geblieben ist, hat den modernen An¬ 
forderungen, namentlich den Anforderungen der Hygiene 
weichen müssen. Gerade in den letzten Jahren und Jahr¬ 
zehnten sind ganze Stadtteile niedergelegt, um durch neue 
Straßenzüge, ganz neue moderne Wohnquartiere ersetzt zu 
werden. So ist denn Hamburg eine moderne Stadt geworden 
im Gegensatz zu anderen Hansastädten, eine moderne Stadt 
in seinem Äußeren, in gewissem Sinne aber auch in seinem 
Innern, eine Stadt, die bei allem zähen Festhalten an über¬ 
lieferten Traditionen doch nicht viel Zeit hat, rückwärts in 
die Vergangenheit zu schauen, sondern zuversichtlich und 
hoffnungsfreudig den Blick in die Zukunft richtet. 

Meine Herren! Lassen Sie auch mich einen Augenblick 
den Blick in die Zukunft richten! Der Verein der deutschen 
Strafanstaltsbeamten, der heute auf eine erfolgreiche Arbeit 
von 50 Jahren zurückblickt, steht vor einem gewissen Abschluß 
seiner Tätigkeit. Aber dieser Abschluß darf doch nichts anderes 
sein, als eine kurze Ruhepause, nach der der Verein wieder 
hoffnungsfreudig den Weg in die Zukunft fortsetzen wird. 
Welche Aufgaben in Zukunft an den Verein herantreten, 
wissen wir heute nicht. Daß es an solchen Aufgaben bei der 
rastlosen Entwicklung, bei dem rastlosen Vorwärtsdrängen 
nicht fehlen wird, dessen sind wir sicher, und ich meine, der 
beste Wunsch, den ich dem Verein auf seinen weiteren Lebens¬ 
weg mitgeben kann, ist der, daß der Verein sich den bedeutungs¬ 
vollen Aufgaben, die er zu lösen hat, auch in Zukunft stets so 
gewachsen zeigen möge, wie es in der Vergangenheit glück¬ 
licherweise geschehen ist. 

Meine Herren! In diesem Wunsche bitte ich Sie: lassen Sie 
uns die Gläser erheben und rufen: Auf das Wohl des Deut¬ 
schen Strafanstaltsbeamtenvereins! Der Deutsche Straf¬ 
anstaltsbeamtenverein, er lebe hoch, hoch, hoch! 
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Der Vereinsvorstand, Direktor Dr. Schwandner-Lud¬ 
wigsburg, erwiderte mit folgender Ansprache: 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Hochverehrte Herren: Die geistreichen und überaus 
freundlichen Worte, mit denen uns der Herr Senator Dr. 
Schaefer heute früh und heute Abend an festlicher Tafel be¬ 
grüßt hat, erfüllen uns mit aufrichtigem Dank und großer 
Freude. Als im vorigen Jahre der Verband der Deutschen 
Schutzvereine hier tagte, hat in diesen Räumen der Herr 
Geheime Rat Dr. Preetorius als Vereinsbeschluß verkündigt, 
daß man alle Jahre tagen wolle, und zwar alle Jahre in Ham¬ 
burg (Heiterkeit), und dieser Beschluß wurde mit großem 
Jubel begrüßt, so sehr waren wir damals alle von der großen 
Gastfreundlichkeit Hamburgs begeistert. Und nun, nach¬ 
dem kaum 11 Monate ins Land gegangen sind, hat unser Ver¬ 
ein, der mit dem Verbände der Deutschen Schutzvereine in so 
nahen Beziehungen, ja vielfach in Personalunion steht, diesen 
Beschluß in die Tat umgesetzt. Auch wir sind ebenso liebens¬ 
würdig und gastfreundlich aufgenommen worden und das 
Goetheschc Wort ist zuschanden geworden: 

„Wo Du einmal bist gut aufgenommen, 

Sollst das zweite Mal nicht wiederkommen.“ 

(Heiterkeit). 

Und wie gern sind wir der Einladung hierher gefolgt. 
Schon die landschaftliche Schönheit dieser herrlichen Stadt, 
dieser Feststadt par excellence, wie sie voriges Jahr genannt 
wurde, hat es uns angetan. Wenn wir von dem wuchtigen, 
wundervollen Bismarckdenkmal aus die Blicke in die Um¬ 
gebung schweifen lassen, da begreifen wir, daß der Hamburger 
•bei festlichem Anlaß begeistert singt. 

„Stadt Hamburg an der Elbe Auen, 

Wie herrlich bist Du anzuschauen 
Mit Deiner Türme Hochgestalt, 

Mit Deiner Schiffe Mastenwald.“ 

Ja, dieser Mastenwald ist es, der uns Binnenländer so ganz 
besonders anzieht, der es uns verstehen läßt, was es heißt: 
Navigare necesse est. Aus diesem Mastenwald ersehen wir die 
große Bedeutung von Handel und Schiffahrt, und mit Stolz 
erkennen wir die Bedeutung der deutschen Flagge, zu der 
Hamburg so viel beigetragen hat. 

„Reich blühet Dir auf allen Wegen 
Des Fleißes und des Wohlstands Segen! 
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Soweit die deutsche Flagge weht, 

In Ehren Hamburgs Name steht!“ 

Und blicken wir in die Geschichte dieser Stadt, so trifft 
es sich merkwürdig, daß es gerade am heutigen Tage, am 
26. Mai, 100 Jahre gewesen sind, daß der Hamburger Senat 
zum erstenmal wieder getagt und den unter französischer 
Herrschaft eingerichteten Munizipalrat aufgehoben hat. Kaum 
eine andere deutsche Stadt hat unter der Fremdherrschaft so 
furchtbar gelitten wie Hamburg, und es war gerade das 
Jahr 1813/14, das eine Schreckensherrschaft Davout’s bedeu¬ 
tete, nachdem Hamburg von Vendame und Davout wieder 
erobert worden war. 48 Millionen Kriegskontribution mußte 
die Stadt aufbringen, und es bedeutete den Gnadenstoß für 
die Stadt, als im November 1813 die Hamburger Bank ge¬ 
plündertwurde. Auf sechs Vierspännern sind damals spanische 
Piaster und Hamburger Kurantgeld im Werte von 744 000 M. 
banco davongeführt worden, und bald folgten die Silber¬ 
barren nach. Wir begreifen nun, daß die Russen, als sie unter 
Graf Bennigsen unter Voranmarsch der Hamburger Bürger¬ 
garde im Mai 1814 einzogen, mit begeistertem Jubel von der 
Einwohnerschaft Hamburgs begrüßt wurden. 

Und was ist nun seither in diesen 100 Jahren aus dieser 
Stadt geworden! 

„In Kampf und Not bewährt aufs neue 
Hat sich der freien Bürger Treue, 

Zur Tat für Deutschlands Ruhm bereit 
Wie in der alten Hansezeit.“ 

Der opferwillige Bürgersinn, die mutige Tatkraft der Bürger, 
die weise Verfassung von 1860 und eine mit feiner Diplomatie 
geführte Regierung haben diese Stadt zur ersten deutschen 
Handels- und Seestadt gemacht, zu der zweitgrößten Stadt 
Deutschlands, zu einer wahrhaft deutschen Stadt, „in der 
sich Merkur und Minerva die Hand reichen“, wie ein Ham¬ 
burger Schriftsteller gesagt hat. Davon zeugt der Mastenwald 
und eine der jüngsten Schöpfungen Hamburgs, das Kolonial¬ 
institut. 

Aber nicht bloß die Schönheit der Stadt, ihre Geschichte 
und ihre Bedeutung sind es, die uns Hamburg so bewunderns¬ 
wert macht. Auch auf unserm eigensten und engsten Arbeits¬ 
gebiet, im Strafvollzug und im Fürsorgewesen im engeren und 
weiteren Sinne, hat uns Hamburg viel zu sagen. Ich darf nur 
zwei Hamburger Namen nennen, dann stehen die Probleme 
unseres Arbeitsgebietes vor unserm geistigen Auge: Dr. Julius 
und Wiehern! Dr. Julius, den Wiehern den deutschen 
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Howard genannt hat und von dem er schreibt: „Sein ganzes 
Leben hat er nur einem großen Zwecke gewidmet, der Besserung 
der Gefangenen nach dem Maß der Gaben, die ihm Gott gegeben 
hat.“ Dr. J u 1 ius’Vorlesungen sind es gewesen, die Wiehern 
für die Gefangenenfrage begeisterten und die ihn zu emsiger 
Arbeit auf diesen Gebieten gebracht haben. Und was W i c h e rn 
auf dem Gebiete des Gefängniswesens gewesen ist, das brauche 
ich in dieser Versammlung nicht näher auszuführen. „Durch 
ihn ist Geist in die Gefängnisverwaltung gekommen,“ hat 
Krohne gesagt. Durch ihn ist Seele und Geist in die damals 
noch heißumstrittene Einrichtung der Einzelhaft gekommen, 
dürfen wir hinzufügen. Und Wichernscher Geist ist es, der 
seither die deutsche Gefängnisreform beseelt und der auch 
durch die Blätter unserer Vereinsgeschichte weht. 

Und sehen wir auf Hamburg, so finden wir, daß hier schon 
im Jahre 1622 die Strafvollzugsreform großzügig eingesetzt 
hat durch die Erbauung des Hamburger Zuchthauses nach 
Amsterdamer Muster, das kein geringerer als Howard als 
vorzüglich anerkannt hat. Seither ist in Hamburg auf diesem 
Gebiete großzügig weitergearbeitet worden, so daß das heutige 
Gefängniswesen Hamburgs vorbildlich dasteht. 

Wichernscher Geist ist es wiederum, der auch die Ham¬ 
burger Gefängnisbeamten beseelt, wenn anders ich dem Gut¬ 
achten eines Sachverständigen trauen darf. Hat doch einer 
meiner Gefangenen, der hier in Fuhlsbüttel als Jugendlicher 
Strafe verbüßt hat, kürzlich in seinem Lebenslauf geschrieben: 
„Überhaupt, an Freundlichkeit übertreffen die Hamburger 
Gefängnisbeamten alle anderen in Deutschland“ (Große 
Heiterkeit). 

Und Wichernschen Geist wiederum finden wir in der 
vorzüglichen Ausgestaltung des Hamburger Schutzvereins¬ 
wesens, der uns so großartig entgegentritt in der vorzüglichen, 
uns überreichten Festschrift; namentlich auch in der 
neuesten Hamburger Schöpfung: im deutschen Hilfs¬ 
verein für entlassene Strafgefangene, der sich unter seiner 
trefflichen Leitung zu einer unentbehrlichen Ergänzung des 
deutschen Schutzvereinswesens herausgearbeitet hat. Und 
diesen Wichernschen Geist spüren wir wieder in den Für¬ 
sorgeerziehungsanstalten in Ohlsdorf und besonders im Rauhen 
Hause. 

So sind wir hier so recht in unserm Element, und es hätte 
uns keine größere Freude widerfahren können, als daß wir 
unser 50jähriges Jubiläum gerade hier in Hamburg feiern 
dürfen. 
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Für die wahrhaft glänzende gastliche Aufnahme aber, die 
wir hier in Hamburg gefunden haben, sind wir dem hohen Senat 
und der hohen Justizverwaltung von Herzen dankbar. Wir 
können unserm Danke nicht besser Ausdruck geben, als wenn 
wir mit dem Hamburger Liede wünschen: 

„Drum ruh’ auf Dir der Väter Segen, 

Den heiligen Schatz, o wollst ihn hegen, 

Daß stets in Lust und in Gedeihn 
Sich Hamburgs spätste Enkel freun. 

Heil über Dir, Hammonia, 

Stets frei und herrlich stehst Du da.“ 

Meine Herren! Ich bitte Sie, die Gläser zu erheben und mit 
mir zu rufen: 

Die freie und Hansestadt Hamburg, sie lebe hoch, hoch, 
hoch! 

Nach Aufhebung der Tafel blieb man noch lange bei Kaffee 
und Zigarre in angenehmster Unterhaltung in den herrlichen 
Räumen zusammen. 

Am Mittwoch, den 27. Mai, vormittags 9 Uhr wurden die 
Beratungen fortgesetzt und gegen 1 Uhr zu Ende geführt. 
Nachmittags 4 Uhr fuhr man zu Schiff nach Blankenese, wo 
bei Sagebiel um 7 Uhr das Vereins-Festessen mit zahlreicher 
Beteiligung stattfand. Hierbei brachte Exzellenz v. Jage¬ 
mann das Hoch auf Kaiser und Reich in folgender An¬ 
sprache aus: 

Verehrte Damen und Herren! Nach der wundervollen frei¬ 
hanseatischen Gastlichkeit des gestrigen Abends mit seinem 
schönen Schmuck erlesener Blumen und feingeistiger Reden 
und nach der prächtigen Fahrt durch den Wasserstaat Hamburg 
auf der Elbe hierher, sind wir hier in einfacherer Weise zu einem 
Vereinsessen versammelt, das der Verein sich selbst zur 
Feier seines 50 jährigen Bestehens bestimmt hat. 

Wem gebührt dabei das erste Wort des Dankes ? Gewiß 
den hohen Regierungen, den auswärtigen und den reichs- 
deutschen, die den Verein beschickt und beglückwünscht haben! 
Wer die vortrefflich gelungene Lebensbeschreibung des Ver¬ 
eins gelesen hat, auch im Schwabenlande geschrieben, aus dem 
unser Herr Vereinspräsident seine Wiege herleitet, der wird 
doppelt mit mir empfinden, daß die Beziehungen zwischen 
Regierungen und Verein eine stete Förderung der Interessen 
des Vereins und ein Zusammenwirken von fruchtbrin¬ 
gender Art herbeigeführt haben, sachliche und persönliche 
Vorzüge in höchstem Maße! 
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Sachliche! Unser Verein ist kein Verein von Luftschiff¬ 
fahrern. Wir stehen auf dem festen Boden der Einfügung 
in die Staatsordnung. Wir wissen, daß wir keine über¬ 
triebenen Spezialitäten zu pflegen, wohl aber uns einzufügen 
haben in den Gang der Dinge des Staatslebens im ganzen. 
Der Verein hat es stets als einen Grundsatz erkannt, sorgfältig 
zu prüfen, wie weit er seine Wünsche für erfüllbar hält. Er 
hat sich gehütet vor zu weit ausgedehnter Humanität und 
verschwommenem, verwöhnendem Idealismus. Er hat auf 
Zucht und Ordnung gehalten und durch Mäßigkeit der 
Begehren die Bahn geöffnet für viele verständige Fortschritte. 
Wir legten gestern nach einer lebhaften Debatte, die bei 
scheinbarer Meinungsverschiedenheit eigentlich eine allgemeine 
Einigkeit ergeben hat, ein neues Bekenntnis für einen der 
Hauptfortschritte, für den hohen Wert der Einzelhaft, ab und 
uns selbst aufs neue fest in verschiedenen Richtungen für das 
Prinzip der Einzelerziehung. Wir haben in unserin Entwurf 
der steten Förderung des Schutzwesens neue Wege gebahnt. 
Und in den 50 Jahren rückwärts gerechnet pflegten wir alles, 
was die Strafanstaltsbeamten an Einsicht und in ihrer Stellung 
heben kann. — Man kann wohl sagen: Das sind alles immer 
Dreijahresringe, die den Stamm des Baumes ständig kräftigen! 
Und das verdanken wir meines Erachtens großenteils jener 
Zusammenarbeit. 

Sie hat zudem ihre persönliche Seite. Die Beziehungen, 
geknüpft von den Leitern fast jedes einzelstaatlichen Gefäng¬ 
niswesens in Deutschland zu dem Verein, gehören zu seinem 
wertvollsten, kostbarsten Besitz, und es hat mich heute ganz 
besonders gefreut, aus dem Munde des Regierungsvertreters 
des deutschen Großstaates Preußen ein volles Lob, eine volle 
Anerkennung und die Aufforderung zur einmütigen Annahme 
des Werkes, das ihnen vorgelegt war, zu vernehmen, und auch 
dafür sei ganz besonderer Dank gesagt. 

Freudig ist auch hervorzuheben, daß das Reichsjustiz¬ 
amt in dieser Tagung sich hat vertreten lassen und auch sein 
Herr Vertreter bei der Begrüßung gestern die Bestrebungen 
des Vereins in anerkennender Weise gewürdigt hat. Diese 
Zeugnisse aus solchem Munde haben mich in erster Linie 
natürlich für die Kommission gefreut nach ihrer großen Mühe¬ 
waltung, ganz besonders — das darf ich beifügen — für den 
Herren Gesamtredaktor Klein der von der Arbeit das größte 
Maß geleistet hat. 

Im Reichsgedanken aber haben alle gearbeitet, welche 
tätig waren, auch die Vereinsmitglieder, welche mit prüften, 
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vor allem die Herren Antragsteller, die dem Werke da und 
dort eine Umprägung gegeben haben. Ich meine, es darf für 
den Verein im ganzen daher ein stolzes Bewußtsein sein, dem 
Reichsgedanken gedient zu haben. Er geht in diesem Falle 
dahin, die besessene Strafrechtseinheit auszubauen auf dem 
Gebiete des Vollzuges zur nationalen gesetzlichen Einheit. 
In diesem Wunsche waren wir alle einhellig. Ein Zweifel 
bestand nur einmal über ein einziges Kontrollmittel zu diesem 
Zweck, und ich glaube, in jenem Punkte haben wir diejenige 
Lösung getroffen, in der wir uns, nach aller Schätzung mit den 
verbündeten Regierungen selbst, einig glauben dürfen. 

Die Förderung und das Interesse, welches unsere Bestre¬ 
bungen besitzen, gehen aber noch weit höher hinauf. Aller¬ 
dings hat unser Zeitalter den höchsten Staatslenkern andere 
Aufgaben mehr in den Vordergrund gestellt als jenes Zeit¬ 
alter, da die Könige selbst von Preußen, von Sachsen — und 
hier an der Waterkant sei auch das gegenüberliegende Schweden 
nicht vergessen — Spezialisten unseres Faches geworden waren. 
Aber auch heute genießen das Gefängniswesen und alles, was 
mit ihm zusammenhängt, doch manche landesherrliche Huld 
und insbesondere gilt dies den sozialen Aufgaben, mit denen 
die unsere vielfach verästelt ist, denn das Gefängniswesen hat 
außer seinem Rechts- auch noch den anderen Charakter, vom 
sozialen Standpunkt aus betrachtet werden zu müssen. Diese 
Aufgaben finden auch überall bis zu den höchsten Spitzen in 
den Staaten eine stete Aufmerksamkeit. Und was die Rechts¬ 
einheit angeht, so können wir nach unseren glücklichen 
politischen Verhältnissen in dieser Beziehung wohl annehmen, 
daß auch die hohen Souveräne einer verständigen Mehrung 
derselben keinerlei Widerstand entgegensetzen. 

Was aber unsere Reichspolitik im ganzen angeht, so 
dürfen wir eines nicht vergessen, was wir Seiner Majestät dem 
Kaiser Höchstselbst danken. Das ist, daß der Friede erhalten 
worden ist in einer so großen Spanne Zeit, wie längsten Ge¬ 
denkens sonst nicht. Der Friede aber ist die Voraussetzung 
jeder inneren kulturellen Entwicklung, daher auch der Ent¬ 
wicklung auf unserm Gebiete. 

Und mit dem Frieden geht Hand in Hand die Freund¬ 
schaft mit anderen Staatswesen, vor allem mit den uns 
naheverwandten Staatswesen. Sie wirkt mit, um in den 
Richtlinien der Reform Ähnlichkeit oder Einheit herzustellen 
auch über unsere Grenzen hinaus, soweit die Beziehungen zur 
geistigen Arbeitsart der Deutschen reichen und geteilt werden. 

20* 
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Also der nationale, der Reichsgedanke ist es, der uns das 
Werk der diesmaligen Tagung bestellt hat, und auch bei einer 
weiteren Ausschau können wir uns freuen über die Vorbe¬ 
dingungen der Arbeit, die uns das Reich gewährt. Ergreifen 
wir daher auch im Reichsgedanken unsere Gläser, und zwar 
in dem Sinne, alle Staatswesen die in unserm deutschen 
Reich vereinigt sind, zu feiern in den höchsten Ober¬ 
häuptern derselben, den monarchischen und den frei-han¬ 
seatischen, und zu rufen: Kaiser und Reich hoch, hoch, 
hoch! 

Auf den Verein sprach Geh. Oberjustizrat Plaschke- 
Berlin; er führte aus: 

Meine verehrten Damen und Herren! Es gibt Menschen, 
die zu bestimmten Zeiten ganz besonders vom Pech betroffen 
werden. Gestatten Sie, daß ich Ihnen einen solchen Menschen 
in meiner Person vorstelle (Heiterkeit), wenigstens was die 
heutige Tagung anbelangt. Ich hatte gestern eine ausge¬ 
zeichnete Rede präpariert, mit der ich ein allgemeines Bravo 
hervorrufen wollte. Ja, ich war sogar so unvorsichtig gewesen, 
diese Hoffnung vorher auszusprechen. Als gerade die ent¬ 
scheidende Stelle kam, da schnitt die Parze in Gestalt des 
Herrn Kollegen Müller den Faden meiner Rede barbarisch 
mit der Erklärung, daß die Redezeit abgebrochen sei, 
entzwei, und mit meiner Hoffnung war es nichts. Pech! 

Bevor ich hierher kam, erging an mich der ehrenvolle Auf¬ 
trag, an dem heutigen Fest dem Geburtstagskind einige Worte 
beglückwünschend zu sagen. Voll Eifer studierte ich die 
Annalen des Vereins und hatte mir wirklich eine recht nette 
Rede zurechtgelegt. Da kam der erste Redner, da kam der 
zweite Redner, da kam der dritte Redner, und jeder bröckelte 
ein Stückchen von dieser schönen Rede ab, und gestern 
nachmittag kam der böse Herr Senator Schaefer und nahm 
den Rest weg. Ich stand also vor dem Nichts. 

Und wiederum stieg ich in die Annalen hinein und fand schließ¬ 
lich doch ein oder zwei Bemerkungen, die den aufmerksamen 
früheren Forschern und Rednern entgangen waren. Ich darf um 
die Erlaubnis bitten, etwas hiervon vorzutragen, möchte aber 
bemerken: All das Gute, was von den vorangegangenen Herren 
Rednern über den Verein gesagt worden ist, das stand in 
meiner früheren Rede (Heiterkeit). 

Ich fand in den Annalen die Bemerkung, daß der Vater des 
Vereins, Herr Eckert oder, wie er auch genannt wurde, der 
getreue Eckardt des Vereins, bei Gründung desselben als 
er das Kind — es ist ja das heutige Geburtstagskind — erhielt, 
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im Zweifel gewesen ist, wie er es nennen sollte. Er dachte an 
„Die Vereinigung Deutscher Strafanstaltsbeamten“, an „Die 
Deutsche Strafanstaltsgesellschaft“, und entschloß sich 
schließlich zu dem heute noch in Übung befindlichen Namen 
„Der Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten“. Hieraus 
rechtfertigt sich die Annahme, daß der Vater des Kindes zu¬ 
nächst überhaupt nicht wußte, welchen Geschlechts das Kind 
sei (Heiterkeit), ob ihm ein Bube oder ein Mädchen geschenkt 
war. 

Wenn nun der Vater vor dem ihm eben geschenkten Kinde 
steht, dann pflegt er ihm Wünsche in die Wiege zu legen; 
sie sind natürlich verschieden, je nachdem ob es sich um einen 
Buben oder ob es sich um ein Mädel handelt. Ist letzteres 
der Fall, so wünscht er ihm Schönheit und Anmut, liebe¬ 
vollen Sinn, warmes Mitgefühl mit allen menschlichen Ver¬ 
hältnissen, mit allem Elend, das auf der Welt existiert. 
Ist es ein Bube, dann wünscht er ihm Mut und Kraft und 
Forschheit, und daß er zum Jüngling erblüht auch einmal 
Dummheiten macht, er wünscht ihm, daß er, zum Manne 
geworden, abgeklärtes, ruhiges Urteil, Objektivität, Sach¬ 
lichkeit, aber auch Ernst und Strenge besitze. 

Heute, nach fünfzig Jahren, wollen wir einmal prüfen, 
ob diese Wünsche, die der Vater des Kindes ihm in die Wiege 
legte, in Erfüllung gegangen sind. Daß Ernst und Strenge in 
dem Verein obwalten, das hat die heutige Tagung gezeigt. 
Ihre Beschlüsse, insonderheit die, die Sie heute gefaßt haben, 
lassen den Ernst und die Strenge im Strafvollzug keineswegs 
vermissen. Ruhige Sachlichkeit hat Ihren Verein zu dem Ein¬ 
fluß geführt, den Sie auf die Gesetzgebung der Einzelstaaten, 
insonderheit auf dem Gebiete des Strafvollzugs, sich erworben 
haben. 

Ruhige Sachlichkeit und Objektivität! In Ihren Schriften 
steht, daß das Motto des Vereins gewesen ist: „Alles für die 
Sache und alles durch die Sache!“ 

Dieser Wunsch ist also zweifellos in Erfüllung gegangen. 
Darüber, ob der Wunsch des Vaters, daß der Jüngling auch 
Dummheiten machen möge, in Erfüllung gegangen ist, ent¬ 
halten die Annalen nichts. Aber da alle anderen Wünsche 
erfüllt sind, möchte ich annehmen, daß Ihr Verein auch solche 
Dummheiten zuweilen gemacht hat. 

Was nun die Wünsche betrifft, die dem Mädchen in die 
Wiege gelegt sind, so haben Sie heute und haben Sie allewege 
gezeigt, daß Ihnen gerade das warme Herz für den Mitmenschen, 
das warme Empfinden für menschliches Elend stets eigen ge- 
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wesen und von Ihnen bestätigt ist. Ich denke dabei insonder¬ 
heit an den zweiten und vielleicht edleren Teil Ihrer Tätigkeit: 
die Fürsorge für die entlassenen Gefangenen. 

Ich glaube also sagen zu können, daß die erwähnten 
Wünsche voll und ganz in Erfüllung gegangen sind und daß 
es einem glücklichen Zufall zu danken ist, daß jener Vater 
doppelte Wünsche für das Mädchen und für den Knaben hegte 
und aussprach. Aber seine Wünsche gingen weiter. Er wünschte 
dem Jungen tüchtige, treue Kameraden und Freunde, nicht 
bloß in engen Grenzen, sondern weit über das Land 
hinaus, und auch dieser Wunsch ist in Erfüllung gegangen. 
Ich glaube, jeder von Ihnen, wenigstens wenn ich von mir aus 
schließen darf, freut sich drei Jahre lang auf die nächste Tagung 
des Vereins in dem Bewußtsein, daß er bei dieser Tagung 
Freunde und Gesinnungsgenossen trifft, mit denen in den 
Debatten die Klingen zu kreuzen, einen Hieb zu wechseln 
unter Umständen ein Vergnügen ist, weil das dazu führt, sich 
dem gemeinsamen Ziele näher und näher zu bringen (Bravo). 

Und über enge Grenzen hinaus! Ihr Herr Präsident hat 
bereits erwähnt, daß, soweit die deutsche Zunge klingt, eigent¬ 
lich die Bestrebungen des Vereins Beachtung und, ich darf 
wohl sagen, auch Nachachtung finden, und ich habe mich be¬ 
sonders gefreut, in den Annalen zu lesen, daß schon bei Grün¬ 
dung des Vereins der Wahlspruch laut wurde: „Das ganze 
Deutschland soll es sein!“ Und wenn ich heute, nach 50 Jahren, 
daran zurückdenke, daß man im Jahre 1864 ganz besonders 
die Waffenbrüderschaft der Österreicher und der Preußen 
feierte, dann ist es für mich ein freudiges Gefühl, sagen zu 
'können, daß in der vorigen Tagung in Mannheim ein Öster¬ 
reicher — ich glaube, es war Herr Marcovich — erklärte: 
„Von nun an mit den Österreichern treue Waffenbrüderschaft 
im Kampfe gegen das Verbrechen und die Verbrecher!“ 

Nun, meine verehrten Damen und Herren möchte ich 
Ihnen aber gern etwas zum Geburtstag schenken. Aber 
auch da ist mir der Herr Senator Schaefer zuvor¬ 
gekommen. Er hat Ihnen gestern gewünscht, daß die 
Tätigkeit des Vereins in derselben Weise blühen und ge¬ 
deihen möge wie bisher, und auch das mache ich mir zu 
eigen. Aber ich habe doch noch etwas herausgefunden, was 
Herr Senator Schaefer nicht erwähnt hat, und das ist 
folgendes. Ich finde in einem Bande der Annalen die Klage 
des Herrn Vorsitzenden, daß die „grünen Hefte“ immer dicker 
und sein Portemonnaie immer dünner wird (Heiterkeit), und 
glaube ich, wie ich Herrn Dr. Sch wand ne r kenne, möchte 
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er es lieber haben, daß die Sache umgekehrt ist (Heiterkeit). 
Daß die Erfüllung dieses Wunsches tatsächlich nicht bloß für 
das Portemonnaie, sondern auch für die ,,grünen Hefte“ 
ganz praktisch wäre, ist mir persönlich nicht zweifelhaft, und 
da ich von dem Wert der Kürze als des Witzes Würze stets 
überzeugt bin, so wünsche ich also ferner dem Verein, daß die 
„grünen Hefte“ dünner und das Portemonnaie dicker wird. 
Daran hat Herr Senator Schaefer nicht gedacht (Heiterkeit). 

Soviel über die Wünsche! Aber im Ernst gesprochen und 
zusammengefaßt: es ist schwer, Ihnen Neues zu sagen. Daß 
mein Toast, daß meine Worte mir aus dem Herzen kommen, 
werden Sie an meiner Beteiligung an den Debatten ja wohl 
ersehen haben, nicht nur heute, sondern solange ich meines 
Amtes walte, und daß die Gesinnungen der anderen Herren 
Regierungsvertreter für Ihren Verein nicht minder herzlich 
sind, darüber bin ich persönlich auch gar nicht im Zweifel. 
Ich würde daher zum Schluß meines Toasts die Herren Re¬ 
gierungsvertreter auffordern, auf das Wohl des Vereins zu 
trinken. Aber wir sind nur ein paar Herren und das Hoch 
würde etwas zu dünn klingen. Deshalb leihen Sie wie im 
Strafvollzug, so auch hier, den Regierungsvertretern Ihre gütige 
Unterstützung und stimmen Sie mit mir in den Ruf ein: 

Der Verein crescat, vivat, floreat, er lebe hoch, hoch, hoch! 

Die großen Verdienste des Vorsitzenden, Exzellenz v. Jage¬ 
mann feierte Ministerialrat Röcker-Stuttgart in folgenden 
begeisterten und begeisternden Worten: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Als gestern früh 
unsere Versammlung ihren Präsidenten, Exzellenz von Jage¬ 
mann, wählte, da ging ein silberner und ein goldener Glanz 
durch den Saal. Nicht allein Händeklatschen war es, was 
diese Wahl begleitete, sondern ein freudiges Aufleuchten, 
geradeso wie eben jetzt die Sonne aufleuchtet und die Elbe 
und darüber das Preußenland erscheint, ging durch den Saal, 
und ebenso ein freudiges Raunen: Habemus ducein, wir haben 
einen Feldherrn, wir haben einen Herzog. Und nun, nachdem 
die beiden Tage vorübergegangen sind, können wir sagen: 
wir hatten einen Feldherrn, der die schwierigste Aufgabe, die 
dem Genius des Feldherrn überhaupt gestellt werden kann, 
ausgezeichnet gelöst hat. Er hat nicht geschlagen eine Offen¬ 
sivschlacht, wo der Elan der Truppen, wo sein eigener furor 
teutonicus der Sache die Flügel verleiht. Nein, er hat geschla¬ 
gen eine Defensivschlacht, bei der vor allem Geduld, Zähigkeit 
und eiserne Selbstzucht zum Erfolge führen. Gegen ihn sind 
angeritten 73 Infanteriebataillone, die 73 Paragraphen des 
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Entwurfs, den die Herren Redaktoren ihm entgegengestellt 
haben. Angerückt sind die Eskadrons der Anträge, gelenkt 
von den Reiterführern Gennat und Reich (Heiterkeit). 
Angefahren sind die schweren Geschütze, die Anträge auf 
Schluß der Debatte (Heiterkeit). Auch etliche Husarenritte 
sind nebenbei unternommen worden, wie das so vorkommt; 
angefahren gegen den Feldherrn ist endlich noch das Maschinen¬ 
gewehrfeuer der Anträge, die zur Geschäftsordnung gestellt 
wurden. Und gegen alle diese Feinde hat der Feldherr sich 
bewährt, er hat sie meisterlich erledigt, er hat sie besiegt. 
Hier steht er und zu Füßen liegen die 73 Bataillone, erledigt 
sind die Husarenritte, erledigt die Eskadrons, erledigt das 
Maschinengewehrfeuer (Heiterkeit). 

. Also wir hatte einen Feldherrn, und ich möchte ihn ver¬ 
gleichen mit demjenigen Feldherrn unseres großen Feldzuges 
vor 43 Jahren, der die große Defensivschlacht des deutschen 
Heeres geschlagen hat. Ich meine den General v. Werder, 
der Mitte Januar 1871, als drüben in Versailles Friedrich von 
Baden schon das erste Kaiserhoch ausbrachte, an der Lisaine 
und bei Beifort die Bataillone, die Geschütze in die Flucht 
schlug, die Gambetta aus dem Boden gestampft und Bourbaki 
gegen ihn herangeführt hatte, um dem deutschen Heer in den 
Rücken zu fallen, um den Süden unseres Vaterlandes zu über¬ 
schwemmen. Diesem Feldherrn hat sein dankbarer König 
und Kaiser die höchste Auszeichnung, das Großkreuz des 
Eisernen Kreuzes verliehen. Eine solche Auszeichnung hat 
unser Feldherr, der die Defensivschlacht geschlagen hat, 
gleichfalls verdient (Bravo). Seine Stirn umgibt ja schon der 
silberne und der goldene Lorbeerkranz unserer Jubiläen. Wir 
aber legen ihm heute schlicht zu Füßen noch das eiserne Kreuz, 
und zwar das Großkreuz. Mit eisernem Griffel ist in unsere 
Herzen eingeschrieben, was wir ihm verdanken, wie er uns 
geführt, wie er uns selbst zum Siege verholten hat. Geschmückt 
mit Feldherrntugenden, und zugleich gerade mit den Tugenden, 
die auch den Strafanstaltsbeamten schmücken müssen, ge¬ 
schmückt mit Tugenden des Kopfs und Tugenden des Herzens, 
steht er vor uns. Des Kopfs! Wie hat er blitzschnell immer 
den Kern der Sache erkannt, mit bewundernswerter Schärfe 
das Wesentliche, den Grundgedanken der auf ihn einstürmen¬ 
den Anträge, der vorgelegten Paragraphen herausgeschält. 
Mit Schärfe des Urteils, mit Schärfe des Verstandes hat er das 
alles zergliedert und meisterhaft klargestellt. Tugenden im 
Herzen ! Ja, gepaart war seine Arbeit des Geistes und des 
Denkens mit der Kraft des Gemüts. Wie hat er das so schön 
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und herrlich in die Tat umgesetzt, was Kant so ausgezeichnet 
in seiner Schrift über die Macht des Gemütes geschildert hat. 
Wie hat er mit der Liebenswürdigkeit und der Feinheit, die 
nur der echt humane Mann besitzt, all seine Tätigkeit, seine 
Feldherrndispositionen, seine Befehle, seine Anweisungen 
geziert und geschmückt und auf ein herzerquickendes Niveau 
erhoben. Ja, so steht er vor uns, ein echt humaner Mann, ein 
Edelmann vom Scheitel bis zur Sohle; so nehmen wir, wenn 
w'ir in den nächsten Tagen auseinandergehen, das Bild dieses 
verehrungswürdigen Mannes mit uns. 

Mit dem Dank, den wir ihm zu Füßen legen, verbinden 
wir aber auch innige Wünsche. Ich habe mich gefreut, Ex¬ 
zellenz von Jagemann so frisch und munter an Körper und 
Geist jetzt wiederzusehen, wie ich Exzellenz vor jetzt beinahe 
drei Jahren in Mannheim verlassen habe. Ich glaube, in Ihrer 
aller Sinne zu sprechen, wenn ich den Wunsch zum Ausdruck 
bringe: möge diese bewundernswerte, gottgegebene Frische 
des Kopfes und des Herzens diesem Manne erhalten bleiben, 
damit er auch unser Feldherr sein kann, wenn wir in drei 
Jahren wieder Zusammenkommen (Bravo). Diesen Wunsch, 
glaube ich, wollen wir alle bekräftigen, und so fordere ich Sie, 
meine verehrten Anwesenden, auf, mit mir einzustimmen in 
den Ruf: Seine Exzellenz, der Herr Geheimerat Professor 
Dr. v. Jagemann lebe hoch, hoch, hoch! 

Sofort erhob sich Exzellenz v. Jage mann zu folgender 
Erwiderung: 

Verehrte Damen und Herren! Es steht zwar nicht im Statut 
des Vereins, aber es ist ein Gewohnheitsrecht, daß am Schlüsse 
der Tagung der Präsident derselben, um einen Ausdruck von 
einem Gesellschaftsspiel herzunehmen, auf das Läster- 
stühlchen gesetzt wird (Heiterkeit). Es kann in verschiedener 
Weise gehandhabt werden: durch Bezeichnung der Fehler, 
durch Verdeckung derselben, durch ein Lob, das so groß ist, 
daß es überhaupt kaum mehr angenommen werden kann. 
Ich wäre ja sehr glücklich, wenn ich mit dem General von 
Werder verglichen werden könnte (Heiterkeit) und ich etwa 
— ich hoffe, der Fall tritt ja nicht ein, aber setzen wir den Fall, 
die Franzosen kämen wieder — berufen würde, das badische 
Land vor dem Feinde zu verteidigen. Ich bin ja selbst in jenem 
Feldzuge dabei gewesen, und der Herr Vorredner hat mit 
seiner Schilderung die allerschönsten Erinnerungen 
meines Lebens in der Tat neu erweckt. Ich denke an die Tage, 
wo die Bataillone und Eskadrons aufmarschiert und wir alle 
Mann für Mann dagestanden sind, und ich glaube, wenn ich 
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ein halbwegs brauchbarer Mensch geworden bin — als das 
scheine ich ja anerkannt zu werden (Heiterkeit) — dann ist 
ein gut Teil auf diese Erziehung im Feld, auf unseren 
deutschen, militärischen Sinn, auf unsere Erprobung in jener 
Zeit zurückzuführen (Bravo). 

Ich bin auch dem verehrten Herrn Kollegen aus Württem¬ 
berg gar nicht böse für sein überschwengliches Lob, denn die 
Schwaben sind Dichter (große Heiterkeit), und wenn sie 
wirklich begeistert sind, dann können sie nicht anders, sie 
dichten (Heiterkeit). Sie empfinden und der wirkliche Dichter 
spricht, so wie es ihm um das Herz ist. Pectus facit dissertum, 
und ich glaube, mir sein Herz gewonnen zu haben. Ich freue 
mich überhaupt über jedes Herz, das man gewinnen kann. 
Hier bin ich auch Anhänger des Frauenstimmrechts (Heiter¬ 
keit). 

Und vom Standpunkt unseres Vereins aus, glaube ich, ist 
für das Herz eine Hauptsache zu erwähnen: Einigkeit aller 
Berufsfreunde! Alle, die sich unserer schweren Aufgabe, 
die auch ein Krieg gegen einen Feind ist, widmen, mögen einig 
sein in ihrem Ziel, mannhaft wie Werder und von guten Er¬ 
folgen begleitet. Die deutschen Strafanstaltsbeamten 
und besonders ihre Herren Kollegen in Oesterreich, 
Luxemburg und der Schweiz, sie alle leben hoch, hoch, 
hoch! 

* * 

* 

Den Ortsausschuß und seinen Vorsitzenden, Amtsgerichts¬ 
präsident Dr. Teßdorpf, feierte Geh. Rat Dr. Preetorius- 
Darmstadt, in dankbaren und humorvollen Worten, die 
Ersterer mit einem Hoch auf denVereinsvorsitzenden erwiderte. 
Außerdem sprach Geh. Rat Reich-Bautzen in launiger Rede auf 
die Damen, in deren Auftrag Geh. Ober-Justizrat Plaschke 
voll Witz und Humor erwiderte. Nachdem noch Präsident 
Dr. Ul veling-Luxemburg auf den Verein und die Fest¬ 
stadt unter großem Beifall gesprochen hatte, trank zum Schluß 
der schweizerische Regierungsvertreter, Generalanwalt Dr. 
Kronauer-Bern aus dem silbernen Becher, den vor 25 Jahren 
der „Schweizerische Verein für Straf- und Gefangnenwesen 
und Schutzpflege“ unserem Verein als Jubiläumsgabe verehrt 
hatte, unter lautem Jubel der Versammlung auf das Fort¬ 
bestehen des guten Verhältnisses zwischen beiden Vereinen. 

Das inzwischen von dem neuernannten Ehrenmitgliede 
Sr. Exzellenz dem österr. Herrn Justizminister Dr. Ritter 
von Höchenburger-Wien eingekommene Telegramm folgen- 
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den Inhalts: „Durch die Nachricht von meiner Ernennung 
zum Ehrenmitglied des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten 
hocherfreut, bitte ich das geehrte Präsidium und sämtliche 
verehrte Teilnehmer der Tagung für die mir erwiesene beson¬ 
dere Ehrung meinen verbindlichsten und herzlichsten Dank 
entgegenzunehmen. Mit den besten Wünschen für den Erfolg 
Ihrer bedeutsamen Beratungen 

Justizminister Dr. Hochenburger-Wien, 
das zur Verlesung kam, wurde mit freudigem Beifall auf¬ 
genommen. 

Am Dienstag, den 28. Mai, vormittags 8 Uhr, bestieg 
man auf dem Rathausmarkt die von der Feststadt freundlichst 
bereitgestellten Wagen, die uns in einstündiger genußreicher 
Fahrt entlang dem herrlichen Alster-Bassin und der Außen¬ 
alster durch den prächtigen Harvestehuder Weg nach Fuhls¬ 
büttel brachten. Die unter der liebenswürdigen und ein¬ 
gehenden Führung des Herrn Kollegen Dr. Brümmer vorge¬ 
nommene mehrstündige Besichtigung der weitverzweigten 
Gefängnis-Anstalten bot eine Fülle des Interessanten und 
Lehrreichen. Nach einem stärkenden gastlichen Imbiß ging 
die Fahrt zur Hamburger Irrenanstalt Langenhorn, in der 
das vorzüglich eingerichtete „feste Haus“ für geisteskranke Ver¬ 
brecher und verbrecherische Geisteskranke, das lebhafteste 
Interesse der Besucher erregte. Die belehrenden Ausführungen 
von Professor Dr. Schaefer und der übrigen Herren Ärzte 
wurde mit Dank entgegengenommen und des Fragens war 
auch nach bei dem im Festsaal freundlichst gereichten Kaffee 
beinahe kein Ende. Nun gings mit den Wagen nach Stellingen, 
wo man im weltberühmten Hagenbeckschen Tierparke mit den 
Vereinsdamen, die unter besonderer Führung die Tage in 
Hamburg genußreich zugebracht hatten, wieder zusammen¬ 
traf. Leider trat nun starker Regen ein, so daß man den Rück¬ 
weg zur Stadt mit der Straßenbahn zurücklegen mußte. 

Hamburg begnügte sich aber nicht damit, seinen Gästen 
soviel Schönes und Lehrreiches zu Lande gezeigt zu haben, wir 
sollten auch einen Eindruck von der Bedeutung Hamburgs zur 
See erhalten. Einer liebenswürdigen Einladung der Hamburg- 
Südamerika-Linie folgend, durfte man einen der großen Ozean¬ 
dampfer besichtigen. Am Freitag, den 29. Mai fuhren die¬ 
jenigen Verhandlungsteilnehmer, die noch dageblieben waren 
— und das war die große Mehrzahl — mit einer großen Zahl 
unserer Hamburger Gastfreunde um 11 Uhr von den St.-Pauli- 
Landungsbrücken aus mit einem festlich geschmückten Damp¬ 
fer durch das Hafengebiet an Bord des Ozeandampfers Cap 
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Finisterre. Von Direktor Cropp der Südamerika-Linie und 
den Offizieren des Schiffes aufs freundlichste empfangen, durfte 
man im herrlichen Speisesaal des Schiffes einen mit groß¬ 
zügiger Gastfreundschaft gegebenen Imbiß einnehmen, bei 
dem Direktor Cropp uns in freundlichster Weise begrüßte. 
Den Dank des Vereins sprach der Vereinsvorstand mit einem 
Hoch auf die Südamerika-Linie aus, dabei ausführend, der 
Ausschuß werde darüber beraten, ob nicht unsere nächsteTagung 
auf einem Südamerika-Dampfer, verbunden mit einer Seereise 
abgehalten werden könnte. Den Kapitän des Schiffes, der auf 
die Gäste gesprochen hatte, feierte Minist.-Rat Röcker. 
Außerdem sprachen Dr. Curti-Zürich und Marco vicli- 
Graz, der in launiger Weise darauf hinwies, daß Österreich 
Hamburg die Elbe, sein größtes Kleinod, schenke. Nach Auf¬ 
hebung der Tafel war Gelegenheit geboten, das herrliche 
Schiff in allen seinen Teilen zu besichtigen. Wir Binnenländer 
kamen aus dem Staunen gar nicht mehr heraus. Nachdem 
noch im „Wintergarten“ der Kaffee gereicht worden war, 
und die jüngeren Teilnehmer sich im Saal noch mit einem 
Tanz vergnügt hatten, fuhr man hochbefriedigt ans Land zurück. 
An den Landungsbrücken reichte man sich zum Abschied die 
Hand und wir schieden von dem gastlichen Hamburg mit dem 
erhebenden Bewußtsein, daß die Jubiläums-Tagung in allen 
Teilen, in Arbeit und Erholung, einen durchaus gelungenen 
Verlauf genommen habe. 

Der Stadt Hamburg aber und besonders denjenigen 
Herren, die sich um das Gelingen des Festes so große Ver¬ 
dienste erworben haben: den Herren Senator Dr. Schaefer, 
A.-Gerichts-Präsident Dr.Tessdorpf, Reg.-Rat Kaven, Direk¬ 
tor Dr. Brümmer, Gustav Eich holz — dem erfolgreichen 
und umsichtigen Schatzmeister der Tagung —, Pastor Dr. 
Seyfarth, Professor Dr. Schaefer - Langenhorn und Inspektor 
Jahn, soll auch noch auf diesem Wege der herzlichste Dank 
des Vereins ausgesprochen sein. Wir werden die schönen Tage 
in Hamburg nie vergessen! 



Einladung und Tagesordnung 


zu der 

XVII. Versammlung 

des 

Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten e.V. 

in 

HAMBURG 

vom 

25.-29. Mai 1914 



Der Vereinsausschuß beehrt sich, nachstehend die Tages¬ 
ordnung der diesjährigen Vereinsversammlung, an welcher der 
Verein auf eine 50jährige Tätigkeit zurückblicken kann, 
bekannt zu geben und zum Besuch der letzteren freundlichst 
einzuladen. Der Ausschuß hat an die Regierungen das Er¬ 
suchen gerichtet, die Reise nach Hamburg möglichst vielen 
Vereinsangehörigen zu ermöglichen, bittet aber die Mitglieder, 
auch ihrerseits im Hinblick auf die Wichtigkeit des Beratungs¬ 
egenstandes ihr möglichstes zu tun, um einen würdigen Besuch 
der Versammlung herbeizuführen. 

Für den Vereinsausschuß 
Schwandner. 

Montag, 25. Mai: 

Vormktags 10 Uhr: Sitzung des Vereinsausschusses im 
Restaurant des Zoologischen Gartens am Dammtor. 
Eingang an der Tiergartenstraße. 

Abends 7% Uhr: Zwangloses Zusammensein im Restaurant 
des Zool. Gartens am Dammtor. Eingang von der Tier¬ 
gartenstraße. Der Zutritt zum Zoologischen Garten ist 
gegen Vorzeigung der Teilnehmerkarte unentgeltlich. 

Dienstag, 26. Mai: 

Vormittags 9 Uhr pünktlich bis gegen 2 Uhr nachmittags: 
Erste Hauptversammlung im Hörsaal B des Vorlesungs¬ 
gebäudes an der Edmund-Siemers-Allee vor dem 
Dammtor. 


Tagesordnung: 

1. Begrüßung der Versammlung; 

2. Wahl eines Vorsitzenden; Ernennung seines Stellver- 
vertreters und zweier Schriftführer; 

3. Erstattung des Geschäftsberichts mit Rückerinnerung an 
das 50jährige Bestehen des Vereins; 

4. Rechnungsvorlage; 

5. Beratung und Beschlußfassung des Vereins über die 
Vorschläge seiner Kommission zu einem Reichsgesetz 
über den Vollzug der Freiheitsstrafen und sichernder Maß¬ 
nahmen. (Ref. Herr Geh. Ober-Reg.-Rat Dr. v. Engel¬ 
berg, Karlsruhe.) 
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(Die Bestimmung der Reihenfolge der Beratung im 
einzelnen bleibt Vorbehalten.) 

Im Anschluß an die Verhandlungen einfaches Früh- 
stück auf eigene Kosten im Betrag von 2 Mark ohne 
Weinzwang im nahegelegenen Curiohause, Rothenbaum¬ 
chaussee 9/13. 

Nachmittags: Besichtigung der Stadt sowie des Kriminal- 
inuseums. Führer durch die Stadt Herr Eichholz. Treff¬ 
punkt 3 Uhr pünktlich im Ehrenhof des Rathauses. 

Abends 7 Uhr: Empfang mit nachfolgendem Essen, nur für 
Herren, zu Ehren des Vereins, gegeben von der Senats¬ 
kommission für die Justizverwaltung im Uhlenhorster 
Fährhause, wozu besondere auf den Namen lautende 
Einladungen ergehen werden. Frackanzug vorgeschrieben. 

Abfahrt der Dampfer am Jungfernstieg alle 
5 Minuten (Fahrtdauer ca. 20 Minuten). 

Damen. 

Vormittags: Besichtigung der inneren Stadt, des Hafens mit 
anschließender Hafenrundfahrt und eines größeren 
Kaibetriebs. Kosten entstehen den Teilnehmern nicht. 
Treffpunkt 10 y 2 Uhr bei der Gepäckabfertigungsstelle 
der Hamburg-Amerika-Linie am Hauptbahnhof, Seite 
Glockengießerwall. 

Anmeldungen bis spätestens Montag abend im Melde¬ 
bureau Zoolog. Garten erwünscht. Führer Herr Jochim 
Schlüter und Herr Regierungsrat Kaven. 

Mittwoch, 27. Mai: 

Vormittags von 9 Uhr p ü n k 11 i c h bis gegen 2 Uhr nachmittags: 
Zweite Hauptversammlung im Hörsaal B des Vor¬ 
lesungsgebäudes an der Edmund-Siemers-Allee vor dem 
Dammtor. 


Tagesordnung: 

1. Fortsetzung der Beratung; 

2. Entlastung des Rechners; 

3. Wahl des Ausschusses. 

Frühstück wie am Vortage. 

Nachmittags: Dampferfahrt nach Blankenese mit Damen. 
Abfahrt um 5 Uhr von den St.-Pauli-Landungsbrücken. 
Im Restaurant Sagebiel in Blankenese 6*4 Uhr Vereins¬ 
essen mit Damen auf Kosten der Teilnehmer (Trockenes 
Gedeck 4.50 Mark). 



— 320 — 


Anmeldungen sind bis spätestens Montag abend im 
Meldebureau Zoolog. Garten nötig. 

Damen 

Vormittags: Besichtigung der Besserungsanstalt für Mädchen 
in Ohlsdorf. Einfache Bewirtung. Treffpunkt in der 
Halle des Dammtorbahnhofs unten. Abfahrt 10 Uhr mit 
Vorortsbahn. Kosten entstehen den Teilnehmern nicht. 

Anmeldungen bis spätestens Dienstag im Melde¬ 
bureau Curiohaus erwünscht. Führer Herr Jochim 
Schlüter und Herr Regierungsrat Kaven. 

Donnerstag, 28. Mai: 

Vormittags 8 Uhr: Abfahrt vom Rathausmarkt auf Wagen 
zur Besichtigung der Gefangenenanstalten in Fuhls¬ 
büttel und der Irrenanstalt in Langenhorn. Die Be¬ 
sichtigung — nur für Herren — beginnt um 9 Uhr im 
Gefängnisse I. Dies gilt insbesondere für Teilnehmer, die 
nicht die Wagen benutzen. Nach der Besichtigung 
gemeinsames Frühstück, gegeben von der Justizverwalt¬ 
ung, Abteilung für Gefängniswesen, im Restaurant Barg- 
mann, Ratsmühlendamm. Gegen 1 y 2 Uhr Weiterfahrt 
nach Langenhorn. Bewirtung mit Kaffee und Kuchen. 
Von hier Fahrt nach Hagenbecks Tierpark in Stellingen. 
Der Eintritt ist gegen Vorzeigung der Teilnehmerkarte 
frei. Versammlungsabzeichen sind sichtbar zu tragen. 

Anmeldungen sind bis spätestens Dienstag nachmittag 
im Anmeldebureau Curiohaus nötig. 

Damen. 

Nachmittags: Besichtigung von Hagenbecks Tierpark in 

Stellingen. Freie Fahrt mit der Straßenbahn. Treff¬ 
punkt 2% Uhr am Thaliatheater, Pferdemarkt. Ein¬ 
tritt gegen Vorzeigung der Teilnehmerkarte frei. Ver¬ 
sammlungsabzeichen sind sichtbar zu tragen. 

Anmeldungen bis Mittwoch im Meldebureau er¬ 
wünscht. 

Führer: Herr Pastor Dr. Seyfarth. 

Freitag, 29. Mai: 

Rundfahrt durch den Hafen mit anschließender Besichtigung 
des Ozeandampfers Cap-Finisterre der Hamburg-Süd- 
amerika-Linie, mit Imbiß an Bord. 
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Abfahrt 11 Uhr pünktlich vormittags von St. Pauli-Landungs¬ 
brücken. Kosten entstehen den Teilnehmern nicht. 
Rückkehr gegen 3 Uhr. 


Zur Beteiligung an der Abstimmung in den Verhand¬ 
lungen sind bloß diejenigen Personen berechtigt, welche per¬ 
sönliche Mitglieder des Vereins sind und bei dem Anmeldebureau 
eine Teilnehmerkarte zu 6 Mark gelöst gaben. Damen der 
Versammlungsteilnehmer erhalten die Teilnehmerkarte für die 
Festlichkeiten unentgeltlich (abgesehen vom Vereinsessen). 

Jedem Inhaber einer Teilnehmerkarte wird ein Versamm¬ 
lungsabzeichen in Form einer Rosette behändigt, die sichtbar 
zu tragen ist. 

Das Anmelde- und Auskunftsbureau befindet sich am 
Montag von nachmittags 5 Uhr bis abends 10 Uhr in einem 
Sitzungszimmer des Zoologischen Gartens — Eingang von der 
Tiergartenstraße — und am Dienstag und Mittwoch von vor¬ 
mittags 8 Uhr bis 3 y 2 Uhr nachmittags im Curiohause — Rothen¬ 
baum-Chaussee 9/13 — in der Nähe des Vorlesungsgebäudes. 

Trinkgelder dürfen an die Angestellten im Vorlesungs¬ 
gebäude nicht gegeben werden. 

Es wird ersucht, die Teilnahme an den Versammlungen 
und Veranstaltungen spätestens bis 10. Mai 1914 beim Gefäng¬ 
nisinspektor Jahn in Fuhlsbüttel anzumelden. 

Für die Beteiligung am Frühstück im Curiohause an beiden 
Tagen ist die Anmeldung im Anmeldebureau Zoolog. Garten 
nötig. 


Empfohlen werden die folgenden Hotels, die nach Verein¬ 
barung für die Teilnehmer des Kongresses Zimmer einschl. 
Frühstück zu folgenden Preisen abzugeben bereit sind: 

Hotel Antlantic, An der Alster 72/79, 

1 Bett 7 Mark, 2 Betten 14 Mark. 

Hotel Hamburger Hof, Jungfernstieg 30, 

1 Bett 6 Mark, 2 Betten 11 Mark. 

Hotel Esplanade, Stephansplatz, 

1 Bett 7,50 Mark, 2 Betten 15 Mark. 

Palast-Hotel, Neuer Jungfernstieg 16, 

1 Bett 6 Mark, 2 Betten 11 Mark. 

Streifs Hotel, Jungfernstieg 38, 

1 Bett 5 Mark, 2 Betten 10 Mark. 
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Hotel Vier Jahreszeiten, Neuer Jungfernstieg 10/13, 

1 Bett 6—9 Mark, 2 Betten 12—16 Mark, je nach 
Größe der Zimmer. 

Hotel zum Kronprinzen, Kirchenallee 46, 

1 Bett 4 Mark, 2 Betten 7 Mark. 

Hotel de l’Europe, Kirchenallee 42/45, 

1 Bett 4,25 Mark. 

Hotel Reichshof, Kirchenalle 35/36, 

1 Bett 3,50 Mark, 2 Betten 7 Mark. 

Zentralhotel, Rentzelstraße 68/72, 

1 Bett 3,70-8,20 Mark. 2 Betten 6,20 bis 11,20 Mark, 
je nach Größe der Zimmer. 

Hotel Berliner Hof, Steintorwall 1/4, 

1 Bett 3,50 Mark. 

Elite-Hotel, Gr. Burstah 31, 

1 Bett 4,75 Mark, 2 Betten 9 Mark. 

Christliches Hospiz, Osterbeckstraße 4, 

Zimmerpreis einschl. einf. Frühstück von 1,50 Mark, 
pro Bett an. 

Christliches Hospiz, Esplanade 11, 

Zimmerpreis einschl. Frühstück 3 Mark pro Bett. 

Die genannten Hotels ersuchen dringend um Voraus¬ 
bestellung bis spätestens 14. Mai und halten sich nur bis zu 

diesem Termin an ihre Offerte gebunden. 

Liste der Anwesenden. 

Verzeichnis der Vertreter von Regierungen und Vereinen. 

A. Regierungen. 

I. Deutschland. 

Reichs-Justizamt. 

Geh. Oberregierungsrat Dr. Bumke, Berlin. 

Geh. Regierungsrat Dr. Heinrici, Berlin. 

Baden. 

Ministerium der Justiz: 

Geh. Oberregierungsrat Dr. von Engelberg, Karlsruhe. 

Bayern. 

Staatsministerium der Justiz: 

K. Oberregierungsrat Dr. Müller, München. 

Braunschweig. 

Herzogi. Braunschw.-Lüneburg. Staatsministerium: 

Oberstaatsanwalt Holland. 
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Amtsrichter Marquordt, vortrag. Beamter im herzoglichen 
Staatsministerium. 

Bremen. 

Senatssyndikus Dr. Ulrich. 

Hamburg. 

Senat: 

Senator Dr. Schaefer, Vorstand der Justizverwaltung. 
Bürgerschaft: 

Präsident der Bürgerschaft Oberregierungsrat Dr. Schön. 

Hessen. 

Großh. Ministerium der Justiz: 

Großh. Generalstaatsanwalt Geh. Rat Dr. Preetorius, Darm¬ 
stadt. (Zugleich Vertreter des Verbandes der deutschen 
Schutzvereine.) 

Lübeck. 

Senat: 

a) Senator Kulenkamp. 

b) Regierungsrat Dr. Lange. 

Oldenburg. 

Großh. Ministerium der Justiz: 

Geh. Oberregierungsrat Präsident von Finckh. 

Preußen. 

a) K. Preuß. Justizministerium: 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin. 

b) Ministerium des Innern: 

Geh. Oberregierungsrat Schlosser, Referent in Fürsorge¬ 
sachen, Berlin.* 

Geh. Regierungsrat Dr. Finkelnburg, Referent für das Ge¬ 
fängniswesen, Berlin. 

Sachsen. 

K. Justizministerium: 

Geh. Justizrat Dr. Kunz, Dresden. 

Ministerium des Innern: 

Ministerialdirektor Geh. Rat Heink, Dresden. 

Mecklenburg-Schwerin. 

Großh. Justiz-Ministerium: 

Geh. Ministerialrat Heuck, Schwerin. 

Württemberg. 

K. Justizministerium: 

Ministerialrat Röcker, Stuttgart. 
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II. Österreich. 

a) K. K. Justizministerium: 

Ministerialrat Dr. Josef Edler von Mayer, Wien. 

Ministerialsekretär Dr. Ferdinand Kadetka, Wien. 

b) Landesausschuß des Erzherzogtums Österreich unter der 

Enns: 

Landesrat Dr. Franz Hueber, Wien. 

III. Schweiz. 

Präsident der eidgen. Gefängnis-Kommission: Eidgen. Ge¬ 
neralanwalt Dr. Krönauer. 

Mitglied der eidgen. Gefängnis-Kommission Dr. Curti, Direktor 
der Strafanstalt Regensdorf, Kt. Zürich. Letzterer zu- 
leich Vertreter des Schweizerischen Vereins für Straf¬ 
gefängniswesen und Schutzaufsicht. 

IV. Luxemburg. 

Großh. Luxemb. Staatsministerium: 

Präsident der Großh. Verwaltungs-Kommission der Straf¬ 
anstalten Dr. August Ulveling. 

Unter-Administrator der Strafanstalten Franz Ensch. 

B. Vereine. 

Rheinisch-Westf. Gefängnisgesellschaft: 

Pfarrer Just-Düsseldorf. 

Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und das Her¬ 
zogtum Anhalt: 

Pastor von Wodtke-Halle a. S. 

Landesverein der Badischen Schutzvereine. 

Ritter, stellvertretender Vorstand der Strafanstalten Mann¬ 
heim. 

Marcovich, Verein der Verwaltungsbeamten der österr. 
Strafanstalten und Gerichtshofgefängnisse. 

Deutscher Hilfsverein für entlassene Strafgefangene in Ham¬ 
burg: 

Landgerichtspräsident Dr. Engel. 

Pastor Dr. Seyfarth. 

Schütze, Reg.-Rat, Altona. 

Wiirttemb. Verein zur Fürsorge für entlassene Strafgefangene: 

Pfarrer Schairer-Tübingen. 

C. Ausschußmitglieder. 

Ehrenvorsitzender: 

vo n E n ge 1 berg, Dr., Geheimer Oberregierungsrat, Ministerial¬ 
rat, Großh. Kammerherr, Karlsruhe. 
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Vorsitzender: 

Dr. Schwandner, Direktor des Zuchthauses in Ludwigsburg 
und der Strafanstalten auf Hohenasperg. 

Mitglieder: 

Büttner, Strafanstaltsdirektor, Hauptmann a. D., Breslau. 

Clement, Direktor der Zellenstrafanstalt Butzbach. 

Finkelnburg, Dr., Geh. Oberregierungsrat, Vortragender Rat 
im Ministerium des Innern, Berlin. 

Gennat, Dr., Direktor a. D., Charlottenburg. 

Jacobs, Dr., Strafanstaltsgeistlicher, Werden a. d. Ruhr. 

von Jarotzky, Direktor der Rhein. Provinzial-Arbeitsanstalt 
in Brauweiler. 

Just, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher in Düsseldorf-Derendorf. 

Klein, Erster Staatsanwalt in Berlin. 

Leppmann, Dr., Geh. Medizinalrat, Berlin. 

Lenhard, Oberregierungsrat, Strafanstaltsdirektor a. D., 
Heidelberg. 

Marcovich, Strafanstalts-Oberdirektor in Graz. 

Michal, Oberregierungsrat, Direktor des Zellengefängnisses 
in Nürnberg. 

Pollitz, Dr., Strafanstaltsdirektor in Düsseldorf-Derendorf. 

Preetorius, Dr., Geh.-Rat, Generalstaatsanwalt in Darmstadt. 

Reich, Geh. Regierungsrat, Strafanstaltsdirektor, Bautzen, 
2. Vorsitzender. 

Röcker, Ministerialrat im Königlichen Justizministerium in 
Stuttgart. 

du Roi, Regierungsrat, Direktor der Gefangenenanstalt, 
Wolfenbüttel. 

Vogel, Oberregierungsrat, Direktor der Strafanstalt in Wald¬ 
heim. 

Wieland, Inspektor am Zuchthaus Ludwigsburg. 

D. Alphabetisches Verzeichnis der Mitglieder. 

Ackermann, I. Staatsanwalt, Ostrowo i. Posen. 

Ambos, Pfarrer und Anstaltsgeistlicher, Zellenstrafanstalt 
Butzbach i. Hessen. 

Apitz, Strafanstaltsdirektor, Insterburg. 

Arnst, Verwalter der Strafanstalt Lauerhof, Lübeck. 

Bütow, Strafanstaltsdirektor, Brandenburg. 

v. Beringe, Direktor der städtischen Arbeitsanstalt, Haupt¬ 
mann a. D., Dresden, Königsbrückerstraße 117. 

Brümmer, Dr., Gefängnisdirektor, Fuhlsbüttel. 
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Bert sch, Pfarrer und Hausgeistlicher, Strafanstalt Ludwigs¬ 
burg i. Württemberg. 

Becker, E., Pfarrer und Anstaltsgeistlicher, Zellenstrafanstalt 
Butzbach i. Hessen. 

Brenzinger, Verwalter, Landesgefängnis Mannheim. 

Böhringer, Großh. Direktor, Landesgefängnis Bruchsal. 
Bergmayer, A., Anstaltslehrer, Arbeitshaus Rebdorf-Eich- 
stätt. 

Buchholz, Dr. Professor, Irrenanstalt Friedrichsberg. 
Büttner, Strafanstaltsdirektor, Breslau. 

Baur, F., Gefängnisinspektor, Vorstand des Strafvollstrek¬ 
kungsgefängnisses, München-Stadelheim. 

Braetsch, Gefängnisdirektor, Beuthen 0. S. 

Bodet, Dr., Sanitätsrat, Brauweiler. 

Brucks, Gefängnisdirektor, Freiendiez b. Dietz a. Lahn. 
Blittersdorf, Gefängnis-Inspektor, Rendsburg. 

Boldt, Dr. Strafanstaltsarzt, Graudenz 
Bolles, Strafanstaltsdirektor, Anrath. 

Callsen, Dr., Hilfsarzt am Gefängnis I in Fuhlsbüttel, Gr. 
Börstel. 

Curti, Dr., Strafanstaltsdirektor, Regensdorf, Kanton Zürich. 

Deusing, Strafanstaltsdirektor, Hauptmann d. L., Unter¬ 
maßfeld. 

Dürr, Strafanstaltsdirektor, Ratibor. 

Düll, Regierungsrat, Rebdorf. 

Engel, Dr., Geh. Justizrat, Dreibergen b. Bützow. 

Eisele, Reallehrer am Landesgefängnis, Freiburg i. B. 
Engelbrecht, Rechtsanwalt, Dresden 27, Münchenstr. 21. 
Eberl, Pfarrer des Arbeitshauses, Rebdorf b. Eichstätt. 
Ellger, Strafanstaltsdirektor, Wittlich. 

Fe Ising, Reallehrer an der Zellenstrafanstalt Butzbach. 
Fenzl, P., Pfarrer am Zuchthause, Straubing in Bayern. 
Flöhr, J., Pfarrer, Brauweiler bei Köln, 
von Falken-Plachecki, Direktor des Arbeits- und Land¬ 
armenhauses, Schweidnitz. 

Fischer, Strafanstaltsinspektor, Bayreuth. 

Frauendorfer, Dr., Arzt des Landesgefängnisses, Mannheim. 
Fuchs, Dr., Ludwig, Syndikus, Hamburg, Papenstraße 114. 
Friedländer, Dr., Strafanstaltsarzt, Insterburg. 

Freund, Regierungsrat,' Zwickau. 
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Gen na t, Dr., Gefängnisdirektor a. D., Charlottenburg, 
Reichsstraße 3. 

Grohe, Reallehrer a. d. Zellenstrafanstalt, Butzbach i. Hess. 
Gelbhaar, Dr. jur., Geh.-Rat, Vortragender Rat a. D. im 
Kgl. Sächs. Ministerium des Innern, Dresden, Winter¬ 
gartenstraße 1511. 

Günther, Ober-Staatsanwalt, Kiel. 

Götze, Pfarrer, Frankfurt a. M., Eckenheim. 

Göbel, Gefängnisdirektor, Essen. 

von Harling, Direktor des Provinzial-Werkhauses, Haupt¬ 
mann a. D., Moringen (Solling). 

Hußlein, Strafanstaltslehrer, Straubing, Bayern. 
Heinsheim er, Dr., Großh. Amtsrichter, Gefängnisvorstand, 
Karlsruhe, Amtsgericht. 

Heinz, Dr., Strafanstaltsarzt, Vechta i. 0. 

Hülsberg, Strafanstaltsdirektor, Berlin NW 40, Lehrterstr. 4. 
Hildebrandt, Reallehrer, Marienschloß b. Bad Nauheim. 
Hauser, Dr., Arzt des Landesgefängnisses, Bruchsal. 

Hof mann, Oberstaatsanwalt am Gr. Landgericht, Gießen. 
Huxdorf, Oberinspektor am Gefängnis II, Fuhlsbüttel. 
Hoche, Regierungsrat, Merseburg, Unter Altenburg 16 I. 
Helling, Strafanstaltsdirektor, Hannover. 

Haseroth, Gefängnisoberinspektor, Stettin. 

Hasse, Direktor des Zentralgefängnisses, Bochum. 

Handke, Geheimsekretär. 

Jaroschek, Joh., k. k. Gefangenhauskontrolleur, Brünn. 
Jehle, Oberjustizrat, Rothenburg a. N., Württemberg. 

Just, Pfarrer, Düsseldorf, Metzer Straße 32. 

Jahn, Gefängnisinspektor, Fuhlsbüttel, 
von Jagemann, Dr., Exz., Wirkl. Geheimrat und Kammer¬ 
herr, Honorarprofessor der Rechte, Heidelberg. 

Jürgens, Dr., Gefängnisarzt, Werl. 

Ibbeken, Joh., Oberin der Weiberstrafanstalt, Vechta. 

Kriehuber, k. k. Richter, Nikolsburg, Österreich. 

Kopisch, Amtsgerichtsrat, Pr. Stargard. 

Kempe, P., Anstaltsdirektor, Könitz, Westpr. 

Kaven, Regierungsrat, Hamburg. 

Klingler, Arresthausverwalter, Gießen. 

Krautinger, Verwalter am Männerzuchthause, Oberrech¬ 
nungsrat, Bruchsal. 

Kohl, Direktor des Zuchthauses, Straubing (Bayern). 
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von Kirchenheini, Dr., Professor der Rechte, Heidelberg. 
Koelblin, E., Strafanstaltsdirektor, Freiburg i. B. 

Köhler, Strafanstaltsvorsteher, Delitzsch. 

Küffner, Henry, Strafanstaltspfarrer, Ebrach, Bayern. 
KadeCka, Ferd., Dr. Ministerialsekretär im k. k. Justiz¬ 
ministerium, Wien. 

Kleiner, H., Strafanstaltslehrer, Heilbronn. 

Kümmel, Strafanstaltsinspektor, Dreibergen b. Bützow. 
Koppen, Strafanstaltsinspektor, Zeug-Oberleutnant a. D., 
Aachen. 

Kapferer, J., Strafanstaltsverwalter, Bruchsal. 

Kunert, Domherr, Dechant, Graudenz. 

Keller hals, Strafanstaltsdirektor, Witzwil, Kt. Bern. 
Kulenkamp, Senator, Lübeck. 

Krakow, Dr., Oberarzt an der Provinzialanstalt, Tapiau, 
Ostpreußen. 

Kunz, Dr., Geh. Justizrat, Dresden. 

Kronauer, Dr., Eidgen. Generalanwalt, Bern. 

Kosmaier, Pfarrer, Gef.-Geistlicher, Nürnberg. 

Keferstein, Hauptmann d. R., Gefängnisinspektor, Neu¬ 
münster. 

Ketels, Pastor, Gefängnisgeistlicher, Kiel. 

Lein, Strafanstaltsökonom, Butzbach. 

van de Loo, Pfarrer an der Rhein. Provinzial-Arbeitsanstalt, 
Brauweiler b. Köln. 

Limberg, P., Pfarrer, Gefängnisseelsorger, Anrath b. Crefeld. 
Langesee, Königl. Assessor, Zweibrücken (Pfalz). 

Lang, Gefängnisverwalter, Mainz. 

Langhaus, Generalprokurator, Bern. 

Lange, Dr., Regierungsrat, Lübeck. 

Lenkeit, Strafanstaltspfarrer, Insterburg, 
von Lattorf, Regierungsrat, Berlin. 

Lüders, Pastor am Untersuchungs-Gefängnis Hamburg. 
Leppmann, Dr. med., Arzt an der Strafanstalt Moabit. 
Levsen, Frl., Lehrerin, Hamburg. 

Lohmann, Strafanstaltsdirektor, Wittlich. 

Mein icke, Gefängnisinspektor, Hauptmann a. D., Berlin- 
Tegel, Graf-Roedern-Corso 5. 

Mayer, Pfarrer an der Strafanstalt, Ludwigsburg i. Württbg. 
Müller, Franz, Pfarrer am Zellengefängnisse, Heilbronn a. N., 
Kirchbrunnenstraße 16. 

Muth, E., Gefängnisverwalter, Darmstadt. 
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Maisch, Oberjustizrat, Schwäbisch Hall. 

Mayerhausen, Kaplan, Geistlicher am Landesgefängnis, 
Schwäbisch Hall. 

Maurach, Gefängnisdirektor, Mühlhausen i. E. 

Marcovich, Dr., Rudolf, Beamter der Triester Prokuratur, 
Graz V (Österreich). 

Meyer, Vikar am Gefängnis I, Hamburg, Martinistr. 42. 
Moritz, J., Reallehrer am Landesgefängnis, Bruchsal, 
v. Michaelis, Strafanstaltsdirektor, Münster i. W. 

Meyer, Major a. D., Strafanstaltsdirektor, Köln. 

Müller, R., Gefängnisinspektor, Lübeck. 

Niemeyer, Dr., Oberlandesgerichtsrat, Hamburg. 

Otte, Regierungsrat, Altona, Königstraße 259. 

Oestreicher, Ludwig, Hauslehrer am Zuchthause in Kais- 
heim in Bayern. 

Otto, Dr., Physikus, Hamburg. 

Poelchau, Dr., Rechtsanwalt, Hamburg. 

Pracht, Pfarrer am Arbeitshause in Rebdorf b. Eichstätt, 
Bayern. 

von Putkammer, Gefängnisdirektor, Gollnow, Pommern. 
Platzmann, Kaufmann, Hamburg. 

Pfeifle, Pfarrer am Landesgefängnis, Rottenburg a. N., 
Württemberg. 

von Prittwitz u. Gaffron, Oberstaatsanwalt, Geheimer 
Oberjustizrat, Naumburg a. d. Saale. 

Pilling, Erster Staatsanwalt, Glatz, Feldstenstraße 2. 
Philler, Strafanstaltsdirektor, Herford. 

Rasch, Dr., Landgerichtspräsident, Altona. 

Rübenacker, Reallehrer am Männerzuchthaus, Bruchsal. 
Rautenberger, Gefängnisoberinspektor, Kiel. 

Ranft, Strafanstaltsdirektor, Ebrach, Oberfranken. 
Roesing, Dr., Oberarzt, Fuhlsbüttel. 

Raab, Otto, Strafanstaltslehrer, Landsberg a. Lech, Bayern. 
Radusch, Gerichtsassessor, beauftragt mit der Verwaltung 
des Zellengefängnisses, Werl i. W. 

Ritter, Gerichtsassessor, stellvertr. Direktor, Mannheim. 
Roeser, Inspektor am Zellengefängnis, Nürnberg, Muggen- 
hofer Straße 2. 

Rixen, Dr., Arzt am Strafgefängnisse, Breslau 16, Borsig- 
straße 54. 
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Rasmus, Vertreter des Oberstaatsanwaltes, Erster Staats¬ 
anwalt, Naumburg (Saale), Buchholzstraße 24. 
Remppis, Direktor der Erziehungsanstalt, Wabern. 
Roeder, H., Dr. jur., Amtsrichter a. D., Direktor des Straf¬ 
gefängnisses, Berlin-Tegel, Seidelstraße 33. 

Rath, Dr., Strafanstaltspfarrer, Rheinbach b. Bonn. 

Roth, Strafanstaltsdirektor, Vechta. 

Sauter, G., Vorsteher des Arbeitshauses, Bremen. 
Seyfarth, Dr., Pastor, Fuhlsbüttel. 

Saeltzer, Strafanstaltsgeistlicher, Freiburg i. B. 

Supper, Generalstaatsanwalt, Wirkl. Geh. Oberjustizrat, 
Berlin W 30, Landshuter Straße 23 I. 

Schubert, Strafanstaltsdirektor, Hauptmann a. D., Lingen 
(Ems). 

Schäfer, Dr., Professor, Hamburg-Langenhorn. 

Schläger, Dr., Staatsanwalt, Hamburg. 

Schneider, Stadtpfarrer, Geistlicher an der Strafanstalt 
Gotteszell, Schwäb. Gmünd. 

Schnell, Pfarrer am Landesgefängnis, Schwäb.-Hall. 

Sch au mann, Pastor, Moringen (Solling). 

Sch mal tz, Friedr., Anstaltspfarrer, Marienschloß bei Bad 
Nauheim. 

Schwarz, Dr., Oberstaatsanwalt, Darmstadt. 

Schimming, Strafanstaltsdirektor, Rendsburg. 

Scheer, Lehrer, Fuhlsbüttel. 

Schöffer, Landgerichtsrat, Stuttgart. 

Stöcker, Direktor des Männer-Zuchthauses, Oberst a. D., 
Bruchsal. 

Staiger, Dr., Sanitätsrat, Hohen-Asperg, Württemberg. 
Stumpf, Großh. Direktor des Landeszuchthauses, Marien¬ 
schloß, Post Rockenberg, Oberhessen. 

Sträter, Geh. Regierungsrat, Aachen. 

Stigell, Oberstaatsanwalt, Mainz. 

Streit, A., Gefängnis-Oberinspektor, Hagen i. W. 

Storz, I. Staatsanwalt, Graudenz. 

Troelltsch, Ernst, Lehrer am Zellengefängnis, Nürnberg. 
Traut mann, Strafanstaltsdirektor, Rheinbach b. Bonn. 
Tränckner, Oberinspektor der Korrektionsanstalt, Sachsen¬ 
burg bei Frankenberg in Sachsen. 

Trinius, Frau, Vorsteherin, Berlin. 

Többen, Dr., Arzt an der Irrenabteilung Münster. 

Vogel, Oberlehrer, Zuchthaus Ludwigsburg, Württ. 
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Volk mann, Oberpfarrer, Zwickau i. Sa. 

\ 

Wagner, Dr., Strafanstaltsarzt, Butzbach. 

Wäsch, Strafanstaltsverwalter, Freiburg i. B. 

Wein mar, Otto, Hauptlehrer am Landesgefängnis, Rothen¬ 
burg a. Neckar, Württemberg. 

Widmer, Strafanstaltsdirektor in Basel. 

Yelin, Oberstaatsanwalt, Hall. 

von Zezschwitz, Anstaltsdirektor, Hauptmann a. D., 
Zwickau i. Sa. 

Zeitler, Dr., Medizinalrat und Arzt am Zuchthause, Ebrach, 
Oberfranken. 


E. Als Gäste. 

Ebeling, Lehrer am Strafgefängnis, Fuhlsbüttel. 

Eich holz, Gustav, Kaufmann, Hamburg. 

Engel, Dr., Landgerichtspräsident, Hamburg. 

Ewald, Dr., Hamburg. 

Griesebach, Oberlandesgerichtsrat, Hamburg. 

Hollender, I. Staatsanwalt, Hamburg. 

Kobligk, Oberstaatsanwalt, Altona. 

Liebenbaum, Hamburg. 

Otte, Regierungsrat, Altona. 

Otto, Dr. Physikus, Hamburg. 

Platzmann, Kaufmann, Hamburg. 

Schön, Dr., Oberstaatsanwalt, Hamburg. 

Schulz, Dr. Physikus, Hamburg. 

Schlüter, Jochim, Hamburg. 

Schütze, Regierungsrat, Altona. 

Tessdorpf, Dr., Amtsgerichtspräsident, Hamburg. 

Wilde, Dr., Staatsanwalt, Altona. 

Weygand, Prof. Dr., Hamburg. 

Ausland: 

Reutercrona, Hauptmann a. D., Direktor der Zwangs¬ 
erziehungsanstalt „Svartsje“, Schweden. 

Ausschuß-Beschlüsse: 

Zu Ziffer 5 der Tagesordnung bestimmte der Ausschuß, 
daß nach einem einleitenden kurzen Gesamtbericht (Bericht¬ 
erstatter: Geh. Ober-Reg.-Rat Dr. v. Engelberg) sodann als 
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bald, indem die Generaldebatte erst zu C statt hat (siehe dort), 
in die Einzelberatung der „Vorschläge“ eingetreten wird, 
und zwar mit folgender Reihenfolge der Gegenstände der Be¬ 
ratung und Beschlußfassung: 


A. 

Zunächst sind als Punkte von weittragender grund¬ 
sätzlicher Bedeutung folgende Anträge, bezüglich ihres 
materiell von den „Vorschlägen“ abweichenden Inhalts zu ver¬ 
handeln (Redaktionelle Unteranträge zu den Anträgen sind 
auch in der Verhandlung ausgeschlossen und gilt diese Vor¬ 
bemerkung ebenso für die Gruppe B). 

1. Anträge betr. den Abschnitt I über Anstalten: 

a) Gennat: auf volle Selbständigkeit der Zuchthäuser 

(§ 1, 1). 

b) Gennat, Ellger und Reich: auf volle Selbständigkeit 
der Jugendanstalten und betreffs der Anwendung und 
Dauer des Jugendstrafvollzugs in solchen (§ 4). 

(Der übrige Inhalt der Anträge a und b ist nicht auf die 
Tagesordnung gestellt.) 

2. Anträge betr. den Abschnitt 111 über Form der Verwahrung: 

a) Reich zu § 20 Ziffer 2 über Anträge der Gefangenen auf 
Unterbringung in Einzelhaft. 

b) Gennat, v. Michaelis und Reich, bezüglich der Ge¬ 
meinschaftshaft (§ 21), über Trennung und Gruppierung 
in derselben sowie über Schweig- bzw. Verkehrsverbot. 

3. Anträge betr. Abschnitt IV über Behandlung: 

Anträge Gennat und Stöcker zu § 24 wegen Be¬ 
strafung des Mißbrauchs des Beschwerderechts. 

4. Antrag zu Abschnitt VII über Vollzug sichernder Maßnahmen: 

nämlich 

R e i c h zu § 65, Gestaltung der Arbeit in der Sicherungshaft. 
Haft. 

5. Anträge zu Abschnitt IX: Zuständigkeitsbestimmungen. 

Gennat und Reich wegen Einführung 

a) ständiger Reichsaufsicht (§ 71). 

b) Rechtshilfe der Strafanstalten unter sich (§ 71, mit § 66). 
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c) obligatorischer Herstellung einer reichsrechtlichen Haus¬ 
ordnung für Sicherungs-Anstalten (§ 71). 

Um für die Erörterung dieser Fragengruppe A mehr Zeit 
zu sichern, hat der Ausschuß beschlossen, daß die Beratung 
und Beschlußfassung am 26. Mai auch am Nachmittag und 
zwar von 3 bis höchstens %6 Uhr fortgesetzt werde. 


B. 

Der Ausschuß bedauert lebhaft — unter besonderer Ver- 
dankung an alle Herren Antragsteller —, bei dem gegebenen 
Zeitmaß nicht über jeden sonstigen materiellen Antrag 
zu Abschnitt I bis VII und zu Abschnitt IX (zu VIII sind beim 
vermutlichen allgemeinen Einverständnis mit seinen Zielen 
nur wesentlich redaktionelle Anträge gestellt) Verhandlung 
pflegen lassen zu können. 

Er setzt in Gruppe B folgende Gegenstände, 
und zwar in der hier ersichtlichen Reihenfolge als 
weiteren Verhandlungsstoff zunächst fest: 

1. §16. Antrag Stöcker: Verbrechensdienliche Gegenstände. 

2. §§ 27, 33. Antrag Gennat: Verhältnis der bürgerlichen 
Ehrenrechte zu Außenarbeit und Transportkleidung. 

3. § 32. Antrag Stöcker wegen Haar- und Barttracht der 
männlichen Zuchthausgefangenen. 

4. zu § 34. Anträge Dreier, Gennat, Reich und Stöcker über 
Extragenußmittel und Selbstbeköstigung. 

5. zu § 51. Anträge von Bähr und Gennat wegen körperlicher 
Züchtigung von Jugendlichen. 

6. zu § 61 bis 65. Antrag Gennat wegen Ausschließung eigener 
Wäsche, Bettstücke und Zeitungen in den Sicherungs- 
Anstalten. 

7. zu § 72, 5 . Antrag Gennat: Zulassung von Aufsichtsräten 
für kleine Gefängnisse. 

Soweit jedoch zur Nachmittagssitzung vom 26. Mai ein 
schriftlicher, von mindestens 20 Vereinsmitgliedern unter¬ 
fertigter Antrag an den Ausschuß einlangt auf Beratung 
sonstiger gemäß der Vereinsnachricht vom Novem¬ 
ber 1913 vereigenschafteter Anträge — es kommen also 
nur materielle und vor dem 15. April d. J. eingelaufene Anträge 
in Betracht —, so wird der Ausschuß hierwegen noch Beschluß 
fassen. 

Bei der zur Verfügung stehenden bemessenen Zeit und der 
geschehenen Vorbereitung all dieser Fragen im Druck ist 
übrigens selbstverständlich, daß die Behandlung der Fragen B 
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nicht den Zweck erschöpfender Erörterung, sondern vor¬ 
wiegend der Stellungnahme hat. 

Die Verhandlung zu B kann zeitlich nur bis zum 27. Mai, 
mittags 12 Uhr, ausgedehnt werden, um noch für C die nötige 
Zeit zu sichern. 


C. 

Der Ausschußantrag, zu welchem (und folgeweise zu 
den „Vorschlägen“ als Ganzes) die Generaldebatte erst an 
dieser Stelle stattfindet, geht dahin: 
zu beschließen 

1. der Verein beauftragt den Ausschuß, die Kommissions¬ 
vorschläge mit den von der Versammlung beschlossenen Zu¬ 
sätzen, Abänderungen und Resolutionen dem Reichs¬ 
justizamt und den deutschen Einzelstaats-Regierungen 
als nach Erachten der Versammlung geeignete Grundlage 
für einen reichsgesetzlichen Entwurf vorzulegen. 

2. Als Material sind mit vorzulegen: 

a) sämtliche nur wesentlich redaktionellen Anträge, 

b) die nicht zur Verhandlung gekommenen materiellen 
Anträge, sei es, daß sie in die Gruppe B zuerst oder 
nachträglich aufgenommen sind und nur wegen Zeit¬ 
mangels nicht mehr erledigt werden konnten, sei es, daß 
eine solche Aufnahme in Betracht der gemessenen Zeit 
unterblieben war. 

Hamburg, den 25. Mai 1914. 

Namens des Vereinsausschusses. 

Der Vorsitzende: Schwandner. 


Antrags-Gruppe A. 

A. 1 a, zu § 1 (Zuchthäuser): 

G e n n a t: 

Vorbehaltlich der Bestimmungen in Ziffer3 (§37, Ziffer2, 
§ 38, Ziffer 2, § 36 der „Vorschläge“), § 4, Ziffer 2 und 
§ 5 Satz 2, 3 sind die Züchtlinge in ausschließlich 
für sie bestimmten Anstalten zu verwahren und 
dürfen die anderen Gefangenen in ausschließlich für die 
einzelnen Arten bestimmten Abteilungen verwahrt werden. 

A. 1 b, zu § 4 (Jugendanstalten an sich): 

G e n n a t: 

Gefangene, die beim Strafantritte das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben (Jugendliche im Sinne 
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dieses Gesetzes) sind (in ausschließlich für sie be¬ 
stimm tenAnstaltenoderAbteilun ge n) 1 , bei Strafen 
von mindestenseine m Monate nur in solchen Anstalten 
zu verwahren und dürfen darin bis zur Volljährigkeit nach 
den Vorschriften für die Jugendlichen verwahrt werden. 
(Die Abteilungen sind so einzurichten, daß der Verkehr 
mit den Volljährigen und den in Ziffer 2 bezeichneten 
Erwachsenen verhindert wird.) 

A. 1 b, zu § 4 (Verwendung der Jugendanstalten): 

a) G e n n a t: 

Diejenigen Gefangenen, die beim Antritte von Zucht¬ 
hausstrafen oder von mindestens einjährigen Gefängnis¬ 
strafen das 18., nichtaberdas21. Lebensjahr vollendet 
haben, können in ausschließlich für sie bestimmten 
Anstalten (oder Abteilungen) 1 nach den Vorschriften für 
die Jugendlichen verwahrt werden, so lange sie sich 
dafür geeignet erweisen, jedoch nicht über die Voll¬ 
jährigkeit hinaus. (Die Abteilungen sind so einzurich¬ 
ten, daß der Verkehr mit anderen Erwachsenen ver¬ 
hindert wird) 1 , 
ß) Reich (Bd. 48, S. 87) 
die Worte 

„von mindestens 1 Jahr streichen.“ 
y) Ellger (Bd. 48, S. 233) 

„Es dürfte sich deshalb auch, wenn das Jugendgefängnis 
zu einer bleibenden Einrichtung werden sollte, empfehlen 
§ 4, 1 und 2 der Vorschläge zu einem Reichsstrafvollzugs¬ 
gesetz dahin umzuändern, daß an sämtlichen Ge¬ 
fangenen, die zur Zeit ihres Strafantritts das 
21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Ge¬ 
fängnisstrafen von mindestens einjähriger oder 
längerer Dauer in besonderen, für sie ausschließlich 
bestimmten Anstalten vollstreckt werden“. 

A. 2, zu § 20 Abs. 2 (Anwendung der Einzelhaft): 

Reich (Bd. 48, S. 189). 

Den Anträgen von Gefangenen, in Einzelhaft 
gehalten zu werden, ist stattzugeben, sofern auch die 
Anstaltsbehörde ihre Absonderung für angemessen 
erachtet. 

1 Das Eingeklammerte kommt für die Tagesordnung nicht in Be¬ 
tracht. 
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A. 2 b, zu § 21 (Inhalt der Gemeinschaftshaft). 

<x) G e n n a t: 

1. Während der Bewegung im Freien, des Gottes¬ 
dienstes und des Unterrichts (§§ 26; 41) ist die Trennung 
der in Gemeinschaftshaft verwahrten Gefange¬ 
nen zulässig. 

2. Ziffer 2 zu streichen. 1 ) 
ß) v. Michaelis (Bd. 48, S. 205): 

Es dürfte § 18 der Vorschläge zu einem Reichsgesetze 
.... lauten: ,,Bei der Anordnung der Haftform (Einzel-, 
bzw. Gruppen- oder Gemeinschaftshaft) ist auf die 
Persönlichkeit, die Tat und das Vorleben des Gefangenen 
Rücksicht zu nehmen.“ 
y) Reich (Bd. 48, S. 190): 

1. Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung 
der Gefangenen während der Arbeit, des Essens, des Auf¬ 
enthalts im Freien, im Gottesdienst und im Schulunter¬ 
richt nicht ausgeschlossen. 

2. Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzu- 
. lässig. Ausnahmen bestimmt die Hausordnung. 

A. 3, zu § 24 (Mißbrauch des Beschwerderechts). 

a) G e n n a t: 

1. Mißbrauch des Beschwerderechts, auch durch Er¬ 
hebung gemeinsamer Beschwerden, und Bedrohung von 
Beamten mit Beschwerde oder Anrufen der Öffentlich¬ 
keit wird bestraft, 
ß) Stöcker (Bd. 48, S. 219): 

Als Ziffer 5 beizusetzen: 

,,Wer sich wider besseres Wissen beschwert, kann bestraft 
werden.“ 

A. 4, zu §65 (Arbeitsgestaltung in der Sicherungs-Verwahrung).. 

(Bd. 48, S. 203 und 204). 

Reich : 

An Stelle des vorgeschlagenen § 65 (Arbeit, Beköstigung, 
Bekleidung); 

1. Wegen der Beschäftigung der Verwahrten hat die An¬ 
stalt mit geeigneten industriellen, gewerblichen und 
landwirtschaftlichen ArbeitgebernArbeitsabkommen 
zu treffen und einen den örtlichen Verhältnissen ange¬ 
messenen Tag-, Stunden- oder Stücklohn für 

l ) Ziffer 2 lautet: „Durch die Hausordnung wird bestimmt, wie 
weit der Verkehr zwischen den Gefangnen stattfinden darf.“ 
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jeden Verwahrten zu vereinbaren, der diesem gut¬ 
geschrieben wird. Land- und forstwirtschaftliche, 
sowie Landeskulturarbeiten sind vorzuziehen. Die Be¬ 
schäftigung kann deshalb auch außerhalb der Strafanstalt 
stattfinden; dabei sind aber die Verwahrten von freien 
Arbeitern fern zu halten. Es besteht Arbeitszwang. Wird 
ein Verwahrter für die Anstalt selbst beschäftigt, so ist 
ihm ein entsprechender Lohnsatz von der Anstalt zu 
gewähren. Die tägliche Arbeitszeit richtet sich nach der 
ortsüblichen, soll jedoch nicht unter 10 und nicht über 
11 Stunden dauern. 

2. Für die gelieferte Anstaltskost und Kleidung 
werden dem Verwahrten die Herstellungskosten, für die 
Schlafstelle ein angemessenes Pauschale berechnet, 
Selbstbeköstigung, andere Kleidung und eigenes Bett¬ 
lager sind ausgeschlossen. 

3. Die Anschaffung von besonderen Nahrungs- und 
Genußmitteln ist dem Verwahrten nach Maßgabe der 
Hausordnung gestattet. Eine während der voran¬ 
gegangenen Zuchthausstrafe gutgeschriebene Ar¬ 
beitsbelohnung ist jedoch verzinslich anzulegen. 
Sind Angehörige vorhanden, die durch die längere Ver¬ 
wahrung des Ernährers in ihrem Lebensunterhalte nach¬ 
weislich arg gefährdet werden, so kann ihnen sowohl aus 
der Arbeitsbelohnung des Zuchthauses als auch dem 
Arbeitslöhne in der Verwahrungsanstalt ein Teil zu ge¬ 
wendet werden. Diese Zuwendungen gehen den Aus¬ 
gaben für Beschaffung besonderer Nahrungs- und Genuß¬ 
mittel nötigenfalls vor.“ 

[Ferner an Stelle des vorgeschlagenen § 66. (Sonstige 
Bestimmungen):,,Durch eine besondere für alleSicherungs- 
anstalten gleichmäßig geltende Hausordnung wird der 
allgemeine Anstaltsbetrieb, die Disziplin, Beschäftigung, 
Verpflegung, Seelsorge, Krankenbehandlung, die Ver¬ 
wendung der Gutschriften und die Mußestunden, der 
schriftliche Verkehr usw. sachgemäß geregelt.“ — Dieser 
Punkt ist jedoch nicht hier, sondern unter den Zuständig¬ 
keitsbestimmungen — A 5 der Tagesordnung — zu 
verhandeln.) 

A. 5 a, zu § 71 (Reichsaufsicht). 

a) Gennat. Der Strafvollzug, desgleichen die Ausführung 
der sichernden Maßnahmen unterstehen der Beauf¬ 
sichtigung durch das Reich, sie wird durch den 

Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVIII. 22 
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Reichskanzler (Reichsjustizamt) ausgeübt und erfolgt 
insbesondere durch tunlich häufige Besichtigungen der 
Anstalten, Abteilungen, Räume und Einrichtungen. Über 
dabei Vorgefundene Mängel beschließt der Bundesrat nach 
Anhörung der Landesregierung. Landesrechtliche Vor¬ 
schriften von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung, 
insbesondere Hausordnungen, sind dem Reichskanzler 
(Reichsjustizamt) tunlichst vor dem Erlasse mitzuteilen. 
Er hat, soweit tunlich, auf Einheitlichkeit und Gleich¬ 
mäßigkeit innerhalb des Reiches hinzuwirken. 

ß) Reich: materiell damit übereinstimmend. 

A. 5 b, zu § 71 (Reichsrechtliche Rechtshilfe). 

Gennat: Die Anstalten haben sich, insbesondere in den 
Fällen der §§ 30, Ziffer 4, § 51, Ziffer 1 —3, Ziffer 5, Rechts¬ 
hilfe zu leisten. 

A. 5 c, zu § 71,1 (Reichshausordnung für Sicherungsverwah¬ 
rungsanstalten). 

Reich: (Band 48, S. 204.) 
s. oben A 4 zu § 66. 


Antrags-Gruppe B. 

B. 1, zu § 16. Stöcker (Bd.48 S. 219) (Gefährliche Gegenstände). 

Zu § 16 erscheint eine weitere Ziffer 5 erforderlich: 

,,Gegenstände, die zur Verübung von Straf¬ 
taten dienen, sind bei der Entlassung nicht mehr aus¬ 
zuhändigen.“ 

B. 2, zu §§ 27 u. 33 (Einfluß der bürgerlichen Ehrenrechte auf 

Einzelfragen). 

a) Gennat zu § 27. 

Den im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sich 
befindenden Gefängnissträflingen usw. 

Sie dürfen außerhalb der Anstalt ohne ihre Zu¬ 
stimmung nicht beschäftigt werden. Die Zustimmung 
kann nicht widerrufen werden. Bei solchen Arbeiten sind 
die Gefängnissträflinge von freien Arbeitern, von Zücht¬ 
lingen und von Verwahrten (§§ 6 u. 7) zu trennen, 
ß) zu § 33, Ziffer 3: 

Bei Transporten, Terminen und Vorführungen außer¬ 
halb der Anstalt und ähnlichen Anlässen haben die Ge- 
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fangenen eigene Kleidung zu tragen. Aus zwingenden 
Gründen der Sicherheit kann der Vorstand bei (einzelnen 
Züchtlingen und) 1 sich nicht im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte befindenden Gefängnissträf¬ 
lingen eine Ausnahme verfügen. 

B. 3, zu § 32 Abs. 2 (Haar- und Barttracht). 

Stöcker. (Band 48, S. 270). 

Zusatz zu § 32, 2: 

Männlichen Zuchthausgefangenen wird das Haupt¬ 
haar kurz geschoren. Ihnen ist das Barttragen ver¬ 
boten, aber gegen Ende der Strafzeit oder aus Gesund¬ 
heitsrücksichten oder aus sonst erheblichen Gründen zu 
gestatten. 

* B. 4, zu § 34 (Extra-Genußmittel). 

a) Dreier. (Band 48, Seite 223). 

Es wird vorgeschlagen, den § 34, Ziffer 3 wie folgt zu 
fassen: 

3. ,,Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- 
und Kautabak nur den erwachsenen Gefangenen ge¬ 
stattet werden, welche mit schwerer Außenarbeit dauernd 
beschäftigt sind.“ 
ß) Gennat. 

1. Ziffer 1. 

„Den Züchtlingen kann nach sechs, den Gefängnis¬ 
sträflingen nach drei Monaten.... Die Beschaffung 
von durch die Hausordnung zu bestimmenden Nahrungs¬ 
und Genußmitteln aus der Arbeitsbelohnung, sich 
selbst beschäftigenden Gefangenen aus dem Ertrag der 
Selbstbeschäftigung in den Grenzen eines mäßigen Ge¬ 
nusses gestattet werden.“ 

2. Ziffer 2. 

„Alkoholische Getränke dürfen nicht, «Rauch-, 
Schnupf- und Kautabak darf Jugendlichen nicht 
Züchtlingen und sich nicht im Besitze der bür¬ 
gerlichen Ehrenrechte befindenden Gefängnis¬ 
sträflingen nur bei der Beschäftigung mit schwerer 
Arbeit außerhalb der Anstalt gestattet werden. 

3. Ziffer 3. 

Den Einschließungs- und Haftgefangenen kann die Be¬ 
schaffung in den Grenzen eines mäßigen Genusses auch 

1 Das Eingeklammerte ist nur zur Verdeutlichung beigesetzt, nicht 
Verhandlungsgegenstand. 


22* 
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und zugleich aus eingebrachtem oder eingesandtem Gelde 
gestattet werden.“ 
y) Reich (Band 48, Seite 198). 

1. Absatz 1 am Schluß also zu fassen: 

„.als Vergünstigung bei allseitig tadelloser Füh¬ 

rung gestattet werden.“ 

2. Den Absatz 3 zu streichen und dafür zu setzen: 

„Die Bestimmung über die Art und Menge der zu zu¬ 
lassenden besonderen Nahrungs- und Genußmittel trifft 
der Bundesrat.“ 

Sollte dies nicht durchgehen — sagt Reich — 
so wird folgende Fassung beantragt: 

Von den Genußmitteln kann Rauchtabak nur den 
männlichen Einschließungsgefangenen gestattet 
werden. Von der Gewährung von Schnupf- und Kau¬ 
tabak sind die jugendlichen und weiblichen Ge¬ 
fangenen auszuschließen. 

B. 5, zu §51, Ziffer 1 c (Körperliche Züchtigung Jugendlicher). 

a) v. Bähr (Bd. 48, S. 217) hinzuzufügen: 

„Schulstrafen sind von dem Lehrer zu verhängen und 
können an Ort und Stelle vollstreckt werden, doch ist von 
jeder Strafe dem Vorsteher alsbald Meldung zu machen.“ 

b) Gennat will statt der Schulstrafen des am Strafort gelten¬ 

den Rechts gegen noch schulpflichtige Jugendliche allge¬ 
mein gesagt haben: „körperliche Züchtigung gegen 
Jugendliche.“ 

B. 6, zu §61 — 65 (Ausschluß gewisser Ansprüche der Gefangenen 

in Sicherungsanstalten). 

Gennat: 

„Selbstbeschäftigung, Selbstbeköstigung, Gebrauch eigener 
Kleidung, Wäsche und Bettstücke und Beschaffung von 
Zeitungen sind unzulässig.“ 

B. 7, zu § 72, Ziffer 5 (Allgemeine Zulassung von Vertrauens¬ 
personen). 

Gennat: 

Die Ober-Aufsichtsbehörde kann für einzelne An¬ 
stalten (§§ 1—2, 4—7) Vertrauenspersonen bestellen und 
hat deren Rechte und Pflichten zu bestimmen. (Die Vor¬ 
schläge sagen „für größere Anstalten“!) 




Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
und sonstige Erledigung der Anträge. 

(oben S. 331 ff.) 


(Die Beschlüsse sind, soweit nicht * beigesetzt, nur in mate¬ 
rieller, nicht in redaktioneller Hinsicht gefaßt.) 

Zu A. I a (zu § 1 Z. 1 der Vorschi.). 

„Züchtlinge dürfen nur in ausschließlich für sie 
bestimmten Anstalten untergebracht werden“ (Zucht¬ 
hausabteilungen bei Strafanstalten anderer Strafart sind 
damit ausgeschlossen). 

Zu A. I b (zu § 4 Z. 1 der Vorschi.). 

„An den Jugendlichen (d. h. hier: Gefangenen, die beim 
Strafantritt das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben) sind die Freiheitsstrafen von mindestens 1 Monat 
in besonderen, ausschließlich dazu bestimmten An¬ 
stalten zu vollziehen.“ (Jugendabteilungen bei Straf¬ 
anstalten für Erwachsene sind damit ausgeschlossen). 

(zu § 4 Z: 2 der Vorschi.): 

„An den Gefangenen, die zur Zeit des Strafantritts 
das 18., aber nicht das 21. Lebensjahr vollendet 
haben, können die Freiheitsstrafen (und zwar auch solche 
unter 1 Jahr), mit Ausschluß der Zuchthausstrafe, in 
besonderen, ausschließlich dazu bestimmten Anstalten 
oder Abteilungen nach den für die Jugendlichen geltenden 
Vorschriften vollzogen werden, solange die Gefangenen 
sich als geeignet für solchen Vollzug erweisen“ (also unter 
Umständen noch über die Volljährigkeit hinaus). 

Zu A. 2 a. 

§ 20 Z. 1 der Vorschi, wird angenommen. 

Z. 2 wird gestrichen. (Beides in dem Sinne, zwar ent¬ 
schieden die Ausdehnung und Anwendung der Einzel¬ 
haft weiter zu fördern, aber nicht durch formale „Muß¬ 
vorschrift“ das Individualisierungsprinzip, und die dazu 
erforderlichen Befugnisse der Verwaltung einzuschränken. 
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Zu A. 2 b. 

§ 21 Z. 1 u. 2 der Vorschl. erhalten folgende Fassung: 
*1. Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung der 
Gefangenen während der Arbeit, der Mahlzeiten, des 
Aufenthalts im Freien, des Gottesdienstes und Unterrichts 
zulässig (das Gesperrte ist neu). 

2. Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzulässig. 
Ausnahmen bestimmt die Hausordnung. (Ein positives 
Schweigegebot wurde abgelehnt). 

Zu A. 3. 

§ 24 der Vorschl. wird nach Ablehnung der Anträge 
Gennat u. Stöcker (verlangend eine Sondervorschrift 
für die Bestrafung des Mißbrauchs des Beschwerde¬ 
rechts) angenommen (zu vergl. jedoch S. 42 der Motive 
wonach die Bestrafung gleichwohl möglich ist). 

Zu A. 4. Der Antragsteller Reich erklärt, es sei ihm nur darum 
zu tun, festzulegen, daß die Sicherungsverwahrung 
und das Arbeitshaus nicht als Strafen zu behandeln 
seien. Demgemäß hat er auch die Arbeitsgestaltung ent¬ 
worfen: Arbeitsabkommen mit industriellen, gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Arbeitgebern unter Festlegungeines 
den örtlichen Verhältnissen angemessenen Tages-, Stunden¬ 
oder Stücklohnes zugunsten des Verwahrten. Bei Arbeit 
für die Anstalt entsprechender Lohnsatz. Zu Kost und 
Kleidung: Bezahlung der Selbstkosten an die Anstalt; 
für die Schlafstelle ein Pauschale. Besondere Hausordnung 
durch den Bundesrat. 

Ein Antrag sei und werde nicht gestellt. Nachdem dies 
auch nicht von anderer Seite erfolgte, erklärte der Antrag¬ 
steller ferner, daß über seine Anregung einer Muß- statt 
einer Kann-Vorschrift über bundesrätliche Erlassung 
einer Reichshausordnung für Sicherungsverwahrungs¬ 
anstalten nicht verhandelt werden möge. 

Zu A. 5. 

a) der Antrag Gennat über Einführung ständi¬ 
ger Reichsaufsicht wird abgelehnt. 

b) dem Antrag Gennat: „Die Anstalten haben sich 
insbesondere in den Fällen der §§ 30 Z. 4, 51 Z. 1—3, Z. 5 
Rechtshilfe zu leisten“ wird mit folgender Re¬ 
solution (Ausschußvorschlag) grundsätzlich entsprochen: 
„Es muß jedoch der weiteren Einigung der berufenen 
Faktoren Vorbehalten bleiben, ob nicht überhaupt aus 
Anlaß des Strafvollzugsgesetzes auch die Rechtshilfe 
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anderer deutscher Behörden untereinander weiterzuregeln 
und auszudehnen sei.“ 

Zu B 1. 

1. Dem Antrag Stöcker: Zusatz als Z. 5 zu § 16 
Vorschi. „Gegenstände, die zur Verübung von Straftaten 
dienen, sind bei der Entlassung nicht mehr auszuhändigen“ 
wird mit folgender Resolution (Ausschußvorschlag) grund¬ 
sätzlich entsprochen: 

„man hält für geboten, sowohl den Zeitpunkt des Einzugs, 
wie die Frage offen zu halten, ob nicht die Sache besser 
in allgemeiner Weise, als für den Strafvollzug allein, und 
zwar strafrechtlich, zivilrechtlich und prozessual zu 
regeln sei.“ 

Zu B. 2. Die von Gennat bei § 27 Z. 2 Vorschi, beantragte 
Streichung des Erfordernisses der Zustimmung zur 
Außenarbeit bei „ehrbesitzenden“ Gefängnis-Gefange¬ 
nen wird abgelehnt. 

Angenommen wird zufolge Antrags v. Prittwittz und 
Gennat der Beisatz zu § 27 Z. 2 der Vorschi, „die Zu¬ 
stimmung darf zu der Arbeit, zu der sie erteilt 
worden ist, nicht mehr widerrufen werden. 

Der Antrag Gennat auf Differenzierung der Gefängnis- 
Gefangenen mit oder ohne Ehrenrechte bei der 
Transportkleidung (§ 33 Z. 5 der Vorschi.) wird zurück¬ 
genommen. 

Zu B. 3. Angenommen wird der * Antrag Stöcker zu § 32 
Z. 2 Vorschi. 

„Männlichen Zuchthausgefangenen wird das Haupt¬ 
haar kurz geschoren, ihnen ist das Barttragen verboten, 
aber gegen Ende der Strafzeit oder aus Gesundheitsrück¬ 
sichten oder aus sonst erheblichen Gründen zu gestatten. 

Zu B. 4. 

§ 34 Z. 3 der Vorschi, erhält folgende Fassung: 

*„Der Genuß des Rauch-, Kau- u. Schnupftabaks 
ist den Gefangenen mit Ausnahme der Einschließungs¬ 
gefangenen in jeder Form untersagt, mit der Ausnahme, 
daß aus Gesundheitsgründen der Arzt den Genuß gestatten 
kann.“ 

Unter allseitiger Zustimmung wird festgelegt, daß — wie 
auch nach der Ansicht der Kommission — alkoholische 
Getränke als Extra-Genuß mittel auszuschließen 
seien, vorbehaltlich der möglichen Zulassung von Wein 
oder Bier bei Selbstbeköstigung (§ 33 Abs. 4). 
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(Auf S. 52 der Begründung der Vorschi, wurden Druck¬ 
fehler berichtigt: auf Zeile 27 muß es statt „Abs. 2“ 
„Abs. 3“ und auf Zeile 35 statt „Abs. 3“ „Abs. 2“ heißen; 
die Worte „bzw. Bier“ auf Zeile 30 sind zu streichen). 

Zu B. 5. 

Der Antrag Gennat: durch Aufnahme in § 51 Z. 1 
lit. i die körperliche Züchtigung gegen Jugend¬ 
liche zu einem reichsrechtlichen Disziplinarstraf- 
mittel zu machen, wird abgelehnt; gegen die Fassung 
der „Vorschi.“, welche die Strafanstalten von der landes¬ 
rechtlich geordneten Schulzucht bezüglich Jugendlicher 
nicht ausnimmt, lag kein Antrag vor. 

Der Antrag v. Baehr: „Schulstrafen sind von dem 
Lehrer zu verhängen und können an Ort und Stelle 
vollstreckt werden; doch ist von jeder Strafe dem Vor¬ 
steher alsbald Mitteilung zu machen“, findet keine Unter¬ 
stützung. 

Zu B. 6. 

Übereinstimmend mit §§ 61 und 65 der Vorschi, werden 
für Arbeitshaus und Sicherungsverwahrung Selbst¬ 
beköstigung und eigene Kleidung ausgeschlossen. 
Auf Antrag Gennat werden politische Zeitungen für diese 
Anstalten abgelehnt. (Bezüglich der Fachzeitungen 
bestand Einverständnis, daß sie nach unangefochtenen 
Bestimmungen der Vorschläge zulässig sind, soweit es mit 
der Ordnung der Anstalt verträglich ist. (Vgl. §§ 61 
Z. 2; 66; 42 Z. 3). 

Zu B. 7. 

Angenommen wird auf Antrag Gennat, dem der 
Ausschuß beitrat, zu § 72, Z. 5 der Vorschi. (Vertrauens¬ 
personen). 

„es sei der Landesoberaufsichtsbehörde überhaupt die 
Möglichkeit zu wahren, für einzelne Anstalten (nicht blos 
für „große“ Anstalten) Vertrauenspersonen zu bestellen 
und deren Rechte und Pflichten zu regeln. 

Zu C. 

Der Ausschuß-Antrag auf Überweisung des Ent¬ 
wurfs an das Reichs justizamt und den deut¬ 
schen Einzelregierungen wird mit allen ab¬ 
gegebenen Stimmen angenommen. 



Sitzungsbericht. 


Erster Verhandlungstag, Dienstag, den 26. Mai 1914, 

vormittags 9 Uhr. 

Vorsitzender des Vereinsausschusses Direktor Schwandner: 

Hochverehrte Versammlung! Ich eröffne unsere Mitglieder¬ 
versammlung und heiße Sie herzlich willkommen. Unsere 
Tagung hat dieses Jahr, wie Sie wissen, ein besonders festliches 
und feierliches Gepräge; es wird sich die Gelegenheit finden, 
auf diesen Punkt im Laufe der heutigen Verhandlungen zurück¬ 
zukommen. 

Jetzt für den Augenblick haben wir zur Wahl eines Vor¬ 
sitzenden zu schreiten. Nach unseren Statuten wählt die Ver¬ 
sammlung durch Zuruf den Vorsitzenden der Tagung. Ich 
kann Ihnen die erfreuliche Mitteilung machen, daß Seine Ex¬ 
zellenz der Herr Wirkliche Geheime Rat Prof. Dr. v. Jagemann- 
Heidelberg sich bereit erklärt hat, den Vorsitz auch dieser 
Tagung zu übernehmen. Es ist eine besonders freundliche 
Fügung, daß Exzellenz sich auch bei unserm 50 jährigen 
Jubelfeste zur Verfügung gestellt hat, nachdem er schon unser 
25 jähriges Fest in Freiburg im Jahre 1889 geleitet hat. Ex¬ 
zellenz wird nunmehr zum fünften Male unsere Versammlungen 
leiten. Die diesmalige Versammlung ist gewissermaßen eine 
Fortsetzung der Kölner und der Mannheimer Tagung, die beide 
Exzellenz von Jagemann so trefflich geleitet hat, und so 
können wir uns von Herzen freuen, daß Exzellenz sich wieder 
zur Verfügung gestellt hat. Ich darf Sie vielleicht bitten, durch 
Zuruf die Wahl Seiner Exzellenz zum Vorsitzenden unserer 
Tagung gutzuheißen (Zustimmung). 

Darf ich Exzellenz vielleicht bitten, den Vorsitz zu über¬ 
nehmen! cedo maiori, parce minori! 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Hochgeehrte Herren! Ich übernehme das Amt mit 
Freuden und danke Ihnen für Ihr Vertrauen, muß aber diesmal 
Ihre Unterstützung in ganz besonderem Maße in Anspruch 
nehmen, denn die Aufgabe, die uns gestellt ist und gestellt 
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werden mußte, sich auszusprechen über einen ganzen Gesetz¬ 
entwurf, der zwar bescheiden „Vorschläge“ genannt ist, ist 
eine so große, daß es dem knappen Zeitmaße gegenüber nur 
bei einem sehr einhelligen Zusammenwirken und unter ge¬ 
wissen Beschränkungen möglich ist, dieser Aufgabe gerecht 
zu werden. Ich weiß die Ehre vollkommen zu würdigen, einer 
Jubiläumstagung zu präsidieren und einer Tagung, in der es 
sich darum handelt, einem Werke, von dem wir hoffen, daß 
es eine weitere nationale Ausprägung wichtiger Gedanken dar¬ 
stellt, die Gestalt zu geben (Bravo!) 

Statutenmäßig ist meine nächste Aufgabe, die Herren 
Vizepräsidenten zu berufen, und ich bitte aus Hamburg 
den Herrn Landgerichtspräsidenten Dr. Engel und außerdem 
aus Preußen den Herrn Geheimen Oberjustizrat Plaschke, 
mir die Ehre zu erweisen, sich dem Präsidium anzugliedern. 
Ich darf hoffen, daß die Herren diese Wahl annehmen. 

Geheimer Oberjustitzrat Plaschke, Berlin: 

Ich nehme mit Dank an. 

Landgerichtspräsident Dr. Engel, Hamburg: Danke! 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Als Schriftführer berufe ich wie schon mehrmals die 
Herren Strafanstaltsdirektor Clement in Butzbach und Straf¬ 
anstaltspfarrer Dr. Jacobs in Werden. 

Zunächst ist die Liste der Beschickungen unserer Ver¬ 
sammlung zu verlesen. 

(Geschieht durch den Herrn Schriftführer). 

Schriftführer Direktor Clement, Butzbach: 

Vom Reichsjustizamt der Herr Geheime Oberregie¬ 
rungsrat Dr. Bumke und der Herr Geheime Regierungsrat 
Dr. Heinrici; von Baden, Ministerium der Justiz: Herr 
Geheimer Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg; aus Bayern, 
Staatsministerium der Justiz: Herr Königl. Oberregierungsrat 
Dr. Müller; aus Braunschweig, Herzogi. Braunsclnveig- 
Lüneburgisches Staatsministerium: Herr Oberstaatsanwalt 
Holland und Herr Amtsrichter Marquordt, Vortragender 
Beamter im Herzogi. Staatsministerium; Bremen: Herr 
Senatssyndikus Dr. Ulrich. Der Vertreter von Elsaß-Lothringen 
ist erkrankt und konnte daher nicht kommen. Von Hamburg, 
Senat: Herr Senator Dr. Schaefer, Vorstand der Justiz¬ 
verwaltung, Bürgerschaft: der Präsident der Bürgerschaft, 
Herr Oberregierungsrat Dr. Schön; Hessen, Gr. Ministerium 
der Justiz: Herr Gr. Generalstaatsanwalt Geheimer Rat 
Dr. Preetorius, zugleich Vertreter des Verbandes der Deut- 
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sehen Schutzvereine; Lübeck, Senat: Herr Senator Kulen- 
kamp und Herr Regierungsrat Dr. Lange; Oldenburg, Gr. 
Ministerium der Justiz: Herr Geheimer Oberregierungsrat 
Präsident von Finckh; Preußen, Königl. Preuß. Justiz¬ 
ministerium : Herr GeheimerOberjustizrat Plaschke, Mini¬ 
sterium des Innern: Herr Geheimer Oberregierungsrat 
Schlosser, Referent in Fürsorgesachen, und Herr Geheimer 
Regierungsrat Dr. Finkelnburg, Referent für das Gefängnis¬ 
wesen; Sachsen, Königl. Justizministerium: Herr Ge¬ 
heimer Justizrat Dr. Kunz, Ministerium des Innern: Herr 
Ministerialdirektor Geheimer Rat Heink; Mecklenburg- 
Schwerin, Gr. Justizministerium: HerrGeheimerMinisterialrat 
Heuck; Württemberg, Königl. Justizministerium: Herr 
Ministerialrat Röcker; Österreich, k. k. Justizministerium: 
Herr Ministerialrat Dr. Josef Edler v. Mayer und Herr 
Ministerialsekretär Dr. Ferdinand Kadecka; vom Landes¬ 
ausschuß des Erzherzogtums Österreich unter der Enns: 
Herr Landesrat Dr. Franz Hueber aus Wien; Schweiz, 
Präsident der eidgenössischen Gefängniskommission: Herr 
Eidgenössischer Generalanwalt Dr. Kronauer und Mitglied 
der eidgenössischen Gefängniskommission Herr Dr. Curti, 
Direktor der Strafanstalt Regensdorf; Kanton Zürich, letz¬ 
terer zugleich Vertreter des schweizerischen Vereins für Straf- 
Gefängniswesen und Schutzaufsicht; Luxemburg, Gr. 
Luxemburg. Staatsministerium: Präsident der Gr. Verwaltungs¬ 
kommission der Strafanstalten Herr Dr. August Ulveling 
und Herr Unteradministrator der Strafanstalten Franz Ensch. 

Vereine. Rheinisch-Westfälische Gefängnisgesellschaft: 
Herr Pfarrer Just in Düsseldorf; Gefängnisgesellschaft für die 
Provinz Sachsen und das Herzogtum Anhalt: Herr Pastor 
von Wodtke in Halle an der Saale; Zentralleitung des Landes¬ 
verbandes der badischen Schutzvereine: Herr Assessor Ritter, 
stellvertretender Vorstand der Strafanstalten Mannheim; 
Deutscher Hilfsverein für entlassene Strafgefangene in Ham¬ 
burg: Herr Landgerichtspräsident Dr. Engel, Herr Pastor 
Dr. Seyfarth und Herr Regierungsrat Schütze, Altona; 
Württ. Verein zur Fürsorge für entlassene Strafgefangene: 
Herr Pfarrer Schairer in Tübingen, Verwaltungsbeamten¬ 
verein der österr. Strafanstalten und Gerichtshofgefängnisse: 
Herr Oberdirektor Marcovich in Graz. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann; 

Auf die Tagesordnung setze ich zuerst die Begrüßungen, 
dann den Rechenschaftsbericht nebst allen geschäftlichen Er¬ 
ledigungen, die sofort daran angeschlossen werden. Dann 
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werden wir zu den Vorschlägen zum Strafvollzugsgesetz über¬ 
gehen. 

Ich darf bitten, in die Begrüßungen einzutreten, und 
möchte zunächst der territorialen Autorität, dem Herrn 
Senator Dr. Schaefer, dem Vorstande der Hamburgischen 
Justizverwaltung, das Wort erteilen. 

Senator Dr. Schaefer, Hamburg: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als Vertreter des 
Senats und zugleich auf Ersuchen des Herrn Präsidenten der 
Hamburgischen Bürgerschaft heiße ich Sie im Namen der 
Freien und Hansestadt Hamburg herzlich willkommen. 

Es ist das erstemal während des 50 jährigen Bestehens, 
daß der Verein seine Tagung auf Hamburgischein Boden ab¬ 
hält. Daß Sie dazu gerade das Jahr gewählt haben, in welches 
Ihr goldenes Jubiläum fällt, ein Jubiläum, das diesen Tagen 
hoffentlich einen besonderen Glanz verleihen wird, erfüllt uns 
mit aufrichtiger Freude. 

Zu ernster und wichtiger, verantwortungsvoller Arbeit, 
sind Sie hier zusammengekommen. Den Hauptgegenstand 
Ihrer Tagesordnung bildet die Beratung über Vorschläge zu 
einem einheitlichen Strafvollzugsgesetz, zu einem Gesetz, 
das gewissermaßen den Schlußstein der Rechtseinheit auf 
dem Gebiete des Strafrechts und des Strafprozeßrechts 
bilden soll, einer Rechtseinheit, die außerordentlich wert¬ 
voll ist, die aber doch immer lückenhaft bleiben muß, 
solange die Möglichkeit besteht, daß Strafen, die denselben 
Namen tragen und dasselbe Strafübel bilden, sollen in den 
verschiedenen Teilen Deutschlands nach verschiedenen Grund¬ 
sätzen vollzogen werden. Die große Zahl der Vertreter von 
hohen Regierungen des Inlandes und des Auslandes, deren 
Namen Ihnen soeben verlesen sind, bildet ein Zeugnis dafür, 
ein wie großer Wert auf Ihre Beratungen gelegt und welch leb¬ 
haftes Interesse Ihren Arbeiten entgegengebracht wird. Han¬ 
delt es sich doch um eine Rechtsmaterie, bei der in erster Linie 
der erfahrene Praktiker zu Wort kommen muß, denn, meine 
Herren, nur derjenige, der die Wirkungen des Strafvollzuges 
beständig vor Augen hat, wird sich ein zuverlässiges Urteil 
darüber bilden können, ob wir mit den bestehenden Grund¬ 
sätzen auf dem richtigen Wege sind oder ob neue Bahnen ein¬ 
geschlagen werden müssen, damit der Strafvollzug seine 
Zwecke und Wirkungen erfüllen kann. Der Praktiker wird 
auch am sichersten gegen die Gefahr einer gar zu weitgehenden 
Reglementierung geschützt sein, er wird sich darüber klar 
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sein, daß es zwar auf der einen Seite der Festlegung gesetz¬ 
licher Grundsätze bedarf, damit der Leiter der Anstalt, damit 
die Beamten der Anstalt, in deren Händen der Strafvollzug 
liegt, wissen, welche Befugnisse sie haben und wie weit sie in 
der Ausübung dieser Befugnisse gehen dürfen. Er wird aber 
anderseits auch durchdrungen sein von der Überzeugung, daß 
der Gesetzgebung gewisse Grenzen gezogen sind, daß die ge¬ 
setzlichen Fesseln nicht gar zu eng sein dürfen, daß dem Leiter 
der Anstalt, den Beamten der Anstalt ein gewisser Spielraum 
für die Betätigung der eigenen Initiative bleiben muß, damit 
die Herren auch in der Lage sind, die notwendige Individuali¬ 
sierung der Gefangenen durchzuführen und auf diesem Wege 
den Aufgaben des Strafvollzugs, die ja nicht nur auf die Dauer 
des Strafvollzugs beschränkt sind, sondern weit darüber 
hinausgehen sollen, in vollem Umfange gerecht zu werden. 

Meine Herren! Mögen Ihre Arbeiten, in die Sie jetzt ein- 
treten, von den besten Erfolgen gekrönt sein, möge es Ihnen 
beschieden sein, diese wichtige und schwierige Frage, die seit 
Jahrzehnten auf der Tagesordnung steht, und die von der 
Tagesordnung nicht wieder verschwinden wird, bis eine be¬ 
friedigende Lösung gefunden ist, ein gutes Stück ihrer Lösung 
näherzubringen. 

Aber, meine geehrten Damen und Herren, nicht nur zu 
ernster Arbeit, sondern auch zu geselligem Zusammensein 
sind Sie nach Hamburg gekommen. Es ist auch ein Zweck 
und nicht der geringste Zweck derartiger Kongresse, daß die 
durch gemeinsame Arbeit, durch gemeinsame Interessen ver¬ 
bundenen Berufsgenossen sich gegenseitig kennen lernen und 
Gelegenheit haben, in persönlicher Berührung, in geselligem 
Beisammensein ihre Meinungen auszutauschen. Das gesprochene 
Wort ist immer wirkungsvoller als das geschriebene, und gerade 
dieses Zusammensein, diese persönliche Fühlungnahme, hat 
den Wert, daß sie Beziehungen erzeugt, die auch für die ganze 
zukünftige Arbeit fruchtbringend weiterwirken. 

Der Ortsausschuß, meine Herren, der vor einigen Monaten 
zusammengetreten ist, um diese Festlichkeit hier in Hamburg 
vorzubereiten, hat ein Programm entworfen, aus welchem Sie 
ersehen, daß Sie die Stunden geselliger Erholung nach des 
Tages Arbeit nicht in geschlossenen Räumen, nicht in Theatern 
usw., sondern entsprechend der Jahreszeit und im Vertrauen 
auf das Wetter, das uns hoffentlich keinen Querstrich machen 
wird, in der freien Natur zubringen sollen. Es soll Ihnen gezeigt 
werden, was Hamburg in der jetzigen Jahreszeit an Natur¬ 
schönheiten zu bieten vermag. Diejenigen unter Ihnen, die 
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aus dem Süden oder auch aus dem mittleren Deutschland kom¬ 
men, werden ja an großartigere Landschaftsbilder gewöhnt 
sein. Ich hoffe aber, daß auch Sie den Wert der norddeutschen 
Tiefebene zu würdigen wissen und daß Sie erkennen, daß auch 
unser norddeutsches Flachland reizvolle Landschaftsbilder 
hervorzubringen vermag, namentlich, wenn das Element, dem 
Hamburg seine ganze Existenz, seine ganze Entwicklung ver¬ 
dankt, wenn das Wasser hinzukommt, das Sie heute an der 
Alster, morgen an der Elbe kennen lernen werden und das 
immer dazu beiträgt, die Landschaft reizvoll und abwechs¬ 
lungsvoll zu gestalten. 

Meine Herren! Ich wünsche Ihnen, und ich bin egoistisch 
genug, hinzuzusetzen: ich wünsche auch uns, daß diese Tagung 
den allerbesten Verlauf nehmen möge, daß Sie, meine Herren, 
Eindrücke empfangen, welche bleibenden Wert besitzen, so 
daß Sie, wenn Sie in wenigen Tagen uns wieder verlassen wer¬ 
den, an die Tage des hiesigen Aufenthalts noch lange und gern 
zurückdenken mögen. (Lebh. Beifall). 

Geheimer Oberregierungsrat Dr. Bumke, Berlin: 

Meine sehr geehrten Damen'und Herren! Der Herr Staats¬ 
sekretär des Reichsjustizamts hat mich beauftragt, dem Ver¬ 
ein namens der Reichsjustizverwaltung zu seiner heutigen 
Tagung Gruß und Glückwunsch darzubringen. Dieses Auf¬ 
trages entledige ich mich mit besonderer Freude. 

Geeint durch eine edle und hohe Auffassung des Berufs 
der Strafanstaltsbeamten, geleitet von dem Streben nach einer 
stetig fortschreitenden Verbesserung und Vereinheitlichung des 
Strafvollzugs, hat Ihr Verein in den 50 Jahren, auf die er nun¬ 
mehr zurückblickt, der deutschen Rechtspflege die wertvollsten 
Dienste geleistet. Dankbar erkennt die Reichsjustizverwaltung 
an, wie sehr durch Ihre Wirksamkeit die Fragen des Straf¬ 
vollzugs vertieft und geklärt worden sind. Dankbar gedenkt 
sie auch der reichen und fruchtbringenden Anregungen, die 
aus Ihrer Tätigkeit weit über das Gebiet des Strafvollzugs 
hinaus für die Rechtspflege und die Gesetzgebung erwachsen 
sind. 

Dem Gegenstände, der Sie in Ihrer heutigen Tagung be¬ 
schäftigt, bringen wir naturgemäß das lebhafteste Interesse 
entgegen. Durch die Aufstellung des Entwurfs eines Vollzugs¬ 
gesetzes hat der Verein dem reichen Kranze seiner Verdienste ein 
neues, schönes Blatt eingefügt. Wir haben das Entstehen dieses 
Entwurfs mit lebhaftester Aufmerksamkeit verfolgt; steht doch 
sein Inhalt mit der schwebenden Reform des Strafgesetzbuchs 
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im engsten Zusammenhang. Von ihren Verhandlungen über 
den Entwurf erhoffen wir reichen Erfolg. Sie werden, so 
hoffen wir, uns dem gemeinsamen Ziele einer einheitlichen 
Gestaltung des Strafvollzugs einen wichtigen Schritt entgegen¬ 
führen, dem Verein zur Ehre, dem deutschen Recht zum Segen 
(lebh. Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Herren Vertreter der reichsdeutschen Einzelstaats¬ 
regierungen haben sich dahin geeinigt, eine gemeinsame Be¬ 
grüßung des Vereins durch Herrn Geheimen Oberjustizrat 
Piaschke vornehmen zu lassen. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Meine hochverehrten Damen und Herren! ln wessen Auf¬ 
trag ich spreche, ist Ihnen eben von Ihrem Herren Präsidenten 
mitgeteilt worden. Ich habe im Aufträge der Herren Regie¬ 
rungskommissare der Einzelstaaten dem Verein den ver¬ 
bindlichsten Dank dafür auszusprechen, daß er uns eine Auf¬ 
forderung und Einladung zu dieser Tagung zugesandt hat, und 
ihm für diese Tagung guten Erfolg, ersprießliche Verhandlung 
und vielleicht Kürze der Verhandlung herzlich zu wünschen. 

Daß der Verein sich seit seinem Bestehen der lebhaftesten 
Sympathie und Anerkennung der Einzelregierungen des Reiches 
erfreut hat, ist Ihnen in den 17 Tagungen, die Sie gehabt haben, 
und heute bereits aus beredtem Munde versichert worden. 
Diese Versicherung nochmals abzugeben, erscheint daher über¬ 
flüssig. Wenn ich aber noch ein paar Worte über die Aufgabe 
sage, die Ihnen in dieser Tagung bevorsteht, und Ihnen ganz 
besonders wünsche, daß Ihre Verhandlungen ersprießlich für 
das Wohl des Vaterlandes sein mögen, so werde ich dazu durch 
die außerordentlich schwierige Materie veranlaßt, der Ihrer 
Beratung gilt. Auf diese Schwierigkeit hat der Herr Präsident 
bereits hingewiesen. Ich darf folgendes hinzufügen. Natur¬ 
gemäß ist ein Strafvollzugsgesctz die Ausführung eines Straf¬ 
gesetzes. Daher erscheint es eigentlich notwendig, daß man 
das Strafgesetz kennt, wenn man sich an die Bearbeitung des 
Strafvollzugsgesetzes heranwagt. Sie, meine verehrten Herren 
und Damen oder, pardon, Damen und Herren, kennen dieses 
Strafgesetz nicht. Es hat sich infolgedessen der Entwurf, wenn 
ich der Festschrift meines verehrten Freundes, des Herrn Dr. 
Ni emeyer folge, in einzelnen Punkten mit den Beschlüssen 
der Strafrechtskommission, wie sie jetzt vorliegen, in einen 
gewissen Gegensatz gesetzt, und ich halte es für klug, daß man 
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diese Gegensätze, wenn es vermeidbar ist, in der Verhandlung 
nicht allzu scharf betont. Trotz dieser Schwierigkeiten wird es, 
glaube ich, Ihnen, den in erster Linie berufenen Sachverständi¬ 
gen gelingen, etwas zu schaffen, was dauernden Wert hat. 
Und so will ich mit den Worten schließen, mit denen der allge¬ 
meine Teil der Vorschläge schließt: „Es bleibt zu hoffen“ — 
und ich will hinzufügen, zu wünschen —, daß es dem Verein 
der deutschen Strafanstaltsbeamten so vergönnt sein werde, 
zu einem wichtigen vaterländischen Werk zu wirken, und es 
wird diese Hoffnung um so mehr gehegt, als der Verein in den 
50 Jahren seines Bestehens sich stets und vielfältig der För¬ 
derung seitens der deutschen Regierungen erfreuen durfte und 
seine Anregungen oftmals bei ihnen eine günstige Aufnahme 
fanden. Daß das letztere richtig ist, das versichere ich im 
Auftrag der Herren Kommissare (lebh. Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das Wort für die österreichische Vertretung hat Herr 
Ministerialrat Dr. Josef Edler v. Mayer. 

Ministerialrat Dr. Josef Edler v. Mayer, Wien: 

Euer Exzellenz! Meine hochverehrten Damen und Herren! 
Von meinem Chef, dem österreichischen Minister der Justiz, 
ist mir der ehrenvolle Auftrag zuteil geworden, Sie, meine 
hochverehrten Damen und Herren, in seinem Namen auf das 
herzlichste zu begrüßen und Ihnen zur goldenen Jubelfeier 
Ihres Vereins sowie zu den reichen Erfolgen, die Sie in 50jähri- 
ger rastloser Tätigkeit auf dem Gebiete des Strafvollzugs 
errungen haben, seine herzlichsten und aufrichtigsten Glück¬ 
wünsche zu überbringen. 

Die österreichische Justizverwaltung ist seit jeher den 
Bestrebungen und Beratungen Ihres Vereins mit größtem 
Interesse gefolgt. Sie tut dies im gegenwärtigen Augenblick 
um so mehr, als ja auch bei uns in Österreich die Frage einer 
Umgestaltung des Strafrechts und damit im Zusammenhang 
des Strafvollzuges im Vordergründe steht. Bei den innigen Be¬ 
ziehungen, die zwischen dem Deutschen Reich und Österreich 
auch auf dem Gebiete des Rechtslebens bestehen, ist es nur 
zu leicht begreiflich, daß wir in Österreich der Ausgestaltung 
des Strafvollzugs im Deutschen Reiche mit größter Aufmerk¬ 
samkeit folgen. Ich bin überzeugt, daß Ihre Beratungen und 
Beschlüsse über die Vorschläge zu einem Reichsstrafvollzugs¬ 
gesetze auch befruchtend wirken werden auf die Beratungen 
über die von der österreichischen Regierung den gesetzgebenden 
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Körperschaften vorgelegten Entwürfe zur Reform des Straf¬ 
rechts. Fußen doch Ihre Vorschläge auf den reichen und wert¬ 
vollen Erfahrungen, die Sie, meine hochverehrten Herren, in 
der Ausübung des Dienstes als Strafvollzugsbeamte gesammelt 
haben, und sind doch die Herren der Praxis in erster Linie 
berufen, in Fragen, welche die gesetzliche Regelung des Straf¬ 
vollzugs betreffen, ihre Meinung abzugeben. Ich wünsche 
Ihren Beratungen reichsten Erfolg (lebh. Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das Wort für die Gr. Luxemburgische Vertretung hat Herr 
Präsident Dr. Ulveling. 

Präsident der Gr. Verwaltungskommission der Strafanstalten 
Dr. Aug. Ulveling, Luxemburg: 

Hochansehnliche Versammlung! Ich überbringe den Gruß 
und den Dank der luxemburgischen Regierung für die große 
Ehre, die ihr zuteil ward, in dieser hohen Versammlung ver¬ 
treten sein zu dürfen. Die deutschen Strafanstalten sind uns 
ja nicht unbekannt, so wenig wie die Strafgefangenen deutscher 
Nationalität (Heiterkeit), welche ein Viertel unserer Gesamt¬ 
insassenzahl ausmachen (große Heiterkeit). Die deutschen 
Zuchthäuser und Gefängnisse haben ja schon größeren Staaten 
als unserm winzigen Ländchen als willkommene Wegweiser 
gedient. Ich bin froh und glücklich, hier persönlich hervorzu¬ 
heben: wer je mit den deutschen Strafanstaltsbeamten zu tun 
hatte, der kann deren Tüchtigkeit und Zuvorkommenheit 
nicht genug loben. 

Meine Herren! So wie die moderne Heilkunde keine Krank¬ 
heiten mehr kennt, sondern bloß Kranke, so kennt der moderne 
Strafvollzug nicht mehr bloß das Verbrechen, sondern auch 
den Verbrecher selbst. Dieses Leitmotiv schlängelt sich durch 
den Entwurf zu einem Reichsgesetz für den Vollzug der Frei¬ 
heitsstrafen und sichernden Maßnahmen, in dessen Beratung 
wir jetzt eintreten werden. Meine Herren! Dieses großzügige, mit¬ 
unter meisterhafte Werk setzt dem 50 jährigen Wirken voller 
Hingabe der deutschen Strafanstaltsbeamten die würdige 
Krone auf. Reiches Wissen mit praktischer Arbeit und Ge¬ 
rechtigkeit gepaart mit Gnade, das sind dessen Merkmale. 
Kein schöneres Festgeschenk als dieses kleine graue Büchlein 
konnte der Verein der Strafanstaltsbeamten heute dem 
Deutschen Reich und der ganzen zivilisierten Welt überreichen. 
Dank, vielen Dank und dem Verein ein kräftiges vivat, floreat, 
crescat (lebh. Beifall). 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das Wort hat namens der eidgenössischen Vertretung Herr 
Generalanwalt Dr. Krön au er. 

Eidgenössischer Generalanwalt Dr. Kronauer: 

Exzellenz! Geehrte Festversanimlung! Der schweizerische 
Bundesrat hat mit Freude die Einladung zu der heutigen 
Tagung der deutschen Strafanstaltsbeamten empfangen und 
hat sein Justizdepartement veranlaßt, eine Abordnung zu 
Ihrer Tagung abzuschicken. Indem ich dieselbe vertrete, ver¬ 
danke ich auch meinerseits warm die Einladung und spreche 
meine große Genugtuung darüber aus, daß ich die Ehre habe, 
hier vor Ihnen zu stehen und Ihrer Tagung beizuwohnen. 

Es sind bereits über das Wesen und die Bestrebungen 
Ihres Vereins von den Vertretern der Freien und Hansestadt 
Hamburg, von den Vertretern der deutschen Regierungen und 
von den Vertretern von Österreich treffliche Worte ausge¬ 
sprochen worden. Ich will dieselben nicht wiederholen, ich 
könnte sie nicht verbessern. Ich kann mich nur anschließen 
und sagen, daß auch wir, Ihre südlichen Nachbarn, stets mit 
großem Interesse die Arbeiten Ihres Vereins und überhaupt 
die Maßnahmen des Reichs zur Verbesserung des Strafgesetzes 
und zur Verbesserung des Strafvollzugs verfolgen und daß 
wir hoffen, daß es uns vergönnt sei, noch weiter von Ihnen gute 
Resultate zu übernehmen, die Ihre Beratungen zutage fördern. 

Ich glaube, es wird Sie interessieren, zu vernehmen, wie 
es sich in der Schweiz gegenwärtig mit der Erstellung eines 
einheitlichen Strafgesetzbuches und dann mit den Vorarbeiten 
zur Schaffung eines einheitlichen Strafvollzuges verhält. Wir 
sind in dieser Beziehung in einer schwierigeren Stellung als 
diejenigen Staaten, in denen eine starke Regierung eben be¬ 
fiehlt, wo die Volksvertreter oder andere Instanzen nicht zu¬ 
recht kommen mit der Ausführung gewisser Ideen, sei es an 
diesem oder anderem Orte. In der Schweiz existieren bekannt¬ 
lich 25 souveräne Kantone, die nicht einmal alle ein kodi¬ 
fiziertes Strafrecht besitzen. Wir haben in den verschiedenen 
Landesteilen mit der deutschen, der französischen und der 
italienischen Bevölkerung — hier und da wird auch von ver¬ 
schiedenen Rassen gesprochen — zu rechnen, und zwar nicht 
nur bezüglich der Sprachen, sondern auch bezüglich der An¬ 
schauungen in allen möglichen Beziehungen, auch hinsichtlich 
des Rechtslebens. Der Bund hat durch seine Verfassung vom 
Jahre 1874 und durch seitherige Revision derselben das Recht 
erhalten, das Zivilrecht und das Strafrecht zu vereinheitlichen, 
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die vorher den Kantonen überlassen waren. Beim Zivilrecht 
ist diese Aufgabe durchgeführt, und ich glaube, sagen zu kön¬ 
nen: es ist allgemein anerkannt, daß das jetzige schweizerische 
Zivilgesetzbuch eine vorzügliche und in allen Teilen muster¬ 
hafte Arbeit ist. Daneben mußte das Strafgesetzbuch, dessen 
Erstellung dem Bunde zu gleicher Zeit gewährt wurde, eine 
Zeitlang ruhen. Herr Prof. Stoss, früher in Bern, jetzt in 
Wien, hat bekanntlich anfangs der neunziger Jahre einen Vor¬ 
entwurf für ein einheitliches Strafgesetzbuch ausgearbeitet. 
Dieser Entwurf ist dann von verschiedenen Kommissionen 
durchberaten worden, zuletzt von einer Kommission von 
Männern der Strafrechtswissenschaft. Das geschah im Jahre 
1908, und seit dem Jahre 1912 ist nun unter dem Vorsitz 
des Vorstehers des Justiz- und Polizeidepartements, Herrn 
Bundesrats Müller, eine große Expertenkommission damit 
beschäftigt, diesen Entwurf von 1908 zu prüfen und durch¬ 
zuarbeiten, damit er dem Bundesrat und nachher den eidge¬ 
nössischen Räten vorgelegt werde. Wir müssen auch noch mit 
dem Referendum rechnen. Es kann die Entscheidung darüber, 
ob ein so weitläufiges, großes Gesetz angenommen werden 
soll oder nicht, unter Umständen auch noch der Volksabstim¬ 
mung unterliegen. Die jetzige Expertenkommission besteht 
aus 30 Mitgliedern aus allen Teilen der Schweiz. In ihr sind alle 
Sprachen, auch die politischen und religiösen Richtungen 
möglichst vertreten, natürlich auch die Strafrechtswissen¬ 
schaft und die Männer des Strafvollzuges. Die Verhandlungen 
sind nicht nur weitschichtig, sondern ungemein interessant, 
sie ergeben auch für diejenigen, die vorgebildet waren und die 
in den früheren Kommissionen mitgewirkt haben, unendlich 
viel Neues und Beachtenswertes. Die Protokolle dieser Straf¬ 
rechtskommission werden vielleicht auch im Auslande von 
Wert sein, insonderheit bei den weiteren Beratungen der deut¬ 
schen und österreichischen Vorentwürfe, die nun im Gange 
sind. 

Daneben hat das Justizdepartement eine sogen, eidge¬ 
nössische Gefängniskommission bestellt, bestehend aus Prak¬ 
tikern des Strafvollzuges und Theoretikern, die nun Vorschläge 
machen sollen über gemeinsamen Vollzug der Strafen und der 
sichernden Maßnahmen, die im Strafgesetzbuch für die ganze 
Schweiz vorgesehen sind. 

Von der Strafrechtskommission ist durchgenommen das 
erste Buch des Stossschen Vorentwurfs über Vergehen und 
Verbrechen, allgemeiner und spezieller Teil, und der allgemeine 
Teil der Übertretungen. In diesem Jahr kommt noch der 
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spezielle Teil der Übertretungen an die Reihe, und dann folgt 
das Einfülirungsgesetz und hierauf die Gefängnisorganisation. 

Meine Herren! Ich habe geglaubt, es interessiere Sie, 
davon zu hören, wie wir in der Schweiz Vorgehen. Sie sehen, 
es besteht ein sehr naher Kontakt zwischen dieser Strafrechts- 
kommission und denjenigen Männern, die den Strafvollzug 
organisieren sollen. Es wird nach gefallenen Äußerungen in 
Deutschland bedauert, daß dieser Kontakt öfter fehle. In 
der Schweiz werden wir dafür sorgen, daß die Strafvollzugs¬ 
beamten zu ihrem Rechte kommen, wenn es sich um die Aus¬ 
arbeitung der allgemeinen Bestimmungen des Strafvollzugs¬ 
gesetzes handelt. 

Entschuldigen Sie, wenn ich Sie vielleicht zu lange hinge¬ 
halten habe! Ich bin hierher gekommen, um Ihnen im Namen 
der schweizerischen Bundesbehörden für die Einladung zu 
danken, und ich bin gekommen, um zu lernen, und nicht, um 
zu lehren. Wie wir in der Schweiz die so wertvollen Vorschläge, 
die Ihr Ausschuß für die heutigen Verhandlungen zusammen- 
gestellt hat, beachten werden, so werde ich auch den Verhand¬ 
lungen Ihrer Tagung aufmerksam folgen und sehen, daß ich für 
unsere schweizerischen Verhältnisse Vorteile daraus ziehen 
kann. Für Ihren Verein mein herzliches Glückauf für heute 
und für Ihre weiteren Bestrebungen (lebh. Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das Wort zur Begrüßung namens sämtlicher Vereine und 
Vereinsverbände hat Herr Generalstaatsanwalt Geheimer Rat 
Dr. Preetorius. 

Generalstaatsanwalt Geheimer Rat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Meine Damen und Herren: Es ist noch nicht ein Jahr her, 
da konnte ich gelegentlich der Tagung des Verbandes der 
deutschen Schutzvereine hier in dieser herrlichen Stadt als 
neu gewählter Vorsitzender dieses Verbandes auf die bemer¬ 
kenswerte Tatsache hinweisen, daß der Besserungsgedanke 
im Strafvollzug der Vater der Schutzvereine gewesen ist, der 
Schutzvereine, deren Aufgabe es ist, dem entlassenen Ge¬ 
fangenen den Weg zu ebnen zur Wiederaufrichtung seiner Exi¬ 
stenz. Jener Besserungsgedanke, der im Laufe des verflossenen 
Jahrhunderts im Strafvollzug mehr und mehr neben dem bis 
dahin allein herrschenden Vergeltungsgcdanken Fuß gefaßt 
hat, ist daher die Brücke, die den Strafvollzug mit der Schutz¬ 
fürsorge verbindet. Es entspricht deshalb der Natur der Sache, 
daß jeder Strafvollzugsbeamte, der es mit seiner Pflicht ernst 
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meint, schon während des Strafvollzugs im voraus zur Schutz¬ 
fürsorge mitarbeitet, daß der Verein der deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten allezeit die Bestrebungen der Schutzvereine 
aufs kräftigste gefördert und unterstützt und daß der Verband 
der Schutzvereine seit seiner Gründung im Jahre 1892 stets 
in engster Fühlung zu dem Verein der Strafanstaltsbeamten 
gestanden hat. Unter denjenigen, die heute zum Jubiläum 
dieses Vereins als Gratulanten erscheinen, dürfen daher die 
Schutzvereine nicht fehlen. 

Ich fasse die Glückwünsche, die ich namens des Verbandes 
hiermit darbringe, in den einen Wunsch zusammen, daß die 
Beziehungen, welche die Schutzvereine mit dem Verein der 
Deutschen Strafanstaltsbeamten verbinden, zumal im Hinblick 
auf die bevorstehenden reichsgesetzlichen Bestimmungen über 
die Schutzfürsorge fortan ein ganz besonders warmes und 
inniges sein möchte, zu Nutz und Frommen einer gedeihlichen 
sozialpolitischen Entwicklung unseres teuren Vaterlandes 
(lebh. Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Meine Damen und Herren! Der Beifall, mit dem Sie den 
Begrüßungen überall gefolgt sind, zeigt unsere Dankbarkeit 
und unsere Freude, — Freude zunächst an der außerordentlich 
günstigen Aufnahme seitens der hohen hiesigen Territorial¬ 
regierung. Wir sind überzeugt, für unser Werk hier die beste 
Stätte zu finden und auch von hier, aus der schönen, großen, 
reichen Wasserstadt Deutschlands die herrlichsten Eindrücke 
mitzunehmen. 

Wir sind dankbar, daß vom Standpunkt der Reichs¬ 
interessen aus unsere Arbeit anerkennend gewürdigt wird. 

Wir freuen uns innig, daß das enge Verhältnis zwischen 
Einzelstaatsregierungen und Verein aufs neue seitens 
des Herrn Vertreters der deutschen Regierungen gewürdigt 
worden ist. 

Wir sind glücklich, im Einblick, der uns in die Arbeit eng¬ 
verbündeter auswärtiger Staaten gegeben worden ist, 
erneut zu sehen, daß die deutsche Arbeitsgemeinschaft und 
eine Gleichheit kultureller Ideen auch immer noch fortbesteht 
und immer emsiger gepflegt werden wird. 

Unter dem Vorbehalt, bei den Vereinsfesten weiter zu 
danken, tue ich es in aller Namen einstweilen wärinstens für 
alle dem Verein gewidmeten Begrüßungen (Bravo). 

Wir gelangen nun zur Erstattung des Geschäftsberichts. 
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Direktor Schwandner, Ludwigsburg: 

Hochgeehrte Damen und Herren! Unsere Vereinsarbeit 
in den letztverflossenen drei Jahren, über die ich Ihnen Be¬ 
richt zu erstatten habe, stand in der Hauptsache unter dem 
Zeichen der Vorschläge zu einem Reichsstrafvollzugsgesetz. 

Zufolge Auftrags des Ausschusses auf Grund der Mann¬ 
heimer Beschlüsse berief die Vereinsleitung möglichst rasch 
eine Kommission, bestehend aus den Ihnen aus der Ein¬ 
leitung zu den Vorschlägen bekannten Ausschußmitgliedern. 
Schon im August 1911 trat die Kommission in Ludwigsburg 
zusammen und arbeitete in erster Lesung die Ihnen bekannten 
Vorschläge aus, die noch Ende desselben Jahres veröffentlicht 
werden konnten. Wir gingen dabei davon aus, daß den Ver¬ 
einsmitgliedern reichlich Zeit und Gelegenheit zur Prüfung 
und Besprechung der Kommissionsarbeit, die wir uns von 
Anfang an als Grundlage für die nächste Mitgliederversamm¬ 
lung dachten, gegeben werden solle. 

Die eingehende Kritik, der unsere Vorschläge in der Folge, 
namentlich durch die Herren Ausschußmitglieder Dr. Gennat 
und Reich, unterzogen wurden, und die inzwischen bekannt 
gewordenen, dem Vorentwurf zum Strafgesetzbuch abändern¬ 
den Beschlüsse der Strafrechtskommission ließen uns eine 
zweite Lesung und teilweise Umarbeitung unserer Vorschläge 
und die Verstärkung unserer Kommission durch mit Gesetz¬ 
gebungsarbeiten durchaus vertraute und in der Praxis des 
Strafvollzugs erfahrene Männer notwendig erscheinen. In 
dankenswertester Weise stellten sich Exzellenz v. J a g e m a n n, 
unser Ehrenmitglied, und der Ehrenvorsitzende unseres Aus¬ 
schusses, Herr Geheimer Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, 
zur Verfügung. Unter dem Vorsitz Sr. Exzellenz sind wir im 
Frühjahr 1913 in Heidelberg noch einmal zusammengetreten 
und haben in angestrengtester Arbeit das zustande gebracht, 
was Ihnen als zweite Lesung der Vorschläge bekannt geworden 
ist. Auch diese zweite Arbeit konnten wir so zeitig in die 
Öffentlichkeit bringen, daß zu weiterer Kritik reichlich Zeit 
blieb. So w f ar es möglich, für die heutige Versammlung eine 
wohlabgewogene und w'ohlvorbereitete Grundlage zu schaffen, 
die als Ausschußvorlage anerkannt umrden ist. Wir sind uns 
wohl bewußt, daß unserer Arbeit mannigfache Fehler und 
Mängel anhaften; ihre Hebung erhoffen w r ir von dieser Ver¬ 
sammlung. Wir haben im Verlauf unserer Arbeit ihre Schwie¬ 
rigkeit erst recht erkannt. Vereinheitlichung des Strafvollzugs, 
ohne die Einzelstaaten in ihrer Bew'egungsfähigkeit zu sehr zu 
binden, ist ein schwierig zu lösendes Problem. 
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Die Ausarbeitung der Vorschläge hat aber nicht nur viel 
Zeit und Arbeitskraft in Anspruch genommen, sie hat auch 
unsere Vereinskasse durch die nötige Gewährung von Reise¬ 
entschädigungen für die Kommissionsmitglieder und die er¬ 
höhten Druckkosten angegriffen. Im Jahre 1911 ergab sich 
hierdurch eine Verminderung des Vereinsvermögens im Be¬ 
trage von 588 Mark, im Jahre 1912 eine solche von 123,20 Mark, 
und im Jahre 1913 gar von 951,18 Mark, zusammen also von 
1662,38 Mark. Das Vereinsvermögen besteht jetzt nur noch 
aus 4943,92 Mark. Der Abmangel wäre noch größer gewesen, 
wenn wir uns nicht im Juli 1911 eines Zuschusses von 500 Mark 
seitens des Königl. Preuß. Ministeriums des Innern auf Für¬ 
sprache von Herrn Geheimrat Kroll ne zu erfreuen gehabt 
hätten, wofür auch an dieser Stelle noch besonderer Dank 
ausgesprochen sein soll. 

Die Zahl der Mitglieder, die im Jahre 1911 1108 betragen 
hat, ist heute auf 1065 zurückgegangen trotz aller meiner 
Bemühungen um Werbung neuer Mitglieder. 

Ein an die militärischen Gefangenenanstalten gerichtetes 
Rundschreiben hat den Erfolg gehabt, daß 5 Anstalten kor¬ 
porativ beigetreten sind, außerdem drei württembergische 
Kriegsgerichtsräte. Ich muß auch diesmal wieder dringend 
um Werbung weiterer Mitglieder bitten. Wie Sie aus der Ver¬ 
einsgeschichte entnommen haben werden, ist die Beteiligung 
am Verein in Baden und Württemberg am stärksten (y 2 auf 
10 000 Einwohner), in Bayern, Elsaß-Lothringen und Hamburg 
V 5 , in Braunschweig y 6 , in Sachsen V? und in Preußen l / g auf 
10 000 Einwohner. 

Daß unter diesen Umständen ein Antrag auf Erhöhung des 
Vereinsbeitrages von der Vereinsleitung ernstlich in Erwägung 
gezogen worden ist, bedarf keiner weiteren Begründung. Wenn 
ich es doch unterließ, diesen Antrag zu steilen, so hat dies, 
abgesehen von der zu befürchtenden Herabminderung der 
Festesfreude (Heiterkeit), darin seinen Grund, daß es mir 
gelungen ist, durch einen Wechsel der Druckerei günstigere 
Bedingungen und Preise zu erzielen. Mit dem 1. Januar d. J. 
ist der Druck unseres Vereinsorgans auf die Druckerei unseres 
Verlags: „Carl Winter’s Universitätsbuchhandlung, Heidel¬ 
berg“ übergegangen. Die Verlagsbuchhandlung konnte uns 
insofern billigere Preise stellen, als sie durch Annoncen und 
Reklamen den Vertrieb unserer Blätter buchhändlerisch besser 
auszunützen vermag. Wir bezahlen jetzt für den Bogen 
Garmond einschließlich der Buchbinderarbeit 71,12 Mark, 
für Petit 85,20 Mark, während wir seither ohne Buchbinder- 
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kosten 66,20 Mark und 81,05 Mark zu bezahlen hatten. Auf 
diese Weise und durch Beschränkung des einzelnen Bandes 
auf 36 Bogen und Erhöhung des Verkaufspreises der im Buch¬ 
handel zu vertreibenden Hefte wird sich unsere Rechnung in 
Ausgabe und Einnahme um etwa 800 Mark verbessern lassen. 
Damit wäre das nötige Gleichgewicht wieder hergestellt. Be¬ 
sonders hervorheben möchte ich, daß unsere Auslagen für 
schriftstellerische Honorare ganz geringfügige sind: 114 Mark 
in drei Jahren, ein Beweis für die Opferwilligkeit unserer Mit¬ 
glieder. Nur so war es möglich, für so geringen Vereinsbeitrag 
soviel zu bieten. Es wird wohl wenige Vereine geben, die uns 
hierin gleichkommen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch dankbar der 
opferwilligen Arbeit unserer Bibliothekkommission gedenken, 
bestehend aus den Herren Pfarrer Dr. Jacobs als Vorsitzen¬ 
dem, Freiherrn v. Egloffstein, Anstaltsinspektor Birkigt, 
Bautzen, Anstaltspfarrer Just, Düsseldorf, und Anstaltslehrer 
Bonn, Werden a. d. R. In aller Stille hat sie mit großer Mühe 
eine neue Auflage unseres Bücherverzeichnisses gefertigt, die 
nun im Druck erschienen ist. Leider verbietet es der Stand 
unserer Vereinskasse, den neuen Katalog unseren Mitgliedern 
kostenlos zu überlassen. Der angesetzte Preis von 1,30 Mark 
deckt gerade unsere Auslagen und ist so nieder, daß er wohl 
gern gezahlt werden wird. Künftig sollen Nachträge zu dem Ver¬ 
zeichnis in der Vereinszeitschrift veröffentlicht werden. Bis 
jetzt sind 102 Bestellungen eingegangen. Weitere werden hier 
in der Geschäftsstelle gern entgegengenommen. 

Und nun lassen Sic mich mit Wehmut und Dank der Toten 
gedenken, die in den letzten drei Jahren von uns geschieden 
sind; es ist wieder eine stattliche Anzahl: vor allem der Ge¬ 
heime Rat Dr. Kroll ne, „unser Krohne“, wie er mit Stolz 
genannt wurde und immer genannt werden wird. Er, „das 
Wahrzeichen unseres Vereins“, ohne den wir uns eine Vereins¬ 
versammlung gar nicht denken konnten! Als er in Mannheim 
die gediegene Rede auf die Feststadt gehalten hatte, sagte er 
zu mir: „Das war nun die letzte Feststadtrede, die ich Ihnen 
gehalten habe; Sie müssen sich künftig um eine jüngere Kraft 
umsehen!“ Leider hat er recht behalten. Noch durfte ich 
im Dezember 1911 bei der erhebenden Feier seines 75. Geburts¬ 
tages ihm die Glückwünsche unseres Vereins darbringen; bald 
darauf begannen seine Kraft und Frische abzunehmen, und 
am 19. Februar 1913 hat ihn der unerbittliche Tod dahingerafft. 
Was er uns gewesen ist, haben unsere grünen Blätter ausführ- 
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lieh dargelegt. Wie sehr wir ihn vermissen, soll auch heute 
dankbaren Herzens zum Ausdruck kommen. 

Von unseren Ehrenmitgliedern sind weiter gestorben: 
Geheimer Hofrat Dr. Gutsch, Karlsruhe, einer der Gründer 
unseres Vereins, der bis ins hohe Alter treu zu uns gehalten 
hat und dem der Verein mannigfache literarische Förderung 
besonders in Hinsicht auf die Behandlung geisteskranker 
Verbrecher verdankt. 

Ferner der wirkliche Geheime Rat Freiherr von der Goltz, 
der als Vertreter des reichsländischen Gefängniswesens häufig 
bei unseren Verhandlungen erschien; ein Edelmann in des 
Wortes vollster Bedeutung, der durch seine tiefgründigen 
Referate und als schlagfertiger, scharfsinniger Debatter unsere 
Verhandlungen förderte. 

Weiter: Staatsrat v. Schwab, Stuttgart. Wer erinnert 
sich nicht gerne dieses gemüt- und humorvollen Schwaben, 
der sich besonders bei unserer Stuttgarter Tagung im Jahre 
’ 1901 unvergeßliche Verdienste um den Verein erworben hat! 

Und erst in den letzten Wochen starb im 80. Lebensjahre 
Seine Exzellenz der württembergische Ministerpräsident und 
Staatsminister der Justiz a. D. Dr. v. Breitling, dem der 
württembergische Strafvollzug, besonders auch, was die He¬ 
bung der Stellung der Strafanstaltsvorstände betrifft, reiche 
Förderung verdankt und der uns bei der genannten Stuttgarter 
Versammlung, die ihn zum Ehrenmitglied ernannte, so liebens¬ 
würdig aufnahm. 

An sonstigen Mitgliedern verloren wir durch den Tod: 

Geh. Oberregierungsrat Dr. Reichardt, Heidelberg, den 
hochverdienten Vorsitzenden des Verbandes der deutschen 
Schutzvereine; 

Medizinalrat Dr. Lumpp, Bruchsal; 

Geh. Medizinalrat Dr. Ribstein, Freiburg; 

Buchhalter Oheim, Ebrach; 

Senator Dr. Dreyer, Bremen; 

Gef.-Inspektor Braun, Zabern; 

Kaiserl. Geh. Ob.-Reg.-Rat Freih. v. Liebenstein, 
Straßburg; 

Domherr Simon, Metz; 

v. Briesen, Direktor d. Arbeitshauses Groß-Salza. 

Czischke, Gef.-Inspektor, Duisburg; 

Diesing, Direktor, Köln; 

Dralle, Pastor, Lingen; 

Triebei, Direktor, Rendsburg; 

Hasen stein, Dr. Med.-Rat, Sagan; 
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Krätke, Direktor, Siegburg; 

Rosinski, San.-Rat, Wronke; 

Schmidt, Direktor der Korrektionsanstalt Breitenau. 

v. Wolf, Direktor, Groß-Strelitz; 

Fried lein, Pfarrer in Dresden; 

Rossmy, Oberregierungsrat, Hoheneck; 

Schubert, Oberinspektor, Zwickau; 

Kirchner, Kaplan in Gotteszell; 

Moser, Domkapitular, Rottenburg; 

Staudenmaier, Lehrerin, Gotteszell; 

Weizsäcker, Pfarrer, Heilbronn. 

Diesen Verstorbenen werden wir stets ein treues, dank¬ 
bares Angedenken bewahren. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Wir haben uns zum ehrenden Andenken von unseren Sitzen 
erhoben. 

Direktor Schwandner (fortfahrend): 

Und hinter diesen Toten der letzten drei Jahre taucht vor 
unserem geistigen Auge an unserem heutigen Festtage, an dem 
wir auf eine 50jährige Wirksamkeit zurückblicken, die große 
Zahl derer auf, die vor uns gewesen sind, die unseren Verein 
gegründet und gefördert haben. Von diesen Gründern weilt 
nur noch einer unter den Lebenden: Pfarrer a. D. Scheffer, 
Marburg, 80 Jahre alt, der in treuer Anhänglichkeit unserem 
Verein herzliche Grüße und Glückwünsche schriftlich ge¬ 
sandt hat. 

Im übrigen hat unsere treffliche Vereinsgeschichte, für die 
wir dem Verfasser, Herrn Pfarrer Schairer, Tübingen, den 
herzlichsten Dank ausgesprochen haben möchten, die hervor¬ 
ragendsten Mitglieder des Vereins aufgezählt und geschildert; 
ich will dies nicht wiederholen. Ich will nur kurz zusammen¬ 
fassen: in ruhiger, stiller und oft unscheinbarer Arbeit hat sich 
unser Verein entwickelt, wie unsere ganze Arbeit, obwohl sie 
an alle, die sich ihr widmen, die größten Anforderungen stellt, 
den Stempel des Unscheinbaren, des Wenig-Gekannten und 
vielfach Verkannten an sich trägt. Und es ist etwas Gutes 
dabei herausgekommen, dessen dürfen wir uns mit Dank gegen 
unsere Vorgänger, von denen ich den Gründer und langjährigen 
Vorsitzenden des Vereins, Eckert, hervorheben möchte, am 
heutigen Tage rühmen. Der deutsche Strafvollzug dankt seine 
Höhe, auf der er steht, wesentlich den Anregungen unseres 
Vereins, das ist unbestritten. Und jeder Einzelne von uns, 
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besonders von den älteren, verdankt unserer Vereinigung viel¬ 
fache geistige Anregung in seiner oft so ermüdenden Berufs¬ 
arbeit. Er ist uns ein Jungbrunnen, aus dem wir uns immer 
wieder neue Kraft holen, er ist uns, wie der Braunschweiger 
Kollege Kruse in einer Tischrede in Braunschweig einmal 
ausführte, die Alma inater, die uns die so nötige wissenschaft¬ 
liche Vertiefung im Beruf ermöglicht und erleichtert, die uns 
aber auch die Freuden der Freundschaft und des geselligen 
Zusammenseins verschafft. Wieviele Freundschaften fürs 
Leben hat nicht unser Verein schon vermittelt! Ich könnte 
manches davon rühmend erzählen. 

Ja. es ist ein reiches Erbe, das wir angetreten haben, und 
wir wollen am heutigen Tage geloben, es zu erhalten und zu 
mehren durch treue, hingebende Arbeit. An Gelegenheit 
hierzu wird es auch künftighin nicht fehlen. Wenn auch die 
diesmalige Tagung einen gewissen Abschluß in den Bestrebun¬ 
gen zur Vereinheitlichung des Strafvollzugs bildet, so bleibt 
doch noch viel zu tun, bis ein Reichsstrafvollzugsgesetz unter 
Dach gebracht und dann in die Praxis umgesetzt ist. Da wird 
man uns erst recht wieder brauchen können. Man wird uns 
auf dem Platze finden. Wir wollen arbeits- und hoffnungs¬ 
freudig eintreten ins zweite Halbjahrhundert und dem Verein 
zurufen: In multos annos! (lebh. Beifall). 

Präsident Exzellenz v. Jagemann: 

Es liegt gewiß im Sinne des Vereins, dem verdienten Herrn 
Vorsitzenden den wärmsten Dank dafür darzubringen, daß 
er das mühevolle Amt der Vereinsleitung seit der letzten 
Tagung erfolgreichst geführt hat. Ich bitte, dem einen Aus¬ 
druck zu geben (lebh. anhaltender Beifall). 

Nun darf ich bitten, noch kurz zu den geschäftlichen Punk¬ 
ten überzugehen. 

Direktor Schwandner: 

Ich habe noch einige geschäftliche Mitteilungen zu machen. 
Die Vereinsrechnung liegt auf, und es ist an der Versamm¬ 
lung, Rechnungsprüfer zu ernennen. Ich möchte Herrn In¬ 
spektor Jahn von hier vorschlagen. 

(Wird durch Akklamation gewählt.) 

Direktor Schwandner: 

Dann ging mir ein Schreiben der Holtzendorf-Stiftung vom 
Herrn Geheimen Justizrat Dr. Aschrott, Berlin, zu, der nut¬ 
teilt, daß die Holtzendorf-Stiftung eine neue Preisaufgabe ge- 
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stellt hat mit dem Thema: „Die Arbeitsbelohnung des Straf¬ 
gefangenen in Gegenwart und Zukunft“. Für die Herren, die 
sich dafür interessieren, liegen die näheren Bestimmungen 
hierüber auf. Es ist zu hoffen, daß sich auch verschiedene von 
unseren Vereinsmitgliedern an der Lösung dieser Preisaufgabe 
beteiligen. 

Was die Ausschußwahl betrifft, so haben aus dem Ausschuß 
auszutreten die seitherigen Mitglieder Schwandner, Büttner, 
Clement, Gennat, Finkelnburg, Fliegenschmid, Ja¬ 
cobs, v. Jarotzky, Just, Klein, Lenhard, Marcovich, 
Michal, Pollitz, Reich, du Roi und v. Zindel. 

Es ist eine Stelle frei geworden durch den Rücktritt des 
Herrn Geheimrats Kopp, Freiburg, der in den Ruhestand 
getreten ist und soeben telegraphiert: 

„Bewegten Herzens entbiete ich der illustren Versammlung 
treuen Gruß, zugleich mit meinem Glückwunsch zum bedeu¬ 
tungsvollen goldenen Jubiläum. Beste Wünsche für Verlauf 
und Erfolg der heurigen wichtigen Tagung begleiten meinen 
Glückwunsch. „Einigkeit macht stark!“ sei und bleibe Losung 
und Feldgeschrei unseres Vereins, wie bisher, so für alle Zeiten!“ 
(Bravo). 

Ich frage zunächst bei der Versammlung an, ob die aus¬ 
tretenden Ausschußmitglieder etwa durch Zuruf wiedergewählt 
werden sollen oder ob gewünscht wird, daß eine Abstimmung 
darüber stattfindet. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich glaube, die Wiederwahl durch Akklamation wird wohl 
genehmigt werden (Zustimmung), ist also demnach beschlossen. 
Und was die freie Stelle angeht... 

Direktor Schwandner: 

.möchte ich vorschlagen, als neues Ausschußmit¬ 
glied Herrn Direktor Dr. Brümmer, Fuhlsbüttel, zu wählen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf wohl annehmen, daß auch dieses gern genehmigt 
wird. 

Direktor Schwandner: 

Dann möchte ich mitteilen, daß in der gestrigen Ausschuß¬ 
sitzung beschlossen worden ist, der hohen Versammlung zur 
Ernennung als Ehrenmitglieder folgende Herren vorzuschlagen: 
Seine Exzellenz, den K. K. österr. Justizminister Dr. v. Hochen- 
burger, Wien (Bravo), Herrn Senator Dr. Schaefer, Hain- 
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bürg (Bravo), Herrn Geheimrat Prof. Dr. Kahl, Berlin (Bravo), 
Herrn Geheimrat Prof. Dr. v. Liszt, Berlin (Bravo), Herrn 
Generalanwalt Dr. Kronaucr, Bern (Bravo), Herrn Präsi¬ 
denten Dr. Ulveling, Luxemburg (Bravo), Herrn Geheim¬ 
rat Dr. Gelbhaar, Dresden (Bravo), Herrn Geheimrat 
Kopp, Freiburg (Bravo) und Herrn Pfarrer a. D. Kraus, 
Karlsruhe (Bravo). Ich frage an, ob die Versammlung damit 
einverstanden ist. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist schon während der Verlesung der Namen akklamiert 
worden und sind all diese Wahlen gern genehmigt worden. 
Ich beglückwünsche die anwesenden neuen Herren Ehren¬ 
mitglieder und hoffe, sie werden uns die Ehre geben, diese 
Wahl anzunehmen. 

Senator Dr. Schaefer, Hamburg: 

Meine sehr geehrten Herren! Ich glaube, auch im Sinne 
der anderen Herren zu sprechen, denen diese Ehrung soeben zu¬ 
teil geworden ist, wenn ich mit ganz kurzen, aber herzlich ge¬ 
meinten Worten Ihnen unseren wärmsten Dank dafür aus¬ 
spreche, daß wir in Zukunft Ihrem so außerordentlich ange¬ 
sehenen Verein angehören dürfen. 

Direktor Schwandner: 

Ich bin damit zu Ende. 

Vorsitzender. Exzellenz v. Jagemann: 

Ich bin in der Lage, der Versammlung eine sehr erfreuliche 
Mitteilung zu machen über eine Anerkennung, die dem Herrn 
Vereinspräsidenten zuteil geworden ist, und zwar seitens der 
württembergischen Landesuniversität Tübingen. Die¬ 
selbe hat ihm das Ehrendoktorat in der Rechtswissenschaft 
verliehen (lebli. Beifall). Es ist in diesem Diplom hier ausge¬ 
drückt, das bezüglich seines Elogiums übersetzt folgendes 
enthält: 

„Ihm, der in der Rechtspflege sich probat erwiesen bei 
der Leitung zweier Strafanstalten, immer bemüht, daß die 
Strafe zur Besserung führt; dem Vorsitzenden des Vereins 
der deutschen Strafanstaltsbeamten, welcher die Blätter 
für Gefängniskunde herausgibt und mit eigenen Beiträgen 
mehrt, ihm, der durch die Mitarbeit für ein Reichsstraf¬ 
vollzugsgesetz ein wichtiges gemeinnütziges Werk mit seiner 
wertvollen Erfahrung bereichert hat.“ 
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Sprechen wir dem Herrn Vereinspräsidenten unsere herz¬ 
lichsten Glückwünsche aus: Herr Dr. Schwandner lebe hoch, 
hoch, hoch! 

Direktor Dr. Schwandner: 

Verehrte Versammlung! Ich bin sehr überrascht über diese 
große Ehrung, die mir zuteil geworden ist. Ich weiß wohl, 
daß ich sie dem Verein und all den Mitarbeitern zu verdanken 
habe, die an unseren Blättern tätig gewesen sind, insbesondere 
auch den verehrten Kommissionsmitgliedern, die mit uns die 
Arbeit an den Vorschlägen geleistet haben. Ich möchte allen 
diesen lieben Freunden und Kollegen aufs herzlichste danken 
und auch Ihnen allen für Ihre Glückwünsche, die Sie durch 
Ihren lauten Beifall in so freundlicher Weise mir haben zu¬ 
teil werden lassen! 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Nun kommen wir zu der Hauptvorlage: Vorschläge 
zu einem Reichsstrafvollzugsgesetz. 

Der Ausschuß erkannte, daß die Zeit von zwei Vormittagen 
nicht hinreichen würde, um das Werk würdig zu beraten, auch 
mit den Beschränkungen, die Sie aus der Drucksache ersehen. 
Er hat daher noch eine dritte Sitzung, heute, nachmittags 
von 3 bis höchstens y 2 6 Uhr eingeschoben. Es besteht die 
Absicht, die Anträge Ä — das sind Punkte von weittragender 
grundsätzlicherer Bedeutung und folgeweise eingehend zu 
erörtern — heute vor- und nachmittag, dagegen morgen die 
Gruppe B durchzuberaten, letztere enthält Einzelgegenstände 
mit Anträgen von mehreren Seiten oder mit ganz neuen 
Einzelgedanken, zugleich Punkte, bei denen nicht weite 
Erörterung, sondern Stellungnahme der Zweck, folgeweise 
Kürze der Ausführungen nötig ist, um die Stellungnahme zu 
allem erreichen zu können. Wenn wir die Einzelpunkte 
erledigt haben, dann bleibt uns noch der Beschluß zum 
Ganzen des Werkes, und da wird zuvor die Generaldebatte 
eingeschaltet, die verständigerweise erst stattfinden kann, 
nachdem man gesehen hat, in welchen Punkten etwa die Ver¬ 
sammlung an dem Entwurf etwas abändert und was sie 
genehmigt. 

Wenn man die Ausschußbeschlüsse recht verstehen will, 
muß man zurückgreifen auf die Drucksache vom November 
1913. Damals schon ward bekannt gegeben, daß in der Vereins¬ 
versammlung nur Anträge Vorkommen können, welche bis 
zutn 15. April 1914 formuliert eingekommen und nicht redak- 
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tionelle, sondern wesentlich sachliche Anträge seien; mit 
Einzelredaktionen können wir uns in pleno nicht befassen. 

Das Programm der Gruppen A und B hat sich teils durch 
das Entgegenkommen von Antragstellern, die auf Anträge 
wieder verzichtet haben, noch etwas eingeengt, teils ist es von 
vornherein vom Ausschuß unter dem Gesichtspunkt aufge¬ 
faßt worden, daß Fragen, die in lauter kleine Details hinein¬ 
führen, wie z. B. die Gestaltung der Disziplinarstrafe im ein¬ 
zelnen, nur in einer Versammlung für sich diskutiert werden 
könnten. Es war vollständige Einhelligkeit, daß der vorge¬ 
schlagene Weg, der einzig mögliche sei, um die Aufgaben zu 
lösen. Übrigens hat der Ausschuß gewisse Einzel-Anträge Dritter 
aufgenommen oder empfiehlt, im Sinne einer zustimmenden 
Resolution sie zu erledigen, worauf wir kommen werden. 

Anträge, die bis zur Präklusivfrist eingekommen 
waren, sind Gesamt gut aller geworden, selbst bei nachträg¬ 
lichem Verzicht des Antragstellers; denn jeder konnte sich da¬ 
rauf verlassen, daß diese Anträge, wenn wichtiger Natur, debat¬ 
tiert werden. Es besteht daher — nach geschehener Umfrage 
beim Ausschuß — gar kein Bedenken, den zu § 20 zurück¬ 
gezogenen Antrag Reich nach Wunsch anderer Herren mit¬ 
zuberaten. Sein Sinn geht dahin: während die Kommissions¬ 
vorschläge von regelmäßigem Beginn der Strafe in Einzel¬ 
haft reden, will der Antrag, daß die Einzelhaft während der 
ersten drei Monate der Strafzeit obligatorisch sei, jedoch mit 
Ausnahmen für gewisse Kategorien, bei denen nur dann, wenn 
die Anstaltsbehörde die Absonderung für angemessen er¬ 
achtet, diese obligatorische Vorschrift gelten soll. 

Der Ausschuß hat entsprechend gefunden, daß zunächst 
eine allgemeine einleitende Darlegung des Werkes der 
Kommission vorangehen möge und soll dies nun zunächst 
geschehen. 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Euer Exzellenz! Hochgeehrte Damen und Herren! 

Der Beschluß der Mannheimer Tagung im Schoß des 
Vereins, einen Strafvollzugsgesctzentwurf ausarbeiten zu lassen, 
ist zur Tat geworden. Die Arbeit der Kommission liegt 
vor und fand im allgemeinen seitens aller, die sich darüber 
aussprachen, eine wohlwollende Aufnahme. Besondere Be¬ 
deutung erlangte sie aber dadurch, daß der Ausschuß des 
Vereins sie billigte und zu der seinigen machte. Es ist dies um 
so erfreulicher, als unsere Kommissionsmitglieder Schwandner, 
Clement, Klein, Michal und Pollitz nicht wie eine Ge- 
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setzeskommission monatelang tagen konnten, sondern nur 
eine beschränkte Zahl von Tagen kollegialer Beratung zur 
Verfügung hatten. Bei einem so umfassenden und schwierigen 
Werk kann nicht darauf gerechnet werden, daß jede einzelne 
Bestimmung allgemein befriedigt und der Einzelne muß sich 
in seinen Wünschen bescheiden im Hinblick auf das Ganze. 
Anderseits kann die Aufgabe nur dann als gelöst anerkannt 
werden, wenn die Prinzipien, die in ihm zum Ausdruck kom¬ 
men, allgemein als richtig befunden werden und wenn man das¬ 
selbe nach Durchsicht mit der Überzeugung weglegt, daß es 
einen Fortschritt bedeute. Hierauf wird es in erster Linie heute 
von der Versammlung zu prüfen sein. 

Geht man die über den Entwurf veröffentlichten Kritiken 
durch, für die ich den Autoren ganz besonderen Dank zu sagen 
beauftragt bin, so erscheint zunächst die Zahl der Einzel¬ 
wünsche erdrückend. Eine stellungnehmende Erledigung aller 
wäre nur möglich, wenn es noch zu einer dritten Lesung 
innerhalb der Kommission hätte kommen können; äußere 
Umstände schlossen dies jedoch aus, aber es wird kein Korn 
verloren gehen, indem der Ausschuß vorschlägt, daß alle die¬ 
jenigen Anregungen, über die heute und morgen Beschluß zu 
fassen nicht möglich ist, als wertvolles Material dem Reichs¬ 
justizamt und den Einzelstaatsregierungen mitüberwiesen 
werden. Übrigens ergab eingehende Sichtung, daß vieles Vor¬ 
gebrachte im wesentlichen redaktioneller Art ist, und daß 
wiederum viele der prinzipiellen Bedenken sich durch eine 
Aussprache wohl werden beheben lassen. Wir sind ja doch in 
der Mehrzahl Praktiker, und da darf man wohl die Hoff¬ 
nung haben, daß wir uns zusammenfinden werden, schöne 
Prinzipien fallen zu lassen, wenn ihre Durchführbarkeit in 
absehbarer Zeit an den tatsächlichen Verhältnissen scheitern 
muß und wenn wir zur Überzeugung kommen, daß sie nur als 
Utopien auf dem Papier stehen würden. 

Die Lösung dieser Meinungsverschiedenheiten wird 
Sache der Spezialberatung sein. Ich muß es mir ver¬ 
sagen, ein über alle Streitobjekte orientierendes 
Referat zu geben, denn die Zeit für die Debatte ist 
überhaupt kurz. Ich möchte vielmehr nur in wenigen Wor¬ 
ten, bevor die Einzelbestimmungen in der Debatte zerzaust 
werden, ein Gesamtbild dessen geben, was der Entwurf will 
und was dem Ausschuß so wertvoll erschien, daß er sich die 
Kommissionsbeschlüsse zu eigen machte. 

I. Der Entwurf bietet vor allem eine Garantie für die Verein¬ 
heitlichung des Strafvollzugs, soweit solche menschenmög- 
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lieh, und, im Hinblick auf die Verschiedenartigkeit der Stamnies- 
gevvohnheiten, wünschenswert erscheint. Er schließt jede 
Willkür gegen Gefangene durch Strafschärfungen oder Straf¬ 
milderungen aus, läßt aber zugleich genügenden Spielraum 
zur Einzelbehandlung, unter Vermeidung einer schablonen¬ 
haften ßindung. Denn diese bringt Ungleichheit und vernichtet 
die Schaffensfreudigkeit der Beamten. Wenn auf der einen 
Seite durch landesrechtliche Oberaufsicht und Einräumung 
eines manchem zu weit gehenden Beschwerderechts ängstlich 
für die ordnungsgemäße Behandlung der Gefangenen gesorgt 
ist, wird anderseits, im vollberechtigten Vertrauen auf die 
Strafanstaltsbeamten und in richtiger Einschätzung der Be¬ 
deutung ihrer Stimme, den Gefangenen die gerichtliche Be¬ 
schwerde über Verwaltungsmaßnahmen versagt, und diese 
Forderung wird als ein unberechtigter Ausfluß einer unge¬ 
sunden, die Verhältnisse nicht völlig beherrschenden und der 
Stellung der Gefangenen zur Gesellschaft nicht Rechnung 
tragenden doktrinären Richtung verworfen. Daß diese Stellung¬ 
nahme des Entwurfs nicht aus Ungunst gegen die Gefangenen 
hervorging, erhellt daraus, daß der Entwurf sich nicht gescheut 
hat, in der gesetzmäßigen Festlegung dieser Schutzbestimmun¬ 
gen bis an die äußerste Grenze zu gehen. Eine Reichsaufsicht 
hat er abgelehnt. M. E. mit Recht. Ich halte sie für unnötig, 
da man von der loyalen Durchführung des Gesetzes durch die 
Einzelstaaten überzeugt sein kann, für wenig praktischen Er¬ 
folg versprechend und endlich auch für nicht unbedenklich. 
Was wir schaffen, soll, getreu unserer Geschichte, ein die 
Einzelstaaten fest umschließendes Band und nicht eine Quelle 
diplomatischer Noten und Reibereien sein, deren Erfolg für 
die Abstellung der Beanstandungen stets ein geringer für die 
Beziehungen von Reich und Einzelstaat aber ein so schädlicher 
sein kann, daß es der ganze Strafvollzug nicht wert ist. Der 
Entwurf hat übrigens ein Korrelat geschaffen durch die Zu¬ 
ziehung des Bundesrats, dem er für eine Reihe von Gebieten 
Verordnungsbefugnis einräumt, durch die eine Kontrolle über 
die Tätigkeit des Strafvollzugs in den einzelnen Staaten 
ermöglicht ist. 

11. Diese Stellungnahme der Kommission zur Reichsaufsicht 
entspricht einem auch sonst verfochtenen Grundsatz: was wir 
schaffen, muß vor allem durchführbar sein, und zwar sofort. 
Aus diesen Gründen legte sie sich vor allem Beschränkungen 
in den Forderungen an die Bauten und die Trennung der 
Gefangenenarten in besonderen selbständigen Anstalten auf. 
Wohl hält die Kommission und der Ausschuß die Reinhaltung 
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der Zuchthäuser und der Jugendstrafanstalten für das richtige, 
und sorgt für deren Durchführung in der Zukunft, allein, es 
gibt Fälle, in denen Wohltat Plage wird und diese mußten 
auch berücksichtigt werden. Wenn ein Staat nur einen 
Durchschnittsstand von drei Jugendlichen eines Ge¬ 
schlechtes oder einen solchen von nur 20—30 Züchtlingen hat, 
so ist es nicht nur aussichtslos, diesem die Auflage besonderer 
Anstalten zu machen, sondern auch zweckwidrig, da für eine 
so geringe Zahl die wünschenswerten Erziehungskräfte nicht 
beschafft werden können. Ebenso ist es ein Ding der 
Unmöglichkeit, jeden von einem vereinzelt liegenden 
Amtsgericht mit einer wenig tägigen Strafe belegten Jugend¬ 
lichen in ein Spezialjugendgefängnis zu schicken. Nun gibt 
es allerdings einen Ausweg: Gefängniskonkordate 
zwischen verschiedenen Staaten. Allein dies ist ein so die 
Selbständigkeit der Staaten berührendes Mittel, daß sich Mittel¬ 
staaten, für welche die erwähnten statistischen Zahlen im 
übrigen zutreffen, ungern dazu entschließen, und es ist im 
Interesse der Gefangenen nicht empfehlenswert, da der Straf¬ 
vollzug in dem abgebenden Staat an Bedeutung verliert, was 
stets einer Verschlechterung gleichkommt. 

III. Eine solche wollte aber der Entwurf um jeden Preis 
vermeiden, wie sich auch aus seinen Bestimmungen über die 
Behandlung der Gefangenen ergibt. Er hat sich in dieser 
Richtung zunächst die Differenzierung der vier eigent¬ 
lichen Strafarten zur Aufgabe gemacht, ist aber, so schwer es 
war, der Verlockung widerstanden, durch unnötige Er¬ 
schwerung der Zuchthausstrafe diese Verschiedenheiten heraus¬ 
zuarbeiten; er ist vielmehr den neuzeitigen Forderungen der 
Humanität bei allen Gefangenenklasscn bis zur äußerst mög¬ 
lichen Grenze entgegenkommen. Das zweite Ziel, das ihm 
bei der Regelung der Gefangenenbehandlung vorschwebte, 
war die Ermöglichung der Strafziele bei den einzelnen Ge¬ 
fangenenklassen. Zur Erzielung eines nachhaltigen Erfolges 
der Strafe hat er die Möglichkeit zweier Haftformen (Einzel¬ 
haft und Gemeinschaftshaft, letztere freilich im Sinne und 
Vertrauen steter Ausdehnung und Förderung der Einzelhaft), 
ferner die Möglichkeit einer ausgedehnten individuellen Behand¬ 
lung und eines progressiven Strafvollzugs gegeben und eine 
wohldurchdachte Sonderbehandlung der Jugendlichen ga¬ 
rantiert. 

IV. Im Einklang mit diesem Streben nicht nur einen scha¬ 
blonenhaften korrekten Strafvollzug, sondern vielmehr nach¬ 
haltige Erfolge zu sichern, hat der Entwurf endlich die Schutz- 
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fürsorge als Staatsaufgabc gesetzlich festgelegt und Vorsorge 
getroffen, daß dieser rückfallverhütenden und sozial so eminent 
wichtigen Einrichtung weitgehende Mittel zur Verfügung stehen. 

V. Indem der Entwurf von diesem Gedanken ausging, hat 
er nicht nur Bewährtes und Erfolgverheißendes kodifiziert, 
sondern auch ein reformatorisches Werk geschaffen. Der 
Fortschritt liegt gegenüber vielen Hausordnungen in dem 
überall zum Durchbruch gekommenen Grundgedanken, daß 
zwischen den unübersteiglichen Schranken, die das Gesetz 
ziehen inuß, Freiheit herrscht, weil ein in ertötende Fesseln 
geschlagener Strafanstaltsbeamter kein neues Leben ein¬ 
hauchen kann; er liegt in dem hierin ausgesprochenen Ver¬ 
trauen zu den Strafanstaltsbeamten und der damit gesetzten 
Notwendigkeit einer steten Vervollkommnung aller am Straf¬ 
vollzug beteiligten Beamten; er liegt in der Vertiefung des 
Strafvollzugs durch Ersetzung vieler aus früheren Zeiten 
übernommener kleinlicher vexatorischer Mittelchen durch 
wahre Erziehungsprinzipien und endlich in dem Streben, für 
die Ausgestaltung des Strafvollzugs das Wohl der Gesellschaft 
in erster Linie maßgebend sein zu lassen. 

VI. Hiermit will ich schließen und der Verhandlung Raum 
geben, die entscheiden soll, ob der Verein die Aufgabe, an 
einem Strafvollzugsgesetz entscheidend mitzuwirken, lösen 
konnte. Wir wollen in sie eintreten mit einem Aufblick auf 
unsere Alten, die den Verein vor 50 Jahren frohen Mutes und 
siegesgewiß gegründet haben mit einem Gedenken dessen, 
was jene damals beseelte und dessen Heiligstes der Wunsch 
nach einem ganz Deutschland verbindenden Strafvollzugs¬ 
gesetz war und wir wollen selbstlos alles einsetzen, daß dieses 
von uns stets hochgehaltene Vermächtnis zur Tat werde, 
(lebh. Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ehe wir in die Verhandlung der Gruppe A eintreten, habe 
ich noch kurz die Braunschweiger Beschlüsse vom Jahre 
1894 und den seitdem gebildeten Usus für die Geschäfts¬ 
führung bekanntzugeben: 

Es wird von Herrn Direktor Clement und aushilfsweise 
auch von Herrn Pfarrer Dr. Jacobs eine Rednerliste 
geführt. Ich bitte, daß die Herren Redner, soweit sie den beiden 
Herren nicht persönlich bekannt sind, hierher kommen und 
daß nicht nur der Name, sondern auch Amt und Ort ange¬ 
geben werden; ferner über was und in welcher Absicht die 
betreffenden Herren sprechen wollen, damit wir in der Debatte 
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nicht etwa zunächst lauter „Für“ und später lauter „Gegen“ 
bekommen, sondern man das vernünftig einteilen kann. 

Antragsteller und in der Debatte Sprechende haben eine 
Redezeit vonlOMinuten und ich bitte herzlich, mich nicht in 
die Verlegenheit zu setzen, an den Ablauf der Zeit mahnen zu 
müssen, denn das ist das Unangenehmste, was ein Verhand¬ 
lungsvorsitzender leisten muß. 

Sodann ist der Vorsitzende berechtigt.dieUnterst ü tz ungs- 
frage zu stellen, wenn eine Anregung kommt und er im Zweifel 
ist, ob sie in der Tat die Gesamtheit der Versammlung auch nur 
interessiert. Er ist ferner verpflichtet, über Schlußanträge 
nach § 18 des Statuts sofort ohne Diskussion abstimmen zu 
lassen. 

, Für unsere Verhandlungen gelten die „Vorschläge“ als 
Ausschußvorlage. Streichungsanträge sind nicht direkt 
zur Abstimmung zu bringen, sondern es wird darüber abge¬ 
stimmt, ob eine Bestimmung aufrecht zu erhalten sei oder nicht. 
Liegen wirkliche Amendements vor, so wird vorher darüber 
abgestimmt, ob für den Fall der Annahme des Paragraphen 
die und die Abänderungen vorgenommen werden sollen. Über 
Nichtangefochtenes braucht überhaupt nicht abgestimmt zu 
. werden. 

Nach diesen vorläufigen Mitteilungen gehe ich nun über zu 
Gruppe A (Zuruf: Ich bitte ums Wort). Ich kann in diesem 
Moment nicht das Wort geben, denn die Generaldebatte 
findet ja erst später zu C statt und eine Debatte über die Tages¬ 
ordnung kann nicht stattfinden, weil nach den Statuten der 
Ausschuß die Tagesordnung vorläufig und der Vorsitzende 
sie definitiv festzusetzen hat. 

(Zuruf: Ich wollte nur etwas in bezug auf die allgemeine 
Debatte sagen, in der Meinung, daß wir durch Verschiebung 
der Generaldebatte vielleicht eine nicht ganz zweckmäßige 
Arbeit verrichten.) 

Das kann die Ansicht einzelner Herren sein. Es ist das im 
Ausschuß indessen erwogen und gesagt worden: wenn wir 
jetzt eine Generaldebatte führen, so würden wir an die Einzel¬ 
punkte heute vormittag überhaupt nicht kommen. Dazu tritt 
der sachliche Gesichtspunkt: erst wenn man weiß, wie sich 
das Werk durch Einzelbeschlüsse gestaltet hat, besitzt man den 
Boden zur Generaldebatte; denn sie bezweckt, Stellung dazu 
zu nehmen, ob man die Vorlage als Ganzes dem Reichsjustiz¬ 
amt und den Einzelregierungen seitens des Vereins überweisen 
will oder nicht, womit natürlich nicht gesagt ist, daß jedes 
Vereinsmitglied mit jedem Einzelbeschluß einverstanden ist. 
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Was nun zunächst die Punkte unter A angeht, so haben 
drei Punkte vom Standpunkt der Kommission aus eine ge¬ 
wisse Ähnlichkeit. Der Antrag Gennat will nämlich, daß 
keine Zuchthausabteilungen geduldet werden, während die 
Kommissionsbeschlüsse nur für Neubauten den Mischbau 
verbieten. Herr Dr. Gennat will die Existenz der jetzigen 
Mischbauten, abgesehen von der Übergangsfrist, die der Bun¬ 
desrat nach § 70 Ziffer 2 des Entwurfs hat, sofort beseitigen. 
Das hat die Kommission aus dem Grunde nicht angenommen, 
weil sie es nicht für durchführbar hält. Sie hält es vor allem 
finanziell und namentlich bezüglich der Weiberanstalten, die 
eine kleinere Belegung haben, nicht für durchführbar. 

Ebenso liegt, wie das auch in dem Hauptbericht berührt 
worden ist, die Sache mit den Jugendanstalten. Das ideale 
Ziel, daß die Jugendgefängnisse für den Strafvollzug von einem 
Monat ab keine Abteilungen von etwas anderem, sondern 
selbständige Anstalten sein sollen, teilt die Kommission voll¬ 
ständig. Sie ist zu ihren Beschlüssen, daß auch Abteilungen 
zu dulden sind, aber nur deswegen gekommen, weil sie auch 
hier glaubt, Höheres sei finanziell nicht durchführbar. 

Ähnlich verhält es sich mit der Frage, inwieweit die Einzel¬ 
haft bei Strafbeginn durchgeführt werden muß. Das nur 
zur Orientierung. 

Wir haben uns im folgenden zunächst auf A 1 a, Antrag 
Gennat, zu beschränken, daß Züchtlinge künftig nur in 
ausschließlich für sie bestimmten Anstalten und 
nicht mehr in Abteilungen, die also Teile eines 
Mischbaues sind, verwahrt werden dürfen. 

Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Seitens des Herrn Hauptberichterstatters ist bereits vor¬ 
getragen worden, daß der Ausschuß es an sich als außerordent¬ 
lich wünschenswert ansieht, wenn besondere Zuchthäuser 
gebildet werden, also die Zuchthausgefangenen nicht mehr 
lediglich eine Abteilung einer Anstalt darstellen. Gewisse 
Beschränkungen habe ich ja schon in meinem Antrag aufge¬ 
nommen. Sie beziehen sich auf die Erkrankten, die auch außer¬ 
halb der Anstalt in Kriminal-Irrenanstalten, in öffentlichen 
Heil- und Pflegeanstalten usw. untergebracht werden können. 
Frauen, die ihrer Entbindung entgegensehen, sollen in Ent¬ 
bindungsanstalten gebracht werden. Dafür verlange ich natür¬ 
lich keine besonderen Anstalten. Ich verlange noch nicht ein¬ 
mal besondere Trennung dieser Gefangenen. Dadurch schränkt 
sich die Sache schon etwas ein. Sie schränkt sich aber auch 
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dadurch ein, daß, wie der Herr Präsident bereits hervorge¬ 
hoben hat, dem Bundesrat Übergangsbestimmungen Vorbe¬ 
halten sind, die er zur Ausführung dieses Gesetzes innerhalb 
derjenigen Frist treffen kann, die ihm angemessen erscheint. 
Daß er nicht zu kurze Fristen nehmen wird, geht schon aus 
dem Vorentwurf oder vielmehr aus der Begründung desselben 
hervor, der ja mit etwa 10 Jahren rechnet. 

Ein fernerer Ausweg, um zum Ziele zu kommen, ist der 
von dem Herrn Hauptberichterstatter bereits angedeutete 
Weg der sogenannten Gefängniskonkordate. Diese haben wir 
in Deutschland bereits. Die Thüringischen Staaten z. B. haben 
sich darauf geeinigt, daß sie drei Anstalten haben, von denen 
die eine ein Zuchthaus, die zweite ein Gefängnis (beide für 
Männer) und die dritte eine Frauenanstalt ist. Ich weiß nun 
nicht, ob die von dem Herrn Hauptberichterstatter Ihnen ge¬ 
gebenen Darlegungen theoretischer Natur sind oder ob sie auf 
Mitteilungen beruhen, die ihm von jener Seite gemacht worden 
sind. A priori kann ich alle die Bedenken, insbesondere daß 
der Strafvollzug des Landes, das seine Anstalt für den gemein¬ 
samen Strafvollzug hergibt, heruntergedrückt werde, nicht 
anerkennen, weil mir jede Handhabe dafür fehlt, warum denn 
diese Verhältnisse so liegen sollen. Ich erinnere daran, daß wir 
ähnliche Zustände doch auch auf dem Jurisdiktionsgebiet 
haben. Es sind Gemeinschaften zwischen Preußen und den 
Thüringischen Staaten geschlossen, z. B. die Einwohner ver¬ 
schiedener thüringischer Staaten dem Oberlandesgerichts- 
bezirk Naumburg angeschlossen. Ich glaube, daß ein solches 
Übereinkommen auch hinsichtlich des Oberlandesgerichts 
Hamm besteht (sehr richtig!). Wenn das also auf dem Gebiete 
des Strafrechts durchführbar war, wo das Obcrlandesgericht 
als Revisionsinstanz zu entscheiden hat, dann sehe ich von 
vornherein wenigstens nicht ein, warum das nicht auch auf 
dem Gebiete des Strafvollzuges möglich sein soll. 

Das sind ja aber mehr oder weniger formale Bedenken. 
Der sachliche Gesichtspunkt, von dem ich ausgehe, ist der, 
daß die Zuchthausstrafe — Gott sei Dank, kann man sagen — 
in den Augen unseres Volkes etwas besonderes ist und daß sich 
das auch durch den Ort, an dem die Strafe vollzogen wird, 
ausdrücken muß. Jetzt besteht ein Pelc-mele, und diejenigen 
Leute, die in einer Anstalt, die gleichzeitig eine Zuchthaus¬ 
abteilung hat, ihre Gefängnisstrafe verbüßen, werden immer 
als diejenigen angesehen, die aus dem Zuchthause kommen. 
Ich sage also: schon äußerlich muß der Unterschied hervor¬ 
treten. 
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Dann aber nimmt das Zuchthaus nach der ganzen Aus¬ 
gestaltung, die es in den Vorschlägen gewonnen hat, eine so 
besondere Stelle ein, daß es nach meiner Auffassung nicht 
einmal ganz leicht sein wird, die Sache in einer bloßen Ab¬ 
teilung durchzuführen. Der Herr Präsident hat sich in einem 
kürzlich erschienenen Aufsatz in der neugegründeten „Deut¬ 
schen Strafrechtszeitung“ über die Vorschläge ausgesprochen 
und dabei darauf aufmerksam gemacht, daß alles in allem 
25 Punkte das Zuchthaus von den übrigen Strafanstalten 
unterscheiden. Das ist also ein volles Viertelhundert. Wie es 
möglich gemacht werden soll, in einer Abteilung diese Unter¬ 
schiede gegenüber anderen Gefangenen durchzuführen, das 
scheint mir eine außerordentlich schwierige Frage zu sein. Den 
Hauptwert lege ich aber, wie gesagt, darauf, daß die Zucht¬ 
hausstrafe etwas ganz und gar für sich Bestehendes sein soll 
und daß sich das auch darin ausdrücken muß, daß eine be¬ 
sondere Anstalt dafür vorhanden ist. 

Wenn wir nun darauf verwiesen werden, daß diese Tren¬ 
nung bei Neubauten eintreten soll, daß also in Zukunft bei 
oder in Anstalten keine Abteilungen mehr erbaut werden dür¬ 
fen, die dem Zwecke der Vollstreckung der Zuchthausstrafe 
dienen, so ist nach meiner Auffassung damit der Sache ziem¬ 
lich wenig gedient, denn das kann sich ja noch 50 Jahre hin¬ 
ziehen. Es ist von kleinen Staaten geredet worden, die etwa 
20 — 30 Züchtlinge hätten. Das werden wohl Staaten mit einer 
Bevölkerung von 100 000, meinetwegen auch 150 000 Ein¬ 
wohnern sein. Sie werden selbst nach 50 Jahren, voraussicht¬ 
lich wenigstens, auch noch nicht mehr als 20 bis 30, vielleicht 
40 bis 50 Züchtlinge haben und so setzt sich dieser Zustand in 
perpetuum fort. Es wird, wenn nötig, ein wenig erweitert und 
das nicht als Neubau angesehen. Da wird eine Zelle und da 
eine Zelle, hier ein Arbeitssaal und da ein Arbeitssaal ange¬ 
fügt und die Abteilung bleibt für ewige Zeiten bestehen, sie 
wird nie aufgehoben. 

Ich mache noch auf eine Bemerkung in der Begründung 
aufmerksam, die sich mit den Ländern und den Länderkreisen 
beschäftigt und darauf hinweist, daß nicht einmal das große 
Preußen soweit ist, um ausschließliche Zuchthäuser zu haben. 
Ich bin geborener Preuße und jetzt nach Preußen zurückge¬ 
kehrt und will mein Stammvaterland wahrhaftig nicht schlecht 
machen. Aber wenn wir in dem großen Preußen jetzt noch so¬ 
weit zurück sind, daß wir teilweise bloß Abteilungen für Zücht¬ 
linge haben, so ist es nach meiner Auffassung die höchste Zeit, 
daß Preußen einen Wink bekommt, nun einmal als der größte 
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Staat dazu überzugehen, eigene Zuchthäuser zu bauen. Es 
handelt sich hier um wirklich nicht wünschenswerte Zu¬ 
stände. Ich habe die Zahl der in Abteilungen untergebrachten 
Züchtlinge nicht im Kopf. Ich glaube, es ist die Zahl 1346 
genannt. Jedenfalls sind es weit über 1000. Wenn im großen 
Preußen Züchtlinge in solcher Zahl noch in bloßen Ab¬ 
teilungen untergebracht sind, so sind das nach meiner Auf¬ 
fassung Zustände, die nicht wünschenswert sind (Zuruf: Wo 
denn?). Ich beziehe mich auf die Bemerkung in der Begründung 
und weiß, daß z. B. Wehlheiden teilweise Zuchthaus und teil¬ 
weise Gefängnis ist (Zuruf: Siegburg). Ich höre von anderer 
Seite, daß das auch noch in Siegburg der Fall ist. Preußen 
sollte doch wahrhaftig in der Lage sein, eine reinlicheScheidung 
eintreten zu lassen und dem Ideal näherzukommen — damit 
will ich schließen —, dessen Erfüllung ja auch der Ausschuß 
als wünschenswert hinstellt. Allerdings, wenn das Ideal erfüllt 
ist, dann ist es kein Ideal mehr, dann ist es Wirklichkeit ge¬ 
worden. Damit wir aber dem Ideal näherkommen, möchte 
ich den Verein bitten, meinem Anträge zu entsprechen und 
ihn zum Beschluß zu erheben. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich bin gebeten worden, den Text des § 1 der Kom¬ 
missionsvorschläge selbst noch vorzulesen. Ich nehme an, 
daß Sie alle mit diesem Heft, das die Vorschläge enthält, ver¬ 
sehen sind. Der § 1 sagt: 

„Die Freiheitsstrafen sind in besonderen, für jede Art 
ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu voll¬ 
ziehen. Bei Neubauten dürfen Zuchthaus-, Gefängnis- oder 
Einschließungsabteilungen, auch Zuchthaus- und Haftabtei¬ 
lungen, nicht mehr in einer Anstalt vereinigt werden.“ 

Demgegenüber geht der Wortlaut des Antrages Gennat 
dahin: 

„Vorbehaltlich der Bestimmungen in Ziffer Soundsoviel“ 
— das sind die Ausnahmen — „sind die Züchtlinge in aus¬ 
schließlich für sie bestimmten Anstalten“ — das schließt also 
Abteilungen sofort aus — „zu verwahren und dürfen die 
anderen Gefangenen in ausschließlich für die einzelnen Arten 
bestimmten Abteilungen verwahrt werden.“ Das Letztere 
ist mir zwar nicht ganz klar, denn wenn die Züchtlinge nur 
Anstalten für sich haben, so können auch andere Gefangene 
nicht in Abteilungen kommen, die mit jenen Anstalten zu¬ 
sammen sind. Aber das ist wohl nicht so gemeint. 
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Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich habe gemeint, daß die einzelnen Anstalten Züchtlinge, 
Häftlinge und Einschließungsgefangene in besonderen Ab¬ 
teilungen untergebracht haben. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Jedenfalls kommt das Letztere nicht mehr in Betracht. 
Denn zur Debatte ist nur die Frage gestellt: sofort selbständige 
Zuchthäuser oder die Möglichkeit, die Zuchthausabteilungen 
noch bis zu den Neubauten zu erhalten. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg a. S.: 

Ich kann dem Anträge, den Herr Dr. Gennat eben gestellt 
hat, nur beitreten und möchte mich hauptsächlich über einen 
Punkt äußern, den er auch schon berührt hat, nämlich über die 
sogenannten Strafkonkordate, wie er sie, glaube ich, genannt 
hat, weil ich daran persönlich beteiligt bin. Ich kann bestätigen, 
daß diese Konkordate in Thüringen schon in weitem Umfange 
bestehen. Wir haben von Herrn Dr. Gennat schon einige 
Beispiele gehört. Ich möchte noch hinzufügen, daß der Staat 
Sclnvarzburg-Rudolstadt die Strafen gegen Jugendliche in 
den Gefängnissen der Provinz Sachsen, die mir unterstehen, 
vollstrecken läßt. 

Es besteht dieses Verfahren, das erörtert worden ist, auch 
bezüglich der Rechtspflege in Thüringen in weitem Umfange. 
Die Kondominate erstrecken sich noch weiter, als Herr Dr. 
Gennat angeführt hat. Es sind nicht nur zwei thürin¬ 
gische Staaten dem Oberlandesgerichtsbezirk Naumburg ange¬ 
schlossen, nämlich Schwarzburg-Sondershausen und Anhalt, 
sondern Schwarzburg-Sondershausen hat auch nicht einmal ein 
eigenes Landgericht, sondern ist dem Landgerichtsbezirk 
Erfurt angeschlossen. Ferner sind preußische Gebietsteile 
in großem Umfange dem Landesgerichtsbezirk Jena ange¬ 
schlossen. Vier Amtsgerichte aus dem Bezirk Naumburg und 
vier aus Kassel gehören zum Landgerichtsbezirk Meiningen, 
und zwei Amtsgerichte aus dem Bezirk Naumburg gehören zum 
Landgerichtsbezirk Rudolstadt. Das Kondominat ist also 
dort vollständig durchgeführt. 

Ich glaube, es hat keine Bedenken, dasselbe auch auf dem 
Gebiete der Strafvollstreckung zu tun. Wenn der Herr General¬ 
berichterstatter gesagt hat, daß die Strafvollstreckung bei dem 
betr. Staate, der sich ihrer zum Teil entäußere, herabgedrückt 
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werde, so kann ich das nicht zugeben. Irn Gegenteil, ich glaube, 
daß, wenn ein kleiner Staat seine Tätigkeit auf die verschie¬ 
densten Gebiete der Strafvollstreckung erstrecken soll, er dann 
überhaupt auf keinem Gebiete etwas ordentliches leisten kann, 
denn er muß seine Kräfte zu sehr zersplittern. Wenn er sich 
aber auf das beschränkt, was für ihn möglich und ausführbar 
ist, so wird er auch auf diesem Gebiete Besseres leisten. Ich 
bitte daher, den Antrag Gennat anzunehmen. 

Strafanstaltsdirektor Roth, Vechta: 

Meine Damen und Herren! Ich möchte bitten, aus prak¬ 
tischen Gründen der milderen Form der Trennung der Gefan¬ 
genen, also der in Abteilungen statt der in Anstalten zuzu¬ 
stimmen, und zwar bitte ich Sie zu berücksichtigen, wie die 
Verhältnisse in einem Kleinstaate liegen, der genötigt ist, 
seine sämtlichen Anstalten an einem einzigen Orte zu ver¬ 
einigen und unter einheitliche Verwaltung zu stellen. Ohnehin 
legt die neuere Entwicklung den Kleinstaaten sehr schwere 
Lasten auf. Die Auflösung der Gefangenen in viele Sonder¬ 
gruppen ist ja um so schwieriger und verhältnismäßig kost¬ 
spieliger, je kleiner die Zahl der Gefangenen ist, die den ein¬ 
zelnen Gruppen zugewiesen werden kann. Vom Standpunkt 
der Kleinstaaten muß man sich dagegen wehren, daß eine 
solche Pulverisierung, so möchte ich es nennen, gar zu weit 
getrieben wird. Was nun die oldenburgische Anstalt Vechta 
betrifft, so stehen wir hier vor ganz besonderen Schwierig¬ 
keiten, wenn wir den weiblichen Teil der Züchtlinge entbehren 
müßten. Wenn der Gegenantrag Gesetz wird, stehen zwei 
Wege offen. Entweder muß eine besondere Anstalt für einige 
wenige weibliche Züchtlinge eingerichtet werden — wir sind 
schon sogar bis zu der Zahl 3 heruntergekommen — oder es 
muß ein Zweckverband gegründet werden. Der erste Weg ist 
offenbar nicht gangbar. Ich will annehmen, daß die Gründung 
eines Zweckverbandes an sich möglich ist; nur möchte ich ganz 
besonders die Aufmerksamkeit darauf gerichtet haben, daß 
damit keineswegs alle Schwierigkeiten beseitigt sind. Wir 
haben in Vechta ein Weibergefängnis, das seit 50 Jahren 
besteht. Die Verhältnisse sind dort stets darauf zugeschnitten 
gewesen, daß hier Gefangene aller Kategorien vereinigt sind. 
Namentlich sind dort Gefangene mit langer Strafzeit vollstän¬ 
dig unentbehrlich. Wenn wir die weiblichen Gefangenen mit 
langer Strafzeit entbehren müssen, so wird der gesamte Betrieb 
aller Anstalten gestört, denn die übrigen Anstalten stehen in 
einem Abhängigkeitsverhältnis zu der Weiberanstalt. Das greift 
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bei uns alles ineinander. Gewisse Arbeiten, namentlich die 
des Kochens, des Waschens und des Flickens werden nur im 
Weibergefängnis ausgeführt, und wenn das Weibergefängnis 
leidet, so leiden die sämtlichen übrigen Anstalten mit. Es 
kommt also der gesamte Betrieb in die größte Verlegenheit, 
wenn wir die weiblichen Gefangenen mit langer Strafzeit 
entbehren müssen. Außerdem ist es keine erfreuliche Sache, 
wenn in einem mit großen Kosten erbauten Bauwerk ein Stock¬ 
werk vollständig leer gelassen werden muß. 

Ich bitte Sie aus diesen praktischen Gründen, dem Aus- 
schußantrage zuzustimmen, und bin auch der Meinung, daß 
die Vorschläge ein um so größeres Gewicht haben werden, je 
mehr sie sich auf das praktisch Erreichbare beschränken. 

Geheimer Regierungsrat Dr. Finkelnburg, Berlin: 

Wenn wir ein neues Reichsstrafvollzugsgesetz schaffen, so 
müssen wir doch mit möglichster Schärfe die Forderungen zum 
Ausdruck bringen, die ein guter Strafvollzug verlangt. Das 
Ideal des Strafvollzugs ist, daß für jede Strafart eine be¬ 
sondere Anstalt geschaffen wird. Haben wir das aber nicht, 
so wird immer eine Vermischung der Strafarten eintreten. 
Die Strafrechtskommission und alle Herren, die sich mit der 
Ausgestaltung der verschiedenen Strafarten beschäftigt haben, 
haben eine große Summe von Geistesarbeit daran gewandt, 
um diese verschiedenen Strafbegriffe möglichst scharf zu 
sondern. Haben wir nicht für jede Strafart eine besondere 
Anstalt, so werden diese Unterschiede sich immer und immer 
wieder verwischen. 

Das wäre also das Ideal. Um aber an das praktisch Er¬ 
reichbare zu gehen — meiner Ansicht nach ist dieses Ideal 
bei gutem Willen auch erreichbar — will ich jetzt nur auf die 
eine Forderung, die Herr Direktor Gennat gestellt hat, ein- 
gehen, und ich möchte bitten, daß doch alle diese Forderungen 
unterstützen. Wenn schon bei allen Strafarten, so ist es ganz 
besonders bei der Zuchthausstrafe nötig, daß sie sich mit 
vollster Schärfe gegen sämtliche anderen Strafen abhebt 
(Bravo). Schon in unserm neuen Reichsstrafgesetzbuch haben 
wir uns bemüht, auf alle mögliche Weise zum Ausdruck zu 
bringen, daß die Zuchthausstrafe ein 33% schwereres Straf¬ 
übel als die Gefängnisstrafe sein soll, und das ist uns — das 
können wir sagen — nur unzulänglich gelungen (sehr richtig!). 
Wenn wir aber nun nicht die Forderung stellen, daß überall 
im Deutschen Reich, wo eine Zuchthausstrafe vollstreckt wird, 
sie auch in besonderen Anstalten zu vollstrecken ist, so werden 
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wir, wie gesagt, den Zweck, den der Gesetzgeber mit der Aus¬ 
gestaltung dieser Strafe verfolgt hat, nie und nimmer erreichen. 
Die staatsrechtlichen Bedenken, die auch hier geäußert wurden, 
schätze ich sehr gering ein. Bei gutem Willen wird man die 
Konkordate oder Strafvollzugsgemeinschaften leicht erreichen 
können. Das Wichtigste — diesen Ton schlug auch der letzte 
Herr Redner an — sind die finanziellen Bedenken. Aber bei 
der so außerordentlich wichtigen Frage des Reichsstrafvoll¬ 
zugsgesetzes, vor der wir stehen, müssen die finanziellen Be¬ 
denken ganz sicherlich schwinden; sie sind auch nicht so außer¬ 
ordentlich groß. Wir müssen mit Entschiedenheit daran fest- 
halten, daß die Strafe so ausgestaltet wird, wie sie der Straf¬ 
vollzug verlangt (Bravo!). 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Meine verehrten Damen und Herren! Nach den Ausführungen 
des Herrn Kollegen, wenn ich so sagen darf: von der anderen 
Fakultät, Geheimrats Finkelnburg, habe ich eigentlich 
kaum etwas zu sagen, denn ich befinde mich mit ihm und Herrn 
Dr. Gen na t in absolut voller Übereinstimmung (Bravo). 
Ich habe bis jetzt nur von einem Redner — es war der Herr 
Direktor aus Vechta — Bedenken gegen den Gennatschen 
Antrag gehört, und wenn ich diesen Herrn Redner recht ver¬ 
standen habe, dann beruhen diese seine Ausführungen wenig¬ 
stens zum Teil auf Mißverständnissen. Jedenfalls habe ich 
den Antrag Gennat etwas anders verstanden. Wenn ich recht 
verstanden habe, meint der Herr Gegner des Antrags, es 
müßten Anstalten für zuchthausgefangene Männer und An¬ 
stalten für zuchthausgefangene Weiber geschaffen werden. 
Davon ist in dem Anträge Gennat keine Rede, sondern er 
sagt nur: es müssen besondere Anstalten für diejenigen Ge¬ 
fangenen geschaffen werden, die Zuchthausstrafen zu verbüßen 
haben. Die Scheidung zwischen Männern .... 

Vorsitzender Exzellenz von Jagemann: 

Darf ich eine Zwischenbemerkung machen! Der § 2, der 
von keiner Seite angefochten worden ist — es ist überhaupt 
kein Antrag dazu gestellt — sagt, daß die weiblichen Gefange¬ 
nen in für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen untergebracht werden sollen, schließt also Misch¬ 
bau teil in bezug auf das Geschlecht aus. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin (fortfahrend): 

Ich bin mir dessen wohl bewaißt und wollte das eben sagen. 
Über die Trennung von Männern und Weibern spricht der 
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§ 2, und dort ist gesagt, daß diese Trennung durch Ab¬ 
teilungen stattfinden kann. Es ist also der Antrag 
Gennat meines Erachtens dahin zu verstehen: die Zucht¬ 
hausanstalt nur für Zuchthausgefangene, innerhalb dieser 
besonderen Anstalten aber die Möglichkeit der Trennung 
durch Abteilungen für Männer und Weiber. So habe ich 
die Sache verstanden. (Direktor Dr. Gennat: Ganz rich¬ 
tig!). Dann würde zum mindesten ein Teil der Bedenken 
fortfallen. 

Was mich aber veranlaßt hat, meine verehrten Damen und 
Herren, kurz das Wort zu ergreifen, ist noch folgendes. Was 
bestimmen denn eigentlich die Grundsätze des Bundesrats? 
Dort steht im § 2: „Die Anstalten für Zuchthaussträflinge 
werden in besonderen Gebäuden errichtet.“ Besondere Ge¬ 
bäude! Auf den Standpunkt stellte man sich im Jahre 1897, 
und jetzt wollen Sie, daß auch Abteilungen zulässig sind. Das 
halte ich für meine Person für einen direkten Rückschritt 
(Sehr richtig!). Abgesehen davon aber, kann ich mir unter 
dem Begriff einer Abteilung nicht recht etwas Greifbares vor¬ 
stellen. Ich habe ja in Mannheim einmal darauf hingewiesen, 
daß wir immer mit dem Wort operieren, ohne uns recht klar¬ 
zumachen: welchen Begriff umfaßt dieses Wort, was bedeutet 
dieses Wort? Nach meiner Kenntnis der Verhältnisse wird 
unter „Abteilung“ in dem einen Staat dies, im anderen Staate 
das verstanden (Sehr richtig!), und bevor wir nicht Klarheit 
darüber haben, was denn solch eine Abteilung ist, können wir 
unmöglich darein willigen, daß eine „Abteilung“ zugelassen 
wird. Ich habe aus der Schrift meines verehrten Freundes 
Niemeyer ersehen, daß er eine Definition des Wortes „Ab¬ 
teilung“ in § 2 Nr. 1 findet. Ich kann sie darin nicht finden. 
Es steht dort doch nur, daß bei Abteilungen gewisse Dinge 
gesondert benutzt werden müssen, d. h. also mit anderen 
Worten: eine Klarheit darüber, wie die einzelne Abteilung 
beschaffen sein muß, habe ich nicht. Bei uns und speziell in 
der preußischen Justizverwaltung wird für eine Abteilung 
gefordert, daß durch bauliche Einrichtungen ein Verkehr der 
in den einzelnen Abteilungen befindlichen Gefangenen voll¬ 
ständig verhindert ist. Wenn ich das anwende, würde ich kein 
Bedenken haben, in derselben Anstalt, aber in verschiedenen 
Abteilungen männliche Zuchthausgefangene und weibliche 
Zuchthausgefangene unterzubringen. Aber ich würde mich 
nun und nimmer mehr dazu verstehen können, einem An¬ 
träge zuzustimmen, der da sagt: in einem Zuchthaus kann 
ich den einen und den anderen Gefangenen unterbringen. 
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Das halte ich unter den gegenwärtigen Verhältnissen schon 
für nicht schön. Da trete ich Herrn Gennat bei. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf vielleicht darauf aufmerksam machen, daß die 
Zeit leider abgelaufen ist. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Pardon. 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich möchte nur historisch bemerken, wie wir zu den Be¬ 
schlüssen gekommen sind. Es war der Kommission die alte 
Forderung bekannt, den Vollzug nach den Strafarten örtlich 
tunlichst zu trennen, und deswegen haben wir in der ersten 
Lesung auch das aufgenommen, was Herr Dr. Gennat jetzt als 
Antrag eingebracht hat. In der zweiten Lesung ist es so ge¬ 
ändert worden, wie es heute in den Vorschlägen steht, und es 
mag sich doch vielleicht lohnen, darauf einzugehen, weshalb 
wir das getan haben. 

Es ist heute von Gefängniskonkordaten, von Zweckver¬ 
bänden, die Rede gewesen und so dargestellt worden, als ob 
das eine beinahe alltägliche und ganz selbstverständliche Sache 
wäre. Soweit wir unterrichtet sind, besteht aber hinsichtlich 
dieser Konkordate in manchen Bundesstaaten eine grund¬ 
sätzliche Abneigung. Es handelt sich um das Aufgeben von 
Hoheitsrechten oder wie Sie es nennen wollen. Ich weiß nicht, 
ob diese Auffassung oder ob die andere richtig ist; aber diese 
Abneigung ist nicht nur in der Kommission von verschiedenen 
Seiten geäußert, sie ist ihr auch anderweitig bekannt geworden. 
Das ist der Grund für unsere Stellungnahme. 

Und nun möchte ich mir in Ergänzung dessen, was Herr 
Geheimrat Plaschke ausgeführt hat, erlauben, auf die Begrün¬ 
dung aufmerksam zu machen. Es ist eine Erklärung dessen 
vermißt worden, was die Kommission unter einer „Abteilung“ 
verstehe. Das aber steht auf Seite 28 der Begründung. Die 
Kommission versteht unter einer ausschließlich für den Voll¬ 
zug einer Freiheitsstrafe bestimmten Abteilung abgeschlossene 
Teile einer Anstalt, d. h. einzelne Gebäude oder abgeschlossene 
Geschoße oder Geschoßteile. Offene Zellenflügel oder offene 
Abteilungen oder Stationen eines Zellengefängnisses oder eine 
sonstige offene Reihe von Hafträumen würden den Anforde¬ 
rungen der Kommission nicht genügen. 
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In der Sache selbst ist ja bereits alles, was dafür und da¬ 
gegen spricht, vorgetragen worden. Ich wollte nur noch be¬ 
tonen, daß die Kommission, ich kann wohl sagen: schweren 
Herzens, aber doch nach Prüfung aller Verhältnisse, sich 
veranlaßt gesehen hat, ihren ursprünglichen Standpunkt auf¬ 
zugeben. 

Generalstaatsanwalt Wirkl. Geh. Oberjustizrat Supper, 
Berlin: 

Meine hochverehrten Damen und Herren! Wenn Rechts¬ 
einheit in Deutschland erzielt werden soll, dann ist es in vieler 
Beziehung ganz unmöglich, daß man in allen Einzelstaaten den 
Bestimmungen überall für sich allein entsprechen kann. Es 
muß häufig dazu geschritten werden, durch Staatsverträge 
mit Nachbarstaaten die Durchführung der gesetzlichen Vor¬ 
schriften zu erleichtern. Das ist in ziemlich bedeutendem 
Umfang auch heutigentags schon der Fall, nicht nur auf dem 
Gebiete des Gefängniswesens, sondern auch auf dem Gebiete 
der Gerichtsorganisation. Wir haben Oberlandesgerichte, die 
für mehrere Staaten zuständig sind. Wir haben Landgerichte, 
die für mehrere Staaten zuständig sind. Wir haben Schwur¬ 
gerichte, die für mehrere Staaten zuständig sind. Naturgemäß 
wird ein Staat, wenn er kann, ohne solche Staatsverträge durch¬ 
zukommen suchen, und darauf mag es vielleicht zurückzuführen 
sein, wenn, wie heute erwähnt worden ist, an einzelnen Stellen 
eine gewisse Abneigung gegen solche Staatsverträge herrschen 
sollte. Aber nachdem, was mir hierüber bekannt geworden ist, 
haben die für die Gerichtsorganisation bestehenden Verträge 
in ihrer bisherigen Wirksamkeit zu irgendwelchen Ausstellungen 
gar keinen Anlaß gegeben. Die Verträge, an denen auch Preußen 
beteiligt ist, sind nach Ablauf ihrer ursprünglichen Dauer 
anstandslos verlängert worden. Nach diesen Erfahrungen 
brauchen wir nicht zu besorgen, daß der Abschluß von Staats¬ 
verträgen über die Unterbringung von Gefangenen in einem 
Nachbarlande zu besonderen Schwierigkeiten führen wird. 
Ich glaube daher, daß die aus diesem Gesichtspunkt herge¬ 
leiteten Bedenken gegen den Antrag Gennat unbegründet 
sind und bitte, für den Antrag Gennat zu stimmen. 

Ministerialrat Dr. Josef Edler v. Mayer, Wien: 

Nur zu einer kurzen Aufklärung über die österreichischen 
Verhältnisse! Der österreichische Entwurf, der die Kerker¬ 
strafe festsetzt, die gleich ist der Zuchthausstrafe des deut¬ 
schen Reichsvollzugsgesetzes, bestimmt, daß die Kerkerstrafe 
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nur in Strafanstalten, die ausschließlich dafür bestimmt sind, 
vollzogen werden darf. Er stimmt also mit dem, was Herr 
Dr. Gennat meint, vollkommen überein. Allerdings bestehen 
bei uns in Österreich jene staatsrechtlichen Bedenken, die hier 
geäußert wurden, nicht. Sie werden es begreiflich finden, wenn 
ich über diese Bedenken mich einer weiteren Äußerung ent¬ 
halte. Allein in einer Beziehung möchte ich auf einen der Herren 
Vorredner erwidern. Es wurde erwähnt, daß es aus Gründen 
des Arbeitsbetriebes notwendig erscheint, auch Zuchthaus¬ 
gefangene allenfalls in anderen Anstalten als in den für sie 
eigens geschaffenen anzuhalten. Ich glaube, daß bei einer 
Frage, die von der grundsätzlichen Bedeutung und von der¬ 
artiger Wichtigkeit ist wie die schärfste Sonderung der Zucht¬ 
hausstrafe von allen übrigen Strafübeln, die Berücksichtigung 
des Arbeitsbetriebes dann wird in den Hintergrund treten 
müssen, wenn nicht in der Person des Sträflings gelegene 
Gründe, wenn nicht erziehliche Gründe das Gegenteil ver¬ 
langen. Ich glaube, daß Gründe des Arbeitsbetriebes bei einer 
Frage wie der vorliegenden nicht ausschlaggebend sein sollten. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Rednerliste ist erschöpft und wir schreiten zur Ab¬ 
stimmung. Ich werde die Abstimmung, da wir es mit einem 
wirklichen Amendement zu tun haben und im übrigen der § 1 
nicht angefochten ist, so vornehmen, daß ich kurzerhand 
frage: welche Herren wollen den Antrag Gennat annehmen, 
wonach Züchtlinge nur in ausschließlich für sie bestimmten 
Anstalten verwahrt werden dürfen? Die Herren, die diesen 
Antrag annehmen wollen, bitte ich, die Hand zu erheben 
(geschieht). Darf ich um die Gegenprobe bitten (geschieht). Der 
Antrag Gennat ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zum zweiten Gegenstand. Dabei 
handelt es sich zum Teil um dieselbe Frage für die Jugend¬ 
anstalten. Sie haben aber hier bezüglich der Jugendanstalten 
zwei Anträge vor sich: A, 1 b zu § 4 (Jugendanstalten an 
sich), und zwar handelt es sich hier um ganz die gleiche Frage, 
die wir eben für die Zuchthäuser erledigt haben, ob die Jugend¬ 
anstalten, wo der Strafvollzug von mindestens einem Monat 
an stattfinden soll, selbständige Anstalten sein müssen oder 
auch Abteilungen sein können. Die anderen Dinge betreffen 
dann die Verwendung der Jugendanstalten und die Aus¬ 
gestaltung zu Borstalanstalten. Ich glaube, wir halten uns 
am besten zunächst nur an das eine, die Abänderung des § 4 
der Kommissionsvorschläge, wo es heißt: 
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„An den Jugendlichen sind die Freiheitsstrafen von min¬ 
destens einem Monat in besonderen, ausschließlich dazu 
bestimmten Anstalten oder vollständig getrennten Ab¬ 
teilungen zu vollziehen.“ 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Alle Reformbestrebungen auf dem Gebiete des Strafvoll¬ 
zuges sind wesentlich mitveranlaßt durch die Frage des Straf¬ 
vollzuges an den Jugendlichen. Dem Reichstage hat ja 
ein Gesetzentwurf über die Jugendgerichte Vorgelegen, der 
auch Fragen des Vollzugs der Freiheitsstrafe an den Jugend¬ 
lichen betrifft. Ich habe nun in dem § 4 der Kommissions¬ 
vorschläge eine Bestimmung darüber vermißt, was mit den 
Jugendlichen geschehen soll, die weniger als einen Monat 
Strafe zu verbüßen haben. Nur die Jugendlichen, die einen Monat 
und darüber zu verbüßen haben, sollen in Anstalten oder in Ab¬ 
teilungen kommen. Dieselbe Empfindung, daß hier eine Lücke 
vorhanden ist, hat auch Herr Oberlandesgerichtsrat Dr. Nie¬ 
meyer gehabt, der Mitverfasser der uns überreichten Schrift, 
in der er die Vorschläge bespricht und in der er uns mitteilt, 
daß der Standpunkt der Strafrechtskommission, wenn ich ihn 
richtig verstanden habe, sich, sachlich wenigstens, mit dem 
deckt, was ich wünsche, nämlich eine vollständige Trennung 
aller Jugendlichen von den Erwachsenen, die ich in den Vor¬ 
schlägen, wie sie vorliegen, nicht zu finden vermag. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden und wird weiter 
darauf hingewiesen werden, daß es schwierig sein wird, eine 
besondere Gelegenheit für die Jugendlichen, die weniger als 
einen Monat Strafe zu verbüßen haben, zu schaffen. Diese 
Schwierigkeiten verkenne ich natürlich nach keiner Richtung. 
Ich mache aber darauf aufmerksam, daß ich damit zu¬ 
frieden bin, wenn Jugendliche, die weniger als einen Monat 
zu verbüßen haben, in einer Abteilung untergebracht werden. 
Die Abteilung ist in der Begründung der Vorschläge, wie uns 
auch vorgelesen worden ist, dahin bestimmt, daß sie entweder 
ein besonderes Gebäude oder ein besonderes Geschoß oder auch 
ein abgeschlossener Geschoßteil ist. Ich kann also innerhalb 
eines Geschosses, in dem 20 oder 25 Zellen sein mögen, 2 oder 3 
oder meinetwegen auch eine für sich allein so abschließen, daß 
ein Verkehr mit den übrigen Zellen nicht möglich ist. Ist das 
der Fall, so ist das im Sinne der Kommissionsvorschläge eine 
Abteilung. Daß es sich selbst in kleinen Gefängnissen nicht 
ermöglichen lassen sollte, eine solche Gelegenheit oder ein 
solches Gelaß für Jugendliche zu schaffen, das glaube ich ver- 
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neinen zu sollen. Es kommt hinzu, daß die Strafen von weniger 
als einem Monat gegen die Jugendlichen wohl außerordentlich 
selten sein werden. Jedenfalls ist es dringend zu hoffen. 
Wenn man sich die Bestimmung gegenwärtig hält, daß die 
Jugendlichen, die weniger als einen Monat Strafe erhalten, 
in besonderen Abteilungen untergebracht werden müssen, und 
wenn daraus Schwierigkeiten entstehen sollten, so wird das 
hoffentlich dazu führen, daß die nach meiner Auffassung bei 
Jugendlichen noch weniger als bei Erwachsenen wünschens¬ 
werten ganz kurzen Strafen bei Jugendlichen überhaupt nicht 
mehr Vorkommen, sondern von den übrigen Strafmitteln, wie 
vom Verweis, von der bedingten Verurteilung usw. abgelöst 
werden. Die Schwierigkeiten, die etwa entstehen sollten, diese 
Jugendlichen unterzubringen, kann ich also nicht hoch ein¬ 
schätzen, und wenn es Vorkommen sollte, daß ein Jugendlicher 
weniger als einen Monat Strafe zu verbüßen hat und für ihn 
keine Gelegenheit vorhanden sein sollte, an dem Orte, an dem 
er verurteilt ist, oder in dessen Nähe in einem Gefängnis unter¬ 
gebracht zu werden, wird man diese Gelegenheit bei einem 
benachbarten Gefängnisse haben. Schlimmstenfalls wird man 
ihn — bei der Seltenheit der Fälle, die ich unterstelle, müssen 
die Kosten darangewandt werden, zumal es sich nur um Trans¬ 
portkosten handelt — dahin bringen müssen, wo man eine 
Anstalt oder Abteilung für Jugendliche hat. Aus diesem Grunde 
bin ich dafür, daß die Möglichkeit, die jetzt nach meiner 
Meinung besteht — ich weiß nicht, ob ich die Kommissions¬ 
vorschläge nach der Richtung mißverstanden habe —, ohne 
eine vollständige räumliche Scheidung, sei es auch nur durch 
einen besonderen Geschoßteil, die Jugendlichen, wenn sie 
weniger als einen Monat zu verbüßen haben, mit Erwachsenen 
zusammenzubringen, auch bei diesen kurzen Strafen aufhört. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Meine Herren! Gestatten Sie mir, die Tagesordnung einen 
Augenblick zu unterbrechen, um Ihnen von einem Telegramm 
Kenntnis zu geben. 

„Christiania. In dankbarer Anerkennung der Bedeutung, 
welche die 50jährige Tätigkeit des Vereins auch für das nor¬ 
wegische Gefängniswesen gehabt hat, bitte ich, den Verein 
unsere herzlichsten Glückwünsche zu empfangen. 

Woxen, Chef der norwegischen Gefängnisverwaltung.“ 

Sie werden damit einverstanden sein, daß durch ein danken¬ 
des Sympathietelegramm hierauf erwidert wird (Zustimmung). 

Das Wort hat der Herr Berichterstatter. 
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Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich kann mich zu diesem Punkte ganz kurz fassen. Nach¬ 
dem die Versammlung hinsichtlich der Trennung der Zucht¬ 
hausgefangenen den Vorschlag der ersten Lesung wiederher¬ 
gestellt hat, möchte es sich empfehlen, auch hier dem Anträge 
Gennat zu entsprechen, denn es ist ja das Konkordatsbe¬ 
denken, wenigstens nach Auffassung der Versammlung, be¬ 
seitigt, und ich meine, der Zweck dieses Paragraphen ist doch 
wohl noch bedeutsamer als der des vorherigen. Der Schutz 
der Jugendlichen steht noch höher, und ich glaube, die Kom¬ 
mission legt keinen besonderen Wert auf die Anerkennung 
ihres abweichenden Standpunkts. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstim¬ 
mung. Diejenigen Herren, welche dem Anträge Gennat 
entsprechend wünschen, daß allein Jugendanstalten, aber 
nicht auch Jugendabteilungen zulässig seien, bitte 
ich, die Hand zu erheben (geschieht). Darf ich um die Gegen¬ 
probe bitten (geschieht). Der Antrag Gennat ist mit Mehr¬ 
heit, aber mit kleinerer Mehrheit als im vorigen Falle äu¬ 
ge nom men. 

Wir kommen nun zu dem folgenden Punkt: „Verwendung 
der Jugendanstalten“. Hier darf ich zunächst den Text der 
Kommissionsvorschläge vorlesen. § 4 Absatz 2 lautet: 

„An den Gefangenen, die zur Zeit des Strafantritts das 18., 
aber nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben, 
können die Freiheitsstrafen von mindestens 1 Jahr in 
besonderen ausschließlich dazu bestimmten Anstalten oder 
Abteilungen nach den für die Jugendlichen geltenden Vor¬ 
schriften vollzogen werden, so lange die Gefangenen sich 
als geeignet für einen solchen Vollzug erweisen. Sie 
werden dabei von den Jugendlichen und, soweit sie einesteils 
Gefängnis-, andernteils Zuchthausstrafen zu verbüßen haben, 
auch voneinander getrennt.“ 

Hierzu liegen nun verschiedene Anträge vor. Dieser Ab¬ 
satz 2 betrifft die sogen. Borstalanstalten für den Strafvollzug 
von 18 bis 21 Jahren. 

Der Antrag Gennat will sagen: 

„Diejenigen Gefangenen, die beim Antritt von Zuchthaus¬ 
strafen oder von mindestens einjährigen Gefängnisstrafen“ — 
also die Zuchthausstrafen wären, sofern sie unter 1 Jahr be¬ 
trügen, neu dabei, werden aber überhaupt natürlich in diesem 
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Alter selten Vorkommen, sie sind jedoch strafrechtlich mög¬ 
lich — „das 18., nicht aber das 21. Lebensjahr vollendet haben“ 
— das ist übereinstimmend — „können in ausschließlich für 
sie bestimmten Anstalten oder Abteilungen“ — die Frage der 
selbständigen Anstalten spielt hier keine Rolle, indem Herr 
Dr. Gennat offenbar davon ausgeht, daß eine Jugendanstalt 
eine besondere Abteilung im Sinne des Borstalsystems haben 
müsse — „nach den Vorschriften für die Jugendlichen ver¬ 
wahrt werden, solange sie sich dafür geeignet erweisen, jedoch 
nicht über die Volljährigkeit hinaus“. 

Der Unterschied liegt also darin, daß 1. mit dem 21. Jahre 
nach dem Anträge Gennat eine Evacuation unbedingt 
eintreten muß, nach dem Kommissionsvorschlage aber nicht, 
letzteres in der Erwägung, daß der Überschuß vielleicht sehr 
klein sein, einige Tage, einen Monat usw. betragen könne; 
2. daß die Zuchthausstrafe hier in anderer Weise genannt 
ist, wie im Kommissions Vorschlag, indem nur für die 
Gefängnisstrafe im Antrag Gennat die einjährige Dauer 
als Minimum bezeichnet ist. Allein dieser Unterschied ist 
insofern nur redaktionell — der Punkt scheidet damit aus —, 
als der Mindestbetrag der Zuchthausstrafe an sich gesetzlich 
schon 1 Jahr beträgt; auf Minderung durch Abzüge (Unter¬ 
suchungshaft) können wir hier nicht eingehen. 

Sodann liegt zu derselben Stelle der Vorschläge ein Antrag 
Reich vor, die Worte „von mindestens einem Jahr“ zu 
streichen, so daß also auch kleinere Freiheitsstrafen in 
dem Borstalinstitut vollzogen würden. 

Ferner liegt von dem Direktor der Jugendanstalt Wittlich, 
Herrn Ellger, ein weitergehender Antrag vor, der besagt, daß 
an sämtlichen Gefangenen, die zur Zeit ihres Straf¬ 
antritts das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, Gefängnisstrafen von mindestens einjähri¬ 
ger oder längerer Dauer in besonderen für sie aus¬ 
schließlich bestimmten Anstalten vollstreckt wer¬ 
den. Dieser Antrag legt die Bedeutung des 21. Jahres nur auf 
den Strafantritt als Ausschlußfrist fest, nicht auch auf das 
Strafende. Ferner wird in diesem Anträge, ganz im Gegensatz 
zu dem Antrag Reich, eine mindestens einjährige oder längere 
Dauer verlangt, und zwar offenbar aus Gründen der Erziehungs¬ 
möglichkeit. Und endlich sollen nach dem Anträge Ellger die 
Abteilungen im Gegensatz zu dem Anträge Gennat ausge¬ 
schlossen sein. 

Ich darf zunächst die sämtlichen drei Herren Antragsteller 
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fragen, ob ich die Differenzpunkte in ihrem Sinne richtig 
wiedergegeben habe. Ist das der Fall? 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: Ja. 

Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen: Ja. 

Strafanstaltsdirektor Ellger, Wittlich: 

Darfjich nur das Eine dazu sagen, daß ich die Zusammen¬ 
fassung aller Gefangenen bis zu 21 Jahren deshalb wünsche, 
um die Trennung in Jugendlichen-Gruppen von Personen im 
Alter von 18 bis 21 Jahren zu verhindern, weil ich glaube, 
daß man Jugendliche unter 18 Jahren bei einem erzieherischen 
Strafvollzug sehr gut mit Gefangenen von 18 bis 21 Jahren 
kombinieren kann. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Sie wollen also außerdem keine unbedingte Trennung zwi¬ 
schen dem Strafvollzug an Jugendlichen im strafrechtlichen 
Sinne des § 57 des Strafgesetzbuchs, sondern die Möglichkeit 
einer Zusammenfassung von Jugendlichen, im natu¬ 
ralen Sinne gesagt, unter 21 Jahren, einerlei, wie sie sich 
strafrechtlich qualifizieren. Ist das so richtig? (Direktor 
Ellger: Ja.) 

Nun darf ich bitten, daß zunächst die Herren Antragsteller 
sich aussprechen. Dann müssen wir dazu übergehen, die ein¬ 
zelnen Punkte zu trennen, denn sonst wird die Diskussion 
undeutlich werden. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Es handelt sich bei meinem Antrag in Wirklichkeit nicht 
um eine Meinungsverschiedenheit zwischen den Kommissions¬ 
vorschlägen und mir, wenigstens wenn ich den Konimissions¬ 
vorschlag in dem letzten Satz oder Halbsatz richtig verstanden 
habe, wo davon die Rede ist, daß die Gefangenen von 18 bis 
21 Jahren, soweit sie einesteils Gefängnis-, andernteils Zucht¬ 
hausstrafe zu verbüßen haben, auch voneinander getrennt 
werden. Da ist von der Kommission vorausgesetzt, daß es 
junge Leute über 18, aber unter 21 Jahren gibt, die zu Zucht¬ 
hausstrafe verurteilt sind und die nun, wenn sie die Zuchthaus¬ 
strafe verbüßen und gleichzeitig Gefängnissträflinge in dem¬ 
selben Alter vorhanden sind, von diesen getrennt werden müssen. 
Das habe ich geglaubt, zusammenfassen und an den Anfang 
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stellen zu sollen, weil ich mir darüber nicht im Zweifel gewesen 
bin, daß die Kommission, wie ich schon gesagt habe, auch davon 
ausgegangen ist, daß diese Strafen Vorkommen können und 
weil das, glaube ich, nichts neues ist. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann ist dieser Punkt lediglich redaktioneller Art und 
scheidet für unsere Beratungen aus, da wir nur sachliche Ab¬ 
weichungen zu diskutieren haben. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg 

(fortfahrend:) 

Ich möchte zu meiner Rechtfertigung bemerken: es ist 
nicht redaktionell, sondern ich habe es hineingebracht, weil es 
von Ihnen nicht hineingebracht wurde. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist ganz richtig. Es ist im Eingang nur von „Freiheits¬ 
strafen die Rede“. 

Dann der zweite Punkt. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

„so lange sie sich dafür geeignet erweisen, jedoch nicht über 
die Volljährigkeit hinaus“. Ich bin davon ausgegangen, daß, 
wenn jemand mit 20 Jahren z. B. zu 10 Jahren oder, wie es ja 
nach dem Strafgesetzentwurf möglich ist, sogar zu 15 Jahren 
Gefängnis verurteilt wird, man ihn schwerlich bis zu seinem 
30. oder 35. Jahre in der Borstalabteilung halten kann, und 
ich bin zu dem Resultat gekommen, die Sache mit der Voll¬ 
jährigkeit enden zu lassen, weil in der vorhergehenden Ziffer 
davon die Rede ist, daß solche Jugendliche, die während der 
Strafverbüßung das 18. Lebensjahr erreichen, in der Abteilung 
für Jugendliche weiter behalten werden können, jedoch nicht 
über die Volljährigkeit hinaus. Wenn also jemand mit 17 Jahren 
zu einer Strafe, die über das 21. Lebensjahr hinausgeht, ver¬ 
urteilt ist, so muß er mit 21 Jahren aus dem Jugendgefängnisse 
hinausversetzt werden. Nach meiner Auffassung wenigstens 
kann man es nicht anders auslegen. Wenn das aber bei solchen 
der Fall ist, die als Jugendliche in das Jugendgefängnis 
gekommen sind, sollte es nach meiner Auffassung bei solchen 
erst recht der Fall sein, die an sich als Erwachsene, weil sie 
schon über 18 Jahre alt sind, in diese Abteilung hineinge¬ 
kommen sind. Der Grund ist doch offenbar gewesen, jene 
Jugendlichen und das Korrelat zu ihnen, nämlich die, welche 
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das jugendliche Alter hinter sich gehabt haben, besonders zu 
behandeln. Wenn man die ursprünglichen Jugendlichen 
nach dem 21. Lebensjahr einem besonderen Regime in den Ju¬ 
gendanstalten nicht mehr unterwerfen darf, sondern ge¬ 
zwungen ist, sie aus ihm herauszunehmen, sollte es nach meiner 
Auffassung erst recht bei denen der Fall sein, die — wenigstens 
im Sinne des Gesetzes — nicht als Jugendliche in die Jugend¬ 
abteilung gekommen sind, sondern schon als Erwachsene 
hineinkamen, und denen man aus besonderen Gründen diese 
Behandlung hat angedeihen lassen. Ist das nicht der Fall, 
so ist, nach meiner bescheidenen Auffassung wenigstens, ein 
Widerspruch vorhanden, für den ich keine Lösung finde. 

Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Meine verehrten Damen und Herren: Ich habe die Bestim¬ 
mung beklagt, daß der Anstaltsdirektor gebunden sein soll, 
jüngere Gefangene über 18 Jahre nur dann dem Jugendstraf¬ 
vollzug zu unterstellen, wenn sie mindestens ein Jahr Strafe 
haben. Ich habe in meinen Ausführungen bereits betont, daß 
ich glaube, daß die Erziehungserfolge nicht nur von der Zeit 
abhängen, sondern auch von der Person, und wenn ich nun 
gezwungen wäre, einen Minderjährigen in der Männeranstalt 
zu belassen, weil er vielleicht nur 11 oder 10 oder 9 Monate 
Strafe zu verbüßen hat, so würde ich das in seinem Interesse 
sehr beklagen müssen. Die Bestimmung bindet mich aber. 
Ich habe in Bautzen eine Männeranstalt und eine Jugend¬ 
anstalt in vollständig getrennten Gebäuden, also eine Jugend¬ 
anstalt, wie sie hier auch im Sinne des Antrages ist, und ich 
bitte darum, daß die Bestimmung „von mindestens einem 
Jahre“ gestrichen wird, denn sonst müßte ich bei solch einem 
jüngeren Gefangenen erst warten, bis er mit einer höheren 
Strafe wieder zu mir zurückkommt, bis er sich also so schwer 
vergangen hat, daß er ein Jahr und darüber Strafe bekommt. 
Das wäre traurig. Ich könnte ihn doch vorher schon durch den 
erziehlichen Jugend-Strafvollzug so beeinflussen, daß er nicht 
erst wieder rückfällig wird. — Andernfalls könnte er vielleicht 
noch mehrmals zu mir zurückkommen. Ich habe in meiner 
Männeranstalt etwa 40 jüngere Gefangene, die unter einem Jahr 
Strafe haben und von denen mindestens 30 sehr gut einen 
Jugendstrafvollzug vertragen würden. Ich würde aber durch 
diese Bestimmung verhindert sein, zu tun, was ich in diesen 
Fällen für richtig halte. Deswegen bitte ich, einfach diese 
Worte wegzulassen und dem Gefängnisvorstande nicht die 
Hände zu binden. Ist der junge Mensch nicht geeignet, so 
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gibt der Gefängnisvorstand ihn sowieso nicht hinaus. Ist er 
aber geeignet, so soll der Gefängnisvorstand nicht mit der 
Jugenderziehung warten müssen. 

Strafanstaltsdirektor Ellger, Wittlich: 

Wenn ich darauf bestehen möchte, daß doch für die Jugend¬ 
gefängnisse als besondere Anstalten ein Jahr als Mindestgrenze 
beibehalten wird, so wird der Gegensatz gegenüber Herrn 
Geheimen Regierungsrat Reich dadurch geringer werden, 
daß man eben für die Gefangenen mit Strafen unter einem Jahr 
besondere Abteilungen schaffen kann, während die Sonder¬ 
anstalten mit einem ganz besonderen erzieherischen Straf¬ 
vollzug doch mit geringeren Strafen als einem Jahr kaum werden 
viel anfangen können. Ich glaube, daß hier in der ganzen 
Fassung des § 4 die Trennung zwischen Jugendlichen und Straf¬ 
gefangenen von 18 bis 21 Jahren, die ja durch bundesrätliche 
Bestimmungen veranlaßt ist, wegfallen kann, denn die 
bundesrätlichen Bestimmungen haben doch ihren Ursprung 
nur in der bisherigen Art des Strafvollzugs, daß eben nur 
Jugendliche und dann über 18 Jahre alte Gefangene mit dem 
gewöhnlichen Strafvollzug vorhanden waren. Wenn wir aber 
jetzt einen besonderen Strafvollzug nach den Vorschlägen, sei 
es in Abteilungen, sei es in Sonderanstalten, für Gefangene im 
Alter von 18 bis 21 Jahren • einführen wollen, dann bestellt, 
meines Erachtens wenigstens, kaum noch ein recht logischer 
Grund, nun auch diese 18 bis 21 jährigen von denen unter 
18 Jahren zu trennen, zumal, wozu jetzt Hoffnung vorhanden 
ist, wenn wir überhaupt nur Leute über 14 Jahren in die Ge¬ 
fängnisse hineinbekommen. Der Unterschied zwischen einem 
16-, 17 jährigen Burschen, der sich stark kriminell gemacht 
hat, und einem 19 jährigen ist ein so geringfügiger, daß es da 
eine Erschwerung ist, nun immer besondere Anstalten für die 
verschiedenen Kategorien zu schaffen. Ich möchte überhaupt 
sagen, daß diese vielen Abteilungen, die hier gefordert werden, 
für Vorbestrafte, nicht Vorbestrafte, für geistig Minder¬ 
wertige und nicht geistig Minderwertige — dann kommen 
wieder die Kombinationen zwischen den beiden — sich in der 
Praxis kaum werden durchführen lassen. Wir würden dann 
in manchen Anstalten vielleicht auf acht Abteilungen kommen, 
dich sich immer nur aus einer ganz geringen Kopfzahl zusam- 
mensetzen würden. Wir könnten vollkommen damit aus- 
kommen, daß für Gefangene bis zu 21 Jahren Strafen unter 
einem Jahr in besonderen Jugendabteilungen vollstreckt wer¬ 
den, solche über einem Jahr in besonderen Gefängnissen. Wie 
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diese zu organisieren sind, das würde dann eine Frage für 
sich sein. 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich glaube, es ist die Auffassung der Kommission, daß es sich 
empfiehlt, den Anregungen, des Herrn Direktors Ellger zu 
folgen. Es gibt zweifellos eine große Vereinfachung des ge¬ 
samten Apparats, wenn die besonderen Abteilungen für Jugend¬ 
liche und für jugendliche Erwachsene, wie ich sie einmal 
nennen will, verschmolzen werden könnten. Andererseits, 
meine ich, wird man daran festhalten müssen, was die Vor¬ 
schläge angeregt haben, was aber Herr Geheimrat Reich 
bekämpft, nämlich daß man nicht unter ein Jahr wird hinunter¬ 
gehen können. Was Herr Direktor E11 ger ausgeführt hat, ist 
wohl überzeugend. Ein einigermaßen planmäßiges, und, wenn 
ich es so nennen darf, vernünftiges Erziehungswerk setzt 
wohl voraus, daß eine längere Strafe zu vollstrecken ist. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich eine Zwischenfrage stellen? Sie meinen das aber 
nur für Personen über 18 Jahre. 

Erster Staatsanwalt Klein, Berlin fortfahrend: 

Gewiß, Exzellenz. Ich glaube aber, daß es sich empfehlen 
wird, der Anregung des Herrn Direktors Ellger zu folgen und 
die Verschmelzung, die er angeregt hat, vorzunehmen. Das 
übrige wird Sache der Redaktion sein. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Nachdem wir nunmehr die Herren Antragsteller und den 
Herrn Berichterstatter gehört haben, soll von jetzt an die 
Diskussion geteilt werden. Der erste Punkt bezüglich des 
Zuchthauses fällt, wie erläutert, weg. Wir kommen nun zu 
dem zweiten Punkt. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin (zur Geschäfts¬ 
ordnung): 

Welcher- Punkt ist fortgefallen? 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es fällt das Amendement Gennät, insoweit fort, als 
es. die Zuchthausstrafe ohne Zeitbegrenzung nach unten im 
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Eingang erwähnte; denn das ist wesentlich nur redaktionell, 
wie vorhin gesagt. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Ich verstand Herrn Dr. Gennat dahin, daß er den An¬ 
trag aufrecht erhält, wonach Zuchthausgefangene aus diesen 
Anstalten heraus sollen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

ln der Beziehung hat er gar keinen Antrag gestellt. Der 
bleibende Punkt seines Antrages ist der, daß Jugendliche in 
der sogen. Borstalanstalt nicht über die Volljährigkeit hin¬ 
aus gehalten werden können, während Herr Direktor Ellger 
darin kein Bedenken findet und der Antrag Reich sich mit ande¬ 
ren Dingen beschäftigt. Wir wollen also zuerst über den Punkt 
debattieren, daß das Verbleiben in der Borstalanstalt sich 
nicht über die Volljährigkeit hinaus ausdehnen dürfe. Ist die 
Wortmeldung des Herrn Geheimrats Plaschke auf diesen 
Punkt bezüglich, dann bitte ich ihn, das Wort zu nehmen. 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Es kommt darauf an, welche Bevölkerung man in diesen 
Anstalten hat. Wenn, was ich für außerordentlich schlimm 
und unrichtig halte, in diese Anstalten Zuchthausgefangene 
hineinkommen, kann man dem Anträge meines Erachtens 
gar nicht folgen, denn dann käme es vor, daß ein jugendlicher 
Bursche von 14 Jahren mit einem Manne zusammen in den 
Anstalten ist, der mit Zuchthaus bestraft wird. Es ist ganz 
unzweifelhaft richtig, daß die Fälle, in denen Leute von 18 
bis 21 Jahren mit Zuchthaus bestraft werden, außerordentlich 
selten sein werden. Wenn sie aber eintreten, dann handelt es 
sich um ganz besonders schlimme Halunken, und wenn sie in 
die Anstalten kommen, muß eine reinliche Scheidung bis zu 
21 Jahren eintreten. 

Vorsitzender Exzellenz von Jagemann: 

Das ist ein neuer Antrag für sich, aber ein Sachantrag, der 
sich durchaus auf das Thema bezieht, mit welchem wir befaßt 
sind. Wir wollen nun zunächst die Spezialfrage erledigen, ob 
in die Borstalanstalt auch Züchtlinge überhaupt auf¬ 
genommen werden können. Ich darf vielleicht Herrn Direktor 
Ellger bitten, sicli darüber auszusprechen. Über diesen Punkt 
hat er sich nicht geäußert; er ist aber, da er Direktor der 
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Jugendstrafanstalt in Wittlich ist, ganz besonders berufen, 
sich darüber auszusprechen. 

Direktor Ellger, Wittlich: 

Ich glaube, daß Züchtlinge nicht für diese Anstalten in 
Betracht kommen können, und ich möchte dem, was Herr 
Geheimrat Plaschke gesagt hat, durchaus beistimmen. Wenn 
ein junger Mensch von 18 Jahren zu Zuchthausstrafe ver¬ 
urteilt wird, so ist bei ihm eine solche moralische Verdorben¬ 
heit im allgemeinen vorauszusetzen, daß er auch für den ge¬ 
wöhnlichen Strafvollzug schon geeignet ist. Er kommt für den 
ganzen Sonderstrafvollzug nicht mehr in Betracht. Ich darf 
vielleicht anführen, daß in England alle Gefängnisgefangenen, 
die sich wegen moralischer Verkommenheit nicht für den 
Sonderstrafvollzug eignen, aus dem Borstalbetrieb heraus¬ 
gestellt und einfach in den gewöhnlichen Strafvollzug hinüber¬ 
geschickt werden. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Zu diesem Punkte liegt keine weitere Wortmeldung vor. 
Die Debatte über diesen Spezialpunkt ist geschlossen. Wir 
können nun zur Abstimmung schreiten. Diejenigen Herren, 
welche die Verwendung von sogen. Borstalanstalten für 
die Zuchthausstrafe ausschließen wollen, sind gebeten, 
die Hand zu erheben (geschieht). Das ist die große Mehrheit. 
Dieser Punkt ist damit erledigt. 

Wir kommen dann zum zweiten Punkt. Es hat sich hier 
jemand zum Wort melden wollen. Darf ich bitten! (Zuruf: 
Ich wollte zu dem alten Punkte sprechen.) Wollten Sie die 
Annahme des Antrages befürworten oder bekämpfen? 
(Zuruf: Bekämpfen!). Die Majorität ist so groß (Heiterkeit). 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Habe ich recht verstanden: Der erste Beschluß heute ging 
dahin, daß besondere Anstalten für Zuchthäusler errichtet 
werden sollen, und das Ergebnis der eben vorgenommenen 
Abstimmung ist, daß wir die jungen Zuchthäusler zwischen 
18 und 21 Jahren für den besonderen Strafvollzug vollständig 
fallen lassen? (Zustimmung). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Nun kommen wir zu dem zweiten Punkt. Hierbei handelt 
es sich um die Frage, ob man in einer solchen Anstalt die In- 
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sassen über die Volljährigkeit hinaus festhalten kann. 
Das ist der Standpunkt der Kommission, die sagt: „solange 
die Gefangenen sich als geeignet für einen solchen Vollzug 
erweisen.“ Das ist auch der Standpunkt des Herrn Direktors 
El 1 ge r, der sagt: „Ich will sie lieber behalten, solange ich ein 
Erziehungswerk an ihnen vollführen kann.“ 

Spezielle Wortmeldungen zu diesem Punkte liegen nicht 
vor. Die Debatte ist geschlossen, wenn nicht der Herr Bericht¬ 
erstatter das Wort wünscht (Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: Danke!). 

Wir kommen zur Abstimmung. Diejenigen Herren, die 
für Aufrechterhaltung des Kommissionsvorschlages sind: Fest¬ 
haltung der Gefangenen, solange sie sich als geeignet für den 
Vollzug erweisen, sind gebeten, die Hand zu erheben (ge¬ 
schieht). Darf ich um die Gegenprobe bitten (geschieht). 
Mit großer Mehrheit angenommen. 

Nun kommen wir zum dritten Punkte. Hier handelt es 
sich um die Frage, ob man die Überweisung in die Borstal¬ 
anstalt bei Leuten von 18 bis 21 Jahren, also bei Leuten, 
die nicht unter den § 57 des Reichsstrafgesetzbuchs 
fallen, sondern strafrechtlich Erwachsene sind, davon abhängig 
machen soll, daß sie Strafen von mindestens einem 
Jahr haben, weil man sich sagt: wenn die Strafe kürzer ist, 
so ist ein Erziehungswerk in diesen Spezialanstalten, die auf 
einen bestimmten Zweck zugeschnitten sind, nicht durchführ¬ 
bar. Das scheint der Standpunkt des gedruckten Antrags des 
Herrn Direktors Ellger und ist der Standpunkt der Kom¬ 
mission; denn der Antrag Ellger redet wenigstens nur von 
einjährigen oder längeren Strafen. Es liegt aber ein Gegen¬ 
antrag des Herrn Geheimen Regierungsrats Reich vor. 

Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich befinde mich in Übereinstimmung mit Herrn Direktor 
Ellger, insofern, als er ja wohl gesagt hat, daß ein Jahr für 
„besondere Anstalten“ notwendig ist, aber nicht: für bloße 
„Abteilungen“. Danach würde der Wortlaut der Kommissions- 
Vorschläge etwas anderes sein. Man würde sagen können: 
„die Freiheitsstrafen von mindestens einem Jahr in besonderen 
ausschließlich dazu bestimmten Jugendanstalten, unter einem 
Jahr aber auch in Jugendabteilungen.“ 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich Herrn Direktor Ellger bitten, sich darüber aus¬ 
zusprechen, ob er es so meint! 
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Direktor Ellger, Wittlich: 

Ich bin für den Antrag, wie ihn Herr Geheimrat Reich 
abgefaßt hat, allerdings unter der Voraussetzung, daß die 
Leute von 18 bis 21 Jahren dann auch mit Jugendlichen 
(§ 57 RStGB.) in denselben Abteilungen zusammen sind, damit 
nicht zu viele Anstalten entstehen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich den Herrn Berichterstatter bitten! 

Bericherstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich habe nichts weiter anzuführen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann würde ein gemeinschaftlicher Antrag Reich- 
Ellger vorliegen, wie folgt in § 4 Abs. 2 zu textieren: 

„Strafen von mindestens einem Jahr in besonderen 
ausschließlich dazu bestimmten Anstalten und Strafen unter 
einem Jahr in besonderen Abteilungen.“ 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Es ist immer davon gesprochen worden, daß die Borstal¬ 
anstalten in besonderen Abteilungen eingerichtet werden kön¬ 
nen. Nun höre ich, daß besondere Anstalten dafür geschaffen 
werden sollen. Das ist doch ein erheblicher Unterschied. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Wenn ich es recht auffasse, ist gemeint: die Borstalanstalt 
ist eine Anstalt für sich. Das soll aber nicht ausschließen, daß 
ein Jugendgefängnis erbaut wird, das aus verschiedenen An¬ 
stalten und Abteilungen für Jugendliche in verschiedenem 
Sinn besteht. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Nein, die Borstalanstalten könnten auch an Anstalten ein¬ 
gerichtet werden, wo sich ältere Gefangene befinden. Das 
ist sehr wichtig. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist bisher nicht angenommen, daß das geschehen könnte. 
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Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen (zur Geschäfts¬ 
ordnung): 

Nur nach den für Jugendliche geltenden Vorschriften! 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg (zur Geschäftsordnung): 

Das ist für mich entscheidend gewesen, nicht das Wort zu 
ergreifen. Ich bin für besondere Abteilungen, aber nicht 
für besondere Anstalten. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

,,Die Anstalten für Strafen von mindestens einem Jahr, 
die Abteilungen für Strafen unter einem Jahr“ — dies ist 
der Sinn des Antrags Reich-Ellger. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg (zur Geschäftsordnung): 

Es fragt sich, ob für Gefangene von 18 bis 21 Jahren 
besondere Anstalten geschaffen werden sollen. In den Vor¬ 
schlägen ist auch von Abteilungen gesprochen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Wenn die Strafe mindestens ein Jahr dauert, soll sie nach 
den Vorschlägen, wo möglich, in einer Spezialanstalt voll¬ 
streckt werden. 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg (zur Geschäfts¬ 
ordnung): 

Wir haben es so aufgefaßt: bis zu einem Jahr in besonderen 
Anstalten, unter einem Jahr auch in Abteilungen. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg (zur Geschäftsordnung): 

Dann stelle ich den An trag, daß gesagt wird: in besonderen 
Anstalten oder Abteilungen auch bei einem Jahr und darüber. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das steht jetzt schon in den Vorschlägen, aber der Antrag 
Ellger-Reich geht dahin, zu spezialisieren, indem ein¬ 
geschaltet würde: „bei Strafen unter einem Jahr in be¬ 
sonderen Abteilungen“. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 
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Ich bin dafür, daß überhaupt gesagt wird: ,,in besonderen 
für sie bestimmten Anstalten oder Abteilungen.“ 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das ist der ursprüngliche Kommissionsantrag. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: Ja. 

Geheimer Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Ich wollte um Auskunft bitten, ob ich Herrn Direktor 
El 1 ger richtig verstanden habe. Ich habe seine Ausführungen 
vorhin dahin aufgefaßt, als ob er jetzt überhaupt nur eine 
Anstalt für Jugendliche von 14 bis 21 Jahren will, so 
daß also das eigentliche Borstalsystem, das sich nur auf 
die Gefangenen von 18 bis 21 Jahren erstreckt, vollständig 
wegfiele. Wir hätten also dann nur Anstalten für Jugend¬ 
liche von 14 bis 21 Jahren. Wenn das so sein sollte, müßte 
ich mich dagegen aussprechen, denn ich halte es für kolossal 
gefährlich, wenn wir Leute von 14 Jahren und solche bis zu 
21 Jahren in ein und derselben Anstalt Zusammenhalten, selbst 
wenn diese Anstalt vollständig nach erzieherischen Prinzipien 
geleitet werden soll. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich Herrn Direktor Ellger bitten, sich darüber noch 
auszusprechen, denn man ist sich über seine Auffassung offen¬ 
bar noch nicht überall klar. 

Kleine Pause. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich um das Resultat der Besprechung bitten! 

Geheimer Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Das Resultat besteht darin, daß Herr Direktor Ellger sagt, 
ich habe ihn richtig verstanden. Er will nur Anstalten für 
Jugendliche von 14 bis 21 Jahren ohne jede Trennung 
nach § 57 des Strafgesetzbuches. Gegen diesen Antrag 
möchte ich mich aussprechen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Streitfrage konzentriert sich jetzt darauf, ob die An¬ 
stalten nach § 57 des Strafgesetzbuchs andere sein sollen 
als die sogen. Borstalanstalten. Was die Anstalten nach 
§ 57 angeht, so sind sie von uns in Absatz 1 des § 4 bereits im 
Hauptpunkt erledigt; der Absatz 2 befaßt sich überhaupt 
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nur mit dem Strafantritt nach dem 18. Jahre. Ich bitte, den 
Eingang zu lesen, den ich ja vorgelesen hatte: „An den Ge¬ 
fangenen, die zur Zeit des Strafantritts das 18., aber nicht das 
21. Lebensjahr vollendet haben . . Diese Trennung hat also 
die Kommission scharf aufrecht erhalten, und ich glaube, 
wenn das Wort nicht weiter verlangt wird, kann ich nunmehr 
abstimmen lassen. 

* 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Meine Damen und Herren! Meines Erachtens, wie ich jetzt 
die Erläuterung verstanden habe, läuft der Antrag des Herrn 
Direktors E11 g e r tatsächlich auf weiter nichts hinaus, als darauf, 
für den Strafvollzug das sogen, relative Strafalter vom 18. auf 
das 21. Jahr hinaufzusetzen. Das ist der Kernpunkt der Sache. 
Das möchte ich in Übereinstimmung mit Herrn Geheimrat 
v. Engelberg lebhaft bekämpfen. Wie kommt man dazu, 
in den Strafvollzug nun plötzlich eine ganz andere Grenze 
hineinzubringen, als sie im Strafgesetz ist? Das kann man wohl 
aus praktischen Gründen machen, wenn der Mann die Strafe 
schon angetreten hat. Aber die beiden Altersstufen in einen 
Gegensatz zu setzen, halte ich für bedenklich. Ebenso halte 
ich die praktischen Konsequenzen für bedenklich. Es ist ja 
richtig, daß es sehr selten oder fast nie Vorkommen wird, daß 
ein Junge von 14 Jahren mit einem Jahre bestraft wird. Wenn 
es aber doch einmal vorkommt, so tritt das ein, was Herr 
Geheimrat v. Engelberg gesagt hat. Dann sitzt der Junge 
von 14 Jahren mit Gefangenen bis zu 21 Jahren zusammen, 
und bekanntlich stellen die Leute von 18 bis 21 Jahren ein 
sehr bedenkliches Kontingent. Ich muß mich also gegen diesen 
Antrag wenden (sehr richtig!). 


Vorsitzender Exzellenz v 0 Jagemann: 

Unter diesen Umständen ist nun darüber abzustimmen, 
ob die Trennung der beiden Anstaltsgattungen, wie 
die Kommission es vor sieht, aufrecht erhalten wird. 
Diejenigen Herren, die dafür sind, bitte ich die Hand zu 
erheben (geschieht). Das ist die Mehrheit. Damit ist diese 
Vorfrage erledigt. 

Wir kommen wieder zurück zu der Frage, ob man Leute 
mit Strafen unter einem Jahr in Borstalanstalten auf¬ 
nehmen soll oder nicht. (Zuruf: Oder Abteilungen!).. Die 
Borstalanstalt ist eine einheitliche Anstalt. 
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Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Nach den Kommissionsbeschlüssen sollen es auch Ab¬ 
teilungen sein. (Widerspruch.) 

Ich bitte, zur Geschäftsordnung noch folgendes bemerken 
zu dürfen. Ich stellte vorhin die Frage, ob abgestimmt werden 
soll in dem Sinne, daß es besondere Anstalten oder aber auch 
Abteilungen sein können. Da wurde mir erwidert, der Kom¬ 
missionsbeschluß ginge dahin, daß Anstalten und Abteilungen 
sein können. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Aber nicht in dem Sinne, daß auch Strafen unter einem 
Jahr in Borstalanstalten vollstreckt werden sollen. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Daß beide, Anstalten und Abteilungen, als gleichwertig 
für beide Fälle zugelassen werden können. 

Vorsitzender Exzellenz von Jagemann: 

Das ist der Kommissionsvorschlag. Über ihn muß ohnedies 
abgestimmt werden. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Über den haben wir eben abgestimmt. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Bis jetzt noch nicht. Wir haben über den Kommissions¬ 
beschluß bezüglich einer anderen Frage abgestimmt. Wir 
haben nicht über den ganzen Kommissionsantrag abgestimmt, 
gehabt, sondern über die Frage, ob die Borstalanstalten gegen¬ 
über den Jugendstrafanstalten selbständig sein müssen. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Für mich kommt es darauf an, festzustellen, ob nun wieder 
besondere Anstalten als sogen. Borstalanstalten für Ge¬ 
fangene von 18 bis 21 Jahren geschaffen oder ob die Strafen 
gegen diese Personen in besonderen Abteilungen vollstreckt 
werden sollen. 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich bitte einen etwaigen Antrag genau zu formulieren. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Darf ich den Konunissionsantrag hören? 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Der § 4 Abs. 1 lautet: 

„An den Gefangenen, die zur Zeit des Strafantritts das 18., 
aber nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben, können die 
Freiheitsstrafen von mindestens einem Jahr“ — die Dauer 
ist eine Frage für sich, über die wir auch noch nicht abge¬ 
stimmt haben — „in besonderen ausschließlich dazu bestimm¬ 
ten Anstalten oder Abteilungen nach den für die Jugendlichen 
geltenden Vorschriften vollzogen werden.“ 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Damit bin ich einverstanden. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann liegt kein Grund zu einem Anträge vor. 

Oberstaatsanwalt Geheimer Oberjustizrat v. Prittwitz u. 
Gaffron, Naumburg: 

Nein. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Der Antrag Ellger ist bereits gefallen. Darüber haben 
wir schon abgestimmt. 

Nun bleibt nur noch die eine Frage, ob in die Anstalten 
oder Abteilungen des § 4 Abs. 2 Leute mit Strafen unter einem 
Jahr aufgenommen werden können oder nicht. 

Diejenigen Herren, welche den Kommissionsvorschlag 
aufrecht erhalten wollen, also die Worte: „von mindestens 
einem Jahr“, sind gebeten, die Hand zu erheben (geschieht). 
Darf ich um die Gegenprobe bitten (geschieht). Das Ergebnis 
ist, daß der Absatz 2 stehen bleibt, wie er ist, jedoch mit Strich 
der Worte: „von mindestens einem Jahr.“ 

Da Diskussion und Abstimmung etwas kompliziert war, 
ist es gut noch einmal zu rekapitulieren, damit wir sicher sind, 
daß kein Mißverständnis besteht! Ich ersuche den Herrn 
Schriftführer, die Beschlüsse (§ 4 Abs. 2 Abs. 1 blieb unver¬ 
ändert) zu verlesen. 
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Schriftführer Direktor Clement: 

1. Die Frage, ob Züchtlinge überhaupt in die Borstal¬ 
anstalten aufgenommen werden dürfen, wurde verneint. 

2. Dann wurde die Frage, ob Insassen über 21 Jahre in 
der Borstalanstalt gehalten werden dürfen, bejaht, und zwar 
mit großer Majorität. 

3. Der Antrag Reich, die Worte: ,,von mindestens einem 
Jahr“ in § 4 Absatz 2 zu streichen, wurde angenommen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Herren Antragsteller werden anerkennen, daß damit 
ihre Anträge erledigt sind. (Kein Widerspruch). 

Vor Übergang zum folgenden Punkt darf ich Ihnen wieder 
eine freundliche Begrüßung mitteilen, und zwar aus Abo. 

,,Der 20jährige Verein der Strafanstaltsbeamten Finn¬ 
lands, seine Entstehung Ihrer bisherigen segensvollen Tätig¬ 
keit verdankend und Ihrer Ekert, Engelberg, Krohne und 
anderer eingedenk, begrüßt hiermit ehrerbietigst den ruhm¬ 
vollen Verein zu glänzend vollbrachten fünf Dezennien 
und wünscht ihm eine fortgesetzte Leiterstellung im 
Dienste der strafenden Justitia. 

Nybergh, Castren, Roos, Straohlmann. 

(Bravo). Auch dieses Telegramm wird in Ihrem Sinne zu 
verdanken sein. 

Der nächste Punkt führt uns zu der Frage der Einzelhaft. 
Hier ist zunächst ein Satz in § 20 Absatz 1 angefochten. 
Dieser Satz lautet: 

„Regelmäßig beginnt der Vollzug mit Einzelhaft. Strafen 
bis zur Dauer von drei Monaten werden, wenn angängig, 
ganz in Einzelhaft vollzogen.“ 

Hierzu war vor der Präklusivfrist ein Antrag eingekom- 
men, der wieder zurückgezogen wurde. Er ist aber dann mit 
mehr als 20 Unterschriften neu wieder aufgenommen und 
lautete dahin: 

„Es soll der Wortlaut des Strafgesetzentwurfs (Beschlüsse 
der Strafrechtskommission), nach welchen die Einzelhaft 
während der ersten drei Monate der Strafzeit 
obligatorisch ist, gewählt werden. Es sind den dort genannten 
Verbrecherkategorien noch die wiederholt Vorbestraften anzu¬ 
fügen, und es ist zu sagen: Der Vollzug der Strafe beginnt 
mit Einzelhaft von drei Monaten“ — also nicht „regelmäßig“, 
sondern: „er beginnt“. — Es ist dann fortzufahren „Einschließ- 
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ungsgefangene, Haftgefangene, zu Gefängnis verurteilte 
Bettler und Landstreicher, wiederholt Vorbestrafte, des¬ 
gleichen Jugendliche sind nur insoweit in Einzelhaft zu halten, 
als die Anstaltsbehörde ihre Absonderung als angemessen 
erachtet.“ 

Der Antrag ist nicht in die Drucksache aufgenommen wor¬ 
den, weil er zurückgezogen war. In der Drucksache finden Sie 
nur einen Antrag Reich, der sich gegen den Absatz 2 dieses 
Paragraphen wendet, welcher im Kommissionsentwurf lautet: 

„Den Anträgen von Gefangenen, in Einzelhaft gehalten 
zu werden, ist stattzugeben“. 

Herr Geheimrat Reich wünscht zu sagen: 

„Den Anträgen von Gefangenen, in Einzelhaft gehalten 
zu werden, ist stattzugeben, sofern auch die Anstaltsbehörde 
ihre Absonderung für angemessen erachtet“ (Bravo!). 

Wir haben also drei Punkte zu erledigen, von denen die 
zwei ersten wieder zusanunenzufassen sind, nämlich: 

1. soll die Einzelhaft beim Strafbeginn für drei Monate 
obligatorisch sein? 

2. soll diese obligatorische Vorschrift für gewisse Kate¬ 
gorien jedoch nur gelten, wenn die Anstaltsbehörde die 
Absonderung für angemessen erachtet, und 

3. soll das Verlangen, in Einzelhaft gehalten zu werden, für 
die Gewährung derselben nicht für sich allein bestim¬ 
mend, sondern an die Voraussetzung gebunden sein, daß 
auch die Anstaltsbehörde sie für angemessen erachtet? 

Zuerst wollen wir generell über Punkt 1 und 2 debattieren. 
Punkt 3 lassen wir zunächst zur Seite. Ich bitte zu Punkt 1 
und 2 denjenigen der Herren, welchen ich als Antragsteller 
betrachten soll, den Herrn Generalstaatsanwalt Wirklichen 
Geheimen Oberjustizrat Supper, das Wort zu ergreifen, uhd 
bitte Herrn Landgerichtspräsidenten Dr. Engel, mich für 
kurze Zeit zu vertreten. — Er ist nicht anwesend. Da Herr 
Geheimer Oberjustizrat Piaschke zu dieser Sache reden will, 
so darf ich den Vertreter des nächstgrößten Bundesstaates, 
Herrn Oberregierungsrat Dr. Müller (München), bitten, das 
Präsidium für kurze Zeit zu führen. 

Stellv. Vorsitzender Oberregierungsrat Dr. Müller: 

Darf ich zunächst den Herrn Antragsteller bitten, seinen 
Antrag zu begründen! 

Generalstaatsanwalt Wirkl. Geh. Oberjustizrat Supper, 
Berlin: 
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Meine verehrten Damen und Herren! Die Unterlage für 
den uns heute vorliegenden Entwurf eines Strafvollzugs¬ 
gesetzes bildet der vorläufige Entwurf eines Strafgesetzbuchs, 
wie er aus der zweiten Kommission hervorgegangen ist. In 
§ 60 Absatz 1, Satz 1 sagt dieser Entwurf: 

,,Im Anfänge der Strafzeit sind Zuchthaus- und Gefängnis¬ 
gefangene mindestens drei Monate, bei kürzeren Strafen wäh¬ 
rend der ganzen Strafdauer in Einzelhaft zu halten, wenn nicht 
die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Ausnahmen ge¬ 
statten.“ 

Er fährt fort: 

„Einschließungsgefangene, Haftgefangene sowie die wegen 
Landstreichens, Betteins, Verletzung der Unterhaltungspflicht 
oder wegen Übertretung des Aufenthaltsgebots zu Gefängnis 
Verurteilten sind in Einzelhaft zu halten, soweit die Anstalts¬ 
behörde ihre Absonderung für angemessen erachtet. Dasselbe 
gilt für jugendliche Gefangene.“ 

Die uns heute zur Beratung vorliegenden Vorschläge des 
Ausschusses haben sich im § 20 mit derselben Frage beschäftigt 
und der betr. Satz in Absatz 1 des § 20 lautet: 

„Regelmäßig beginnt der Vollzug mit Einzelhaft. Strafen 
bis zur Dauer von drei Monaten werden, wenn angängig, ganz 
in Einzelhaft vollzogen.“ 

Damit ist ein ganz anderer Grundsatz in den Entwurf des 
Strafvollzugsgesetzes aufgenommen, als der Satz 1 des § 60 
des vorläufigen Entwurfs des Strafgesetzbuchs ausspricht. 
Statt der Norm des Entwurfs des Strafgesetzbuchs, die an sich 
bindend sein soll, soweit nicht in einem Strafvollzugsgesetz 
Ausnahmen gemacht werden und soweit nicht der § 60 des Ent¬ 
wurfs selbst gewisse Ausnahmen zuläßt, sobald die Anstalts¬ 
verwaltung es für angemessen erachtet, statt dieser bindenden 
Norm ist gesagt: regelmäßig soll mit Einzelhaft begonnen und 
es sollen die Strafen bis zu drei Monaten, soweit angängig, in 
Einzelhaft vollstreckt werden. Das ist wie gesagt etwas ganz 
anderes. Das „wenn angängig“ kann bedeuten und soll auch 
bedeuten: soweit die vorhandenen Räume es gestatten. Das 
ist wohl die Hauptbedeutung dieses „angängig“. 

Ich stehe mit den Mitunterzeichnern unseres Antrags und 
dem Herrn Geheimen Regierungsrat Reich auf dem Stand¬ 
punkt, daß der Grundsatz des Entwurfs des Strafgesetzbuchs 
durchgeführt werden muß, daß das Strafvollzugsgesetz bin¬ 
dende Vorschriften geben muß und daß insbesondere, soweit 
es an geeigneten Räumen zurzeit noch mangelt, solche Räume 
hergestellt werden müssen. Das würde also eine reichsgesetz- 
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liehe Norm sein, welche die einzelstaatlichen Regierungen 
nötigt, die erforderlichen Räume zu schaffen. Natürlich muß 
man hierfür eine angemessene Frist setzen. 

In der Versammlung eines Vereins, bei dessen Gründung 
schon die Versammlung einstimmig den Vorschlägen Mitter- 
maiers über die Einzelhaft zustimmte, eines Vereins, der 
stets für die Durchführung der Einzelhaft aufgetreten ist, 
glaube ich, einstweilen nicht nötig zu haben, unseren Vor¬ 
schlag zu begründen. Ich möchte mich vielmehr, auch im 
Interesse der Zeit, vorläufig mit dem begnügen, was ich eben 
gesagt habe, und abwarten, welche Gründe gegen unseren 
Antrag geltend gemacht werden. 

Stellv. Vorsitzender Oberregierungsrat Dr. Müller: 

Darf ich Herrn Geheimrat Reich bitten! 

Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich habe nichts dazu zu bemerken. 

Geheimer Regierungsrat Dr. Finkelnburg, Berlin: 

Ich würde das Ministerium, bei dem Herr Geheimrat 
Krohne jahrzehntelang der Vorkämpfer der Einzelhaft ge¬ 
wesen ist, schlecht vertreten, wenn ich nicht wenigstens mit 
ein paar Worten hier für die Einzelhaft eintreten würde. 
Darüber mag man verschieden denken, ob das Maximum der 
Einzelhaft auf 2, 3 oder 4 Jahre festzusetzen ist. Aber an dein 
Fundamentalgrundsatz müssen wir festhalten, daß mindestens 
drei Monate lang jede Strafe in Einzelhaft vollstreckt werden 
muß. Wenn Sie einen Blick in die Statistik werfen und sehen, 
daß 75 Prozent aller Freiheitsstrafen sich nur bis zu 3 Monaten 
erstrecken, so werden Sie die außerordentliche praktische 
Bedeutung gerade dieses Momentes einsehen. Es handelt sich 
mit anderen Worten darum, ob 75 Prozent aller Freiheits¬ 
strafen in Einzelhaft vollstreckt werden müssen oder nur 
können. Daß wir gerade für diese kurzen Freiheitsstrafen, 
um sic zu wirklich rationellen Strafen zu machen, die Einzel¬ 
haft nötig haben, ist ein Grundsatz, der in allen Kulturländern 
seit Jahrzehnten fortgesetzt erprobt ist. Es ist, wie der Herr 
Vorredner schon sagte, eigentlich eine Sache, die außer allem 
Streit ist. Wenn nun diese Klausel „wenn angängig“ hinein¬ 
gebracht worden ist, die die Kommission sicherlich auch nur 
schweren Herzens ebenso wie die anderen Klauseln hinein¬ 
gebracht hat, so ist dafür wohl nur ein Bedenken maßgebend 
gewesen ähnlich dem anderen Bedenken, das zu dem Para- 
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graphen wegen der Zuchthausabteilungen geführt hat. Es 
handelt sich in der Hauptsache um finanzielle Bedenken. 
Aber sie dürfen uns hier nicht abhalten. Es müssen ebenso 
viele Zellen geschaffen werden, wie der Strafvollzug nötig hat 
(sehr richtig!). 

Geheimer Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Ich möchte nur einige Worte zu dem Paragraphen sagen, 
um nicht mißverstanden zu werden, weil ich in gewisser Be¬ 
ziehung an den Kommissionsbeschlüssen mitgearbeitet habe. 
Ich schicke voraus, daß ich ein unbeschränkter Anhänger der 
Einzelhaft bin, und ich schicke ferner voraus, daß wir in Baden 
jetzt schon seit langem die Bestimmung haben, daß der Beginn 
der Strafhaft in Einzelhaft erfolgen soll. Trotzdem war ich 
für die Fassung, die jetzt in den Vorschlägen niedergelegt ist, 
und kann mich mit dem Vorschläge des Strafgesetzentwurfs 
nicht befreunden, und zwar nicht etwa aus finanziellen Grün¬ 
den, denn solche existieren für mich in derartigen Fragen 
überhaupt nicht, sondern aus inneren Gründen des Straf¬ 
vollzugs. 

Wenn Sie die Bestimmungen der Strafrechts-Kommission be¬ 
trachten, so werden Sie finden, daß damit den Strafanstalts¬ 
beamten vollständig die Hand gebunden ist (sehr richtig!). 
Es heißt dort einfach: Ihr habt den Mann drei Monate lang 
in Einzelhaft zu nehmen, ob Ihr das verantworten könnt oder 
nicht (sehr richtig!). Es. sind nur zwei Fälle ausgenommen, 
wenn nämlich die Gesundheit und der Geisteszustand des 
Gefangenen cs nicht erlauben. Aber Sie wissen alle, die Sie 
in der Praxis stehen, daß es eine ganz große Reihe von Fällen 
gibt, in denen wir uns eben sagen: hier will ich keine Einzel¬ 
haft anwenden, denn ich kann es nicht verantworten. Trotz¬ 
dem sollen wir durch den Strafgesetzentwurf gebunden sein. 
Das war der alleinige Grund, warum ich im engeren Schoße 
der Kommission dafür eingetreten bin, daß uns Ellenbogen¬ 
freiheit gelassen wird. Ich bin ganz überzeugt, daß wir alle 
in der größten Mehrzahl der Fälle von der Möglichkeit Ge¬ 
brauch machen werden, mit der Einzelhaft zu beginnen. Aber 
auf der anderen Seite sehe ich auch nicht ein, warum ich ver¬ 
pflichtet sein soll, unter allen Umständen mit der Einzelhaft 
zu beginnen. Es kann der Fall eintreten, daß ein zwanzig-, 
dreißig-, vierzigmal Rückfälliger, der vielleicht vor 14 Tagen 
den größten Skandal in der Anstalt gemacht hatte, weil er 
nicht in Einzelhaft kam, und den ich kurz nach diesem Zeit¬ 
punkt wieder aufnehmen muß, mir lächelnd sagt: „Wollen 
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Sie jetzt die Güte haben, mich drei Monate in Einzelhaft zu 
sperren, Herr Direktor?“ Dann stehe ich mit gebundenen 
Händen da und kann nichts machen. Gegen diese Gebunden¬ 
heit habe ich mich wehren wollen. Deshalb ist das „regel¬ 
mäßig“ und „angängig“ aufgenommen worden. Wenigstens 
ist meine Zustimmung und die der anderen Herren nur in diesem 
Sinne erfolgt, und nur so soll sie verstanden werden (lebh. 
Beifall). 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Meine verehrten Herren! Ich gebe mich der stillen Hoffnung 
hin, daß, wenn ich gesprochen und genau den entgegengesetzten 
Standpunkt wie Herr Geheimrat v. Engelberg vertreten 
haben werde, Sie auch, wenigstens zum Teil, Bravo rufen werden 
(Heiterkeit). 

In der Begründung der Vorschläge sind zwei Gründe ange¬ 
führt, aus denen man die obligatorische Einzelhaft beseitigen 
will, einmal der Gedanke der Individualisierung und zweitens 
die von Herrn Geheimrat v. Engelberg mit beneidenswerter 
Sicherheit verschmähte Kostenfrage. Was den ersten Punkt 
anbelangt, so kann ich mich den Auffassungen des Ausschusses 
und dieses Antrages nicht anschließen. Ich meine, daß, wenn 
überhaupt der Standpunkt der Individualisierung möglich 
ist, er am besten in der Einzelhaft durchgeführt werden kann. 
Ich meine aber auch, daß die Frage, ob in der ersten Zeit, in 
den ersten drei Monaten eine Strafe in Einzelhaft zu vollstrecken 
ist, von so eminenter Bedeutung ist, daß man da der — Ver¬ 
zeihung für den Ausdruck — Willkür des einzelnen Beamten, 
des Gefängnisvorstehers keinen Raum geben soll. Anders 
liegt der Fall, den Herr Geheimrat v. Engelberg angeführt 
hat, wenn ich einen Menschen habe, der schon so und so lange 
Strafe verbüßt hat, der vielfach im Zuchthause gewesen ist 
und der nun den Anspruch erhebt, in die Einzelhaft zu kommen. 
Nach meinen Erfahrungen sind diejenigen Leute, die so schlecht 
sind, die schon mehrfach im Zuchthause gewesen sind, gar nicht 
so anspruchsvoll, daß sie in Einzelhaft wollen (Widerspruch), 
sondern für gewöhnlich steht die Sache nach den Erfahrungen, 
die wir in Preußen gemacht haben, so: der gute Gefangene 
will in Einzelhaft, und der schlechte Gefangene will in Ge¬ 
meinschaftshaft (Widerspruch). 

Aber, meine verehrten Herren, wir wollen doch einmal in 
die Praxis hineingehen. — Der zweite Grund, aus dem heraus 
der Ausschuß die obligatorische Einzelhaft ablehnt, ist die 
finanzielle Frage. Nun, wir haben ja eine ganz ähnliche Be- 
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Stimmung bereits in den Bundesratsgrundsätzen von 1897. 
Also eigentlich ist ja das, was wir wollen, nämlich die obli¬ 
gatorische Einzelhaft, mit dem üblichen „tunlichst“ in den 
Bundesratsgrundsätzen von 1897 erreicht. Wenn also finan¬ 
zielle Gründe vorliegen, wenn es tatsächlich richtig sein 
sollte, daß die Mehrzahl der deutschen Staaten nicht die ge¬ 
nügende Anzahl von Einzelzellen hat, dann ist die neue Be¬ 
stimmung keine Belastung des neuen Gesetzes, sondern dann 
zahlen die Staaten alte Schulden, wenn sie jetzt die genügende 
Anzahl von Einzelzellen herstellen. Aber wir haben es doch 
in verschiedenen Staaten meines Erachtens nicht nötig, mit 
solcher Besorgnis in die Zukunft zu sehen. Ich kenne die Zahlen 
von anderen Staaten selbstverständlich ja nicht so genau. 
In Preußen aber ist speziell in der Justizverwaltung die Zahl 
der Einzelzellen für Tag und Nacht von 1895/96 — das war 
also vor dem Bundesratsbeschluß — bis zum Jahre 1912 von 

11 813 auf 21 208 vermehrt worden, und die Zahl der gemauerten 
Isolierschlafzellen und kleinen Zellen, die ja in gewissem Grade 
auch zur Verbüßung der Einzelhaft herangezogen werden kön¬ 
nen, ist von 1400 auf 3400 gestiegen. Wenn man nun erwägt, 
daß die Frist, die jetzt gegeben wird, doch mindestens 10 bis 

12 Jahre beträgt — vielleicht werden wir deren Ablauf ja alle 
nicht mehr erleben — dann glaube ich wohl annehmen zu 
können, daß solche finanzielle Bedenken nicht obwalten 
können. (Die Glocke des Präsidenten zeigt den Ablauf der. 
Redezeit an.) 

Ich bitte um Verzeihung. Ich habe gerade das noch in petto, 
womit ich Ihren Beifall erhoffte (Heiterkeit). 

Ministerialrat Dr. Josef Edler von Mayer, Wien: 

Ich kann mich den Ausführungen des Herrn Geheimrats 
P1 a s c h k e nur vollinhaltlich anschließen. Auch wir in Österreich 
haben die Erfahrung gemacht, daß nur sogen, gute Sträflinge 
die Einzelhaft wünschen. Der Rückfällige, der wiederholt 
Vorbestrafte sucht mit allen möglichen Mitteln aus der Einzel¬ 
haft herauszukommen, weil er sie als das schärfere und schwerere 
Straf übel empfindet. 

Der österreichische Entwurf hat sich grundsätzlich dahin 
ausgesprochen, daß die Einzelhaft anzuwenden ist für Sträflinge, 
die das 20. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bei Frei¬ 
heitsstrafen bis zu drei Wochen und für Sträflinge, die das 
20. Lebensjahr vollendet haben, erstens bei Freiheitsstrafen 
bis zu drei Monaten und zweitens für nicht oder nicht erheblich 
Vorbestrafte bis zu zwei Jahren. Der Grund, die Einzelhaft 
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vorzusclireiben, ist der, daß die kurzzeitigen Strafen nur dann 
wirksam sind, wenn sie in Einzelhaft vollzogen werden. 

Direktor Dr. Pollitz, Düsseldorf: 

Ich bin auch ein unbedingter Anhänger der Einzelhaft. 
Aber ich möchte mich trotzdem den Ausführungen des Herrn 
Geheimrats v. Engelberg durchaus anschließen. Der innere 
Betrieb der Anstalt legt uns doch so oft die Notwendigkeit auf, 
einen Menschen auch einmal vor der Zeit herauszulassen, 
daß wir uns in einer sehr bedenklichen Weise binden würden, 
wenn wir obligatorisch die Pflicht hätten, unter allen Um¬ 
ständen die Leute drei Monate in der Zelle zu halten. Es 
würde auch die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Anstalt 
erschweren. Die innere Organisation usw. macht schon in 
kleineren Anstalten eine Reihe Arbeitskräfte notwendig, in 
größeren erfordert sie aber eine erheblich größere Zahl. Alles 
das würde mit allen möglichen Schwierigkeiten verbunden 
sein, wenn wir nun unbedingt die Pflicht hätten, alle Leute 
drei Monate in der Zelle zurückzuhalten. 

Dazu kommt ein anderes. Wir wollen nicht verkennen, 
daß es unter den älteren Leuten, die kurze Strafen zu ver¬ 
büßen haben, eine ganze Reihe gibt, deren Delikt moralisch 
und auch kriminell nicht allzu hoch einzuschätzen ist. Sollen 
wir bei denen das Erziehungsmoment der Einzelhaft unter 
allen Umständen anwenden, wenn wir sie einmal dringend als 
Dachdecker, Tischler, Schlosser verwenden müssen? Ich meine, 
dazu liegt wirklich kein Bedürfnis vor. Wir müssen, wie das 
der Kommissionsbeschluß ganz richtig erreichen will, eine 
gewisse Ellenbogenfreiheit haben. 

Ich möchte noch eine Frage aufwerfen, die mir nicht ganz 
klar geworden ist. Sollen Haftgefangene und Einschließungs¬ 
gefangene ebenfalls unter allen Umständen drei Monate in 
Einzelhaft gehalten werden? (Zuruf: Nein.) 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist im Antrag Reich ausdrücklich gesagt, daß das nicht 
der Fall ist. 

Oberregierungsrat Michal, Nürnberg: 

Als Direktor eines Zellengefängnisses möchte ich auch 
meine Meinung darüber aussprechen, wie es mit der Einzelhaft 
gehalten werden soll. Die Kommission hat insbesondere des¬ 
wegen diese Fassung beibehalten weil wir nicht haben möchten, 
daß etwas in das Gesetz kommt, was einzuhalten unmöglich 
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ist. Wir haben in Bayern den Strafvollzug bis zu drei Monaten 
in Gerichtsgefängnissen. Nun sagen Sie mir einmal, wie in 
Gerichtsgefängnissen diese Strafen alle in Einzelhaft voll¬ 
zogen werden sollen, wenn dabei die Hausarbeit, das Kochen, 
das Waschen u. dgl., durchgeführt werden soll. Es ist das 
ganz unmöglich. Auch in einem Zellengefängnis läßt es sich 
einfach nicht durchführen. Wenn ich alle diese Leute in die 
Zellen tue, dann ist kein Mensch draußen, der arbeitet. Der 
Arbeitsbetrieb zwingt in so und so vielen Fällen dazu, die 
Leute aus der Zelle herauszunehmen und etwa in der Schlosserei 
oder sonstwo zu beschäftigen. Setzen wir nun gerade einmal 
den Fall, daß Schlosser in die Anstalt hereinkommen! Die 
Leute sollen doch womöglich auf dem Gebiete beschäftigt 
werden, auf dem sie beruflich tätig sind. Das darf ich aber nicht, 
denn ich soll den Mann drei Monate in Einzelhaft tun. Also 
drei Monate arbeitet er nicht als Schlosser, sondern klebt 
Düten. Das ist doch kein rationeller Strafvollzug (Zustim¬ 
mung). Es kommt vor, daß Zugänge in größerer Zahl als Ab¬ 
gänge vorhanden sind. Ich muß die Zugänge alle in Einzelhaft 
tun. Ich habe dann keine Köche, keine Hausknechte, keine 
Wäscher usw. Wer soll diese Arbeiten verrichten? Es läßt 
sich nicht machen. Diese Sache kann allein dem Ermessen des 
Anstaltsvorstandes anheimgestellt werden. Wo es angängig 
ist, soll es geschehen, und deshalb darf es nicht befohlen 
werden (Bravo!). 

Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich verstehe das eigentlich nicht recht. Im Strafgesetz- 
Entwurf) steht hier ein ,,Muß“. Aber es steht gleich dahinter: 
„Doch kann das Strafvollzugsgesetz Ausnahmen gestatten“. 
Es kann also die Ausnahmen gestatten, die eben als notwendig 
bezeichnet werden sind. Ich kann also sagen: meine Wäscher, 
meine Reinigungsleute und meine Zellenwärter brauche ich 
nicht zu isolieren. Das steht extra im Gesetz. Die Ausnahmen 
müssen eben genannt werden. Das „Muß“ ist also immer 
unterbrochen, selbst im Strafgesetz. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich in der Beziehung eine Bemerkung machen! Die 
Kommission ist davon ausgegangen, diese Materie eben in dem 
Vollzugsgesetz zu regeln und ist, soviel ich weiß, nicht davon 
ausgegangen, daß dieser Satz daneben stehen soll. 

Darf ich den Herrn Berichterstatter bitten, sich zu äußern! 
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Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Meine Herren! Die Frage, ob die obligatorische Einzelhaft 
oder Einzelhaft im Anfänge der Strafvollstreckung nur als 
Regelfall, hat Ihre Kommission in der eingehendsten Weise 
nicht nur einmal, sondern wiederholt beschäftigt, und wir sind 
schließlich nicht nur aus den heute angeführten Gründen, 
sondern noch einer ganzen Reihe ariderer Gründe, die ich mir 
anzuführen erlauben werde, zu der vorgeschlagenen Fassung 
gekommen. 

Was zunächst das Verhältnis zu dem Entwurf der amtlichen 
Strafrechtskommission anlangt, auf den eben hingewiesen 
wurde, so liegt die Sache ganz eigenartig. Für die Kommission 
gab es ja diesen Entwurf nicht. Das, was jetzt dem einen oder 
anderen Herrn vorliegt, ist noch vertrauliches Material, das 
nicht publiziert ist. Es war uns nur bekannt, was durch die 
Deutsche Juristenzeitung veröffentlicht ist, denn auch die 
Ebermayersche Schrift kam viel später. Wir wußten nur 
folgendes: es hat zunächst in dem Vorentwurf gestanden, daß 
Zuchthaus- und Gefängnisgefangene im Anfänge der Strafzeit 
in Einzelhaft zu halten sind, und zwar Zuchthausgefangene 
mindestens sechs, Gefängnisgefangene mindestens drei Monate, 
bei kürzerer Strafzeit während der ganzen Strafdauer. In der 
Strafrechtskommission — ich spreche wiederum nur von dem, 
was durch die Publikationen der Juristenzeitung bekannt 
ist — hat die Sache verschiedene Wandlungen erfahren. Es 
ist zunächst diese sechsmonatige Frist ganz gestrichen worden, 
und man hat sich in beiden Fällen, sowohl bei der Zuchthaus¬ 
ais auch bei der Gefängnisstrafe, auf drei Monate geeinigt und 
des weiteren bestimmt, daß die Einzelhaft bei allen kürzeren 
Strafen ausnahmslos stattzufinden habe. Später hat man 
Bedenken bekommen, diese Vorschrift durchzuführen, weil 
man sich sagte — wiederum zitiere ich nach der Juristen¬ 
zeitung, — das geht wohl nicht, wir können doch nicht dieselbe 
Vorschrift erlassen auch für das Gros der Bettler, Land¬ 
streicher usw. Und wie steht es mit den Jugendlichen? Dazu 
kamen weiter die Einschließungsgefangenen, die ja der Vor¬ 
entwurf überhaupt nicht kannte. Er kannte nur Haftgefangene. 
Die Sache gelangte dann in das weitere Stadium, daß hinzu¬ 
gefügt wurde: „Einschließungsgefangene, Haftgefangene, zu 
Gefängnis verurteilte Bettler. Landstreicher usw., desgleichen 
Jugendliche sind in Einzelhaft zu halten, soweit die Anstalts¬ 
behörde ihre Absonderung für angemessen erachtet“, also 
insoweit eine Befreiung von der Mußvorschrift hinsichtlich 
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der drei Monate. Später hat man — ich zitiere immer wieder 
nach den Berichten der Juristenzeitung — auch noch weitere 
Bedenken hinsichtlich der Durchführbarkeit bekommen und 
das führte zu fernerer Einschränkung, bei der eines Strafvoll¬ 
zugsgesetzes Erwähnung geschieht. Das ist auch insofern inte¬ 
ressant, als es die einzige Stelle des ganzen Entwurfs der Straf¬ 
rechtskommission ist, wo von einem Strafvollzugsgesetz die 
Rede ist, als man aus der Stelle entnehmen kann, daß über¬ 
haupt mit einem Strafvollzugsgesetz gerechnet wird. Es ist 
von Wichtigkeit, daß über die Ausnahmen des Strafrechts¬ 
entwurfs hinaus, die ich eben erwähnt habe, also über die Ein¬ 
schließungsgefangenen, Haftgefangenen, Bettler, Landstreicher, 
Jugendliche usw. hinaus, noch eine Einschränkung durch die 
Klausel zugelassen wird: „Doch kann das Strafvollzugsgesetz 
weitere Ausnahmen gestatten.“ Was aber bleibt da noch von 
der Mußvorschrift übrig? 

Als wir an die Arbeit gingen, lag, wie gesagt, die Ebermayer- 
sche Arbeit noch gar nicht vor. Wir haben uns also ganz unab¬ 
hängig von den Absichten des künftigen Strafgesetzbuchs 
schlüssig gemacht, und zwar haben wir uns folgendes gesagt, 
was heute schon gestreift worden ist. Wir haben zunächst den 
Standpunkt der Individualisierung vertreten. Die IndiVisuali¬ 
sierung wird ja vielfach etwas mitleidig belächelt als etwas nicht 
recht Greifbares. Aber wir waren doch alle darüber einig — 
und ich für meine Person möchte es nochmals sagen: es hört 
der ganze Strafvollzug auf, wenn man nicht mehr individuali¬ 
sieren darf oder nicht mehr individualisieren soll, — daß schon 
von diesem Standpunkt aus die Bestimmung über die Hand¬ 
habung der Einzelhaft variabel sein müsse. Wir sind im übrigen 
von dem ausgegangen, was bereits Herr Geheimrat v. Engel- 
berg betont hat. Wir waren und sind alle unbedingte An¬ 
hänger der Einzelhaft. Wir alle hoffen und wünschen eine 
weitere starke und rasche Vermehrung der Zellen. Wir wissen, 
daß die Einzelhaft die relativ beste Haftform ist. Wir wissen 
aber auch aus der Praxis, daß es nicht nur die schlechten Ele¬ 
mente sind, die aus der Zelle heraus wollen, sondern auch 
sogenannte schlechte Elemente wollen in die Zelle hinein. Die 
Zelle ist eben schließlich doch ein gewisser Komfort, ein 
Zimmer für sich, und deswegen wollen sie viele Leute aus ganz 
egoistischen, leicht erklärlichen Gründen haben. 

Nun sehe ich zunächst noch von der Kostenfrage ab, die 
heute so als quantite negligeable behandelt worden ist. Auf 
diese will ich zuletzt kommen. 
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Wir haben uns weiter gesagt: die Einzelhaft ist doch wohl 
schließlich, um einen Vergleich zu gebrauchen, eine Art 
Medizin. Da man eine Medizin nicht nach Löffeln ganz bestimmt 
allgemein vorher abschätzen kann, sondern dem einen soviel, 
dem andern soviel gibt, da man nicht jedem Kranken beim 
Eintritt in das Krankenhaus wahllos eine gewisse Behandlung 
appliziert, so haben wir uns gesagt: warum soll man nicht 
auch soviel Vertrauen zum Anstaltsvorsteher haben, dem man 
so viel andere Macht in die Hand gibt, dem man so viel schwere 
Maßnahmen unbedenklich anvertraut, warum soll man dem 
Manne, meinetwegen erst dem Manne der Zukunft, der viel¬ 
leicht besser gebildet ist als wir heute, nicht so viel Intellekt 
und so viel Fähigkeit zuerkennen, daß er im Einzelfalle, wenn 
er eben nicht Zellen und Gemeinschaftshaft zur beliebigen Aus¬ 
wahl hat, das Richtige wählt? 

Dann haben wir uns gesagt: weshalb gerade drei Monate? 
Ich habe bereits vorhin angeführt, daß die erste Strafrechts¬ 
kommission sechs Monate verlangt hat. Es ist auch der selige 
Geheimrat Krohne heute zitiert worden, und Krohne hat 
einmal bei einer Erörterung dieser Sache als Grundsatz voran¬ 
gestellt: „Meine Herren! Bestimmen Sie keine Grenze!“ 
Ich will das nicht etwa als ein Evangelium hinstellen, ich will 
nur sagen: Herr Geheimrat Krohne hat eben hierüber auch 
nur eine Ansicht gehabt, und zwar zunächst unsere, der Kom¬ 
mission Ansicht (Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 
Nein!) Und ich sage ja! (Heiterkeit.) Also Herr Geheimrat 
Krohne hat das ausgesprochen. Ich habe auch bereits betont, 
es ist das eben auch nur eine Ansicht. Als die Erörterung dann 
weiter ging und er gefragt wurde: „Ja, welche Grenze denn?“ 
da hat er gesagt: „Nehmen Sie sechs Monate!“ Später, bei 
weiterer Erörterung, hat er gesagt: „Nehmen Sie drei Monate!“ 
— ich will damit nur sagen: gewiß, hier in der Versammlung 
können Sie drei Monate, oder Sic können sechs Monate be¬ 
schließen, Sie sprechen damit aber nicht ein unumstößliches 
Axiom aus, sondern eben auch nur eine Einzelansicht, und nur 
in dem Sinne will ich Geheimrat Krohne zitiert haben. 

Dann haben wir uns weiter gesagt: weshalb denn lediglich 
der Form halber jemandem die Zelle fortnehmen, der sie 
bitter braucht, der aber schon drei Monate darin ist, bloß 
um sie einem zu geben, der sie gar nicht braucht! Das müssen 
Sie aber, sobald es im Gesetz steht. Ferner haben wir uns 
gesagt: was machen Sie, wenn Sie keine Zellen haben? Darauf 
hat man von verschiedenen Seiten eingewendet: ja, was ich 
nicht kann, tue ich nicht. Das ist aber doch wohl einem 
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Reichsgesetz gegenüber ein Standpunkt, der anfechtbar ist. 
Wenn diese Bestimmung im Gesetz steht, dann kann ich eben 
nicht sagen: ich habe keine Zelle, sondern dann muß der Mann 
transportiert, es muß irgendwelche Hilfe geschaffen werden. 

Weiter haben wir uns gesagt: weshalb drei Monate oder 
sechs Monate bei jeder Strafe? Hat jemand drei Monate Strafe, 
dann sitzt er während der ganzen Zeit in Einzelhaft. Hat er 
sechs Monate, so sitzt er die Hälfte, hat er ein Jahr, dann sitzt 
er ein Viertel, hat er zwei Jahre dann sitzt er ein Achtel in 
Einzelhaft usw. Es hat uns nicht eingeleuchtet, daß der Grund¬ 
satz mit den drei Monaten irgendwie eine innere Berechtigung 
habe. Auch die bundesrätlichen Grundsätze (§ 11) schreiben 
keine feste Norm vor, sondern sagen: „vorzugsweise wird die 
Einzelhaft angewendet“. Und wo bleibt die Absonderung der 
Untersuchungsgefangenen in den vielen kleinen und mittleren 
Anstalten bei jener Mußvorschrift im Strafvollzüge? 

Wir haben uns ferner gesagt: wir haben jetzt schon in 
verschiedenen Hausordnungen weitergehende Vorschriften, 
z. B. in der badischen und in der Dienstvorschrift des preußi¬ 
schen Ministeriums des Innern. Da ist als Regel vorgeschrieben, 
daß Strafen bis zu einem Jahre in Einzelhaft vollstreckt 
werden sollen. Es würde sich also hier um ein gewisses 
Zurückschrauben handeln. 

Dann noch eine Erwägung bezüglich dieses „mindestens“. 
Was haben wir schon bei den bundesrätlichen Grundsätzen 
beispielsweise hinsichtlich der Zellengröße erlebt? Da heißt 
es: „mindestens 22 cbm“. Das sollte doch wohl nach Absicht 
der Urheber nur heißen: das ist das Mindeste, was gewährt 
werden muß, die Regel soll mehr sein. Praxis ist aber geworden, 
daß das Minimum gewählt wird. Man sagt sich: das ist nach 
der gesetzlichen Vorschrift genügend, und dabei belassen wir 
es. Die Kommission hat die Befürchtung, daß es auch mit den 
drei Monaten wieder so kommen wird. Man wird sagen: das 
Gesetz schreibt drei Monate vor, und dabei belassen wir es, 
während doch der Sinn auch dieser Bestimmung ist: das soll 
nur das Minimum sein und womöglich darüber hinausgegangen 
werden. 

Ich will Sie nicht zu lange aufhalten. Ich wollte nur nicht 
den Eindruck aufkommen lassen, als ob wir uns so leichten 
Herzens mit dieser Bestimmung abgefunden hätten. Wir 
haben das nicht getan, sondern uns die Sache sehr wohl über¬ 
legt. Ich bestreite nicht, daß auch unser Standpunkt wie 
alles im Leben anfechtbar ist, aber er ist der Praxis abge¬ 
wonnen. Wenn Sie die Mußvorschrift durchführen wollen, 
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dann müssen Sie in allen Anstalten so viele Zellen vorrätig 
halten, als möglicherweise gebraucht werden können und das 
würde sehr kostspielig werden. Was nützen leere Zellen in A, 
wenn sie in B fehlen? 

Schließlich haben wir daher auch den Geldpunkt nicht außer 
acht zu lassen. Denken Sie an das Schicksal des Strafvollzug¬ 
gesetzentwurfs von 1879 (sehr richtig!), er ist an der Geld¬ 
frage gescheitert. Eins ist zweifellos richtig: es ist in den 
letzten 18 oder 20 Jahren unendlich viel für den Strafvollzug 
geschehen, aber es ist fast nur aus den eigenen Entschließungen 
der Regierung heraus geschehen, und vieles haben auch die 
Vereine und die Strafanstaltsbeamten in stiller Arbeit gefördert. 
Im übrigen aber ist der Strafvollzug kein Ding, das sich draußen 
einer besonderen Vorliebe erfreut. Man hat mit Recht gesagt: 
es fehlt dem Strafvollzug die Resonanz im öffentlichen Leben, 
im Publikum, und das ist richtig. Machen Sie die schönste 
Musik, meine Herren, aber wo keine Resonanz ist, wirkt die 
Musik eben nicht (Sehr richtig!). Ich habe die Befürchtung, 
daß man ein neues Strafvollzugsgesetz mit erheblichen Auf¬ 
wendungen doch nicht so offenen Armes jubelnd empfangen 
wird, sondern die Sache wird sehr langsam und sehr schritt¬ 
weise vor sich gehen, wenn es überhaupt zu großen Aktionen 
kommt. Ich für meine Person, ich als Privatmann denke sehr 
pessimistisch. 

Also nochmals die Versicherung: wir haben uns die Sache 
sehr wohl überlegt, und ich glaube, Ihnen doch auch einige 
Gründe für unsere Auffassung angeführt zu haben (Bravo!). 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Ich habe mich lediglich zum Wort gemeldet, nicht um die 
Ausführungen des Herrn Ersten Staatsanwalts Klein, die ich 
für widerlegbar halte, zu widerlegen, sondern um meinen 
Zwischenruf „Nein!“ zu erklären. Es ist selbstverständlich, 
daß ich niemals daran gedacht habe, daß der Herr Kollege 
Klein irgend etwas Unwahres vortragen würde, und es ist 
infolgedessen auch selbstverständlich, daß ich ohne weiteres 
annehme, daß Herr Geheimrat Krohne eine derartige An¬ 
sichtsäußerung gelegentlich einmal getan hat. Ich bin aber 
mit Herrn Geheimrat Krohne die Sache nicht einmal, sondern 
wiederholt offiziell und inoffiziell durchgegangen, und da hat er 
stets und immer in den Verhandlungen mit mir betont, daß 
sechs Monate Einzelhaft das allermindeste ist, was zu ver¬ 
langen ist, und icli habe in dieser Sache mit ihm sozusagen 
gerungen und habe ihn mit Rücksicht darauf, daß die finan- 
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ziellen Rücksichten unter Umständen die sechs Monate 
unmöglich machen, mit Mühe auf drei Monate herabgestimmt. 
Daran hat Herr Geheimrat Kr oh ne in meiner Gegenwart und 
in den Verhandlungen mit mir stets festgehalten. 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Der Unterschied und die Meinungsverschiedenheit sind 
meines Erachtens nicht so groß, wie sie aussehen. Wir haben 
in unsere Bestimmungen die Ausdrücke ,,regelmäßig“ und 
„wenn angängig“ aufgenommen. Die Strafrechtskommission 
hatte anfänglich eine Muß-Vorschrift bis drei Monate aufge¬ 
stellt. Aber schrittweise ist man doch von dieser Muß-Vor¬ 
schrift wieder zurückgegangen. Schon in der zweiten Lesung 
der Strafrechtskommission sind die Ausnahmen hinischtlich 
der Bettler, Landstreicher und Jugendlichen festgelegt worden 
und auch Ausnahmen vorgesehen, die das Strafvollzugsgesetz 
bringen wird. In dem ursprünglichen Anträge Reich ist noch 
eine weitere Ausnahme enthalten gewesen. Es sollte diese 
Muß-Vorschrift auch nicht auf die Rückfälligen, auf die viel¬ 
fach Bestraften platzgreifen. Auch die heutigen Herren Antrag¬ 
steller geben soviel Ausnahmen von der Muß-Vorschrift zu, 
daß es doch wieder darauf hinauskommt, daß unsere Fassung 
richtig ist: „regelmäßig beginnt der Vollzug mit Einzelhaft“. 
Der Unterschied ist, wie gesagt, sachlich nicht groß. Es ist uns 
lediglich daran gelegen, daß der Strafvollzugsbeamte nicht an 
diese drei Monate gebunden werden soll. Wenn wir auch rück¬ 
fällige Leute, die wir schon so und so oft gehabt haben, wenn 
sie wiederkommen, nochmals drei Monate in Einzelhaft bringen 
müssen, so halte ich das vom Standpunkt des Strafvollzugs¬ 
praktikers für nicht zweckmäßig und für nicht erwünscht, und 
es ist schade um die Zelle, in der wir diese Rückfälligen nun 
wieder unterbringen müssen. Wir kennen diese Leute ja schon, 
wir brauchen sie nicht erst in der Einzelhaft kennen zu lernen. 
Nach meiner Erfahrung im Strafvollzug drängen sich auch 
gerade die Rückfälligen in die Zellen, sie wollen aus bestimmten 
Gründen hinein. Der Arbeitsbetrieb in der Gemeinschaftshaft 
oder sonst irgend etwas paßt ihnen nicht; sie sind vielleicht 
auch unverträglich und wollen deshalb in die Zelle. Binden 
Sie uns doch nicht so, daß wir auch Rückfällige unbedingt in 
die Zelle hineintun müssen! Ich will den finanziellen Gesichts¬ 
punkt gar nicht hervorkehren. Ich bin ein unbedingter An¬ 
hänger der Einzelhaft und weiß aus 25jähriger Strafanstalts¬ 
praxis wohl zu unterscheiden und zu würdigen, was der Straf¬ 
vollzug in Einzelhaft und was der Strafvollzug in Gemcin- 
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schaftshaft ist. Aber wir möchten nicht diese Muß-Vorschrift 
haben. Ich möchte die Versammlung dringend bitten, unsere, 
wie Herr Erster Staatsanwalt Klein so treffend ausgeführt 
hat, wohlüberlegten und wohlerwogenen Bestimmungen, wie 
wir sie in § 20 niedergelegt haben, anzunehmen (Bravo). 

Geheimer Rat Dr. Gelbhaar, Dresden: 

Meine hochgeehrten Herren! In der Debatte über diesen 
sehr wichtigen Gegenstand ist verschiedentlich auf die Ver¬ 
gangenheit zurückgegriffen worden, nicht zuletzt von dem 
Herrn Referenten, der sagte, daß das Vollzugsgesetz von 1879 
an der Finanzfrage gescheitert sei. Das ist, glaube ich, durch 
den Verlauf der Dinge nicht voll begründet. Vielmehr war der 
Grund, weshalb damals das Vollzugsgesetz nicht verabschiedet 
und angenommen werden konnte, wohl darin zu suchen, daß 
man sich über die Frage, ob Zellenhaft oder Gemeinschafts¬ 
haft vorzuziehen und allein durchzuführen sei, noch nicht 
genügend klar war. Die weitergehende Forderung, die obli¬ 
gatorische Zellenhaft als alleinige Haftform einzuführen, 
scheiterte aber natürlich an den immensen Forderungen, die in 
finanzieller Beziehung an die Staaten gestellt wurden. Des¬ 
wegen kann ich auch Herrn Geheimrat Finnin bürg nicht 
ganz zustimmen, wenn er vorhin ausgesprochen hat, daß wir 
wohl alle ausnahmslos der Zellenhaft zustimmen. Die Sache 
liegt doch etwas anders. Wir haben ja auch in Preußen, wenn 
ich mich recht erinnere, Gemeinschaftshaft und Zellenhaft 
noch nebeneinander, und aus den Bestimmungen, die auch 
hier in den Entwurf des Vollzugsgesetzes aufgenommen sind, 
geht hervor, daß das System der Gemeinschaftshaft nicht 
ganz beseitigt werden soll. Es ist ausdrücklich gesagt, daß 
zunächst nur auf eine kürzere Dauer der Vollzug mit der Einzel¬ 
haft beginnen soll. Ich habe mit Freuden empfunden, daß 
der § 20, wie auch schon der Herr Geheimrat Dr. v. Engelberg 
ausgesprochen hat, hier wohl allein das Richtige trifft. 

Wir stehen — ich möchte die Gelegenheit benutzen, um 
darauf hinzuweisen — bei Beurteilung des Strafgesetzentwurfs 
ebenso wie des Vollzugsgesetzes doch leider etwas der Tat¬ 
sache gegenüber, daß die Hebung, die nach und nach in langer 
Arbeit nicht zuletzt durch die Bestrebungen unseres Vereins 
in bezug auf den Strafvollzug herbeigeführt worden ist, wieder 
verloren geht und daß der Strafvollzugsbeamte schließlich 
das wird, was uns noch vor etwa vier Jahrzehnten auch z. B. 
in den „Fliegenden Blättern“ mit Regelmäßigkeit vorgeführt 
wurde: der Gefängniswärter mit dem Schlüssel, der weiter 
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nichts zu tun hat, als aufzuschließen und zuzuschließen. 
Gerade in dieser Hinsicht freue ich mich, daß der Entwurf der 
Leitung der Strafanstalt Freiheit gew'ährt und eine selbständige 
Entschließung zutraut. Ich muß sagen: zutraut, denn überall 
durchzieht der Grundgedanke auch die neueren Entwürfe 
und Bestimmungen, daß unsere Strafanstaltsleitungen dazu 
nicht befähigt wären. Wir müssen dazu kommen, immer weiter 
den Stand der Strafanstaltsbeamten zu erhöhen und die Ver¬ 
antwortlichkeit neben den Befugnissen im Strafvollzug für 
die Leitung in Anspruch nehmen. 

Die Fristbestimmung, die vorhin erwähnt wurde, ist leider 
auch wieder in derselben Weise, wie sie in den Grundsätzen 
gestanden hat, mit herübergenommen, daß eine Strafe nicht 
über drei Jahre ohne Zustimmung des Gefangenen in Einzelhaft 
vollstreckt werden darf. Zu welchen Konsequenzen das führt, 
wird jeder Strafvollzugspraktiker genügend erfahren haben. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf vielleicht bitten, diesen Punkt nicht auszuführen, 
weil dazu kein Antrag vorliegt. 

Geheimer Rat Dr. Gelbhaar (fortfahrend): 

Ich glaubte, er bezöge sich auf das Allgemeine. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jageniann: 

Er bezieht sich nur auf den ersten Punkt. 

Geheimer Rat Dr. Gelbhaar (fortfahrend): 

Ich würde also nur dafür eintreten können, die Bestim¬ 
mungen, so wie sie der Entwurf des Vollzugsgesetzes hier vor¬ 
schlägt, anzunehmen, und ich hoffe, daß damit wirklich auch 
den Interessen des Strafvollzuges am meisten gedient sein 
wird (Bravo!). 

Oberlandesgerichtsrat Dr. Niemeyer, Hamburg: 

Herr Direktor Dr. Schwandner meinte, es sei zwischen 
dem gestellten Antrag und dem Standpunkt der Vorschläge 
kein sehr wesentlicher Unterschied. Diese Auffassung scheint 
mir nicht richtig zu sein. Der Unterschied besteht darin, ob 
ein bestimmter gesetzlicher Grundsatz aufgestellt oder ob die 
Anwendung dieses Grundsatzes von dem Ermessen der An¬ 
staltsleitung im einzelnen Fall abhängig gemacht werden soll. 
Wie Herr Erster Staatsanwalt Klein schon ausgeführt hat, 
ist diese Frage in der Strafrechtskommission wiederholt aufs 
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eingehendste erörtert worden, und es sind auch da Einschrän¬ 
kungen der Regel beschlossen, über die Herr Erster Staats¬ 
anwalt Klein berichtet hat. Ein Gesichtspunkt ist aber, 
glaube ich, noch nicht genügend zur Geltung gekommen, und 
das ist ein Gesichtspunkt außerhalb der Strafvollstreckung, 
nämlich der der Generalprävention. Wir waren der Ansicht, 
daß in den Kreisen des Publikums die Strafe einen ganz anderen 
und intensiveren Eindruck machen wird, wenn sich das große 
Publikum sagt: für die Regel ist mit längeren Strafen immer im 
Beginn die Einzelhaft verbunden. Das gestaltet die Strafe an 
sich zu einer ganz anders charakterisierten, und deshalb hielten 
wir es, weil die Ansichten der Strafvollstreckungsleiter auf 
diesem Gebiete doch immerhin verschieden sind, für notwendig, 
hier einen gesetzgeberischen Grundsatz auszusprechen. Von 
diesem Grundsatz müssen nun natürlich im Interesse der 
Strafvollstreckung Ausnahmen gemacht werden. Über die 
Ausnahmen läßt sich ja reden. Es können ja zu den Ausnahmen 
auch die Rückfälligen hinzugefügt und es kann bestimmt 
werden, daß bei ihnen die Entscheidung der Frage, ob Einzel¬ 
haft oder Gemeinschaftshaft, von dem Ermessen der Anstalts¬ 
leitung abhängt. Es können auch in der Weise Ausnahmen 
vorgesehen werden, daß es der Anstalt möglich ist, für Arbeiten 
der Anstalt Leute aus der Einzelhaft zu nehmen. Ferner läßt 
sich über die Dauer der Einzelhaft reden. Aber darin besteht 
mit Rücksicht auf die Generalprävention ein großer Unter¬ 
schied, ob auf die gesetzliche Statuierung dieses Gedankens 
ganz verzichtet werden soll oder nicht, und weil ich in dieser 
Beziehung auch auf dem Standpunkt der Strafrechtskommission 
stehe, bitte ich, die gestellten Anträge und nicht die Vor¬ 
schläge in diesem Punkte anzunehmen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Rednerliste ist erschöpft, so daß ich den eingekommenen 
Antrag auf Schluß der Debatte nicht zur Abstimmung zu 
stellen brauche, was mir persönlich immer sehr angenehm ist. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. Die Abstimmung 
dreht sich im wesentlichen um die Worte: ..Regelmäßig beginnt 
der Vollzug mit Einzelhaft.“ Man könnte vielleicht der Mei¬ 
nung sein, besser zuerst über das Amendement abzustimmen. 
Wenn das begehrt wird, würde ich es auch tun. Aber dann 
müßte man über all die einzelnen Punkte gesetzlich gebundener 
Ausnahmen speziell abstimmen, und das würde uns zu weit 
führen. Ich glaube, auf Ihr Einverständnis damit rechnen zu 
dürfen, daß wir so abstimmen: wer will eine Muß-Vor- 
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schritt? und umgekehrt: wer will, daß es bei dem Entwurf, 
also der regelmäßigen Anwendung bleibt? Diejenigen 
Herren, welche in Abweichung von dem Kommissionsvor¬ 
schlag eine Muß-Vorschrift in das Gesetz aufnehmen wollen, 
bitte ich, die Hand zu erheben (geschieht). Das reicht nicht aus. 

Diejenigen Herren, welche nun den Kommissionsvorschlag 
annehmen wollen, bitte ich, die Hand zu erheben (geschieht). 
Angenommen! 

Wir kommen nun zu dem Anträge Reich zu Absatz 2. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich habe meinem Anträge eigentlich nichts hinzuzufügen, 
da ich vorhin, als er vorgelesen worden ist, bereits ein all¬ 
seitiges Bravo gehört habe. Ich denke, das wird genügen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort zu dem An¬ 
träge Reich ? 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich meine, wie Herr Geheimer Regierungsrat Reich den 
Antrag gefaßt hat, würde er wohl gegenstandslos sein. Er 
hat vorgeschlagen: „Den Anträgen von Gefangenen, in Einzel¬ 
haft gehalten zu werden, ist stattzugeben, sofern auch die 
Anstaltsbehörde ihre Absonderung für angemessen erachtet.“ 
Wenn ein Gefangener irgend einen Antrag stellt, so gibt es 
nur zwei Möglichkeiten: entweder die Anstaltsbehörde ist für 
den Antrag, oder sie ist gegen den Antrag, entweder sie bewilligt 
ihn oder lehnt ihn ab. Das, was Herr Geheimrat Reich 
gesagt hat, ist meines Erachtens selbstverständlich und könnte 
wegfallen (Widerspruch). 

Direktor Roth, Vechta: 

Noch ein kurzes Wort für den Antrag Reich ! Ich möchte 
darauf aufmerksam machen, daß der Betrieb einer Anstalt 
unter Umständen es notwendig machen kann, einen Antrag 
auf Einzelhaft abzulehnen. Ich führe daher ein Beispiel an. 
Bei uns steht in der Tischlerei eine Universalmaschine, die mit 
der Hand gedreht werden muß. Vielen Leuten ist diese Arbeit 
sehr unangenehm, und es ist wiederholt vorgekommen, daß 
Gefangene um Einzelhaft gebeten haben, nur um von dieser 
ihnen unangenehmen Arbeit befreit zu werden. 
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Unserm Hausarzt verdanke ich die Mitteilung, daß es 
unter Umständen auch aus medizinischen Gründen richtiger 
sein kann, die Erfüllung eines derartigen Antrages zu versagen. 
Es kommen Halluzinanten vor, die nicht so krank sind, daß sie 
der Irrenanstalt überwiesen werden müßten. Es ist dem 
Kranken aber lieber, mit seinen Halluzinationen allein zu sein, 
während es vom ärztlichen Standpunkt für ihn besser ist, 
wenn er in der gemeinsamen Haft bleiben muß. 

Anstaltsarzt Dr. Friedrich Leppmann, Moabit: 

Es ist nicht recht verständlich, warum die Kommission, 
die sich gegen die Schematisierung der Einzelhaft gewehrt 
hat, sich darauf festlegt, daß die Anstaltsleitung dem Willen 
des Gefangenen gehorchen muß, wenn er Einzelhaft verlangt. 
Das kann doch nicht vom Willen des Gefangenen, sondern 
nur von der Zweckmäßigkeit abhängig sein, denn einen 
anderen Sinn kann ja die Bestimmung nicht haben. Wenn 
hier gesagt wird: die Anstaltsleitung braucht dem Antrag 
doch nicht stattzugeben, dann kann auch nicht im Gesetze 
stehen: dem Antrag ist stattzugeben. Wir haben die Er¬ 
fahrung gemacht, daß der Wille des Gefangenen in dieser 
Beziehung häufig recht unzweckmäßig ist, daß Leute, die in 
Geisteskrankheit zu verfallen drohten, mit ihren Grübeleien 
allein sein wollten. Ein progressiver Strafvollzug kann in 
einzelnen Fällen daran scheitern: Wenn Leute sich in der Ein¬ 
zelhaft recht hübsch eingerichtet haben und nun mit der Zelle 
gut fertig werden, wünschen sie allerdings in Einzelhaft zu 
bleiben; es kann aber gerade im Sinne des progressiven Straf¬ 
vollzuges liegen, zu prüfen, ob sie soweit gefestigt sind, daß 
man sie schon wieder mit anderen Gefangenen zusammen¬ 
bringen kann! Infolgedessen muß auch in dieser Beziehung 
der Anstaltsleitung der weiteste Spielraum gelassen werden. 

Und noch eins! Ist denn jener Zusatz nicht auch über¬ 
flüssig? Ist ohne weiteres anzunehmen, daß wirklich begrün¬ 
deten Anträgen der Gefangenen, in Einzelhaft zu bleiben, die 
Anstaltsleitung sich widersetzen wird? Ich glaube, auch das 
ist zu verneinen. Der Antrag Reich ist also das Mindeste, 
was meiner Ansicht nach in Abweichung von den Kommissions- 
beschlüssen Gesetz werden muß (Bravo!). 

Geheimer Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Ich möchte mich auch für den Antrag aussprechen. Ich 
muß gestehen, daß ich zunächst nach den Ausführungen des 
Herrn Berichterstatters Klein der Auffassung war: er hat 
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ganz recht, der Zusatz ist überflüssig. Nachdem ich aber 
gehört habe, daß aus Gründen des Arbeitsbetriebes oder irgend 
welchen anderen Schwierigkeiten in der Beschäftigung, Ge¬ 
fangenen, denen man sonst die Einzelhaft wohl gewährt haben 
würde, sie versagt wird, bin ich anderer Ansicht geworden. 
Namentlich aber möchte ich mich doch dafür aussprechen, 
daß sie den Gefängnisgefangenen gewährt wird. Ich würde es 
für den vorliegenden Fall als gar nicht so übel halten, wenn 
man hier wieder einen Punkt schaffte, durch den wir die Zucht¬ 
hausstrafe ein wenig von der Gefängnisstrafe abheben. Wenn 
das aber nicht zulässig sein soll, so möchte ich mich für den 
Antrag aussprechen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Diskussion ist geschlossen. Das Schlußwort hat der 
Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich war vorhin nicht fertig geworden. Ich hatte meine 
Ausführungen noch nicht geschlossen. Ich hatte nur gesagt, 
ich verstünde den Antrag Reich insoweit nicht recht, als ich 
der Meinung sei, was er besage, wäre selbstverständlich. Ich 
wollte aber fortfahren: hinterher ist doch eine ganze Reihe 
von Bedenken gegen den Kommissionsantrag entstanden. 
Namentlich bewegen sich diese Bedenken in der Richtung, die 
Herr Dr. Le pp mann an erster Stelle ausgesprochen hat, und 
ich würde daher anregen, den Absatz 2 des § 20 ganz zu 
streichen (Bravo). Dann wird das wohl verständlich, was ich 
sagte: das, was Herr Geheimrat Reich wünscht, ergibt sich 
von selbst; wenn der Gefangene beantragt, in Einzelhaft 
gelegt zu werden, so ist dem Anträge nur dann stattzugeben, 
wenn die Anstaltsbehörde es für angemessen erachtet. Das 
ist bei jedem Anträge der Fall. Was aber Herr Dr. Le pp mann 
an erster Stelle gesagt hat, ist beachtlich, und ich möchte 
nochmals anheimgeben, den Absatz 2 des § 20 zu streichen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Zieht vielleicht Herr Geheimrat Reich seinen Antrag 
zugunsten dieser neuen Modalität zurück? 

Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Wenn es nicht mißverstanden werden kann, ziehe ich auch 
meinen Antrag zurück zugunsten dessen, daß der ganze Ab¬ 
satz gestrichen wird. 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann bitte ich die Herren, welche trotz all dieser Ausfüh¬ 
rungen den Satz 2 aufrecht erhalten wollen, die Hand zu 
erheben. — Das ist nicht der Fall. Der Absatz 2 des § 20 
ist damit gestrichen. 

Wir gehen über zu § 21 über den Inhalt der Gemein- 
sc haftshaft. 

§ 21 lautet: 

„1. Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung der 
Gefangenen während des Aufenthalts im Freien, im Gottes¬ 
dienst und im Schulunterricht nicht ausgeschlossen. 

2. Durch die Hausordnung wird bestimmt, wie weit ein 
Verkehr zwischen den Gefangenen stattfinden darf.“ 

Die dritte Ziffer: ,,Für die Nacht werden die Gefangenen 
voneinander getrennt etc.“, ist nicht Gegenstand der Verhand¬ 
lungen, da nur zu Ziffer 1 und 2 Anträge vorliegen. 

Die Anträge sind folgende: Von Herrn Dr. Gennat ist 
beantragt, die Ziffer 2 zu streichen, und zwar in dem Sinne, 
daß er sagt: es darf gar kein Verkehr stattfinden, also ins¬ 
besondere auch im Sinne des Schweigegebots, während 
sein Antrag zu Ziffer 1 nur wenig von dem abweicht, was die 
Kommission hier will. Er will namentlich statt „Aufenthalt im 
Freien“ „Bewegung im Freien“ gesetzt haben. Ob das nicht 
schließlich mehr redaktionell ist und überhaupt entfallen 
könnte, stelle ich anheim. Wir könnten dann eventuell die 
Ziffer 1 des Antrages fortlassen und uns auf die Ziffer 2 be¬ 
schränken. 

Dagegen wird die Ziffer 2 des § 21 in dem Anträge Reich 
noch einmal behandelt. Dort heißt es: 

„Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzulässig. 
Ausnahmen bestimmt die Hausordnung.“ 

Das ist auch ein Antrag, der zugleich auf der Idee des 
Herrn Dr. Gennat beruht und eigentlich die Kommissions¬ 
fassung umkehrt. 

Sodann haben wir aber noch die Anträge v. Michaelis 
und Reich, die wieder einen anderen Punkt als das Schweige¬ 
gebot betreffen, nämlich die Frage, inwieweit bei der Ge- 
meinschaftsliaft die Trennung möglich ist, und ferner 
die Frage, ob man zwischen Einzelhaft und Gemeinschaftshaft 
eine Form der Gemeinschaftshaft einführen soll, die man als 
ein Gruppensystem bezeichnen muß. 

Ich würde glauben, zur Vereinfachung trägt es am meisten 
bei, wenn wir zuerst einmal die Ziffer 2, die das Schweige¬ 
gebot betrifft, vornehmen und dann auf das andere kommen. 
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Ich bitte die Herren Antragsteller Dr. Gen na t und Ge- 
heimrat Reich, sich zunächst über das Schweigegebot und 
den Verkehr in der Gemeinschaftshaft zu äußern. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Aus den Erörterungen in der Begründung zu den Koni¬ 
missionsvorschlägen ist den Anwesenden bekannt geworden 
— was ja auch in der Ziffer 2, deren Streichung icli beantragt 
habe, niedergelegt ist, — daß die Kommission auf dem Stand¬ 
punkt steht, das Schweigegebot sei nicht aufrecht zu erhalten, 
weil es widersinnig und unnatürlich sei. Es dürfte bekannt 
sein, daß in der größten Zahl deutscher Anstalten das Schweige¬ 
gebot gilt, und ich will hervorheben, daß cs insbesondere für 
die hamburgischen gilt, in deren Hausordnungen sich zwar eine 
Bestimmung vorfindet, die eine Ausnahme zuläßt, die aber 
viel geringfügiger ist als die Ihnen von mir vorgeschlagene. 
Ich werde auf diesen Punkt noch kommen. Sie läßt 
nämlich einen mündlichen Verkehr zwischen den Gefangenen 
nur in bezug auf die Arbeit zu, was natürlich nur heißen kann, 
daß, wenn mehrere bei demselben Stücke beschäftigt sind, 
sie sich über die Ausführung unterhalten dürfen. Jede son¬ 
stige Unterhaltung ist verboten und damit unter Strafe 
gestellt. Ob das zu eng ist, darüber habe ich mich jetzt und 
hier nicht auszulassen. Jedenfalls besteht also für Hamburg 
das Schweigegebot. 

Ich hoffe, daß wenigstens ein Teil der Anwesenden meine 
Ausführungen über das Schweigegebot gelesen haben wird. 
Ob Sie sie sich zu eigen gemacht haben, ist natürlich eine Sache 
für sich. Ich meine eine Gemeinschaftshaft ohne das Schweige¬ 
gebot nicht anerkennen zu können. Es ist ganz unmöglich, 
den Gefangenen die Unterhaltung schrankenlos freizugeben. 
Sobald Sie das nur als Grundsatz aufstellen, wird es Ihnen 
unmöglich sein, die notwendigerweise eintreten müssende — 
verzeihen Sie dieses unglückliche Partizipium! — Ein¬ 
schränkung so genau zu bestimmen, daß über sie kein 
Zweifel sein kann. Ich möchte ferner hervorheben, daß durch 
die Bestimmung der Kommissionsvorschläge auch andere 
Arten der Unterhaltung freigegeben sind, Arten der Unter¬ 
haltung, die nicht einmal im Gespräch, sondern die in der 
Zeichen- oder Gebärdensprache oder in schriftlichen Mittei¬ 
lungen bestehen können. Ich will nicht so weit gehen, zu sagen, 
was ich in der ersten Besprechung angeführt habe, daß das 
Klopfen auf die Heizungsrohre auch eine Unterhaltung ist, 
die dann freigegeben wäre. Dem ist, vielleicht nicht mit 
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Unrecht, entgegengehalten worden, es widerstreite der Haus¬ 
ordnung und würde infolgedessen nicht freigegeben sein. 

Ich habe mir von Herren, die Anstalten besichtigt haben, 
in denen das Schweigegebot aufgehoben ist, schildern lassen, 
welche Zustände dort geherrscht haben. Man hat mir erzählt, 
daß es mit einem förmlichen Hallo zugegangen ist, und das 
ergibt sich ganz von selbst. Wenn man bedenkt, daß es Ge¬ 
meinschaftsräume gibt, in welchen bis zu 50 und 60 und viel¬ 
leicht noch mehr Leute untergebracht sind, so ist es klar, daß, 
wenn sie sich auch nur leise unterhalten, das zweifellos zu einer 
Störung der Ordnung führen muß. Und was soll der Aufseher 
sagen? Soll er sagen: es ist jetzt hier zu laut geworden, Ihr 
dürft Euch nicht so laut unterhalten! Die Gefangenen sind 
anderer Meinung und sagen: es ist gar nicht so laut. Außer¬ 
dem entsteht aus der leisen Unterhaltung ganz von selber 
eine laute. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Zeit ist leider abgelaufen. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg 

(fortfahrend): 

Es bleibt mir aus diesem Grunde nur übrig, darum zu bitten, 
daß Sie meinen Antrag annehmen. Die Streichung der zweiten 
Ziffer habe ich aber nur unter der Voraussetzung beantragt, 
daß eine allgemeine Bestimmung des Inhalts gegeben wird: 
„Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzulässig. Aus¬ 
nahmen bestimmt die Hausordnung.“ Diese Fassung stammt, 
nebenbei bemerkt, nicht von Herrn Geheimrat Reich, sondern 
von mir her. Ich hatte nur gebeten, statt bei der Gemein¬ 
schaftshaft an einer anderen Stulle, nämlich wo es sich um den 
Verkehr der Gefangenen handelt, diese Bestimmung auf- 
zunchmen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich werde abstimmen lassen, wer für das Schweigegebot 
ist. Das ist der Sinn Ihres Antrages, nicht die Streichung. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich glaube, das Schweigegebot wird auf alle Gefangene 
ausgedehnt werden müssen, nicht nur auf Gemeinschafts¬ 
gefangene. Dieser Paragraph steht da, wo nur von der Geniein- 
schaftshaft die Rede ist. Dieser Absatz 2 sollte eigentlich in 
einem besonderen Paragraphen behandelt werden. 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich glaube, der Punkt erledigt sich von selbst. Ich meine, in 
der Einzelhaft kann inan nicht viel Unterhaltung pflegen 
(Widerspruch). Man kann natürlich an den Röhren telegra¬ 
phieren. Daß das verboten ist, darüber ist ja kein Zweifel. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Aber auf dem Hof draußen, in der Kirche, im Unterricht! 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann ist es ja eine Tätigkeit außerhalb der Einzelhaft. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Dann handelt es sich immerhin um Einzelhäftlinge. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann hätten dazu rechtzeitige Anträge gestellt werden 
müssen. Der Antrag ist zu einem Paragraphen gestellt, der 
sich nur mit der Gemeinschaftshaft beschäftigt. Darf ich bitten, 
fortzufahren! 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß unsere meisten 
Strafen wegen Übertretung des Schweigegebots Einzelhaft¬ 
gefangene und nicht Gemeinschaftshaftgefangene betrifft. Die 
ersteren haben ein noch viel größeres Bedürfnis, sich zu unter¬ 
halten. 

» 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich kann nur wiederholen, daß Anträge in der Richtung 
nicht gestellt worden sind, da dieser Paragraph sich lediglich 
mit der Gemeinschaftshaft befaßt. Das andere ist also außer¬ 
halb der Tagesordnung. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich stelle den Antrag, die Ziffer 2 aus diesem Paragraphen 
herauzsunehmen und als besonderen Paragraphen einzu¬ 
stellen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist mir sehr zweifelhaft, ob ich nicht gegen meine 
Pflichten gegenüber dem Ausschuß handeln würde, wenn ich 
eine Diskussion hierüber herbeiführen würde. Darf ich fragen, 
ob Sie mit Ihren Ausführungen zu Ende sind? 
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Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich habe dem Anträge selbst nichts hinzuzufügen. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Ich glaube, daß das Schweigegebot in der Einzelhaft ganz 
überflüssig ist. Es versteht sich ganz von selber. Wer in Einzel¬ 
haft mit dem Nachbar in Verkehr tritt, macht sich diszipli¬ 
narisch strafbar. Das ist meines Wissens schon in allen Gefäng¬ 
nissen so. Ein Schweigegebot in der Beziehung ist also ganz 
überflüssig. 

Ich bin auch gegen das Schweigegebot in der Gemeinschafts¬ 
haft aus dem allgemeinen Grunde, weil es durchaus undurch¬ 
führbar ist (Sehr richtig!). Sie können machen, was Sie wollen. 
Wenn die Gefangenen das Schweigegebot haben, so unter¬ 
halten sie sich genau so wie ohne dasselbe (Sehr richtig!), und 
Sie haben nur die große Schwierigkeit, wenn das Schweigegebot 
besteht, im Übertretungsfalle festzustellen, wer gesprochen 
hat, der eine wird erwischt und der andere nicht. Das führt 
also zu den größten Unzuträglichkeiten (Sehr richtig!). Soweit 
meine Erfahrung reicht, ist die Ordnung dadurch, daß das 
Schweigegebot nicht bestand, noch nie gestört worden. Ich 
bitte, den Antrag abzulehnen und das Schweigegebot nicht 
einzuführen (Bravo!). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jageniann: 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir können 
also vorbehaltlich der Schlußworte des Herrn Berichterstatters 
und der Herren Antragsteller die Diskussion schließen. 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich darf anführen, daß die Kommission bei den Vor¬ 
schlägen sich auf den Standpunkt des Herrn Oberstaats¬ 
anwalts v. Prittwitz gestellt hat. Wir haben auch in der 
Begründung ausgeführt, daß in der Einzelhaft der Verkehr 
der Gefangenen durch die Fenster und Leitungsrohre, durch 
Klopfen an die Wände und auf andere Weise schon durch die 
Natur der Sache verboten sei. Ich lege ja den Mann deswegen 
in eine besondere Zelle, um ihn möglichst von seiner Umgebung 
zu isolieren. Es ist selbstverständlich, daß Ungehörigkeiten 
nach den allgemeinen Grundsätzen geahndet werden können. 



— 429 — 


Im übrigen haben wir uns auch an dem ominösen Wort 
„Schweigegebot“ gestoßen, weil die ganze Sache nicht recht 
durchführbar ist. 

Aber es scheint doch in dem Anträge Reich einiges zu liegen, 
was ich zur Annahme empfehlen möchte. Herrn Geheimrat 
Reich ist es darum zu tun, daß in der Gemeinschaftshaft 
gewisse Unzuträglichkeiten dieser Haftform abgeschwächt 
werden. Er will es für zulässig erachten, und zwar mit den 
„Vorschlägen“, daß während gewisser Akte des täglichen Lebens 
die Gemeinschaftshaft abgeschwächt werden kann. Das soll 
nach den Vorschlägen während des Aufenthalts im Freien .... 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das haben wir zurückgestellt. Es kommt nachher besonders. 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Worüber soll ich reden ? 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Über den Antrag zu Ziffer 2: „Der Verkehr zwischen den 
Gefangenen ist unzulässig. Ausnahmen bestimmt die Haus¬ 
ordnung.“ 

Berichterstatter der Kommission Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: (fortfahrend): 

Da würde ich vorschlagen, daß die Fassung angenommen 
wird, die Herr Geheimrat Reich vorgeschlagen hat: „Der 
Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzulässig.“ Ich meine, 
zwischen „Verkehr“ und „Schweigegebot“ ist doch wohl ein 
sprachlicher wie begrifflicher Unterschied. Es wird der straffen 
Ordnung nicht schaden, wenn im Gesetz zum Ausdruck ge¬ 
bracht würde: „Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist 
unzulässig. Ausnahmen bestimmt die Hausordnung.“ 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Tatsächlich ist es nur eine umgekehrte Fassung dessen, 
was in positiver Weise in dem Kommissionsvorschlage gesagt 
ist: „Durch die Hausordnung wird bestimmt usw.“ Hier wird 
umgekehrt gesagt: , Ausnahmen bestimmt die Hausordnung.“ 

Antragsteller Geheimer Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Nur noch ein kurzes Wort. Das rosfge Bild, das uns Herr 
Oberstaatsanwalt v. Prittwitz vorführte, hat in dem vor- 



— 430 — 


vorigen Jahrhundert in den Zucht- und Arbeitshäusern 
bestanden. Früher hatte man dort die Füglichkeit, daß die 
Zuchthäusler sich unterhalten konnten, bis der Zuchtmeister 
mit der Karbatsche dazwischen fuhr. Ich möchte diesen Zu¬ 
stand aber nicht wieder herbeigeführt sehen. Ich kann meine 
Anstalt nur durch das Schweigegebot in Ordnung halten. 

Wenn gesagt wurde, daß es nicht möglich sei, das Schweige¬ 
gebot durchzuführen, so meine ich: wenn die Anstalt sonst 
gut organisiert ist, können wir dem schon beikoinmen. Stellen 
Sie nur überall genügend Aufseher hin (Oberstaatsanwalt Geh. 
Oberjustizrat v. Prittwitz u.Gaffron: Wohersie bekommen?). 
Ja, ohne Kosten natürlich nicht, ein guter Strafvollzug ist so 
billig nicht zu haben. Ich komme auf die Trennungseinrich¬ 
tung in der Gemeinschaftshaft später noch zurück. Aber ich 
garantiere dafür, daß sich das Schweigegebot durchführen 
läßt (Bravo!). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Wir kommen zur Abstimmung. Am weitgehendsten ent¬ 
fernt sich von dem Kommissionsvorschlage das Verlangen 
eines positiven Schweigegebots. Ich darf fragen, welche 
Herren der Festsetzung eines positiven Schweigegebots, aD- 
weichend von den Kommissionsvorschlägen, zustimmen (Zu¬ 
ruf: Verkehrsverbot!). Verkehrsverbot inkl. Schweigegebot! 
Darf ich bitten, die Hand zu erheben (geschieht). Wer gegen 
den Antrag Gen na t stimmt, den bitte ich, zur Gegenprobe 
die Hand zu erheben. — Ich bin offenbar nicht verstanden 
worden. Darf ich vielleicht auch bitten, etwas mehr zuzuhören. 

Es liegen drei Formulierungen vor, die erste nur ganz 
allgemein auf einen Strich gerichtet, aber nicht in negativem, 
sondern in dem Sinne, daß ein allgemeines Verkehrsverbot 
einschließlich eines positiven Schweigegebots für die Gemein¬ 
schaftshaft hergestellt wird. Dagegen haben sich außer Herrn 
Dr. Gennat eigentlich alle Redner ausgesprochen; denn Herr 
Geheimrat Reich will ja auch etwas anderes. Darf ich fragen: 
findet der Antrag Gennat überhaupt eine weitere Unterstüt¬ 
zung? — Das ist nicht der Fall. 

Nun kommen wir zu der Wahl zwischen den zwei Fassungen, 
derjenigen der Kommission, deren Berichterstatter selbst sich 
aber für den Antrag des Herrn Geheimrats Reich ausge¬ 
sprochen hat, und der Fassung, wie sie in dem Anträge Reich 
enthalten ist. Es scheint mir bei dieser Sachlage praktischer, 
die Fassung des Herrn Geheimrats Reich zuerst zur Abstim¬ 
mung zu bringen: 
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„Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzulässig. 
Ausnahmen bestimmt die Hausordnung.“ 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron: 

Diese Bestimmung enthält ein Schweigegebot. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann:. 

Das steht nicht darin. Denn es bleibt ja „Ausnahmen 
bestimmt die Hausordnung.“ Die Hausordnung kann hier 
sagen: beim Essen oder sonst bei anderer Gelegenheit ist das 
Sprechen zulässig. Ebenso steht in Ziffer 2 der Kommissions- 
Vorschläge: „Durch die Hausordnung wird bestimmt, wie 
weit ein Verkehr zwischen den Gefangenen stattfinden darf.“ 
Das eine drückt positiv so ziemlich das gleiche aus, was das an¬ 
dere negativ ausdrückt. Der Herr Berichterstatter der Kom¬ 
mission hat sich schließlich auch für den Antrag Reich aus¬ 
gesprochen. 

Ich darf also abstimmen lassen. Wer den Antrag Reich 
annehmen will, möge die Hand erheben (geschieht). Das ist 
die große Mehrheit. 

Wir kämen nun zu der weiteren Frage, der Schlußfrage 
dieses Vormittags, inwieweit bei der Gemeinschafts¬ 
haft die Trennung möglich sein soll. Das ist in dem 
Anträge Reich anders gefaßt als in den Konimissionsvor¬ 
schlägen. Die Kommissionsvorschläge sagen: 

„Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung der Ge¬ 
fangenen während des Aufenthalts im Freien, im Gottes¬ 
dienst und im Schulunterricht nicht ausgeschlossen.“ 

Herr Geheimrat Reich setzt aber noch dazu: „während 
der Arbeit und des Essens“. Das ist der Unterschied. Der 
Antrag Reich lautet: 

„Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung der Ge¬ 
fangenen während der Arbeit, des Essens, des Aufenthalts im 
Freien, im Gottesdienst und im Schulunterricht nicht ausge¬ 
schlossen.“ 

Der Unterschied liegt also eigentlich nur in der Einfügung 
der Worte: „der Arbeit, des Essens“. Ist das richtig? (Zu¬ 
stimmung). 

Ferner liegt ein Antrag des Herrn v. Michaelis vor, der die 
Gemeinschaftsgruppen besonders nennen will, um darauf 
hinzuweisen, daß es eigentlich noch eine dritte Haftform 
gebe. 
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Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Meine Damen und Herren! Aus der Fassung des Absatz 1 
im § 21 habe ich entnommen, daß alles andere als was hier 
steht, ausgeschlossen sein soll. Es heißt hier, daß nur während 
des Aufenthalts im Freien, im Gottesdienst und im Schul¬ 
unterricht die Trennung der Gemeinschaftsgefangenen nicht 
ausgeschlossen sein soll. Ausgeschlossen müßte sie also bei 
allen andern Gelegenheiten sein, wenn ich recht verstehe. 
Darum wollte ich noch hinzugefügt wissen: „während der 
Arbeit und des Essens“. Diese Form der Gemeinschaftshaft 
ist die der Gemeinschaftshaft in Bautzen. Ich bin zu dieser 
Einrichtung durch folgende Erwägung gekommen. Ich bitte 
Sie, mir im Geiste einmal in einen Zellenflügel zu folgen. Sie 
sehen da eine Reihe von Zellen. Hier sitzt ein Gefangener, 
zwei Meter entfernt wieder ein Gefangener, dann wieder ein 
Gefangener usw. Und nun nehmen Sie einmal im Geiste die 
Zwischenwände weg, und setzen sie dafür einen Aufseher hin, 
dann haben Sie wohl die Vereinzelung der Gefangenen beibe¬ 
halten, die Vereinsamung aber aufgehoben, also diejenige 
Eigenschaft der Zellenhaft, die unter Umständen gefährlich 
wirken kann, während die Vereinzelung niemals gefährlich 
werden kann. Ich identifiziere „Vereinzelung“ nicht mit 
„Vereinsamung“. Nun habe ich dieses Prinzip auf den Arbeits¬ 
saal übertragen. Ich habe jedem Gefangenen dort seinen 
bestimmten, räumlich vom nächsten entfernten Platz, seinen 
Tisch gegeben, seinen Schrank; also alles, was er in der 
Isolierzelle gehabt hat, hat er auch in der Gemeinschaftshaft 
an seinem Platze. Dadurch ist meine Gemeinschaftshaft 
zugleich sehr übersichtlich und durchsichtig geworden. Es 
hat dort jeder gewissermaßen seine Heimstätte, dort auch seine 
Gerätschaften bei sich, die er täglich braucht, genau wie der 
Isoliergefangene. Mit dieser Einrichtung habe ich zugleich 
bezweckt und erreicht, daß auch der Verkehr viel mehr ein¬ 
geschränkt wird. Einzelne Worte hin und her spricht wohl 
jeder einmal. Das geht in der Zelle genau so, denn Sie können 
einen Menschen nicht so vollkommen ausscheiden, auch nicht 
in der Zellenhaft, daß er nicht mit einem andern irgendwie ein¬ 
mal verkehrt. Aber ich habe mir gesagt: dem Gefangenen, der 
mit den anderen nicht verkehren will, soll auch in der Gemein¬ 
schaftshaft die Möglichkeit gegeben werden, das durchzuführen 
und für sich zu bleiben. Natürlich richtet sich auch die Arbeit 
danach. Eine Tätigkeit wie in der alten Gemeinschaftshaft 
z. B. die sogen. Riegenarbeit (bei der mehrere Gefangene an 
einem Stück Zusammenarbeiten) gibt es hier nicht. Es macht 
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jeder seine Arbeit allein, d. h. den Gegenstand, den er in 
Bearbeitung hat, auch ganz allein fertig. Das hat viel für 
sich. 

Nun ist hier und da eingewendet worden, mit der Verein¬ 
zelung der Gefangenen höre eigentlich die Gemeinschaft auf. 
Das ist nicht zutreffend. Wenn ich heute z. B. in ein Lokal 
komme und sehe an jedem Tische einen Menschen sitzen, so 
nenne ich das Vereinzelung ohne Vereinsamung, denn eine 
Gemeinschaft ist doch da. Und wenn ich aus der Einsamkeit 
meiner Studierstube, um unter Menschen zu sein, auf die 
Straße oder in ein Lokal gehe, so brauche ich noch mit nie¬ 
mandem zu verkehren und doch ist meine Einsamkeit aufge¬ 
hoben. Das Reden und Verkehren ist also durchaus kein 
notwendiges Korrelat der Gemeinschaftshaft. Zur Darstellung 
der letzteren genügt lediglich die Aufhebung der Verein¬ 
samung; die Vereinzelung, d. h. die bloße räumliche Aus¬ 
einanderhaltung der Gefangenen hebt die ..Gemeinschaft“ 
keinesfalls auf. Der Gefangene sieht und hört dabei doch 
alles, was um ihn herum vorgeht. Das ist das Hauptmerkmal 
der Gemeinschaftshaft, wie ich sie in Bautzen eingeführt habe 
und die ich auch hier bei dieser Bestimmung zugrunde gelegt 
sehen möchte. Ich möchte deshalb bitten, mir meine bewährte 
Einrichtung nicht zu beschneiden, denn ich müßte nach § 21 
Punkt 1 wie er jetzt lautet, meine Einrichtung einfach wieder 
fallen lassen. Der Kürze wegen möchte ich aber, wenn ich mir 
eine Modifizierung meines Antrages noch erlauben darf, 
bitten, nur allgemein zu sagen: 

„Bei der Gemeinschaftshaft ist eine räumliche Auseinander¬ 
haltung nicht ausgeschlossen.“ 

Dann kann jeder machen, was er will. Das ist gar kein 
Zwang, und doch ist die Zulässigkeit ausgesprochen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist weiter ein Antrag eingekommen von Herrn Ober¬ 
staatsanwalt v. Prittwitz und Gaffron, den ganzen ersten 
Absatz des § 21 als selbstverständlich zu streichen. 

Das Wort hat sodann Herr Strafanstaltsdirektor v. Micha¬ 
elis. Ich möchte aber zunächst nur die Frage an ihn richten, 
ob er glaubt, daß sein Gruppensystem hier mit dieser Frage 
des § 21 Ziffer 1 überhaupt eine innere Verwandschaft hat oder 
ob es sich dabei um etwas selbständiges handelt. Wenn das 
Letztere der Fall wäre, würden wir besser den anderen Punkt 
zuerst erledigen. 


Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVIII. 
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Strafanstaltsdirektor v. Michaelis, Münster: 

Ich glaube, daß eine innere Verwandschaft besteht. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Bitte, dann nehmen Sie das Wort! 

Strafanstaltsdirektor v. Michaelis, Münster: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist über die 
Einzelhaft heute so viel Rühmliches gesagt. Man hat von maß¬ 
gebender und einflußreicher Seite betont, daß man unbedingt 
fest zur Einzelhaft halten will. Ich möchte da nur sagen, 
daß alle Formen — und die Einzelhaft ist doch auch nur eine 
Form in unserem flüchtigen Dasein — dem Wandel unter¬ 
worfen sind. Ich bin kein Gegner der Einzelhaft, sondern auch 
ein Befürworter derselben, ohne ihr die Bedeutung zu vindi- 
zieren, die man ihr heute beilegt; sie ist aus dem Vergeltungs¬ 
gedanken heraus geboren worden. 

Als ich vor 32 Jahren nach Münster an das dortige Gefäng¬ 
nis versetzt worden bin, da machte ich die Erfahrung, daß die¬ 
jenigen Rechtsbrecher, die nur leicht gegen das Gesetz ver¬ 
stoßen hatten — dies waren die Insassen unseres Gefängnisses 
—, in der Gemeinschaftshaft waren. Im gegenüberliegenden 
Zuchthause waren aber die gewerbs- und gewohnheitsmäßigen 
Verbrecher in der Einzelhaft untergebracht. Sie sehen also, 
wie der Vergeltungsgedanke mit der Einzelhaft verbunden 
gewesen ist, und dies zieht sich auch noch bis in die Gegenwart 
hinein. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich vielleicht den Herrn Redner doch bitten, auf den 
Punkt der Gruppenbildung direkt zu kommen! 

Stafanstaltsdirektor v. Michaelis (fortfahrend): 

Gewiß gibt es Gefangene, die so leicht gefehlt haben, daß 
die Repression nicht mit aller Schärfe einzutreten hat, an denen 
auch nichts zu bessern ist, denn sie haben zufällig gefehlt, sie 
sind sonst in ihrem Allgemeinverhalten durchaus sozial und 
ehrbar. Auch der Besserungsgedanke braucht an ihnen nicht 
verwirklicht zu werden, und für diese Gefangenen möchte 
ich die Gruppenhaft haben, also eine ausgewählte gemeinsame 
Haft; aber doch ganz etwas anderes als die Gemeinschaftshaft. 
Es wird heute gesagt, bei der Einzelhaft haben wir auch die 
Gemeinschaftshaft, z. B. in der Kochküche, in der Wasch- 
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küclie, bei den Außenarbeiten usw. Das meine ich nicht! Ich 
meine, daß man ganz besonders ausgevvählte Persönlichkeiten 
in kleine Gruppen zusammenzieht und so dem Strafvollzug 
von vornherein gleich eine andere Physiognomie gibt. Ich 
erinnere bloß an die politischen Verbrecher. Ich erinnere an 
Persönlichkeiten, wie solche sich im Strafvollzüge vorfinden, die 
individuellerer Behandlung würdig sind. Ich sehe nicht ein, 
weshalb man solche Persönlichkeiten nicht in eine Gruppen¬ 
haft hineinbringt, in eine Haftform, deren Inhalt den Trägern 
dieser Haft mehr gerecht wird, ohne den Vorwurf einer Ge¬ 
sellschaftsklassenhaft auf sich zu lenken. Dadurch wird das 
Gebäude der Einzelhaft und alles das, was wir mit der Einzel¬ 
haft verbinden, in keiner Weise vervollkommnet werden. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf wohl für die Kommission feststellen, daß wir es 
gar nicht für ausgeschlossen erachtet haben, daß in der Ge¬ 
meinschaft auch unter Umständen Gruppen gebildet werden 
können. Dagegen stellt das noch kein System vor, und nach¬ 
dem wir nun den Herrn Redner gehört haben, darf ich viel¬ 
leicht die Vorfrage stellen: wird der Antrag v. Michaelis 
unterstützt? — Die Unterstützung ist eine so schwache, daß 
ich glaube, der Herr Antragsteller wird sich mit dieser aus¬ 
drücklichen Feststellung in Sinne der Zulässigkeit seiner 
Wünsche wohl begnügen dürfen. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Ich habe den Antrag gestellt, Absatz 1 des § 21 zu streichen. 
Mir ist wohl bekannt, daß Bestimmungen bestehen, wonach 
bei Einzelhaft ein gemeinsamer Spaziergang, gemeinsamer 
Besuch der Schule und des Gottesdienstes zulässig ist. Es 
muß aber der Gefängnisverwaltung auch das Recht ver¬ 
bleiben, aus irgend welcher Veranlassung bei sonstiger Ge¬ 
meinschaftshaft den einen oder anderen Gefangenen gelegent¬ 
lich in Einzelhaft, dann wieder in Gemeinschaftshaft zu 
bringen. Ich glaube, daß der Absatz ganz überflüssig ist. 
Es muß der Verwaltung das Recht zustehen, hier zu verfügen, 
was sie für notwendig hält. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Die Diskussion 
ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort. 
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Berichterstatter der Kommission, Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich möchte vorschlagen, die Bestimmung, wenn auch etwas 
modifiziert, aufrecht zu erhalten. Wir haben in § 19 für die 
Einzelhaft bestimmt, daß für den Aufenthalt im Freien, 
im Gottesdienst und im Schulunterricht von der Trennung 
abgesehen werden kann, und es möchte zweckmäßig erscheinen, 
daß wir eine analoge Bestimmung für die Gemeinschaftshaft 
treffen. 

Von Herrn Geheimrat Reich war vorgeschlagen worden, 
daß die Arbeit und die Mahlzeiten noch hereingenommen wer¬ 
den. Die Bestimmung würde dann lauten: 

,,Bei der Gemeinschaftshaft ist eine Trennung der Ge¬ 
fangenen während der Arbeit, der Mahlzeiten, des Auf¬ 
enthalts im Freien, im Gottesdienst und im Schulunter¬ 
richt . . .“ 

und ich würde vorschlagen zu sagen: „zulässig“. Die Sache 
könnte sonst doch immerhin zweifelhaft sein. 

Mir sind die Bautzener Verhältnisse bekannt. Die Ein¬ 
richtung besteht im wesentlichen darin, daß in der Gemein¬ 
schaftshaft auseinandergerückte Plätze innegehalten werden, 
ähnlich wie in der Schule. Der Gefangene hat sein Pult, 
an dem er sitzt, nach den Seiten, nach hinten und vorn von 
den Nachbarn entsprechend entfernt. Es ist eine, sagen wir: 
räumliche Isolierung vorhanden. 

Es ist doch zum Ausschluß von Zweifeln zweckmäßig, 
wenn man den Gedanken, um den es sich handelt, in der 
von mir vorgeschlagenen Weise zum Ausdruck bringt. Ich 
möchte also bitten, den Vorschlag der Kommission aufrecht 
zu erhalten, aber in der Re ich sehen Fassung. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Sind Sie damit einverstanden? (Geh. Regierungsrat Reich: 

Ja). 

Ich glaube, wir können jetzt abstimmen. Diejenigen, die 
in dem Sinne, wie Herr Erster Staatsanwalt Klein es eben 
dargelegt hat, die Ziffer 1 des § 21 mit dieser Modifikation 
annehmen wollen, bitte ich, die Hand zu erheben (geschieht). 
Das ist die zweifellose Mehrheit. 

Nunmehr wünsche ich den Herren einen gesegneten Appetit, 
und zwar in dem Curiohause hier nebenan, und ich hoffe, Sie 
alle um 3 Uhr wiederzusehen und herzlich wieder begrüßen 
zu können. 

(Schluß der Sitzung: 2 Uhr nachmittags.) 
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Nachmittagssitzung, Beginn 3 Uhr. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Wir fahren fort bei §24, Mißbrauch des Beschwerde¬ 
rechts. Hier sind zwei Anträge gestellt, einer von Herrn 
Dr. Gennat und ein zweiter von Herrn Direktor Oberst 
Stöcker. Der Paragraph selbst lautet: 

,,Über alle Maßnahmen des Strafvollzugs, insbesondere 
der Behandlung und der Disziplin, steht den Gefangenen 
die Beschwerde zu.“ 

Es kommt dann noch die Bestimmung, die unsere Tages¬ 
ordnung nicht weiter berührt, daß Beschwerden binnen einer 
Woche angebracht wmrden sein müssen, um den Anspruch 
auf Berücksichtigung zu haben. Sodann wird in Ziffer 2 
noch bestimmt, daß die gemeinsame Beschwerde mehrerer 
Gefangener unzulässig ist. 

Der Antrag Gennat lautet wie folgt: 

„Mißbrauch des Beschwerderechts, auch durch Er¬ 
hebung gemeinsamer Beschwerden, und Bedrohung von Be¬ 
amten mit Beschwerden oder Anrufen der Öffentlichkeit wird 
bestraft.“ 

Durch den Zwischensatz: „auch durch Erhebung gemein¬ 
samer Beschwerden“ wird also die Ziffer 2 aufgezehrt und in 
einen allgemeinen Rahmen eingestellt. 

Der Antrag Stöcker lautet: 

„Wer sich wider besseres Wissen beschwert, kann be¬ 
straft werden.“ 

Zuchthausdirektor Oberst Stöcker, Bruchsal: 

Mein Antrag ist in der Voraussetzung gestellt, daß gegen 
den Mißbrauch des Beschwerderechts von der Versammlung 
selber aufgetreten werden soll. Da § 24 hierüber nichts 
enthält, so möchte mein Antrag lediglich klipp und klar in 
diesen Paragraphen hineinsetzen, daß das boshafte, leicht¬ 
fertige und wider besseres Wissen erfolgende Beschweren 
bestraft wird. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Herr Dr. Gennat ist noch nicht anwesend. Ich habe aber 
den Zweck seines Antrages bereits erläutert. Darf ich den 
Berichterstatter, Herrn Oberregierungsrat Michal, bitten, sich 
zu äußern? 
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Berichterstatter der Kommission, Oberregierungsrat Michal, 
Nürnberg: 

Ich glaube, es empfiehlt sich nicht, in einem Gesetz zu 
sagen, daß der Mißbrauch einer Beschwerde, die ein Rechts¬ 
mittel ist, strafbar ist. Daß der Gefangene dafür unter Um¬ 
ständen strafbar ist, versteht sich von selbst. Die Beschwerde 
richtet sich an die Aufsichtsbehörde, welche an sich schon 
die Befugnis hat, Ungehörigkeiten, die bei einer Beschwerde 
unterlaufen, zu ahnden. Erfahrungsgemäß tut sie das auch. 
Wenn jemand Unflätereien in eine Beschwerde hineinschreibt, 
wird er selbstverständlich streng dafür bestraft, und wenn er 
Verleumdungen hineinschreibt, ebenfalls. Es ist aber un¬ 
nötig, dies im Gesetz zu sagen. Es könnte dies zu Mißver¬ 
ständnissen und Härten führen. Nun soll der Gefangene nur 
dann strafbar sein, wenn von ihm etwas wissentlich Unwahres 
gesagt wird. Wer eine wissentlich falsche Anschuldigung 
erhebt, ist nach dem Strafgesetz dafür haftbar, umsomehr 
disziplinär. Wollen wir der Aufsichtsbehörde Vorschriften 
machen, wie sie sich verhalten soll, wenn eine frivole Be¬ 
schwerde an sie kommt? Ich kann nicht finden, wenigstens 
von unserm Standpunkt aus, daß wir den Beruf dazu haben, 
der Aufsichtsbehörde Hilfen an die Hand zu geben, ihr zu 
zeigen, wie sie sich gegen unbegründete und frivole Beschwerden 
wehren soll. Das wird wohl die Aufsichtsbehörde schon von 
selbst wissen. Ich glaube deshalb, daß ein Bedürfnis nach 
einer solchen Bestimmung nicht vorhanden ist, und möchte 
mich dagegen aussprechen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf den Herrn Schriftführer bitten, noch die Stelle 
der Motive (Seite 42) vorzulesen, die von dieser Bestimmung 
handelt, damit kein Zweifel über den Sinn vorhanden ist, 
welchen die Kommission mit ihrem Vorschläge verbunden hat. 

Schriftführer Strafanstaltsdirektor Clement: 

„Von einer Bestimmung, die mutwillig oder leichtfertig 
erhobene oder wiederholt unbegründete Beschwerden unter 
Strafe stellt, wird abgesehen, weil das Beschwerderecht in 
keiner Weise beschränkt werden soll und weil die Gefangenen 
meistens subjektiv davon überzeugt sind, daß ihre Beschwerden 
begründet seien. Gegen besseres Wissen erhobene Beschwerden 
können disziplinarisch bestraft werden, weil der Gefangene 
die ihm nach § 50 der Vorschläge obliegende Pflicht zur Wahr¬ 
heit verletzt. Gegen Beschwerden notorischer Querulanten 
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schützt § 44, Abs. 6, während durch § 72 Abs. 2f. auch solchen 
Gefangenen der erforderliche Schutz zuteil wird.“ 

Geheimer Ober justizrat Plaschke, Berlin: 

Meine verehrten Herrschaften! Ich glaube, man kann 
den Antrag nur dann recht verstehen, wenn man sich ver¬ 
gegenwärtigt, wie die gegenwärtige Lage bezüglich der Be¬ 
schwerden ist. In Preußen liegt die Sache so, daß, wenn ein 
Gefangener sich bei der Aufsichtsbehörde beschwert, doch 
zunächst diese Beschwerde, mag sie enthalten, was sie will, 
nicht zurückgehalten werden kann, sondern w-eitergegeben 
werden muß; das enthalten schon die Bestimmungen der 
Grundsätze des Bundesrats. Wir haben auch in Preußen 
eine weitere Bestimmung, daß wegen des Inhalts einer Be¬ 
schwerde disziplinarisch von der Gefängnisverwaltung ohne 
Zustimmung der Vorgesetzten Dienstbehörde nicht eingeschrit¬ 
ten werden kann. Das ist eine Bestimmung, die analog der 
Bestimmung ist, daß wegen einer strafbaren Handlung, die 
durch ein Throngesuch, durch ein Gesuch an Seine Majestät 
begangen ist, ohne höhere Genehmigung strafrechtlich nicht 
eingeschritten werden kann. 

Ich habe den Antrag dahin verstanden, daß durch das Ge¬ 
setz diese wenigstens in Preußen übliche und gebräuchliche 
Bestimmung außer Kraft gesetzt werden soll; das halte ich 
für verfehlt. Deshalb bin ich der Auffassung, daß der Antrag 
abzulehnen ist. Wir alle, die wir in der Praxis stehen, wissen 
ja, daß schon der Umstand, daß jede Beschwerde an die 
Aufsichtsbehörde und an die Gerichte abgesendet werden 
muß, tagtäglich zu ganz unangenehmen Unzuträglichkeiten 
führt. Das ist auch dem damaligen Verfasser der Grundsätze 
nicht entgangen. Ebenso wissen wir in Preußen, daß die 
zitierte gesetzliche oder Verwaltungsbestimmung tagtäglich 
zu recht unangenehmen Erörterungen führen kann, daß sie 
Empfindungen in dem einzelnen Beamten auslöst, die mit 
berechtigtem Unwillen ziemlich identisch sind. Trotzdem 
haben wir in Preußen an den angegebenen Vorschriften fest¬ 
gehalten, weil wir haben wollen, daß bezüglich einer Be¬ 
schwerde, einer Äußerung, die sich gegen die Anstalt, wenn 
auch nicht gegen die Anstaltsleiter selbst richtet, nicht von 
dieser, sondern von einer anderen Stelle aus befunden werden 
kann und muß, soweit es sich um disziplinäre Anordnungen 
handelt. Deshalb bin ich der Auffassung, daß unsere Bestim¬ 
mungen, wenn sie auch zweifellos Übelstände hervorrufen, 
doch schließlich besser sind, als wenn man schlankweg sagt: 
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unbegründete Beschwerden, deren es ja, wie Sie wissen, eine 
Unmasse gibt, können bestraft werden. Ich möchte die Be¬ 
stimmung fortlassen. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Es wäre ja wohl das Richtige gewesen, wenn ich zuerst 
zum Wort gekommen wäre. Durch einen zufälligen Umstand 
war ich verhindert, im ersten Augenblick hier zu erscheinen. 

Ich bin mir natürlich der Tragweite der Ziffer 1 des § 24, 
die ich beantragt habe, in vollem Umfange bewußt. Sie ist 
aber hervorgegangen aus den ja auch von Herrn Geheimrat 
Plaschke nachdrücklich betonten unglaublichen Mißständen, 
die mit dem Beschwerderecht verbunden sind und die die 
Gefangenen durch das Beschwerderecht hervorrufen. In den 
Vorschlägen wird den Gefangenen ein außerordentlich weit¬ 
gehendes Recht eingeräumt, weit über den Rahmen dessen 
hinaus, was sonst im Rechtsleben vielfach üblich ist. Es gibt 
eine ganze Reihe von Entscheidungen, die Behörden gegen¬ 
über den Privaten treffen, die mit einer Beschwerde überhaupt 
nicht anfechtbar sind, während der Gefangene sich über 
jedes Wort, das ihm gegenüber geäußert wird, über jede Hand¬ 
lung, über jede Miene, über eine Gebärde beschweren kann 
und sich tatsächlich beschwert. Mir sind gar nicht selten 
Beschwerden darüber zugekommen, daß ein Gefangener sich 
verletzt fühlte, weil ein Aufseher ihn angeblich „fixiert“ habe. 

Wenn wir dem Gefangenen nun ein so weitgehendes, weit 
über den Rahmen des sonst Üblichen hinausgehendes Be¬ 
schwerderecht einräumen, wenn wir die Rechtspersönlichkeit 
des Gefangenen, der ja doch unter anderen Verhältnissen als 
der freie Mann lebt und leben soll, auch seinen rechtlichen 
Verhältnissen nach, so sehr betonen, dann haben wir nach 
meiner Auffassung die Pflicht, ein Korrelat zu diesem Rechte 
zu schaffen, wie ja überhaupt jedem Recht eine Pflicht ent¬ 
spricht, und dieses besteht darin, daß der Gefangene sich streng 
an die Wahrheit hält und sich jeder Ausschreitung, sie bestehe, 
worin sie wolle, in seiner Beschwerde enthält. Damit ist doch 
wahrhaftig nichts übermäßiges verlangt, wenn man fordert, 
daß jemand bei der Wahrheit bleibt und die Wahrheit, die 
er auszusprechen hat, in die gebührende Form bringt. Mehr 
wird ja von ihm nicht verlangt. 

Nun hatte ich ursprünglich meinen Antrag so formuliert, 
daß ich eine Reihe von Mißbräuchen des Beschwerderechts, 
die ich in den verschiedenen Hausordnungen gefunden habe, 
einzeln aufgezählt hatte. Ich bin davon zurückgekommen, 



— 441 


weil ich es für zweckmäßiger halte, im Anschluß an Bestim¬ 
mungen, die über den Mißbrauch bei Besuchen und beim 
Briefschreiben getroffen sind, einfach das Wort „Mißbrauch“ 
zu wählen, damit die Behörde in der Lage ist, zu prüfen, ob 
im einzelnen Falle Mißbrauch getrieben ist oder nicht und diese 
Kasuistik, wenn ich sie so nennen soll, fortbleibt. 

Im übrigen erkennt selbst die Kommission an, daß mit den 
Beschwerden Mißbrauch getrieben werden kann, denn sie 
hebt den Fall der Erhebung gemeinsamer Beschwerden als 
einen Mißbrauch ausdrücklich hervor, obgleich nach meiner 
Auffassung dieser Mißbrauch sehr weit hinter anderen Miß¬ 
bräuchen zurücksteht, die ich mir nicht bloß denken kann, 
sondern die vielfach vorgekommen sind. Denn es handelt 
sich hier an sich bloß um eine Verletzung der Form, nicht der 
Sache. Die Beschwerde kann sachlich begründet sein, soll 
aber ein Mißbrauch des Beschwerderechts, weil sie in der 
Form unpassend ist, sein. 

Ich kann aus dem Paragraphen, auf den Bezug genommen 
worden ist, eine Widerlegung meines Vorbringens nicht her¬ 
auslesen. Da ist vom Gebrauch der Wahrheit bei Beant¬ 
wortung dienstlicher Fragen die Rede. Wenn aber ein Ge¬ 
fangener, der behauptet, daß er vom Aufseher beschimpft 
oder mißhandelt worden sei, zu mir kommt und sagt: ich 
beschwere mich über den Aufseher, so weiß ich nicht, wieso 
er eine Verletzung der Wahrheit auf dienstliches Befragen 
vollführt. Ich will übrigens etwas nebenbei erwähnen. Wir 
wollen gewiß nicht immer militärische Verhältnisse in den 
Vordergrund schieben. Aber ich meine, man sollte gleich¬ 
wohl berücksichtigen, wie die Dinge beim Militär, bei Leuten, 
die das Ehrenkleid des Kaisers tragen, liegen und wie da die 
unbegründeten Beschwerden behandelt werden. In der 
letzten Zeit ist zwar eine kleine Änderung eingetreten. Viel 
ändert sich an der Sachlage aber nicht. Ich will auch das 
nur streifen. Was aber beim Militär, was dem Soldaten billig 
ist, sollte dem Gefangenen recht sein und es muß ein Schutz¬ 
wall aufgerichtet werden gegen diese in das Ungemessene 
hinein gesteigerten und geradezu zum Unfug ausgearteten 
Beschwerden. Welche Dinge Vorkommen können — lassen 
Sie mich damit schließen — dafür ein einziges Beispiel. Ein 
Gefangener hatte sich über einen Aufseher beschwert, weil 
er ihn versehentlich „Du“ genannt oder etwas anderes Un¬ 
bedeutendes versehen hatte. Ich mußte die Beschwerde an¬ 
erkennen, sagte dem Mann auch: „Ihre Beschwerde ist be¬ 
gründet“. Darauf meldet er sich zur Beschwerde über den 
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Direktor. Ich lasse ihn mir kommen und frage: „Was habe 
ich Ihnen zuleid getan?“ „Ach, eigentlich nichts“. Ich: 
„Weshalb wollen Sie sich denn beschweren? Hängt es noch mit 
der Beschwerde von neulich über den Aufseher zusammen?“ 
„Ja.“ „Warum? Ich habe Ihnen doch recht gegeben.“ Ererwi- 
dert: „Es kann mir nichts nützen, daß Sie mir recht gegeben 
haben. Ich will, daß mir von der Vorgesetzten Instanz 
recht gegeben, daß vor der Vorgesetzten Instanz festgestellt 
wird, was der Aufseher für ein Mann ist, daß er dort bloß¬ 
gestellt wird. Aus der Beschwerde über Sie mache ich mir 
nicht viel.“ 

Ich kann mich nicht damit aufhalten, Ihnen zu schildern, 
wie weit die Sachen gehen, und führe das Beispiel nur als 
etwas an, was mir im Augenblick durch den Kopf geschossen 
ist. Es handelt sich um den Mißbrauch — ich betone das Wort 
nochmals, — der seitens der Gefangenen mit einem Recht ge¬ 
trieben wird, das, um auch das noch einmal zu betonen, weit 
über den Rahmen dessen hinausgeht, was dem freien Bürger 
in vielen Beziehungen zusteht (Sehr richtig und Bravo!). 

Strafanstaltsdirektor Clement, Butzbach: 

Ich bitte, den Antrag Gennat abzulehnen, und zwar aus 
folgenden Gründen. Wir müssen uns doch auch einmal auf 
die Seite der Gefangenen stellen, und da können wir doch 
auch sicher sein, daß hier und da einmal bei dem besten Willen 
unserer Unterbeamten und bei unserem besten Willen eine 
Ungerechtigkeit unterläuft (Bravo!), und da den Gefangenen 
vor die Alternative zu stellen: entweder du schweigst oder du 
riskierst unter Umständen, daß, wenn du mit deiner Be¬ 
schwerde abgewiesen wirst, du auch noch eine Strafe emp¬ 
fängst, das halte ich für eine große Härte. 

Dann möchte ich noch auf zwei Punkte hinweisen, die 
vielleicht auf medizinischem Gebiete liegen, und ich möchte 
hier einmal an das ärztliche Gewissen der unter uns anwesenden 
Mediziner appellieren und diese Herren mobil machen. Das 
eine ist das: die Beschwerde beruhigt den Gefangenen. Es 
ist eine Art Sicherheitsventil, wenn er weiß, daß er Beschwerde 
erheben kann. Wenn er sie losgelassen hat, ist er ruhig. 
In dem Falle, den Herr Dr. Gennat eben als ganz besonders 
charakteristisch erwähnte, sage ich ganz einfach: Lieber Mann, 
wenn ich dir recht gegeben habe, hast du kein weiteres Be¬ 
schwerderecht. Es fehlt ja für eine weitere Beschwerde jede 
weitere materielle Unterlage. Der Fall scheidet für mich in 
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dieser Beziehung vollständig aus (Dr. Gen na t: Jede Be¬ 
schwerde muß weitergegeben werden). 

Aber, wer sind denn die Leute, die hauptsächlich Be¬ 
schwerde führen, die die Aufseher und Beamten, die Gerichte 
und die Staatsanwälte und Gott weiß wen alles hereinziehen? 
Es sind meines Dafürhaltens doch meistens psychopathische 
Personen, zum allermindesten, will ich einmal sagen, einseitige 
Menschen, Leute, die an Querulantenwahnsinn leiden und die 
trotz Ihres Kopfschütteins, Herr Kollege, unter Umständen 
von dem Direktor und sogar von dem Arzt nicht sofort er¬ 
kannt werden. Ich habe auch einen solchen Fall in meiner 
Praxis gehabt. Da hat ein Mann Beschwerde erhoben, die 
unbegründet war. Wenn wir den Mann disziplinär bestraft 
hätten, hätten wir ein himmelschreiendes Unrecht begangen, 
denn der Mann ist schließlich von den Psychiatern doch als 
rechter und echter Querulant gekennzeichnet worden. Ich 
stehe in dieser Beziehung auf dem Standpunkt: es ist besser, 
wir lassen zehn Schuldige laufen, als daß wir hier einen Un¬ 
schuldigen in Strafe nehmen. 

Geh. Regierungsrat Dr. Finkelnburg, Berlin: 

Meine Beobachtungen stimmen vollständig mit den Beob¬ 
achtungen des Herrn Vorredners überein, ln der Mehrzahl 
handelt es sich um hartnäckige Querulanten, geistig minder¬ 
wertige Leute, und bei dem kleineren Rest trifft vollständig 
das zu, was Herr Erster Staatsanwalt Klein in der Begrün¬ 
dung gesagt hat, daß sie subjektiv von der Richtigkeit ihrer 
Beschwerden überzeugt sind. Wenn man berücksichtigt, daß 
es sich um törichte, beschränkte und uneinsichtige Leute 
handelt, dann werden einen die vielfachen stilistischen Unzu¬ 
länglichkeiten, die krassen Ausdrücke, die verletzend wirken, 
nicht wundernehmen. Derartige Fälle sind gar nicht ernst 
zu nehmen. In den wenigen Fällen, die übrig bleiben, wo es 
sich offenbar um hinterlistige Menschen und Verleumder 
handelt, ist eine Handhabe zum Einschreiten dadurch gegeben, 
daß es in den allgemeinen Bestimmungen heißt, daß jeder 
Sträfling verpflichtet ist, alles zu beachten, was Anstand und 
Sitte erfordert. Man darf die Beschwerden der Leute im all¬ 
gemeinen nicht tragisch nehmen. Die Beschwerden bilden 
angesichts der großen wichtigen Fragen, die wir bei der reichs¬ 
gesetzlichen Regelung des Strafvollzuges zu lösen haben, 
einen so untergeordneten Punkt, daß wir ihn am besten 
ganz herauslasscn. 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist Schluß der Debatte beantragt, und ich muß daher 
zunächst darüber abstimmen lassen (geschieht). Die Mehr¬ 
heit ist für den Schluß der Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Die Frage ist nicht die, ob der Mißbrauch der Beschwerde 
bestraft werden soll, denn daß der Mißbrauch der Beschwerde 
bestraft werden kann, ist auch in den Motiven festgestellt, 
sondern ob eine Bestimmung in das Gesetz kommen soll, 
wonach der Mißbrauch der Beschwerde bestraft wird oder, 
nach dem Antrag Stöcker speziell, wonach die Beschwerde 
wider besseres Wissen bestraft werden kann. Die Fassung 
des Herrn Dr. Gennat ist eine Mußvorschrift, denn es heißt 
in seinem Anträge: „wird bestraft“. Die Vorschrift, welche 
Herr Oberst Stöcker vorschlägt, ist überhaupt nur eine 
Kannvorschrift. Das weitergehende ist also der Antrag 
Gennat, den Absatz 2 des § 24 zu ersetzen durch die Worte: 

„Mißbrauch des Beschwerderechts, auch durch Erhebung 
gemeinsamer Beschwerden, und Bedrohung von Beamten mit 
Beschwerde oder Anrufen der Öffentlichkeit wird bestraft.“ 
„Mit Anrufen der Öffentlichkeit“ soll es wohl heißen. 

Diejenigen Herren, welche dem Kommissionsvorschlag zu¬ 
wider den Antrag Gennat annehmen wollen, bitte ich, die 
Hand zu erheben (geschieht). Das ist zweifellos die Minder¬ 
heit. 

Diejenigen, welche den Antrag Stöcker annehmen wollen, 
daß, wer sich wider besseres Wissen beschwert, bestraft wer¬ 
den kann, daß das also extra in das Gesetz hineingeschrieben 
werden soll, obwohl es nach der Auffassung der Kommission 
auch an und für sich der Fall ist, bitte ich, die Hand zu er¬ 
heben (geschieht). 30. Ich bitte um die Gegenprobe (geschieht). 
Der Antrag Stöcker ist gleichfalls abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu dem § 65, welcher von der 
Arbeitsgestaltung in der Sicherungsverwahrung 
handelt. Sie wissen, daß der Vorentwurf zum Strafgesetz¬ 
buch zwei sichernde Maßnahmen enthält, das polizeiliche 
Arbeitshaus und die Sicherungshaft, neuerdings Sicherungs¬ 
verwahrung genannt. Von der letzteren allein, nicht auch vom 
polizeilichen Arbeitshaus — das möchte ich vorausschicken, 
um Mißverständnisse zu verhüten, — handelt der Antrag 
Reich, und er bezweckt, daß bei der Sicherungsverwahrung 
die Arbeitsentreprise in den Vordergrund gestellt wird, derart, 
daß Abkommen getroffen werden und jedem einzelnen Ge¬ 
fangenen sein Verdienstanteil daraus gutgeschrieben wird. 
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Außerdem sind allerdings noch andere Beschäftigungen mög¬ 
lich. Aus dem, was der Gefangene auf diese Art verdient, 
soll er eine Pauschale für die Anstaltskost und Kleidung 
bezahlen. 

Es ist weiter in der dritten Ziffer vorgesehen, daß daraus 
die Anschaffung von besonderen Nahrungs- und Genuß¬ 
mitteln dem Verwahrten nach Maßgabe der Hausordnung 
gestattet ist. 

Auf den letzten Punkt, der an den § 66 anschließt und vor¬ 
schlägt, daß das ganze Verhältnis durch eine Reichshaus¬ 
ordnung geregelt werden müsse, soll zunächst nicht ein¬ 
gegangen werden. Der Paragraph ist nur des Zusammenhangs 
wegen hier mit abgedruckt, aber sachlich erst bei den Fragen 
zu behandeln, welche das Verhältnis des Reichs zum Straf¬ 
vollzug betreffen. 

Ich darf zunächst bitten, daß der Herr Antragsteller 
Reich seine Anträge begründet. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Meine Herren! Ich muß zuvörderst hier anführen, daß 
ich einen eigentlichen Antrag in der Form, wie er hier ab¬ 
gedruckt ist, nicht habe stellen wollen, sondern in meiner 
Kritik der zweiten Lesung nur gesagt habe, ich wolle ,,zur 
Erwägung“ anheimstellen, ob nicht der ,,Charakter“ der 
Sicherungsverwahrung im Strafvollzugsgesetz anders fest¬ 
gelegt werden möchte. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich unter diesen Umständen unterbrechen und fragen, 
ob dieser Antrag als gestellt gelten soll? Denn wenn nicht, 
dann scheidet er eigentlich aus, und insbesondere würde ich 
dann veranlaßt sein zu fragen, ob, wenn Sie selbst den Antrag 
nicht positiv stellen wollen, er in der Versammlung sonst ge¬ 
stellt bzw. so ausgiebig unterstützt wird, daß die Verhand¬ 
lung darüber im Programm bleibt. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Exzellenz, ich hätte da vielleicht gern einen anderen und 
viel kürzeren Antrag gestellt. Denn wenn wir im Strafvoll¬ 
zugsgesetz feststellen, daß die Sicherungsverwahrung keine 
,,Strafe“ im Sinne dieses Gesetzes ist, dann fällt sie überhaupt 
aus dein ganzen Strafvollzug heraus. 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das ist eine ganz andere Frage, die nicht zur Tagesordnung 
gestellt war. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Dann würde ich bitten, über die Sache abstimmen zu 
lassen. Ich habe sie nur in dem Sinne eingebracht, daß ich 
damit dartun wollte: die Sicherungsverwahrung ist im Gegen¬ 
satz zur ,,Arbeitshausstrafe“ keine „Strafe“, sondern muß 
überhaupt als etwas anderes angesehen werden. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann würde, glaube ich, in Ihrem Sinne gehandelt, wenn 
ich zunächst die Versammlung frage, ob die Anregung des 
Herrn Geheimrats Reich zu § 65, wie sie gedruckt vorliegt, 
von anderer Seite als ein Antrag aufgenommen und hin¬ 
reichend unterstützt wird. — Das ist nicht der Fall. Aber 
trotzdem wird die Anregung nicht verloren gehen, denn sie 
wird mit als Material zur Erwägung an das Reichsjustizamt 
und an die einzelstaatlichen Regierungen überwiesen werden. 

Damit ist selbstverständlich wohl auch der Punkt A 5c 
erledigt, daß die Reichshausordnung für Sicherungs¬ 
verwahrungsanstalten eine obligatorische, nicht eine 
fakultative sein müsse. Ich weiß nicht, ob ich damit den 
Gedanken des Herrn Antragstellers richtig treffe. Die Kom¬ 
mission hat gesagt: der Bundesrat kann eine Hausordnung 
erlassen, und Ihrerseits (zu Herrn Geh. Regierungsrat Reich) 
war, aber nur im Zusammenhang mit dem, was vorausgegangen 
war, gesagt: er muß. Dann fällt das also ebenso hinweg 
(Zustimmung des Herrn Geh. Regierungsrats Reich). Ich 
darf das konstatieren. 

Es bleiben uns also von dem § 71 nur zwei Fragen: 1. Soll 
eine ständige Reichsaufsicht eingerichtet werden? Das 
ist ein Antrag Gennat, dem sich Herr Geh. Regierungsrat 
Reich materiell angeschlossen hat. Und dann: 2. Sollen 
sich die Strafanstalten, insbesondere in den Fällen der 
§ 30, Ziffer 4, § 51 Ziffer 1—3 und Ziffer 5, Rechtshilfe 
leisten? Dieser letztere Punkt kann meines Erachtens, wenn 
Sie geneigt sind, sich einer Resolution anzuschließen, welche 
der Ausschuß vorschlägt, kurzerhand erledigt werden. Der 
Ausschuß schließt sich ganz dieser Grundidee des Herrn 
Dr. Gennat an. Auch er sagt: ja, das soll als mit aufgenommen 
gelten, daß die Strafanstalten sich gegenseitig und insbesondere 
in diesen Fällen Rechtshilfe zu leisten haben. Er sagt aber 



— 447 — 


zugleich: „Es muß jedoch der weiteren Erwägung der berufenen 
Faktoren Vorbehalten bleiben, ob nicht überhaupt aus Anlaß 
des Strafvollzugsgesetzes auch die Rechtshilfe anderer 
deutscher Behörden untereinander weiter zu regeln und 
auszudehnen sei.“ Ich glaube, das ist ein sehr selbstverständ¬ 
licher und guter Gedanke, und der Ausschuß ist dem Herrn 
Dr. Gennat für seine Anregung nur dankbar, und ich glaube, 
sie wird auch gar keinen Widerstand finden. 

Darf ich bitten, daß diejenigen Herren, die der Ausschuß¬ 
resolution zustimmen, die Hand erheben (geschieht). Das ist 
die Mehrheit. 

Also bleibt uns hier nur der §71 in seinem ersten Teil. 
Sie haben aus dem Text des Entwurfs, wo von den Zuständig- 
keits- und Schlußbestimmungen die Rede ist, ersehen, daß 
dem Bundesrat verschiedene Obliegenheiten zugemessen 
sind. Er hat die Fristen für die Herstellung der nötigen Bauten 
zu bestimmen, eine einheitliche Vollzugsstatistik herzustellen; 
er hat ferner über alles dasjenige Bestimmung zu treffen, 
was in Ziffer 1 des § 71 steht. Es sind ihm wie bisher Nach¬ 
weise über die Gefangenenbeschäftigung zu geben, und er 
kann weitere Anordnungen über dasjenige erlassen, was in 
der Ziffer 3 des § 71 enthalten ist. Dagegen hat die Kommission 
es abeglehnt, eine ständige Beaufsichtigung durch das 
Reich (Reichskanzler, Reichsjustizamt) einzusetzen, während 
der Antrag Gennat eine solche ständige Reichsaufsicht 
durch das Reichsjustizamt begehrt, auszuüben insbesondere, 
wie es hier heißt, „durch tunlichst häufige Besichtigungen der 
Anstalten, Abteilungen, Räume und Einrichtungen. Über 
dabei Vorgefundene Mängel beschließt der Bundesrat nach 
Anhörung der Landesregierung.“ Das Letztere ist eine wört¬ 
liche Anlehnung an Art. 7 Abs. 1 Ziff. 3 der Reichsverfassung, 
der aber nur von Mängeln in Ausführung der Reichsgesetze 
spricht. Weiter sagt der Antrag: „Landesrechtliche Vor¬ 
schriften von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung, 
insbesondere Hausordnungen, sind dem Reichskanzler (Reichs¬ 
justizamt) tunlichst vor dem Erlasse mitzuteilen“. „Er hat, 
soweit tunlich, auf Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit inner¬ 
halb des Reiches hinzuwirken.“ 

Ist Herr Geh. Regierungsrat Reich als Mitantragsteller 
zu betrachten? (Zuruf: Nein.) 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich möchte vorausschicken, daß ich die ausführliche Dar¬ 
stellung, wie ich mir die Sache denke, nur gegeben habe, um 
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eine Anleitung dafür zu bieten, wie ich sie mir vorstelle, daß 
ich die Fassung aber durchaus preisgebe, wenn, vorbehaltlich 
der Ausführungen im einzelnen, der Grundsatz angenommen 
wird, daß eine ständige Beaufsichtigung durch das Reich 
stattfinden soll. 

Ich möchte von vornherein dem Vorbeugen, was der Herr 
Hauptberichterstatter uns gesagt hat, daß darin irgendwie 
ein Mißtrauen gegen die Einzelstaaten liege, als ob sie ihrer 
Pflicht nicht nachkommen würden, und daß sie es nicht nötig 
hätten, einem solchen Mißtrauen ausgesetzt zu werden. Davon 
kann natürlich nicht im entferntesten die Rede sein. Ich 
betrachte die Reichsaufsicht als den Schlußstein des Straf¬ 
vollzugsgesetzes, das ja Einheitlichkeit auf dem Gebiete des 
Strafvollzugsrechtes schaffen soll. Wir haben die Reichs¬ 
aufsicht bei vielen anderen Gesetzen. Mir ist natürlich wohl 
bekannt, daß sie bei manchen anderen Gesetzen nicht vor¬ 
handen ist. Ich kann in den Befugnissen, die dem Bundesrat 
gegeben sind, eine Reichsaufsicht in dem Sinne, wie ich sie 
mir vorstelle, nicht finden. Der Bundesrat ist befugt, allerlei 
Anordnungen zu geben. Aber was aus diesen Anordnungen 
wird, darüber steht in dem §71 nichts, und ich meine, es ist 
doch schon an sich naheliegend, daß, wenn dem Bundesrat 
so außerordentlich weitreichende Befugnisse eingeräumt wer¬ 
den, ihm irgendwie die Möglichkeit gegeben werden muß, 
sich davon zu überzeugen, ob denn die von ihm gegebenen 
Vorschriften in Wirklichkeit befolgt werden. Da ist das 
Nächstliegende, daß das durch den Reichskanzler als den 
Vorsitzenden des Bundesrats geschieht. Ich mache im übrigen 
darauf aufmerksam, daß die von mir gewünschte Reichs¬ 
aufsicht sich, wenn auch in anderer Art, im Gegenentwurf 
vorfindet, ja, daß die Reichsaufsicht, und zwar durch den 
Reichskanzler — darauf bin ich erst nachträglich aufmerksam 
geworden, — sich in dem Entwurf vom 19. Februar 1879, der 
von acht Gefängnispraktikern ausgearbeitet worden ist, 
ebenfalls findet. 

Es sind das ja vielleicht etwas formale Gesichtspunkte, 
die ich da hervorhebe, ebenso folgender weitere, obgleich 
dieser schon mehr ins materielle Gebiet hinüberschlägt. Nach 
meinen, allerdings nur aus der Zeitung geschöpften Nach¬ 
richten, ist — wenigstens für viele Jahre — keine Aussicht vor¬ 
handen, daß der Dualismus in Preußen beseitigt wird. Umso 
mehr halte ich es dann für notwendig, daß an irgendeiner 
Stelle die Sache von obenher und einheitlich geregelt wird. 
Es ist mir sehr wohl bekannt, daß Exzellenz v. Jage mann 
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in dem von mir schon einmal zitierten Aufsatz in der Deutschen 
Strafrechtszeitung gegen die Sache Stellung genommen hat, 
und zwar mit zwei Gründen. Einmal befürchtet er, daß dabei 
eine Schablone herauskommt. Er wolle mir gestatten, dem¬ 
gegenüber hervorzuheben, daß man von der Schablone auch 
bei der Aufsicht über die Ausführung der anderen Gesetze 
sprechen kann, und daß ferner der von ihm betonte Gesichts¬ 
punkt der Kostensparung, glaube ich, nicht von ausschlag¬ 
gebender Bedeutung sein wird, weil ich mir nicht denken kann, 
daß das sonderliche Kosten verursachen würde, die ins¬ 
besondere den Einzelstaaten ganz besondere finanzielle Lasten 
auferlegen würden. 

Nun komme ich aber zu einem ganz bestimmten materiellen 
Grunde, und das ist dieser: in dem § 22 ist von Milderungen 
und Schärfungen die Rede, die durch Gesetze oder Ausfüh¬ 
rungsvorschriften in den Strafvollzug hineingebracht werden 
können. Nirgendwo ist gesagt, was unter Ausführungs¬ 
vorschriften verstanden wird. Man kann dabei schließlich 
bis auf den Vorstand hinuntergehen, der unter Umständen 
in die Lage kommen kann, hinsichtlich des Strafvollzugs¬ 
gesetzes irgend eine Anordnung zu treffen. Es ist ferner 
nicht gesagt, daß die Ausführungsvorschriften von der Zentral¬ 
instanz der Bundesstaaten aus gegeben werden sollen. Aber 
selbst wenn ich annehme, daß sie von der Zentralinstanz aus¬ 
gehen, so ist zu berücksichtigen, daß wir 26 deutsche Vater¬ 
länder haben. Wir können also von den Zentralinstanzen 
26 verschiedene Ausführungsvorschriften bekommen, die sich 
unter Umständen diametral entgegenstehen und die unter 
Umständen einen ganz anderen Strafvollzug schaffen, als ihn 
das Strafvollzugsgesetz gewollt hat, weil sie entweder sehr 
liberal mit Schärfungen oder sehr liberal mit Milderungen 
sind. Nirgendwo wird uns gesagt, worin die Milderungen und 
worin die Schärfungen bestehen. Die Milderungen kann man 
allerdings wohl in den Vergünstigungen erblicken. Aber be¬ 
züglich der Schärfungen tappe ich völlig im Dunkeln. Was 
die Strafrechtskommission gemeint hat, kommt nicht in Frage. 
Es kann nur die Stelle in der Begründung der Vorschläge in 
Betracht kommen, wo es heißt, daß das Verbot der Zusatz- 
nahrungsmittel für Jugendliche eine ungerechtfertigte Schär¬ 
fung wäre. Das ist der einzige Punkt, den ich gefunden habe. 
Ich kann aber darin von vornherein und eo ipso eine Schärfung 
nicht erblicken. Die Sache kann also schließlich dabei enden, 
daß wir einen ganz anderen Strafvollzug bekommen, als wir 
gewollt haben, namentlich wenn die Hausordnungen nicht 
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von der Zentralinstanz, sondern von den Oberstaatsanwälten, 
Regierungspräsidenten usw. erlassen werden. Vielleicht ver¬ 
fügt der eine Oberstaatsanwalt viele Milderungen, ein anderer 
in der nächsten Provinz keine Milderungen und keine Schär¬ 
fungen, ein dritter benachbarter bloß Schärfungen. Die 
Regierungspräsidenten kommen auch noch dazu. Die Sache 
endet so bei einem pele-mele, von dem ich nicht weiß, was 
daraus werden soll. Damit das vermieden und eine gewisse 
Handhabe zur Herbeiführung der Einheitlichkeit gewährt 
wird, habe ich den Antrag gestellt. 

In welcher Form Sie den Antrag annehmen, wenn Sie ihn 
anzunehmen belieben, ist mir gleich. Die Reichsaufsicht über 
die Durchführung des Strafvollzugsgesetzes als einer 
Ausführung des Strafgesetzes dient auch diesem, dessen 
Auslegung in letzter Linie als bürgerlichen dem Reichsgericht 
und als militärischen dem Reichsmilitärgerichte obliegt. 
Ich wiederhole, daß ich das aus dem Wunsch heraus sage, 
klarzumachen, wie ich mir die Sache ungefähr gedacht habe, 
und die Fassung ohne weiteres preisgebe. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf mir vielleicht zunächst eine persönliche Bemerkung 
gestatten. Ich möchte nicht auf das Zitat erwidern, um nicht 
in die Debatte einzutreten. Ich glaube, es entspricht der 
präsidialen Aufgabe mehr, wenn ich mich darin ganz zurück¬ 
halte. In dem einen Punkte hat der Herr Antragsteller mich 
richtig zitiert, in dem anderen aber müßte ich allerdings gewisse 
Vorbehalte machen. Aber ich will das nicht ausführen. 

Was dagegen die Auslegung des § 22 der Kommissions- 
Vorschläge angeht, so möchte ich doch darauf hinweisen, daß 
die Kommission jedenfalls — vielleicht wird der Herr Bericht¬ 
erstatter das dann bestätigen können — unter „Ausführungs¬ 
vorschriften“ ständige Weisungen verstanden hat, also nicht, 
was der Vorstand im Einzelfall einmal verfügt, und daß diese 
Stelle natürlich in der Abscheidung von Reich und Land 
mit dem § 73 zusammenzuhalten ist, wo überhaupt gesagt ist, 
inwieweit landesrechtliche Gesetze und Verordnungen noch 
in Kraft bleiben oder fernerhin erlassen werden können, 
nämlich dann, wenn sie mit diesem Gesetz oder den gemäß 
§ 71 erlassenen Bestimmungen des Bundesrats vereinbar sind. 
Soviel zur Klarstellung. 

Die Diskussion ist eröffnet. Ich möchte zunächst fragen, 
ob der Herr Berichterstatter — das ist Herr Direktor Dr. 
Schwan einer — das Wort nehmen will. 
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Berichterstatter der Kommission Direktor Dr. Schwandner: 

Ich kann mich ganz kurz fassen. Wir haben uns diese 
Frage in der Kommission natürlich auch reiflich überlegt. 
Wir sind aber zu der Ansicht gekommen, daß eine Reichs¬ 
aufsicht in der Weise, wie sie von Herrn Dr. Gennat ge¬ 
wünscht wird, zu ungemein vielen Schwierigkeiten und Kolli¬ 
sionen führen könnte. Es ist auch ganz gewiß die Vereinheit¬ 
lichung des Strafvollzugs im Reich auch ohne eine derartige 
spezifizierte Reichsaufsicht möglich, und wir möchten deshalb 
bitten, unserer Ansicht beizutreten, daß eine Reichskontrolle, 
eine Beaufsichtigung durch das Reich, nicht eingeführt werden 
sollte. 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Auch ich muß mich gegen den Antrag Gennat aus¬ 
sprechen. Was die Auslegung des § 22, insbesondere das 
Wort „Ausführungsbestimmungen“ anbelangt, hat ja der Herr 
Vorsitzende das Nötige schon mitgeteilt. Ich habe gar keinen 
Zweifel gehabt, daß das richtig ist, wie er es gesagt hat. 

Was die andere Sache anbelangt, so habe ich folgendes 
zu bemerken. In dem von der heutigen Debatte ausgeschlosse¬ 
nen Paragraphen der Vorschläge ist gefordert, daß für die 
sichernden Maßnahmen staatliche Anstalten vorgesehen wer¬ 
den. Das stimmt mit den heutigen Verhältnissen in Preußen 
nicht überein; denn die betreffenden zur Ausführung der 
sichernden Maßnahmen geeigneten und bestimmten Anstal¬ 
ten unterstehen den Provinzen. Der Antrag Gennat ver¬ 
langt nun, daß auch bezüglich der sichernden Maßnahmen 
eine Anordnung vom Reich kommen soll. Denken Sie sich, 
wohin soll das führen, wenn das Reich, insonderheit das Reichs¬ 
justizamt, eine Aufsicht über all diese Strafanstalten und alle 
Anstalten, die zu sichernden Maßnahmen dienen, ausübt. 
Ich halte das Reichsjustizamt, wie es gegenwärtig ist — ich 
bitte sehr um Verzeihung, — für gar nicht in der Lage, diese 
vielfach an Ort und Stelle zu erledigende Aufsicht auszuführen. 

Geh. Rat Dr. Gelbhaar, Dresden: 

Die Aufgaben und Pflichten, die nach § 71 dem Bundesrat 
zugewiesen werden sollen, erscheinen mir, worin ich dem Herrn 
Geheimrat Plaschke vollständig recht gebe, ganz außer Ver¬ 
hältnis zu der Möglichkeit an sich, eine derartige Aufsichts¬ 
führung von seiten des Reichskanzlers oder des Reichsjustiz¬ 
amts zu übernehmen, noch mehr aber sie mit Erfolg durch¬ 
zuführen. Wir verkennen dabei wohl auch, daß die Landes- 

29 » 



— 452 


regierungen doch am ersten das Interesse haben, wenn wir . 
den Strafvollzug gesetzlich regeln, die Ausführung des Ge¬ 
setzes nach bestem Wissen vorzunehmen, aber dann auch die 
Ausführung zu überwachen. Ich möchte Sie darauf hinweisen: 
wie steht es jetzt bei den Grundsätzen? Die Grundsätze sind 
freie Vereinbarungen der Bundesregierungen in den Punkten, 
die der allgemeinen Regelung bis zum Erlasse eines Straf¬ 
vollzugsgesetzes bedürftig erschienen. Bis jetzt ist, glaube 
ich, vom Reichsjustizamt und dem Reichskanzler noch keiner¬ 
lei Klage darüber zu erheben gewesen, daß die Bundesstaaten 
nicht in wirklich aufopfernder Weise alles das getan hätten, 
was zur Ausführung dieser Grundsätze notwendig gewesen 
ist, und ich glaube auch, versichern zu können: mit Erfolg. 
Es handelt sich nicht bloß um eine oberflächliche Arbeit, 
die sich unter die Vereinbarungen und ihre Vorschriften 
gestellt hat, sondern um das jeder Regierung innewohnende 
selbstverständliche Bestreben, daran mitzuwirken, daß das, 
was seinerzeit im Interesse des Reichs geordnet worden ist, 
zur besten Durchführung gelangt. 

Ich weiß nicht, Euer Exzellenz — ich möchte mich wenig¬ 
stens sichern, — ob auf die einzelnen Funktionen eingegangen 
werden kann, die die Bundesregierungen übernommen haben. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich glaube, unter diesen Umständen kann das unter¬ 
bleiben. 

Geh. Rat Dr. Gelbhaar, Dresden (fortfahrend): 

Ich wollte nur darauf hinweisen, daß z. B. ein Punkt wie 
die einheitliche Strafberechnung durch die Strafprozeß¬ 
ordnung schon geordnet ist. Die Strafberechnung ist in der 
Strafprozeßordnung im Zusammenhang mit dem Strafgesetz¬ 
buch schon genügend geregelt. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf vielleicht in der Beziehung eine Aufklärung geben. 

In der Kommission hat man eben gefunden, daß die Straf¬ 
berechnung noch sehr verschieden gehandhabt wird, und daß 
es notwendig ist, in diesem Punkt eine einheitliche Regelung 
vorzunehmen. Aber ich glaube, wir können wirklich darauf 
nicht eingehen, denn das ist eine Sache, die außerhalb dieser 
Diskussion liegt. 
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Geh. Rat Dr. Gelbhaar, Dresden (fortfahrend): 

Es handelt sich um sehr wesentliche Punkte, die die gene¬ 
relle Frage mit berühren, inwieweit der Bundesrat gemäß der 
Anregung des Herrn Geheimrats Plaschke in diese Funktion 
der Aufsichtsführung mit hineingezogen werden soll. Darauf 
geht ja der Antrag Gennat hinaus. Es schlägt also un¬ 
bedingt in diese Materie ein. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich will eine gewisse Verwandtschaft keineswegs bestreiten. 
Aber die Versammlung ist nicht darauf eingerichtet. Die 
Herren sind auch nicht einmal darauf vorbereitet. 

Geh. Rat Dr. Gelbhaar, Dresden (fortfahrend): 

Ich begnüge mich damit, daß ich allerdings meinerseits 
auch empfehle, diese Bestimmung, wenn man sie nicht jetzt 
gleich streicht, jedenfalls einer eingehenden Revision zu unter¬ 
ziehen in bezug auf das, was ausführbar, was rechtlich möglich 
und zulässig ist. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Eine weitere Wortmeldung liegt nicht vor. Wir kommen 
zur Abstimmung über den Antrag des Herrn Dr. Gennat 
in dem Sinne, ob, dem Kommissionsvorschlage zuwider, eine 
ständige Einzelbeaufsichtigung durch das Reich über den 
gliedstaatljchen Strafvollzug vorgenommen werden soll. Die¬ 
jenigen, welche den Antrag Gennat anzunehmen wünschen, 
bitte ich, die Hand zu erheben (geschieht). Das ist eine sehr 
kleine Minderheit. 

Wir können selbstverständlich heute nicht die Antrags- 
gruppe B mehr eröffnen. Wir haben auch reichlich gearbeitet. 
Allein immerhin darf ich Ihnen bezüglich dieser Gruppe B 
noch ein paar Mitteilungen machen, welche das Programm 
vereinfachen. Ich bitte dabei um die Aufmerksamkeit des 
Herrn Antragstellers, Direktor Stöcker, zu § 16. Dort 
ist mit sehr drastischen Beispielen beantragt worden, man 
möchte doch die Strafanstalten ermächtigen, Gegenstände, 
die zur Verübung von Straftaten dienen, bei der Entlassung 
nicht mehr auszuhändigen. Der Ausschuß hat darauf be¬ 
schlossen: er sch ließt sich der Absicht des Antrages 
an, er hält jedoch für geboten, sowohl den Zeitpunkt des Ein¬ 
zuges wie die Frage offen zu halten, ob nicht der Gegenstand 
besser in allgemeinerer Weise als für den Strafvollzug allein 
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und zwar strafrechtlich, zivilrechtlich und prozessual zu 
regeln sei. 

Ich darf zunächst den Herrn Antragsteller fragen, ob er 
sich mit dieser Resolution befriedigt erachtet. 

Strafanstaltsdirektor Oberst Stöcker, Bruchsal: 

Wenn wir dem Anträge, wie er wörtlich vorliegt, nicht 
stattgeben, dann bleibt es beim alten. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Zunächst bleibt es beim alten, ob wir ihn annehmen oder 
nicht, da wir ja keine gesetzgebende Gewalt haben (Heiter¬ 
keit). Aber die Wirkung unserer Stimme geht mit dem Be¬ 
schluß des Ausschusses noch weiter als mit dem Anträge, 
wie er hier vorliegt, denn der Ausschuß sagt: nicht bloß für 
den Strafvollzug, sondern überhaupt, auch hinsichtlich der 
Untersuchungshaft z. B. und vielleicht durch Ausdehnung 
der Bestimmungen über den Einzug, die im Strafgesetzbuch 
und in polizeirechtlicher Beziehung bestehen, muß diese Frage, 
bezüglich deren wir mit der Absicht des Herrn Antragstellers 
ganz übereinstimmen, noch weiter geprüft und in zustimmen¬ 
dem Sinne geregelt werden. 

Strafanstaltsdirektor Oberst Stöcker, Bruchsal: 

Einverstanden! 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Damit darf ich diesen Antrag wohl für erledigt ansehen. 

Ebenso wird es der Fall sein mit B 7 zu § 72 Ziffer 5. 
Da handelt es sich um die kleinen Aufsichtskommissionen, 
welche bei manchen Strafanstalten als ein Stück der Selbst¬ 
verwaltung fungieren, indem bürgerliche Mitglieder in den 
Aufsichtsrat als Vertrauenspersonen hinzugezogen sind. Nun 
hat die Kommission die Fassung gewählt, daß für größere 
Anstalten die obere Aufsichtsbehörde Vertrauenspersonen 
bestellen und deren Rechte und Pflichten bestimmen kann. 
Der Antrag Gennat aber geht dahin, das doch auch bei 
kleineren Anstalten wenigstens möglich zu machen und 
die Worte „größere Anstalten“ zu diesem Zweck zu streichen. 

Der Ausschuß hat hierzu den Beschluß gefaßt: „da es 
sich einerseits nur um eine fakultative Vorschrift handelt“ — 
die Aufsichtskommissionen werden ja nifgends vorgeschrieben, 
sondern die Regierung soll nur ermächtigt sein, je nach den 
örtlichen Verhältnissen und Gewohnheiten solche einzu- 
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richten, — „andererseits die Belebung des Interesses am 
Gefängnis- und Schutzwesen auch bei kleinen Anstalten durch 
Selbstverwaltungselemente unter besonderen Umständen aus¬ 
führbar sein kann, dem Anträge Gennat zuzustimmen.“ 

Damit verändert sich die Ausschußvorlage selbst und ich 
darf auch hier fragen, ob Herr Dr. Gennat mit dieser Er¬ 
ledigung zufrieden ist, so daß der Antrag hinfällig wird 
(Dr. Gennat: Ja). 

Nun hätten wir unter den Vorschlägen der Gruppe B noch 
einen, der sich als Rest an das anschließt, was wir heute zu 
verhandeln begonnen, aber nicht durchgeführt hatten. Es 
handelt sich um die Sicherungsanstalten. Ich meine den 
Antrag Gennat zu den §§61 bis 65, sowohl das Arbeits¬ 
haus als die Sicherungsverwahrung betreffend: 

„Selbstbeschäftigung, Selbstbeköstigung, Gebrauch eige¬ 
ner Kleidung, Wäsche und Bettstücke und Beschaffung von 
Zeitungen sind unzulässig, und zwar in den Sicherungs¬ 
anstalten beider Art.“ 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich kann mich außerordentlich kurz fassen. Was in dem 
Anträge enthalten ist, ist eigentlich im wesentlichen das, was 
bereits in den Vorschlägen steht. Ich glaube, cs handelt sich 
lediglich um die Beschaffung oder vielmehr Benutzung eigener 
Wäsche und Bettstücke, weil nur von Selbstbekleidung die 
Rede ist und an anderer Stelle neben dem Tragen der eigenen 
Kleidung die Bett- und Wäschestücke (im § 33) besonders 
erwähnt werden. Wenn mit der Selbstbekleidung in den 
§§ 61 bis 65 dasselbe gemeint sein sollte wie im § 33, dann 
erledigt sich mein Antrag insofern. Ich glaubte aber, daß 
hier eine gewisse Unvollständigkeit vorliege und daß, wenn 
man den Leuten nicht gestatte, eigene Kleider zu tragen, 
das Verbot, eigene Wäsche und namentlich eigene Bettstücke 
zu benützen, nicht inbegriffen sei. 

Es handelt sich dann noch um die Beschaffung von Zei¬ 
tungen. Ich habe den Antrag gestellt, den Züchtlingen das 
Zeitungslesen überhaupt zu verbieten und es den Gefängnis¬ 
gefangenen nur zu gestatten, soweit sie sich im Besitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte befinden und soweit sie in Einzel¬ 
haft sitzen. Über diesen Antrag ist ja nicht verhandelt 
worden und insofern — dieser mein jetziger Antrag für die 
Sicherungsanstalt schließt sich natürlich an jenen anderen 
an — ist der jetzt zur Verhandlung stehende Antrag etwas 
unverständlich, weil man nicht weiß, wie es in den anderen 
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Anstalten gehalten werden soll. Wenn der Verein der Mei¬ 
nung ist, daß auch den Züchtlingen das Zeitungsltfsen gestattet 
werden soll, muß ich selbstredend den Leuten, die, formal 
wenigstens, nicht Strafen verbüßen, sondern gegen die sog. 
sichernde Maßnahmen angewendet werden, also Arbeits¬ 
häuslern und Sicherungshäftlingen, das Zeitungslesen auch 
gestatten. Ich bin bei diesem Anträge also davon ausgegangen, 
daß die Beschränkungen, die ich für- wünschenswert erachtet 
habe bezüglich derjenigen Leute, die wirkliche Freiheits¬ 
strafen verbüßen, die Billigung des Ausschusses finden wür¬ 
den. Über diese Frage haben wir ja aber nicht verhandelt 
und infolgedessen kann ich also hier nicht recht etwas sagen; 
denn selbstredend, um das nochmals zu betonen, kann ich 
jemandem, der nicht Strafe verbüßt, sondern ins Arbeitshaus 
gesperrt wird oder die Nachhaft als Sicherungsmaßnahme 
verbüßt, nicht das nehmen, was ich einem Manne, der unter 
Umständen eine schwere Zuchthausstrafe verbüßt, gestatte. Von 
dieser Voraussetzung würde eben die ganze Sache abhängen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Was die letztere Korrespondenz angeht, so kann man auch 
umgekehrt sagen: wenn bei den Sicherungsanstalten gewisse 
Dinge ausgeschlossen werden, so ist das eben ein Kennzeichen 
dafür, daß die Versammlung, wenn die andere Frage zur 
Debatte gestellt worden wäre, auch die andere Frage in ana¬ 
logem Sinne verbcschieden haben würde. Denn die Tages¬ 
ordnung können wir ja nicht anders mehr erweitern, als gemäß 
der Bestimmung der Ausschußbeschlüsse: „soweit zur Nach¬ 
mittagssitzung vom 26. Mai ein schriftlicher, von mindestens 
20 Vereinsmitgliedern unterfertigter Antrag usw. einkommt, 
wird der Ausschuß hierwegen noch Beschluß fassen.“ 

Wir halten uns also an den Antrag Gennat, und ich darf 
bitten,, daß die beiden Herren Berichterstatter, Herr Ober¬ 
regierungsrat Michal für das polizeiliche Arbeitshaus, und 
Herr Strafanstaltsdirektor Cie nie nt für die Sicherungs¬ 
verwahrung, sich über den Antrag äußern. 

Berichterstatter der Kommission, Oberregierungsrat Michal, 
Nürnberg: 

Wenn ich Herrn Dr. Gennat von hier aus recht verstanden 
habe — er war nämlich sehr schwer zu verstehen — so wollte 
er diese Vergünstigungen im Arbeitshause prinzipiell aus¬ 
geschlossen haben. Ich nehme doch das richtige an? (Zu¬ 
stimmung des Herrn Dr. Gennat.) Der Antrag Gennat 
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geht dahin, daß im Arbeitshause die Selbstbeschäftigung, 
Selbstbeköstigung, der Gebrauch eigener Kleidung, Wäsche 
und Bettstücke und die Beschaffung von Zeitungen unzu¬ 
lässig sein soll. Das ist gegenüber dem, was die Kommission 
vorgeschlagen hat, ein Mehr. Es sind hier die Zeitungen noch 
erwähnt. Das andere haben wir auch schon selbst aufgestellt 
(Dr. Gennat: Wäsche und Bettstücke nicht!). Die gehören 
mit zur Kleidung. Das gehört mit zu dem, was der Mensch 
am Leibe hat und am Leibe benutzt. Wir wenigstens be¬ 
trachten das immer als zusammengehörig (Dr. Gennat: Im 
§ 33 ist es geschieden). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist in §61 nicht ausdrücklich gesagt. Der § 61 Absatz 2 
lautet nämlich so: 

„Soweit für die Zuchthaus- und die Gefängnisgefangenen 
Verschiedenheiten bestehen, kommen für diejenigen Insassen 
des Arbeitshauses, welche nicht im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind, die Vorschriften für die Zuchthausgefangenen, 
für die übrigen die Vorschriften für die Gefängnisgefangenen 
zur Anwendung. Selbstbeköstigung und eigene Kleidung sind 
jedoch ausgeschlossen.“ 

Man kommt also in diesem Punkte auf die Bestimmungen 
zurück, welche unter ,,D. Beköstigung, Bekleidung und Lage¬ 
rung“ in §§ 32ff. für die Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen 
gegeben sind, und dort heißt es im § 33 Abs. 1: 

„Die Zuchthaus- und die Gefängnisgefangenen erhalten 
Beköstigung, Kleidung und Lagerung von der Anstalt. Den 
Gefängnisgefangenen, die sich im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden, ist der Gebrauch eigener Kleidung, 
Wäsche und Bettstücke zu gestatten, wenn diese angemessen 
und ausreichend sind.“ 

Dann kommt hinzu, daß in dem § 65 unter „Sicherungs¬ 
haft“ gesagt ist: 

„Selbstbeköstigung und eigene Kleidung sind ausgeschlos¬ 
sen.“ 

Wenn man also davon ausgeht, daß Wäsche und Bett¬ 
stücke — das könnte ja protokollarisch festgestellt werden — 
im Sinne des § 61 zur Kleidung auch nach Absicht des Aus¬ 
schusses hinzuzurechnen sind, dann bleibt lediglich die Frage 
der Zeitungen übrig. 

Darf ich bitten, fortzufahren. Verzeihen Sie meine Unter¬ 
brechung, Herr Oberpegierungsrat! Ich hatte vergessen, die 
Paragraphen schon vorher zu verlesen. 
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Berichterstatter der Kommission, Oberregierungsrat Michal, 
Nürnberg (fortfahrend): 

Ich meine, die Kommission wird keinen Anlaß haben, 
sich dagegen zu wenden, daß die Worte „Wäsche und Bett¬ 
stücke“ mit aufgenommen werden. Wir waren der Meinung, 
daß diese Vergünstigung im Arbeitshaus, wo die Leute aus 
Liederlichkeit aufgenommen werden, nicht platzgreifen soll. 
Sollte einmal wegen eines krüppelhaften oder kranken Menschen 
das Bedürfnis dazu bestehen, so handelt es sich um eine haus¬ 
ärztliche Anordnung, die hier nicht in Betracht kommt. Das 
gehört zur Behandlung des Kranken. Aber als Bequemlich¬ 
keit und als Vergünstigung soll so etwas ausgeschlossen sein. 
Das war unsere Anschauung. Es wäre in der Hinsicht gegen 
den Antrag Gen na t nichts zu sagen. 

Was die Zulassung von Zeitungen anbelangt, so haben 
wir darüber allerdings nicht gesprochen. Ich sollte meinen, 
sie sei auch hier begrifflich ausgeschlossen. Wer wegen 
Liederlichkeit ins Arbeitshaus kommt, hat keinen Anspruch 
darauf, eine politische Zeitung zu lesen. Ich bin persönlich 
der Meinung, daß der Antrag Gen na t auch in diesem Punkt 
anzunehmen sei. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf auch in der Beziehung einen Paragraphen ver¬ 
lesen, woraus sich ergibt, daß die Sicherungsgefangenen eben 
deswegen, weil sie je nach Umständen mit Gefängnisgefangenen 
oder mit Haftgefangenen zugleich behandelt werden sollen, 
an sich nach dem Kommissionsvorschlage kein allgemeines 
Recht auf Zeitungen haben, denn das haben nach § 42 Abs. 3 
nur die Haft- und die Einschließungsgefangenen. Bezüglich 
der Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen heißt es: 

„Ausnahmsweise können für die Gefangenen in Einzelhaft 
auch Zeitungen und Fachschriften zugelassen werden.“ Aus¬ 
nahmsweise! Das sind die Bestimmungen in § 42. 

Ich darf auch Herrn Strafanstaltsdirektor Clement 
bitten, sich als Berichterstatter hierzu zu äußern. 

Berichterstatter der Kommission, Strafanstaltsdirektor Cle¬ 
ment, Butzbach: 

Die Selbstbeschäftigung ist nach § 65 Abs. 1 ausgeschlossen, 
denn die Zuchthaus- und Gefängnisgefangenen sind ja dem 
Arbeitszwang unterworfen. Selbstbeköstigung und eigene 
Kleidung sind ebenfalls ausgeschlossen.* Insofern gehen die 
Kommissionsbeschlüsse mit dem Antrag Gennat einig. Es 
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bliebe nur das Halten der Zeitungen übrig. Man hat geglaubt, 
daß diese Sicherungsverwahrungsanstalten ähnlich einzurich¬ 
ten seien wie die Arbeiterkolonien. Wenn jemand die Mittel 
hat, so mag ihm das Halten von Zeitungen, namentlich von 
Fachzeitungen, gestattet sein. Man hat dabei daran gedacht, 
daß das vorzugsweise am Ende der Verwahrung eintreten 
soll, um dem Manne Gelegenheit zu geben, für sein weiteres 
Fortkommen zu sorgen. Dadurch, daß er Fachzeitungen 
liest, erfährt er, wo Stellen offen sind, die er eventuell annehmen 
kann. In dem Sinne war das Halten von eigenen Zeitungen 
gemeint, was ja immer abhängig ist von dem diskretionären 
Ermessen des Vorstehers. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das bisherige Ergebnis der Diskussion ist also,' daß die 
Selbstbeschäftigung, Selbstbeköstigung und der Gebrauch 
eigener Kleidung in diesem Anträge formell (nicht materiell) 
ausscheidet, insofern nämlich darüber Einigkeit zwischen dem 
Antrag und dem Kommissionsbeschluß bereits besteht. Es 
bleiben also als materielle Antragspunkte nur übrig: Wäsche, 
Bettstücke und Zeitungen. Die Wäsche und Bettstücke er¬ 
ledigen sich dadurch, daß wir zu Protokoll feststellen, daß, 
wo an einzelnen Stellen der Kommissionsvorschläge nur von 
der Kleidung allein die Rede, über Wäsche und Bettstücke 
aber nichts gesagt ist, man die Wäsche und Bettstücke als 
analog mit inbegriffen betrachtet hat. Sind Sie damit ein¬ 
verstanden? (Zustimmung.) 

Also bleibt lediglich die Frage der Zeitungen und hier 
haben sich die Herren Referenten verschieden geäußert, 
nämlich dahin, für das polizeiliche Arbeitshaus keine Zei¬ 
tungen zuzulassen, also in Ihrem Sinne (zu Herrn Dr. Gennat) 
zu verfügen und umgekehrt für Sicherungsverwahrungsanstal¬ 
ten Zeitungen in besonderen Fällen zuzulassen. Es heißt ja 
auch im § 42: 

„Ausnahmsweise können auch Zeitungen und Fachschriften 
zugelassen werden.“ 

Ich frage zuerst die Versammlung: wer ist dafür, daß 
Zeitungen auch im polizeilichen Arbeitshaus aus¬ 
geschlossen sein sollen? (Abstimmung nebst Gegenprobe; 
geschieht). Das ist zweifellos die Mehrheit. 

Nun kommen wir zu der Frage: Sollen die Zeitungen 
ausnahmsweise wie in §42 Abs. 2 bei der Sicherungsverwah¬ 
rung zugelassen sein? 
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Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß ich gegen 
Fachschriften und Fachzeitungen natürlich nicht das mindeste 
einzuwenden habe, sondern an politische Zeitungen gedacht 
habe. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Gut, trennen wir das. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich verweise darauf, daß die Leute in Verwahrungshaft, 
soweit nicht besondere Bestimmungen bestehen, wonach sie 
anders behandelt werden sollen, nach den Vorschriften für 
Haftgefangene zu behandeln sind. Diese haben aber ein 
Recht auf Halten von Zeitungen nach Ziffer 3 des § 42. 

Berichterstatter der Kommission, Strafanstaltsdirektor Cle¬ 
ment, Butzbach: 

Soweit es mit der Ordnung der Anstalt verträglich ist! 
Das liegt im Ermessen des Vorstandes. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist zu Protokoll zu nehmen, daß Herr Dr. Gennat bei 
seinem Anträge, die Zeitungen in den Sicherungsverwahrungs¬ 
anstalten auszuschließen, die Fachzeitschriften nicht in¬ 
begriffen hat, und wäre nur noch darüber abzustimmen: 
sollen politische Zeitungen in Sicherungsverwahrungs¬ 
anstalten schlechthin ausgeschlossen sein oder sind sie im 
Gegensatz dazu schlechthin zu erlauben? Das letztere 
natürlich nur, solange es mit der Ordnung in der Anstalt 
verträglich ist. Die Herren, die politische Zeitungen in der 
Sicherungsverwahrung schlechthin ausschließen wollen, sind 
gebeten, die Hand zu erheben (geschieht). Darf ich um die Ge¬ 
genprobe bitten (geschieht). Zeitungen sind also in der 
Sicherungsverwahrungsanstalt nicht gestattet. 

Für heute schließend, danke ich den Herren für ihre 
Geduld und Ausdauer und für das viele Entgegenkommen, 
das sie gegenüber dem Vorsitzenden geübt haben. Es ist sehr 
schwierig, einen so großen Entwurf in kurzer Zeit, wenn auch 
nicht in allen Einzelheiten, aber doch in sehr vielen Einzel¬ 
heiten in einer so reich besuchten Versammlung durchzu¬ 
beraten. Sie haben das wesentlich erleichtert. 

(Schluß der Sitzung 4f 2 Uhr nachmittags.) 
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2. Verhandlungstag, Mittwoch, 27. Mai 1914, vor¬ 
mittags 9 Uhr. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Sitzung ist eröffnet. Zunächst zur Rechnungsprüfung. 

Vereinsvorsitzender Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Herr Inspektor Jahn hat mir mitgeteilt, daß er Anstände 
in der Rechnung nicht gefunden habe. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Unter diesen Umständen darf ich wohl als Beschluß der 
Versammlung annehmen, daß die Entlastung dem Rechner 
erteilt ist. 

Sodann habe ich noch mit Bezug auf den Ausschußbeschluß, 
daß bis zum 26. Mai abends Anträge als Nachträge zur 
Tagesordnung gestellt werden können, mitzuteilen, daß 
solche Anträge nicht eingekommen sind. 

Dagegen sind noch einige Begrüßungen und Mitteilungen 
gekommen. Herr Prof. Aschaffenburg in Köln telegra¬ 
phiert: 

„Leider an Teilnahme verhindert; sende herzlichste 
Glückwünsche zum Jubelfeste“. 

Sodann erhielt Herr Geh. Oberregierungsrat v. Engel¬ 
berg eine Depesche, deren Inhalt er uns selbst mit persön¬ 
lichen Grüßen noch mitteilen will. 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Unser Ehrenmitglied, Herr Staatsrat Dr. Hübsch in 
Karlsruhe, bittet mich, die besten Wünsche zu dem Ehrentag 
des Vereins und sein Bedauern auszusprechen, daß es ihm 
wegen der Landtagsverhandlungen nicht möglich ist, hierher 
zu kommen. Er läßt der Versammlung besten Verlauf und 
dem Verein für sein weiteres Wohlergehen und seine Wirk¬ 
samkeit besten Erfolg wünschen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ferner wollte Herr Direktor Curti namens des Schweize¬ 
rischen Vereins für Strafgefängniswesen und Schutzaufsicht 
noch eine Mitteilung machen. 

Direktor Dr. Curti, Regensdorf b. Zürich: 

Hochgeehrte Versammlung! Erlauben Sie, daß ich nur 
für wenige Minuten Ihre Aufmerksamkeit in Anspruch nehme! 
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Es handelt sich nämlich darum, einem Aufträge gerecht zu 
werden, der mir geworden ist. Ihr Vereinsvorstand hatte die 
Aufmerksamkeit, auch den schweizerischen Verein für Straf¬ 
gefängniswesen und Schutzaufsicht zu Ihrem Ehrenfeste ein¬ 
zuladen. Unser Verein ist der Einladung dadurch nach¬ 
gekommen, daß er mich als Abgeordneten bezeichnet hat. 
Ich bringe Ihnen daher die herzlichsten Grüße und Glück¬ 
wünsche von seiten des schweizerischen Vereins. 

Als vor 50 Jahren Ihr Verein gegründet wurde, da nahmen 
auch drei Schweizer an dem Gründungsakte teil, nämlich 
die Direktoren von Zürich, von Lenzburg und von Basel. 
Bald nachher konstituierte sich auch ein schweizerischer Ver¬ 
ein, und von der Zeit an marschierten die beiden Vereine 
stets in bester Harmonie und in lebhafter Fühlung miteinander 
dem gleichen Ziele zu: der Verhütung von Verbrechen und der 
Bekämpfung von Verbrechen. Wir hatten die leitenden 
Männer Ihres Vereins — ich erwähne nur die verstorbenen 
Ekert, Wirth und Krohne — auch als Pioniere und als 
Bahnbrecher für unsere Bestrebungen, und wir schätzten uns 
glücklich, von denselben fruchtbringende Anregungen zu er¬ 
halten. Als dann das 25jährige Jubiläum gefeiert wurde, 
da tauschten die beiden Vereine zum Zeichen der Freundschaft 
silberne Becher miteinander aus. Zum Zeichen der Aner¬ 
kennung Ihrer großen Verdienste auf dem Gebiete des Straf¬ 
vollzuges und zum Danke für die stets bewährte Freundschaft, 
hat nun unser Verein in seiner Tagung vom 18. Mai ds. Js. — 
dieser Tag wurde absichtlich mit Beziehung auf die Gründung 
Ihres Vereins gewählt — beschlossen, daß der Präsident Ihres 
Vereinsausschusses zum Ehrenmitgliede des schweizerischen 
Vereins ernannt werde (lebh. Beifall), und ich bin beauftragt 
worden, von dieser Ehrung dem Herrn Präsidenten in dieser 
Festversammlung Mitteilung zu machen. Das ist der Grund, 
weshalb ich mir noch erlaubt habe, in Kürze eine Ansprache 
an Sie zu halten. Ich spreche die Hoffnung aus, daß die 
gleichen freundschaftlichen Verhältnisse auch in Zukunft 
fortbestehen werden, und gebe zugleich der Freude Ausdruck, 
daß es mir vergönnt war, heute als Gast an Ihren Verhand¬ 
lungen teilzunehmen (lebh. Beifall). 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Ich danke Ihnen, Herr Kollege, verbindlichst für die große 
Ehre, die unserm Verein und mir durch diese Ernennung zuin 
Ehrenmitgliede des schweizerischen Vereins zuteil geworden 
ist. Ich hoffe und wünsche, daß die guten Beziehungen, die 
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zwischen unseren beiden Vereinen stets bestanden haben, 
auch in Zukunft aufrecht erhalten werden mögen. Was an 
uns ist, wird geschehen. Ich danke nochmals herzlich! 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Wir treten nunmehr in die sonstige Tagesordnung ein und 
haben noch einen Rest der Gruppe B zu erledigen und 
sodann zu Czur Generaldiskussion und zu dem Haupt¬ 
antrag überzugehen. Der Ausschuß hat beschlossen, daß 
die Verhandlung zu B zeitlich nur bis heute Mittag um 12 Uhr 
ausgedehnt werden kann, um für C die nötige Zeit zu sichern. 
Das haben Sie in der gestern verteilten Drucksache gelesen. 
Ich glaube aber, daß wir sogar reichliche Zeit haben werden, 
nachdem wir gestern flott zusammen marschiert sind. 

Ich nehme im allgemeinen den Rest der Litera B in der 
Reihenfolge vor, wie sie in der Beilage zu den Ausschuß¬ 
beschlüssen steht. Nur will ich zuerst aus zwei Gründen 
den § 51 Ziff. 1 c, körperliche Züchtigung Jugendlicher, 
vorwegnehmen. Die beiden Gründe sind folgende: einmal 
schließt dieses Thema noch an das gestrige Programm an, 
bei dem wir uns verschiedentlich über die Jugendanstalten 
unterhalten haben; und sodann kommt folgender Grund in 
Betracht: wenn jetzt wider Erwarten eine Cloture nach dem 
Ausscnußbeschluß eintreten müßte, so würd“ sich das bei dem 
sehr weitschichtigen Kapitel der Extragenußmittel besser 
machen, als wenn wir dann schließlich die Frage der körper¬ 
lichen Züchtigung der Jugendlichen ganz unter den Tisch 
fallen ließen. 

Wir treten also zuerst in die Beratung dessen ein, was auf 
Seite 8 der Ausschußbeilage gedruckt ist. B 5 zu § 51 Ziff. 1 i. 
Das ist eine Spezialbestimmung, die sich in dem Abschnitt 
über die Disziplinarstrafen unter den Kommissionsvorschlägen 
findet. Dort heißt es nämlich: 

„Als Ordnungsstrafen sind zulässig: 

i) Schulstrafen des am Strafort geltenden Rechts gegen 
noch schulpflichtige Jugendliche“. 

Der Grundgedanke der Kommission ist der, daß die Jugend¬ 
lichen dadurch, daß sie in eine Strafanstalt kommen, nicht 
gegenüber dem sonstigen Schulstrafrecht, das in 
dem betr. Lande gilt, privilegiert werden können. Die 
Hervorhebung war deswegen notwendig, weil Körperstrafen 
sonst unter die Ordnungsstrafen nicht aufgenommen sind und 
diese Schulstrafen eben in der Regel noch in einer körperlichen 
Züchtigung speziell gipfeln würden. 
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Zu dieser Ziffer i) — hier steht „c“, das ist ein Druck¬ 
fehler, es muß „1 i“ heißen — sind zwei Anträge eingekommen, 
einer von Herrn v. Bähr, welcher lautet: 

,, Schulstrafen sind von dem Lehrer zu verhängen und 
können an Ort und Stelle vollstreckt werden, doch ist von 
jeder Strafe dem Vorsteher alsbald Meldung zu machen.“ 

Damit will Herr Direktor v. Bähr bezüglich der Straf¬ 
gewalt eine Änderung vornehmen, indem er sie vom Vor¬ 
stand, der natürlich sonst der Inhaber der Strafgewalt ist, 
auf den Lehrer überträgt. 

Sodann ein Antrag des Herrn Dr. Gen na t. Dieser Antrag 
bezweckt, statt der ,,Schulstrafen des am Strafort geltenden 
Rechts gegen noch schulpflichtige Jugendliche“, allgemein 
zu sagen, also zuzulassen: „körperliche Züchtigung 
gegen Jugendliche“. Dieser zweite Antrag ist also offen¬ 
bar der viel weitgehendere und enthält eine gegenüber dem 
ersten Anträge ganz unabhängige Sache. Wir wollen daher 
auch die beiden Punkte getrennt debattieren und zunächst den 
Antrag Gennat, später den Antrag v. Bähr behandeln. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Es ist soeben von Exzellenz v. Jage mann hervorgehoben 
worden, daß die Kommission unter den Schulstrafen in der 
Hauptsache die körperliche Züchtigung verstanden hat. Ich 
glaube, etwas anderes wird, praktisch wenigstens, als Diszi¬ 
plinarstrafe bei der Sache kaum herauskommen. Es mag 
vielleicht sein, daß der Lehrer in der Schule als Schulstraf¬ 
mittel eine Strafarbeit aufgibt. Aber für ein Disziplinar¬ 
vergehen als solches, also Ungehorsam, Faulheit und dgl. eine 
Schulstrafe in dieser Art oder die Eintragung eines Tadels usw. 
eintreten zu lassen, halte ich für ausgeschlossen, so daß also 
praktisch als Disziplinarstrafe, die vom Direktor zu ver¬ 
hängen ist, nur die körperliche .Züchtigung übrig bleiben wird. 
Da handelt es sich denn darum, einmal, ob sie beschränkt 
werden soll auf das am Strafort geltende Recht. Es muß 
aber wohl heißen: am Strafverbüßungsort. Wenigstens 
kommt diese Wendung in der Begründung vor, und an einer 
anderen Stelle ist von den nach dem Orte des Strafvollzugs 
rechtlich als Feiertage geltenden Tagen die Rede. Ich glaube, 
bei den Bestimmungen über die Arbeit in § 28 oder sonst 
irgendwo. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich glaube, wir können diesen Punkt durch allseitiges 
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Einverständnis ausschalten. Der Strafort soll hier nichts 
anderes bedeuten als der Strafverbüßungsort. 

Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg (fort¬ 
fahrend): 

Es würde sich also um den Strafverbüßungsort handeln. 
Damit fallen alle übrigen Ausführungen, die ich zu diesem 
Punkte zu machen hätte, fort. 

Es handelt sich nun noch darum, was grundsätzlich 
vorgeschlagen ist. Daß gegen die Jugendlichen körperliche 
Züchtigung zulässig sein soll, ist schon im Jahre 1894 in Braun¬ 
schweig und, soweit ich die Sache in Erinnerung habe, ohne 
alle Beschränkung beschlossen worden. Es handelt sich also 
darum, ob die körperliche Züchtigung sich auf die schul¬ 
pflichtigen Jugendlichen beschränken soll. Wenn diese Be¬ 
schränkung angenommen wird, dann, glaube ich, wird die 
ganze Sache praktisch ins Wasser fallen, denn die Schul¬ 
pflicht endet ziemlich allgemein in Deutschland mit dem 
14. Jahre, in einzelnen Staaten, wenn ich recht unterrichtet 
bin, z. B. in Bayern — ich weiß es nicht genau — sogar schon 
mit 13 Jahren, und wenn das Strafmündigkeitsalter auf 14 Jahre 
hinaufgesetzt wird, dann werden die meisten Jugendlichen der 
körperlichen Züchtigung nicht mehr unterworfen werden kön¬ 
nen. Ich halte aber — ich glaube mich da in Übereinstim¬ 
mung auch mit den Herren Medizinern zu befinden — für einen 
Jungen von 15 oder 16 Jahren eine Portion gebrannter Asche 
(Zuruf: ungebrannter!) (Heiterkeit), ja, ungebrannter — ich 
bitte, den Lapsus zu entschuldigen, — für viel zweckmäßiger, 
wirksamer und seiner Gesundheit förderlicher, als ihn mit 
Arrest zu bestrafen, auch wenn es kein Dunkelarrest sein soll, 
ihn tagelang, unter Umständen wochenlang hungern zu 
lassen. Wir sollen doch die Jugendlichen, die über einen 
Monat Strafe zu verbüßen haben, besonders behandeln und 
sogar besondere Anstalten schaffen, in denen sie, um es zu 
wiederholen, einer besonderen Behandlung unterworfen wer¬ 
den, die sich gerade nach der Seite der Erziehung bewegt. 
Ich sehe nicht ein, warum wir einen solchen Jungen, wie ich 
ihn eben geschildert habe, nicht einer körperlichen Strafe 
unterwerfen sollen, die zweifellos wirksamer ist als jede andere 
und die vor allen Dingen keinerlei Gefahr enthält, daß er 
damit geschädigt wird. Die Kautel, daß vor der Verhängung 
ziemlich aller Strafen, mit Ausnahme des Verweises, der Ent¬ 
ziehung von Vergünstigungen, der Entziehung von Büchern 
und Schriften usw., der Arzt gehört werden soll, tritt auch 
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hier ein. Sollte ausnahmsweise der Fall sich ereignen, daß 
ein Junge eine Anzahl Hiebe, sagen wir vielleicht zehn, nicht 
auszustehen vermag, dann würde man genötigt sein, davon 
Abstand zu nehmen und eine andere Strafe dafür eintreten 
zu lassen. Irgendeine, von mancher Seite ja befürchtete 
Schädigung durch Anwendung der körperlichen Züchtigung 
bei einem Jugendlichen halte ich also für vollständig aus¬ 
geschlossen, und ich glaube, wir kommen den Jungens, die 
ich im Auge habe, dabei sogar entgegen, wenn wir die Mög¬ 
lichkeit schaffen, daß sie in dieser Weise einer Disziplinarstrafe 
unterworfen werden, die, wie ich immer wiederhole, mir wirk¬ 
samer erscheint und der körperlichen Integrität viel weniger 
zunahe tritt, als wenn man eine längere Hungerstrafe aus¬ 
spricht. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das Besondere des Antrages Gen na t gegenüber den 
Kommissionsvorschlägen beruht also in zwei Punkten: 1. er 
wünscht die körperliche Züchtigung auch gegen nicht mehr 
schulpflichtige Jugendliche; 2. er wünscht sie auch dann 
zuzulassen, wenn das Landesschulrecht am Strafverbüßungsort 
diese Disziplinarstrafe nicht kennt, also allgemein im Sinne 
von „überall“. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Ich bitte Sie, den Antrag Gennat abzulehnen. Ich bin 
kein Freund der Prügelstrafe im Gefängnis, und in meiner 
langjährigen Tätigkeit als Gefängnisvorsteher und auch jetzt 
in meiner Tätigkeit als Aufsichtsbehörde, als Oberstaats¬ 
anwalt, ist mir nie die Notwendigkeit der Prügelstrafe ent¬ 
gegengetreten (Bravo). Als Gefängnisvorsteher bin ich stets 
ohne Prügelstrafe, auch gegen Jugendliche, ausgekommen, 
und ich habe nicht ein einziges Mal das Bedürfnis empfunden, 
die Prügelstrafe zu verhängen, zu sagen: ich möchte, ich könnte 
den Kerl prügeln. Man kommt ohne die Prügelstrafe voll¬ 
ständig aus. Das Prügeln widerspricht unseren heutigen 
Empfindungen. Von falschen Humanitätsrücksichten fühle 
ich mich ganz frei. Ich habe nichts dagegen, wenn Jungens, 
junge Bengel einmal gelegentlich, wie man sich ausdrückt, 
eine Tracht Hiebe auf frischer Tat bekommen könnten. Aber 
ein gewisses feierliches Verfahren, indem über die Verhängung 
der Prügelstrafe beschlossen und sie dann, jedenfalls erst 
nachdem eine gewisse Spanne Zeit verflossen ist, in vorgeschrie- 
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bener Form vollzogen wird, halte ich für unzulässig und den 
heutigen Verhältnissen widersprechend. Ein Bedürfnis dafür 
liegt nach meiner Erfahrung in keiner Hinsicht vor, und des¬ 
halb liegt auch kein Bedürfnis vor, die Prügelstrafe einzu¬ 
führen. Jedenfalls würde es ganz ungerechtfertigt sein, die 
Prügelstrafe da zuzulassen, wo sie nach den bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen nicht zulässig ist. Man muß 
sich jedenfalls an diese Bestimmungen halten, und ich halte 
daher den Antrag der Kommission, wonach sich die etwaige 
Zulassung der Prügelstrafe nach dem örtlich geltenden Recht 
zu regeln hat, für den einzig richtigen. Aus all diesen Gründen 
bitte ich Sie, den Antrag Gennat abzulehnen. 

Ministerialsekretär Dr. Ferdinand Kadecka, Wien: 

Ich habe mich nicht deswegen zum Wort gemeldet, weil 
ich mir etwa einbildete, zur Frage der körperlichen Züchtigung 
irgend etwas neues vorzubringen, Sie mit irgendeinem Argu¬ 
ment überraschen zu können, das Ihnen nicht schon längst 
vertraut wäre, namentlich nicht nach den ausgezeichneten 
Ausführungen meines Herrn Vorredners. Ich habe mich zum 
Worte gemeldet, weil es sich um eine grundsätzliche Frage 
handelt und weil ich die Debatte nicht vorübergehen lassen 
wollte, ohne Sie mit der Auffassung bekannt zu machen, von 
der die österreichischen Entwürfe zur Reform des Strafrechts 
beherrscht sind. 

Wenn wir von der häuslichen Züchtigung absehen, so ver¬ 
wirft die österreichische Strafgesetzgebung die körperliche 
Züchtigung grundsätzlich, ausnahmslos und unbedingt. Auch 
die Schulgesetze kennen sie nicht mehr, und die österreichische 
Strafgesetzgebung geht in ihrer Abneigung gegen jede Art 
von Körperstrafe so weit, daß sie selbst das Disziplinarmittel 
der Fesselung, das Sie in Ihren Entwurf noch aufgenommen 
haben, ablehnt und die Fesselung nur noch als Sicherungs¬ 
mittel zur Bewältigung eines tätlichen Widerstandes für die 
Zeit des unumgänglichen Bedarfs zuläßt. Die österreichische 
Gesetzgebung meint, der körperlichen Züchtigung um so eher 
in der Anwendung auf Jugendliche entraten zu können, als 
der Strafvollzug ja die allerverhärtetsten, verrohtesten und ver¬ 
tiertesten erwachsenen Verbrecher bändigen muß, ohne zu 
dieser ultima ratio greifen zu können; sie glaubt, daß es um so 
weniger notwendig sein wird, sie Jugendlichen gegenüber anzu¬ 
wenden, die jedenfalls leichter lenkbar sind als Erwachsene. 

Nun steht es in Deutschland allerdings anders. Bei Ihnen 
ist in manchen Ländern die körperliche Züchtigung in den 
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Schulen noch zugelassen. Deswegen wäre es wohl verkehrt, 
wie Seine Exzellenz schon hervorgehoben hat, sie für kriminelle 
Jugendliche ganz abzuschaffen. Aber ich würde Sie bitten, 
es bei der verschämten Anerkennung der körperlichen Züch¬ 
tigung bewenden zu lassen, die in dem Hinweis auf die Schul¬ 
gesetze besteht, und sie als eine mit ausdrücklichen Worten 
anerkannte Institution abzulehnen. Herr Senator Dr. Schae- 
fer hat gestern abend gesagt, daß sich unsere Anschauungen 
über Wesen, Zweck und Mittel des Strafvollzugs in den letzten 
50 Jahren veredelt haben. Es wäre eine unschöne Absage 
gegenüber dieser Konstatierung, wenn Sie heute in dem 
Werk, das die 50jährige Tätigkeit Ihres Vereins krönen soll, 
ausdrücklich das Institut der Prügelstrafe anerkennten. 

Ich bitte Sie daher, den Antrag Gennat abzulehnen 
(Bravo). 

Strafanstaltsdirektor Roth, Vechta: 

Ich möchte zunächst auf einen Zweifelspunkt aufmerksam 
machen. Es heißt in den Vorschlägen: „Schulstrafen des am 
Strafort geltenden Rechts gegen noch schulpflichtige Jugend¬ 
liche“. Es könnte der Zweifel entstehen, ob hier an die Volks¬ 
schule oder etwa an die Fortbildungsschule gedacht ist. Es 
ist anzunehmen, daß die Volksschule gemeint ist. Aber es 
wird das ausdrücklich gesagt werden müssen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf vielleicht die Herren von der Kommission bitten, 
mich eventuell zu verbessern, falls ich mich irre. Ich glaube, 
die Sache liegt so: wenn in der Fortbildungsschule nach 
dem Landesschulrecht Schulstrafen zulässig wären, dann wür¬ 
den sie in der Strafanstalt auch gegenüber Fortbildungs¬ 
schülern angewendet werden können. Aber das wird bezüg¬ 
lich der körperlichen Züchtigung praktisch nirgends zutreffen, 
und in diesem Sinne würde es sich also nur um die Volks¬ 
schule handeln. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

In der Fortbildungsschule ist unter Umständen die körper¬ 
liche Züchtigung zulässig. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Soweit also das Landesschulrecht Strafen zuläßt, soll 
nach den Kommissionsvorschlägen keine Privilegierung da- 



— 469 — 


durch eintreten, daß der Schulpflichtige im Gefängnisse ist. 
Aber die Antwort lautet eben verschieden, je nachdem die Sache 
in dem Landesschulrecht geregelt ist. 

Strafanstaltsdirektor Roth, Vechta (fortfahrend): 

Im übrigen möchte ich noch darauf aufmerksam machen, 
daß es, wenn wir den Dunkelarrest bei Jugendlichen ab¬ 
schaffen, dann an einem wirksamen Strafmittel gegen die 
Jugendlichen fehlt. Wie es scheint, sind wir alle gegen Dunkel¬ 
arrest bei Jugendlichen. Aber ich bin der Meinung, daß da¬ 
durch eine Lücke gerissen wird, die ausgefüllt werden muß, 
und daß sie am besten durch dieses Strafmittel ausge¬ 
füllt wird. 

Ich möchte dann auch noch auf den Zusammenhang hin- 
weisen, in dem diese Frage mit der Zwangserziehung steht. 
Es ist eine Eigentümlichkeit Oldenburgs, daß hier der Straf¬ 
anstaltsdirektor mit der Unterbringung der Anstaltszöglinge 
in Anstalten beauftragt ist. Daher liegt mir dieser Hinweis 
besonders nahe. Allerdings haben natürlich Zwangserziehung 
und Gefängnis vollständig getrennte Wege zu gehen. Aber 
wenn es im Gefängnis an einem wirksamen Strafmittel fehlt, 
so kann es Vorkommen, daß das Gefängnis gewissermaßen in 
das Gebiet der Zwangserziehung hinübergreift, indem es 
nämlich gewissen schlechten Elementen unter den Zwangs¬ 
zöglingen geradezu begehrenswert erscheint. Ich glaube, 
jeder Zwangserziehungspraktiker wird das bestätigen können. 
Ich habe in einem kleinen Aufsatz in den grünen Heften auf 
einen besonders eklatanten Fall aufmerksam gemacht, der 
in meiner eigenen Praxis passiert ist. Da hat ein Zwangs¬ 
zögling in der ausgesprochenen Absicht, ins Gefängnis zu 
kommen, weil er hier keine Prügel riskierte, einen Pfleger 
mit einem Spatenhieb schwer verletzt. 

Ich rekapituliere: körperliche Züchtigung als Ersatz für 
den fehlenden Dunkelarrest. 

Strafanstaltsdirektor Hülsberg, Berlin: 

Als früherer Leiter einer staatlichen Erziehungsanstalt 
habe ich geglaubt, die Strafe der körperlichen Züchtigung 
nicht entbehren zu können, und habe ich dieselbe, um ihren 
Charakter als väterliche Zucht in Erscheinung treten zu 
lassen, meistenteils selbst vollstreckt (Heiterkeit). Nachdem 
ich in den Strafanstaltsdienst übergetreten bin, habe ich mich 
doch allmählich aus einem Saulus in einen Paulus verwandelt 
(Bravo!). Ich kann den Ausführungen des Herrn Oberstaats- 
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anwalts nur beipflichten und mich auf Grund langjähriger Er¬ 
fahrungen für die Prügelstrafe weder als kriminelles Straf- 
noch als internes Disziplinarmittel erwärmen, da dieselbe das 
Ehrgefühl tötet, vor allem in die heutige Zeit mit ihrer fort¬ 
geschrittenen Kultur nicht mehr hineinpaßt. Ich bin mir 
wohl bewußt, daß ich mich mit dieser Ansicht mit einem Teil 
unseres Volkes, der da meint, daß das Allheilmittel zur wirk¬ 
samen Bekämpfung des Verbrechens, namentlich zur Ver¬ 
minderung des Verbrechensrückfalls in der Wiedereinführung 
der Prügelstrafe bestände, in Widerspruch setze. Doch wozu 
wollen wir die Wiederkehr von Strafen aus barbarischen 
Zeiten wünschen, wo unsere Nachbarländer, z. B. Österreich, 
längst darüber zur Tagesordnung gegangen, Dänemark mit 
der vorübergehend wieder eingeführten Prügelstrafe derart 
schlechte Erfahrungen gemacht, daß sie dieselbe schleunigst 
wieder abgeschafft hat. Ich bin überzeugt, daß die hier an¬ 
wesenden Direktoren von Erziehungsanstalten und Jugend¬ 
gefängnissen mit mir darin übereinstimmen werden, daß sich 
eine gute Anstaltsdisziplin auch ohne Stock bzw. Karbatsche 
aufrecht erhalten läßt. 

Strafanstaltsdirektor v. Michaelis, Münster: 

Meine Damen und Herren! Die Gegner der körperlichen 
Züchtigung stellen sich wahrscheinlich dieses Disziplinar¬ 
mittel so vor, wie es im Zuchthaus gehandhabt wird. Da wird 
der Gefangene, sagen wir einmal, auf die Maschine gespannt, 
und dann bekommt er die Hiebe mit einer Peitsche. Das ist 
hier nicht der Fall, sondern mit einem dünnen Rohrstock soll 
dieser Jugendliche Prügel bekommen; da muß ich aus 32 jähriger 
Praxis heraus sagen, daß ich mit dem Herrn Kollegen Dr. Gen- 
nat es für eine unbedingte, unabweisbare Notwendigkeit halte, 
daß diese Strafe für Jugendliche aufrecht erhalten wird. 

Meine Herren! Diese Frage kann nur beurteilt werden an 
der Quelle, wo das Giftwasser sprudelt. Wohin man heute 
auch kommt und das Thema einmal berührt — das ist bei 
mir nicht sehr selten der Fall gewesen —, da heißt es: es ist 
ganz unzeitgemäß, den Rohrstock in den Orkus wandern zu 
lassen; denn die Roheit, die Brutalität dieser jungen Burschen 
steigt an und ist nicht im Abebben begriffen. Meine Herren! 
Das ist eine Frage, die nicht ein Theoretiker beantworten kann. 
Auch der Herr Kollege Hülsberg — ich trete ihm nicht zu 
nahe — hat nicht diese lange Erfahrung, sie steht ihm nicht 
zur Seite wie dem Herrn Dr. Gen na t und auch mir, und ich 
bedaure nur, daß zu dieser Frage sich Praktiker zu wenig 



— 471 


melden. Dazu rechne ich die, die ein Lebensalter mit diesen 
Burschen zu tun gehabt haben. Meine Damen und Herren! 
Wenn man lange an einem Ort an der Grenze, in einem Bade¬ 
orte gewesen ist, und Zeuge war, wie diese nichtsnutzigen 
Burschen den Damen, die im Badeort Erholung suchen, die 
Geldtaschen wegreißen, ihnen Sachen aus der Hand schlagen 
und wegwerfen und nachher ins Gefängnis kommen und dann 
die ganze Sorge der Strafvollzugsbeamten darin kulminieren 
soll, um Gotteswillen diesen Jungchen das Leben recht an¬ 
genehm zu machen, so muß ich sagen: dafür hat die vox populi 
kein Verständnis. Der Herr Oberstaatsanwalt hat gesagt: 
ja, wenn das gleich ad hoc geschehen könnte, aber nun erst 
der ganze Apparat! Wenn ich einem Gefangenen nur eine 
Kaffeeportion entziehe — Nährwert enthält unser Kaffee 
nicht —, dann bin ich doch auch gezwungen, den Arzt zu 
hören. Also auch erst nach Aufbietung des langen Apparates 
bin ich in der Lage, diese Disziplinarstrafe gegen den Nichts¬ 
nutz zu verfügen. Das ist ja bestimmungsgemäß, und daraus 
würde es sich ja auch verbieten, daß der Lehrer in der Schule 
eine solche Bestrafung vornehmen kann. Dies ist vollständig 
ausgeschlossen; erst, wenn der Arzt gesagt hat: er kann die Strafe 
empfangen, dann darf dieselbe vollstreckt werden. Ich bin 
auch dafür: je weiter die Kultur vordringt, desto zartere 
Mittel sollen angewendet werden. Wir sind aber noch nicht 
so weit. Man drängt dahin, daß wir der Zeit vorgreifen, 
und das halte ich für einen Fehler (Bravo!). 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Meine verehrten Herren! Mit wenig Worten ist die Sache 
nicht abgetan. Es klingt sehr hübsch, wie mein verehrter 
Freund sagte: ich brauche es nicht, es ist nicht nötig, infolge¬ 
dessen will ich es auch nicht, und wir wollen es abschaffen. 
Aber ziehen Sie doch einmal in Erwägung, wie die Sache sich 
so, ich möchte sagen, historisch entwickelt hat. Wir hatten 
früher, wenigstens in Preußen, die Möglichkeit, jugendliche 
Verbrecher auch über das schulpflichtige Alter hinaus diszi¬ 
plinarisch durch Prügel zu bestrafen. Das wurde abgeschafft, 
und es wurde das schulpflichtige Alter als Grenze gegeben. 
Ich erinnere mich noch, daß sehr lebhafte Klagen geführt 
wurden, gerade von Praktikern und auch beispielsweise von 
dem verstorbenen Oberstaatsanwalt Dalke, der ein außer¬ 
ordentlich humaner Mann, aber auch darauf bedacht war, 
daß in den ihm unterstellten Anstalten Zucht und Ordnung 
herrschte. Damals wurde gesagt: gerade dieses Alter, in dem 
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die jungen Leute aus der Schule herauskommen, und bis zum 
18. Lebensjahre ist das schlimmste, und wenn man bei diesem 
Alter den Stock sozusagen aus der Hand legt, ist die Disziplin 
gefährdet. Das, was Herr Direktor v. Michaelis gesagt hat, 
ist also sehr bedachtlich. 

Nun sagt mir der Beschluß des Ausschusses, es soll das 
Recht des Strafortes maßgebend sein, und dagegen möchte 
ich mich wenden. Dieses Recht ist in den einzelnen Staaten 
aber verschieden. Einmal ist, wie Herr Dr. Gennat ja schon 
gesagt hat, das 16., ein andermal das 14. Lebensjahr maß¬ 
gebend; es würde also eintreten, daß in dem einen Staate der 
Junge bis zum 14. und im andern bis zum 16. Lebensjahre 
gezüchtigt werden kann. Das Alter vor den 14 Jahren scheidet 
überhaupt aus, denn Personen unter 14 Jahren sollen, wie 
Herr Dr. Gennat schon mitgeteilt hat, später überhaupt 
nicht mehr in die Gefängnisse kommen, und sie sind eigent¬ 
lich jetzt auch schon nicht mehr darin. Wenn bei späterem 
Alter eine Verschiedenheit möglich ist, so muß man sie be¬ 
seitigen, denn wir wollen doch gerade durch das Strafvoll¬ 
zugsgesetz ein einheitliches Recht schaffen. Gegen diese 
Verschiedenheit würde ich mich also wenden. 

Nun aber zur Sache selbst! Soll zwischen dem 14. und 
18. Jahre die Möglichkeit bestehen, Prügelstrafe zu verhängen? 
Ich stehe im allgemeinen auf dem Standpunkt des Herrn 
Oberstaatsanwalt v. Prittwitz und sage: ich möchte es nicht. 
Aber eins ist doch nicht zu verkennen: wir wollen Anstalten 
gründen, in denen die Jugendlichen in mehr oder weniger 
scharfem Maß erzogen werden sollen. Auf die erziehliche 
Bedeutung des ganzen Strafvollzugs soll diesen Jugendlichen 
gegenüber hingewirkt werden. Dazu wollen wir die sog. 
Borstalinstitution einführen. Dort aber besteht die Mög¬ 
lichkeit, den betr. Jungen mit der Prügelstrafe zu versehen. 
Nun ergibt sich, wenn auch nicht in allen Ländern, aber in 
einem großen Teile — in Bayern ist es, glaube ich, nicht so, 
aber in vielen anderen Ländern, — eine ganz eigentümliche 
Situation. Kommt der Junge in die Erziehungsanstalt, also 
dahin, wo er nach dem Wortlaut des Gesetzes und hoffentlich 
auch bald nach dem Empfinden des Volkes, seine Wohltat 
genießen soll, so kann er körperlich gezüchtigt werden, und da, 
wo er Strafe erleiden soll, kann er es nicht. Das ist ein Zu¬ 
stand, der doch zu denken Anlaß gibt. Ich für meine Person 
würde sagen: am besten ist es ja, sie auch da abzuschaffen 
(Sehr richtig!). Aber ob man nicht, solange dort die Prügel¬ 
strafe besteht, sagen muß: ja, dann mußt du auch hier wenig- 
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stens die Möglichkeit dazu eröffnen, das ist mir zweifel¬ 
haft. 

Generalstaatsanwalt Wirkl. Geh. Oberjustizrat Supper, 
Berlin: 

Ich bin ein Gegner des Antrages Gennat und stehe auf 
dem Standpunkt der Vorschläge des Ausschusses. Ich will 
mich hier nur gegen das Argument wenden, welches in der 
Diskussion von einer Seite gegen die Vorschläge des Aus¬ 
schusses daraus hergeleitet worden ist, daß Fürsorgezöglinge 
nicht selten schwere Straftaten begehen, lediglich aus dem 
Grunde, um ins Gefängnis zu kommen und nicht in der Für¬ 
sorgeerziehung bleiben zu müssen, in das Gefängnis, in dem 
sie körperlichen Züchtigungen nicht unterworfen sind. Ich 
erkenne theoretisch das Gewicht dieser Bedenken an, aber es 
läßt sich ihnen praktisch begegnen. Es darf eben dann die 
Gefängnisstrafe solange nicht vollzogen werden, bis der betr. 
Fürsorgezögling aus der Fürsorgeerziehung entlassen ist (Sehr 
richtig!). Ich würde es für einen Fehler der Strafvollzugs¬ 
behörde halten, wenn sie den Wünschen der Fürsorgezög¬ 
linge entsprechen und sie behufs Vollstreckung der Gefängnis¬ 
strafe aus der Fürsorgeerziehung herausnehmen würde. Mir 
sind in der Praxis Fälle begegnet, in denen Fürsorgezöglinge 
Brandstiftung begangen hatten und zu erheblichen Gefängnis¬ 
strafen verurteilt waren, in denen aber die Strafen einstweilen 
nicht vollstreckt, die Täter vielmehr zunächst in der Fürsorge¬ 
erziehung zurückbehalten worden sind. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist ein Antrag auf Schluß der Debatte gestellt. Die 
Abstimmung ergibt die Ablehnung. 

Gefängnislehrer Scheer, Fuhlsbüttel: 

Meine sehr geehrten Herren! Die Prügelstrafe — ich ge¬ 
brauche dieses Wort, weil man ein anderes in der Beziehung 
jetzt eigentlich fast gar nicht mehr hört, die Bezeichnung 
„körperliche Züchtigung“ hört man beinahe nicht mehr, 
„Stockschläge“ noch viel weniger, sondern man spricht all¬ 
gemein nur von Prügelstrafe — ist ein vielumstrittenes Er¬ 
ziehungsmittel. Sie ist allerdings, wie wir eben gehört haben, 
in Österreich nicht mehr umstritten, wenigstens offiziell, 
wohl aber anderswo. Sie ist auch bei uns kein Allheilmittel, 
als daß sie hier und da empfohlen worden ist und empfohlen 
wird. Wie ich unumwunden zugebe, zeitigt sie zuweilen recht 
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überraschende Wirkungen nach der einen oder nach der andern 
Seite. Das uralte Wort: „Wer die Rute schonet, der hasset 
seinen Sohn“, wird doch auch gemildert durch das andere 
sehr alte Wort: „Man muß so strafen, daß der Apfel bei der 
Rute ist“. Im Gefängnis ist es uns aber nicht recht möglich, 
den Apfel zur Rute zu fügen. Ich erinnere auch daran, daß 
der alte Römer, als sein eigener Sohn sich sehr schwer ver¬ 
gangen hatte, zu seinem Sklaven sagte: „Züchtige du den, 
denn ich bin zornig“. 

Ist die Prügelstrafe das schwerste oder ist sie das leichteste 
Disziplinarmittel, das im Gefängnis für Jugendliche angewendet 
werden soll? Darüber streitet man außerordentlich mit vielen 
gewichtigen Gründen für und wider. Friedrich Wilhelm I. 
von Preußen gilt für wenig liebenswürdig; man geht über 
seine Prügelpädagogik allgemein mit einem Lächeln hinweg. 
Wenn man über den Erzieher, der er ja sein wollte und zweifel¬ 
los auch war, lächelt, so ist die Sache nicht mehr bloß um- 
• stritten, sondern verurteilt. 

Das kleine Gedicht ist wohl allgemein bekannt: 

„Wind und Sonne machten Wette, 

Wer die meisten Kräfte hätte, 

Einen armen Wandersmann 
Seiner Kleider zu berauben. 

Wind begann, doch sein Schnauben 
Half ihm nichts.“ 

Nachher kommt die Sonne mit lichtem Schein — und erreicht 
vielmehr. 

Während ich früher durchaus ein Anhänger der körper¬ 
lichen Züchtigung als Lehrer in der Schule und als Lehrer 
im Gefängnis gewesen bin, und obwohl ich sie auch im eigenen 
Hause bei meinen Kindern anwende, habe ich mich doch 
mehr und mehr zu einem Gegner der Prügelstrafe entwickelt, 
und ich habe das Gefühl: ich werde nicht mehr darüber 
hinwegkommen. 

Meine Erfahrungen auf diesem Gebiet, wenn ich soweit 
gehen darf, beginnen in recht früher Jugend, als ich an das 
Gefängnis noch nicht dachte. Ich war ein Bürschchen, das 
noch keine Hosen (Heiterkeit), das noch einen Kittel trug. 
Ich hatte im Garten Weidenrütchen abgeschnitten und log, 
als der Vater mit diesem Händchen voll spannenlanger Dinger¬ 
chen nach Hause kam, ich sei der Täter nicht gewesen. Dafür 
gab es eine ernste körperliche Zucht, die ich nicht vergessen 
habe. Sie hat mir körperlich nicht geschadet. Ich mache 
auch meinem sehr verehrten Vater, mit dem ich in vielen 
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Beziehungen, eigentlich fast in allen Beziehungen einverstanden 
bin, deshalb keinen Vorwurf. Aber war es nötig, die Lüge 
bei dem ganz kleinen Jungen mit einem so abschreckenden 
Mittel gleich auf einen Schlag ausrotten zu wollen? (Heiter¬ 
keit.) Ich habe später — ich mache kein Hehl daraus — 
noch recht lange gelogen (Heiterkeit). Als ich bereits einige 
Jahre mit ,,Sie“ angeredet wurde und ein alter, mir über¬ 
stellter Weißkopf sagte: „Sie sind ein gefährlicher Mensch, 
denn Sie lügen“, da erreichte er ohne körperliche Züchtigung 
mindestens dasselbe, wenn nicht vielmehr. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich darauf aufmerksam machen, daß die Zeit um¬ 
laufen ist. Wenn Sie vielleicht noch eine kurze Bemerkung 
machen wollen! 

Gefängnislehrer Scheer, Fuhlsbüttel (fortfahrend): 

Ich bedaure, daß die Zeit um ist, aus dem Grunde, weil 
ganz speziell gewünscht wurde, daß jemand vom Fach zu 
dieser Sache sprechen möge. Ich kann mich dann nur noch 
auf die Bitte beschränken : lehnen Sie den Antrag Gen na t ab! 

Oberregierungsrat Lenhard, Heidelberg: 

Hochgeehrte Damen und Herren! Einer der verehrten 
Herren Vorredner hat gewünscht, daß auch die Praktiker 
sich zum Wort melden möchten, und das hat mich veranlaßt, 
hier hervorzutreten. Ich war 25 Jahre Leiter einer Anstalt 
für Jugendliche aus dem ganzen Großherzogtum Baden. 
In diese Anstalt wurden Jugendliche zur Verbüßung einer 
Strafe von einem Monat an und in den letzten Jahren sogar 
Jugendliche aus den Großstädten zur Verbüßung einer solchen 
schon von 14 Tagen ab, eingeliefert. Vielleicht ist es für Sie 
doch von Wert zu erfahren, daß ich in den 25 Jahren auch 
nicht einmal eine Rute nötig hatte (Bravo!). Wir haben 
die Aufgabe, die Jugendlichen zu erziehen, und ich habe bei 
den rohesten Jungen mit einem verständigen, in väterlichem 
Wohlwollen gehaltenen Wort immer Boden gefunden. Ich 
kann nach den lichtreichen Erörterungen, die meinen Aus¬ 
führungen vorangegangen sind, nur sagen: wir wollen er¬ 
ziehen und wollen die Prügelstrafe nicht einführen. Ich 
empfehle Ihnen die Ablehnung des Antrages Gennat (Bravo!). 

Regierungsrat Freund, Zwickau: 

Meine Herren! Ich bin in der Frage auch Praktiker, 
und zwar nicht nur im Strafvollzug, sondern auch als Pädagog 
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von Beruf. Die Stellungnahme zu der ganzen Frage beweist 
jedenfalls, daß sie von großer Wichtigkeit ist; auch die Aus¬ 
führlichkeit der Verhandlungen deutet darauf hin. Ich werde 
mich kurz fassen. Ich will mir erlauben, die Herren auf den 
Punkt i des fraglichen Paragraphen des Vorentwurfs hinzu¬ 
weisen, der meines Erachtens sehr praktisch gehalten ist. 
Es ist ja sehr erfreulich, wenn sich hier so viele Gegner der 
Prügelstrafe finden; denn auch ein guter Hausvater, ein tüch¬ 
tiger Lehrer und auch ein besonnener Strafvollzugsbeamter 
wird die Prügelstrafe selbstverständlich nur aufs äußerste 
beschränken. Aber aus Rücksichten, die vorhin schon an¬ 
geführt worden sind, und wegen der Zunahme der Roheit 
gerade in dem Alter, für das die Prügelstrafe hier in Frage 
kommt, meine ich, daß man sie als ultima ratio nicht ent¬ 
behren kann. Ich bitte Sic, stimmen Sie für den Antrag 
Gennat, und zwar in der Fassung, wie sie der Punkt i des 
§ 51 enthält. 

Oberdirektor Marcovich, Graz: 

Meine hochverehrten Herren! Gestatten Sie mir unter 
Hinweis auf die im Strafvollzugsdienste gesammelten Erfah¬ 
rungen einige Worte. Ich bin viele Jahre Vorstand einer 
Strafanstalt gewesen, der eine Abteilung für Jugendliche 
angegliedert ist. Während dieser langen Zeit war mir kein 
Fall vorgekommen, in dem es unbedingt notwendig gewesen 
wäre, die Prügelstrafe anzuwenden. Trotzdem will ich nicht 
verhehlen, daß manchmal der flüchtige Wunsch in mir wach¬ 
gerufen worden ist, sie anläßlich besonders grober Roheits¬ 
fälle als drastisches Mittel augenblicklich exequieren lassen 
zu können. Aber es hatte sich schließlich gezeigt, daß andere 
Maßnahmen dem angestrebten Zwecke besser entsprachen. 
Ich glaube nicht, daß die Prügelstrafe geeignet ist, das Er¬ 
ziehungswerk an Jugendlichen zu fördern. Sie wird bei uns 
in verschiedenen Korrektions- bzw. Erziehungsanstalten für 
verwahrloste Jugendliche in empfindlicher Weise angewendet, 
zeitigt jedoch keine wahrhaft guten Erfolge. 

Sie gibt nicht selten auch zur Begehung von Verbrechen 
Anlaß. Nach all dem erscheint es nicht ratsam, die Prügel¬ 
strafe im Strafvollzüge an Jugendlichen einzuführen. 

Durch der Individualität und dem Erziehungsgedanken 
angepaßte Strenge, durch konsequente Einwirkung auf das 
Gemüt, wird bei Jugendlichen in den meisten Fällen sicherlich 
Besseres und Nachhaltigeres erreicht, als durch eine Strafart, 
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die verroht. Deshalb bitte ich Sie, meine Herren, für den 
Antrag der Kommission zu stimmen. 

Direktor Maurach, Mülhausen i. E.: 

Der Aufforderung des Herrn v. Michaelis folgeleistend, 
ergreife auch ich als Praktiker das Wort. Ich blicke zwar 
nicht auf eine 32jährige Tätigkeit als Leiter eines Jugend¬ 
gefängnisses zurück, sondern nur auf eine elfjährige, aber sie 
genügt vielleicht auch, um sich in dieser Angelegenheit eine 
Meinung zu bilden. Wir haben in Elsaß-Lothringen ein Jugend¬ 
gefängnis, wie es gewünscht wird, eine selbständige Anstalt, 
allerdings mit nur 50 bis 60 Insassen. Der Lehrer sowohl 
wie der Vorsteher — ich habe noch eine andere große Anstalt 
zu leiten, aber ich bin auch der Vorsteher des Jugendgefäng¬ 
nisses — hat die Berechtigung, Körperstrafen zu verhängen, 
und zwar die Strafe der körperlichen Züchtigung im Rahmen 
des Rechtes der Lehrer in der Volksschule. In den elf Jahren 
haben weder die Lehrer noch ich von dem Rechte jemals 
Gebrauch gemacht. Ich kann sogar sagen: ich habe nicht ein¬ 
mal feststellen müssen, wie weit eigentlich das Recht, des 
Lehrers in der Volksschule geht. Ob er auf die Finger oder 
auf den Hintern oder sonst wohin schlagen darf, das weiß 
ich nicht. Wir haben es nicht nötig gehabt, von diesem Rechte 
Gebrauch zu machen, und können der Prügelstrafe durchaus 
entbehren. 

Vorhin fiel das Wort: Erziehung und Besserung! Das ist 
ja wohl doch die Hauptaufgabe des modernen Strafvollzuges. 
Nun, wir, d. h. der länger amtierende Lehrer und meine Wenig¬ 
keit, sind zu der Überzeugung gekommen, daß wir durch die 
Prügelstrafe vielleicht im Augenblick unseren Ärger aus- 
lassen können, indem wir im richtigen Moment den Kerlen 
von rechts und links ein paar hinter die Ohren geben, wenn 
sie sich ganz unverschämt benehmen. Aber erzieherisch 
wirkt die Prügelstrafe nicht. Sie wirkt verrohend auf die 
Jugendlichen. Die Jugendlichen, die die Prügelstrafe einmal 
in der Anstalt genossen haben, treten nach der Entlassung 
aus dem Gefängnis der Gesellschaft als viel größere Feinde 
entgegen; sie gehen nicht gebessert, sondern verroht hinaus 
und sind schlimmer als zuvor. Ich bin deshalb gegen den 
Antrag Gennat. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Rednerliste ist erschöpft. Die Diskussion ist ge¬ 
schlossen. Das Schlußwort hat der Herr Berichterstatter, 
Direktor Dr. Pollitz. 



478 — 


Berichterstatter der Kommission, Direktor Dr. Pollitz, 
Düsseldorf: 

Wenn man das Ergebnis der ganzen Verhandlungen zu- 
sammenfaßt, kann man sagen, daß eine ganze Reihe sehr er¬ 
fahrener Männer, besonders solche, die seit langem im päda¬ 
gogischen Berufe stehen, sich gegen die Prügelstrafe aus¬ 
gesprochen hat. Ich füge hinzu, daß gerade die Herren, die 
an der Spitze von Jugendanstalten stehen, sich ebenfalls 
dagegen ausgesprochen haben. Besonders war es für mich 
befriedigend und erfreulich, daß Herr Oberstaatsanwalt von 
Prittwitz so warm dagegen gesprochen hat. Auch Herr 
Geheimrat Plaschke hat offenbar mehr dagegen als dafür 
gesprochen. Wenn er auch einzelne Gründe zugunsten dieser 
Strafe anführte, so war doch der Sinn und Tenor seiner Aus¬ 
führungen prinzipiell dagegen. 

Die Kommission hat sich in der ersten und zweiten Sitzung 
sehr eingehend mit den Disziplinarstrafen beschäftigt. Ich 
kann wohl verrateh, daß wir eine große Zahl von Stunden 
darauf verwendet haben. Es ist jetzt noch in Nord- und Süd¬ 
deutschland eine ganze Reihe Disziplinarstrafen vorhanden, 
die durch die Kommissionsbeschlüsse beseitigt werden wird. 

Wir sind der Ansicht gewesen, daß das, was wir in den 
Vorschlägen bringen, nicht gleich Gesetz wird, sondern erst 
in einer ziemlich fernen Zukunft Gesetz und praktisch werden 
kann. Man kann aber wohl annehmen, daß im Laufe der 
nächsten Jahre die Anwendung der Prügelstrafe immer weiter 
zurückgehen wird. Es gibt heute schon eine ganze Menge 
Erziehungsanstaltsleiter, die keine Prügelstrafe anwenden und 
gar nichts davon wissen wollen. 

Es gibt einige Gesichtspunkte, die meiner Ansicht nach 
vielleicht noch nicht genügend hervorgehoben worden sind. 
Das ist in erster Linie die Verrohung des Personals. Wenn 
wir anfangen zu prügeln, so hören wir nicht mehr damit auf. 
Es ist eine außerordentliche Gefahr, daß nachher jeder Be¬ 
amte glaubt: ös ist ja erlaubt zu prügeln, es ist gesetzlich zu¬ 
lässig, also können wir den Jungen prügeln. 

Von einem Redner ist wieder betont worden, daß die Jugend 
aus den Erziehungsanstalten heraus will und schwere Ver¬ 
brechen begeht, um in das Gefängnis zu kommen, weil dort 
nicht geprügelt werden darf. Wenn der Fall des öfteren 
vorkommt, dann liegt das daran, daß der betr. Junge in der 
Erziehungsanstalt falsch behandelt und sein Wesen nicht er¬ 
kannt worden ist. Wenn er gar zu den entsetzlichsten Ver¬ 
brechen greift, um herauszukommen, dann — behaupte ich — 



— 479 — 


ist etwas verfehlt worden, oder sein Geisteszustand ist nicht 
in Ordnung. Solche Fälle beweisen daher nichts für und 
gegen die Prügelstrafe. 

Einer unserer hervorragendsten pädagogischen Schrift¬ 
steller, der den meisten der Herren bekannt ist, Friedrich 
Wilhelm Foerster, hat sich eingehend mit der Prügelstrafe 
befaßt und sich ganz entschieden dagegen ausgesprochen. 
Gerade er ist ein Anhänger der ernsten und strengsten Disziplin, 
und daß er sich gegen die Prügelstrafe ausgesprochen hat, 
scheint mir auch äußerst beachtenswert zu sein, weil er all¬ 
gemein in pädagogischen Kreisen als hervorragender Kenner 
dieser pädagogischen Frage gilt. 

Ich bitte Sie dringend, den Antrag Gennat abzulehnen, 
und zwar aus den Gründen, die schon erörtert worden sind, 
aber auch wegen des Eindrucks, der in der Öffentlichkeit ent¬ 
steht, wenn wir erklären, wir können ohne Prügelstrafe die 
Jungen nicht im Zaume halten. Von einem Redner ist gesagt 
worden, daß man die Prügelstrafe nicht entbehren könne, 
weil der Dunkelarrest für die Jugendlichen abgeschafft sei. 
Nun, wenn wir alle Strafmittel erst einführen wollten, die wir 
jetzt glücklich los sind, so würden wir ein Gesetz machen, 
das nicht etwa für das Jahr 1920 am Platze wäre, sondern das 
längst zurückliegenden Zeiten entsprechen würde. Ich bitte 
dringend um Ablehnung des Antrages Gennat. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Der Antrag Gennat will körperliche Züchtigung gegen 
Jugendliche ohne Rücksicht auf Schulpflicht und Schul¬ 
recht zugelassen haben. Diejenigen Herren, welche für eine 
derartige Ausdehnung der körperlichen Züchtigung votieren 
wollen, bitte ich, die Hand zu erheben (geschieht). 34. Darf ich 
um die Gegenprobe bitten (geschieht). 70. Der Antrag Gennat 
ist mit 70 gegen 34 Stimmen abgelehnt (Bravo!). 

Ein Antrag, der sich sonst gegen die Litera i wendet, ist 
überhaupt nicht gestellt. Wir haben also nunmehr bei der 
Beratung des Antrages v. Bähr davon auszugehen, daß die 
Schulstrafe des Strafverbüßungsortes zulässig sei. Der Antrag 
v. Bähr betrifft nur die Zuständigkeitsbestimmung des § 52, 
wonach die Strafen vom Vorstande verhängt werden; er will 
das dahin ändern, daß sie vom Lehrer verhängt und sofort 
an Ort und Stelle vollstreckt werden können, der Lehrer 
jedoch dem Vorsteher alsbald Mitteilung zu machen hat. 

Der Antragsteller ist nicht hier. Dann bitte ich den Herrn 
Berichterstatter, sich über den Antrag zu äußern. Es ist 
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Herr Dr. Schwandner. Es war vorhin ein Versehen, daß 
ich Herrn Direktor Dr. Pollitz genannt habe. 

Berichterstatter der Kommission, Direktor Dr. Schwandner, 
Ludwigsburg: 

Wir sind in der Kommission der Ansicht gewesen, daß die 
Schulstrafen allein vom Vorstande verhängt werden können, 
und das scheint mir auch das Praktischste zu sein. Der 
Lehrer kann ja im einzelnen Falle den Antrag stellen. Der 
Vorstand ist derjenige, der das Disziplinarrecht ausübt, und 
so glaube ich, beantragen zu sollen, daß man den Antrag 
v. Bälir ablehnt. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Nachdem der Antrag hinsichtlich der Prügelstrafe ab¬ 
gelehnt worden ist, wird es wohl keinem Bedenken unter¬ 
liegen, auch diesen Antrag abzulehnen, und zwar aus einem 
Grunde, der auch schon hervorgehoben wurde. Es ist näm¬ 
lich gesagt worden, daß man es sehr leicht im Augenblick über 
sich bringt, zu prügeln, und daß man hinterher, wenn man 
sich einen Augenblick besonnen hat, einsieht, daß es nicht 
notwendig gewesen wäre. Es liegt eine große Gefahr darin, 
dem Lehrer ein Recht einzuräumen, das selbst dem Vorstande 
nicht eingeräumt ist. Der Vorsteher kann nicht auf frischer 
Tat ohne Überlegung prügeln, und nun soll dem Lehrer das 
Recht eingeräumt werden, mit Übergehung des Vorstehers zur 
Prügelstrafe zu schreiten. Dadurch könnten unter Um¬ 
ständen Zwistigkeiten zwischen dem Lehrer und seinem Vor¬ 
gesetzten entstehen. Ich halte es für ganz ausgeschlossen, daß 
ohne Vorwissen des Vorstehers geprügelt werden darf, und 
zwar aus den Gründen, die auch Herr Direktor Marcowich 
aus Graz uns mitgeteilt hat. Ich bitte, diesen Antrag abzu¬ 
lehnen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich bitte, unter diesen Umständen und bei der Abwesen¬ 
heit des Herrn Antragstellers fragen zu dürfen, ob der Antrag 
überhaupt unterstützt wird. — Das ist nicht der Fall. Damit 
scheidet der Antrag v. Bähr aus der Diskussion aus. 

Nun kommen wir an den Anfang der Gruppe B zurück, 
und zwar zunächst zu den §§ 27 und 33 (Einfluß der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte auf Einzelfragen). Hier liegen zu 
beiden Paragraphen Anträge des Herrn Dr. Gennat vor, 
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den Inhalt der betr. Paragraphen je nach dem Besitz oder 
Nichtbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte seitens des Ge¬ 
fangenen zu differenzieren. Ich darf wohl beifügen, daß noch 
andere Anträge ähnlicher Art auch von Herrn Dr. Gennat 
gestellt waren, der Ausschuß sich aber nicht entschließen 
konnte, wegen der gleichen Grundfrage zu viele Einzel¬ 
fragen in den Katalog der Tagesordnung zu bringen, sondern 
sich gesagt hat: wenn man aus dem Ergebnis der Verhand¬ 
lungen sehen würde, daß weitere Differenzierungen je nach 
Besitz oder Nichtbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte bewilligt 
werden als im Entwurf, so w'ird das ganz von selbst seine 
Rückwirkung unter Umständen auch auf weitere Fragen in 
den ferneren Stadien der Sache haben. Man hat also die zwei 
Punkte herausgegriffen, um eine Probe auf die Frage zu machen, 
ob bezüglich der bürgerlichen Ehrenrechte weiter differenziert 
werden soll oder nicht. 

Der § 27, dem wir uns zunächst zuzuwenden haben, lautet 
in dem betr. Punkte: 

„Auch zu Arbeiten außerhalb der Anstalt dürfen die Ge¬ 
fangenen angehalten werden, dabei müssen sie von freien 
Arbeitern und Gefangenen anderer Art getrennt werden.“ 

Herr Dr. Gennat will, daß außerhalb der Anstalt solche 
Gefangene ohne ihre Zustimmung nicht beschäftigt 
werden dürfen, welche die bürgerlichen Ehrenrechte be¬ 
sitzen, und er will ferner feststellen, daß die Zustimmung 
nicht widerrufen werden kann. Das ist in dem Kommis- 
sionsvorschlage, wenn ich recht sehe, nicht ausdrücklich ge¬ 
sagt. Es heißt in dem Anträge Gennat: 

„Bei solchen Arbeiten sind die Gefängnissträflinge von 
freien Arbeitern, von Züchtlingen und von Verwahrten zu 
trennen.“ 

Das ist im wesentlichen dasselbe wie die Bestimmung, daß 
die Zuchthausgefangenen von freien Arbeitern und Gefangenen 
anderer Art zu trennen sind. Daß sie von den Verwahrten 
zu trennen sind, ergibt sich überhaupt daraus, daß man ja 
eigene Sicherungsanstalten hat. Ich glaube also, es handelt 
sich praktisch nur um folgende zwei Punkte: 

1. daß eine Beschäftigung außerhalb der Anstalt nicht 
stattfinden darf ohne Genehmigung, also ohne Einverständnis 
solcher Gefangenen, die im Besitze der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte sind, 

2. um die Feststellung, daß, wenn die Zustimmung einmal 
gegeben ist, sie nicht widerrufen werden kann. Interpretiere 
ich den Differenzpunkt richtig? 

Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVIII. 31 
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Strafanstaltsdirektor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Gewiß. Ich möchte aber doch den Punkt wegen der Ver¬ 
wahrten, wenn ich mir dazu gleich einen Augenblick das Wort 
erbitten darf, nicht ganz unter den Tisch fallen lassen, und 
zwar weil die Sicherungsanstalten mit anderen Anstalten, zu 
denen auch Gefängnisse gehören, verbunden sein können, und 
sehr leicht die Möglichkeit besteht, daß bei der Außenarbeit, 
also wenn z. B. ein landwirtschaftlicher Besitz vorhanden ist, 
die Insassen dieser Verwahrungsanstalt, die ja nur tunlichst 
eine ausschließlich dazu bestimmte Anstalt bilden soll, mit 
den Insassen Zusammenkommen, die in anderen Teilen der 
Anstalt, um mich so auszudrücken, untergebracht sind. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Der Antragsteller, Herr Dr. Gennat, hat nunmehr das 
Wort zur Sache. 

Strafanstaltsdirektor Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Wie seitens des Herrn Vorsitzenden bereits hervorgehoben 
worden ist, bilden die beiden Punkte, die zur Beratung und 
Beschlußfassung gestellt sind, nur einen Ausschnitt aus dem 
ganzen Gedankengang, der mich bei Durchsicht der Vor¬ 
schläge geleitet hat und der dahin geht, eine größere Differen¬ 
zierung der beiden Gefangenenkategorien, der Gefängnis¬ 
sträflinge, die sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden, und derer, die sich nicht im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden, herbeizuführen. Wenn Sie die Vor¬ 
schläge genau prüfen, so werden Sie finden, daß nur an einer 
einzigen Stelle, nämlich in § 33, und auch dort nur, soweit 
es sich um das Recht zum Tragen eigener Kleider handelt, ein 
Unterschied gemacht wird zwischen denjenigen Gefängnis¬ 
sträflingen, die die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen, und den¬ 
jenigen, die sie nicht besitzen. Von diesem Vorrecht der im 
Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen Gefängnis¬ 
sträflinge wird — so kann man es nach meiner Auffassung 
wenigstens auslegen — noch in Ziffer 5 eine Ausnahme ge¬ 
macht. Ich weiß nicht, ob ich es richtig auslege, daß im Falle 
des Transports usw. selbst ein im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindlicher Gefangener nicht ohne weiteres eigene 
Kleider tragen darf. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich bitten, diesen zweiten Punkt noch zur Seite zu 
lassen. 
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Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg (fortfahrend): 

Ich meine nun: Wenn das neben der Bestimmung in § 3, 
wonach solche Gefangenen, auch Züchtlinge, die im Besitze 
der bürgerlichen Ehrenrechte sind, tunlichst von denen ge¬ 
schieden werden sollen, die nicht im Besitze derselben sind, 
allein gelten würde, so scheint mir, daß wir der Wichtigkeit 
der Sache nicht gerecht würden, und deswegen habe ich mich 
bemüht, mehr Unterscheidungspunkte herauszufinden. Dazu 
gehört denn auch die Beschäftigung außerhalb der Anstalt. 
Daß mit der Beschäftigung außerhalb der Anstalt eine gewisse 
Bloßstellung der Gefangenen verbunden ist, geht aus dem gel¬ 
tenden Strafgesetze hervor, das diese Beschäftigung ausdrück¬ 
lich von der Zustimmung des Gefangenen abhängig macht. 
Wenn also das Strafgesetz nicht selber sich auf den Stand¬ 
punkt stellen würde, die Außenarbeiten seien etwas Beson¬ 
deres und könnten unter Umständen dem Betreffenden, der 
zu ihnen zwangsweise verwandt werden soll, dadurch lästig 
werden, daß er in die Öffentlichkeit hinausgeführt wird, so 
wäre es nicht notwendig gewesen, diese Beschäftigung an 
die Zustimmung des Gefangenen zu binden. Daß die Anßen- 
arbeiten, im großen und ganzen wenigstens, von den Leuten 
gern getan werden, hat mit der prinzipiellen Frage nichts zu 
tun, sondern das steht auf einem anderen Blatte. Man wird 
es nicht häufig erleben, daß die Gefangenen ihre Zustimmung 
verweigern, obgleich ich auch derartiges und obgleich ich 
ferner erlebt habe, daß Leute baten, von der Außenarbeit 
abgelöst zu werden, weil sie, wo sie beschäftigt wurden, von 
Bekannten und Fremden gesehen worden seien. Also so ganz 
fest steht auch das nicht. Aber es hat mit der Sache nichts zu 
tun, sondern steht eben auf einem anderen Blatte. 

Ich möchte daneben für den allgemeinen Gesichtspunkt, 
eine Differenzierung zwischen den beiden Kategorien herbei¬ 
zuführen, noch hervorheben, daß eine Anstalt unter Umstän¬ 
den in Schwierigkeiten kommen kann, wenn die Bestimmung 
besteht, daß alle Gefangenen um ihre Zustimmung gebeten 
werden müssen, namentlich wenn sie einen kleineren oder . 
größeren landwirtschaftlichen Besitz zu verwalten und zu 
besorgen hat. Bei der Unberechenbarkeit des Völkchens, mit 
dem wir es zu tun haben, könnte es sich unter Umständen 
ereignen, daß einmal keine Gefängnissträflinge — ich setze 
immer voraus, daß es sich um ein Gefängnis handelt — sich 
bereit fänden, die Außenarbeit zu verrichten. Was macht man 
dann? Bei meinem Anträge kann man auf die zurückgreifen, 
die sich nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

31 * 
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Daß die Zustimmung nicht widerrufen werden kann, halte 
ich für einen Zusatz, der unbedingt notwendig ist. Man kann 
sich nicht davon abhängig machen, daß die Gefangenen diese 
Zustimmung heute geben und morgen wieder zurücknehmen, 
übermorgen wieder erteilen und dann von neuem zurück¬ 
ziehen. Wer sich bereit erklärt hat, wer weiß, um was es sich 
bei den Außenarbeiten handelt, der muß nach meiner Ansicht 
daran gebunden sein. Sollten ganz besondere Umstände her¬ 
vortreten, die es als wünschenswert erscheinen lassen, daß der 
Mann trotz seiner Zustimmung diese Arbeit nicht weiter ver¬ 
richtet, dann wird es verständige Gefängnisvorstände genug 
geben, die die Gründe prüfen und, wenn sie sie für zutreffend 
halten, da sie ohnehin aus eigener Entschließung heraus den 
Mann von der Arbeit wegnehmen können, gewiß dem Wunsche 
des Gefangenen entsprechen werden. Was ich vorschlage soll 
nicht heißen, daß die Gefangenen unter allen Umständen, 
mag die Sache laufen wie sie will, wenn sie einmal zugestimmt 
haben, weiter mit Außenarbeit beschäftigt werden, sondern 
daß sie nicht das Recht haben sollen, von der Arbeit zurück¬ 
zutreten, während es dem Vorsteher Vorbehalten bleibt, sie 
aus irgend welchen Gründen von der Arbeit wegzunehmen. 

Was die Trennung von den Verwahrten betrifft, so bin ich 
aus dem Gesichtspunkt dazu gekommen, daß, selbst wenn es 
sich um getrennte Anstalten handelt, diese in unmittelbarer 
Nachbarschaft miteinander sich befinden können, also eine 
Sicherungsanstalt oder ein Arbeitshaus auf der einen Seite 
und ein Gefängnis auf der anderen Seite, vor allen Dingen 
aber auch deswegen, weil nach § 6 der Vorschläge die Siche¬ 
rungsanstalt mit anderen Anstalten verbunden werden kann, 
allerdings wenn das der Fall ist, ein eigenes Gebäude darstellen 
soll. Aber dadurch wird nicht ausgeschlossen, daß diese ge¬ 
meinschaftliche Anstalt, wenn ich sie so nennen soll, Außen¬ 
arbeiten zu verrichten hat, bei denen die Möglichkeit gegeben 
ist, daß die Verwahrten mit den Insassen des Gefängnisses 
Zusammenkommen. Daß das zu vermeiden, etwas schwierig 
ist, gebe ich ohne weiteres zu. Aber durchführen läßt es sich. 
Ich habe die Sache sogar praktisch durchgemacht, denn ich 
habe in dem landwirtschaftlichen Besitz, der mir unterstellt 
war, gleichzeitig Korrigenden und Gefängnissträflinge beschäf¬ 
tigt, und zwar die letzteren deswegen, weil ich für den großen 
Betrieb nicht Korrigenden genug hatte. Ich habe die Sache so 
gemacht, daß ich an einem Ende die Korrigenden, an dem ent¬ 
gegengesetzten die Gefängnissträflinge habe arbeiten lassen. 
Daß es trotz aller Vorsichtsmaßregeln manchmal doch dazu 
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gekommen ist, daß sie, namentlich beim Hinausführen usw., 
zusammengetroffen sind, will ich nicht verhehlen. Es hat also 
seine Schwierigkeit. Mit dieser Bestimmung ist aber eine 
Direktive gegeben, die ich für notwendig halte, gerade auch, 
um nach Tunlichkeit wenigstens, die Insassen des Arbeits¬ 
hauses und der Verwahrungsanstalt auf der einen Seite und 
die Gefängnissträflinge auf der andern auseinanderzuhalten. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Wir wollen uns in der Diskussion zunächst lediglich an 
den Punkt 1 von a halten, nämlich daran, ob bei Gefängnis¬ 
gefangenen, die im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind, 
ihre Zustimmung zur Beschäftigung außerhalb der Anstalt 
notwendig ist. Denn bezüglich der beiden anderen Punkte, 
daß die Zustimmung nicht widerruflich ist, und daß die Tren¬ 
nung im Sinne der Kommissionsvorschläge im § 27 überhaupt 
Gefangene aller Art schon in sich begreifen wollte, wird sich 
ergeben, daß da gar keine Differenzpunkte vorliegen. 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Ich habe eine Klarstellung zu erbitten, die für mich weder 
aus den Worten Eurer Exzellenz, noch aus dem, was der Herr 
Antragsteller selbst vorgebracht hat, zu entnehmen war. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann würde es vielleicht gut sein, zuerst diesen klarzustel¬ 
lenden Punkt zu hören, damit wir daraus entnehmen, wie die 
Debatte zu leiten ist. 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Ich möchte zunächst als Mann der Ordnung bemerken, ob¬ 
gleich wir erst nachher darankommen, daß es bei dem zweiten 
Anträge des Herrn Dr. Gen na t ,,zu § 33 Ziff. 5“ und nicht 
,,Ziff. 3“ heißen muß. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das habe ich schon korrigiert. Ich würde es nachher an¬ 
gegeben haben; 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Was den ersten Punkt betrifft, so scheint sich auch da ein 
Druckfehler eingeschlichen zu haben. Wenigstens kann ich 
nicht finden, wie sich der Dativ „den im Besitz der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte sich befindenden Gefängnissträflingen“ in 
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den § 27 Ziff. 2 der Kommissionsanträge einfügen läßt. Ich 
glaube, daß es „die“ heißen muß. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Diese ersten Worte entstammen einem Anträge des Herrn 
Dr. Gennat, der sich noch auf andere Dinge bezieht; sie sind 
hier lediglich aufgenommen, um klarzumachen, daß es sich 
um Gefängnissträflinge handelt, die im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte sind. Das hat aber für die Sache sonst 
gar keine Bedeutung. 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius (fortfahrend): 

Es hat insofern doch eine gewisse Bedeutung, Exzellenz, 
als ich den Antrag Gennat dahin auffasse, daß er die Ziffer 2 
einfach nur angewendet wissen will in der Ergänzung, die er 
außerdem noch beantragt hat, auf solche Gefängnissträflinge, 
die im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind. Es handelt 
sich also nicht bloß um die Frage der Außenarbeit und der 
Trennung von freien Arbeitern, sondern auch um Satz 1: 
„Die Gefängnisgefangenen sind, soweit es die Einrichtungen der 
Anstalt zulassen, zu Arbeiten anzuhalten, die ihren Lebens¬ 
verhältnissen tunlichst entsprechen.“ 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Mit Zuchthausgefangenen befaßt er sich hier überhaupt 
nicht. 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius (fortfahrend): 

Von Zuchthausgefangenen spreche ich auch nicht. Herr 
Dr. Gennat scheint beantragen zu wollen, daß Gefängnis¬ 
gefangene, die nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
sind, auch zu Arbeiten angehalten werden können, die ihren 
Lebensverhältnissen nicht entsprechen (Widerspruch). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Nein, aber sie können nach dem Antrag ohne ihre Zu¬ 
stimmung zu Außenarbeiten angehalten werden; die dagegen, 
welche im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sind, können 
zu Außenarbeiten nur mit ihrer Zustimmung angehalten 
werden. 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius (fortfahrend): 

Damit habe ich die von mir erbetene Klarstellung er¬ 
halten. 
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Oberstaatsanwalt Geh. Ober justizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Es ist ja nun vollkommen klargestellt, um was es sich han¬ 
delt. Es handelt sich ausschließlich darum, daß diejenigen 
Gefängnissträflinge, die im Besitz der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte sind, zu einer Beschäftigung außerhalb der Anstalt 
ihre Zustimmung geben müssen, daß sie dagegen bei denen, 
die nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sind, nicht 
gefordert werden soll, während es bisher geltendes Recht war 
und auch nach den Beschlüssen der Kommission hinsichtlich 
der Gefängnisgefangenen es dabei verbleiben soll, daß über¬ 
haupt keine Gefängnisgefangenen ohne ihre Zustimmung 
außerhalb der Anstalt beschäftigt werden können. Ich bitte 
Sie, es dabei zu belassen und den Antrag Gennat abzulehnen 
(Direktor Dr. Gennat: Sehr bedauerlich!). Es kommt hier 
darauf an, einen Unterschied zwischen der Behandlung der 
Zuchthausgefangenen und der Gefängnisgefangenen festzuhal¬ 
ten. Gestern ist hier schon wiederholt betont worden, daß das 
Streben dahingehen muß, die Zuchthausstrafe schärfer zu gestal¬ 
ten als die Gefängnisstrafe, ein Bestreben, das meines Erachtens 
nach jeder Richtung hin gerechtfertigt ist. Heutigentages, wenig¬ 
stens bei uns in Preußen, ist vielfach der Unterschied zwischen 
Zuchthaus und Gefängnis verwischt, und es ist sehr notwendig, 
daß der Unterschied zwischen Zuchthaus und Gefängnis 
wieder klargestellt und verschärft wird. Man soll den Zucht¬ 
hausgefangenen sozusagen überhaupt keine Rechte lassen. 
Das sind eben Menschen, die sich außerhalb der menschlichen 
Gesellschaft gestellt haben, denen infolge dessen auch eine 
scharfe Behandlung zuteil werden muß und die nach ihren 
Wünschen überhaupt nicht zu fragen sind. Sie haben sich 
den Arbeiten zu unterziehen, die im Zuchthaus eingeführt sind. 
Bei den Gefängnisgefangenen ist das anders; sie sollen gewisser¬ 
maßen nicht so ganz außerhalb der menschlichen Gesellschaft 
stehen und nicht als ganz verdorben angesehen werden, und 
sie müssen wissen, daß ein Unterschied zwischen Zuchthaus¬ 
strafe und Gefängnisstrafe besteht. Wenn im Gefängnis nun 
wiederum ein erheblicher Unterschied gemacht wird zwischen 
denen, die im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte, und denen, 
die nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sind, so 
schaffen Sie damit eigentlich zwei ganz untereinander verschie¬ 
dene Strafen, und das muß unter allen Umständen vermieden 
werden (Sehr richtig!). Die Gefängnisstrafe muß im wesent¬ 
lichen eine einheitliche bleiben. Wenn man sagt: Billig ist es, 
daß die, welche sich im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
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befinden, eher zur Selbstbeschäftigung zugelassen werden 
und dgl., so ist das Nebensache. Aber die Zulässigkeit anderer 
Behandlung der Leute, die nicht im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte gegenüber denjenigen, die in deren Besitz sind, 
muß wesentlich eingeschränkt werden. Der Zuchthaus¬ 
gefangene hat sich den Arbeiten, die in der Anstalt eingeführt 
sind, zu unterwerfen ohne Rücksicht darauf, ob sie innerhalb 
oder außerhalb der Anstalt stattfinden. Die Gefängnis¬ 
gefangenen sollen ihren Fähigkeiten entsprechend beschäftigt, 
es soll hierauf Rücksicht genommen werden, soweit es geht. 
Aber in jedem Falle ist es wünschenswert, ihre Zustimmung 
zur Außenarbeit zu verlangen, und aus diesem Grunde bitte 
ich, den Antrag Gennat abzulehnen. 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Den sachlichen Ausführungen des Herrn Oberstaatsanwalts 
v. Prittwitz habe ich wesentliches nicht hinzuzufügen. Ich 
bin für jede Differenzierung zwischen Gefängnisgefangenen 
mit bürgerlichen Ehrenrechten und ohne bürgerliche Ehren¬ 
rechte zu haben. Sobald diese Differenzierung aber auf Kosten 
der Differenzierung zwischen Zuchthaus und Gefängnis geht, 
versage ich, das lehne ich ab. Interessant war mir eine Be¬ 
merkung des Herrn Dr. Gennat, und ich darf sie vielleicht, 
obwohl sie nicht absolut zum Thema gehört, anführen. Er 
sagte: es kann ja Vorkommen, daß die betr. Gefängnisgefange¬ 
nen das zur Anstalt gehörige Grundstück bebauen. Da sehen 
wir wieder, was ich schon wiederholt gesagt habe, daß wir 
überden Begriff der Außenarbeit ganz verschiedene Auffassungen 
haben (Sehr richtig!). Nicht speziell in der preußischen 
Justizverwaltung, aber in anderen Verwaltungen, wie ich w r eiß, 
wird die Arbeit, die auf dem Gelände des Gefängnisgrund¬ 
stücks geleistet wird, überhaupt nicht als Außenarbeit betrach¬ 
tet (Sehr richtig!). Es ist also die alte Geschichte: wir stellen 
Begriffe auf und machen Bestimmungen, und schließlich wissen 
wir eigentlich garnicht, worum es sich handelt. 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Ich anerkenne sehr das Bestreben des Herrn Antrag¬ 
stellers Dr. Gennat, eine Differenzierung zwischen Ge¬ 
fangenen verschiedener Arten herbeiführen zu wollen. Aber 
ich glaube, wir dürfen in diesem Bestreben nicht dahin kom¬ 
men, daß wir reale Verhältnisse lediglich um der formalen 
Dinge wegen zurückstellen. Ich möchte nur nach all dem, 
was die beiden Herren Vorredner gesagt haben, denen ich mich 
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in jeder Richtung anschließe, noch auf den Punkt hinweisen, 
daß es eben doch unter denjenigen Gefangenen, denen die 
bürgerlichen Ehrenrechte abgesprochen sind, ziemlich ver¬ 
schiedene Kategorien gibt. Es gibt — wenigstens nach dem 
jetzigen Strafgesetzbuch, nach dem künftigen wird es wohl 
ähnlich sein — Leute, die auf einem ganz hervorragend schlech¬ 
ten moralischen Standpunkte stehen und denen die bürger¬ 
lichen Ehrenrechte aberkannt werden; es sind aber auch Leute 
darunter, bezüglich deren zwar die Aberkennung der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte ausgesprochen worden ist, denen aber das 
Gros der Bevölkerung doch nicht den Stempel der Entrech¬ 
tung und den Stempel der absoluten moralischen Verwerf¬ 
lichkeit aufdrückt. Ich will nur daran erinnern, daß z. B. 
Gemeindebeamten, die eine kleine Urkundenfälschung aus 
irgend einem nicht verwerflichen Motiv begehen, die bürger¬ 
lichen Ehrenrechte aberkannt werden müssen. Ich würde 
es aber gerade diesen Leuten gegenüber für eine Härte halten, 
wenn wir sie vollständig schablonenmäßig mit den anderen 
in einen Topf werfen und dann die Verschärfung daran knüpfen, 
daß wir für sie alle Beschränkungen, die eigentlich nur für die 
wirklich moralisch verwerflichen Zuchthausgefangenen in 
Aussicht genommen sind, ebenfalls einführen. 

Ich möchte bitten, den Antrag Gennat abzulehnen. 

Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich darf wohl vom Platz aus sprechen, weil ich nur wenige 
Worte zu sagen habe. 

Herr Geheimrat Plaschke, der leider im Augenblick nicht 
hier ist, hat mich mißverstanden. Ich habe nicht von Grund¬ 
stücken, sondern ich habe von Ländereien außerhalb der An¬ 
stalt gesprochen. Ich betrachte natürlich die Arbeit auf dem 
Hofe des Gefängnisses nicht als Außenarbeit, sondern Außen¬ 
arbeit ist für mich nur solche Arbeit, die außerhalb der Ring¬ 
mauern oder wie Sie es sonst nennen wollen, verrichtet wird. 

Der von Herrn v. Engelberg hervorgehobene Gesichts¬ 
punkt, daß die Gefangenen, die zum Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte verurteilt sind, verschiedener Art sind, ist natür¬ 
lich zutreffend. Aber im großen und ganzen gehört doch die¬ 
jenige Kategorie, denen der Richter die bürgerlichen Ehren¬ 
rechte abgesprochen hat, zu der Sorte von Gefängnissträf¬ 
lingen', denen, nach meiner Auffassung wenigstens, mindere 
Rechte zuerkannt und mehr Pflichten auferlegt werden müssen, 
als den anderen. In dem von ihm angeführten Falle des Ge¬ 
meindebeamten, der eine kleine Unterschlagung begangen hat, 
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würde ich es, wenn der Fall so außerordentlich milde liegt, 
für ein Unrecht auf seiten des Gerichts halten, wenn der Mann 
zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte verurteilt wird, da 
ja nicht einmal mit Zuchthaus, geschweige mit Gefängnis der 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte obligatorisch verknüpft 
ist. Dann hätte das Gericht eben einen Irrtum begangen. 
Im übrigen wird ein verständiger Gefängnisvorsteher auf solche 
Fälle natürlich Rücksicht nehmen und diesen Gemeinde¬ 
beamten, der nach meiner Auffassung zu Unrecht zum Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte verurteilt worden ist, nicht zur 
Außenarbeit in vielleicht derselben Gemeinde zwingen, in der 
er Beamter gewesen ist, damit er dort von allen Seiten ge¬ 
sehen wird. Also eine Individualisierung nach dieser Rich¬ 
tung ist selbst bei Annahme der von mir vorgeschlagenen 
Bestimmung durchaus nicht ausgeschlossen. 

Ich rekapituliere mich dahin, daß ich im großen und ganzen 
und mit wenigen Ausnahmen, die ich in der Hauptsache als 
eine irrtümliche Anwendung der Bestimmungen über die Ab¬ 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bei einzelnen Ge¬ 
fangenen ansehe, allerdings, wie ich das schon gesagt habe, 
als ich zuerst sprach, die Leute, denen die bürgerlichen Ehren¬ 
rechte aberkannt sind, als wesentlich von denjenigen Gefängnis¬ 
sträflingen verschieden betrachte, die sich im Besitz der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte befinden. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Diskussion ist geschlossen, da die Rednerliste erschöpft 
ist. Darf ich fragen, ob der Herr Berichterstatter das Schluß¬ 
wort wünscht? (Nein!). 

Wir können hier positiv abstimmen, indem der Kommis¬ 
sionsvorschlag das Weitergehende bietet. Er lautet dahin: 

„Außerhalb der Anstalt dürfen sie (die Gefängnis¬ 
gefangenen) ohne ihre Zustimmung nicht beschäftigt werden“, 
während Herr Dr. Gen na t im Gegenteil bezüglich der Ge¬ 
fangenen, die die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzen, die 
Zustimmung nicht verlangen will. Diejenigen Herren, die den 
Kommissionsvorschlag aufrecht erhalten wollen, bitte ich 
die Hand zu erheben (geschieht). Das ist die entschie¬ 
dene Mehrheit. 

Ich darf unter diesen Umständen fragen, ob Herr Dr. 
Genna t den Antrag bezüglich der Transport kl ei d ung, der 
sich übrigens nicht sehr viel von dem Kommissionsbeschluß 
und damit von der Ausschußvorlage entfernt, überhaupt dis- 
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kutiert haben will (Direktor Dr. Gennat: Verzichte!). Der 
Antrag fällt also fort. 

Wir können dann zu dem zweiten Punkte übergehen, daß 
nämlich die Zustimmung nicht widerruflich sei. Dieser 
Punkt behält seine Bedeutung, ganz einerlei, ob der Antrag 
Gennat angenommen oder abgelehnt worden ist, und ich bin 
im Irrtum gewesen, wenn ich vorhin annahm, daß die Kom¬ 
mission glaubte, die Zustimmung sei unwiderruflich. Die 
Kommission ist, wie ich aus den Worten des .Herrn General¬ 
redaktors entnehme, den ich bitte, das zu exemplifizieren, der 
Ansicht gewesen, die Zustimmung werde nicht im ganzen ein- 
für allemal gegeben, sondern es handle sich um die einzelnen 
Gattungen von Außenarbeit. 

Berichterstatter der Kommission, Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

An eine Unwiderruflichkeit haben wir nicht gedacht, denn 
dann w'ürde ja ein Gefängnisgefangener durch Abgabe der Er¬ 
klärung teilweise zum Zuchthausgefangenen. Ich meine, 
dieser Antrag Gennat fällt schon mit dem andern. In der 
Praxis ist es vielfach vorgekommen, daß Leute, wenn natür¬ 
lich auch nicht absichtlich, aber tatsächlich über die Bedin¬ 
gungen der Außenarbeit getäuscht worden sind. Sie haben 
geglaubt, ihre Erklärung bezöge sich auf diese oder jene Art 
von Arbeit, und als sie an Ort und Stelle erschienen, waren die 
Verhältnisse so, daß man es den Leuten nicht übelnehmen 
konnte, wenn sie erklärten: nein, unter diesen Umständen 
ziehe ich meine Erklärung zurück. Das mag Unzuträglich¬ 
keiten bringen, aber ich glaube nicht, daß man einen Wider¬ 
ruf ganz ausschließen kann. Durch eine solche Erklärung 
würde sich ja der Gefangene hinsichtlich der Arbeit ein für 
allemal zum Zuchthausgefangenen machen, und das geht nicht. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf unter diesen Umständen vielleicht zunächst fragen, 
ob nach dieser Aufklärung der Antrag Gennat bezüglich 
dieses Punktes überhaupt unterstützt wird. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg (zur Geschäftsordnung): 

Es ist mir immer noch nicht klar, auch nach dem, was der 
Herr Kollege Klein gesagt hat, was die Kommission will. 
Bisher ist es bei uns in der preußischen Gefängnisverwaltung so, 
daß die Zustimmung, die einmal erklärt ist, zu der Arbeit, 
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zu der sie erklärt ist, nicht widerrufen werden kann. Aber 
der Herr Kollege Klein meinte, glaube ich, daß die Zustim¬ 
mung auch zu der Arbeit, für die sie erklärt ist, widerrufen 
werden soll. ' 

Berichterstatter der Kommission, Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Wir sind der Ansicht gewesen: die Erklärungen müssen 
grundsätzlich widerruflich sein. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Da bin ich der entgegengesetzten Ansicht. Darf ich einen 
Abänderungsantrag stellen? 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Bitte! Wir machen eine Pause von zwei Minuten, damit 
der Antrag formuliert wird. 

Die Pause ist wieder aufgehoben. Der Antrag v. Pritt¬ 
witz lautet: 

,,Die Zustimmung darf zu der Arbeit, zu der sie erteilt 
ist, nicht widerrufen werden.“ 

Ich darf zunächst Herrn Dr. Gennat fragen, ob er sich 
vielleicht diesem Anträge anschließen kann. 

Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Gewiß, Exzellenz. Ich habe natürlich auch nichts anderes 
dabei im Auge gehabt. Aber es muß doch die Möglichkeit 
geschaffen werden können, daß jemand generell — er weiß, 
es werden soundso viele Arbeiten verrichtet —, wie ich es immer 
habe machen lassen —, erklärt: ,,Ich erkläre meine Bereit¬ 
willigkeit, mich mit Außenarbeiten beschäftigen zu lassen.“ 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das ist keine Beschränkung. 

Nun frage ich, ob der Antrag v. Prittwitz-Gennat in 
dieser Form unterstützt wird (geschieht). Das ist offenbar 
der Fall. Wir können also in die Diskussion desselben ein- 
treten. Wird noch weiter das Wort gewünscht? 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Ich möchte nur einen Widerspruch aufklären, der sich in 
den Ansichten und Aussprüchen der beiden der preußischen 
Justizverwaltung angehörigen Beamten, des Herrn Kollegen 
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Klein und des Herrn Kollegen v. Prittwitz, geltend macht. 
Herr v. Prittwitz sagt, in der preußischen Justizverwaltung 
sei es so, daß, wenn sich jemand zu einer bestimmten Außen¬ 
arbeit bereit erklärt hat, diese Erklärung unwiderruflich sei, 
und der Herr Kollege Klein sagt: nein, so ist es nicht, auch' 
in diesem Falle kann die Erklärung widerrufen werden. So 
habe ich, glaube ich, die Herren richtig verstanden. 

Berichterstatter der Kommission, Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Verzeihung! Nein, ich habe nur vom Standpunkt unserer 
Kommission gesprochen. 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin (fortfahrend): 

Die Sache ist bei uns in der Justizverwaltung eigentlich, 
möchte ich sagen, ein Mittelding zwischen beidem. Prinzipiell 
steht die Justizverwaltung, insonderheit die Ministerialinstanz, 
auf dem Standpunkt, daß diese Erklärung immer widerruflich 
ist, auch für die einzelne Arbeit. Nun hat aber die Praxis aus 
den von Herrn Dr. Gennat angeführten Gründen vielfach 
den prinzipiellen Standpunkt durch die praktischen Bedürf¬ 
nisse modifiziert, und da werden dann vielfach Erklärungen 
abgegeben des Inhalts — die Gefangenen müssen ja schriftlich 
darüber vernommen werden —: ,, Ich erkläre mich damit 
einverstanden, daß ich zu dieser Beschäftigung verwendet 
werde.“ Wenn dann der betr. Mann, sei es aus Mutwillen 
oder Frivolität oder so etwas sagt: „Jetzt will ich wieder 
zurückgeführt werden“, so antwortet man ihm: „Das ist doch 
nicht angängig, das steht ja mit deiner Erklärung in Wider¬ 
spruch“, und bestraft ihn dann unter Umständen wegen dieses 
oder jenen Delikts. 

Nun muß ich ohne weiteres zugeben, daß das, was ich sage, 
in der Praxis nicht überall üblich ist. Die Verhältnisse haben 
sich in den einzelnen Bezirken und bei den einzelnen Arbeiten 
ganz — „ganz“ ist zu viel gesagt, aber doch stellenweise ver¬ 
schieden gestaltet. Der eine macht es so, und der andere macht 
es so, und bis jetzt ist in der über 10jährigen Praxis, die ich 
in der Ministerialinstanz habe, ein Bedürfnis nach einheit¬ 
licher Regelung noch nicht zutage getreten. 

In der Sache selbst stehe ich auf dem Standpunkt, daß man 
die Widerruflichkeit auch dann cinräumen soll, wenn die Er¬ 
klärung vorliegt, daß es sich um eine bestimmte Arbeit handelt, 
und zwar aus folgendem Grunde. Es ist ganz richtig, was die 
einzelnen Herren gesagt haben: der Gefangene, der im Ge- 
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fängnis darüber vernommen wird: „Bist du bereit, die und die 
Arbeit zu übernehmen?“ hat häufig keine rechte Vorstellung 
davon, wie die Arbeit ist. Er wird allgemein gefragt: „Willst 
du zu dieser Außenarbeit kommandiert werden?“ Kommt er 
hin, so sagt er sich vielleicht: „Die Verhältnisse liegen ganz 
anders, ich habe nicht gewußt, daß ich von Leuten gesehen 
werden kann; es widerspricht meinem Ehrgefühl.“ 

Wenn der Widerruf aus guten und richtigen Gründen er¬ 
folgt, soll man ihm Folge geben. Wenn der Mann Unfug treibt, 
kann man ihn bestrafen. 

Ministerialrat Röcker, Stuttgart: 

Mit den letzten Worten meines geehrten Herrn Vorredners 
bin ich durchaus einverstanden. Ich halte es aber für dringend 
geboten, daß der Antrag des Herrn Oberstaatsanwalts von 
Prittwitz u. Gaffron angenommen wird. In der württem- 
bergischen Justizverwaltung sind w r ir vor etwa sechs bis sieben 
Jahren vor diese Frage gestellt gewesen, um die es sich hier 
handelt. Wir haben aus einer Strafanstalt etwa 70—80 Mann 
in Steinbrüche ausrücken lassen, wo wir eine langdauernde 
Arbeit für fremde Firmen übernommen hatten. Nun war 
unter diesen 70—80 Mann ein guter Kenner des § 16 des 
Strafgesetzbuchs. Er hatte seine Zustimmung dazu gegeben, 
daß er zu dieser Außenarbeit herangezogen wurde. Nach 
einigen Wochen kam ihm der Gedanke: jetzt nehme ich diese 
Erklärung zurück. Er war, wie ich schon gesagt habe, ein 
sehr guter Kenner des Strafgesetzbuchs; er war aber auch 
ein sehr willenskräftiger Agitator, und es stand damals die 
Gefahr nahe bevor, daß er in der Tat einen Streik unter den 
Gefangenen zu inszenieren vermochte. Von dem Gedanken 
ausgehend, daß es zu absurden Resultaten führen würde, 
wenn man den Widerruf der einmal erteilten Zustimmung zu 
einer speziellen Arbeit zuließe, daß dies zur Proklamation des 
Streikrechts unter den Gefangenen führen würde, kam dann 
die Justizverwaltung schließlich im Wege der Auslegung des 
§ 16 des Strafgesetzbuches dazu, dem Gefangenen zu sagen: 
„Du kannst deine Zustimmung nicht mehr zurücknehmen.“ 
Wir standen in der Tat vor einer schweren Gefahr. Diesem 
Manne wäre es beinahe gelungen, eine höchst widerwärtige 
Situation zu schaffen. Solche Fälle werden sich in der Zu¬ 
kunft wohl mehren. Der Gedanke des Streiks kommt immer 
mehr in die Köpfe hinein. Ich möchte Sie dringend bitten: 
beugen Sie einer Gefahr vor, die unter Umständen sehr wider- 
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wärtig und peinlich werden kann! Nehmen Sie den Antrag 
Prittwitz an (Bravo!). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Rednerliste ist erschöpft, die Diskussion geschlossen. 
Der Herr Berichterstatter hat das Wort. 

Berichterstatter der Kommission, Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ich möchte bitten, diesen Satz herauszulassen. Gerade die 
Diskussion zeigt, wie diffizil die Frage im Einzelfalle liegen 
kann. Deswegen haben wir von einer solchen Bestimmung 
Abstand genommen. Wir haben uns gesagt, inan möge die 
Regelung der Frage der Auseinandersetzung im Einzelfalle 
überlassen. Schon ins Gesetz die Bestimmung hineinzunehmen, 
daß implizite durch Abgabe einer Erklärung Gefängnisgefangene 
teilweise zu Zuchthausgefangenen werden, ist bedenklich. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Abstimmung wird in der Weise vorzunehmen sein, daß 
ich fragen werde, wer den vereinigten Antrag der Herren 
v. Prittwitz und Dr. Gennat annehmen will (Zuruf: Vor¬ 
lesen!). Er lautet: 

„Die Zustimmung darf zu der Arbeit, zu der sie erteilt 
ist, nicht widerrufen werden.“ 

Diejenigen Herren, welche diesen Antrag annehmen wollen, 
bitte ich, die Hand zu erheben (geschieht). 74. Darf ich um 
die Gegenprobe bitten (geschieht). Der Antrag der Herren 
v. Prittwitz und Dr. Gennat ist angenommen. 

Bezüglich des dritten Punktes: 

„Bei solchen Arbeiten sind die Gefängnissträflinge von 
freien Arbeitern, von Züchtlingen und von Verwahrten zu 
trennen“, 

wird wohl der Herr Generalredaktor in der Lage sein, die Aus¬ 
kunft zu geben, daß unter den „Gefangenen anderer Art“ _ 
nach der Textierung schon alles inbegriffen ist. 

Berichterstatter der Kommission, Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Das war jedenfalls unsere Absicht. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann können wir das zu Protokoll feststellen. Damit ist 
dieser Punkt erledigt. 



— 496 — 


Wir haben dann die Gruppe über den Einfluß der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte erledigt und kommen nun zum folgenden 
Gegenstände: „Haar- und Barttracht“, wo ein Antrag 
des Herrn Zuchthausdirektors Oberst Stöcker vorliegt. Der 
§ 32 Abs. 2, der hier allein in Betracht kommt, sagt, daß die 
Haar- und Barttracht nur aus Gründen der Reinlichkeit und 
Schicklichkeit verändert wird. Hier verlangt der Antrag 
Stöcker den Beisatz: 

„Männlichen Zuchthausgefangenen wird das Haupthaar 
kurz geschoren. Ihnen ist das Barttragen verboten, aber 
gegen Ende der Strafzeit oder aus Gesundheitsrücksichten 
oder aus sonst erheblichen Gründen zu gestatten.“ 

Das Wort hat der Herr Antragsteller. 

Ich bitte den Herrn Landgerichtspräsidenten Dr. Engel 
oder, falls er nicht anwesend wäre, den Herrn Geh. Ober¬ 
justizrat Plaschke, mich im Präsidium für kurze Zeit zu 
vertreten. 

Zuchthausdirektor Oberst Stöcker, Bruchsal: 

Meine Herren! Der § 32 Abs. 2 ist mir in seiner jetzigen 
Fassung nicht bestimmt genug, weil er keinen Unterschied 
zwischen Zuchthaus und anderen Strafarten macht. Mein 
Vorschlag bezweckt die schärfere Anfassung des Zuchthäuslers, 
gibt aber gleichzeitig dem Vorsteher und dem Arzt die Mög¬ 
lichkeit, in gewissen Fällen von der Regel abzuweichen. Unter 
diese Ausnahmen kann auch die gewünschte Schonung eines 
sog. besseren Gefangenen fallen. 

Ich persönlich kann im Kurzscheren und Glattrasieren 
nichts Entehrendes erblicken. Die Einwände, die dagegen 
gemacht werden, sind mir bekannt. Ich halte keinen einzigen 
davon für stichhaltig. Am leichtesten sind diejenigen abzutun, 
die so etwas für unzeitgemäß halten. Bitte, schlagen Sie doch 
die Trachtenbücher nach bis ins 13. Jahrhundert, und Sie 
werden finden, daß noch nie und zu keiner Zeit so viel glatt¬ 
rasierte und kurzgeschorene Männer herumgelaufen sind, wie 
heutzutage (Heiterkeit und Beifall). 

Ich bitte, die Zuchthäusler nicht so zimperlich zu behandeln 
und der Anstalt nicht unnötig das Geschäft zu erschweren, 
denn wenn Sie den Absatz 2 so lassen, wie er dasteht, so werden 
Sie daraus eine Quelle vonBeschwerden bekommen, weiter nichts 
(Beifall). Also erlassen Sie uns doch diese Queruleien und Be- 
schwcrcreien! Sonst muß die Aufsichtsbehörde ja noch einen 
Haby oder sonst einen technisch gebildeten Friseur zur Beratung 
bei der Entscheidung dieser Beschwerden anstellen (Heiterkeit). 
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Sie haben gestern mit großer Mehrheit die äußerliche rein¬ 
liche Scheidung der Zuchthäuser von anderen Strafanstalten 
beschlossen und darauf hingewiesen, daß auch im Volks¬ 
empfinden dieses äußere Merkmal beliebt sei. Das gleiche 
gilt von den geschorenen und rasierten Insassen. Er ist ein 
Symbolum von altersher, ein historischer Bestandteil der 
Strafhäuser und soll auch ferner ein Unterscheidungsmerkmal 
zwischen Zuchthaus und Gefängnis bleiben (Beifall). Auf 
Muß und Zwang soll der Ton im Zuchthause gestimmt sein 
und nicht auf Sentimentalitäten (Sehr richtig!), und trotzdem 
kann man ein warmes Herz im Busen tragen (lebh. Beifall). 

Direktor v. Michaelis, Münster: 

Meine Damen und Herren! Im kriminalpolitischen Inter¬ 
esse wie auch im Interesse des Erkennungsdienstes, wdirde es 
sich wohl empfehlen, daß man Kopf- und Barthaar wachsen 
läßt. Es ist interessant: wenn man ein Fahndungsblatt mit 
einer Abbildung aufschlägt und sieht einen Zuchthausgefange¬ 
nen in vollem Kopf- und Barthaar, so erkennt man ihn nicht. 
Irn Zuchthause hatte man ihm das Kopfhaar kurz geschoren, 
das Barthaar genommen, und nun ist er auf seinen weiteren 
Irrfahrten, die er unternommen hat, wieder mit einem wohl¬ 
frisierten Kopfhaar ausgestattet; er trägt auch wieder seinen 
Bart. Es ist ganz unmöglich, wenn Sie einen ihnen bekannten 
Zuchthausgefangenen ohne dieses Angebinde und denselben 
mit vollem Haar sehen, ihn wiederzuerkennen. Dieser rein 
praktische Gesichtspunkt sollte doch wohl dafür sprechen, für 
den Kommissionsantrag einzutreten. 

Im übrigen stehe ich durchaus auf dem Standpunkt des 
Herrn Kollegen, der sich eben dahin,ausgesprochen hat, daß 
der Strafvollzug nicht sentimental werden dürfe. Die körper¬ 
liche Züchtigung im Zuchthause, die ja noch zu Recht besteht 
— soweit es sich um Männer handelt —, sofern sie sich tätlich 
gegen einen Angestellten vergangen haben, wird unbedingt 
fallen. Ich meine, wenn dieses strenge Strafmittel entbehrt 
werden kann, so können wir aus Zweckmäßigkeitsgründen 
wohl auch auf das Scheren von Kopf- und Barthaar ver¬ 
zichten. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Bloß zwei Worte! Der Herr v. Michaelis hat betont, 
daß, wenn ein Mann mit einem Zuchthausgesicht ins Fahn¬ 
dungsblatt käme, er nicht wiederzuerkennen wäre, wenn er 


Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLV111. 


32 



— 498 — 


Bart und Haar trüge, und infolgedessen sollte man ihm seinen 
Bart und sein Haar lassen. Erstens sind diese Fälle doch ver¬ 
hältnismäßig selten, und es kann auf diesen Umstand bei der 
Erwägung, ob man das Haar scheren und den Bart nehmen 
kann, keine Rücksicht genommen werden. Im übrigen trifft 
der Grund auch nicht zu. Wenn man dem Manne sein Haar 
und seinen Bart läßt und er kommt hinaus und will sich un¬ 
kenntlich machen, so schneidet er sich eben Bart und Haare 
ab (Heiterkeit). 

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Oberjustizrat Plaschke: 

Die Rednerliste ist erschöpft. Ich werde den Antrag 
Stöcker nochmals verlesen: 

„Männlichen Zuchthausgefangenen wird das Haupthaar 
kurz geschoren. Ihnen ist das Barttragen verboten, aber 
gegen Ende der Strafzeit oder aus Gesundheitsrücksichten 
oder aus sonst erheblichen Gründen zu gestatten.“ 

Wer für diesen Antrag ist, möge die Hand erheben (ge¬ 
schieht). Das ist die große Majorität. Der Antrag ist 
angenommen. Damit erledigt sich wohl die Ziffer 2 der 
Vorschläge. 

Nun kommt der Antrag Dreier zu § 34 der Vorschläge. 
Der Antrag lautet: 

„Es wird vorgeschlagen, den § 34 Ziff. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- und 
Kautabak nur den erwachsenen Gefangenen gestattet 
werden, welche mit schwerer Außenarbeit dauernd beschäf¬ 
tigt sind.“ 

Die gegenwärtige Ziffer 3 des § 34, deren Abänderung dieser 
Antrag vorschlägt, lautet: 

„Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- und 
Kautabak den Jugendlichen und den Zuchthausgefangenen, 
soweit diese nicht mit schwerer Außenarbeit beschäftigt 
werden, nicht gestattet werden“. 

Der Unterschied ist also der, daß in den Vorschlägen 
Jugendliche und Zuchthausgefangene genannt werden, wäh¬ 
rend es in dem Anträge Dreier positiv heißt: 

„Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- und 
Kautabak nur den erwachsenen Gefangenen — also unter 
Umständen auch den Zuchthausgefangenen — gestattet 
werden, welche mit schwerer Außenarbeit dauernd beschäf¬ 
tigt sind“. 
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Es würde also die Gewährung dieser Genußmittel für alle 
Gefangenen innerhalb der Anstalt ausgeschlossen sein. Habe 
ich den Antrag richtig verstanden? — Ist der Antragsteller, 
Herr Dreier, nicht hier? (Rufe: Nein!). Dann darf ich 
vielleicht den Herrn Berichterstatter bitten, zu referieren. 

Berichterstatter der Kommission, Erster Staatsanwalt Klein, 
Berlin: 

Ist der Antrag überhaupt unterstützt? 

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Oberjustizrat Plaschke: 

Ich möchte die Frage stellen: wird der Antrag unter¬ 
stützt? (Zustimmung.) Dann bitte ich, da der Herr Antrag¬ 
steller nicht da ist, sich zu dem Anträge zum Wort zu melden. 

Direktor v. Michaelis, Münster: 

Ob man den Außenarbeitern diese Vergünstigung ge¬ 
währen soll, das erscheint mir doch sehr zweifelhaft. Ich 
meine, man sollte von derselben Abstand nehmen und diese 
Vorschrift in Zukunft — augenblicklich besteht sie ja — wieder 
beseitigen. Haben die Leute überhaupt erst einmal Kau¬ 
tabak und Schnupftabak auf einem Außenkommando, dann 
haben sie bald auch ihre Zigaretten und auch ihren Rauch¬ 
tabak. Jedem meiner Kollegen, die Außenarbeiter zu stellen 
haben, wird diese Erfahrung nicht erspart geblieben sein. 
Ich würde also nicht dafür sein. 

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Oberjustizrat Plaschke: 

Wenn ich recht verstanden habe, würden Sie sich also 
gegen den Antrag des Herrn Dreier aussprechen, und zwar 
mit der Tendenz, auch den Außenarbeitern diese Vergünsti¬ 
gungen zu entziehen. Wie Sie sich zu dem Kommissions- 
Vorschläge stellen, den ich verlesen habe, darüber habe ich 
Ihren Ausführungen nichts entnehmen können. Im Kommis- 
sionsvorschlage heißt es: „Von den Genußmitteln können 
Rauch-, Schnupf- und Kautabak den Jugendlichen und den 
Zuchthausgefangenen nicht gestattet werden.“ 

Bezüglich der Zuchthausgefangenen ist durch einen 
Zwischensatz gesagt: 

„soweit diese nicht mit schwerer Außenarbeit beschäf¬ 
tigt werden.“ 

Die Sache liegt so, daß als Genußmittel Rauch-, Schnupf- 
und Kautabak den Gefängnisgefangenen, die im Gefängnis 


32* 



500 — 


beschäftigt werden, nach dem Kommissionsantrage gestattet 
werden können. Wenn Sie das nicht wollen, dann würden 
Sie ja auch dazu kommen, daß Sie den Kommissionsantrag 
ablehnen (Direktor v. Michaelis: Jawohl). 

Ich möchte, bevor ich weiteren Meldungen entgegensehe, 
noch folgendes erwähnen. Zu dem Punkte liegt auch ein 
Antrag Reich vor. Er ist auf Seite 8 der Beilage enthalten 
und lautet: 

„Von den Genußmitteln kann Rauchtabak nur den 
männlichen Einschließungsgefangenen gestattet werden. Von 
der Gewährung von Schnupf- und Kautabak sind die jugend¬ 
lichen und weiblichen Gefangenen auszuschließen.“ 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Darf ich etwas einwenden? Mein erster Antrag stellt auf 
Seite 7. 

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Oberjustizrat Plaschke: 

Ich möchte zunächst diese Rauch- und Kautabaksfrage 
erledigen, dann das andere. 

Herr Dr. Gennat! Sie haben auch zu diesem Punkt 
einen Antrag gestellt. Es würde sich vielleicht empfehlen, 
daß wir all diese Anträge zusammen verhandeln. Der Antrag 
Gennat auf Seite 7 lautet: 

„Alkoholische Getränke“ — diese wollen wir einmal vor¬ 
läufig fortlassen — dürfen nicht, Rauch-, Schnupf- und Kau¬ 
tabak darf Jugendlichen nicht, Züchtlingen und sich nicht 
im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindenden Ge- 
fängsnissträflingen nur bei der Beschäftigung mit schwerer 
Arbeit außerhalb der Anstalt gestattet werden.“ 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Das deckt sich mit dem Anträge Dreier. 

Stellvertretender Vorsitzender Geh. Oberjustizrat Plaschke: 

Darf ich dann vielleicht die Herren Antragsteller Dr. Gen¬ 
nat und Reich bitten, das Wort zu nehmen und ihre Anträge 
zu begründen? 

Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Durch meinen Antrag zieht sich wieder wie ein roter Faden 
der Unterschied, den ich zu machen gesucht habe zwischen 
den Gefangenen, die sich im Besitz der bürgerlichen Ehren- 
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rechte befinden, und denjenigen, bei denen das nicht der Fall 
ist. Wenn ich die Abstimmung, bei der diese Frage zum 
ersten Austrag kam, nämlich über die Beschäftigung mit 
Außenarbeiten, als eine grundsätzliche Äußerung anzusehen 
habe, daß ein Unterschied zwischen Gefängnissträflingen im 
Besitz und nicht im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte über 
den von den Vorschlägen gezogenen Rahmen, der sich ja ledig¬ 
lich auf die Selbstbekleidung und die tunliche Absonderung 
in der Anstalt bezieht, hinaus nicht gemacht werden soll, 
wenn ich das als die maßgebende Meinung des Vereins anzu¬ 
sehen habe, so muß aus meinem Anträge von vornherein die 
Ausscheidung der sich nicht im Besitz der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte befindenden Gefängnissträflinge fortfallen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Sie sind also mit anderen Worten damit einverstanden, 
juxta modum, um mich kirchenrechtlich auszudrücken, daß 
diese Worte „sich nicht im Besitze der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte befindenden Gefängnissträflingen“ gemäß der früheren 
Abstimmung als gestrichen gelten. 

Direktor a. D. Dr. Gennat (fortfahrend): 

Bezüglich der Jugendlichen deckt sich mein Antrag voll¬ 
ständig mit dem Anträge der Kommission. Es würden bloß 
die Züchtlinge bei Beschäftigung mit schwerer Arbeit außer¬ 
halb der Anstalt übrig bleiben. Ich habe mir — es ist außer¬ 
ordentlich schwer, solche Anträge zu formulieren — dabei 
gedacht, daß man wohl den Erwägungsgründen entgegen- 
kommen müsse, die die Begründung anführt, obgleich ich 
persönlich kein Hehl daraus machen will, daß ich ein absoluter 
Gegner des Tabakgenusses in jeder Form bin (lebh. Beifall), 
sowohl im Zuchthaus wie im Gefängnis (lebh. Beifall), niemals 
eine Ausnahme gemacht und alle Versuche, die an mich von 
meinen Mitarbeitern wiederholt herangetreten sind, kurzerhand 
abgelehnt und gesagt habe: „Solange ich auf diesem Sessel 
sitze, wird bei mir weder geschnupft, noch geraucht, noch 
gekaut“ (lebh. Beifall). Aber gegen die Strömung ist ja 
schwer anzugehen und nachdem unsere Kommission in mühe¬ 
voller Arbeit uns den Vorschlag hinsichtlich des Tabakgenusses 
gemacht hat, sehe ich es, so sehr ich es bedaure, als ein vergeb¬ 
liches Bemühen meinerseits an, den Antrag zu stellen, das, was 
in den Kommissionsvorschlägen hinsichtlich des Tabak¬ 
genusses steht, einfach zu streichen (Zuruf: Warum nicht?). 
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Ich habe mich also auf ein Kompromiß eingelassen und 
will mit der Sache einverstanden sein. Gott sei Dank, muß 
ich sagen, habe ich mit ihr nichts mehr zu tun (Heiterkeit), 
also berührt sie mich auch sehr viel weniger, und ich kann es 
meinen noch im Amte befindlichen Amtsgenossen überlassen, 
wie sie sich mit ihr abfinden werden. 

Ich möchte also, da sichs nur noch um die Züchtlinge 
handelt, bemerken, daß ich denen grundsätzlich und in dieser 
Beziehung in grundsätzlicher Übereinstimmung mit der Kom¬ 
mission den Tabakgenuß nicht gestatten und eine Ausnahme 
nur bei Außenarbeiten machen will. Darunter verstehe ich, 
um die von anderer Seite vorhin hervorgehobene Zweifel¬ 
haftigkeit der Auslegung des Begriffes der Außenarbeit aus¬ 
zuschließen, Außenarbeiten außerhalb der Ringmauer, der 
Umwehrung, der Umfriedigung, wie Sie es nennen wollen. 
Aber nur bei schweren Außenarbeiten soll die Vergünstigung 
gewährt werden, also nicht wenn jemand eine Straße, die an 
der Anstalt vorüberführt, mit dem Besen kehrt, um sie zu 
säubern, sondern bei einer Arbeit, bei der es Knochenmark 
kostet. 

Und nun eine fernere Einschränkung dahingehend, daß 
die Gefangenen den Tabak nur genießen sollen, während sie 
diese Arbeit verrichten, und zwar aus dem Grunde, weil der 
Tabak eine Art Stärkungsmittel, ein Ansporn oder was Sie 
sonst wollen, sein soll, solange diese Arbeit verrichtet wird, 
nicht aber ein Bene für die Gefangenen, die überhaupt mit 
dieser Arbeit beschäftigt sind, sodaß also nicht auch während 
der Zeit, wo sie nicht mit solchen Arbeiten beschäftigt sind, 
insbesondere an Sonn- und Feiertagen, etwa nachmittags 
zum Kaffee, die Herren Züchtlinge in gemeinschaftlichem 
Arbeitssaal ihre Pfeife, ihren Brösel, wie man das in Hamburg 
nennt, oder ihre Zigarre oder Zigarette oder irgend etwas 
derartiges mehr rauchen. Das möchte ich zum Ausdruck 
gebracht sehen und möchte daher diese Beschränkung ob¬ 
walten lassen. Ich kann sie aus dem Kommissionsvorschlage 
nicht herauslesen, weiß auch nicht, ob die Kommission sich 
mit dieser Frage überhaupt beschäftigt hat. Ich mache dar¬ 
auf aufmerksam, daß es natürlich einigermaßen wunderbar 
aussehen wird, wenn man eine Kolonne Außenarbeiter, viel¬ 
leicht garnicht so weit von der Anstalt entfernt, und in einer 
ziemlich belebten Gegend, mit ihren kurzen Pfeifen, Zigarren 
usw. arbeiten sieht. Aber das muß nach meiner Auffassung 
in den Kauf genommen werden und dieser Anblick würde mir 
als altem Gefängnisbeamten lieber sein, als wenn ich mich 
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in die Anstalt begebe und solch einen gemütlichen Sonntags¬ 
nachmittagskaffee arischen muß. Das habe ich mit den Worten 
,,bei der Beschäftigung“ gemeint. Ob ich es mit der genügen¬ 
den Deutlichkeit gesagt habe, weiß ich nicht. Aber ich weiß 
auch keine andere Fassung (Zuruf: Während der Beschäf¬ 
tigung!). Ich habe mir das sehr wohl überlegt. ,,Während“ 
kann auch heißen: solange er sie verrichtet (Zuruf: Nur wäh¬ 
rend der Beschäftigung oder Ausübung!). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Absicht geht also dahin festzustellen, daß das „bei“ 
den Sinn hat: so viele Stunden die schwere Arbeit dauert, 
so viele Stunden kann der Mann rauchen. Er darf es aber 
nicht mehr, wenn die Arbeit vorbei ist. Das wird in das 
Stenogramm aufgenommen. Über den Sinn des Antrages 
kann also dann ja kein Zweifel sein. Mit der Redaktion 
können wir uns bei unserer knappen Zeit nicht befassen. 

Ich darf zwei Dinge mitteilen. Das neue Vereinsehren¬ 
mitglied, Herr Geheimrat und Major a. D. Strafanstalts¬ 
direktor Ko pp in Freiburg, dem einige Herren aus persön¬ 
licher Freundschaft gratuliert haben, hat eine Antwort ge¬ 
geben, die allgemeiner ist und den Verein im ganzen betrifft, 
und in der er nicht nur den betr. Herren, sondern der ganzen 
Versammlung seinen tiefgefühlten Dank und treuergebenen 
Gruß ausspricht. 

Sodann ist ein Antrag eingekommen von Herrn Ministerial¬ 
rat Röcker, den § 34 Ziff. 3 wie folgt zu fassen: 

„Rauch-, Schnupf- und Kautabak sind in jeder Form 
den Gefangenen untersagt“ (lebh. Beifall). 

Das Wort als Antragsteller hat Herr Geh. Regierungsrat 
Reich. 

Ich darf im übrigen vielleicht darauf aufmerksam machen, 
daß unsere Zeit bis 12 Uhr, anfängt knapp zu werden. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen: 

Ich werde mich sehr kurz fassen. Nach dem, was eben 
gesagt worden ist, könnte ich eigentlich ruhig den Mund halten, 
denn ich würde, wie Sie auf Seite 7 lesen, überhaupt auch für 
Streichung des Absatzes 3 sein, schon aus dem Grunde, weil 
ich mir sage: das sind Detailfragen, die vielleicht doch besser 
einer vereinbarten Hausordnung für alle Anstalten Vorbehalten 
bleiben sollten. 

Die Frage selbst wird ja vielfach verschieden beurteilt 
werden, je nachdem der betr. Beurteiler in der Abteilung für 
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Nichtraucher oder für Raucher sitzt (Heiterkeit). Ich habe 
aber den weiteren Unterschied zwischen Rauchtabak, Kau- 
und Schnupftabak und weiter noch zwischen Männern und 
Weibern gemacht. Heutzutage, wo die Frauen gern Männer 
sein wollen (Heiterkeit), wird es vielleicht auch im Gefängnis 
Vorkommen, daß eine Dame, die draußen ihre Zigarette zu 
rauchen gewöhnt ist, das auch im Gefängnis weiter tun will 
(Heiterkeit), und dieser Unart, wenn ich so sagen darf, möchte 
ich im Gefängnis nicht Vorschub leisten. 

Aber ich kann jetzt alles ruhig fahren lassen. Ich habe 
nur das eine Bedenken, ob man bei männlichen Ein¬ 
schließungsgefangenen — das wären also unsere jetzigen 
Festungshaftgefangenen — das Rauchen ohne weiteres ver¬ 
bieten kann (Rufe: Nein!). Dann würde der erste Teil meines 
Antrages ja vielleicht Annahme finden können, daß von den 
Genußmitteln Rauchtabak nur den männlichen Einschließungs¬ 
gefangenen gestattet werden kann. Dann würde ich aber auch 
von der Gewährung des Schnupf- und Kautabaks alle jugend¬ 
lichen und weiblichen Gefangenen ausschließen. 

Das Radikalste ist natürlich, wir streichen die ganze Be¬ 
stimmung und überlassen die Sache der Vereinbarung. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Verzeihen Sie! Dann ist gar keine positive Lösung vor¬ 
handen. 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen (fortfahrend): 

Dann bin ich für Ablehnung des Kommissionsvorschlags. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das Radikalste ist der Antrag Röcker, der übrigens noch 
einen Zusatz erhalten hat: 

,,den Gefangenen mit Ausnahme der Einschließungs¬ 
gefangenen“ (Zustimmung). 

Geh. Regierungsrat Reich, Bautzen (fortfahrend): 

Dann schließe ich mich dem an. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Also ein vereinigter Antrag Röcker und Reich! Darf ich 
den Herrn Antragsteller bitten? 

Ministerialrat Röcker, Stuttgart: 

Nur wenige Worte! Der Vortrag des Herrn Dr. Gen na t 
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hat mich ermutigt, den eben verlesenen Antrag zu stellen, und 
das vielfache Bravo, das ertönt ist, enthebt mich vielleicht einer 
eingehenderen Begründung. Ich bemerke nur folgendes: Die 
württembergischen Strafanstalten sind, was die Gefängnisse 
anlangt, nicht ganz alkoholfrei, aber sie sind nikotinfrei. 
Nur auf ärztliche Anordnung, als Medizin, wird Schnupf- oder 
Kautabak oder vielleicht auch einmal eine Zigarette ver¬ 
abreicht. Wir sind bei dieser Ordnung sehr gut gefahren. 
Wir haben nur vor etwa acht oder neun Jahren in der Irren¬ 
abteilung, die auf Hohenasperg besteht, eine kleine Ausnahme 
von dieser Nikotinfreiheit gestattet. Wir haben den Gefange¬ 
nen. die in der Irrenabteilung untergebracht sind, gestattet, 
daß sie von ihrem Nebenverdienst gewisse kleine Beträge zur 
Anschaffung von Schnupftabak verwenden dürfen. Dieser 
Versuch ist mißlungen. Erst vor wenigen Monaten ist er auf 
Antrag der Verwaltung selbst wieder aufgegeben worden, weil 
die Zulassung des Tabaks zu höchst unangenehmen Schmugge¬ 
leien usw. geführt hat, so daß die Verwaltung selbst wiederum 
dazu gegriffen hat, den Antrag zu stellen, auch die Irren¬ 
abteilung wieder nikotinfrei zu machen. Wir haben die besten 
Erfahrungen mit der Nikotinfreiheit gemacht. Ich glaube, 
es entspricht dem Ernst des Strafvollzuges, das Rauchen, 
das Kauen und das Schnupfen von Tabak nicht einzuführen. 
Halten Sie, wie ich gesagt habe, die Anstalten, soweit nicht 
der Arzt im einzelnen Fall eine Ausnahme zuläßt, nikotin¬ 
frei! Sie fahren gut dabei (Bravo!). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf feststellen: der Antrag des Herrn Ministerialrats 
Röcker hat den Sinn, daß auf ärztliche Verordnung eine Aus¬ 
nahme gestattet werden kann. Das ist nicht in den Text 
aufgenommen, mit Recht, da ja auch sonst bei allen Vor¬ 
schriften oder Vorschlägen dieser Vorbehalt von vornherein 
platzgreift. Aber es ist gut, es an dieser Stelle hervorzuheben. 

Berichterstatter der Kommission, Direktor Dr. Pollitz, 
Düsseldorf: 

§ 34 Ziff. 3 unseres Entwurfs ist eine Ergänzung des § 23, 
in dem ausdrücklich vorgeschlagen wird, bei dem Vollzug der 
Strafe Milderungen, Aufmunterungen und Vergünstigungen zu 
gewähren. So muß die Sache verstanden werden. Das schöne 
Zukunftsbild, das uns der Herr Kollege Gennat über den 
Sonntags seine Pfeife rauchenden Zuchthäusler entwickelt 
hat, wird durch ein Stück Tabak noch nicht verwirklicht. 
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Sie wissen alle, daß die kleine Portion Priemtabak für die 
Leute ein großer Genuß ist. Es ist eine kleine Aufmunterung 
bei schweren Arbeiten. Wir sollten uns sehr überlegen, ob 
es einen Fortschritt bedeutet, wenn wir jenen Satz ganz'fort- 
streichen. Ein Fortschritt bedeutet es, wenn wir nicht nur 
Strafen und Disziplinarmaßregeln, sondern auch Vergünsti¬ 
gungen und kleine Belohnungen einführen. So hat die Kom¬ 
mission die Sache aufgefaßt. Es muß für besonders gute und 
schwere Arbeit einmal eine besondere Zulage zur Verfügung 
stehen, wenn es auch nur ein Stück Priemtabak ist, auf das 
die Leute großen Wert legen. Die Herren, die in der Praxis 
stehen, wissen, daß es kaum ein Mittel gibt, mit dem man so 
viel durchsetzen kann wie mit dem Priemtabak, ln Dresden 
hat sich zurzeit die Mehrheit für den Nahrungsmitteleinkauf 
aus dem Arbeitsverdienst ausgesprochen; unser Vorschlag 
bewegt sich in gleicher Richtung (teilweiser Widerspruch). 

Ich bitte, die Bestimmungen in § 34 Ziff. 3 nicht zu streichen. 
Die Fassung, die wir gewählt haben, sagt alles, was wir sagen 
müssen. Ich sehe in der anderen Fassung, wie sie die Herren 
Dreier und Dr. Gennat vorschlagen, auch keinen Fort¬ 
schritt. Es ist ausdrücklich gesagt, daß bei Zuchthausgefange¬ 
nen die Vergünstigungen nur bei schwerer Außenarbeit ge¬ 
geben werden können. In Preußen ist es üblich, diese Ver¬ 
günstigung zu gewähren, und soviel ich weiß, würden die 
Leiter der Außenkommandos nicht sehr glücklich sein, wenn 
man sie in Fortfall kommen ließe. Lassen Sie diese kleinen 
Vergünstigungen bestehen; sie sind ein einfaches Mittel, um 
ohne disziplinären Zwang auf die Leute einzuwirken. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg: 

Meine Damen und Herren! Dem Anträge, den der Herr 
Ministerialrat gestellt hat, stehe ich in meinem Herzen freudig 
gegenüber, und es wäre sehr hübsch, wenn er angenommen 
würde. Es sind aber doch, wie der Herr Berichterstatter 
hervorgehoben hat, erhebliche Gründe dafür vorhanden, bei 
Außenarbeit den Tabak zuzulassen. Ich habe darin selbst 
Erfahrung. Ich hatte eine größere Kolonne von Außen¬ 
arbeitern bei der Regulierung der Bode beschäftigt. Jahre¬ 
lang war dort täglich schwere Arbeit, zum Teil im Wasser, 
auszuführen. Im Anfang der Arbeit war der Tabakgenuß 
untersagt. Dann aber traten wiederholt Anträge an mich 
heran, ich möchte doch den Leuten den Kautabak bewilligen. 
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Ich wies das Ansinnen zurück. Die Leute arbeiteten aber 
widerwillig und wurden aufsässig, weil sie den Kautabak 
nicht bekamen. Ich blieb dennoch fest. Schließlich wurde 
ich aber doch besiegt; ich mußte den Kautabak bewilligen. 
Auch der Arzt sagte, es sei richtig, daß der Kautabak für die 
Leute eine Art Erfrischungsmittel bedeute; sie seien daran 
gewöhnt und können ihn nicht entbehren. Der Vorsteher der 
Station sagte auch, er sei sicher, daß, wenn der Kautabak 
gestattet würde, die Leute viel williger sein würden. Ich 
entschloß mich also schweren Herzens, ihn zu bewilligen. 
Ich bemerke, daß, wenn es sich um eine solche Kolonne 
handelt, die tagsüber zusammen ist und während der Nacht 
zusammen schläft, man eine solcher Vergünstigung nicht nur 
einzelnen gestatten kann. Wenn man sie nur einzelnen 
gestattet, so entstehen Durchstechereien; man muß sie all¬ 
gemein gestatten. Die Gestattung des Kautabaks bewährte 
sich ausgezeichnet; die Leute waren williger, gefügiger. Die 
Sache bewährte sich nach jederRichtung. Ich glaube daher, 
daß man aus praktischen Gründen, so unangenehm es in sonsti¬ 
ger Beziehung ist, von der Erlaubnis, Tabak zu verabfolgen, 
Gebrauch machen kann. 

Der Antrag Dreier erfaßt die Sache meines Erachtens am 
besten. Er sagt: 

„Von den Genußmitteln können Rauch-, Schnupf- und 
Kautabak nur den erwachsenen Gefangenen gestattet 
werden, welche mit schwerer Außenarbeit dauernd beschäf¬ 
tigt sind.“ 

Es ist gesagt: Rauch-, Schnupf- und Kautabak. Ich würde 
am liebsten den Rauchtabak streichen (Sehr richtig!). Wenn 
gesagt wird: Schnupf- und Kautabak, so würde ich dagegen 
gar kein Bedenken haben. Ich schlage also vor, den Antrag 
Dreier anzunehmen mit der Maßgabe, daß das Wort „Rauch-“ 
in dem Anträge gestrichen wird. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Herr Ministerialrat Röcker möchte mitgeteilt haben, daß 
er bei den Außenarbeiten kein absoluter Gegner des Tabak¬ 
genusses sei; hier auch ohne ärztliche Vorschrift. Der Antrag 
hat nunmehr den materiellen Inhalt: 

„Rauch-, Schnupf- und Kautabak — ich werde aber 
über jede Tabaksorte eventuell besonders abstimmen lassen 
(Heiterkeit) — sind in jeder Form den Gefangenen unter¬ 
sagt. Bei Außenarbeit kann eine Gestattung eintreten. 
— Also kein Recht! — Den Einschließungsgefangenen ist 



— 503 — 


der Tabakgenuß zu gestatten“ (Zuruf: Kann!). Kann er 
gestattet werden! 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Der Antrag Rücker ohne Abschwächung, wie er zuerst 
gestellt war, war mir aus der Seele gesprochen (Bravo!), und 
ich kann ruhig erklären, daß bei uns in Hessen in keiner Straf¬ 
anstalt, auch nicht in den kleineren, der Tabak in irgend einer 
Form zugelassen wird, weil wir eingesehen haben, daß, sobald 
man einmal in dieser Beziehung irgendwie nachläßt, Ausnahmen 
nicht mehr gemacht werden können, sondern man dann 
schließlich jedem Gefangenen, der angibt, daß er Kau-, 
Schnupf- oder Rauchtabak gewöhnt war, ihn auch gestatten 
muß. Das hat dazu geführt, daß, obwohl derartige Genuß¬ 
mittel nach den Dienstordnungen an sich zulässig sind, sie 
in allen Fällen glatt versagt werden, und ich kann die beiden 
Direktoren unserer großen Strafanstalten als Zeugen dafür 
anrufen, daß sie mit dieser Übung ganz gut durchgekommen 
sind, und zwar durchgekommen sind, obwohl die Bevölke¬ 
rungskreise, aus denen sich die Insassen dieser Anstalten 
rekrutieren, zum Teil an den Kautabak und auch an den 
Schnupftabak geradeso gewöhnt sind, wie die Bevölkerungs¬ 
kreise, von denen die anderen Herren gesprochen haben. Ich 
erinnere daran, daß z. B. die Schiffer fast alle Kautabak zu 
genießen gewöhnt sind, daß sie es als eine schwere und große 
Entbehrung betrachten, wenn ihnen der Kautabak entzogen 
wird. Wir haben in unseren Abteilungen eine Reihe von 
Schiffern vom Rhein und Neckar, und trotzdem wird niemals 
Kautabak gewährt, auch nicht bei der Außenarbeit. Wenn 
geschmuggelt wird, so tritt strenge Strafe ein. Das hilft 
dann schon. 

Ebenso ist es mit dem Schnupftabak, der z. B. von den 
Schuhmachern als etwas ganz Unentbehrliches angesehen 
wird. Es gibt Schuhmacher, die behaupten, sie bekämen 
bei ihrer Arbeit Augenentzündung und was weiß ich für Ge¬ 
schichten, wenn sie nicht schnupften. Trotzdem wird der 
Schnupftabak nicht gestattet, Rauchtabak natürlich erst 
recht nicht. 

Wir kommen zu ganz unhaltbaren Konsequenzen, wenn wir 
den Antrag Rücker in der Art annehmen, wie er verbessert 
worden ist. Ich bin auch gegen eine Differenzierung zwischen 
Rauch-, Kau- und Schnupftabak. Ich meine, wir sollten die 
Anstalten nikotinfrei halten. Wir kommen damit durch, 
wenn wir nur wollen (lebh. Beifall). 
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Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin: 

Ich möchte zunächst einmal eine vielleicht geschäfts- 
ordnungsmäßige Bemerkung machen. Soviel ich weiß, stehen 
sich jetzt zwei Anträge gegenüber. Der eine von Ihnen, 
Herr Kollege, lautet: „Rauch-, Schnupf- und Kautabak ist 
in jeder Form untersagt“, und es steht ferner der Antrag des 
Herrn Oberstaatsanwalts v. Prittwitz zur Diskussion, in 
Ziffer 3 des § 34 der Kommissionsbeschlüsse das Wort „Rauch-“ 
zu streichen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Bzw. eventuell den Genuß des Rauchtabaks zu beschränken, 
falls er nicht ganz verboten werden soll. 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin (fortfahrend): 

Ich möchte auf eine Folge aufmerksam machen. Es heißt 
in Ziffer 3 des § 34: von den Genußmitteln können die und die 
nicht gestattet werden. Streichen Sie das Wort „Rauch-“ 
hier heraus, so bleibt übrig: „von den Genußmitteln können 
Schnupf- und Kautabak nicht gestattet werden“, d. h. mit 
anderen Worten: Rauchtabak kann gestattet werden. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

So ist es nicht gemeint. 

Geh. Oberjustizrat Plaschke, Berlin (fortfahrend): 

Wohl richtig — aber diese andere Meinung kann man aus 
dem Wortlaut nicht ersehen. — Ich möchte ohne jede Be¬ 
gründung meinen Standpunkt in dieser Rauch-, Schnupf- und 
Kautabaksangelegenheit kurz darlegen. Zunächst sollte im 
Gefängnis der Tabakgenuß vollständig untersagt sein. Außer¬ 
halb des Gefängnisses bei Außenarbeiten sollte er auch bei 
Jugendlichen und bei Zuchthausgefangenen untersagt und bei 
Gefängnisgefangenen zulässig sein. Das ist mein Standpunkt. 

Oberstaatsanwalt Geh. Oberjustizrat v. Prittwitz u. Gaffron, 
Naumburg (zur Geschäftsordnung): 

Herr Ministerialrat Röcker und ich haben uns geeinigt, 
den Antrag Dreier wie folgt zu fassen: 

„Von den Genußmitteln können Schnupf- und Kau¬ 
tabak nur den erwachsenen Gefangenen gestattet werden, 
welche mit schwerer Außenarbeit dauernd beschäftigt sind.“ 
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Erster Staatsanwalt Klein, Berlin (zur Geschäftsordnung): 

Ich muß darauf aufmerksam machen, daß dann allerdings 
die Absichten der Kommission vereitelt würden. Dann müßten 
die jetzigen Festungs- und die Haftgefangenen auch ganz 
ausscheiden. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

In der Beziehung ist von Herrn Ministerialrat Röcker 
noch der Zusatz beantragt, daß den Einschließungsgefangenen 
diese Genüsse zu gestatten sind. 

Direktor Ellger, Wittlich: 

Ich möchte die ganz kurze Frage an die Kommission 
richten, ob nach Absatz 3 nicht nur den Zuchthausgefangenen, 
sondern auch den Gefängnisgefangenen, und zwar auch inner¬ 
halb der Anstalt nach den Beschlüssen diese Genußmittel 
gestattet sein sollen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das ist nach den Kommissionsvorschlägen zweifellos der 
Fall (Zustimmung). 

Direktor v. Jarotzky, Brauweiler: 

Dem Anträge des Herrn Ministerialrats Röcker stehe ich 
sehr sympathisch gegenüber. Auch ich würde den Tabak in 
jeder Form gern aus sämtlichen Strafanstalten und auch aus 
dem Arbeitshause verbannt wissen, muß aber sagen, daß ich 
mich damit begnüge, wenn das Erreichbare erreicht wird. 
Ich muß doch sagen, daß ich auf Grund meiner Praxis als 
Leiter einer Anstalt, die 400 Außenarbeiter dauernd beschäftigt, 
die Überzeugung gewonnen habe, daß der Tabak in der Form 
von Kautabak ein ganz ausgezeichnetes Stimulans für die 
Arbeiter ist und sich ganz vorzüglich bewährt hat. Die guten 
Erfahrungen, die ich bei diesen Außenarbeitern gemacht habe, 
setze ich lediglich oder zum größten Teil auf das Konto des 
Genusses von Kautabak. Ich fürchte sogar, daß, wenn er 
bei der Beschäftigung von Zuchthaus- und Gefängnisgefange¬ 
nen mit schwerer Außenarbeit fortfällt, es dann kaum möglich 
sein wird, von so vielen Leuten die Zustimmung zur Beschäf¬ 
tigung mit Außenarbeit zu erhalten, wie wir nötig haben, 
besonders da man in letzter Zeit die Verwendung von Gefange¬ 
nen zu Außenkulturarbeiten stark betont. Mit Rücksicht auf 
die Verhältnisse in der Praxis würde ich also dem Anträge 
Dreier zustimmen, nur mit der Änderung, daß ich den Rauch- 
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tabak vollständig ausschließen möchte, und zwar mit Rück¬ 
sicht auf die Feuergefährlichkeit. 

Ministerialrat Dr. Josef Edler v. Mayer, Wien: 

Ich möchte Sie nur kurz über die Verhältnisse in den öster¬ 
reichischen Strafanstalten und gerichtlichen Gefangenen¬ 
häusern informieren. Dort ist der Rauch-, Schnupf- und Kau¬ 
tabak den männlichen und weiblichen Gefangenen vollständig 
verboten (Bravo!). Bis 1896 war in den Strafanstalten der 
Schnupftabak als Nebengenußmittel gestattet. Auf Grund 
eines Gutachtens der obersten Sanitätsbehörde wurde er 1896 
oder 1897 abgeschafft. Das kostete allerdings einige Mühe, 
aber heute kommen wir vollständig auch ohne ihn aus. Gestattet 
wird das Rauchen nur Untersuchungsgefangenen. 

Es wird immer gesagt, man solle bei schweren Arbeiten 
den Sträflingen das Rauchen gestatten, einerseits weil es an¬ 
eifernd auf die physischen Kräfte einwirkt, andererseits um 
die schwere Arbeit dem Gefangenen angenehmer zu machen. 
Ich glaube, es ist kein guter Weg, der da gegangen werden soll. 
Ist es notwendig, dem Sträfling, der eine schwere Arbeit leistet, 
etwas zu geben, so gebe man ihm entweder eine bessere Be¬ 
lohnung oder ein Zusatznahrungsmittel u. dgl. (Sehr richtig!). 
Infolgedessen möchte ich mich persönlich gegen jeden Genuß 
von Tabak bei Sträflingen aussprechen (lebh. Beifall). 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Engelberg, Karlsruhe: 

Soweit ich sehen konnte, sind es zwei Gründe, die heute 
für die Einführung des Tabakgenusses in den Gefängnissen 
geltend gemacht werden sollen. Der eine Grund ist der, daß 
man sich sagt: wenn wir den Tabakgenuß zulassen, so ist die 
Disziplin leichter zu handhaben. Ich hoffe, dieser Grund ist 
hinfällig, denn es ist doch ein Armutszeugnis, wenn wir sagen, 
daß wir die Disziplin nur dadurch aufrecht erhalten können, 
daß wir den Gefangenen keinen Wunsch abschlagen. Dann 
sind wir am Ende, und dann können Sie noch ganz andere 
Wünsche von den Gefangenen hören, und Sie müssen schließ¬ 
lich auf diese ratio hin alles bewilligen. 

Zum andern wird angeführt, daß bei schwerer Außenarbeit 
Tabak bewilligt werden soll. Ich kann den Grund dafür nur 
darin finden, daß man sich sagt: die Arbeit, die der Gefangene 
leisten muß, ist etwas über den gewöhnlichen Rahmen des von 
ihm zu Fordernden hinausgehendes, und deswegen muß eine 
besondere Belohnung gegeben werden. Nun mag das für 
einzelne Außenarbeiten vielleicht zutreffen, aber ich glaube 
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nicht, daß es für das Gros der Außenarbeit zutrifft. Wenn 
Sie die Gefangenen fragen: Willst du lieber draußen arbeiten 
oder lieber in der Zelle sitzen bleiben, so werden alle, die 
draußen schwere Arbeit gewöhnt waren, Sie bitten: lassen Sie 
mich hinaus! Dann gibt es eine Ungleichheit. So und soviele 
arme Teufel, die wegen ihrer körperlichen Schwäche nicht zur 
Außenarbeit verwendet werden können, die gern mit hinaus 
möchten, die aber vielleicht der Strafanstaltsdirektor oder 
Verwalter nicht mit hinausnimmt, weil sie nicht genug leisten, 
diese armen Menschen sitzen in der Zelle, haben kein Licht, 
keine Freiheit, keine Luft, und die anderen, die das alles haben, 
sollen die Genußmittel noch dazu bekommen? Das verstehe 
ich nicht (Bravo!). Ich möchte bitten, in erster Linie den 
Antrag Röcker in der ursprünglichen Form zur Abstimmung 
zu bringen und anzunehmen (lebh. Beifall). 

Direktor Dr. Curti, Regensdorf, Kanton Zürich: 

Erlauben Sie, daß ich zu dieser hochwichtigen Frage auch 
Stellung nehme. Ich fühle mich umso eher gedrungen, als ich 
meiner beruflichen Bildung nach dem ärztlichen Stande an¬ 
gehöre. Ich rede daher von einem Standpunkte, dem hygieni¬ 
schen und gesundheitlichen, der nach meiner Ansicht nach 
noch nicht gehörig gewürdigt wurde. Als ich mein Amt als 
Direktor der Strafanstalt antrat, kam es vor, daß mit Schnupf¬ 
tabak geradezu ein Unfug getrieben wurde, so daß ich mich 
gedrängt fühlte, Abhilfe zu schaffen. In meiner Anstalt mit 
300—400 Gefangenen wurden pro Jahr zirka ein Zentner 
Schnupftabak verbraucht (Heiterkeit). Ich bin dann ein¬ 
geschritten. Während man früher meinte, der Gebrauch von 
Schnupftabak sei ein dringendes Bedürfnis, denkt jetzt kein 
einziger Gefangener mehr daran, daß er ein Bedürfnis hätte, 
zu schnupfen, auch nicht ein einziger. Auch der Rauchtabak 
läßt sich sehr wohl entbehren. 

Bezüglich des Kautabaks bestehen etwas eigentümliche 
Verhältnisse. Es gibt wirklich Gefangene, die sagen, sie wollen 
lieber das Essen als den Kautabak entbehren. Trotzdem bin 
ich dagegen aufgetreten, und mit großer Mühe habe ich es 
dahin gebracht, daß der Kautabak auch verboten wurde. Von 
alten Zeiten her waren noch Söldner bei uns vorhanden, die 
gewöhnt waren, Tabak zu kauen. Wenn sie nun bei uns im 
Freien, sei es im Hofe oder auf dem Felde beschäftigt waren, 
haben sie Zigarrenstumpen aufgelesen, um sich den Genuß 
des Tabakkauens zu gestatten. Das ist aber hygienisch un- 
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zweckmäßig, ja gesundheitsschädlich, wenn der schmierige 
Saft des gekauten Tabaks verschluckt wird, oder es ist ekelhaft, 
wenn er auf den Boden oder an die Zellenwände gespien wird. 
Die Leute sagen zwar, der Kautabak sei ein Genußmittel, 
durch das die Arbeit gefördert werde. Das ist aber eine 
Illusion. Es wird durch den Kautabak keine Stärkung der 
Kräfte herbeigeführt, die den Menschen fähiger macht, seine 
Arbeit zu verrichten. Der Betreffende glaubt zwar, er sei 
nach dem Genuß von Kautabak besser fähig, seine Arbeit 
auszuführen. In Wirklichkeit handelt es sich nur um ein 
Betäubungsmittel. Wenn man eine gute Ordnung in der 
Anstalt aufrecht erhalten will, so ist es nur am Platze, dieses 
sog. Genußmittel ganz zu verbieten (Bravo!). Es heißt sonst: 
dem und dem ist es gestattet, warum gestatten Sie es mir 
nicht? Dann ist es beinahe unmöglich, die Disziplin gehörig 
durchzuführen. Also hinaus mit diesen Genußmitteln aus den 
Strafanstalten! Durch ein solches Verbot würde inan dem 
Strafanstaltsdirektor und der Anstalt einen großen Dienst 
erweisen. Das Verbot liegt auch im Interesse der Sträflinge; 
sie sollen lernen, die Enthaltsamkeit zu üben (Bravo!) und 
zwar von Dingen, die nicht notwendig zum Leben gehören 
(Bravo!). Es ist wie gesagt eine Illusion, daß der Tabak¬ 
genuß die Arbeit fördert, und er sollte darum abgeschafft 
werden (lebh. Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Es ist Schluß der Debatte beantragt, vorbehaltlich einer 
Aufklärung zur Geschäftsordnung, die Herr Dr. Gen na t 
noch geben will. Die Abstimmung ergibt zweifellos die Mehr¬ 
heit für den Schluß. 

Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich weiß nicht, ob folgendes zur Aufklärung dient. Weil 
so viel von Außenarbeitern gesprochen worden ist, will ich 
bemerken: ich habe dauernd gegen 200 Außenarbeiter gehabt. 
Sie sind tüchtig zu schwerer Arbeit herangezogen worden, 
haben Kanäle graben müssen usw., aber keine Art von Tabak 
bekommen. Die Außenarbeit ist gut verrichtet worden, ob¬ 
gleich unter diesen Außenarbeitern eine große Zahl von See¬ 
leuten (Schiffern, Fischern usw.) gewesen ist, die an den Genuß 
des Kautabaks gewöhnt waren. Sie sind darüber hinweg¬ 
gekommen und meine Disziplin ist gewiß nicht schlechter 
gewesen als die in anderen Anstalten. 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das Schlußwort hat der Herr Berichterstatter der Kom¬ 
mission. 

Berichterstatter der Kommission, Direktor Dr. Pollitz, 
Düsseldorf: 

Es muß genau beachtet werden, daß unsere Formulierung 
in § 34 Ziff. 3 eine negative ist, die absichtlich so gefaßt wurde, 
daß den Einschließungs- und Haftgefangenen dieser Genuß 
prinzipiell gestattet werden muß, denn die Einschließungs¬ 
gefangenen sollen die früheren Festungsgefangenen ersetzen, 
und denen können wir den Rauchtabak nicht ohne weiteres 
entziehen. Wenn die Stimmung etwa dahin geht, daß die 
Formulierung der anderen Herren angenommen wird, so muß 
eine Ausnahme zugunsten dieser beiden Gruppen unter allen 
Umständen gemacht werden. 

Ich habe nun aus den Reden den Eindruck bekommen, als 
wenn ein großer Teil der Herren auf die Gewährung dieses 
Genußmittels verzichten will. Es scheint mir aber ein medizi¬ 
nischer Gesichtspunkt noch nicht genügend betont worden 
zu sein, das ist der Wert eines Reizmittels bei langen Strafen. 
Wenn die Leute dauernd unsere recht einförmige Kost be¬ 
kommen, ist der Priemtabak ein sehr wertvolles Reizmittel, 
und wir können dieses Mittel nicht durch ein Stück Brot oder 
eine Erbsensuppe ersetzen. Ich bitte die Herren, die Er¬ 
fahrungen über den Betrieb in Zuchthäusern haben, gerade 
dieses Moment bei der Abstimmung zu beachten. Wir haben 
uns die Sache eingehend überlegt, als wir diese Bestimmung 
vorgeschlagen haben, und haben kaum gedacht, daß so wenig 
Anerkennung dafür vorhanden sein würde. Ich bitte Sie, 
die Bestimmung nicht ohne weiteres zu streichen. Ich bin 
persönlich der Ansicht, daß der Rauchtabak am ersten ge¬ 
strichen werden kann, schon mit Rücksicht auf die Feuers¬ 
gefahr, da notwendigerweise Streichhölzer gereicht werden 
müssen. Ich würde aber dringend empfehlen, den Priemtabak 
nicht nur als Aufmunterungsmittel, sondern auch als An¬ 
regungsmittel zu belassen, wie wir es vorgeschlagen haben. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Zur Abstimmung sind wir, glaube ich, zunächst alle dar¬ 
über einig, daß ohne eine besondere Vorschrift die ärztliche 
Verordnung von Tabak jeder Sorte ohne Rücksicht auf die 
Kategorie der Gefangenen gestattet ist, und wollen das zu 
Protokoll feststellen. 
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Wir haben dann nur noch einen Antrag vor uns, denn die 
Herren Rocker, v. Prittwitz und Reich haben sich ver¬ 
einigt. Herr Reich hat den Antrag mit unterschrieben, und 
das, was der Antrag Dreier enthält, steht mit einer Ausnahme, 
nämlich bezüglich des Rauchtabaks, worauf Herr Dr. Pollitz 
aufmerksam gemacht hat, in dem Anträge v. Prittwitz- 
Röcker-Reich, so wie er jetzt formuliert ist, auch darin, 
so daß sich also nur zwei Dinge gegenüberstehen, einerseits 
der Kommissionsvorschlag, der von den Genußmitteln eine 
Gestattung von Rauch-, Schnupf- und Kautabak unter ge¬ 
wissen Umständen vorsieht, und andererseits der mehrerwähnte 
Antrag, der in seiner jetzigen Fassung folgendermaßen lautet: 

„Der Genuß des Rauch-, Kau- und Schnupftabaks ist 
den Gefangenen, mit Ausnahme der Einschließungsgefange¬ 
nen, in jeder Form untersagt“ (Bravo!). 

Das ist das Prinzip, und ich glaube, dieses Prinzip steht 
entgegen dem Prinzip der allgemeinen Zulässigkeit, das die 
Vorschläge vertreten. Wenn wir uns über ein Prinzip geeinigt 
haben, sei es das oder jenes, dann kommt die Frage der Weite, 
der Ausdehnung, der Ausnahmen. So werden wir in der 
Abstimmung am schnellsten zu einem Ergebnis kommen. 
Die Ausnahme ist jetzt von den drei Herren wie folgt formuliert: 

„Den mit schwerer Außenarbeit beschäftigten erwachsenen 
Gefangenen“ — daß keine Weiber darunter sind, können wir 
wohl von vornherein annehmen, sonst könnte man eventuell 
noch nach dem Anträge Reich das Wort „männliche“ hin¬ 
zusetzen, wenn Sie es darin haben wollen (Zustimmung) — 
„männlichen erwachsenen Gefangenen kann der Genuß von. 
Schnupf- und Kautabak gestattet werden“. 

Im Sinne des Antrages Dreier und im Sinne der Kom¬ 
missionsvorschläge wäre der Rauchtabak bei dieser Ausnahme 
noch dazu zu setzen. 

Wir wollen bei der Abstimmung so Vorgehen, daß wir 
zunächst über das Prinzip abstimmen. Ich bitte diejenigen 
Herren, die Hand zu erheben, welche das Prinzip annehmen 
wollen, daß der Genuß des Rauch-, Kau- und Schnupftabaks 
den Gefangenen mit Ausnahme der Einschließungsgefangenen 
in jeder Form untersagt ist (geschieht). Darf ich um die 
Gegenprobe bitten (geschieht). Wir können feststellen, daß 
eine sehr große Mehrheit für die Untersagung ist. 

Nun wird im Prinzip auch weiter Einigkeit darüber bestehen, 
daß für schwere Außenarbeit, aber nur für erwachsene männ¬ 
liche Gefangene, Ausnahmen gemacht werden können. Wir 
wollen aber doch darüber abstimmen. Ich bitte diejenigen, 
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die Hand zu erheben, die dafür sind, daß ausnahmsweise bei 
schwerer Arbeit Schnupf- und Kautabak männlichen er¬ 
wachsenen Gefangenen gewährt werden kann (geschieht). Darf 
ich um die Gegenprobe bitten (geschieht). Darf ich fragen, 
ob die sämtlichen Herren, welche abgestimmt haben, auch 
Vereinsmitglieder sind ? Denn nur die Vereinsmitglieder haben 
ein Stimmrecht, und es hängt an einer Anzahl weniger Stimmen. 
— Nach dem Abstimmungsergebnis ist die Zulassung 
von Schnupf- und Kautabak auch bei schwerer 
Außenarbeit ausgeschlossen (Bravo!). 

Nun fragt es sich, ob der Rauchtabak als Vergünstigung 
den mit schwerer Außenarbeit beschäftigten erwachsenen 
männlichen Gefangenen gestattet werden kann. Diejenigen, 
welche den Rauchtabak in diesem Sinne zulassen wollen, bitte 
ich, die Hand zu erheben (geschieht). Abgelehnt! 

Der Beschluß lautet also im ganzen dahin: 

„Der Genuß des Rauch-, Kau- und Schnupf¬ 
tabaks ist den Gefangenen, mit Ausnahme der 
Einschließungsgefangenen, injederFor munter¬ 
sagt, aber mit der selbstverständlichen Aus¬ 
nahme, daß, wo es für die Gesundheit notwendig 
ist, der Arzt den Genuß gestatten kann“. 

Der zweite Punkt betrifft die alkoholischen Getränke, 
und im übrigen kommt dann noch eine Reihe von kleineren 
Bestimmungen darüber, woraus die Genußmittel angeschafft 
werden können u. dgl. Ich glaube, auf das letztere können 
wir nicht mehr eingehen. 

Es wird sich also nur darum handeln, den Antrag Gennat 
noch zu diskutieren: 

,,Alkoholische Getränke dürfen überhaupt nicht in der 
Anstalt gestattet werden.“ 

Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Es ist eigentlich kein besonderer Antrag, sondern nur in 
die ganze Form mit hineingekonimen, denn der Paragraph 
bezieht sich nur auf Zusatznahrungsmittel. Also kann der 
Satz sich auch nur auf Zusatznahrungsmittel beziehen, während 
bei Selbstbeköstigung der Alkohol mit Ausnahme des Brannt¬ 
weins zulässig sein soll. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Mir scheint diese Auslegung richtig. 

* 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Als Extragenußmittel haben wir die alkoholischen Ge¬ 
tränke auch ausgeschlossen. 
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Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

Ich bin durch einen Passus irre geworden, der in der Be¬ 
gründung steht, daß Leuten, die bei der Außenarbeit beschäf¬ 
tigt sind, es gestattet werden soll, alkoholische Getränke als 
Zusatznahrungsmittel zu genießen. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

§ 34 Ziff. 1 lautet: 

,,Den Zuchthausgefangenen kann nach Ablauf von sechs, 
den Gefängnisgefangenen nach Ablauf von drei Monaten, 
den Haft- und den Einschließungsgefangenen vom Beginn 
der Strafzeit an die Beschaffung von besonderen Nahrungs¬ 
und Genußmitteln mit Ausnahme von alkoholischen Ge¬ 
tränken aus der Arbeitsbelohnung als Vergünstigung ge¬ 
stattet werden.“ 

Die alkoholischen Getränke sind also hier ausgeschlossen. 

Direktor a. D. Dr. Gennat, Charlottenburg: 

An einer Stelle der Begründung ist ausdrücklich darauf 
hingewiesen. 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Wir sind von Anfang an der Ansicht gewesen, daß alkoho¬ 
lische Getränke auszuschließen sind. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Dann liegt überhaupt kein Differenzpunkt in der Hinsicht 
vor. 

Die Anträge bezüglich der Frage, was aus der Arbeits¬ 
belohnung usw. zu entnehmen ist, hat Herr Dr. Gennat 
zurückgezogen, wenn ich ihn recht verstanden habe. 

(Zuruf: In der Begründung steht, daß nur Branntwein 
gemeint ist, nicht Bier und Wein.) Wo steht das? (Zuruf: 
Seite 52 der Begründung.) Darf ich den Herrn Schriftführer 
bitten, diesen Passus vorzulesen? 

Schriftführer Direktor Clement, Butzbach: 

,,Zu Absatz 4 sei bemerkt, daß ausdrücklich nur Brannt¬ 
wein, nicht aber Bier und Wein, die in vielen Gegenden in 
Deutschland ein schwer entbehrliches Volksgetränk bilden, 
aus dem Gefängnisse ausgeschlossen sind. Die gesetzliche 
Festlegung einer absoluten Abstinenz würden Einschließungs¬ 
und Haftgefangene in vielen Landesteilen als eine ganz be¬ 
sondere Härte empfinden.“ 



Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Das betrifft den § 33. § 34 hat gqr keinen Absatz 4. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Das betrifft also nur die Selbstbeköstigung, und es ist ja 
eine Ausnahme, wenn die Selbstbeköstigung zugelassen wird. 
Ich glaube, ein Differenzpunkt besteht hier in der Tat nicht. 
Auch Herr Dr. Gen na t nimmt das an. Einverstanden? 
(Zustimmung). 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Ich habe die Stelle gefunden, auf die Herr Dr. Gennat 
Bezug nimmt. Das ist Seite 52 vorletzter Absatz. Das be¬ 
zieht sich wirklich auf Absatz 2 des § 34 der Vorschläge. Da 
heißt es: 

„Absatz 2 bedarf keiner weiteren Erläuterung. Er 
läßt bei schweren Arbeiten im Freien für die Zuchthaus¬ 
gefangen, wie schon jetzt u. a. in Preußen und Bayern, die 
Gewährung von Tabak bzw. Bier zu, die erfahrungsgemäß 
ein ausgezeichnetes Stimulans für solche Arbeiten sind.“ 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Es muß Absatz 3 heißen. 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Das ist also ein Druckfehler. Dafür kann ich nichts 
(Heiterkeit). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Der Punkt ist erledigt. 

Ich freue mich, konstatieren zu können, daß wir damit 
überhaupt alle diejenigen Punkte, die der Ausschuß in bezug 
auf einzelne Bestimmungen auf die Tagesordnung gesetzt hatte, 
erledigt haben. Wie gesagt sind ja aus dem Schoße der Ver¬ 
sammlung keine Ergänzungsanträge gestellt. 

Wir kommen daher nun zu dem Punkte C der Tages¬ 
ordnung, nämlich zu der Stellungnahme zu den Vor¬ 
schlägen als ganzes. Hier schlägt Ihnen der Ausschuß 
vor, zu beschließen: 

,,1. Der Verein beauftragt den Ausschuß, die Kommis- 
sionsvorschläge mit den von der Versammlung beschlossenen 
Zusätzen, Abänderungen und Resolutionen dem Reichsjustiz¬ 
amt und den deutschen Einzelstaatsregierungen als nach Er¬ 
achten der Versammlung geeignete Grundlage für einen 
reichsgesetzlichen Entwurf vorzulegen.“ 
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In diesem Wort „als Grundlage“ liegt zugleich ausgedrückt, 
daß keine der bejahenden Stimmen sich mit jedem einzelnen 
Detailpunkt einverstanden erklärt, sondern daß die Zustim¬ 
mung nur bedeutet: das Werk itn ganzen ist geeignet, eine 
Grundlage zur weiteren legislativen Arbeit zu bilden. 

„2. Als Material sind mit vorzulegen: 

a) sämtliche nur wesentlich redaktionellen Anträge“ — 
diese Anträge sind bei uns gar nicht zur Verhandlung ge¬ 
kommen, weil wir uns nur mit Sachanträgen befaßten —; 

b) „die nicht zur Verhandlung gekommenen materiellen 
Anträge, sei es, daß sie in die Gruppe B zuerst oder nach¬ 
träglich aufgenommen sind und nur wegen Zeitmangels nicht 
mehr erledigt werden konnte — das können wir streichen, 
denn es handelt sich überhaupt nur um solche materielle 
Anträge (das sind nur wenige), die nicht in die Tagesordnung 
aufgenommen worden sind — „sei es, daß eine solche Auf¬ 
nahme in Betracht der gemessenen Zeit unterblieben war.“ 

Das Wort hat zunächst Herr Geheimrat Plaschke. 

Geh. Ober justizrat Plaschke, Berlin: 

Meine verehrten Anwesenden! Ich glaube, daß sich die 
Beratung und Erörterung dieser beiden Punkte, die uns jetzt 
noch vorliegen, wohl in eine kurze Zeit zusammendrängen läßt. 
Ich bin überzeugt, daß gegen den Vorschlag des Ausschusses 
sich niemand äußern w'ird. Wenn ich bei dieser Sachlage 
nochmals um das Wort gebeten habe, so geschah es auch nicht 
in erster Linie, um diese Anträge zu befürworten, sondern aus 
folgendem Grunde. Wenn wir in so kurzer Zeit, in noch nicht 
einmal recht eineinhalb Tagen in der Lage gewesen sind, ein 
so außerordentliches bedeutungsvolles und umfassendes Ge¬ 
setz, wenn ich diesen Ausdruck gebrauchen darf, zu beraten 
und die Beratung darüber zu Ende zu führen, so haben wir 
es zu danken der außerordentlich mühevollen und guten Arbei¬ 
ten der Mitglieder des Ausschusses und derjenigen Personen, 
die sich der Arbeit von vornherein unterzogen haben (Bravo!). 
Deshalb will ich die Beratung nicht anders schließen als mit 
einem herzlichen Dank an alle diese Herren (lebh. Beifall). 

Direktor Koelblin, Freiburg i. B.: 

Meine Herren! Der Entwurf soll uns die lang und heiß¬ 
ersehnte Einheit auch auf dem Gebiete des Strafvollzuges 
bringen. Die Frage, ob er von unserer Versammlung im 
großen und ganzen gutgeheißen werden soll, kann daher nur 
dann befriedigend gelöst werden, wenn an sie im Geiste der 
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Einigkeit und im aufrichtigen und ernsten Bestreben nach 
Einigung herangetreten wird. Wenn wir aber den Entwurf 
als ganzes überblicken, so kann es meines Erachtens nicht 
schwer fallen, in seiner Beurteilung zu dieser Einmütigkeit zu 
gelangen, denn es liegt außer jedem Zweifel, daß der Entwurf, 
für dessen Fertigstellung wir der Kommission nicht genug 
danken können, einen großen Schritt nach vorwärts bedeutet. 
Er entspricht durchaus in seinen Grundprinzipien den An¬ 
schauungen eines modernen Strafvollzugs. Er differenziert 
scharf voneinander die einzelnen Haftarten; er gibt dem Er¬ 
ziehungsgedanken weitesten Raum, privilegiert ausreichend 
die Jugendlichen im Vollzug und atmet dem Vollzugsbeamten 
gegenüber den Geist des Verständnisses und des Vertrauens. 
Es sind dies nicht hoch genug einzuschätzende Vorteile, die 
der Entwurf enthält. 

Daß er in manchen Einzelheiten nicht allen Wünschen ent¬ 
sprechen kann, das verkenne auch ich nicht. Auch mir wäre 
es beispielsweise lieber, wenn ich als Direktor nicht gezwungen 
wäre, einen ruppigen, renitenten Arrestanten täglich spazieren 
gehen zu lassen. Auch ich sähe es beispielsweise lieber, w'enn 
das Verbot der Nutzbarmachung der Anstaltskräfte zugunsten 
der Anstaltsbeamten nicht in dem Entwurf enthalten wäre; 
denn nach meinem Dafürhalten steht dieses Verbot nicht ganz 
im Einklang mit dem Geiste des Vertrauens, das der Entwurf 
im übrigen den Beamten gegenüber atmet. Dieses Verbot 
mindert ferner auch die Beschäftigungsmöglichkeiten der Ge¬ 
fangenen unnötig herab, und endlich erschwert es unnötig 
den Beamten, namentlich denjenigen der abgelegenen Anstalten, 
die Möglichkeit, die freien Arbeitskräfte sich dienstbar zu 
machen; sie werden kaum oder nur unter schweren Opfern 
dazu in der Lage sein. 

Aber, meine Herren, wir müssen auf solche Sonderwünsche 
verzichten, wir müssen sie zurückstellen, wenn wir ans Ziel 
kommen wollen. Wir müssen uns vergegenwärtigen, daß die 
Beurteilung des Entwurfs durch die Versammlung gegenüber 
dem Reichsjustizamt und den Einzelregierungen um so 
wirkungsvoller sein wird, je einmütiger und einhelliger sie er¬ 
folgt. Wir dürfen auch nicht vergessen, daß wir mit unserer 
heutigen Stellungnahme zu dem neuen Strafvollzugsgesetz 
fraglos noch nicht'das letzte Wort gesprochen haben, und daß 
es sicherlich auf der nächsten und wohl auch noch auf der 
übernächsten Versammlung Gelegenheit genug geben wird, 
etwa als besonders wichtig erachtete Wünsche des Vereins 
den maßgebenden Stellen gegenüber zur Geltung zu bringen. 



Deshalb richte ich an diejenigen unter Ihnen, die etwa mit 
einzelnen Bestimmungen des Entwurfs sich nicht einverstanden 
erklären können, die dringende und herzliche Bitte, im Inter¬ 
esse der Sache diese Sonderwünsche zurückzustellen und ein¬ 
mütig für die Annahme der Vorschläge einzutreten (lebh. 
Beifall). 

Geh. Rat Dr. Gelbhaar, Dresden: 

Meine Herren! In den Generalappell der beiden Herren 
Vorredner stimme ich freudig insoweit ein, als es sich dabei 
darum handelt, Anerkennung und Dank für die außerordent¬ 
lich schwierige und verdienstvolle Arbeit, die mit der Auf¬ 
stellung des Entwurfs eines Strafvollzugsgesetzes geleistet 
worden ist, auszusprechen. Ich kann aber, so leid es mir tut, 
doch nicht ganz den weiteren Vorschlägen folgen, es bei der 
Genehmigung des Schlußantrages unter C zu belassen. Ich 
bezweifle und stimme darin mit vielen oder wenigstens manchen 
überein, ob es richtig ist, bereits jetzt den Entwurf dem Reichs¬ 
justizamt und den beteiligten Staaten mitzuteilen. Wir wissen, 
daß erst im Jahre 1908 der Staatssekretär des Reichsjustiz¬ 
amtes im Reichstage erklärt hat, daß die Bundesregierungen 
ein den Anschauungen des Reichstags entsprechendes voll¬ 
ständiges Strafvollzugsgesetz zurzeit und solange nicht vor¬ 
legen könnten, als sie nicht wüßten, wie das Strafsystem der 
Zukunft beschaffen sein werde. Nun haben wir ja den Vor¬ 
entwurf des Strafgesetzbuchs, wir haben weiter den Gegen¬ 
entwurf und auch den Entwurf, aber nicht in formeller Fassung 
der großen Strafrechtskommission. Erst in den letzten Tagen 
ist von dem stellvertretenden Vorsitzenden der Strafrechts¬ 
kommission, dem Reichsgerichtsrat Dr. Ebermayer, in 
einem Vorwort zu der Schrift, in der er die hauptsächlichen 
Änderungen der Strafrechtskommission an den Vorentwurf 
wiedergibt, ausgesprochen worden, daß zwar die Kommission 
ihre Haupttätigkeit erledigt hätte, aber doch noch die Aus¬ 
führungsvorschriften bearbeitet werden müßten; es sei auch 
noch gar nicht in Aussicht genommen, die Beschlüsse der 
zweiten Kommission in Gestalt eines formgerechten Entwurfs 
mitzuteilen. Wir sind bloß auf diese private Arbeit des Reichs¬ 
gerichtsrats Dr. Ebermayer, als welche er sie selbst be¬ 
zeichnet, angewiesen. Wie weitgehend die Änderungen sind, 
das bitte ich, nur hinsichtlich der Strafarten zeigen zu dürfen. 
Der erste Vorentwurf hat Zuchthaus, Gefängnis und Haft vor¬ 
gesehen. Durch den Beschluß der weiteren Kommission sollen 
zwei Haftarten eintreten, die Einschließung und die gewöhn- 
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liehe Haft. Wir arbeiten jetzt an dem Strafvollzieliungsgesetz 
und wissen noch nicht, in welcher Weise diese hochwichtige 
Frage definitiv entschieden werden wird. Wenn der Entwurf 
aus der erweiterten Kommission kommt, geht er doch bekannt¬ 
lich erst an den Reichskanzler, und der Reichskanzler muß 
den Bundesregierungen den Entwurf mitteilen und deren Ent¬ 
schließung einholen. Ich nehme an, — ich lasse mich über¬ 
zeugen, wenn die Sache anders liegt, — daß dann erst der 
Entwurf, wie das in Aussicht gestellt worden ist, veröffentlicht 
und der allgemeinen Kritik ausgesetzt wird. Der Gegen¬ 
entwurf ist ja schon so weit gegangen, eine wesentliche Ver¬ 
schärfung auch der Strafbestimmung noch mit in Frage zu 
ziehen. Bevor alles dieses feststeht, möchte ich meinen, 
sollte auch das Strafvollzugsgesetz noch nicht spruchreif sein. 
Es ist z. B. nicht festgelegt, in welchem Umfange das Straf¬ 
gesetz selbst Bestimmungen über die Vollziehung der Strafe 
enthalten wird. Bloß der Gegenentwurf und die Herren 
v. Liszt und Kahl gehen ihrerseits davon aus, daß besser die 
Bestimmung darüber in einem Strafvollzugsgesetz unter¬ 
gebracht werden soll. 

Der gegenwärtige Zeitpunkt ist bedeutungsvoll, bedeu¬ 
tungsvoll deswegen, weil unser Verein sich mit der Aufstellung 
des Entwurfs und der mehr oder weniger damit verbundenen 
Veröffentlichung unbedingt für spätere Zeiten festlegt. Sehen 
wir, wie der Entwurf entstanden ist! Die letzte Vereins- 
versammlung hat einer Kommission die Ermächtigung er¬ 
teilt, den Entwurf aufzustellen. Der Entwurf ist im Vereins¬ 
organ veröffentlicht und es ist dabei aufgefordert worden, 
soweit als möglich Kritik an ihm zu üben. Es wird ja beklagt, 
daß sich sehr wenige Mitglieder dazu gefunden haben. Dan¬ 
kenswerte Opfer in dieser Beziehung sind von den Herren 
Geheimrat Reich und Direktor Gennat gebracht worden, 
die für alle übrigen die schwere Arbeit der Kritik ausgeführt 
haben. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Zeit ist abgelaufen. 

Geh. Rat Dr. Gelbhaar, Dresden: 

Ich bedaure, daß zu dieser wichtigen Frage die Zeit außer¬ 
ordentlich kurz bemessen wird; sie ist, glaube ich, die wich¬ 
tigste, die wir hier zu erledigen haben. 

Ich fasse mich also kurz und komme dazu, hier am Schlüsse 
wenigstens bei C vorzuschlagen, daß der Entwurf zunächst als 
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ein schätzbares Material für die weitere Zukunft und die Be¬ 
arbeitung sowohl des Strafgesetzbuchentwurfs wie auch eines 
etwaigen Vollzugsgesetzes zurückgelegt wird (Bewegung). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Darf ich bitten, mir den Antrag schriftlich formuliert zu 
übergeben. 

Direktor Dr. Schwandner, Ludwigsburg: 

Meine Herren! Unser Verein hat uns in Mannheim be¬ 
auftragt, Vorschläge für ein Reichsstrafvollzugsgesetz zu 
machen. Das war der Wille der Mannheimer Versammlung. 
Wir sind an diese Arbeit gegangen und haben sie Ihnen heute 
vorgelegt. Es sind ja Einzelwünsche dazu geäußert worden, 
und wir sind auch ganz davon überzeugt, daß unsere Vor¬ 
schläge durchaus nicht ohne Mängel sind. Im großen und 
ganzen haben Sie ja heute Stellung dazu genommen. Wir 
stehen mit unserem Entwurf auf dem Boden der Beschlüsse 
der Strafrechtskommission, wie sie jetzt vorliegen, und es 
wäre daher doch ganz unzweckmäßig, wenn wir jetzt in diesem 
Augenblick sagen wollten: wir legen den Entwurf einfach ad 
acta und warten, wie es weitergeht (Sehr richtig!). Wir wollen 
ja gar nichts anderes, als den hohen Regierungen sagen, was 
wir Praktiker unter einem Strafvollzugsgesetz verstehen 
(Bravo!), und daher können wir unseren Entwurf als mehr 
oder weniger schätzbares Material den hohen Regierungen 
und dem hohen Reichsjustizamt sehr wohl vorlegen. Ich 
glaube, damit tun wir etwas, was auch von den Regierungen 
als erwünscht angesehen wird. Wir sind bescheiden und wollen 
gar nicht sagen: so und so muß es sein, sondern wir sagen: das 
ist unsere Ansicht. Im großen und ganzen habe ich auch 
während der ganzen Verhandlungen dieser zwei Tage nicht den 
Eindruck gewonnen, daß Sie prinzipiell mit dem, was wir Vor¬ 
schlägen, nicht einverstanden wären. Die ganze Arbeit wäre 
aber umsonst, wenn wir dem Entwurf heute gewissermaßen 
ein Begräbnis erster Klasse zuteil werden ließen (Heiterkeit 
und Bravo). Daher möchte ich vom Vereinsstandpunkte aus 
Ihnen ans Herz legen: stimmen Sie den Anträgen zu, wie sie 
der Herr Präsident verlesen hat. Wir wollen ja weiter gar nichts, 
als unsere Ansicht mit allem, was gedruckt, geschrieben und 
geredet worden ist, den Regierungen vorlegen. Ich glaube, das 
würde der Würde unseres Vereins entsprechen. Wenn wir aber 
jetzt einfach zurücktreten und die Sache unter den Tisch fallen 
lassen, dann ist die ganze Arbeit umsonst gewesen (lebh. Beifall). 
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Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Ich darf mitteilen, daß der Antrag des Herrn Geheiinrats 
Dr. Gelbhaar von dem Herrn Antragsteller zurückgezogen 
worden ist. 

Geh. Rat Dr. Gelbhaar, Dresden: 

Noch eine einzige Bemerkung! Ich bin nicht der Meinung 
— ich war nur durch das Ende der Redefrist von weiteren 
Ausführungen abgehalten worden — daß man diese verdienst¬ 
liche Arbeit unter den Tisch fallen lassen sollte. Ich wollte 
nur befürworten, ihre Wiederaufnahme bis dahin zu ver¬ 
schieben, wo der Strafgesetzbuchentwurf endlich erschienen 
sein wird. 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Die Rednerliste ist erschöpft. Wir kommen zur Abstim¬ 
mung. Es ist nicht gegen einzelne Teile des Ausschußantrages 
etwas gesagt worden. Ich glaube deswegen, wir können, ohne 
Teilung der verschiedenen Glieder, über den Ausschußantrag 
im ganzen abstimmen. Die nochmalige Verlesung wird mir 
wohl erlassen. Sie haben ihn ja alle in der Hand. Ich darf 
also fragen: welche Herren wollen den Ausschußantrag im 
ganzen annehmen? Wer das will, den bitte ich, die Hand zu 
erheben (geschieht). Darf ich um die Gegenprobe bitten. — 
Der Ausschußantrag ist einstimmig von allen, die überhaupt 
abgestimmt haben, angenommen worden. 

Ich wäre nunmehr in der Lage, wegen Erschöpfung der 
Tagesordnung die Versammlung zu schließen. Es haben aber 
vor Schluß noch um das Wort gebeten Herr Generalstaats¬ 
anwalt Geheimrat Dr. Preetorius und Herr Generalstaats¬ 
anwalt Wirkl. Geh. Oberjustizrat Supper. Darf ich Herrn 
Generalstaatsanwalt Dr. Preetorius bitten? 

Generalstaatsanwalt Geheimrat Dr. Preetorius, Darmstadt: 

Meine Herren! Ich möchte anknüpfen an die Worte, die 
vorhin Herr Geheimrat Plaschke zu Ihnen gesprochen hat. 
Herr Geheimrat Plaschke hat erklärt, daß, wenn wir in den 
zwei Tagen mit der Beratung eines so außerordentlich kompli¬ 
zierten und umfangreichen Gesetzentwurfs fertig werden konn¬ 
ten, und zwar fertig werden konnten in einer durchaus be¬ 
friedigenden Weise, das schon ein Zeugnis ist für die außer¬ 
ordentlich ersprießliche und gute Arbeit, die von der Kom- 
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mission geleistet worden ist. Aber ich darf dazu bemerken, 
daß, wenn auch die Arbeit noch so trefflich war, wir dennoch 
das Ziel schon heute wohl nicht erreichen können, wenn nicht 
die Verhandlungsleitung in Händen gelegen hätte, die gerade 
dafür wie geschaffen waren (Bravo!). Es ist schon darauf 
hingewiesen worden, daß derselbe Mann, der vor 25 Jahren 
den Vorsitz in der Vereinsversammlung geführt hat, gerade 
bei der Beratung dieses bedeutenden Werkes ihn wiederum 
führte. Ich glaube, Sie alle sind mit mir einig, wenn ich er¬ 
kläre, daß diese Art und Weise, wie Seine Exzellenz v. Jage¬ 
mann die Verhandlungen geleitet hat, vorbildlich gewesen ist. 
Er hat es nicht bloß nicht fehlen lassen an der erforderlichen 
Konzilianz, an der erforderlichen Liebenswürdigkeit gegenüber 
den Antragstellern und Rednern, sondern er hat, wo es sein 
mußte, es auch nicht fehlen lassen an der nötigen Energie, 
die aber stets mit Wohlwollen gepaart war. Er hat stets die 
Fäden der Verhandlung in der Hand behalten und hat es ver¬ 
standen, die Verhandlungen so zu leiten, daß etwas heraus 
kam, was als ersprießlich und als gut gelten muß. Ich glaube, 
wir sind alle ihm tiefen Dank schuldig, und ihm diesen Dank 
auszusprechen, das war der Zweck meiner Worte (lebh. an¬ 
haltender Beifall). 

Vorsitzender Exzellenz v. Jagemann: 

Meine hochgeehrten Herren! Ich bin tief gerührt von dem 
warmen Ausdruck des Dankes und von der einhelligen Zu¬ 
stimmung, die derselbe gefunden hat. Die Aufgabe war in 
der Tat schwierig, das ist gar keine Frage. Wenn sie so 
glücklich gelöst worden ist, so ist das zum Teil einer guten Vor¬ 
bereitung und zum Teil anderen schon erwähnten Dingen zu¬ 
zuschreiben. Aber ich bitte, doch andererseits auch zu be¬ 
denken, wie vorzüglich für uns hier an dieser Stätte durch den 
Ortsausschuß und durch seine Organe gesorgt worden ist, und 
in welch vortrefflicher Weise der Ausschuß durch seine Be¬ 
schlüsse, die Tagesordnung, das Programm so vorbereitet hat, 
daß es überhaupt durchführbar war. Hierzu auf Wunsch 
desselben zu meinem Teil nach Kräften mitgewirkt zu haben, 
wird mir stets eine liebe Erinnerung bleiben. 

Ich möchte sodann den Herren danken, die meine Kollegen 
im Präsidium gewesen sind, besonders auch den Herren 
Schriftführern für die Verseilung ihres außerordentlich mühe¬ 
vollen Amtes, das sich namentlich hinsichtlich der Proto¬ 
kollierung der Beschlüsse noch langehin weiter fortsetzen wird. 
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Sodann aber wiederhole ich, was ich gestern am Schlüsse 
gesagt habe. Ich bin nicht ohne gewisse Sorge in den Beginn 
der Verhandlungen eingetreten: können wir das durchführen? 
Ich habe mir gesagt: es ist nur möglich, wenn alle, die mit- 
wirken wollen, das Ziel klar vor Augen haben. Wir haben 
den Wunsch gehabt, eine wirklich sachliche Stellungnahme zu 
allen Punkten der Tagesordnung herbeizuführen, damit unsere 
Stimmen nicht ungehört verhallen. Die volle Einmütigkeit 
der Versammlung selbst, auch da, wo irgend welche Meinungs¬ 
verschiedenheiten vorhanden waren, ich möchte sagen: die 
Disziplin, die die Versammlung an sich selbst und von selbst 
geübt hat, hat es möglich gemacht, zum Ziele zu kommen. 
Möge aus unserem Werk eine reiche Frucht erwachsen. Auf 
frohes Wiedersehen, sobald die Verhältnisse uns wieder zu¬ 
sammenführen! (Lebh. Beifall.) 

(Schluß der Sitzung 12 3 / 4 Uhr nachmittags.) 



Anhang zum Sitzungsbericht. 


Materielle Änderungsanträge zu den „Vorschlägen“ 1 . 

Von Dr. Gennat. 

Im Nachfolgenden sind die Paragraphen nach meinen An¬ 
trägen geordnet und die Nummern der Vorschläge in Klammern 

daneben gesetzt. 

§ 1 (1). <A. 

1. Vorbehältlich der Bestimmungen in Ziff. 4 (§ 31 Ziff. 2, 

§ 32 Ziff. 2 , § 33), 2 § 4 Ziff. 2 und § 5 Satz 2, 3 sind die 
Züchtlinge in ausschließlich für sie bestimmten Anstalten 
zu verwahren und dürfen die anderen Gefangenen in aus¬ 
schließlich für die einzelnen Arten bestimmten Abteilungen 
verwahrt werden. 

2. Wo Abteilungen getrennt zu verwahrender Arten von Ge¬ 
fangenen vereinigt sind, sind die Einrichtungen für den 
Gottesdienst, den Unterricht und die Bewegung im Freien 
von ihnen getrennt zu benutzen. 

3. Abteilungen im Sinne dieses Gesetzes sind für sich be¬ 
stehende Gebäude oder abgeschlossene Geschosse oder 
Geschoßteile. 

4. Bei Erkrankten ist Aufhebung der Trennung zulässig. 

§ 2 ( 2 ). 

1. Die weiblichen Gefangenen sind in ausschließlich für sie Trennung 
bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu verwahren, die nac o e - em 
Abteilungen so einzurichten, daß der Verkehr mit den schlechte - 
männlichen Gefangenen verhindert wird. 

2. Für den Dienst an den weiblichen Gefangenen werden 
tunlichst nur, für den Aufsichtsdienst nur weibliche Per¬ 
sonen verwandt, und zwar in den kleineren Abteilungen 
mindestens Hilfskräfte, in den Anstalten und den größeren 

1 Noch vor der Hamburger Versammlung eingekommen. 

2 In der Hamburger Versammlung angenommen. 
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Abteilungen tunlichst nur, für den Aufsichtsdienst nur 
Beamtinnen. 

§ 3 (3). 

Trennung .Nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sich be- 
'verfuste'nT findende Gefangene sind von den anderen tunlichst zu 

trennen. 

§ 4 (4)i. 

Trennung 1. Gefangene, die beim Strafantritte das 18. Lebensjahr noch 
na Aite d r em nicht vollendet haben (Jugendliche im Sinne dieses Ge¬ 
setzes) sind in ausschließlich für sie bestimmten Anstalten 
oder Abteilungen, bei Strafen von mindestens einem 
Monate nur in solchen Anstalten zu verwahren und dürfen 
darin bis zur Volljährigkeit nach den Vorschriften für die 
Jugendlichen verwahrt werden. Die Abteilungen sind so 
einzurichten, daß der Verkehr mit den Volljährigen und 
den in Ziff. 2 bezeichneten Erwachsenen verhindert wird. 

2. Gefangene, die beim Antritte von Zuchthausstrafen oder 
von mindestens einjährigen Gefängnisstrafen das 18., aber 
nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben, können in aus¬ 
schließlich für sie bestimmten Anstalten oder Abteilungen 
nach den Vorschriften für die Jugendlichen verwahrt 
werden, solange sie. sich dafür geeignet erweisen, jedoch 
nicht über die Volljährigkeit hinaus. Die Abteilungen sind 
so einzurichten, daß der Verkehr mit den Jugendlichen und 
mit anderen Erwachsenen verhindert wird. 

§ 5 (5). 

Die nach § ■ ■ StrGB. geistig minderwertigen Ge¬ 
fangenen sind, wenn es ihr Geisteszustand erfordert, in 
ausschließlich für sie bestimmten Anstalten oder Abtei¬ 
lungen zu verwahren. Dabei sind die Züchtlinge von den 
anderen Gefangenen zu trennen. In derselben Art können 
körperlich gebrechliche Gefangene verwahrt werden, und 
zwar auch ohne Trennung von den geistig minderwertigen. 

b. § 6 (6). 

Die dem Arbeitshause Überwiesenen sind in tunlichst 
ausschließlich für sie bestimmten staatlichen Anstalten zu 
verwahren. Im Falle der Verbindung mit anderen Anstalten 
bildet das Arbeitshaus eine baulich abgesonderte Anlage. 
Die Verbindung mit einem Untersuchungsgefängnisse ist 

1 Zu vgl. die Hamburger Beschlüsse. 
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unzulässig. Von den anderen Verwahrten sind die wegen 
Zuhälterei und sind tunlichst die wegen Diebstahls, Hehlerei 
oder Betruges Verwahrten zu trennen. 

§ 7 .( 7) ‘ 

Die der Sicherungshaft Überwiesenen sind in tunlichst 
ausschließlich für sie bestimmten staatlichen Anstalten zu 
verwahren. § 6 Satz 2 und 3 finden entsprechende An¬ 
wendung. 

§ 8 ( 8 ). 

Die nach § ■ ■ StrGB. geistig Minderwertigen dürfen 
weder in Untersuchungsgefängnissen, noch in Anstalten 
oder Abteilungen für irre Gefangene, noch in Arbeits¬ 
häusern verwahrt werden. 

§ 9 (9). 

Die Trinker (§ ■ ■ StrGB.) dürfen weder in Unter¬ 
suchungsgefängnissen noch in Strafanstalten, noch in 
Arbeitshäusern verwahrt werden. Sofern staatliche An¬ 
stalten für sie fehlen, sind solche zu errichten. 

§ 10 (neu). 

Die Anstalten §§ 1, 2, 4—7 haben sich, insbesondere 
in den Fällen der § 42 Ziff. 4, § 52 Ziff. 1 —3, Ziff. 5, Rechts¬ 
hilfe zu leisten. 


§ 11 ( 11 ). 

Für die einzelnen Arten von Anstalten und Abteilungen 
sind Hausordnungen zu erlassen, die. 

§ 12 (10). 

1. Ziff. 1. 

2. Ziff. 2. 

Für jeden Gefangenen beträgt der Luftraum in gemein¬ 
schaftlichen Arbeits- und Schlafräumen 16, in gemein¬ 
schaftlichen Schlafräumen mindestens 10, in gemeinschaft¬ 
lichen Arbeitsräumen mindestens 8 cbm. 

3. Ziff. 3. 

Die Räume für die Einschließungsgefangenen müssen 
den doppelten, jedoch die Zellen nicht mehr als 36, die 
Krankenräume nicht mehr als 50 cbm Luftraum haben, 
und sind besser einzurichten. 


c. 

Rechts¬ 

hilfe. 


Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVIII. 


34 
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4 

5 


Arbeits¬ 
häuser und 
Verwah¬ 
rungsan¬ 
stalten. 


D. 

Zuständig- 

keitsbe- 

stimmun- 

gen. 

Reichs¬ 

aufsicht. 


Statistik. 


Gefange¬ 

nenzahl. 

Waffen¬ 

gebrauch 


. Ziff. 4. 

. Ziff. 5. 

Bei Landeskulturarbeiten beschäftigte Gefangene dürfen 
in Baracken verwahrt werden. Ziff. 2 und 4 finden An¬ 
wendung. 

§ 13 (neu). 

Auf die Arbeitshäuser und die Anstalten für die Siche¬ 
rungshaft finden, soweit nichts anderes bestimmt ist, die 
Bestimmungen für die Strafanstalten entsprechende An¬ 
wendung, und zwar auf die Anstalten für die Sicherungs¬ 
haft diejenigen für die Haftgefangenen, jedoch mit Aus¬ 
nahme des § 49 Ziff. 1 Satz 4 und vorbehaltlich der Be¬ 
stimmungen der § 35 Ziff. 1, § 68 Ziff. 1. 


§ 14 (neu) 1 . 

Der Vollzug, desgleichen die Ausführung der sichernden 
Maßnahmen unterstehen der Beaufsichtigung durch das 
Reich. Sie wird durch den Reichskanzler (Reichsjustiz¬ 
amt) ausgeübt und erfolgt insbesondere durch tunlich 
häufige Besichtigungen der Anstalten, Abteilungen, Räume 
und Einrichtungen. Über dabei Vorgefundene Mängel be¬ 
schließt der Bundesrat nach Anhörung der Landesregie¬ 
rung. Landesrechtliche Vorschriften von allgemeiner und 
zugleich grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere Haus¬ 
ordnungen, sind dem Reichskanzler (Reichsjustizamte) 
tunlichst vor dem Erlasse mitzuteilen. Er hat, soweit 
tunlich, auf Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit innerhalb 
des Reiches hinzuwirken. 

§ 15 (71). 

. Der Bundesrat hat Bestimmungen zu treffen über: 

a) die Grundsätze für die Statistik des Vollzuges und 
der Ausführung der sichernden Maßnahmen und deren 
Bearbeitung durch das Reich; 

b) die Höchstzahl der dem Vorstande zu unterstellenden 
Gefangenen; 

c) den Waffengebrauch der Beamten; 

d) die Arbeitshäuser und die Anstalten für die Siche¬ 
rungshaft; 
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e) eine die einzelnen Arten von Gefangenen und Verwahr¬ 
ten (§§ 6, 7) unterscheidende Oberkleidung; 

f) die Bemessung ... wie Ziff. le der Vorschläge; 

g) die Bemessung der Entschädigung für die Selbst¬ 
beschäftigung; 

h) die Formen der Schmälerung der Kost; 

i) die Beschaffenheit und die Anwendungsweise der Fesse¬ 
lung in den Fällen der § 52 Ziff. 1 h, § 54, der Züchti¬ 
gungsmittel (§ 52 Ziff. 1 i) und der Zwangsjacke; 

k) eine einheitliche Strafberechnung; 

l) den Betrag der Vollzugs- und der Kosten der Aus¬ 
führung der sichernden Maßnahmen ... wie Ziff. lf 
der Vorschläge; 

m) die Ausgestaltung . . . wie Ziff. 1 g der Vorschläge. 

2. Der Bundesrat kann Bestimmungen treffen über die 
wie Ziff. 3a bis c der Vorschläge, 

d) über ein vereinfachtes Verfahren hinsichtlich der ge¬ 
fundenen Sachen. 

3. Dem Bundesrat sind jährliche Nachweise über die Aus¬ 
führung des § 39 Ziff. 2, 3, 5 zu geben. 

§ 16 (72). 

1. Die allgemeinen Vorschriften über gesundheitspolizeiliche 
Überwachung von Anstalten finden Anwendung. 

2. Die Oberaufsichtsbehörde hat regelmäßige Besichtigungen 
durch die Gewerbeinspektionen zu bewirken. 

3. Die Oberaufsichtsbehörde 1 kann für einzelne Anstalten 
(§§ 1, 2, 4, 7) Vertrauenspersonen bestellen und hat deren 
Rechte und Pflichten zu bestimmen. 

4. Die Aufsichtsbehörden haben regelmäßige und auch un¬ 
vermutete Besichtigungen vorzunehmen. 

5. Die Genehmigung einer Aufsichtsbehörde ist erforderlich . . . 
wie § 72 Ziff. 2a bis e unter Streichung des § 31 Ziff. 3. 

Ziff. 2f streichen. . 

6. Die Vollzugsbehörden müssen demselben Verwaltungs¬ 
zweige angehören. 

§ 17 ( 12 ). 

§ 18 (13). 

§ 19 (14). 

1. Schwangere, deren Entbindung während der Strafe zu er¬ 
warten ist, sind nur dann aufzunehmen, wenn sie aus der 

1 Zu vgl. die Hamburger Beschlüsse. 
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Untersuchungshaft oder infolge Steckbriefes eingeliefert 
werden oder die Vollstreckungsbehörde in Kenntnis der 
Schwangerschaft aus zwingenden und mitzuteilenden Grün¬ 
den die Aufnahme verfügt. 

Säuglinge.2. Säuglinge, die ohne Gefahr getrennt werden können, sind 
nicht, Säuglinge, die ohne Gefahr nicht getrennt werden 
können, nur dann aufzunehmen, wenn die Mutter aus der 
Untersuchungshaft oder infolge Steckbriefes eingeliefert 
wird oder die Vollstreckungsbehörde in Kenntnis der Ge¬ 
fahr aus zwingenden und mitzuteilenden Gründen die Auf¬ 
nahme verfügt. Die Säuglinge dürfen nur so lange ver¬ 
wahrt werden, bis die Trennung ohne Gefahr geschehen kann. 

Kinder 6 . 3. Kinder, die nicht gesäugt werden, sind nicht aufzunehmen. 

Trunkene. 4. Trunkene sind nicht aufzunehmen. Wegen etwa erforder¬ 
licher Schutzfürsorge ist die Polizei anzurufen. 

§ 20 (15). 

Jeder Aufgenommene ist tunlichst bald, jeder anscheinend 
Kranke tunlichst sofort vom Arzte zu untersuchen. Ver¬ 
neint dieser die Aufnahmefähigkeit, so ist der Kranke 
nur dann weiter zu verwahren, wenn er aus der Unter¬ 
suchungshaft oder infolge Steckbriefes eingeliefert worden 
ist und die Vollstreckungsbehörde in Kenntnis der Krank¬ 
heit aus zwingenden und mitzuteilenden Gründen die 
weitere Verwahrung verfügt. 

Die Untersuchungen sind nach der Aufnahme so oft vor¬ 
zunehmen, als es der Zustand des Gefangenen oder der an¬ 
deren Gefangenen erfordert. 

Die Gefangenen mit Strafen von mindestens einem Jahre 
sind bei der Aufnahme und Entlassung und in der Zwischen¬ 
zeit halbjährlich zu wiegen. 

§ 21 (16). 

1. Die Züchtlinge und die sich nicht im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte befindenden Gefängnissträflinge und 
ihre Sachen sind zu durchsuchen. Die anderen Gefangenen 
und ihre Sachen sind in der Regel zu durchsuchen. 

2. Geld, Kostbarkeiten und Gegenstände, die einen Mißbrauch 
befürchten lassen, sind, andere entbehrliche Gegenstände 
sind in der Regel, Eheringe und Verlobungsringe in Form 
glatter Reifen sind nicht abzunehmen. 

3. Die Durchsuchungen sind nach der Aufnahme so oft vor¬ 
zunehmen, als es die Sicherheit und Ordnung in der Anstalt 
erfordert. 


Ärztliche 1. 

Unter¬ 

suchungen. 
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4. Bei des körperlichen Durchsuchung . . . wie § 16 Ziff. 2. 

5. Für die Zwecke des Erkennungsdienstes . . . wie § 16 Ziff. 4. 

6. Die Anstalt hat hinsichtlich der von ihr nicht ausdrücklich Haftung 
auf Grund eines Verwahrungsvertrages im Sinne des BGB. wah^üng 6 
zur Aufbewahrung genommenen Sachen nur Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. 

§ 22 (17). 

§ 23 (18). m. 

§ 24 (19). 

1. In Satz 1 Bewegung im Freien. 

2. Satz 2: 

Während der Bewegung im Freien, des Gottesdienstes 
und des Unterrichtes (§§ 44, 45, 55 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 2) 
ist die Aufhebung der Trennung zulässig. 

§ 25 (20). 

§ 26 (21). 

1. Ziff. I 1 : 

Während der Bewegung im Freien, des Gottesdienstes 
und des Unterrichtes (§§ 44, 45) ist die Trennung der in 
Gemeinschaftshaft verwahrten Gefangenen zulässig. 

2. Ziff. 2 streichen. 

3. In Ziff. 3 . . . erfordert. 

§ 27 (22). iv a. 

1. Ziff. 1 streichen. 

2. Ziff. 2 Streichung der Worte „gleichmäßig in der Einzel- 
und Gemeinschaftshaft.“ 

3. Ziff. 3 . . . unter Berücksichtigung . . . Insbesondere ist 
. . . jugendliches oder vorgerücktes Lebensalter zu berück¬ 
sichtigen. 


§ 28 (23). 

1. Der Vollzug kann bei Zuchthausstrafen nach einem Jahre,^‘ervon- 

bei Gefängnisstrafen nach sechs Monaten durch allmäh- zug der 
liehe reichlichere Gestattung von Vergünstigungen ge- Z und U oe- s " 
mildert werden. Strafen’ 

2. Vergünstigung im Sinne dieses Gesetzes ist, was nach vergünsti- 
§ 37 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 2, § 38, § 40 Ziff. 2 Satz 2, Ziff. 3 gl,ngen - 
Satz 1, § 42 Ziff. 2 Satz 1, § 46 Ziff. 2, 3, § 48 Ziff. 1, 2, 

§ 49 Ziff. 1 Satz 3, Ziff. 2, 3 zulässig ist. 
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3. Vor Ablauf der in Ziff. 1, im Falle der Anwendung des 
§ 38 vor Ablauf der dort bestimmten Fristen können be¬ 
sonders fleißigen und sich gut führenden Gefangenen 
einzelne der nach § 38 Ziff. 1, § 40 Ziff. 2 Satz 2, § 46 Ziff. 2 
Satz 2, § 48 Ziff. 1 Satz 2, § 49 Ziff. 2 Satz 2 zulässigen 
Vergünstigungen gestattet werden. 

4. Die nach § 37 Ziff. 2 Satz 2, § 40 Ziff. 2 Satz 2 , § 46 Ziff. 2 
Satz 2, § 48 Ziff. 1 Satz 2, § 49 Ziff. 1 Satz 3, Ziff. 2 Satz 2 
zulässigen Vergünstigungen sind widerruflich. 

5. Die nach § 37 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 2, § 38 Ziff. 1, 3, § 40 
Ziff. 2 Satz 2, Ziff. 3 Satz 1, § 46 Ziff. 3 zulässigen Ver¬ 
günstigungen sind, wenn die Gefangenen gegen die Voraus¬ 
setzungen der Gestattung verstoßen, so lange zu ent¬ 
ziehen, bis der Verstoß beseitigt ist. 

6. Weitere, durch die Hausordnung zu bestimmende Ver¬ 
günstigungen sind zulässig und besondere im Sinne dieses 
Gesetzes (§ 52 Ziff. 1 b,g). 

§ 29 (24). 

1. Ziff, l 1 : 

Über alle Vollzugsmaßnahmen, insbesondere die Be¬ 
handlung, ist die Beschwerde zulässig. Eine Beschwerde, 
die erst ... erhoben und gerechtfertigt worden ist ... 

2. Ziff. 2. 

Mißbrauch des Beschwerderechtes, auch durch Er¬ 
hebung gemeinsamer Beschwerden, und Bedrohung von 
Beamten mit Beschwerde oder Anrufen der Öffentlichkeit 
werden bestraft. 

3. Ziff. 3 wie § 24 Ziff. 3. 

4. Ziff, 4. 

Über die Beschwerde entscheidet, soweit nicht der Vor¬ 
stand zuständig ist, die Aufsichtsbehörde . . . 

§ 30 (35). 

Bewegung 1. Ziff. 1 ... im Freien zu bewegen, 
im Freien. 2 ^ Zjff> 2 . 

Bei längeren Strafen ist die Zeit täglich bis auf zwei 
Stunden für Haftgefangene, bis auf fünf Stunden für 
Einschlicßungsgefangene zu bemessen. 

3. Ziff. 3. 

Für die Jugendlichen ist die Zeit täglich auf mindestens 
zwei Stunden zu bemessen, während deren sie tunlichst 
zu körperlichen Übungen anzuhalten sind. 
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4. Ziff. 4. 

Die Arreststrafen verbüßenden Gefangenen sind während 
der Bewegung im Freien von anderen Gefangenen zu 
trennen. 

§ 31 (37). 

1. Ziff. 1 Satz 3 streichen. 

2. Ziff. 2. 

Erkrankte werden in der Anstalt oder in einer nur für 
erkrankte Gefangene bestimmten Heilanstalt behandelt, 
wenn es zwingende Gründe ihres Zustandes erfordern und 
nicht die Beurlaubung angezeigt ist, in eine andere Heil¬ 
anstalt versetzt. 

3. Ziff. 3. 

Die lebensgefährliche Erkrankung oder der Tod eines 
Gefangenen ist den bekannten nächsten Angehörigen (Ehe¬ 
gatten, Kindern, Eltern, Geschwistern), beim Nachweise 
eines berechtigten Interesses auch anderen Personen un¬ 
verzüglich mitzuteilen. 

4. Auf Antrag sind die nächsten Angehörigen, beim Nachweise 
eines berechtigten Interesses auch anderen Personen auch 
andere Mitteilungen zu machen. 

§ 32 (38). 

1. Ziff. 1 . . . 

2. Ziff. 2. 

Geisteskranke werden entweder in einer Anstalt oder 
Abteilung für irre Gefangene behandelt oder in eine öffent¬ 
liche Heil- oder Pflegeanstalt versetzt, wenn nicht die 
Beurlaubung angezeigt ist. 

§ 33 (36). 

Schwangere, deren Entbindung aus zwingenden Grün¬ 
den nicht in der Anstalt erfolgen kann, werden in eine Ent¬ 
bindungsanstalt versetzt, wenn nicht die Beurlaubung an¬ 
gezeigt ist. 

§ 34 (39). 

Ziff. 1 streichen. 

§ 35 (40). 

1. Die Leichen der Züchtlinge, derjenigen Gefängnissträflinge, 
die sich nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
befunden haben, und der Verwahrten (§§ 6, 7) können . . ., 
wenn nicht durch Verwandtschaft, Schwägerschaft oder 



persönliche Beziehungen nahestehende Personen die Be- 

' stattung beantragen und . . . 

2. Die Öffnung auch solcher Leichen ist zulässig. 

§ 36 (32). 

Ziff. 1 Satz 2 streichen. 

§ 37 (33). 

1. Ziff. 1 Satz 2. 

Den sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte be¬ 
findenden Gefängnissträflingen, den Einschließungs- und 
den Haftgefangenen ist der Gebrauch angemessener und 
ausreichender eigener Kleidung, Wäsche und Bettstücke 
gestattet. 

2. Ziff. 2. 

Den Einschließungs- und den Haftgefangenen ist Selbst¬ 
beköstigung gestattet. Den sich im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte befindenden Gefängnissträflingen kann 
solche gestattet werden. Die Selbstbeköstigung . . . wie 
in § 33 Ziff. 4. 

3. Ziff. 3 1 . 

Bei Transporten, Terminen und Vorführungen außer¬ 
halb der Anstalt und ähnlichen Anlässen haben die Ge¬ 
fangenen eigene Kleidung 1 zu tragen. Aus zwingenden 
Gründen der Sicherheit kann der Vorstand bei einzelnen 
Züchtlingen und sich nicht im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindenden Gefängnissträflingen eine Aus¬ 
nahme verfügen. 

§ 38 (34). 

1. Ziff. 1. 

Den Züchtlingen kann nach sechs, den Gefängnissträf¬ 
lingen nach drei Monaten ... die Beschaffung von durch 
die Hausordnung zu bestimmenden Nahrungs- und Genuß¬ 
mitteln aus der Arbeitsbelohnung, sich selbst beschäf¬ 
tigenden Gefangenen aus dem Ertrage der Selbstbeschäf¬ 
tigung in den Grenzen eines mäßigen Genusses gestattet 
werden. 

2. Ziff. 2 2 . 

Alkoholische Getränke dürfen nicht, Rauch-, Schnupf- 
und Kautabak darf Jugendlichen nicht, Züchtlingen und 
sich nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte be- 
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findenden Gefängnissträflingen nur bei der Beschäftigung 
mit schwerer Arbeit außerhalb der Anstalt gestattet werden. 

3. Ziff. 3. 

Den Einschließungs- und den Haftgefangenen kann die 
Beschaffung in den Grenzen eines mäßigen Genusses auch 
und zugleich aus eingebrachten oder eingesandtem Gelde 
gestattet werden. 

§ 39 (31). 

1. Gesundheitsgefährliche Arbeiten sind unzulässig. 

2. In erster Reihe sind möglichst alle . . . wie § 31 Ziff. 2. 

3. Außerdem ist . . . wie § 31 Ziff. 3. 

4. Für den häuslichen Bedarf der Beamten dürfen nur Feld- 
und Gartenarbeiten verrichtet werden. 

5. Bei der Verwertung der Arbeitskraft der Gefangenen ist 
das Interesse der freien Arbeit tunlichst zu schonen. Die 
Verdingung . . . wie § 31 Ziff. 1 Satz 2. 

§ 40 (27). 

1. Die Züchtlinge sind zu Arbeiten anzuhalten und bei solchen 
außerhalb der Anstalt von freien Arbeitern, von Gefängnis¬ 
sträflingen und von Verwahrten (§§ 6, 7) zu trennen. 

2. Die Gefängnissträflinge sind zu Arbeiten anzuhalten, die, 
soweit es die Einrichtungen der Anstalt zulassen, ihren 
Lebensgewohnheiten tunlichst entsprechen. Den im Be¬ 
sitze der bürgerlichen Ehrenrechte sich befindenden Ge¬ 
fängnissträflingen kann gegen Zahlung einer Entschädi¬ 
gung gestattet werden, sich mit Arbeiten, die mit der Ord¬ 
nung in der Anstalt verträglich sind, selbst zu beschäf¬ 
tigen. Sie dürfen außerhalb der Anstalt ohne ihre Zu¬ 
stimmung nicht beschäftigt werden 1 . Die Zustimmung kann 
nicht widerrufen werden. Bei solchen Arbeiten sind die 
Gefängnissträflinge von freien Arbeitern, von Züchtlingen 
und von Verwahrten (§§ 6, 7) zu trennen. 

3. Den Einschließungs- und den Haftgefangenen ist gestattet, 
sich mit Arbeiten, die mit der Ordnung in der Anstalt ver¬ 
träglich sind, selbst zu beschäftigen. Soweit dies nicht ge¬ 
schieht oder solange die Selbstbeschäftigung entzogen ist, 
sind sie zu Arbeiten anzuhalten, die ihren Lebensverhält¬ 
nissen tunlichst entsprechen. 

§ 41 (28). 

1. Ziff. 1. 

Wo die Art der Arbeit es zuläßt .. . wie § 29 Ziff. 3. 


D. 
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2. Ziff. 2. 

An den Sonntagen und den landesrechtlichen Feier¬ 
tagen des Vollzugsortes dürfen nur Haus- und Notarbeiten 
verrichtet werden. 

3. Ziff. 3 wie § 28 Ziff. 2. 

4. Ziff. 4. 

Sie beträgt in der Regel für ... 

5. Ziff. 5 wie § 28 Ziff. 4. 


E.Religiöse] 7iff 1 
Fürsorge. £ ^ 3 / * ' 


§ 42 (30). 
§ 43 (25). 


Für die einer christlichen Kirche und für die dem 
jüdischen Bekenntnisse angehörenden Gefangenen ist Seel¬ 
sorge einzurichten und, soweit erforderlich, auch durch 
regelmäßige Andachten oder Gottesdienste auszuüben. 

3. Ziff. 3. 

Die Gefangenen sind verpflichtet, an den Andachten 
oder Gottesdiensten ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 
Einzelne kann der Vorstand nach Anhörung des Geistlichen 
aus besonderen Gründen davon entbinden. 

4. Ziff. 4. 

Kein Gefangener darf zur Teilnahme am Empfange der 
kirchlichen Heilsmittel gezwungen werden. 

§ 44 (26). 

Die Jugendlichen in den Anstalten erhalten Religions¬ 
unterricht. Erwachsene können solchen erhalten. 


F. 


Die 
unterricht. 


§ 45 (41). 

Jugendlichen in den Anstalten erhalten Schul- 


Erwachsene können solchen erhalten. 


§ 46 (42). 

1. Ziff. 1 . . . 

2. Ziff. 2. 

Den Gefangenen ist gestattet, Bücher und Schriften aus 
der Sammlung der Anstalt zu entnehmen. Den Züchtlingen 
und den Gefängnissträflingen kann gestattet werden, sich 
Fachschriften, den sich im Besitze der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte befindenden und in Einzelhaft verwahrten Gefängnis¬ 
sträflingen auch, sich Zeitungen selbst zu verschaffen. 
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3. Ziff. 3. 

Den Einschließungs- und den Haftgefangenen ist, so¬ 
weit es mit der Ordnung in der Anstalt verträglich ist, ge¬ 
stattet, sich Bücher, Schriften, Fachschriften und Zei¬ 
tungen selbst zu verschaffen. 

§ 47 (neu). g. 

Der Verkehr zwischen den Gefangenen ist unzulässig. 
Ausnahmen bestimmt die Hausordnung. den Getan- 

genen. 

§ 48 (43). 

1. Znf. 1 . .. 

... ist ... ein Besuch von Angehörigen (§ 52 Abs. 2 
StrGB.) .. . gestattet. Andere oder häufigere Besuche 
können gestattet werden. 

2. Ziff. 2. 

Den Einschließungsgefangenen ist der Empfang von 
Besuchen in Gegenwart eines Beamten insoweit gestattet, 
als ein Mißbrauch nicht zu befürchten ist. 

3. Ziff. 3. 

Bei Mißbrauch können die Besuche beschränkt oder 
auf bestimmte Zeit entzogen werden. 

§ 49 (44). 

1. Ziff. 1 Satz 2, 3. 

Von den Briefen hat der Geistliche, bei Jugendlichen 
auch der Lehrer, Kenntnis zu nehmen. Wo es angezeigt ist, 
ist dem Arzte von den Briefen und den Eingaben Kenntnis 
zu geben. . . . 

2. Ziff. 2. 

Die Absendung eines Briefes an Angehörige ist in der 
Regel den . . . gestattet. Andere oder häufigere Briefe 
können gestattet werden. 

3. Ziff. 3 . . . 

4. Ziff. 4 ... 

5. Ziff. 5. 

Briefe, deren Absender sich nicht oder mit falschem 
Namen oder falscher Bezeichnung oder so allgemein oder 
undeutlich nennen, daß die Person für die zur Kenntnis¬ 
nahme verpflichteten Beamten nicht erkennbar ist, werden 
nicht ausgehändigt. 

6. Ziff. 6. 

Wird ein Brief wegen Mißbrauches des Verkehres durch 
den Absender oder wegen des Inhaltes oder wegen Ver- 
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stoßcs gegen Ziff. 5 nicht ausgehändigt oder . . ., so ist dem 
Gefangenen der Grund mitzuteilen. Der für den Gefangenen 
wissenswerte Teil eines nicht ausgehändigten Briefes ist 
ihm mitzuteilen. 

7. Ziff. 7. 

Werden Schriftstücke Geisteskranker, insbesondere der 
. . ., im Einverständnisse mit dem Arzte und vorbehältlich 
der Genehmigung einer Aufsichtsbehörde bei regelmäßig 
wiederkehrender Prüfung nicht abgesandt, so ist den Ge¬ 
fangenen der Grund nicht mitzuteilen. 

§ 50 (45). 

1. Ziff. 1 streichen. 

2. Die Eingaben an die mit richterlicher Tätigkeit betrauten 
Behörden in Angelegenheiten dieser Tätigkeit, die . . . sind 
abzusenden, andere Eingaben oder Eingaben an andere 
Behörden nicht, wenn ... § 49 Ziff. 7 findet Anwendung. 

§ 51 (50). 

Die Gefangenen haben alles zu unterlassen, was gegen 
die allgemeinen Vorschriften, die Hausordnung, die son¬ 
stigen Anordnungen, die Sitte oder den Anstand verstößt, 
den Beamten mit Achtung zu begegnen und Gehorsam zu 
leisten und Äußerungen in dienstlichen Angelegenheiten 
wahrheitsgetreu abzugeben. Verstöße werden bestraft. 

§ 52 (51). 

1. Ziff. 1. 

a) . 

b) Entziehung von Vergünstigungen einschließlich der be¬ 
sonderen, einzeln oder in Verbindung miteinander, auf 
bestimmte Zeit oder dauernd; 

c) streichen; 

d) bis f) . 

g) Arrest . . . Während der Verbüßung werden die Selbst¬ 
beschäftigung, die zugewiesene Arbeit, die Selbst¬ 
beköstigung, die besonderen Nahrungs- und Genußmittel, 
die eigene Kleidung und Wäsche und die eigenen Bett¬ 
stücke, die Bücher, Schriften, Fachschriften und Zei¬ 
tungen und die besonderen Vergünstigungen entzogen; 
H). 

i) körperliche Züchtigung gegen Jugendliche 1 . 

1 Zu vgl. die Hamburger Beschlüsse. 


H. 

Disziplin- 
lind Ord¬ 
nungs¬ 
strafen. 






541 


2. Ziff. 2. 

Abs. 2. 

a) Entziehung der Besuche und des brieflichen Verkehres; 

b) bis d). 

3. Ziff. 3. 

Satz 1. ... jedoch nicht für mehr als zwei Wochen. 

Satz 3. Die Schmälerung der Kost darf nicht mehr 
als vier Wochen dauern. 


§ 53 (52). 


1. Ziff. 1. 

Die Ordnungsstrafen werden in der Regel . . . sofort 
vollzogen, können aber auf Wohlverhalten ausgesetzt oder 
teilweise oder ganz erlassen werden. 

2. Ziff. 2. 

Die Zuständigkeit bestimmt sich nach der Zeit und dem 
Orte des Verstoßes. 

3. Ziff. 3. 

Eine wegen eines am Schlüsse der Strafzeit begangenen 
schweren Verstoßes verhängte Arreststrafe darf bis zu einer 
Woche über das Strafende fortdauern. 

4. Ziff. 4. 

Eine Ordnungsstrafe ist ungeachtet der Einleitung eines 
gerichtlichen Verfahrens zulässig. 

5. Ziff. 5. 

Jede Ordnungsstrafe ist in ein Strafbuch einzutragen. 

6. Ziff. 6. 

Von der Verhängung einer der Ordnungsstrafen des § 52 
Ziff. 1 d bis h ist dem Ärzte Kenntnis zu geben, der etwaige 
gesundheitliche Bedenken gegen den Vollzug geltend zu 
machen hat. 


§ 54 (53). 

§ 55 (46). 

1. Ziff. 1 ... 

2. Ziff. 2. 

Wenn die Dauer der Strafe es zuläßt, ist ... Den 
Jugendlichen, die einen bestimmten Beruf ergriffen haben 
oder ergreifen wollen, ist, . . . 


j. 

Besondere 
Bestim¬ 
mungen für 
die Jugend¬ 
lichen. 


§ 56 (47). 

1. Bei den noch nicht volljährigen Gefangenen ist die Arbeits¬ 
dauer unter Berücksichtigung der körperlichen und geistigen 
Entwicklung zu bemessen. 
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2. Die Essens- und Erholungspausen der Jugendlichen sind 
nach den Vorschriften für die Einschließungs- und die Haft¬ 
gefangenen zu bemessen. 

§ 57 (48, 49). 

1. Den Jugendlichen kann durch die Hausordnung gestattet 
werden, was nach § 37 Ziff. 1 Satz 2, Ziff. 2 Satz 1, § 40 
Ziff. 3 Satz 1, § 46 Ziff. 3 Erwachsenen zu gestatten ist. 
Die Beschaffung von Zeitungen ist unzulässig. 

2. Die Oberkleidung der Jugendlichen muß von anderer Farbe 
sein als diejenige der Erwachsenen. 

3. Die Haar- und Barttracht darf auch aus anderen als Gründen 
der Reinlichkeit und Schicklichkeit verändert werden. 

v. § 58 (54). 

1. Ziff. 1. 

Fällt das Strafende ... wie § 54 Ziff. 2. 

2. Ziff. 2. 

Gefangene, die ernstlich beabsichtigen, am letzten Straf¬ 
tage sich vom Vollzugsorte wegzubegeben, sind soviel früher 
zu entlassen, daß ihnen zur Erreichung der für sie passend¬ 
sten Verkehrsverbindung ausreichende Zeit bleibt. 

3. Ziff. 3. 

. . . erfordert und, wenn sie dessen würdig und bedürftig 
sind und es zweckmäßig erscheint, mit . . . 

4. Ziff. 4. 

Auf Antrag . . . 

§ 59 (55). 

Vorläufig entlassen werden kann, wer von einer Zucht¬ 
hausstrafe drei Vierteile, mindestens aber ein Jahr, von 
einer Gefängnisstrafe zwei Dritteile, mindestens aber sechs 
Monate, von einer Einschließungs- oder Haftstrafe die 
Hälfte, mindestens aber sechs Monate, verbüßt hat. 

§ 60 (56). 

§ 61 (57). 

§ 62 (58). 

§ 63 (59). 

Das Arbeitshaus soll die Verwahrten geistig und sitt¬ 
lich heben und an ein gesetzmäßiges und arbeitsames Leben 
gewöhnen, und zwar in erster Reihe durch Anhaltung zu 
angespannter und sachdienlicher Arbeit. 


VI. Beson¬ 
dere Be¬ 
stimmun¬ 
gen für die 
Arbeits¬ 
häuser und 
die Sicher¬ 
ungshaft. 
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§ 64 (60). a. 

1. Ziff. 1 wie § 60 Ziff. 3. 

2. Ziff. 2. 

Die Verwahrung erfolgt in Gemeinschaftshaft. Einzel¬ 
haft ist im Interesse eines Verwahrten oder der Ordnung 
und Sicherheit zulässig. 

§ 65 (61). 

1. Ziff. I 1 . 

Selbstbeschäftigung, Selbstbeköstigung, Gebrauch eige¬ 
ner Kleidung, Wäsche und Bettstücke und Beschaffung von 
Zeitungen sind unzulässig. 

2. Ziff. 2. 

Im übrigen finden auf die sich im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte befindenden Verwahrten die Vorschrif¬ 
ten für die Gefängnissträflinge, auf die anderen diejenigen 
für die Züchtlinge Anwendung. 

3. Ziff. 3. 

Bei der Zuweisung der Arbeit ist das spätere Fortkommen 
zu berücksichtigen. 

4. Ziff. 4. 

Die Verwahrten sind bei Arbeiten außerhalb der Anstalt 
von freien Arbeitern, von Gefangenen und von anderen Ver¬ 
wahrten (§ 7) zu trennen. 

§ 66 (62). 

1. Ziff. 1. 

Nach Ablauf der Hälfte der festgesetzten Zeit können 
Verwahrte, die sich gut geführt und fleißig gearbeitet haben, 

2. Ziff. 2 wie § 62 Ziff. 2. 

§ 67 (63). b. 

1. Ziff. 1 wie § 63 Ziff. 1. 

2. Ziff. 2. 

Vor der Verwahrung ist der Vorstand über die Erfah¬ 
rungen während des Vollzuges zu hören. 

3. Ziff. 3 wie § 63 Ziff. 3. 

4. Ziff. 4. 

§ 64 Ziff. 2 findet Anwendung. 

§ 68 (65). 

1. Ziff. 1. 

§ 65 Ziff. 1, 3 und 4 finden Anwendung, jedoch ist die 
1 Zu vgl. die Hamburger Beschlüsse. 
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2 . 

1 . 

2 . 

3. 


VII. 

1 . 

2 . 

3. 

4. 


VIII. 

Schlußbe- 1. 
stimmun- n 
gen. *>• 

3. 


Arbeitsdauer wie bei den Gefängnissträflingen, die Arbeits¬ 
belohnung wie bei den Haftgefangenen zu bemessen. 

Ziff. 2. 

Den Verwahrten kann die Anschaffung ... gestattet 
werden ... 

§ 69 (67, 68). 

Ziff. 1. 

Nicht mehr als gemeingefährlich . . . wie § 64 Ziff. 2. 
Ziff. 2. 

Soll die Verwahrung länger als drei Jahre dauern, . .. 
wie § 68. 

Ziff. 3. 

Hat sich ein Verwahrter längere Zeit gut geführt . .. 
wie § 67. 


§ 70 (69). 

Den einer Schutzfürsorge würdigen und bedürftigen Ge¬ 
fangenen ist sie rechtzeitig zu vermitteln. 

Unter Schutzaufsicht sind zu stellen Verwahrte (§§ 6 bis 9) 
bei der Entlassung und können gestellt werden Gefangene 
bei der vorläufigen Entlassung und vorläufig entlassene 
Gefangene. 

Zwecks Einleitung der Schutzfürsorge oder der Schutz¬ 
aufsicht kann den Fürsorgern, insbesondere den Mitgliedern 
der Schutzvereine, der Zutritt zu den künftigen Schütz¬ 
lingen auch ohne Aufsicht gestattet werden. 

Für jeden in Schutzfürsorge oder Schutzaufsicht Ge¬ 
nommenen ist dem Fürsorger oder dem Schutzvereine 
ein Staatsbeitrag zu leisten. 


§ 71 (70). 

Ziff. 1. 

Ziff. 2. 

Ziff. 3. 

Die Statistik des Vollzuges und der Ausführung der 
sichernden Maßnahmen (§ 15 Ziff. 1 a) tritt gleichzeitig mit 
diesem Gesetz in Kraft. 


(§ 73) 

streichen. 


Paragraphen, die innerhalb des Textes stehen, oder auf 
welche die Worte folgen „findet Anwendung“ sind solche 
nach der von mir gewählten Nummernfolge, während, wenn 
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es heißt „wie § . . Paragraphen der Vorschläge gemeint 
sind. 

Alle nicht schon im Vorstehenden berücksichtigten An¬ 
träge zu redaktionellen Änderungen halte ich aufrecht. 

Weitere redaktionelle Änderungsanträge zu den „Vorschlägen“. 

Von Dr. Gen na t. 

1. In § 52 Ziff. 4 handelt es sich vermutlich um einen Schreib¬ 
oder Druckfehler. Denn daß der Arzt wegen der Entzie¬ 
hung der Arbeit zu hören ist, wird schwerlich gemeint sein, 
wird auch nicht in den Grundsätzen des Bundesrates ver¬ 
langt. Deßwegen scheint es mir heißen zu müssen: § 51 
Ziff. 1 a bis d. 

2. Nach § 65 Ziff. 3 ist den Verwahrten der Einkauf gestattet 
w'ie den Haftgefangenen. Das sieht aus, als hätten diese 
ein Recht auf ihn, während er ihnen doch nur gestattet 
werden kann. 

3. a) Der Grund der Verschiedenheit zwischen § 33 Ziff. 1 

Satz 2 und Ziff. 3 Halbsatz 1 leuchtet mir nicht ein. 

b) Auch nicht, warum § 38 Ziff. 2 nicht wie § 8 von Anstal¬ 
ten oder Abteilungen für irre Gefangene redet. 

c) Ich halte es für zweckmäßig, statt: ist gestattet, ist zu 
gestatten, wird gestattet, einheitlich die erste Form zu 
benutzen und auch da anzuwenden, wo Gefangene etwas 
in der Art dürfen, daß sie einen Anspruch darauf haben, 
wo aber das Dürfen eine Erlaubnis bedeutet, dafür zu 
sagen: kann gestattet werden. 

d) In § 34 Ziff. 1 ergibt schon das „kann“, daß eine Ver¬ 
günstigung in Frage steht. §23 Ziff. 2 und §51 Ziff. lb 
führen sie als solche an. Welchen Zweck verfolgen daher 
die Worte „als Vergünstigung“ in § 34 Ziff. 1 ? 

4. a) In § 1 Ziff. 1 Satz 1, § 4 Ziff. 1 Satz 1 Halbsatz 1, Ziff. 2 

Satz 1, § 5 Satz 1, § 55 Satz 1, § 72 Ziff. 1 Satz 2 ist 
von Freiheitsstrafen, in § 12 Satz 2, 3, § 13 Ziff. 2, § 20 
Ziff. 1 Satz 2, § 22 Ziff. 1, § 55 Satz 2, § 57 Ziff. 2 von 
Strafen die Rede. Da sich die Vorschläge nur mit Frei¬ 
heitsstrafen befassen, genügt allgemein die zweite Be¬ 
zeichnung. 

b) In § 12 Satz 1 steht „Strafvollstreckungsbehörde“, in 
§ 15 Satz 2 „Vollstreckungsbehörde“. Letzteres reicht 
aus. 

c) § 16 Ziff. 1, 3, § 28 Ziff. 3, § 37 Ziff. 2 Satz 1, § 43 Ziff. 1 
Satz 2, § 44 Ziff. 2, § 52 Ziff. 1 Halbsatz 1 sagen: in der 

Blätter für Gefängniskunde, Bd. XLVIII. 35 
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Regel. Warum § 42 Ziff. 2 Satz 1: der Regel nach? 
Das in § 20 Ziff. 1, § 23 Ziff. 2, § 25 Ziff. 2 vorkommende 
„regelmäßig“ aber ist am Platze. 

d) § 21 Ziff. 3 gebraucht die Wendung „nötig macht“, 
während es sonst stets und insbesondere in § 5 Satz 1 
heißt: erfordert. Vgl. noch: nötig ist in § 63 Ziff. 3 
und nötigenfalls in § 44 Ziff. 1 Satz 2. 

e) Weshalb wird in § 22 Ziff. 1 „verboten“, in § 50 Satz 1 
„untersagt“? 

f) a) In § 34 Ziff. 1 und 2 und in § 65 Ziff. 3 Satz 1 wird 

von besonderen Nahrungs- und Genußmitteln, in 
§ 34 Ziff. 3 von Genußmitteln, in § 51 Ziff. 1 g von 
besonderen Genußmitteln gehandelt. Soll das, na¬ 
mentlich an der zweiten Stelle, einen sachlichen 
Unterschied bedeuten, so daß die besonderen Nah¬ 
rungsmittel während des Arrestes nicht entzogen 
werden? Das ist kaum anzunehmen. Trotz dessen 
empfehle ich der Sicherheit wegen dieselbe Fassung 
wie in § 34 Ziff. 1 und 2. 

ß) § 28 Ziff. 7 spricht vom Orte des Strafvollzuges, 

§ 51 Ziff. li vom Straforte. Ich habe ausgeführt, 
daß es „Strafverbüßungsort“ heißen muß, ich aber 
im übrigen die Beschränkung auf ihn nicht für richtig 
halte. Ich schlage für jene Stelle das kürzere Wort 
Vollzugsort“ vor, das auch zu wählen wäre, wenn 
§ 51 a. a. 0. unverändert bliebe. 

g) Ich ziehe „Strafende“ (§ 54 Ziff. 2) — vgl. dazu „Ende 
(der Strafzeit)“ in § 52 Ziff. 5 — dem „Strafablaufe“ 
in § 54 Ziff. 1 vor. 

h) In § 56 würde ich in- Übereinstimmung mit § 67 Satz 1 
von der Führung in der Anstalt reden, wenn ein nach 
meiner Auffassung sich erübrigender Zusatz auch ferner 
für nötig erachtet werden sollte. 

i) § 57 Ziff. 2 spricht von der verflossenen Zeit, Ziff. 3 
vom verstrichenen Zeiträume. In Ziff. 3 könnte es 
heißen: . . . wenn der Strafrest mehr beträgt, eine gleich 
lange Zeit verflossen . . . 

k) § 60 Ziff. 2 Satz 2 läßt die Arbeit statt sonst „zuweisen“ 
(§ 27 Ziff. 3, § 30 Ziff. 1 Halbsatz 1, Ziff. 2 Satz 1) 
zuteilen. 

l) Die in § 72 Ziff. 3 angeordneten Besichtigungen werden 
sich doch wohl auf alle in § 70 Ziff. 2 aufgezählten Dinge 
zu erstrecken haben. Daher scheint mir Herbeiführung 
übereinstimmender Fassung erwünscht. 
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m) Im Falle der Beibehaltung des § 73 erscheinen mir fol¬ 
gende Änderungen angezeigt: „landesrechtliche Vor¬ 
schriften“ — siehe § 11 — statt landesrechtlicher Ge¬ 
setze und Verordnungen und „landesrechtlich“ — siehe 
§ 72 Ziff. 1 Satz 1 — statt einzelstaatlich. 

5. Statt Privatbedarf in § 29 Ziff. 2, Ressort in § 72 Ziff. 1 
Satz 2, periodisch in § 72 Ziff. 2f„ Beamtenpersonal in § 72 
Ziff. 5 und Aufsichtspersonal in § 73 Satz 2 läßt sich sagen: 
häuslicher Bedarf, Verwaltungszweig, regelmäßig wieder¬ 
kehrend, Beamtenschaft, Aufsichtsbeamte, während ich 
für das in § 31 Ziff. 1 Satz 1 und 2 vorkommende Wort 
„privat“ eine dorthin passende Verdeutschung nicht weiß. 


35 * 



Beibehaltung des strengen Arrestes? 


Der interessante Artikel über die Beibehaltung des strengen 
Arrestes, enthaltend in den Heften 4/5 der D. Strafr.-Ztg. 
regt an, auf das einschlägige Thema näher einzugehen. 

Solange Disziplinarstrafen in Anwendung kommen, hat 
die Strafenskala mildere und schärfere Strafen aufgewiesen. 
Im großen und ganzen entsprach die Art der Strafen dem all¬ 
gemeinen Kulturzustande. 

Persönlichkeiten, die ihrer Zeit voraneilten, haben wohl 
je und je die strengsten Strafen gebrandmarkt. 

Diejenigen Vorgesetzten, denen die Disziplinarstrafgewalt 
anvertraut gewesen ist, haben von den Strafmitteln den ver¬ 
schiedensten Gebrauch gemacht. Der eine neigt zur Milde, 
der andere zur Strenge, ein dritter hielt es mit der goldenen 
Mittelstraße. Es ist dies nur zu natürlich, da niemand aus 
seiner Haut herauskann, in die ihn die Natur gesteckt hat. 

Das Temperament des Menschen spielt bei allen seinen 
Handlungen eine große Rolle, und zu dieser gemütlichen Ver¬ 
fassung treten Anschauungen und Grundsätze, die im sozialen 
und beruflichen Leben erworben worden sind. 

Eine Verschiedenheit in der Beurteilung der Disziplinar- 
fälle und in Anwendung der Strafen, sofern die Wirkungen 
auf vorgedachten Ursachen beruhen, wird wohl stets beob¬ 
achtet werden. 

Die Art der Strafen bleibt wandelbar! 

Sofern die Zeit erfüllet gewesen, hatte ein Sturmlauf gegen 
die schwersten Strafen stattgefunden. 

Unser altes Reglement in Preußen vom 4. November 1835 
kennt neben den jetzt noch gebräuchlichen Strafen allgemein 
die körperliche Züchtigung an Männern und Weibern, auch 
den Lattenarrest. 

Seit 15. Mai 1869 kommt die körperliche Züchtigung an 
Weibern nicht mehr zur Anwendung; auch kennen wir heute 
die Strafe des Lattenarrestes nicht mehr; während die körper¬ 
liche Züchtigung an Männern auf diejenigen Fälle beschränkt 
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worden ist, in denen es sich um tätlichen Angriff gegen An¬ 
gestellte handelt. 

Wenn wir uns die Frage vorlegen, wie so lange selbst ein 
die Gesundheit des weiblichen Körpers schwer schädigende 
Strafe hat beibehalten werden können, so finden wir die Ant¬ 
wort in den Zeitverhältnissen begründet. 

Noch immer ist es die Wissenschaft gewesen, die mit ihrer 
Leuchte in unkulturelle Einrichtungen hineingedrungen ist 
und der Reform den Weg gewiesen hat. — Von einem wissen¬ 
schaftlichen Strafvollzüge hatte man in der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts noch wenig Ahnung, und eine Gefängniswissen¬ 
schaft haben mühsam großgezogen literarische Arbeit, Fach¬ 
vereine in Wort und Schrift. 

ln neuerer Zeit gilt der Kampf der Strafe des strengen 
Arrestes; die Mediziner, besonders die Psychiater halten die 
Strafe in psychischer Hinsicht für nachteilig; die körper¬ 
lichen Schäden, die diese Strafe mit sich bringt, werden natür¬ 
lich auch gewürdigt. Sehen wir uns den Inhalt dieser Strafe 
einmal näher an: 

1. Zelle mit leeren Wänden und verdunkelt; 

2. Entziehung der Luft mit geringen Unterbrechungen; 

3. Entziehung der Arbeit; 

4. Entziehung der Bücher; 

5. Fortfall des Bettlagers; 

6. Nichtgewährung des warmen Essens. 

Für notwendig wird die Beseitigung der Verdunkelung der 
Zelle bezeichnet und damit die Ausschaltung der strengen 
Arreststrafe. 

Nun fragt es sich aber — diese Frage drängt sich einem 
unwillkürlich auf —, ob nicht die Entziehung der Luft und 
auch die Beschränkung des Essens auf Wasser und Brot auf 
Körper und Geist nicht ebenso schädlich wirken, wie die ver¬ 
dunkelte Zelle. Wird dem Körper das Hauptnahrungsmittel, 
die Luft entzogen, nimmt er vorzugsweise Wasser und Brot 
zu sich, dann muß dies schädlichen Einfluß auf die Blut¬ 
beschaffenheit haben. Das Blut durchströmt in seinem Kreis¬ 
läufe den ganzen Körper; es ernährt auch den architektonischen 
Kunstbau des Gehirns. Empfängt das Gehirn zu seiner Er¬ 
nährung schlechtes bzw. krankes Blut, so muß seine Struktur 
leiden und je länger, desto mehr geistige Anomalien auslösen. 

Wenn es einer späteren Zeit — die Entwicklung steht nicht 
still —, zweifelsohne gelingen wird, die Verdunkelung der 
Arrestzellen zu beseitigen, dann wird die weitere Frage offen 
bleiben: darf der Mittelarrest noch beibehalten werden, der 
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infolge intensiver und extensiver Kostbeschränkung und 
wegen Entziehung der Luft Körper und Geist nachteilig 
beeinflußt. 

Auch die anderen Strafen wirken mehr oder weniger nach¬ 
teilig auf Geist und Körper; folgerichtig und wenn man nur 
auf die Gesundheit der Gefangenen Bedacht zu nehmen hätte, 
dann müßten Strafen ausgeschlossen werden. Nun verlangt 
aber der Strafvollzug Beugung des Verurteilten unter die 
Rechtsordnung; er soll zur Achtung derselben gebracht, 
sittlich gebessert und zu einem geordneten, gesetzmäßigen 
Leben nach der Entlassung erzogen werden. Wer sich nicht 
freiwillig beugt, muß hierzu gezwungen werden, d. h. man 
wendet gegebenenfalls Zwangsmittel: Maßnahmen und Strafen 
an! Die Ordnung des Hauses muß unter allen Umständen 
aufrecht erhalten werden. 

Bei Anwendung der strengen Arreststrafe ist ein Moment 
bislang nicht gewürdigt worden, nämlich die Gefahr, die 
dieser für den betreffenden Aufsichtsbeamten mit sich bringt. 
Im allgemeinen hat jede Arrestzelle im Innern einen Einbau 
aus Eisenstangen. Der Bestrafte kann weder das Fenster 
noch die Tür erreichen. Es kann aber der Gefangene aus dem 
Dunkeln in das Helle sehen, nicht aber umgekehrt kann dies 
der Aufseher; es ist vorgekommen, daß ein Arrestant Eisen¬ 
teile seines Käfigs entfernt hatte und dem nichts ahnenden 
Beamten beim Eintritt in seine Zelle einen Hieb oder Stoß 
versetzt hat. Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit, den 
Zutritt zum inneren Einbau möglichst weit von der Eingangs¬ 
tür fortzulegen; es müssen die Arrestzellen eine entsprechende 
Länge haben. 

Die Verhängung der strengsten Arreststrafe beruht wohl 
auf Gewohnheit. Liegt ein schwerster Verstoß gegen die 
Hausordnung vor, dann sühnt man ihn mit der härtesten Strafe, 
sofern dieser Verstoß subjektiv als auch objektiv, die Merk¬ 
male schwersten Vergehens an sich trägt. Der Inhalt der 
Strafe richtet sich quantitativ und auch qualitativ nach der 
Schwere der Auflehnung gegen die Hausordnung. Ich glaube, 
wenn die strenge Arreststrafe in Fortfall käme, — ich persön¬ 
lich würde diesen Fortfall nicht betrauern, — mit nichten 
entfiele der demnächst schwersten Strafe der abschreckende 
Charakter. Die Phantasie, die Illusion sprechen hier mit. 
Wird irgend eine Strafe zur schwersten Strafe proklamiert, 
dann ist sie eben die schwerste in der Idee; sie wird gefürchtet 
werden, namentlich dann, wenn sie weniger gewohnheitsgemäß, 
als vielmehr selten verhängt werden wird. 
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Noch sehr gut erinnere ich mich der Zeiten, wo die Strafen 
der körperlichen Züchtigung sehr häufig angewendet worden 
sind, ihre besonders abschreckende Wirkung ist seinerzeit in L. 
verflüchtigt gewesen; es galt unter den Zuchthaussträflingen 
nicht für standesgemäß, diese Strafe nicht empfangen zu haben. 
In die Genossenschaft der ,,Eingereihten“ wurden nur die¬ 
jenigen aufgenommen, die mit Bock und Peitsche Bekannt¬ 
schaft gemacht hatten! 

Die Dreiteilung der Arreststrafen: einfacher, Mittel- und 
strenger Arrest ließe sich vereinfachen. 

Den einfachen oder gelinden Arrest kann man entbehren; 
er wird in der Praxis wohl nie verhängt, in der Einzelhaft 
vollends nicht. 

Nimmt man einem Sträfling in der Einzelzelle seine Bücher 
und seine Arbeit, dann ist der einfache Arrest gegeben. 

Einer zukünftigen Reform mögen zwei Arreststrafen ge¬ 
nügen: 

a) der geschärfte Arrest hat zum Inhalte, Entziehung des 
warmen Essens, der Lagerstelle, der Arbeit, der Bücher, der 
frischen Luft bis auf die Teilnahme an der hausordnungs¬ 
mäßigen Bewegung im Freien. Essen und Bettlager werden, 
wie jetzt, an guten Tagen gewährt. 

b) Der einfache Arrest gleicht dem unter a); es bleibt hier 
aber die Benutzung des Bettlagers während der Nacht ge¬ 
währleistet. 

Ich glaube, diese beiden Formen der Arreststrafe genügen, 
um auflehnende Elemente in ihre Schranken zurückzuweisen. 

Bei beiden Arreststrafen muß für ausreichende Luft¬ 
erneuerung gesorgt werden. Frische Luft muß stets hinein, 
verbrauchte Luft hinausströmen können. Der frischen Luft 
vindiziere ich größere Bedeutung als dem Essen, der Lagerung 
und Verdunkelung der Zelle. Der Sauerstoff ist des Menschen 
Hauptnahrung. Im Zuchthause mit langzeitigen Strafen sieht 
man die Wirkung, die der unzureichenden Luftmenge ins 
Schuldbuch zu schreiben ist. 

Zu verwundern und zu bedauern ist die schematische, 
gleichmäßige Behandlung der männlichen und weiblichen 
Gefangenen, auch in Ansehung der Disziplinarstrafen. Wäh¬ 
rend man z. B. einen gesunden jungen Burschen unter 18 Jahren 
nicht fesseln, ihn auch nicht mit strengem Arrest bestrafen 
darf, hat man sich um das Weib, leider Gottes, nicht geküm¬ 
mert. Keine Vorschrift besteht, — horribile dictu, — daß 
ein schwangeres Weib von der Abbüßung der strengen Arrest¬ 
strafe auszuschließen sei; auch vor der Fesselung bleibt es 
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nicht geschützt, wenn vorgedachte Voraussetzung gegeben 
ist und eines gleichen Schutzes entbehrt es während der 
Menstruation. 

Als der Entwurf zu einem Strafvollzugsgesetze von der 
Kommission beraten worden ist, hätte zweckmäßigerweise 
die Stimme einer Oberin gehört werden müssen. 

Ich rufe den Kollegen-Mediziner auf den Plan, seine Sache 
und Fachkenntnis auf diesem Gebiete zu verwerten. Ist ein 
Weib schwanger, dann bildet sich bei ihm in utero ein neues 
Lebewesen; alle Nachteile, die die Mutter treffen, fallen auf 
das Kind zurück. Strenge Arreststrafen halte ich mit Rück¬ 
sicht auf die ganz andere Struktur des Weibes für verderblich. 

Die Vorschrift müßte lauten: Arreststrafen mit Verdunke¬ 
lung der Zelle, mit Entziehung des Bettlagcrs und des warmen 
Essens sind während der Schwangerschaft verboten! Über¬ 
haupt dürfen während dieser nur die leichtesten Strafen ver¬ 
hängt werden. Auch während der Menstruation sind gleiche 
und ähnliche Strafen auszuschließen. Es handelt sich um 
einen zwar natürlichen Wandlungsprozeß, um einen Natur¬ 
prozeß; aber während desselben sind physiologische und see¬ 
lische Kräfte besonders angespannt und bedürfen schonender 
Ruhe und Stärkung, an Stelle von Schwächung 1 . 

Bedauerlich bleibt, daß auf unseren Versammlungen die 
weiblichen Strafanstaltsbeamten sich nicht zum Wort melden. 
Im Leben des Weibes gibt es so viele Vorgänge, die nur vom 
Weibe richtig gewürdigt werden können. 

Bevor der Entwurf zu einem Strafvollzugsgesetze Gesetzes¬ 
kraft erhalten wird, ist noch Zeit genug, auf die Lücke hinzu¬ 
weisen, die bezüglich der Berücksichtigung der weiblichen 
Gefangenen klafft. 

v. Michaelis, Strafanstaltsdircktor, Münster i. W. 

1 Nach § 52 Ziff. 4 der Vorschläge ist der Arzt vor Vollstreckung 
der Strafe zu hören, der gegen schwere Strafen bei Schwangeren usw. 
Einspruch erheben wird, wenn der Vorsteher nicht selbst so vernünftig 
ist, die Schwangerschaft und Menstruation der Gefangenen bei Dis- 
ziplinarwegen zu berücksichtigen. Die Schriftleitung. 
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Am 19. August 1914 fiel beim Empfang der Feuertaufe 
in mörderischem Gefecht bei Dörnach (Mühlhausen) 

Gerichtsassessor 

Karl Ritter f 

aus Mannheim, 

kommissarischer Vorstand des dortigen Landesgefängnisses und 
Oberleutnant der Landwehr. 

Er erreichte ein Alter von 33 Jahren und war seit Sommer 
1910 im Strafanstaltsdienst tätig, zunächst als Hilfsarbeiter bei 
der Direktion genannter Anstalt, seit Januar 1914 kommis¬ 
sarisch mit deren Leitung betraut und in ehrender Weise von 
seiner Vorgesetzten Behörde für die endgültige Übertragung 
des Direktorpostens in Aussicht genommen. Leider sollte er 
sein Ziel, auf das er mit seltenem Fleiß und Eifer hinsteuerte, 
nicht mehr erreichen — seine junge, aber ehren- und hoffnungs¬ 
volle Laufbahn wurde durch eine französische Kugel allzufrüh 
vernichtet! 

Mit Ritter sank ein prächtiger Mensch dahin, ein liebens¬ 
würdiger, entgegenkommender Kollege, ein gerader, energischer 
Charakter, ein fleißiger, arbeitsfroher Beamter, durchglüht 
von edelster Berufsfreude und geziert mit reichem Wissen und 
praktischem Verstand. 

Sein Heldentod hat nicht nur die Beamtenschaft und das 
Personal seiner Anstalt in tiefste Trauer versetzt, sondern auch 
der Mannheimer Organisation für Jugendschutz und Ge¬ 
fangenenfürsorge eine überaus schmerzliche Wunde geschlagen; 
denn gerade auf diesen Gebieten suchte und fand das edle Herz 
des Verstorbenen stets die schönste Befriedigung seines Wir¬ 
kens. Aber auch im Verein deutscher Strafanstaltsbeamten ist 
mancher, der dem lieben Menschen auf der Mannheimer nnd 
Hamburger Tagung näher getreten ist und jetzt in Wehmut und 
Trauer seiner gedenken wird. 

Nur das Bewußtsein, daß das kostbare Opfer für die Ehre 
und den Bestand des Vaterlandes gebracht werden mußte, 
kann unsern Schmerz um Ritters Heimgang lindern. 

Möge dem tapferen Helden die Erde leicht sein! 

Freiburg i. Br., im Oktober 1914. 

Direktor Koelblin. 




Korrespondenz 


Aus Strafanstalten. 

Württemb. Gefängnis-Statistik 1913. 

Am 1. April 1913 befanden sich in den fünf württemb. Strafanstalten 
1632 Gefangene. 

Zugang bis 31. März 1914 5652 

Abgang.4101 

bleiben am 31. März 1914 1551 Gefangene. 

Höchster Gesamtstand . . 1733 

niederster Gesamtstand . . 1426 

Durchschnittsstand .... 1576 „ 

Auf die ortsanwesende Bevölkerung Württembergs mit 2437574 
Einwohnern entfallen 0,064 Gefangene. 

Unter den am 31. März 1914 in den Strafanstalten befindlichen Ge¬ 
fangenen waren erstmals bestraft 1431 

,, rückfällig 521 
wiederholt rückfällig 1251. 

Unter der Gesamtzahl der Neueingelieferten betrug somit die Zahl 
der Rückfälligen 55,33% (gegen 56,58% im Vorjahr). 

Der Gesamtaufwand auf die Strafanstalten betrug 
im Jahr 1913 1 924429 M. 

hiervon gedeckt durch eigene Einnahmen 1251695 ,, 

Staatszuschuß 672 734 M. 

Für die einzelnen Strafanstalten betrug der Durchschnittsaufwand 
des Staates auf 1 Gefangenen: 

Ludwigsburg (mit Sonderanstalten in Hohenasperg). 499 M. 

Heilbronn. 467 ,, 

Hall. 297 „ 

Rothenburg (mit Jugcndabteilung). 284 ,, 

Gotteszell (weibliche Gefangene).641 ,, 

Der Durchschnittsaufwand auf 1 Gefangenen betrug.416 ,, 

Der durchschnittliche Betrag der Verpflegungskosten berechnet 
sich bei einem Gesamtaufwand von 391739 M. auf 248.53 M.; bei den 
einzelnen Strafanstalten: 

Ludwigsburg 275.35 M. 

Heilbronn 188.46 ,, 

Hall 234.20 „ 

Rothenburg 266.27 ,, 

Gotteszell 210.49 ,, 

Von durchschnittlich 1576 Gefangenen waren durchschnittlich täg¬ 
lich beschäftigt: 1120. Wegen Krankheit, Alter und Gebrechlichkeit 
mit Dunkelarrest, einsamer Haft mit Versagung der Arbeit blieben 
durchschnittlich 204 und wegen Einstellung der Arbeit an Sonn- und 
Feiertagen 252 Gefangene unbeschäftigt. 

Reinertrag der Gefangenenarbeit: 

I. aus Lohnarbeit 

a) für auswärtige Bestellungen bei 36935 Arbeitstagen 59010 M. 

b) für die eigene Regie bei 65262 Arbeitstagen 30310 ,, 

II. im Gewerbebetrieb bei 308957 Arbeitstagen 414335 ,, 

zusammen bei 411155 Arbeitstagen 503655 M. 
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Sonach fällt auf 1 beschäftigten Gefangenen ein Arbeitsertrag von 
367.50 M. für das Jahr und 1.22,5 M. für den Tag. 

Der bei dieser Berechnung bereits in Abzug gebrachte Nebenver¬ 
dienst der Gefangenen betrug im Ganzen 61 106 M; im Durchschnitt 
für 1 Gefangenen 38.51 M. 

Für erlaubte Kostzulagen wurden im Ganzen verwendet: 21 777 M. 
im Durchschnitt auf 1 Gefangenen 13.72 M.; die sämtlichen Privat¬ 
gelder der Gefangenen haben am Schluß des Rechnungsjahres betragen 
39719 M., wovon 31640 M. verzinslich angelegt waren. 

Die Zahl der erkannten Disziplinarstrafen betrug 888; es ent¬ 


fielen auf 100 Gefangene 56,3 %, und zwar: 

Verweis und Einziehung von Vergünstigungen 72 

Anlegung von Fesseln. 0 

Dunkelarrest.344 

einsame Einsperrung.277 

schmale Kost. 195. 


In der I. Sittenklasse befanden sich 35,1% 
ii ii 11- ii ii ii 36,5% 

>i ii 11 !• ii ii ii ^8,4% 


der Zuchthaus- 
Gefangenen 


Von den Gefängnis-Gefangenen waren 23% in der l.,59,l% in der 
2. Sittenklasse. 


Todesfälle: 10 — 0,19%. Todesursache je 2mal Lungentuberku¬ 
lose, Lymphdrüsengeschwulst und Herzleiden, je 1 mal Krebs, Schlag¬ 
anfall, Unfall und Selbstmord. Die Zahl der an Lungentuberkulose 
erfolgten Todesfälle ist so klein wie noch nie. 

An Krankheiten werden von 5116 Gefangenen in den Kranken¬ 
abteilungen 1064 und ambulant 1497 behandelt, während 2555 keiner 
ärztlichen Hilfe bedurften. 


Epileptiker sind abermals sehr viele (106 gegen 74 im Vorjahr) 
verzeichnet, ln der Irren-Abteilung auf Hohenasperg sind 49 Ge¬ 
fangene behandelt worden. Von den während des Jahres aus der Irren¬ 
abteilung entlassenen 25 Geisteskranken waren 


a) nach erfolgter Beobachtung als nicht geisteskrank erkannt. . 2 


b) geheilt.8 

c) gebessert.7 

d) ungeheilt nach Ablauf der Strafzeit entlassen.4 


e) ungeheilt nach Ablauf der Strafzeit an die Irren-Anstalt verbracht 4 
Der Betrieb der Irren-Abteilung verlief ohne Störungen. 
Vorläufige Entlassungen 107. 

Begnadigungen .117. 

Aufsichtspersonal: 4 Hausmeister, 17 Oberaufseher, 174 Auf¬ 
seher, 6 Irrenwärter, 1 erste Aufseherin, 23 Aufseherinnen. 


In den amtsgerichtlichen Gefängnissen wurden eingeliefert 
13414 Untersuchungsgefangene, 

9888 Strafgefangene, 
zus. 23302 Gefangene. 

Darunter befanden sich 3420 Transportgefangene.. Der Reinertrag 
der Gefangenen-Beschäftigung in diesen Gefängnissen belief sich auf 
13883 M. Schwandner. 
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Kriegszeit in der Strafanstalt. 

Die Kunde von den großen Ereignissen unserer Tage hat auch in 
den Herzen derer, zu denen sie durch die Gefängnismauern drang, leb¬ 
haften Wiederhall gefunden. Mancher, der verbittert oder verstockt mit 
sich und der menschlichen Gesellschaft zerfallen war, hat jetzt den Weg 
zu seinem Volke und seinem Vaterlande wiedergefunden. 

Glücklich der, dem der Amnestieerlaß die ersehnte Freiheit brachte; 
mancher, der noch vor kurzem die Monate oder Jahre zählte, die er in 
der engen Welt der Mauern verbringen sollte, steht jetzt im Felde und 
darf alte Schuld wettmachen und sich eine neue Lebensgrundlage schaffen. 

Sehnsüchtig sieht ihm mancher Zurückgebliebene nach. Doch auch 
er konnte wenigstens ein Kleines für die große Sache tun. Von fast 
allen Strafanstalten hören wir, daß die Gefangenen aus eigenem Antriebe 
Sammlungen für das rote Kreuz und andere Wohlfahrtseinrichtungen 
aus ihrer Arbeitsbelohnung veranstalteten; mancher hätte sogar über 
seine Verhältnisse gegeben, wenn nicht die Verwaltung in Rücksicht 
auf sein oder seiner nächsten Angehörigen Fortkommen die gezeichneten 
Beträge gekürzt hätte. 

Wer jetzt die Briefe der Gefangenen an ihre Angehörigen liest, kann 
davon erzählen, wie, von seltenen Ausnahmen abgesehen, die kleinlichen 
Nörgeleien und Anklagen gegen die menschliche Gesellschaft, gegen die 
Richter, das Urteil und die Anstaltsordnung zurückgegangen oder ganz 
verstummt sind und eine oft geradezu begeisterte Anteilnahme an den 
großen Fragen unserer Zeit an die Stelle getreten ist. Nicht ohne Rüh¬ 
rung findet man beim Blättern in den Tagebüchern mancher Gefangenen 
selbstverfaßte Gedichte, die in oft ungeschickter Form ein warmes vater¬ 
ländisches Empfinden und die Sehnsucht, auch selbst dem Vaterlande 
etwas sein zu dürfen, verraten. 

Der eine oder andere fühlt wohl gar die Fähigkeit in sich, der Heeres¬ 
leitung etwas nützen zu können und gibt dem Generalstabe in einem 
Schreiben gutgemeinte strategische Ratschläge, oder er macht dem über¬ 
aus volkstümlichen Grafen Zeppelin Vorschläge über die Verbesserung 
seiner Luftkreuzer. (Übrigens, um nicht ohne Antwort — gewöhnlich 
dankende Ablehnung —, zu bleiben.) Mit reger Anteilnahme wird jede 
Nachricht von der Kriegs- und Weltlage entgegengenommen, der 
sonntäglichen Predigt wird wohl selten mit solcher Aufmerksamkeit 
gefolgt sein, wie gegenwärtig. Wohl nie ist es so dankbar wie jetzt 
empfunden worden, wenn gute Führung und Fleiß mit einem Abonnement 
auf Kriegsnachrichten oder eine Zeitung belohnt werden konnte. 

Hoffen wir, daß die heilige Flamme der Vaterlandsliebe auch in den 
Herzen dieser Armen, in denen sie einmal entfacht ist, weiter glühen und 
nicht erlöschen möge! 

Frankfurt a. M.-Preungesheim. 


Direktor Radusch. 



Literatur. 


Zur Frage der Anrechnung des Irrenanstaltsaufenthalts auf die 
Strafzeit. Ein Beitrag zur Reform der Strafprozeßordnung. 

Von Dr. Peter Rixen, leitender Arzt der Beobachtungsabteilung 
für geisteskranke Gefangene am Kgl. Strafgefängnis in Breslau. 

Juristisch-psychiatrische Grenzfragen, IX. Bd., Heft 7/8. Verlag 
von Carl Machold, Halle a. S. 

Der Verfasser schildert die Entstehung des § 493 der Strafprozeß¬ 
ordnung, der bekanntlich folgenden Wortlaut hat: Ist der Verurteilte 
nach Beginn der Strafvollstreckung wegen Krankheit in eine von der 
Strafanstalt getrennte Krankenanstalt gebracht worden, so ist die Dauer 
des Aufenthalts in der Krankenanstalt in die Strafzeit einzurechnen, 
wenn nicht der Verurteilte mit der Absicht, die Strafvollstreckung zu 
unterbrechen, die Krankheit herbeigeführt hat. 

Trotz dieses, wie man meinen sollte, klaren Wortlauts, wird in Preu¬ 
ßen der Irrenanstaltsaufenthalt nicht auf die Strafzeit angerechnet. 

Rixen tritt mit Entschiedenheit für die Anrechnung der Irren¬ 
anstaltszeit ein; darin ist ihm völlig beizupflichten. Eine andere Frage 
ist die, ob die öffentliche Irrenanstalt der richtige Platz für Strafgefan¬ 
gene (NB. nicht für verbrecherische Geisteskranke!) ist. Nach unserer 
Auffassung gehören Strafgefangene nicht in eine öffentliche Irrenanstalt, 
es sind vielmehr die Irrenabteilungen an den Strafanstalten so einzu¬ 
richten, daß die erkrankten Gefangenen über die Dauer ihrer Krankheit 
evtl, bis zum Strafamt dort verpflegt werden können. Die Vorurteile 
gegen die Irrenabteilungen an Strafanstalten sind unbegründet. Rixen 
selbst weist darauf hin, daß die Bewegungsfreiheit in den Adnexen der 
Strafanstalt oft größer ist, als die in den „festen Häusern“ der Irren¬ 
anstalten. Sicher ist, daß wir in Württemberg mit der hier getroffenen 
Lösung (Adnex an der Strafanstalt, in der die Erkrankten über die Dauer 
der Strafzeit bleiben) ganz zufrieden sind. 

Hohenasperg. Dr. Staiger. 

Dr. Hans Groß, Handbuch für Untersuchungsrichter als 
System der Kriminalistik. Sechste Auflage. J. Schweizer, Verlag 
(Arthur Selber), München, Berlin, Leipzig. Zwei Teile, 1214 Seiten, 
157 Abbildungen. Brosch. 22 Mk., geb. 24 Mk. 

Die sechste Auflage des rühmlichst bekannten Werkes ist gegenüber 
den früheren wesentlich umgearbeitet und ergänzt worden. Von der 
Persönlichkeit des Untersuchungsrichters, dessen notwendigen Eigen¬ 
schaften und Fähigkeiten ausgehend, gibt der Verfasser aus seiner 
reichen Erfahrung bis ins kleinste gehende, ja erschöpfende Anleitungen 
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über Vernehmungen und Augenscheinseinnahme. Dabei ist alles Not¬ 
wendige berücksichtigt, von dem zu verwendenden Papier und Schreib¬ 
material bis zu den dem Untersuchungsrichter dringend erforderlichen 
psychologischen Kenntnissen. Dem schließen sich an Abschnitte über 
Gehilfen und Hilfsmittel des Untersuchungsrichters, über die Praktiken 
und Typen seiner Gegner. In kurzen, aber sehr verständlichen Ausfüh¬ 
rungen geht der Verfasser auf Gebiete ein, die in einem strafwissenschaft¬ 
lichen Werk in dieser Art kaum wieder zu finden sein dürften, insbeson¬ 
dere muß hier der Abschnitt über die Dechiffrierkunde erwähnt werden, 
ferner der über Fuß-, Blut- und andere Spuren. 

Schließlich behandelt der Verfasser noch in besonderen Abschnitten 
in eingehender Weise die hauptsächlichsten Delikte, Tötung und Körper¬ 
verletzung, Diebstahl, Urkundenfälschung, Betrug und Brandstiftung. 

Das Werk, das auch der Nichtstrafrechtler, ja auch der Nicht¬ 
jurist nur mit größtem Interesse lesen wird, zeichnet sich durch einen 
sehr guten, fließenden Stil aus; Wiederholungen sind streng vermieden, 
und so ist das Studium des umfangreichen Werkes von der ersten bis 
zur letzten Seite ein nirgends ermüdender Genuß für den Leser. 

Der Titel des Werks ist fast zu bescheiden, denn nicht nur der 
Untersuchungsrichter, für den das Werk ja in erster Linie bestimmt ist, 
wird den größten Nutzen daraus ziehen, auch der erkennende Richter, 
der Staatsanwalt und der Strafvollzugsbeamte wird in seiner Praxis 
den ganzen Inhalt des Werks, mindestens aber den größten Teil desselben 
ausgezeichnet verwerten können. Dies gilt vor allem von dem Teil, 
der sich mit der Psychologie der Zeugen, Sachverständigen, Angeschul¬ 
digten und — last not least — der Geschworenen befaßt. Wenn Groß 
mit Beziehung auf die letztegnannten ausruft: ,,Gott errette uns vor dem 
fluchwürdigen Dilettantismus in der Rechtsprechung!“ und wenn er 
die Behandlung der Geschworenen mit der von Kindern vergleicht, so 
wird ihm die übergroße Mehrzahl der Juristen beistimmen. 

Schließlich soll noch betont werden, daß den neuerlichen Fort¬ 
schritten auf dem Gebiet der Erkenntnislehre, der Photographie, Bertil- 
lonage und Daktyloskopie, deren Verwertung ja zurzeit riesige Fort¬ 
schritte macht, eingehende Würdigung zuteil geworden ist. 

Dem Juristen, der das Werk von Groß eingehend studiert und seine 
Anleitungen und Ratschläge befolgt, kann der Vorwurf der Weltfremd¬ 
heit nimmermehr gemacht werden, denn durch das ganze Buch weht der 
Geist frischen, modernen Lebens. 

Gerichtsassessor Ellinger. 

Dr. Max Alsberg, Justizirrtum und Wiederaufnahme. Verlag 
Dr. P. Langenscheidt, Berlin 1913. 368 Seiten. 

Das Werk zerfällt in zwei Teile, zuerst eine kurze Kritik unseres, 
nach Ansicht des Verfassers das Irrtumsrisiko des Strafrichters un¬ 
billigerweise erhöhenden, daher sehr verbesserungsbedürftigen Straf¬ 
prozesses und dann im längeren eine solche der unzulänglichen, dazu 
noch von der Praxis der Gerichte intensiv statt extensiv interpretierten 
Bestimmungen über die Wiederaufnahme und Anregungen zur Abstellung 
der so gefundenen Fehlerquellen. 

Der zweite Teil, etwa zwei Drittel des ganzen Werkes, bringt Einzel¬ 
fälle aus der Verteidigerpraxis in Wiederaufnahmesachen. 

Der im ersten Teil enthaltenen Kritik des der Urteilsfällung voran¬ 
gehenden Verfahrens und vor allem der Bemängelung des Fehlens einer 
Berufungsinstanz gegen Strafkammer- und Schwurgerichtsurteile kann 
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vielfach zugestimmt werden. Dagegen sieht man, soweit der Verfasser 
auf sein eigentliches Thema, die Wiederaufnahme, zu sprechen kommt, 
sofort, daß das Buch vom subjektiven Standpunkt des Verteidigers aus 
geschrieben ist. 

Es ist ja so ziemlich das Härteste, was einem Menschen zustoßen 
kann, unschuldig Strafe verbüßen zu müssen. Der Verfasser muß aber 
selbst zugestehen, daß der Strafrichter in jedem zweifelhaften Fall mit 
einem erheblichen Irrtumsrisiko rechnen muß, namentlich wenn der 
Angeklagte leugnet, daß aber ohne Inkaufnahme dieses Risikos die Straf¬ 
justiz einfach aufhören müsse. 

Daraus aber den Schluß zu ziehen, daß die Wiederaufnahme in den 
von dem Verfasser verlangten Maße erleichtert werden muß, ist m. E. 
falsch. Eine allzu große Erleichterung der Wiederaufnahme ist nicht 
weniger gefährlich als eine allzugroße Ängstlichkeit des Strafrichters 
und die daraus sich ergebende Straflosigkeit des keck leugnenden Ver¬ 
brechers, denn bei der Unzulänglichkeit des menschlichen Gedächt¬ 
nisses werden die Aussagen selbst der wahrheitsliebenden Zeugen immer 
unklarer, je mehr Zeit zwischen dem von ihnen beobachteten Vorgang 
und der Vernehmung liegt. Da aber dem Angeklagten seine Straftat 
nachgewiesen werden muß, so führt eine, lediglich infolge allzulanger 
Zwischenzeit unklare oder negative Aussage vielfach zu einer ungerechten 
Freisprechung. Diese Gefahr ist beim Wiederaufnahmeverfahren doppelt 
groß, weil abgesehen von der naturgemäß meist langen Zwischenzeit 
zwischen Tat bzw. Urteil und der Vernehmung im Wiederaufnahme¬ 
verfahren das subjektive Moment noch hereinspielt, daß der Zeuge, 
übrigens nicht weniger der Geschworene, sich häufig sagen wird, ohne 
erhebliche Zweifel an der Schuld des Angeklagten wäre die Erneuerung 
der Verhandlung im Wiederaufnahmeverfahren vom Berufsrichter nicht 
angeordnet worden, und daß deshalb der Laie von Anfang an den An¬ 
geklagten als einen Unschuldigen ansieht. Gar nicht zu reden ist von der 
trüben Erfahrungstatsache, daß im Fall einer energischen betriebenen 
Wiederaufnahme die Angehörigen und Freunde des Verurteilten viel¬ 
fach mit allen möglichen, durchaus nicht stets einwandfreien Mitteln 
Zeugen zu sammeln und zu beeinflussen bestrebt sind. 

Ich glaube, daß der Verfasser den Richtern Unrecht tut, wenn er 
ihnen vorwirft, ein Gericht revidiere nur ungern seine eigenen Urteile, 
und daß deshalb von Seiten der Richter dem Wiederaufnahmegesuch 
ein gewisses Mißtrauen von Anfang an entgegengebracht werde. Wer 
in einer Strafanstalt tätig war, weiß genau, daß eine große Reihe von 
Sträflingen die Einreichung von Wiederaufnahmeanträgen geradezu 
sportsmäßig betreibt, daß manche Sträflinge im Lauf von einigen Jahren 
ein bis zwei Dutzend mehr oder weniger eingehende, mehr oder weniger 
auf erlogene Tatsachen gestützte derartige Gesuche aus Langeweile oder 
aus gewissen Wahnvorstellungen heraus einreichen und daß auch die 
Angehörigen und Freunde in der Freiheit in gleicher Weise arbeiten. 
Läßt sich das Gericht, was übrigens oft genug geschieht, auf einen solchen 
Antrag ein und wird auf die benannten Beweismittel eingegangen, so 
stellt sich bald heraus, daß an den aufgestellten Behauptungen nichts 
Wahres ist und daß die Zeugen beeinflußt sind oder nichts wissen. Auch 
die Wiederaufnahmegesuche, die von Anwälten ausgehen, machen vielfach 
hiervon keine Ausnahme, da ja der Anwalt auf die Behauptungen seines 
Auftraggebers gehen muß, deren Richtigkeit er nicht nachprüfen kann. 

Durch diese vielen frivolen oder unbegründeten Gesuche mag eine 
gewisse Skepsis der Richter gegen Wiederaufnahmeanträge entstanden 
sein, die aber gewiß nicht unberechtigt ist. 
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Auch die 19, im zweiten Teile des Werkes gesammelten Einzelfälle 
vermögen mich nicht zum Standpunkt des Verfassers zu bekehren. Man 
bekommt denn doch den Eindruck, als ob die meisten der Fälle, auf die 
im einzelnen hier nicht eingegangen werden kann, von ihren Einsendern 
mehr oder weniger stark vom subjektiven Standpunkt des Verteidigers 
aus geschildert sind. Der Verteidiger ist aber einmal durch seinen Beruf 
gewöhnt, „seinen“ Fall, die Tat und die Beweismittel, von der dem 
Angeklagten günstigsten Seite aus zu betrachten, da er infolge seines 
Verhältnisses zum Angeklagten nicht ganz objektiv sein darf. Dann 
handelt es sich in den meisten der geschilderten Fälle darum, im Wieder¬ 
aufnahmeverfahren Belastungszeugen als unglaubhaft hinzustellen. 
Wenn dieses Bestreben in Zukunft von den Gerichten unterstützt werden 
würde, dann würde die Neigung der Zeugen, sich um ihre Vernehmung 
zu drücken, noch weit bedenklichere Formen annehmen, und gar nicht 
mit Unrecht, denn man kann es einem anständigen Menschen nicht ver¬ 
denken, wenn er sich dagegen wehrt, daß er sich als Zeuge vom An¬ 
geklagten und vielfach auch vom Verteidiger in oft wenig sachlicher 
Weise schlecht machen lassen soll, nur damit schließlich seine Zuver¬ 
lässigkeit angegriffen werden kann. Diese Art der Entlastung des An¬ 
geklagten widerspricht auch entschieden den neuerlichen berechtigten 
Bestrebungen im Strafprozeß zum Schutze von Zeugen gegen persön¬ 
liche Angriffe. 

Wenn man also dem Verfasser auch insoweit zustimmen muß, daß 
eine Berufungsinstanz gegen Strafkammer- und Schwurgerichtsurteile 
erforderlich ist, so überzeugt er doch nicht davon, daß eine Ausdehnung 
der Wiederaufnahme des Verfahrens wünschenswert ist. 

Nicht unwidersprochen soll zum Schluß eine Bemerkung zum Fall 
Kletzsch (S. 307) bleiben, wo der Strafkammer ein Versagen vorge¬ 
worfen und die Logik der Geschworenen (!) gerühmt wird. Nach der 
eigenen Schilderung des Einsenders, die übrigens die Unschuld des Ver¬ 
urteilten durchaus nicht so deutlich einlcuchten läßt, lagen die Verhält¬ 
nisse vor der Strafkammer ganz anders als vor dem Schwurgericht und 
das verurteilende Erkenntnis der Strafkammer war das durchaus logische 
Ergebnis der Beweisaufnahme. Wenn der Angeklagte vor der Straf¬ 
kammer ihm günstige Umstände nicht erwähnt, auf welche auch der 
Staatsanwalt von sich aus unmöglich kommen kann, so läßt sich doch 
daraus der Strafkammer kein Vorwurf machen! Daraus, daß das unter 
Anklage gestellte Verhalten des Kl. töricht gewesen war, läßt sich gerade 
bei einem so rechthaberisch und ungeschickt auftretenden Angeklagten 
wenig zu seinen Gunsten entnehmen. Die Freisprechung im Wieder¬ 
aufnahmeverfahren erfolgte denn auch nur aus subjektiven Gründen. 

Es muß doch Verwahrung dagegen eingelegt werden, daß auf der¬ 
artige Weise die Schwurgerichte auf Kosten der Berufsrichter gerühmt 
werden, und das in einer Meineidssache, während gerade die oft sehr 
unlogische Abneigung der Geschworenen zur Verurteilung in solchen 
Fällen bekannt ist. 

Gerichtsassessor Ellinger. 

Lehrbuch des deutschen Strafrechts von Dr. Franz von Liszt, 
ord. Professor der Rechte in Berlin. 20. völlig durchgearbeitete 
AufIage (35. —36. Tausend). Berlin 1914. J. Guttentag, Verl.-Buch¬ 
handlung. Brosch. 10 M., geb. 12 M. 

In dieser neuesten Auflage des rühmlichst bekannten Lisztschen 
Lehrbuchs sind die Arbeiten der Strafrechts-Kommission, soweit sie sich 
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auf den allgemeinen Teil beziehen, verwertet. Für den besonderen Teil 
hat der Verfasser darauf verzichtet, da der Wortlaut der Beschlüsse 
noch nicht im Zusammenhang vorliegt. Dafür ist hier der „Gegen¬ 
entwurf“ zu seinem Rechte gekommen. 

Der § 15 (bisher IG), der die „kriminalpolitischen Forderungen der 
Reformbewegung“ zusammenfaßt, ist beibehalten worden; er soll zeigen, 
wie viel die neuen Entwürfe jenen Arbeiten verdanken. Schw. 

Lehrbuch des Deutschen Strafrechts, begründet von Dr. Hugo Meyer, 
Tübingen; neu bearbeitet von Dr. Philipp Allfeld, Professor der 
Rechte in Erlangen. 

Nachtrag zur VII. Auflage — ,40 Pf. 

Dieser Nachtrag berücksichtigt dieÄnderungen, die das geltende Recht 
durch die Gesetzgebung erfahren hat, seitdem die VII. Auflage des Lehr¬ 
buches zum Abschluß gekommen ist. Die Änderungen beruhen haupt¬ 
sächlich auf dem Reichsgesetz vom 19. Juni 1912 betr. Änderung des 
Strafgesetzbuches, außerdem aber auf einigen in neuester Zeit ergangenen 
Sondergesetzen mit teilweise strafrechtlichem Inhalt. Die Darstellung 
schließt sich an das System des Lehrbuchs an. 

v. Michaelis, Erfahrungen und Lehren aus 31 jähriger Straf¬ 
vollzugs-Praxis. 

Im Band 57 des „Archiv für Kriminalanthropologie u. Kriminalistik“ 
von Prof. Dr. Hans Groß in Graz hat Kollege v. Michaelis in fleißiger 
Arbeit ein kurzgefaßtes Lehrbuch der Gefängniskunde als Ergebnis 
seiner langjährigen Erfahrungen veröffentlicht. 

Wenn man auch in Einzelheiten, wie z. B. Alkoholgenuß in der 
Strafanstalt, Brief- und Besuch-Beaufsichtigung, Wertung der Gruppen¬ 
haft verschiedener Ansicht sein kann, so bietet doch auch den Fachgenossen 
die Vertiefung in diese interessante Arbeit viel Genuß und wertvolle 
Förderung durch die Anregung zur Selbstprüfung und Vergleichung 
mit den eigenen Erfahrungen, der Nichtfachmann aber wird aus den 
Ausführungen des auch in der Literatur vorzüglich bewanderten Ver¬ 
fassers reiche Belehrung schöpfen können. 

Schwandner. 

Dr. jur. Karl Struve. Die strafrechtliche Behandlung der 
Jugend in England. Berlin 1914. Otto Liebmann. Geh. 7 M., geb. 8 M. 

Es gehört eine gewisse Selbstüberwindung dazu, sich in der jetzigen 
Zeit mit englischen Einrichtungen und Verhältnissen zu beschäftigen, 
und doch lohnt es sich bei dem vorliegenden Buch, dieses innere Wider¬ 
streben zu unterdrücken, gibt es uns doch in lichtvoller Darstellung 
eine klare Schilderung des strafrechtlichen Behandlung der Jugend in 
England, die uns den Vergleich mit den deutschen Einrichtungen nahe 
legt und uns um so wertvoller ist, als wir mitten in der Reform der Maß¬ 
nahmen gegen die straffällige Jugend in Deutschland stehen. 

Nach einem umfassenden Literaturverzeichnis bietet der Ver¬ 
fasser einen Überblick über die geschichtliche Entwicklung, dem sich 
dann die Schilderung des materiellen Jugendstrafrechts wie des Straf¬ 
verfahrens gegen Jugendliche anschließt. Es werden in England vier 
Grade strafrechtlicher Verantwortlichkeit unterschieden, und zwar ist 
bis zu 7 Jahren das Kind unverantwortlich, zwischen 7 bis 14 Jahren 
ist zu prüfen, ob das Kind hinreichend geistiges und sittliches Unter- 
scheidungsvermögen besitzt, zwischen 14 und 16 Jahren \yird bei Kom- 
missivdelikten grundsätzlich die Verantwortlichkeit angenommen, nach 
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vollendeten 16. Lebensjahr tritt die volle strafrechtliche Verantwortlich¬ 
keit ein. Für die Strafbehandlung wird dagegen zwischen Kindern bis 
zu 14 Jahren, zwischen Jugendlichen bis zu 16 Jahren und den sogenannten 
juvenile adults von 16 bis 21 Jahren unterschieden. 

Kindern und Jugendlichen gegenüber ist Todesstrafe und Zucht¬ 
hausstrafe ausgeschlossen, an Stelle der Todesstrafe und bei sonstigen 
schweren Verbrechen tritt bei ihnen die „Festhaltung auf unbestimmte 
Zeit“. Gefängnisstrafe kann gegen Jugendliche nur erkannt werden, 
wenn das Gericht den Täter für zu verdorben für eine Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt erklärt. Geldstrafe ist zulässig. Gegen die juvenile 
adults sind grundsätzlich alle Strafen zulässig, doch ist für sie die 
besondere Borstalstrafe geschaffen worden. 

Für das Strafverfahren bleiben den Jugendlichen gegenüber die 
Schwurgerichte und Vierteljahresgerichte fast ganz außer betracht und 
treten nach Möglichkeit die unteren Strafgerichte für die Aburteilung 
geringerer Vergehen, die sogenannten Gerichte der summarischen 
Gerichtsbarkeit, in Wirksamkeit. Zur summarischen Gerichtsbarkeit 
gehören deshalb auch die Jugendgerichte. 

Das erste eigentliche englische Jugendgericht wurde 1905 in Bir¬ 
mingham eröffnet, durch den Children Act ist' indessen jetzt die Ein¬ 
richtung von Jugendgerichten für ganz England vorgeschrieben. 

Während sonst in England die Untersuchungshaft sehr schnell 
verhängt wird, wird sie den Jugendlichen gegenüber nach Möglichkeit 
vermieden. Muß ein Jugendlicher festgehalten werden, so wird er in 
einem Bewahrungsheim untergebracht. Zur Verhandlung selbst werden 
möglichst Eltern und Vormünder herangezogen. 

Das Jugendgericht hat die Funktionen des Strafgerichts, der 
Fürsorgebehörde und der Vormundschaftsbehörde zu versehen. 

Ist schon die englische Festlegung der Altersgrenzen für die straf¬ 
rechtliche Verantwortlichkeit keineswegs der deutschen vorzuziehen, da 
diese mit vollem Recht die Verantwortlichheit des Kindes bis zu 14 Jahren 
ablehnt, und für die geminderte Verantwortlichkeit die Altersgrenze bis 
zu 18 Jahren hinaufschiebt, wobei allerdings zu erwähnen ist, ob man 
nicht noch einen Schritt weiter gehen und die obere Grenze für diese 
Altersklassen bis zum 21. Lebensjahre ausdehnen sollte, so ist dem Ver¬ 
fasser auch durchaus beizupflichten, wenn er an dem englischen Jugend¬ 
gericht tadelt, daß die mangelnde Scheidung des Straf- und Erziehungs¬ 
verfahren es mit sich bringt, daß in derselben Sitzung und nach dem¬ 
selben Verfahren im Jugendgericht gegen fünfzehnjährige bösartige 
Knaben und kleine unverständige Kinder verhandelt wird, daß auch die 
Fälle keineswegs regelmäßig vor das Jugendgericht gebracht werden, 
sondern es sehr vom Zufall abhängt, ob dies geschieht, da in England 
sowohl das Legalitätsprinzip wie auch das Vormundschaftsgericht fehlt. 
Sodann fehlt es auch an der genügenden Aufklärung der Tatumstände 
und des Vorlebens, wie überhaupt der Massenbetrieb die Nachfor¬ 
schungen nicht hinreichend ermöglicht. Für den Jugendlichen ist ferner 
der Grundsatz des Kreuzverhörs durchaus unangebracht. Um einem 
Teil der bestehenden Mängel abzuhelfen, hält es der Verfasser für zweck¬ 
mäßig, daß besondere children’s magistrates angestellt werden, da die 
gleichzeitig mit der Jugendgerichtsbarkeit befaßten Polizeirichter zu 
stark belastet sind, und daß besondere Gebäude für die Jugendgerichte 
am besten in Verbindung mit den Bewahrungsheimen, geschaffen werden 
um so jede Berührung mit unsauberen Elementen zu verhüten. 

Auch wenn nicht alle Blütenträume der geplanten Neuregelung der 
strafrechtlichen Behandlung der Jugend in Deutschland reifen, so würde 
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doch das deutsche Gesetz und die dadurch geschaffenen Einrichtungen 
hinter den englischen keineswegs zurtickstehen; nur die Einrichtung von 
Bewahrungsheimen im Zusammenhang mit den Jugendgerichten dürfte 
sich mit der Zeit auch in Deutschland immer mehr als Notwendigkeit 
herausstellen. 

Bei den gegen Jugendliche zulässigen Maßregeln ist nach dem Ver¬ 
fasser zwischen solchen, die keinen Strafcharakter tragen, und eigentlichen 
Strafmaßregeln zu unterscheiden. 

Als erstere kommen in Betracht: 1. Straffreie Entlassung, 2. Besse¬ 
rungsgelöbnis ohne Bewahrungsaufsicht, 3. Bewahrungsaufsicht, 4. Stel¬ 
lung eines Kindes unter Fürsorge einer Privatperson, 5. Überweisung an 
eine Erziehungsanstalt. 

Am meisten von Interesse dürfte sein, was hier der Verfasser iibe r 
das Bewahrungswesen ausführt. 

Dem Bewahrungswesen liegt ein bedingter Urteilsaufschub zu¬ 
grunde. Erfüllt der Täter die Bedingungen, so wird er nach Ablauf einer 
bestimmten Frist, deren Höchstdauer drei Jahre beträgt, straffrei. Die 
Hauptsache liegt hier nun in der Persönlichkeit des Bewahrungsaufsehers 
oder wie man vielleicht besser sagt, des Bewahrungsbeamten. Als solche 
wirken sowohl Berufsarbeiter, wie auch freiwillige Hilfskräfte, die dann 
von ersteren die Richtlinien erhalten. Mit Recht wird aber zwischen 
Polizei- und Bewahrungsbeamten aufs strengste unterschieden. Der Ver¬ 
fasser hält es für richtig, dem Probationsofficer die Ermittelungen über 
die Schuldfrage nicht zu übertragen, um sein Verhältnis zu dem Schütz¬ 
ling nicht zu trüben, sondern in der Hauptsache nur solche über die 
häuslichen Verhältnisse, Gesundheit und Charakterentwicklung. Vor 
allem aber soll es ihm obliegen, sich nach dem Urteilsspruch um den unter 
Bewahrungsaufsicht Gestellten zu kümmern. Mit gutem Grunde wird 
gerügt, daß es an einer gesetzlichen Handhabe fehlt, den bedingt Ent¬ 
lassenen, der sich schlecht führt, ohne gerade eine neue Straftat zu be¬ 
gehen, wieder vor das Gericht zu bringen, und daß dem Bewahrungs¬ 
pflichtigen keine positiven Aufenthaltsanweisungen gegeben werden 
können. Jeder, der praktisch in der Schutzaufsicht gearbeitet hat, weiß, 
daß hier allerdings zwei Punkte von größter Wichtigkeit berührt sind. 

Als Strafmaßregeln werden angewandt: 1. Geldstrafe, die in praxi 
indessen nur gegen Jugendliche, nicht gegen Kinder verhängt wird; 
2. Prügelstrafe; 3. Festhaltung in Bewahrungsheimen, von der aber nur 
sehr wenig Gebrauch gemacht wird; 4. Gefängnis für solche Jugendliche, 
die für Besserungsanstalten zu verdorben sind; 5. Besserungsanstalten. 

Wenn hervorgehoben wird, daß die Zahl der zu Gefängnis Verurteil¬ 
ten außerordentlich sinkt, so darf daraus übrigens nicht ohne weiteres 
geschlossen werden, daß überhaupt die Jugendlichen-Kriminalität herab¬ 
geht; es dürfte dies vielmehr nur besagen, daß gegen kriminelle Jugend¬ 
liche andere Maßnahmen getroffen werden. Struve behandelt nun, 
weil praktisch der Unterschied nicht so erheblich ist, die Erziehungs- und 
Besserungsanstalten, die Industrial- und Reformatory Schools, gemeinsam 
in einem Abschnitt, trotzdem der Idee nach erstere nur eine Erziehungs¬ 
maßregel, letztere dagegen eine Strafmaßregel bedeuten. Er weist dabei 
darauf hin, daß auch in England Stimmen laut wurden, die diesen nur 
theoretischen Unterschied aufheben wolien, der in der Tat nur wenig 
Berechtigung hat. Praktisch besteht der wesentlichste und auch zweck¬ 
mäßigste Unterschied darin, daß in die Erziehungs-Anstalten die jüngeren 
und noch nicht so verdorbenen Fälle eingeliefert werden. Während ein 
Kind hier nur bis zum 16. Jahr, dann aber auf bestimmte Dauer Auf- 


36 



— 564 — 


nähme findet, kann der Jugendliche in den Besserungsanstalten bis zum 
19. Lebensjahre festgehalten werden bei einer Mindestdauer von drei und 
einer Höchstdauer von fünf Jahren. Die Überweisung in beide Anstalten, 
die übrigens zumeist Privateigentum sind, kann im wesentlichen nur 
durch Gerichtsbeschluß stattfinden. 

Auf die Organisation näher einzugehen, würde zu weit führen. Es 
sei nur hervorgehoben, daß körperliche Züchtigung erlaubt ist, und zwar 
ist sie in den Erziehungsanstalten bis zu 18 Schlägen mit einer Birkenrute 
zulässig. Nach der Entlassung findet eine Nachaufsicht statt, die bei 
Zöglingen und der Industrial School bis zum 18., aus der Reformatory 
School bis zum 19. Jahr dauert. Führt sich ein entlassener Zögling schlecht, 
so kann er auf drei Monate in die Anstalt zurückgerufen werden. 

Auch in bezug auf diese Erziehungs- und Strafmaßregeln wird ein 
Vergleich zwischen den deutschen und englischen Einrichtungen keines¬ 
wegs zu ungunsten der ersteren ausfallen, besonders wenn erst die Neu¬ 
regelung des Verfahrens gegen Jugendliche durchgeführt ist. Die Für¬ 
sorge-Erziehung in Deutschland bietet unbestreitbar nicht unbeträchtliche 
Vorzüge. Nur auf zwei Punkte sei für unsere Verhältnisse hingewiesen. 
Es wird sich auch bei uns immer mehr die Notwendigkeit herausstelleri, 
das Bewahrungswesen oder die Schutzaufsicht weiter auszubilden, je 
mehr die Strafmaßregeln den Erziehungsmaßregeln Platz machen, und 
sodann erscheint allerdings die Unterscheidung zwischen Anstalten für 
unverdorbene und für schon stark verdorbene Zöglinge aus mehr als 
einem Grunde durchaus zweckmäßig, besonders wenn, wie in England, 
auf dem Verwaltungswege oder im Gerichtsverfahren eine Strafverset¬ 
zung von der Erziehungs- zur Bewahranstalt stattfinden kann; was aller¬ 
dings auch die umgekehrte Versetzung als Gegenstück zur Folge haben 
müßte. 

Für die Behandlung der jugendlichen Rechtsbrecher vom 16. bis 
21. Lebensjahr kommt dann das eigentliche und das beschränkte Borstal¬ 
system in Betracht. Für die Beurteilung des Borstalsystems ist festzu¬ 
stellen, daß mit 16 Jahren die volle Strafminderung erreicht ist. Wenn 
auch auf diese Altersklasse in leichteren Fällen das Bewahrungssystem 
Anwendung findet, so ist, wie der Verfasser hervorhebt, zu bedauern, daß 
es in der Praxis nur wenig und ungleichmäßig benutzt wird. 

Das Borstalsystem hat seinen Namen von dem juvenile adult 
prison, dem Jugendgefängnis, zu Borstal, zu dem 1902 das ehemalige 
Zuchthaus umgewandelt wurde. Gesetzliche Regelung erfuhr es erst im 
Jahr 1908. 

Es bestehen jetzt für männliche Jugendliche zwei Anstalten zu 
Borstal und Foltham mit 429 bzw. 391 Plätzen. Diese Größe der Anstalten 
erscheint zweckmäßig, da sie groß genug sind, um nicht den Strafvollzug 
unnötig zu verteuern und einen möglichst mannigfaltigen Arbeits- und 
überhaupt Anstaltsbetrieb zu gestatten, aber auch nicht zu groß, so daß 
wie in den amerikanischen Reformatorys die Übersichtlichkeit verloren 
geht. Von einem tüchtigen Anstaltsleiter wird man verlangen können, 
daß er 400 Insassen mit längeren Strafzeiten genauer kennt und sich um 
jeden einzelnen kümmert. 

Eine längere Strafzeit ist allerdings zu diesem Zweck notwendig, 
ist aber auch die Voraussetzung des ganzen Borstalsystems. In England 
dauert die Borstalhaft mindestens ein und höchstens drei Jahre. Wird 
auf sie vom Gericht erkannt, so hat dieses vorher die Berichte und Vor¬ 
stellungen der Gefängniskommission über die Geeignetheit des Betref- 



— 565 — 


fenden zu prüfen. Ob dies immer in geeigneter Weise geschieht, erscheint 
jedoch zweifelhaft. Auch Zöglinge der Besserungsanstalten, die sich in 
ihnen schlecht führen, können zur Borstalhaft verurteilt werden, immer 
aber ist ein ordentliches Strafverfahren notwendig, wie überhaupt die 
Borstalhaft durchaus als Strafe gilt, und der Vergeltungsgedanke keines¬ 
wegs beseitigt ist, auch wenn die Besserung des Zöglings der Hauptzweck 
bleibt. Die spezifischen Merkmale des Borstalsystems sind nun 1. der 
progressive Strafvollzug auf Grund eines recht komplizierten Marken¬ 
systems; 2. die gewerbliche Ausbildung; 3. die Förderung in den Schul¬ 
kenntnissen; 4. das Wertlegen auf tägliche Leibesübungen und Sport¬ 
spiele; 5. die relativ unbestimmte Strafdauer. Während im allgemeinen 
als Disziplinarmittel die mit den Progressivsystem gegebenen Maßregeln 
genügen, kommen für größere Ausschreitungen auch die gewöhnlichen 
Disziplinarmittcl der Gefängnisse und bedauerlicherweise auch die ge¬ 
wöhnlichen Disziplinarmittel der Gefängnisse und bedauerlicherweise 
auch körperliche Züchtigung in Betracht. Wer sich nicht einfiigen kann, 
wird in die Strafabteilung zu Canterbury überführt, wo 1913 einige 
50 Burschen waren. 

Mit Recht hebt der Verfasser die vortreffliche Qualität der Beamten 
zu Borstal und Feltham hervor und "betont, daß die Behandlung jugend¬ 
licher Rechtsbrecher nach dem Borstalsystem um so aussichtsreicher 
ist, je länger sie dauert, wie auch in England die Sachverständigen sich 
darüber einig sind, daß zwei Jahre durchschnittlich der kürzeste Zeit¬ 
raum ist, in dem sich überhaupt eine ersprießliche Behandlung ermög¬ 
lichen läßt. 

Mindestens nach sechs Monaten Borstalhaft kann bereits ein Zög¬ 
ling entlassen werden, jedoch ist diese vorläufige Entlassung jederzeit 
widerruflich, sobald er sich der Überwachung entzieht oder den sonstigen 
Bedingungen zuwiderhandelt. Die Schutzaufsicht nach der Entlassung, 
die sechs Monate dauert, übt in der Regel auf vorzügliche Weise die 
Borstal-Association aus. Es macht sich indessen das Bestreben geltend, 
diese Nachaufsicht auf zwei Jahre zu verlängern. 

Das beschränkte Borstalsystem ist in den Jugendlichen-Abteilungen 
bei einer Reihe der gewöhnlichen Gefängnisse eingeführt, und zwar 
hauptsächlich bei Strafen von drei Monaten und darüber. Auch wenn 
diese Abteilungen von den anderen Gefangenen streng gesondert sind, 
so ist dieses System, das übrigens noch keine gesetzliche Grundlage hat, 
doch nur sehr unvollkommen und hält den Vergleich mit dem eigentlichen 
Borstalsystem nicht aus. Es zeigt sich auch hier, daß Sonderabteilungen 
stets nur ein durchaus unzulänglicher Ersatz für Sonderanstalten sind. 
Der Verfasser geht endlich auch noch auf den Versuch, in Lancaster 
einen besonderen Strafvollzug für 20 bis 25 jährige junge Leute einzu¬ 
richten, und auf die Jugendlichen-Abteilung für Zuchthausgefangene in 
Dartmoor Prison näher ein. 

Wie überhaupt bei der strafrechtlichen Behandlung der Jugend, 
so ist besonders auch beim Borstalsystem der Einfluß Amerikas unver¬ 
kennbar. Es läßt sich nicht leugnen, daß England manche amerikanische 
Übertreibungen glücklich vermieden hat, so daß der in Deutschland mit 
dem Jugendgefängnis gemachte Versuch dem Borstalsystem näher zu 
stehen scheint als dem der amerikanischen Reformatory-Prisons. Es 
darf aber dabei nicht vergessen werden, daß letztere stets das Original 
bleiben. Der Verfasser hebt hervor, daß Anstalten für geistig und körper¬ 
lich Schwache, die in Borstal und Feltham keine Aufnahme finden, in 
England fehlen. Es sei darauf hingewiesen, daß in Amerika auch solche 
Sonderanstalten geplant sind. 
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(Lebenslauf), die Ordnung für die Bekleidung und Lagerung der Ge¬ 
fangenen, Vorschriften über die Verpflegung der Gefangenen, amtliche 
Muster zu Lieferungsbedingungen und Verträgen, Grundsätze über Aus¬ 
wahl und Überwachung der Hausarbeiter und Gefangenenschreiber, 
für die Berechnung und Verteilung des Arbeitsverdienstes und für die 
Verwaltung der Arbeitskassen, die Vorschriften über Unfallfürsorge für 
Gefangene, die Nachweisung der in Preußen bestehenden Zentralstellen 
für das Gefangenenfürsorgewesen und der Vereine zur Fürsorge für 
Gefangene und Korrigenden. Erläuterungen zu den Musterzcichnungen 
für den Ausbau von Gefängnissen. 

Der 4. Teil enthält ein zeitlich geordnetes Verzeichnis der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen und Verfügungen, der 5. ein sehr sorgfältig 
bearbeitetes Sachregister. 

So ist auch diese neue Auflage des mit so großer Sachkenntnis 
und außerordentlichem Fleiß geschriebenen Werkes nicht bloß ein un¬ 
entbehrliches Hilfsbuch für die Beamten der preußischen Justizverwal¬ 
tung, der preußischen Richter und Staatsanwälte, sondern auch ein 
wertvolles Nachschlagebuch für jedermann, der sich praktisch oder 
theoretisch mit dem Strafvollzug beschäftigt. Es sollte namentlich in 
allen Verwaltungs-Büchereien der Strafanstalten und Gefängnisse zu 
finden sein! Schw. 



Personalnachrichten. 


Auf dem Felde der Ehre gefallen: 

Dr. Kriegsmann, Professor in Tübingen; 

Ritter, stellvertr. Direktor des Landesgefängnisses Mannheim. 


Vereinsmitglieder. 

Baden. 

Engelberg, Dr. von. Geh. Ober-Reg. Rat, Karlsruhe, zum Präsidenten 
der General-Intendanz der Großh. Zivilliste ernannt. 

Becker, seither Amtsrichter in Pforzheim, jetzt Staatsanwalt in Mann¬ 
heim. 

Lumpp, Dr. Medizinalrat, Strafanstaltsarzt am Männerzuchthaus 
Bruchsal, gestorben. 

Bayern. 

Hofmann, seither kathol. Strafanstaltsgeistlicher in Ebrach zum K. 
Geistlichen Rat in Aschenau (Niederbayern) ernannt. 

Röhrer, kathol. Hausgeistlicher am Zellengefängnis Nürnberg den 
Titel „Geistlicher Rat“ verliehen. 

Elsaß-Lothringen. 

Braun, Gefängnis-Inspektor in Zabern, gestorben. 

v. Liebenstein, Kaiser!. Geheimer Oberregierungsrat a. D. in Straß¬ 
burg, gestorben. 


Hessen. 

Fuchs, Dr. Staatsanwalt, jetzt Syndikus des Hafenbetriebsvereins in 
Hamburg. 

Kuli mann, Dr., Anstaltsarzt in Butzbach als Kreisarzt nach Lauter¬ 
bach versetzt. 


Preußen. 

v. Böitzig, Strafanstaltsinspektor in Elbing zum Gefängnis-Ober¬ 
inspektor ernannt. 

Erf ur th, Lehrer am Strafgefängnis in Plötzensee der Adler zum K- Preuß. 

Hausorden von Hohenzollern verliehen. 

Körner, Strafanstaltsinspektor in Charlottenburg zum Vorsteher der 
Strafanstalt Diez a. L. befördert. 
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v. Michaelis, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Aachen nach 
Münster i. W. ernannt. 

Sack, Strafanstaltsdirektor in Siegburg-Brückberg nach Aachen ernannt. 
Radusch, Gerichts-Assessor zum Direktor in Preungesheim ernannt. 

Sachsen. 

Fried lein, Pfarrer, Hausgeistlicher an der Strafanstalt Dresden, ge¬ 
storben. 


Ein getreten. 

Baden. 

Heimsheim er, Dr., Amtsrichter u. Gefängnisvorstand der Amtsgerichte 
1 u. II in Karlsruhe. 


Hamburg. 

Buch holz, Dr. Professor, Oberarzt an der Irrenanstalt Friedrichsberg. 
Kaven, Regierungsrat bei der Justizverwaltung Hamburg. 

Schäfer, Dr. Professor, Oberarzt an der Irrenanstalt Langenhorn. 
Schläger, Dr. Staatsanwalt. 


Hessen. 

Wagner, Dr., Anstaltsarzt in Butzbach. 

Preußen. 

Blittersdorf, Strafanstaltsinspektor in Rendsburg. 

Diinn, Strafanstaltspfarrer an der Strafanstalt Naugard. 

Flöhr, Pfarrer an der K. Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler b. Köln. 
Friedländer, Dr., Strafanstaltsarzt in Insterburg. 

Halle a. S. Staatsanwaltschaft. 

Klatt, Dr. Pfarrer, Anstaltsgeistlicher am Zellengefängnis Moabit, 
von der Loo, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher an der K. Prov.-Arbeits- 
anstalt Brauweiler. 

Radusch, Gerichtsassessor in Werl. 

Rasmus, Vertreter des Oberstaatsanwalts, erster Staatsanwalt in 
Naumburg. 

Schmidt, Gefängnispfarrer in Dortmund. 

Trinius, Frl., Vorsteherin des Kgl. Frauengefängnisses Berlin. 
Wittlich, Jugendgefängnis. 


Sachsen. 

Pallmann, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Waldheim. 

Württemberg. 

Ellinger, Gerichts-Assessor bei der K. Zuchthausdirektion Ludwigsburg. 
Mayerhausen, Kaplan, kathol. Hausgeistlicher am K. Landesgefängnis 
Hall. 

Yelin, Oberstaatsanwalt am K. Landgericht Hall. 


Österreich. 

Hacker, Dr. Gerichtsnotar, Preßburg. 
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Ausgetreten. 

Baden. 

Frommberg, Dr., Landgerichtsrat in Karlsruhe. 

Hottinger, Landgerichtsrat in Karlsruhe. 

Köhler, Dr., Oberamtsrichter in Waldshut. 

Winter, Landgerichtsrat in Karlsruhe. 

Hamburg. 

Reuss, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Gefängnis II, Fuhlsbüttel. 

Hessen. 

Wald mann, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Landeszuchthaus 
Marienschloß. 

Preußen. 

Elberfeld, K- Staatsanwaltschaft. 

Glorius, Strafanstaltsdirektor in Elberfeld. 

Hoffmann, Dr., Medizinalrat in Berlin. 

Migula, Hauptmann a. D., Gefängnisdirektor a. D. in Preungesheim. 
Stobwasser, Pfarrer, evang. Geistlicher am Gerichtsgefängnis Magde¬ 
burg. 

Wiek, Strafanstalts-Oberinspektor in Köln. 

Sachsen. 

Lange, Dr., Anstaltsarzt an der Strafanstalt Waldheim. 

Riihiemann, Direktor a. D. in Dresden. 

Winkler, Strafanstaltsdirektor in Bautzen. 

Württemberg. 

Bacmeister, Staatsanwalt in Heilbronn. 

Heintzeler, Dr., Rechtsanwalt in Besigheim. 
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»mm........ 

Karl Söttitcv* Uniuerjitätebu<f)f)anMunß in $>eifcel£»erg 


8$or furjem erfdjien bas 8. Saufetib üon: 

®er ®etttfd)^?ran5öfifd)e Äriecj 1870/71 

t>oit St. «täfylin 
5?. bat)r. Oberleutnant 

a. o. tjkofcffor an ber Uniöerfilät fpeibelberg 
al3 o. ö. tßrof. für neuere ©efd)id)te a. b. Unio. Strasburg berufen. 

SDtit 18 Starten. 8°. ©ebunben 3.— 9Jt. 

„Selten Ijabe id) einem 93ud)e gegenüber bas ©efiit)! fd)led)tl)inigen 
©eborgenfeinS, unbebingten 2?ertraueu3 in biefem SÜJtaffe gehabt, mie 
Ijier. . . . 2111 ba§ geftaltet StäblinS 9öcrf ju einer SMeifterfdjöbfung. 

Sie feljr praltifd) gcfaljte 93eigabe eineö Sdjladftenatianten nerteifjt 
bem ©angen einen meiteren ©rab erfd)öpfenber 93cnufcbar!eit. Sturj: 
eine ber erfreulid)ften Grfdjeinungen ber lebten Saljre." 

tfßrofeffor Sr. Ipelmolt in ber SSeferjeitung. 

„... Sie Starten finb jiuar 3 al)lreid), fönuten aber ettuaä fdjöner 
fjergcftellt fein, in altem anbern aber ift ba§ 93ud) ©tätjlinS in 
f e i n er 21 r t f d)I e d) 11) i n t> o 11! o m m en.'' Sübbeutfdje SJtonatSlfefte. 

„90er 9JJoltfe3 ©efdjidjte bcS Siricges 1870/71 befiel, ber benfe 
nid)t, bafj etma baö Oorlicgenbc 93ud) überflüffig fei. Senn wenn i ij n 
9Jt o 11 f e in ben Strieg t e r [ e t, b a S 93ud) ©tätjlinSljebl 
iljn über betreiben. ... el ift gleid) au^geseidinet burd) grünb> 
lidjel Söiffen, tuie burd) fcltene ©eftalhmgä« uub Sarftellungsgabe." 

93cibagogifd)er 3aT)rc§berid)t. 

SSHHHHIHHIHHHHHHIIIHHHIHHHHHHHIIIHHIIIIHIIISS 


Außer einer Mitteilung an die Vereinsmitglieder liegt diesem Hefte 
noch der Titelbogen für den 48. Band bei, der mit dem vorliegenden Hefte 
abschließt. 


IHHHHHIHHHHIHHHHHHHHIIHHHHHIHHIIHHHHHIHHI 
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Carl Winters Universitätsbuchhandlung in Heidelberg 


Das Verbrechen und seine Bekämpfung 

Einleitung in die Kriminalpsychologie für Mediziner, Juristen und Soziologen 
Ein Beitrag zur Reform der Strafgesetzgebung 

von 

Prof. Dr. G. Aschaffenburg 

in Köln am Rhein. 

Zweite verbesserte Auflage. 

Geheftet 6 M., in Leinwand gebunden 7 M. 

Aschaffenburg ist der erste deutsche Schriftsteller, der den kühnen Wurf gewagt hat. 
Er gibt uns das System einer auf wissenschaftlicher Grundlage ruhenden Kriminalpolitik. 
Da ich selbst seit über einem Jahrzehnt in meinen öffentlichen Vorlesungen, früher in 
Halle, jetzt in Berlin, dieselbe Aufgabe mir gestellt habe, ohne zu einer mich befriedigen¬ 
den Lösung zu gelangen, so glaube ich zu einem Urteil über das Buch berechtigt zu sein. 
Ich kann es in wenigen Worten zusammenfassen: Wir haben es mit einer bahnbrechenden 
Leistung zu tun. Das heißt: der Verfasser hat uns den Weg zum Ziel gewiesen.... Er 
hat, in deutscher Sprache als der erste, ein Gebiet der streng wissenschaftlichen Bearbei¬ 
tung gewonnen, das bis dahin der Tummelplatz dilettantischer Versuche gewesen ist. Er 
hat den Grundriß entworfen, nach dem der Bau der neuen Wissenschaft aufgeführt wer¬ 
den kann; und er hat, an der Hand dieses Grundrisses, den Rohbau aufgeführt. Es wird 
seinen Nachfolgern nicht schwer fallen, neues Baumaterial herbeizuschaffen, im einzelnen 
auszugestalten, was er nur angedeutet hat, und den Rohbau nach innen wie außen der 
Vollendung entgegenzuführen. Sein Buch ist die wertvollste von allen Vorarbeiten für 
das künftige deutsche Strafgesetzbuch. Dieses Verdienst wollen wir dem Mediziner neidlos 
zuerkennen F. v. LISZT in der Deutschen Literaturzeitung. 


Bibliothek der Kriminalistik 

Einzeldarstellungen der Strafrechtswissenschaft und ihrer Hilfswissenschaften. 

Herausgegeben von 

Prof. Dr. G. Aschaffenburg in Köln am Rhein und Prof. Dr. N. Herrn. Kriegsmann in Tübingen. 

Band I. Einführung In die Gefängniskunde. 

Von Prof. Dr. N. Hermann Kriegsmann in Tübingen. 

gr. 8°. Geheftet M. 5.40, in Leinwandband M. 6.40. 

....,,Kriegsmanns Einführung“ gibt zunächst eine umfassende geschicht¬ 
liche Darstellung, wie im Gefängniswesen das Gegenwärtige sich entwickelt 
hat, und dann einen Überblick über die Grundsätze und Gedanken, nach 
denen es im künftigen StGB, und Strafvollzielumgsgesetz fortgebildet werden 
soll. Auch die Beziehungen des Strafvollzuges zur Freiheitsstrafe selbst und 
ihrem System sowie zu den einschlägigen Problemen der Sozialpolitik werden 
erörtert und die Einrichtungen besprochen, die mit der Strafe zusammen¬ 
wirkend deren Vollzug für die menschliche Gesellschaft zum Nutzen gestalten 
sollen: sichernde Maßnahmen, Fürsorgeerziehung, Entlassenenfürsorge, 
Rehabilitation. Als das ,,einheitliche Ziel aller Strafrechtspflege“ sieht 
Kriegsmann „die Verwirklichung der vergeltenden Gerechtigkeit“ an, aber 
er verkennt nicht, daß anderes und mehr dazu kommen muß, um den letzten, 
höchsten Zweck zu erreichen, dem auch der Strafvollzug mit seinem engeren 
Ziel dienen soll: die salus publica. Auf 350 Seiten gibt das Buch in kurzer, 
knapper Darstellung und flüssiger Sprache eine Fülle des auch für den Nicht¬ 
fachmann Wissenswerten. Seine eigene Stellung legt der Verfasser überall 
mit Ruhe und Sachlichkeit dar. Das Buch kann danach nicht nur den Fach¬ 
leuten, sondern jedem Gebildeten empfohlen werden, der einen Einblick in die 
wichtigen und interessanten Fragen der Gefängniskunde gewinnen will. 

Oberlandesgerichtspräsident Dr. v. STAFF, Marienwerder, in der Deutsch. Juristenzeitg. 
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H i. 1_1 J 1 r* 1 1 Heeres- oder Flottenverstärkung? Ein 

Deutschland und ilngland. historisch-politischer Vortrag von Dr. 

HERMANN ONCKEN, o. ö. Professor der Geschichte an der Universität Heidelberg. 
3. und 4. Tausend. 60 Pfennig, ooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo 


England u. Deutschland zurZeit des großen Krieges 

von P. LENARD, Professor der Physik in Heidelberg. Geschrieben Mitte August 191-1. 
Preis 30 Pfennig, oooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo 


Frankrfrirh 1 and und Staat Von HAAS ’ 

r railKreiCIl. L.dIlU UHU Olddl. Universität Tübingen. XII und 620 
Seiten, ln Leinwand gebunden 4 Mark 20. — Das Buch gibt erschöpfende Auskunft 
über alles, was Frankreich betrifft, ooooooooooocoooooooooooooooooooooooooooooooooo 


Über Rußland, die russische Kunst und den großen 

Tv l . 1 • l r? 1 von KARL STÄHLIN, Professor für 

Dichter der russischen tirde Geschichte an der Universität Heidel¬ 
berg. Mit 164 Abbildungen. Gebunden 6 Mark, ooooooooooooooooooooooooooooooooo 


Italien von heute. 


Im Jahre seines fünfzigjährigen Jubiläums. Historisch¬ 
politisch-nationalökonomisch betrachtet von ALBERT 
ZACHER. VIII und 267 Seiten. In Leinwand gebunden 3 Mark 80. oooooooooooooooo 


Nach Erklärung der Mobilmachung. ^Tstadfund vLZ 

sität (Heidelberg) einberufenen vaterländischen Versammlung am 2. August 1914 von 
GEORG TROELTSCH. 3. bis 4. Tausend. 50 Pfennig, ooooooooooooooooooooooooooao 


CARL WINTERS UNIVERSITÄTSBUCHHANDLUNG IN HEIDELBERG 

Friedrichs des Großen 
Gedichte 

vornehmlich aus der Zeit des siebenjährigen Krieges 

ausgewählt und verdeutscht von 

FERDINAND FEHLING 
a. o. Professor an der Universität In Heidelberg. 

Preis 1 Mark. 

Der Reinertrag während des Krieges ist für die Hinterbliebenen gefallener Krieger bestimmt 

■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■> 

Carl Winters Universitätsbuchhandlung, Abt. Druckerei, Heidelberg. 
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